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Dorrede. 
zur dritten Auflage. 





Die dritte Auflage der „Staatslebre”, die ich hier 
mit veröffentlihe, hat außer der allgemeinen Durdhficht 
eine ftarfe Vermehrung erhalten. Ermeitert find 
bauptfächlich die Kapitel: über die Gemeinde ($. 7 —9), 
über die Stände und die Gefellfihaft ($. 14), über das 
Mefen des Staated ($. 36 u. 38), über das Staats 
grundgefes ($. 83), über die Preſſe ($. 141), über die 
Volksfouveränetät ($. 147 u. 148). Neu binzuge- 
fommen find die Kapitel: „von obrigfeitlichen Rechten 
der Grundbeſitzer“ — „von der Unterfcheidung Fonftitu- 
tioneller und anderer Geſetze“ — „der Berfaffungs- Eid 
und die Heilung deftructiner Verfaſſungen“ — die Lan— 
deöbertretung nad) 1848* — „die abfolute Monardjie“ 
— „die Republif* — „die Erflärung der Rechte“ 
— „bon dem Rechte des Volkes zur Empörung.” — 
Meine Abfiht mar, noch einen fünften Abfchnitt über 
das Verbältniß des Staates zur Religion und Kirche 
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hinzuzufügen. Damit wäre aber der Band zu ſehr an 
Umfang angefhwollen. Ich behalte mir dahet vor, die 
Ausführung darüber demnächft befonders herauszugeben. 

Die Staatslehre fchließt ih im Shſtem, wie in 
voriger Auflage, ald die zweite Abtbeilung der „Rechts: 
und Staatslehre” (oder des zweiten Bandes der „Philo— 
fopbie des Rechts“) an die drei Bücher der eriten Abthei- 
lung (Philoſophiſche Grundlagen — Recht — Privatrecht, 
als das vierte Buch (Staats- oder öffentliches Recht). 
Die Anführungen aus der erften Abtbeilung find daher 
nah Buch und Paragraphen, die aus ihr felbft nur nad 
Paragraphen bezeichnet. Obwohl nun aber die Staats— 
lehre einen ergänzenden Theil des gefammten Werfes 
„die Philoſophie des Rechts“ bildet, jo ift fie doch aud) 
unabhängig bon allen andern Theilen dieſes ganzen 
Curſus ein in ſich gefhloffenes Werk über den 


— —— — — — — 


Es iſt ganz beſonders die Staatslehre, mit wel— 
cher ich bei der dritten Auflage 1856 ganz anders vor 
dem Publikum ſtehe, als bei der zweiten 1846, da meine 
ganze parlamentariſche Laufbahn inmitten liegt. Sie 
erſcheint mit der erhöhten Bedeutung und der erhöhten 
Verantwortung, welche die That begleiten. Die Grund- 
ſätze, welche fie befennt, oder diefen verwandte Grund- 
füge find dur das Zufammenwirfen von Männern 
und von Ereigniffen das Progranım einer großen und 
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dur) ihr Gewicht in Lande mächtigen Partei, find ein 
Faktor im öffentlichen Zuftande geworden, meine Ver— 
antwortung ift eine folidarifche geworden. Aber auch 
die AUnfeindung ift mit der erhöhten Bedeutung geftiegen. 
Gegen diefe Anfeindung babe ich weder Geringſchätzung 
noch Gleichgültigkeit; denn ich halte nicht dafür, daß 
aller gemeinſame Boden ſittlichen und wiſſenſchaftlichen 
Urtheils ſo vernichtet ſei, daß man um die auf der an— 
dern Seite ſich nicht zu kümmern habe. Wohl aber 
habe ich gegen ſie ein ruhiges Bewußtſein. Ich habe 
die Zeitmeinung nicht herausgefordert, nicht Muthwillen 
getrieben, ſie zu erbittern, vielmehr ſuche ich überall, ſo 
weit das möglich, mit ihr die Verſtändigung. Nur konnte 
ich nicht anders, als die erkannte Wahrheit in ihrer 
ganzen Schärfe und Beſtimmtheit ihr entgegenhalten, und 
ſo ſie ſich daran ärgert, ſo iſt das nicht meine Schuld. 
Insbeſondere aber habe ich die Beruhigung, daß es 
nicht bloß falſche Beurtheilung, ſondern hauptſächlich fal— 
ſche Angabe und Unterſtellung iſt, durch die man mich 
bekämpft. 

Iſt es ein Tadel, daß ich, wie ſeit einem Viertel— 
Jahrhundert in der Literatur, ſo auch in meiner ſtaat— 
lichen Wirkſamkeit das göttliche Recht der Obrigkeit, die 
Legitimität, das monarchiſche Princip, den chriſtlichen 
Staat, die geſchichtliche Ordnung vertreten habe, ſo nehme 
ich dieſen Tadel gern auf mich. Aber auch die Liebe zu 
verfaffungsmäßiger Ordnung, verbürgten Rechten Des 
Landes und der Unterthanen babe ich hier jo wenig ale 
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dort verläugnet. Der wiederholten Beſtrebung, auf ge⸗ 
ſetzlichem Wege unumſchränkte Regierungsform berzuftel- 
len, haben ich und meine Freunde widerſtanden, die 
mit der Monarchie vereinbaren Rechte der Landesvertre— 
tung haben wir überall gewahrt, und wenn für Durch— 
bildung und Verbürgung auch der wohlbegründeten neuen 
Freiheiten nicht die volle Energie aufgewendet wurde, ſo 
iſt zu bedenken, daß, nachdem die Exploſion von 1848 
alle die Erſchütterung und Zerſtörung angerichtet, nach— 
dem der Liberalismus ſeit mehr als einem Jahrhundert 
in der Lehre, und mehr als einem halben Jahrhun— 
dert in den Maaßregeln der Regierungen geberrfeht bat, 
es doch wohl die überwiegende Anforderung war und 
noch ift, dorerft die wahren Fundamente der öffentlichen 
Ordnung zu befeftigen, und die Regierung, welche fie 
pflegt zu fräftigen. Das unverbrüchliche Recht der Per— 
fon und die Freiheit des Gedankens und der geiftigen 
Bewegung ift für ung nicht minder Ziel ald für die 
liberale Partei, wenn wir fie anch nicht mit gleicher 
Rüdfichtslofigfeit und Ausſchließlichkeit anftreben dürfen, 
und die Gefahr, unterdrüdt und mundtodt gemacht zu 
werden, ift, wie felbft die Erfahrung unter den günftigften 
Verhältniffen zeigt, für uns noch viel größer und näher, 
als für fie Willkürherrſchaft (arbitrary government), 
Abfolutismus, Unterdrüdung durch mechaniſche Mächte 
ift darum mahrlich weder unfer Ideal, noch auch unfer 
Intereſſe. Vollends aber haben wir nichts gemein mit 
den Rathſchlägen, durch Gewaltthat und Verletzung von 
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Gefeb und Eid die Ordnung und die Möglichkeit oder 
bielleiht nur die Bequemlichkeit des Regierens berzuftel- 
len, nicht gemein mit der überjchlagenden Lopalität, 
daß, je vollftändiger die Verneinung alles deſſen ift, 
was feit einem Jahrhundert ald Freiheit und als Gut 
angeftrebt worden, defto höher die politifche Eorrectheit 
ſei. Es ift ein beflagenswerther Irrthum, zu meinen, 
daß die Kataftrophe von 1848 bloß auf dem Fleinen 
Verſehen beruht babe, daß man einen obnmädhtigen 
Volksauflauf nicht mit der gehörigen Energie der Baho— 
nette und Kartätſchen niedergefchlagen, und daß der— 
gleichen fich nicht wiederholen könne, nachdem Cavaignac 
und Changarnier die militairifhen Mittel gegen die Bar- 
rifaden aufgefunden, und die Staatdmänner zu der Ein- 
fibt gelangt find, wicht wieder Conceffionen zu maden. 
Jene Kataſtrophe — nenne man fie Auflauf oder Rebo- 
lution — fie war ein göttlihes Gericht, und ein Ge- 
richt nicht bloß über die Sünden des Volks, fondern 
auch über die Sünden der Obrigfeit. Grade daß fo 
unbedeutende Kräfte ſolche Erjchütterung anrichteten, daß 
beergeftügte Königs- und Kaiſerthrone vor einer Handvoll 
Arbeiter und Studenten fielen, ift dafür eine Beltätigung. 
Obrigfeitiihe Sünde ift ed nun freilih, der bon Gott 
verliehenen Autorität im Werben um Volksgunſt oder 
aus Furcht zu vergeben, und es ift nur zu wahr, daß 
fie damals im reichlichiten Diaaße geübt worden ift. Aber 
obrigfeitlihe Süude ift e8 nicht minder, über Recht und 
Eid ſich hinwegzuſetzen; ftatt des gottverordneten Weges 
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der Gefeßlichkeit, der da Geduld und Beharrung erfordert, 
den felbftgewählten Weg der Gewalt zu gehen, oder das 
den öffentlichen Gütern geweihte Amt als Domaine für 
den Eigenwillen und die Eigenzwecke auszubeuten. Obrig— 
keitliche Sünde iſt es nicht minder, die Ehre des wahr: 
haftigen Gottes und ſeiner Offenbarung und das Recht 
der auf ſie gegründeten Kirchen dem zeitlichen Meinen 
der Menſchen Preis zu geben, oder eigenmächtiges Spiel 
mit den Heiligthümern zu treiben, und es ift der Gipfel 
obrigfeitliher Sünde, Unrecht gegen die Menſchen zu 
begeben, und die Ungunft daraus durch Unrecht gegen 
Gott, durch Buhlen mit dem Unglauben aufiwiegen zu 
wollen. Keiner diefer obrigfeitlihen Sünden babe id) 
durch Wort oder That, in oder außer Preußen, in mei: 
nem öffentlich oder im meinem nicht öffentlich geworde— 
nen Handeln jemals wiffentlih Vorſchub geleiftet. 

Nur die Anwendung der Grundfäße von Obrigfeit 
und bon einem Recht, das da über dem Volk und dem 
jesigen Gejchlecht ftebt, ift mein und meiner Genoſſen 
Verhalten in der deutfben Sache. Es beruht nicht 
auf partifulariftifcber Abfchließung, nicht auf Mangel an 
Sinn für Einheit und Größe deutfcher Nation. Wir 
waren „nicht der Deutfchen Sache, fondern nur der revo— 
Iutionären Sade gran.“ Die Erhebung von 1848 
war borberrfchend nicht eine nationale, fondern eine 
demofratifch liberale. Hätte man ein völlig einheitliches 
Deutfhland geboten unter unumfchränfter Monarchie 
oder doch unter überwiegend fürftliher Gewalt nach Art 
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des deutfchen Reichs, man würde den gegebenen Zuftand 
des zerfplitterten Deutſchlands mit feinen Badifch : Wür- 
tembergifch - Heffifhen Kammern weit vorgezogen haben. 
Sie jtellte fi darum bon Anbeginn und durch alle 
Stadien auf das Tundament der Volksſouveränetät, und 
ihr Plan und Merf war nur die Vollziehung der allge: 
meinen Schablone der Revolution. Die Grundrechte der 
Deutſchen waren die Grundfäße der Franzoſen 
von 1789. Die Reihöverfailung war die Republik, war 
die demofratifch aufgelöfte Republif unter dem Namen 
des Raifertbums. Nur durch vorbedachten Eidesbruch des 
Königs don Preußen konnte fie, wenn das überhaupt 
möglich war, vegierungsfähig werden. Zudem, fo wahr 
und erhaben der Gedanke der deutſchen Einheit it, fo 
war doch die Art feiner Ausführung, war der Plan 
eines deutfchen conftitutionellen Bundesftaateg, 
wie ih ſchon dort nachwies, eine Unmöglichfeit.*) Ein 
folder zufammengejester und doch einheitlicher Staate- 
förper, wie man ibn unter der Bezeihnung Bundes: 
ftaat anftrebte, fann nur entweder ein Verein von Für: 
ften ſehn, wie das deutihe Reich, oder ein Verein 
fouveräner Bolksverfammlungen, wie die nordamerifa- 
nifche Union, nicht aber ein Verein zugleich don Fürften 
und don Unterthanenverfammlungen, alfo nur entweder 
monarchiſch oder republifanifch, aber nicht conftitutionell, 
Daß die Unterthanen der deutfchen Yandesherren wieder 


*) Vergl. meine Schrift „die deutfche Reichsverfaſſung“ u. f. w. 1849 
S. 3, und meine Rede im Erfurter Vollshaufe, 12. April 1850. 


XII Vorrede zur dritten Auflage. 


als Mitglieder der deutſchen Nationalvertretung die legis— 
lative Gewalt über ihren Randesherren fein follte, ift eine 
politiihe Monftrofität. Das ächte deutfche Reich hatte 
die Einficht, daß, wer da landfäflig ift, nicht reichsſtän— 
difeh, und wer da hinterſäſſig ift, nicht landſtändiſch ſeyn 
fann. Das unächte deutſche Reich aber Fonnte freilich 
diefe Einfiht nicht haben, da es den Begriff der Obrig- 
feit, auf dem fie beruht, aufgegeben, und diefer Grund, 
bon dem das Unternehmen ausging, märe auch ficher 
fein Erfolg gewejen: die Einbuße der Obrigfeit. Schon 
mechaniſch mar eine conftitutionelle Monarchie, die zu- 
gleich wieder aus conftitutionellen Monarchieen beftehen 
follte, war eine Vereinigung aller der Pole — könig— 
liches Centrum, einbeitlihe Volksvertretung, Vielheit von 
Qandesfürften und Xandesvertretungen — ein unlös— 
bares Problem, und hätte ſolch complicirte und un: 
mögliche Verfaffung in eine einfache und mögliche über- 
geben müfjen, und das wäre, da man die Sicherungen 
dagegen verweigerte, eben die Souveränetät der einbeit- 
lihen Volfövertretung geworden. Aber auch die Er- 
furter Uniong - Verfaffung erftrebte dieſes unmögliche 
Problem, auch fie gewährte nicht die Sicherung gegen 
Vebergang in Republif, ja vernichtete ſchon grundfäßlich 
die monarchiſche Souveränetät dur die Errichtung 
einer Gerichtäbarfeit über das Föniglihe Recht. Noch 
auch war das Direktorialprojeft dagegen im Geringften 
ein Correctiv. Es hätte wohl verhütet, daß alle andern 
Fürſten unter einen Fürften famen, aber um fo ficherer 
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bewirkt, daß das gefammte Fürftentbum, durch innere 
Rivalität, unter da8 Parlament fam, und überdies nicht 
einmal die eritrebte Einheit gewährte. 

Sollte e8 nun Mangel an Nationalfinn ſehn, daß 
wir nicht in die Zerftörung der Drönungen und ber 
Güter deutſcher Nation willigten, und daß mir nicht den 
eignen Staat, der ein Mittelpunkt deutfcher Gefittung, 
ein Träger deutfcher ruhmreicher Geſchichte ift, untergehen 
laffen mollten in dem Chaos, aus welchem nach leicht- 
gläubiger Hoffnung ein eimbeitliche8 mächtiges Deutich- 
land erftehen follte® Sollte es Mangel an National: 
finn fehn, daß mir der Illohalität der Frankfurter Be- 
Ihlüffe widerftanden, daß wir dem Entwurfe von Erfurt 
nur mit zÖgernder Vorfiht und nur unter Einfchrän: 
fungen und Bedingungen und anfchloffen? daß wir zwar 
keineswegs dem conftitutionellen Bundesftaat entgegen 
waren, aber auf eine Einrichtung defjelben drangen, nad) 
der bei feinem unausbleiblihen Vermandeln und Um: 
Ihlagen in eine andere Staatsform die monardhifche 
Macht und das preußifche Königthum als der fefte un- 
wandelbare Punkt gefichert blieben? Wenn die Ehre 
und Macht deutfcher Nation, melde nur durch die Ein- 
heit erreicht werden fann, wirklich der oberfte Gefichts- 
punkt ift, jo mochte doch die liberale Partei zu Gunften 
derfelben auf ihr Idol der Volksgemalt verzichten. Ein 
monarchiſch einheitliches Deutfchland, wie unter dem alten 
Reih und mit noch ftärkerer Königsgewalt, als fie feit den 
Hohbenftaufen beftand, ift wenigſtens eine mögliche Staats- 
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form, fie wäre darum vielleicht zu erreichen geweſen. 
Aber das nur augzufprechen, hätte man für Mahnfinn 
oder Frechheit gehalten. Soll e8 nun nur bei ung Mangel 
an Nationalfinn ſeyn, daß wir nicht auf unſre Gewiſſens— 
überzgeugung von dem Recht beftehender legitimer Obrig— 
feiten, und nicht auf unfre politifche Ueberzeugung bon 
der Nothwendigkeit monardifcher Verfaffung verzichte: 
ten? Und bätten wir darauf verzichtet, und hätte man 
auch da, wo die Entfcheidung lag, darauf verzichtet, 
wäre dadurch die erftrebte Einheit gefichert, ja märe fie 
auch nur wahrſcheinlich geweſen? Hätte die Republik, 
mit oder ohne conftitutionellen Schein, eine Bürgfchaft 
für fie gegeben? Iſt etwa die Eiferfucht unter den deut: 
hen Stämmen nicht mindeſtens eben fo groß als unter 
den deutfchen Fürften ? 

Auch unfre Stellung bei der orientalifhen Frage 
ift mit durch diefe Grundfäße beftimmt. Allerdings war 
unfer nächfter Beweggrund dag Machtverhältniß 
der Staaten, daß Deutichland nicht ein Uebergewicht 
der Meftmächte fördere, fo wenig ald Rußlands. Aber 
e8 war unjer Beweggrund doch auch dag Machtver— 
bältniß der Prinzipien, daß die Revolution, die 
vom Weiten zwar in unterbrochenem aber immer wieder: 
boltem Stoße ausgeht, nicht ihr unbeftritteneg Reich in 
Europa aufſchlage, daß Deutfchland eine bewährte Bun- 
desmacht gegen fie an Rußland behalte, das nad) ſeinen 
natürlihen Bedingungen Träger monardifcher Autorität, 
geihichtliher Ordnung, kirchlicher Staatsgrundlagen ift, 
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und e3 war insbefondere unfer Beweggrund, daß Deutfch- 
land fein Schwert nicht ziehe in einem Krieg für Die 
Integrität mabomedanifchen Reichs über chriftliche Unter- 
tbanen. Und bat nicht fchon jet der Ausgang nur zu 
ſehr unjre Auffaffung betätigt? Hat man nun dod 
wirklich diefes mahomedanifche Reich in die Gemeinschaft 
der chriftlihen Staaten aufgenommen, daß es mit ihnen 
den Zuftand des chriftlichen Europa ordne und beberrfche! 
Hat man nun doch wirfli aus Zärtlichkeit für die un- 
jetrübte Souverainetät des Sultans, obwohl er nur noch 
durch Hülfe chriſtlicher Mächte über feine chriftlihen Un- 
tertdanen berricht, Dennoch diefe chriftlihen Untertbanen 
ohne Schuß und dölferrechtlihe Bürgfchaft feiner Gnade 
überlafen! — Dagegen ift e8 eine faljche Nachrede, daß 
wir eine Geftaltung unferer Zuftände nach ruſſiſchem 
Vorbilde, oder eine Einmifhung Rußlands in unfere 
inneren Verhältnifie, oder eine Führerſchaft Rußlands in 
Europa, der Deutichland als Gefolge diente, erreichen 
oder auch nur erfragen möchten. Es wird una Die ber: 
fönlihe Unabhängigkeit gewiß felbft von unfern Gegnern 
nicht abgefprochen werden. Ebenfo und aus demfelben 
Geifte aber find wir auch eiferfüchtig auf die Unabhängig- 
feit unfres Vaterlandes. Das Reich der Ordnung, Sitte 
und Bildung, wie es dor unferer Seele fteht, wie mir 
es in Wort und That bezeugen, fann fo wenig unter 
dem Einfluß Rußlands, als unter dem Einfluß Franf- 
reich8 gedeihen, jondern nur unfre eingebornen Herrſcher 
und der Geift unſres eignen Volkes in ihrer vollen Frei- 
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beit fönnen e8 gründen. Es liegt nicht an unferer Auf- 
faffung, noch an den Regierungen, welche fie theilten, daß 
Deutſchland nicht, wie wir e8 don Anbeginn ald Zielpunft 
ausgefprochen, bei diefer Verwicklung die oberfte Stelle in 
Europa als fchiedsrichterlihe Macht über den fämpfen- 
den Staaten einnabm, fondern von feinem feften Wider: 
ftand gegen die Forderungen der MWeftmächte und gegen 
den liberal» demofratifhen Andrang feine andere Frucht 
ärntete, als die immerbin auch nicht gering anzufchlagende 
der eigenen Bewahrung vor den Kriegsübeln. 

Indeſſen die deutfhe Frage und die orientalifche 
Frage find vworübergebender Natur, und fo denn aud) 
alles, was an Unmuth oder Vorwurf ih an fie knüpft. 

Aber merkwürdigerweiſe ift auch die Anklage gegen 
mich wegen des monarchiſchen Prinzips, durch die man 
mich früher moralifh zu vernichten meinte, in den Hin— 
tergrund getreten. Nachtem die antimonardifche Ge: 
finnung im Sabre 1848 fo augenfheinlid Schiffbruch 
erlitten, nimmt man nun flüglid die Miene an, als 
babe man niemals die monardifche Gemalt befänpft, 
als babe es ſich dort gar nit um Monardie und Re: 
publit, um mirflihes Königthum und conftitutionelles 
Sceinfönigthum gehandelt, fondern als gelte der ganze 
Rampf nur der Wriftofratie, melche nicht blos das Volt 
niederhalte, fondern grade felbft das Königthum unter 
fih zu bringen fuche, und feitdem gebt denn auch die 
Anklage gegen mich nicht mehr auf die Vertretung des 
töniglichen Intereſſes, da die Liberalen felbit fih für die 


Borrede zur dritten Auflage. xvu 


eifrigften Rohaliften ausgeben, fondern auf die Vertretung 
ariftofratifcher Interefien auf die Verbindung mit dem 
„Junkerthum“. | 

Ich läugne das nicht, ich vertrete Intereffen der 
Ariftofratie — näher bezeichnet der Ritterfhaft — und 
habe fie beveit3 in der erſten Auflage diefes Buchs 1833 
bertreten, wo ich dem öffentlichen Schauplake fern ftand 
und für immer fern zu fteben erwarten mußte Aber 
ich vertrete nicht ihr Intereſſe überhaupt, fondern nur 
beftimmte Intereſſen derfelben, nur ſolche, die, wie jedes 
wahre Standesinterefje, zugleich das Intereſſe des Landes 
find. Es find das: ihr gebührender. ftarfer Untheil an 
der Landesvertretung, ihre Verwaltung der Ortspolizei, 
die Stetigfeit ihres Grundbefißes in den Familien; leßtere 
erftrebe ich auch für den Bauernftand. Dagegen vertrete 
ich mit nicht geringerem Nachdrud das Intereſſe des all- 
gemeinen Staatsbürgertbums. Ich Habe, jene 
genau begränzte Berufsftellung ausgenommen, nie anders 
als das gleiche Recht aller Staat3bürger gelehrt, mie 
namentlich in Beftrafung der Verbrechen, in Beurtheilung 
der Injurien, und vor allem in Berufung zu den öffent: 
lihen Aemtern. Ich habe insbefondere überall und auf 
das Beftimmtefte jeglihe Stellung der Grundherren 
beftritten, durch welche die Ländliche Bevölferung in ein 
mittelbares Verhältniß gefebt würde, alle Batrimonialität 
der obrigfeitlihen Gewalt, alle andere Unterthanenfchaft 
außer der gegen den König. (Rede v. 1. Februar 1854 und 
11. März 1856.) Ich bin nicht der Schupredner für 

II. 2. . 
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den Geift des Junkerthums, den Kaftenftolz, den 
müßiggängerifh übermüthigen Verbrauch verdienſtlos 
empfangener Stellung, das nadte Gebahren des Eigen- 
nußes, die Stumpfheit für ideale Ziele, den ſchonungs— 
lofen Eifer für die politifhe Ordnung mit ihren Be- 
günftigungen bei erboſtem Widerftand gegen die kirch— 
lihe Ordnung mit ihrer Zucht und firengen Sitte. 
Sondern ich zeuge — und mußte befonders in jenem 
Zeitraum der Nivellivtung zeugen — für den ade- 
ligen Geift der Ehrfurcht gegen die Yamilienerin- 
nerung, der Tradition don hohem Beruf und bober 
Pflicht, der ritterlihen Ehre und Sitte, des Schupes 
und Beiſtandes für die minder wohlhabende Landbe- 
völferung, der perfönlichen Treue und Hingebung gegen 
den König. Es follen diefe fittlichen Motive der Vor: 
zeit bei der neuen Errungenfchaft fittlicher Motive, der 
Bürgerpflicht, Berufötreue, gefeblihen Ordnung, Ge: 
meinnügigfeit, allgemeinen nationalen Gemeinſchaft nicht 
untergehen, fondern mit diefen zufammen al3 die eine 
bolle Gefittung die Bevölkerung durdydringen und den 
gejellihaftlihen Zuftand tragen. Gebt doch auch dur 
unfer Heer ein hoher Nationalgeift, ſchon kraft der all- 
gemeinen Mebrpflicht, und doch zugleih ein Zug der 
alten Ritterlichfeit und Lehntreue, und befteht in diefer 
ihrer Durchdringung grade feine fittlihe Vortrefflichkeit. 
Auf jene Ächten ariftofratifchen Inſtitutivnen darf des- 
halb die Ariftofratie felbft nicht verzichten, da fie ihren 
Öffentlihen Beruf bedingen. Für fie einzuftehen, ziemt 
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aber grade auch dem, welcher dem Stande nicht ange- 
hört, da fie mefentlihe Bedingungen des allgemeinen 
MWohlbeftandes find, und da Lehre und Denkart der Zeit 
fie zu allgemeinem Schaden gefährden. So gut als jetzt 
die Landesvertretung für das königliche Recht einftehen 
muß, eben fo gut der VBürgerlihe für das Recht der 
Ariftofratiee Das erfordert grade der jebige National 
geift im Unterfchiede des früheren Standesgeiftes ?). 

Es befteht bei ung feine Gefahr ariftofratifcher 
Beeinträbtigung derallgemeinen Volksrechte. 
Wo find denn in Deutfchland und namentlich in Preußen 
auch noch vor 1848 die Vorrechte zu finden, die 1789 
die Erbitterung nicht ohne Grund berborriefen? Sieht 
man ab don einigen unbedeutenden und faum angemwen- 
deten Beltimmungen im allgemeinen Landrecht, welche Die 
fortfehreitende Gefebgebung gleichfam vergaß, im Großen 
und Ganzen hatte jedes Geburts-, fohin jedes wirkliche 
Standesvorreht aufgehört. Die Rechte der Kreis- und 
Provinzialftandfhaft, der gutsherrlihen Gerichtsbarkeit 
und Polizei ftanden dem bürgerlichen Befiker eben jo 
qut als dem adligen zu. Es gab rechtlich keinen Adel, 
fondern nur eine Ritterfchaft mit freiem -gleihem Ein- 


*) „Ich hoffe von der Nitterichaft”, fagte id) am 27. Januar 1852, 
„wie heute ſolche für fie auftreten, die ihrem Stande nicht angehören, 
um ihre dauernde Stellung (durch Fidetlommiffe) zu begründen, fo wer⸗ 
den fie dereinft in gleicher Weile auftreten fiir den Stand, der befonders 
ihrer Vertretung empfohlen ift, für den Stand des Heinen Grundbefiges.” 
Das ift auch wirklich in diefem Jahre (1856) durch die Vertreter der Ritter- 
haft im Herrenhanfe (Antrag des Grafen Igenplit) eben jo nad- 
drücklich als forgfältig und umſichtig geſchehen. 





** 
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tritt für Alle. Insbeſondere aber ſtand und ſteht in 
den maaßgebenden deutſchen Staaten, Oeſtreich, Preußen, 
Bahern u. ſ. w., die öffentliche Laufbahn unbegränzt 
jeder Fähigkeit und jedem Verdienſt offen, und es wird 
dem Bürgerſtand feine gebührende Ehre, daß Bürgerliche 
die höchſten Aemter erlangen, obne geadelt zu werden. 
Dieie wohlbegründete Gleichheit, die der franzöfifhe Prinz 
in feiner Rede bei der Anduftrie - Ausftellung zu Paris 
an Franfreich mit Recht fo ftolz anprieg, ift auch unſerm 
Vaterland, ohne daß es rebolutionirt wurde, gewonnen 
und fteht hoch oben unter feinen Gütern und Ehren, 
und daß fie nicht verkürzt werde, dafür bürgt die Ge— 
rechtigfeit und die Meisheit, ja bürgt das eigne Intereſſe 
feiner Fürften und ihrer Regierungen. 

Eben fo wenig befteht bei ung eine Gefahr ariſto— 
Fratifher Bewältigung der Fönigliben Wacht. 
Die Bergleihung namentlich mit dem frangöfifchen Adel un- 
ter der Reftauration und mit der chambre introuvable, 
die man wiederholt angeftellt bat, ift ohne allen Grund. 
Es iſt ſchon unfre Lage feit November 1848 eine ganz 
andere, als die der frangöfifhen Reſtauration. Das 
preußifche Königthum bat ſich nicht wie dort durch Hülfe 
fremder Mächte, fondern aus eigner Kraft wieder auf: 
gerichtet, e8 war nicht Bundesgenoſſe einer feindlichen 
Invafion, und feine Anhänger hatten nicht das Vater- 
land verlafjen, nicht feindliche Heere verftärft. Anderer: 
jeit3 hatte die Revolution bei uns nicht wie dort die 
Nation mit Ruhm und Macht gefrönt, fondern nur 
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Ohnmacht, Erniedrigung und Schmad über fie herein. 
gebracht. Es ftand darum nicht Föniglihe Gefinnung 
gegen patriotifhe Gefinnung, fondern alle vaterländifche 
Erinnerung und vaterländifche Vegeifterung fchloß fih 
an das Königtbum, und hatte insbefondere die Armee 
nicht Sympathie für die Revolution gegen die legitime 
Monarchie, fondern für Die legitime Monarchie gegen die 
Revolution. Ueberdies batte bei und der alte Zuftand 
nicht wie dort tiefe unerträgliche Webelftände, deren 
Befeitigung man der Revolution troß aller ihrer Gräuel 
doch danken, und deren Wiederberftellung man von der 
Reftauration beforgen mußte, und waren durch die Ne- 
bolution in ihrem furzen rubmlofen Verlaufe nicht er- 
worbene Rechte, wie dort an den Nationalgütern, nicht 
woblbegründete Größen, mie die der franzöfiichen Gene: 
rale und Staatömänner, nicht eine neue Generation mit 
einer neuen Denkart gefhaffen. Schon nach alleın diefen 
itand bei und die Ariftofratie duch ihre Betheiligung 
an MWiederherftellung der vollen Föniglichen Macht nicht, 
wie die franzöfifche, der Nation entgegen, fondern grade 
im Centrum der Nation. Zu diefer günftigeren Lage fügte 
fie aber auch die beffere Haltung. Es war ein großer 
Fehler der franzöfifchen Ariftofratie, daß fie ihre Macht 
auch im Gegenfage gegen die Tönigliche zu befeftigen, 
und zu diefem Zwecke überhaupt die Rechte der Kammern 
gegen die Krone zu erweitern fuchte Sie war in der 
Täufchung befangen, daß fie noch jest mie in früheren. 
Jahrhunderten getrennt von der Krone, auf fi) allein 
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geftellt, eine Macht im Lande fei, und in der Täuſchung, 
daß fie nur ihre alte, mittelalterliche Stellung behaupte 
und es feine andere Folge "babe, wenn fie unter einer 
modernen harte und in einer modernen Rammer fid) 
gebahre, mie dereinft unter der Verfaffung der etats 
generaux. Eine Beftärfung, aber auch vielleicht eine 
Entfehuldigung biefür war eg, daß der Reftauration zu- 
nächſt die imperialiftifche Phafe der Revolution vorher— 
ging, und deshalb nad einem Naturgefeb die Reaktion 
noch frifcher gegen den büreaufratifchen Defpotismus, als 
gegen die Demokratie gerichtet war. So erftrebte fie 
eine Kammergewalt, ftarf genug, um der Krone auch 
wider ihren Willen die liberale Büreaufratie abzudrängen, 
ohne zu bedenken, daß folhe Gewalt der Kammer die 
Krone überhaupt ihrer Macht beranben, und zuletzt doc) 
in ganz andere Hände fallen werde, als die ihrigen. 
Troßdem war doch die chambre ıintrouvable das 
einzige Element, welches die biftorifche Ordnung vertrat; 
und fo groß ihr Fehler war, fo mar doc die völlige 
Vernichtung derfelben Seitens des Königs ein noch 
größerer. — Diefer Haltung der franzöfifchen Ariftofratie 
ift aber die der unfrigen gradezu  entgegengefebt. 
Sie bat auch ſchon gar Feine Traditionen, mie Diefe, 
bon großen Herren (seigneurs), mit eignet vom König 
unabhängiger, militairifcher und politifher Macht. Das 
allerdings hat fie mit der Kammer von 1815 gemein 
und muß fie mit ihr gemein haben, daß fie gleichfalls 
die biftorifhe Ordnung vertritt, daß fie nicht gouber- 
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nemental und ‚minifteriell, fondern conferbativ ift, des» 
wegen den liberalen Büreaufratismus befämpft. Allen 
ihr war und ift immer die unverfehrte Macht der Krone 
das Erfte und SHauptfächliche, dem gegenüber die Rüd- 
fiht auf ihre eignen Gerechtfame nachſteht. Sie will 
nur mit der Krone, nicht gegen fie ftarf fehn. Das 
Aufhören der früheren abfoluten Monarchie ift nicht ihr 
Merk, und deren Wiederberitellung war nicht ihr Beruf. 
Daß fie hierauf einfach die Weltgeſchichte hätte zurück— 
lenfen follen, und zwar durch Fünftlich berbeigeführten 
Bruch der Verfaſſungsfeſtſetzung 1855, wird zwar von 
einer, wenn auch vereinzelten, doch achtbaren Stimme als 
ihre Pflicht, und die Unterlaffung deffen als ihre un— 
fühnbare Schuld erklärt, zufolge deren fie nicht auf mehr 
monarchiſche Gefinnung Apſpruch habe, als die conftitu- 
tionelle oder demofratifhe Partei. Aber fo unausgefekt 
und mit fo feltnem Selbftvertrauen zu der eignen ſtaats— 
männifchen Einfiht das auch wiederholt wird, fo hatte 
fie dennoch in Wahrheit nicht Grund und nicht Berech— 
tigung, einen andern Boden ald den bon der Propidenz 
ihr angemiefenen zu betreten, und auf diefem Boden bat 
fie fi nur monarchiſch bewährt. Sie bat feit 1849 
nivgend ein Gelüften gezeigt, ſich durch Stärkung der 
Kammern ftarf zu machen gegen die Krone, fondern hat 
im Gegentheil — in beiden Kammern unter ihren ber- 
fchiedenen Führern — felbft die dargebotene Macht aus: 
gefhlagen zur Erhaltung der Stärke der Krone Würde 
wohl die chambre introuvable auf das Gteuerbe- 
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willigungsrecht verzichtet, würde fie das von der Re- 
gierung felbft eingebrachte Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz, 
diefes befte Mittel gegen ein Dtinifterium Talleyrand 
oder Decazes, abgelehnt haben? Hätte in der 
chambre introuvable ein Worfführer der ariſtokrati— 
ſchen Partei unter dem Beifall derſelben ſagen können: 
„wenn wir heute erliegen, ſo erliegen wir nicht unſern 
Gegnern, ſondern der Regierung Seiner Majeftät, und 
wir werden, da fi darin die Macht der Regierung 
Seiner Majeftät bewährt, felbft unfere Niederlage als 
einen Triumph feiern“. Und umgekehrt, wirde unfere 
erite Kammer ungeachtet ihrer mwohlbegründeten Eiferfucht 
gegen die Büreaufratie glei der chambre introuvable 
ein Wahlgeſetz nicht etwa bloß ermäßigen, fondern ver- 
werfen, au dem Grunde, daß e3 der Staatsregierung 
einen bedeutenden Einfluß auf die Wahlen eröffnet? 

Es befteht bei ung feine Adelspartei, fondern 
ene monarhifcd -confervative Bartei von 
mannigfachen Elementen, wie bon mannigfachen Frak— 
tionen und Scattirungen. In ihr ift die Ariftofratie 
ein bedeutendes Clement, ein mächtiger Stamm und 
Mittelpunft. Und was diefe Partei ausgerichtet, Darüber 
ſchweigt freilich die Tagespreffe, die nur, was ihres Geiftes 
ift, feiert, aber e8 zeugen darüber die Thaten und die Er- 
folge. Sie hat die Macht der Obrigkeit befeftigt, hat 
an erfter Stelle die Regierung nad einer Revolution 
der Nothwendigkeit ungefebliher Maßregeln enthoben, 
bat in einem Staate von europäifcher Selbitftändigfeit 
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die Fortdauer einer Landesvertretung möglich gemacht, 
bat in Deutſchland das erfte VBeilpiel gegeben von Kam- 
mern, die dem Liberalismus nicht Huldigen, noch aud) 
ihn blos ermäßigen, fondern das Entgegengefepte, feine 
Auflöfung (le contraire de la revolution) mit ganzer 
Energie verfolgen, die der Regierung eine Stüße ftatt eine 
Schwächung find, die mit voller Unabhängigkeit treue 
Hingebung verbinden, und ein Shſtem der Corruption 
eben fo unmöglich als unnöthig machen, die den einzelnen 
Mapregeln der Regierung Widerftand leiften, aber für die 
Rechte und Prärogative der Regierung felbft die Schüßer 
und Wächter find. Sie bat die Macht der Regierung 
an feinem Punkte gebrochen, fie bat ihr den rechten Weg 
der wahren Prinzipien gegen die Hinderniffe und Ber: 
leitungen der falfchen Meinung geebnet, und bat aud) 
da, wo fie den Meg der Regierung nicht billigte, ihr 
wohl die Zuftimmung verweigert aber niemals die Yohalität 
verläugnet. Mill man das Ariftofratie nennen — daß 
ich mit dieſer Ariftofratie zufammenftehe, ift nicht Sache 
meiner Wahl, fie ift mir der gegebene Gefinnungs- und 
Bundesgenoffe. „Handelte es ſich um eine Oppofition 
der Ariftofratie gegen die Krone, fo märe ich der lekte, 
der in ihrer Reihe erfchiene. Ich bin nicht der Krone 
zugetban um der Ariftofratie willen, ich bin der Arifto- 
fratie zugetban um der Krone willen. Mich knüpfen 
weder perfönliches Intereſſe noch gefellichaftlihe Be— 
zjiebungen an die Mriftofratie, ih bin der rechten 
Seite diefes Haufes, auf welcher die Ariftofratie ein be: 
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deutendes Element iſt, nur politiſch verbunden. Es 
iſt die Armee, in welcher ich bis jetzt gedient 
habe.“ 

Nach allem dieſen mußte ich in dieſem Bande — 
der Staatslehre — es für beſonders angezeigt erachten, 
überall bei den betreffenden Materien auf meine Reden in 
der Erſten Kammer, bezüglich im Herrenhauſe zu verwei— 
fen,”) fo wie mitunter die Vorgänge, bei welchen ich be— 
tbeiligt war, in Anmerkungen zu erörtern, einestheil, 
weil in den Reden zufolge der hebenden und fpannenden 
Macht der Situation meine Grundfäße häufig viel an- 
Ihaulicher und eindringlicher dargelegt find, ald das in 
einem fehriftftellerifchen Werke möglich ift, anderntbeilg, 
um die durchgängige Uebereinftimmung meiner miljen- 
Ihaftlihen Lehre und meines thätigen Verhaltens aufzu- 
mweifen, meine Lehre dur die Probe der Anwendung, 
mein thätiges Qerhalten durch Treue gegen lange borber 
berfündigte Ueberzeugungen zu rechtfertigen. 

Berlin, im Mai 1856. 


*) Eine Auswahl meiner Reden habe ich früher felbft herausgegeben : 
„Reden von Stahl, Berlin 1850 bei Her (GBeſſer'ſche Buchhandlung).“ 
Eine vollftändige Sammlung derjelben ift nunmehr ohne meine Betheili- 
gung erihienen: „PBarlamentarifhe Reden von Stahl. Herausgegeben von 
Zreuherz, Doctor der Rechte. Berlin 1856, bei Hollſtein.“ 


Aus der Dorrede 


zur zweiten Auflage. 





Meine politifchen Weberzeugungen find im Weſent— 
lichen diefelben geblieben, wie in der erften Auflage. Ich 
gehe aus vom göttlichen Recht der Obrigkeit, von der 
Legitimität, von dev Souveränetät des Fürften, aber ich 
gelange gerade durch die tiefere Bedeutung diefer Fun— 
damente alles Staatenbeftandes zum ftaatlichen (oder 
fonftitutionellen) Brincip, d. i. dem Princip öffentlicher 
Nothwendigkeit in Verfaſſung und Verwaltung, und zur 
Entwicklung ftändifcher Wirkfamfeit im neueren national: 
einheitlichen Eharafter — bierin im Gegenfaße gegen die 
Bewegung der Zeit, welche diefe Einrichtungen nur vom 
Boden der Volfsfouderänetät und darum ohne inneres 
Maaß anftrebt, wie gegen die reaftionäre Lehre, welche 
fie verwirft. Ich will die Autorität und die Freiheit — 
das zwar wollen Alle; aber ich will Ordnung und Au- 
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torität nicht als Produkt der Freiheit (des Willens der 
Nation), ſondern als urſprüngliche, die vor der Freiheit 
und über ihr ſind, und will dennoch auch die Freiheit. 
Ich ſetze deßhalb die Freiheit nicht in die Selbſtregierung, 
in die Herrſchaft der Nation, ſondern in den ſelbſtthä— 
“ tigen Gehorſam, d. i. in die Mitvertretung und Mitge— 
ſtaltung ihres geſetzlichen Zuſtandes. Damit befinde ich 
mich in entſchiedenem Widerſtreit gegen die Grund— 
geſinnung der liberalen Partei; dagegen für mehrere und 
bedeutende Reſultate ihres Syſtems, die von meinen Ge— 
finnungsgenoffen häufig au den abſoluten Verirrungen 
gerechnet merden, ſuche ich nicht Abwehr, fondern nur 
Yäuterung und Begränzung. Dem Vorwurf, daß id 
mi dadurch felbft an dem politifhen Abfall der Zeit 
betheilige, habe ich nur die Frage entgegenzufeßen, ob 
man mir einen Zeitpunft (terminus a quo) bezeichnen 
fan, von dem an der Abfall beginnt, einen politifchen 
Zuftand, der werth geweſen märe feftgehalten zu werden? 
Mo nicht, fo darf auch der Bildungstrieb der Gegen- 
wart mit feinen eigentbümlichen Sormen nicht verworfen, 
jondern nur berichtigt werden. Das zwar entgeht mir 
nicht, daß nach dem Naturgefep mie nach aller gefchicht: 
lihen Erfahrung eine fogenannte „rechte Mitte” keinen 
Halt bat, überall die Gironde durch den Berg überwäl- 
tigt wird. Allein eine artikulirte Anficht, felbititändig aus 
Einem Brincip entwidelt, ift feine bloße „rechte Mitte“, 
und es ift ein Anderes, die ‚vechtmäßige Autorität auf- 
heben und dann nod dem losgelaſſenen Volkswillen 
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Maaß ſetzen wollen, und ein Anderes, an der recht— 
mäßigen Autorität vor Allem feſthalten und von ihr 
aus Volksbetheiligung in beftimmter Gränze hervor— 
rufen. Daß dies an ſich ausführbar ſeh, muß man als 
ein ethiſches Poſtulat feſthalten, wenn auch derzeit die 
vorwiegende Richtung, da ihr Ehrfurcht und Beſcheidung 
fehlen, der erſprießlichen Ausführung ein großes Hin— 
derniß iſt. 

Zwei Jahrhunderte durch hat in der Wiſſenſchaft 
ausſchließlich das Princip der individuellen Freiheit und 
der Volksgewalt geherrſcht, es hat ſich nach allen ſeinen 
Konſequenzen durchgebildet und zuletzt auch im Leben 
vollſtändig verwirklicht: als abſolute Emancipation 
des Menſchen von göttlicher Offenbarung und göttlich— 
menſchlicher, hiſtoriſcher Ordnung. Da iſt der ſchlummernde 
Sinn für die zerſtörte Wahrheit endlich wieder erwacht 
und der andere Pol des menſchlichen Daſehns, das was 
über dem Menſchen iſt, wieder in ſein Recht getreten, die 
großen geiſtigen Conceptionen tragen ſeitdem ein ganz 
anderes Gepräge, der Gang der Geſchichte geht nach 
einem andern Ziel. Es iſt vor Allem der chriſtliche 
Glaube, der allgemach völlig abſorbirt war, mit aller 
Lebendigkeit und augenfälligem Wachsthum wieder in 
den Gemüthern eingekehrt, und die Kurzſichtigen halten 
dieſe erſten Anfänge eines weltgeſchichtlichen Umſchwungs 
für die Idioſhnkraſie eines kleinen Häufleins, während 
ihnen der gehaltloſe Schaum, der auf der Oberfläche brauſt, 
die Schlackenmaſſe eines vergangenen Läuterungsprozeſſes, 
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als der fruchtbringende Keim der Zeit erſcheint. Es iſt 
das Königthum bei Vielen, und, was ſehr weſentlich iſt, 
vor Allem in feinem eignen Bewußtſeyn wieder eine 
moralifhe Macht geworden, nicht als bolfsbeltellter Trä- 
ger exefutiver Gewalt, fondern als die Obrigfeit, der 
das Volk von Gottes: und Rechtswegen unterthan ift. 
Es befteht mieder ein Sinn für ftändifchen Lebensberuf 
und feine korporative Pflege, für erworbene Rechte, für 
löblihe Zucht und Schranfe zur Mabrung materieller 
und geiftiger Güter. Das Alles ift ein großer Akt der 
Miederberftellung, den Gottes Vorſehung im Bewußtfehn 
der Zeit vollzieht, und fie wird ihn auch in den thatfäch- 
lihen Ereigniffen der Zukunft nicht verläugnen. Allein 
wenn wir wieder aufbauen, was jene Richtung zerftört 
bat, fo dürfen wir nicht zerftören, was fie gebaut bat: 
dad Recht des Menfchen, die Gelbitthätigfeit dev Nation 
die bverfaffungsmäßige Ordnung, die geiftige Macht der 
öffentlichen Rebenswürdigung. 


Diefe Principien ftehen mir über alle Zweifel feft, 
fie beruben auf unferer tiefften etbifhen Grundan- 
ſchauung. Etwas Anderes iſt die Durchführung. Dieſe 
gebt ind Gebiet der äußern mechanifchen Erfolge, iſt 
abhängig von der Fülle der Kenntniffe und Erfahrungen. 
Hierin mag id mannigfach irren, da zu biel einräumen, 
dort zu biel abfchneiden, den geftaltenden Entwidlungs- 
feim oder die Bedingungen der thatſächlichen Verhält— 
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niſſe mißkennen. Darüber beſcheide ich mich gern. Ich 
ruͤhme mich nicht, der rechte Steuermann zu ſehn, der 
Staat und Kirche durch die Klippen und Stürme dieſer 
Zeit ſicher hindurchzuführen vermöchte, aber ich glaube, 
daß mein Kompaß der rechte iſt, und daß ich in der 
Richtung ſegle, nach der hin das Land liegt. 

Berlin, den 12. December 1845. 


Der Verfaſſer. 
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Einleitung. 





Bon der Staatölehre überhaupt. 


8.1. 


Die Lehre vom Staate, wie fie in diefem Buche dargeftellt 
wird, ift gegründet auf den Gedanken des fittlichen 
Reiches. Diefer ift bewußte in fich einige Herrichaft nach 
fittlich = inteleftuellen Motiven über bewußte frei gehorchende 
Weſen, damit auch diefe geiftig einigend — er ift demnach 
Herrſchaft von perfünlichem Charakter nach jeder Beziehung, 
ein Reich der Perſönlichkeit. 

Der Gedanke des fittlichen Reiches, den wir der Staats- 
lebre zu Grunde legen, ift der oberfte ethiſche Begriff. Er 
geht durch alle Beziehungen und befteht unter allen Bedingungen 
des menjchlichen Zuftandes, er ift deffen allgemeine und abjolute 
Beitimmung (tEkos). Er gehört daher gleichmäßig dem reli- 
gtöfen, dem moralifchen und dem Nechtögebiete an. Das Reid) 
Gottes, dad die chriftliche Religion und jenſeits verheißt, ift 
feine vollendete Verwirklichung. Hier ift es die oberite Perjön- 
lihfeit, Gott, der die Menſchen nad) jeiner vollkommenen Hei- 
ligleit und Weisheit beherrſcht und in vollfommener Freiheit, 
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d. i. wie äußerlich fie erhaltend und ordnend, eben jo auch innerlich 
fie erfüllend, daß fie Eines Geilted und Eines Willens mit 
Ihm find und dadurd) unter einander (I. $. 27). Aber audy auf 
Erden ift die moraliiche Welt (daS innere Leben und daß freie 
Handeln der Menjchen) ein fittliches Reich, wenn auch nicht als 
ſolches fichtbar fich darftellend. Denn die reale Macht Gottes 
wirkt in uns das Anfehen des moraliſchen Gebots und, jeweit 
fie irgend erfolgt, deffen Erfüllung. Sie wirft die beftimmte 
fittliche Vorſtellungsweiſe der Voölker und Zeiten, fie die natür- 
lihen Folgen der Sünden und Lafter und die nur ahnend ver: 
nehmbare Nemefis im Leben der Menjchen und in der Gefchichte 
der Völker. Es iſt nicht fo, dab die Menſchen in abioluter 
Iſolirung, wie jeder in feinem Innerſten abgefchloffen ſich vor- 
fommt, ein unperiönliches Sittengefeß, eine todte Regel, befolgen 
oder verlegen. Es iſt ein Band über ihnen an der gemeinſam 
beberrichenden Macht, die überall Alle umfängt, aber erft dort 
offenbar werden ſoll. Die Sitte befteht nirgend blos als Geſetz 
und erfüllender Einzelner, fie bejteht überall al8 bewußte ge- 
meinjame Aufforderung und Fügung nad) einem gemeinfamen 
Ziel, fie befteht überall ald ein Reich. So ift denn endlich 
auch die bürgerliche Ordnung ein fittlihes Reich. Auch bier 
ift eine über den Menſchen erhabene Herrſchaft aufgerichtet in 
perfönlihem Charakter, d. i. ihrer ſelbſt bewußt und ihres 
Handelnd mächtig und mit einer realen Macht über fie; es wird 
bier die Herrichaft einer wirklichen natürlichen Perfönlichfeit 
erjeßt durch die gegliederte Einrichtung (den Staatdorganismuß), 
und es iſt die vollfommene oder doch die regelmäßig natürliche 
Beichaffenheit derjelben, daß fie audy in einer natürlichen Per- 
hönlichkeit (dem Königthum) ihr innerſtes Gentrum habe. Auch 
bier ift eg eine Herrſchaft von fittlich verftändigen Zwecken, und 
audy bier jollen die Menſchen frei gehurchen, indem die fittlich 
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verftändige Ordnung, die über ihnen fteht, aud) zugleich ihr 
eigned wahres Weſen und Wollen ift und fih nur durdy fie 
und in ihnen verwirklicht, und jollen fie durch die Hingebung 
an dieſe Ordnung und ihren Geift unter ſich geeinigt jeyn. Es 
iſt dieß allerdings eine ganz andere Art und eine weit niedrigere 
Stufe von fittlihem Reich, dab eine fünftliche aud den Menſchen 
jelbit gebildete Einrichtung, nicht eine höhere Perlönlichkeit 
(Gott), die Herrihaft hat, dieje deßhalb nach menſchlich ge- 
brechlicher Einfiht und Sitte geführt wird; ed ift eine niedrigere 
Stufe von fittlihem Reich, daß die beberrichende reale Macht 
und das Geſetz nicht untrennbar Eines find, fondern ſich löfen 
fünnen, und daß die innere Erfülltheit der Gehorchenden vom 
Geiſte des Geſetzes und der Ordnung, welche die Anforderung 
ift, in der Wirklichkeit nur dürftig befteht. Aber der Begriff 
des fittlichen Neiched und jene feine allgemeinen Merkmale find 
diefelben hier wie dort. Sein Begriff ift unſre allgemeinfte und 
innerfte Anichauung, weil er überall das von Gott der fitt- 
lichen Welt gejebte Ziel ift. Wir nehmen demnad die Normen 
der bürgerlichen Ordnung nicht von dem Urbilde des dereiniti- 
gen Gottesreiched her, und nicht von der moraliihen Welt, 
wie fie im Dieffeitö befteht, jondern aus dem Wejen des fitt- 
lihen Reiches, das als ein allgemeines diefen und ihr felbit 
in gleicher Weile zufommt. Wir bamen nicht auf Parallelen 
und Analogieen anderer ethilcher Gebiete, jondern auf die 
Charaktere, welche jedes ethilhe Gebiet nach dem Urgeſetze 
der fittlihen Welt in ſich trägt. 

Diefer Begriff des fittlichen Reiches giebt die tiefere (phi- 
lojophiiche) Grundlage und Bürgjchaft politiicher Ordnung und 
politifcher Freiheit. Denn er enthält als dieje jeine Charaktere 
die Noth wendigkeit einer über den Menjchen ſchlechthin erhabenen 
Autorität, d.i. eines Anjpruchs auf Gehorfam und Ehrfurcht, 

1* 


4 Einleitung. Bon der Staatslehre Überhaupt. 


welcher nicht bloß dem Geſetze, fondern einer realen Macht 
außer ihnen, der Obrigfeit (Staatögewalt), zukommt (Princip 
der Legitimität im Gegenjabe zur Volksſouveränetät), und zus 
gleich die Nothwendigfeit eined fittlich verjtändigen Inhaltes, 
welcher das unmwandelbare Wollen, daher auch die Schranfe 
diefer Autorität ift, d. t. die Nothwendigfeit des Geſetzes des 
Staates, das durd die Geſchichte überfommen über Fürft und 
Bolt fteht und nur nad) feinen eignen Bedingungen abgeändert 
werden fann (fonftitutionelle8 Princip im wahrbaften Sinn), 
und endlid) die Anerkennung der Nation (der Gehorchenden) als 
einer fittlichen Gemeinschaft, deßhalb felbftitändig, frei gehorchend, 
dem Geſetze nur ald Auddrud und Forderung ihre eignen 
fittlichen MWefend unterworfen (II. $. 10), aus dem e8 ur: 
ſprünglich durch Sitte und Herfommen hervorgeht, und an dem 
es bei jpäterer Fortbildung mitteljt der Zuftimmung der Landes⸗ 
vertretung erprobt wird (Repräjentativprincip im wahrbaften 
Sinn). Die Deduftion aud dem Willen ded Menſchen, jey 
es des Einzelnen, ſey ed der Geſammtheit, fen es ihres zu⸗ 
fälligen oder ihres vernünftigen Willens, gelangt nie zu einer 
ſchlechthin erhabenen realen Autorität, ſie iſt daher immer, 
greller oder milder, offener oder verhüllter, in ihrem innerften 
Grunde revolutionär. Die Deduktion aud dem erworbenen 
Rechte eines Herricherd oder aus der Notwendigkeit einheitlicher 
Führung, oder aus der Gottbeftelltheit der Herrihaft (wenn man 
bei diejer allein ftehen bleibt), gelangt nie zur Selbftftändigfeit 
und (ſelbſtſtändigen) Berechtigung des Volkes. Nur die Anfchauung 
des fittlihen Reiches giebt die ewige Ordnung des Staates, die 
alle jeine Principien und Clemente in barmonifcher Einheit 
enthält. Wenn das aud in der Wirklichkeit ſchwer herzuftellen 
ſeyn mag, indem die Regierungen bei thatfächlicher Gewalt nicht 
leiht das Volk zur Selbftftändigfeit erheben, und das Volk 
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bei thatjächlicher Gewalt nicht leicht die Erhabenheit des fürft- 
lichen Anſehens ftehen läßt, auch wirklich bei der Unzuverläffigfeit 
der Menichen beide eine Art Nothſtand abbält, von ihrer Gewalt 
etwas aufzugeben; dennoch bleibt ed unverrüdbar das fittlich- 
politifche Urbild und das Maaß des Urtheilens und Handelns. 
Namentlich ift dieß die Forderung und das Ziel nach chrift- 
licher Lebendwürdigung, da die Idee des fittlichen Reiches 
nach allen jeinen Stufen der chriſtlichen Weltanihauung und 
nur ihr angehört. Der ächten chriftlihen Lebenswürdigung 
entfpricht weder die revolutionäre Lehre der alten fchottiichen 
Puritaner und engliihen Independenten, nody die Xehre von 
der abjolutiftifchen Gewalt und dem unbedingten Gehorjam, 
wie fie die Anhänger der Stuartd (Filmer u. f.w.) vertraten, 
noch die politiiche Gleichgültigkeit des Altern deutſchen Pie- 
tismus. Sie kann weder dad Anjehen der gegebenen Obrigkeit, 
noch die Entfaltung politiicher Freiheit und Berechtigung des 
Volkes unter diefem Anjehen, noch die innere ethifch-rechtliche 
Geſetzmäßigkeit und Nothwendigfeit miffen. 

Daß Kants und Fichte's oberfter ethiſcher Begriff der 
fittlihen Weltordnung ein anderer ift, ald dieſer Begriff des 
fittlihen Reiches, leuchtet ein. Es tft bei ihnen eine Regel, 
ein Gele, das die Perjönlichkeiten befolgen, nicht eine Perjön- 
lichfeit (oder eine ſonſtige reale Macht), die fie alle umfaßt und 
einigt. Eine joldye kann höchſtens (wie auch Kant fie poftulirt) 
noch äußerlich hinzulommen, um die Erfüllung des Geſetzes zu 
fichern und gegen jeine Verlegung berzuftellen, ein Richter, nicht 
ift fie ſelbſt (Gott oder bez. die Obrigfeit) und ihre Herrſchaft (ihre 
Durchdringung der Menſchen und deren Einigung in ihr) dad 
Weſen und die Erfüllung aller Sitte. Ebenſo verhält es ſich 
audy mit dem Begriff des abfoluten oder bez. des objektiven 
Geiftes, welcher in der Philojophie Hegels die Stelle unſeres 
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Begriffes vom fittlihen Reiche einnimmt. Auch er weicht darin 
ab, daß er nicht eine lebendige Einigung der vielen Perfön- 
lichfeiten mit und in der Einen oberiten Perfönlichfeit (Gott 
— König — Obrigfeit) ift, ſondern Aufgehen derfelben in die 
Subftanz, (den Begriff, die Idee, den Weltgeilt). Diefe ift 
freilich nicht eine bloße Regel (ein Ideal) wie bei Kant und 
Fichte, jondern foll eine Realität feyn, aber fie ift, wenn auch 
das zugegeben werden Fünnte, doch jedenfall8 eine unperjönliche, 
des eignen Bewußtieynd von ſich entbehrende, deßhalb nicht 
aus Bewußtſeyn handelnde, fondern felbft nach bloßer Regel 
(Dialektif) wirfende Macht. Daß diefer Begriff für die ewigen 
Beziehungen des Menſchen zur Zroftlofigfeit führt, ift bier 
uicht der Ort nachzuweiſen. In politiicher Beziehung führt er 
einmal dazu, dab der Perjönlichkeit des Fürsten fein materieller 
Einfluß, fondern blos die formale Autorifation des logiſch von 
jelbft Gewordenen (der Punkt auf das i) zugeftanden wird; 
jodann führt er troß aller mwideritrebenden Anftrengung der 
Mohlmeinenden darauf hinaus, feine urfprünglidhe reale Auto- 
rität (Fürſt — legitime republifaniiche Obrigkeit) als ſolche, 
jondeyn nur die unperjönliche Vernunft, die „Macht der Idee,“ 
über dem Volk anzuerfennen. Das ift zwar in der Theorie 
immer beffer als die (fubjeftiv rationaliftifche) Lehre Rouffeau’s, 
die nur den Willen ded Einzelnen oder der Maſſe als die 
fittlihe Macht auf Erden gelten läßt. In der Praris aber hat 
es denjelben Erfolg. Denn die Idee ald jolche ift weder irgendwo 
authentiſch publicirt, noch hat fie eine Macht; es ift Daher auch 
bier wieder dad menjchliche Bewußtſeyn, das Volk, das ſich die 
Idee konſtruirt und danach jeine Obrigfeiten einießt und beherrſcht, 
ftatt fie über fi) zu haben und ſich von ihnen beherrichen zu 
lafjen. Das Zurüdfinfen von Hegeld monarchiſchem ober viel- 
mehr gouvernementalem Standpunft in den demokratiſchen der 
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jüngern Schule war ein unvermeidliches. Denn die monardhifche 
und überhaupt obrigfeitlihe Gewalt, die Hegel lehrt, ift felbft 
nur ein Ergebniß des Denkgeſetzes (Dialektik), d. i. einer Macht, 
die nirgend perjönlich, ſelbſtbewußt, wollend ift, ala in mir 
(dem Individuum), über das daher audy nur ich (das Indivi⸗ 
duum) oder vollends die Maffe derer, in welchen der Geift zu 
feinem Bewußtjeyn fommt, das Volk, das oberfte Urtheil und 
Gericht haben. Auf gleihe Weiſe ift auf dem moraliichen 
Gebiete bei der Nachkommenſchaft Hegeld an die Stelle des 
ftttlihen Geſetzes, das bei Hegel jelbit eine Objektivität hat, 
die Genialität getreten. So löſt ſich alle höhere fittliche Ordnung 
zulegt in den fogenannten jelbitbemußten oder freien Geift auf, 
d. 1. in dad Denken und Wollen ded Menjchen, das dann feinen 
Inhalt mehr hat, fondern blog dad Vorgefundene in frecher 
Willkühr zerftört. Dad aber muß anerkannt werden, daß diefe 
Auffaffung Hegel, indem fie eine objeftive Macht und eine 
jubjeftive Aneignung und Erfüllung ald unterſchiedene und 
dennod) geeinigte Momente poftulirt, die Vorbereitung gegeben 
hat, vom wahren Standpunfte (dem der perjönlichen Welt: 
urfache) aus die wahre Erfenntniß wiffenfchaftlich feftzuftellen. 

Die neuere Bildung, wie fie und auch in den großen 
Mafien, im Ganzen des Zeitalterd, entgegentritt, hat ſich we— 
ſentliche Momente des fittlichen Reiches angeeignet — (die 
Freiheit, Selbftthätigfeit des Volkes und der Individuen, das 
Geſetz ald die Alles durchdringende Nothwendigfeit des öffent: 
lichen Lebens im Gegenjage willführlicher Herrihaft) —, aber 
fie hat dafür das erfte feiner Momente eingebüßt, die gegebene 
höhere reale Autorität, die Obrigfeit, die vor und über dem 
Volke ift, in der es politiih Eins werden fol. Sie bewegt 
fih denn überall um die beiden abftraften Begriffe, Freiheit 
und Gejeb, und kann es nicht für möglidy halten, daß damit 
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nicht Alles erichöpft ſeyn jolle; fie hat Feine Ahnung, daß ihr 
dad Weſentlichſte fehlt, der urfprünglidhe Herrſcher und das 
ursprüngliche Gefammtziel der Herrichaft, durch welche allein 
die Maffe Ein Reich ift. Dem entſprechend faßt fie auch das 
Geſetz nicht auf als ein gegebened Höhered, ald das Geſetz der 
großen Snftitution, die ald Eine und Diefelbe durch die Zeiten 
burchgeht, wenn aud in fteter Fortbildung begriffen, fondern 
blos ald ein Selbftgemadhtes, als den Willen des jebt lebenden 
Geſchlechts. Daher rührt die Wahrheit und die Berirrung der 
öffentlihen Meinung. Dagegen die Wenigen, welche dieſes 
Moment der Autorität in lebendigem Bewußtfeyn haben, pflegen 
e8 zum Theil fo einfeitig feitzuhalten, dab fie Dafür jene anderen 
anfgeben oder wenigitend zurüditellen, um fo mehr ald die 
allgemeine Weife ihrer Geltendmadhung ihnen, und zwar mit 
Recht, den tiefiten Anftoß erregt. Daher ihr Widerwille gegen 
alles verfaſſungsmäßige Wefen, gegen politifche Freiheit. Jener 
Begriff in feinem ganzen Umfang ift deßhalb die wahre rechte 
Mitte, d. i. die artifulirte höhere Anfchauung, in weldyer die 
Beweggründe der ſich befeindenden Parteien fämmtlich ihre 
lautere Befriedigung finden”). 





*) Wenn ich hier und im olgenden die Standpunkte der Barteien 
betämpfe, fo verkenne ih damit keinesweges, was die Schriftfteller derfelben 
außerdem in den beftimmten Refultaten Wahres und Gutes geleiftet haben. 
Noch weniger finde ich mid) im Gegenfate zu jenen, die ohne irgend einen 
ethifch-philofophifchen Standpuntt — blos den allgemeinen Sinn für das 
Gute und Rechte im Hintergrunde — ausſchließlich die Rückſicht des äußern 
Erfolges, der Erfahrung, der Geſchichte als Maaßſtab anlegen. Diefe 
Behandlung wird zwar immer ihre großen Mängel haben, da ein folder 
Standpunkt, gleihfam als das Eteuer der Unterſuchung, nicht entbehrt 
werden kann, und daher fid) immer ähnliche, nur minder unterſuchte und 
bewußte, philofophifche Beftimmungsgründe einſchleichen. Sie hat aber 
dafür anf.der andern Seite eine Unbefangenheit in Betrachtung des Er- 
folge8 voraus, die man von allgemein wiſſenſchaftlichen Gefichtspunften 
aus, wenn fie noch jo richtig und Mar find, nie vollftändig bewahrt. Beide 
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Der Gedanfe des fittlichen Reiches unterſcheidet fich von dem 
des fittlihen Organismus fo, wie überhaupt Reich und 
Organismus fi) unterfcheiden. Der Organismus enthält be- 
ftimmte, in Zahl und Art beichränfte, verjchiedenartige Glie- 
der, die, ſich wechleljeitig ergänzend, Teined eine felbftftändige 
Eriftenz für fi) bat, und die er felbft alle bedarf, um diefer 
Organismus zu ſeyn (Kopf, Rumpf, zweit Arme, Beine u. |. w.); 
dagegen das Reich enthält eine unbegrängte Menge gleichartiger 
felbftftändiger Eriftenzen, die fi) weder unter einander wechſel⸗ 
feitig voraudfegen, noch zu feinem Begriff gerade als dieje er- 
forderlich find, aber unter einer höheren Beherrfchung ftehen. In 
diefem Sinne ſprechen wir von Naturreihen. Das Pflanzen: 
reich wäre Pflanzenreidh, auch wenn dad oder jened Exemplar, 
ja die oder jene Art oder Gattung fehlte, und die eine Pflanze 
bedarf nicht der andern. Ein Reid) aber nennen wir den In⸗ 
begriff der gleichartigen Naturgebilde, weil auch hier ein höherer 
beberrfchender Geift in alle dieſe Eriftenzen aufgenommen ift, 
alfo fie beherrſcht; denn alle Herrſchaft ift ja Aufnehmen des 
Denkens und Wollend des Herrfcherd in das Seyn der Be- 
herrichten. Wir müffen und den göttlichen Geift im Momente 
des Schaffens alſo thätig denken, wie er feine Gedanfen dem 
Stoffe einbildet in ſyſtematiſch fortfchreitender auf einander be- 
rechneter Weije, und dieſer von ihnen erfüllt wird, um wahrhaft 
zu erfennen, dab die Natur aus Reichen befteht, ein Reich ift. — 
Sp denn au in den fittlihen Verhältniffen. Die Ehe 3.2. 
ift ein fittlicher Organismus. Auch die Herrichaft des Staates, 
wenn fie nicht, wie in den Deöpotieen, eine bloße Perjönlichkeit 
ift, ift ein fittlicher Organisınus, da die Perjönlichkeit ja überall 


Behandlungsweiſen find daher nothwendig und geeignet, ſich gegenfeitig 
zu läutern. 
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nur durch einen jolchen erjeßt werden fann. Fürft, Stanbichaft, 
Gerichte, Nemterftufenfolge ergänzen fi, die Staatsherrſchaft 
iſt nicht völlig, wenn das oder jenes fehlt, und ift, wo fie gege- 
ben find, in fich geichleffen*). Dagegen der Staat felbft, d. i. 
die Maſſe der Menſchen in ihrer geordneten Beherrſchung, ift 
nicht ein Organismus, jondern ein fittliche8 Neich. Es können 
ihrer Millionen dazu fommen, und e8 bedarf feined Einzelnen 
ald bed beitimmten Diejen, damit der Staat jey; aber alle 
find fie von derjelben Macht und ihrer Ordnung beherrſcht und 
dadurch in fich geeinigt, und die Einigung diejer ſämmtlichen 
Sndividuen unter dieje Ordnung tft der Zweck des Staates. 


*) Daraus, daß die Herrihaft des Staates ein Organismus ift, 
folgt aber feinesweges, daß fie diefelben oder aud nur ähnliche Drgane 
haben müſſe als der menjchliche Leib, wie Bluntſchli in feinem Bud: 
„piuchologiiche Studien über Staat umd Kirche‘ ſolche Parallele durd- 
geführt hat. Das oft Unannehmbare in den Reſultaten dürfte nicht als 
Widerlegung einer großen wiſſenſchaftlichen Konception gelten; aber es 
ift grade wiſſenſchaftlich (a priori) gewiß, daß eine ſolche Parallele nicht 
beftehen kann; denn wenn glei der Staat mit dem menſchlichen Leibe 
das gemein hat, daß beide Organismen, werfzeuglide Einrihtungen find, 
jo ift es doch auch einfeuchtend, daß die werkzeugliche Einrichtung zum 
Zwede eines individnellen Lebens (die Einrichtung für Athmen, Nah- 
rung, Fortpflanzung) eine andere ſeyn muß, als die Einrichtung zum 
Zwecke der Beherrihung einer Anzahl felbftftändiger PVerfönlichleiten (die 
Einrichtung filr Handhabung der Geredtigkeit, für Entwickelung einer 
Geſammtmacht, filr Fördernng der Gemeinfitte u. |. w.). Wenn daher 
auch die Lehre jener abenthenerlihen Philofophie von den ſechszehn Grund» 
organen des menſchlichen Körpers mehr wäre als ein bloßes Spiel, fo 
würde daraus dennoch nicht folgen, daß auch der Staat die entiprechenden 
haben müſſe, fondern das Gegentheil, daß er fie nicht haben künne. So 
unhaltbar der Grundgedanke diefer neuen Staatslchre ift, fo reichhaltig ift 
fie im Einzelnen an Belehrungen und treffenden Refultaten; aber dieſe 
find eben nit der Ausfluß jenes Gedankens, fondern der perſönlichen 
Einfiht diefes bewährten Schriftftellers und Staatsmannes. Es ift ähn- 
lid) wie auch in früherer Zeit oft hochgeftellte und geiftig ausgezeichnete 
Männer e8 eine Weile ınit einem Adepten verfuchten, und bei deſſen wun- 
derthätiger Laboratur and) wohl wirflic einiges Gold erhielten, aber eben 
nur das, was fie felbft dazu gegeben, nicht das der Charlatan bereitet. 
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Der Gedanke des fittlihen Reiches unterſcheidet fich aber 
auch auf der andern Seite von dem dee Gemeinde. In 
der Gemeinde geht die höhere Beherrfhung von dem Willen 
der vereinigten Menſchen aus, im fittlichen Reich von einer 
Macht und Autorität vor und über ihnen. So die dhriftliche 
Gemeinde (auch ald Gefammtgemeinde aller. lebenden Chriften 
gedacht) erfennt als ſolche Fein anderes Geſetz und Anfehen 
ald den Willen und die Ueberzeugung der fämmtlichen Glieder 
in ihrer Einheit. Das Reich Gottes dagegen hat fein Geſetz 
und Anjehen an Gott jelbit, und die hriftliche Kirche, Die auch 
ein fittliched Reich ift und ald joldyes von der Gefammtgemeinde 
(wenn auch aus denfelben Menfchen beftehend) wohl unter- 
ichteden werden muß, bat ein Gejeb und Anjehen an den von 
Gott gejeßten Einrichtungen und der in der Geſchichte gefügten 
Berfaffung mit deren Obern. Die Vollmadyt der Günden- 
vergebung ift nicht der Gemeinde (auch nicht der Gefammt- 
gemeinde), fondern der Kirche in diefem Sinn ertheilt; Die 
Gemeinde erwählt ihre Prediger, aber ihre Ermächtigung er- 
halten dieje nicht durch die Gemeinde (Menjchen können ſolche 
nicht ertheilen), fondern durch die Kirche, die bereitö beftehen- 
den Tirchlichen Obrigfeiten und Aemter, welche die gegenwärtige 
Generation ſich nicht gegeben hat, durch die Inftitution über 
der Gemeinde der jämmtlichen Lebenden. Schon Ipradhlich ift 
die Gemeinde ein Inbegriff von Menjchen, dagegen die Kirche, 
d. i. das Haus bed Herrn (xupraxdv), etwas Anftaltliches über 
ihnen. Eben jo auf dem politiichen Gebiete. Die bürgerliche 
Gemeinde regiert fich ſelbſt (self government), ihre Verfaſſung 
it deßhalb auch naturgemäß republifaniih (jelbitgewählte 
Obrigfeiten u. |. w.). Dagegen die Nation joll Staat jeyn, 
ſohin ein fittlihed Reich. Sie ſoll deßhalb in der Regel von 
einer gegebenen böhern Autorität regiert werden, von einem 
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König, und ihr felbit, der Nation, nur die freie Aneignung 
der Geſetze zufommen. 

Gibt man mir diejen Begriff des fittlihen Reiches zu, 
namentlich auch die gegebene reale Autorität, weldye dad erfte 
Moment deffelben ift, fo wird man mir die ganze politifche 
Auffaffung, welde in dem nadfolgenden ausgeführt ift, im 
MWelentlihen zugeben müſſen. Rouffeau’s ganzes Bud) ift 
nichts ald die Ausführung des Gedankens vom „allgemeinen 
(menſchlichen) Willen" als Princip des öffentlichen Lebens. 
Dad Meinige iſt nichts als die Ausführung des Gedankens 
vom ſittlichen Reiche als einer Ordnung und Macht über den 
Menſchen, der ſie jedoch als freie ſelbſtthätige Glieder angehören. 


8. 2. 


Die Lehre vom Staate umfaßt ein Bereich von Berhält- 
niffen, in welchen zufammen erſt ſich die ganze Aufgabe des 
Staates erfüllt, nemlich: den einzelnen Staat, dad Wechſel⸗ 
verhältni der Staaten und die Elemente und Fleinen Kreife 
unter dem Staate. Ein jegliche dieſer Verhältniſſe hat 
feinen eigenthümlichen Gedanfen und weltökonomiſchen Zweck 
(teXos), aber fie münden doch alle zuleßt in jenen Einen Ges 
danfen des fittlichen Reiches. 

Unter Staat verftehen wir zunächſt den geſchloſſenen Ber- 
band einer größeren Menfchenzahl unter einer oberiten unab- 
hängigen (fouveränen) Gewalt. Sein weltöfonomildher Zweck 
ift die Herrfchaft für die Totalität des menfchlichen Gemein 
zuftande8 und Gemeinzieled. Für diefe Herrichaft ift Die 
menjchliche Gemeinſchaft zu einer Anftalt gefügt, vermöge 
weldyer fie ald Ein Wille und handelndes Subjeft, als ein 
mit ſich identiſches Bewußtſeyn die Macht über die Einzelnen 
übt. Der Staat ift darum feinem innerften Weſen nad) eine 
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Perjonificirung der menjchlichen Gemeinichaft. Dazu ift aber 
auch erforderlidh, daß dieſer herrſchende Wille in einer geiftigen 
Beltimmtheit, einer Individualität wurzle (I. 8.9), daß feine 
Herrichaft von einer in ſich einigen, fittlich intelleftuellen Xe- 
bendanfchauung ausgehe. Deßhalb ift-der Staat Aufgabe des 
Volkes, und nit des ganzen Menfchengejchlechtd. Denn im 
Volke befteht, vermöge der Einheit feiner Abftammung ober 
feiner Gefchichte, und vermöge der organifchen Entfaltung und 
Geſchloſſenheit feiner Thätigfeiten, diefe Einheit des Bewußt- 
ſeyns und der LXebendwürdigung ſowohl überhaupt als ins- 
bejondere grade für die Gemeinzuftände. Nur dad Volk hat 
deßhalb die Energie des Gemeinbewußtſeyns und die Durd- 
dringung feiner Zuftände, daß ed zum Staate Fonftituirt als 
wahre Perjönlichkeit zu handeln vermag. 

Kommt es nun der gefammten Menjchheit nach dieſem nicht 
zu, ald Ein Subjeft das Leben zu beherrſchen, jo doch ald 
Gemeinschaft der Völker die Herrſchaft, weldhe das Volk (ber 
Staat) führt, zu umſchließen und ald Bafis zu ftühen — 
Völkerrecht und Diplomatie. Der weltökonomiſche Zweck 
der Völkergemeinſchaft ift nämlich die Konfervation der Völker 
und Staaten in ihrer Eriftenz und ihrem Nechte, dann die 
Berforgung der allgemeinen Interefjen, weldye die gemeinfame 
Bafis ded Zuftandes der einzelnen Völker bilden, ald 3. 2. 
Freiheit der Meere, Welthandel, endlich bei höherer Entwide- 
lung auch bi8 zu gewiffem Grade die Aufrehthaltung von 
gemeinfam anerkannten politiichen Principien, welche der Re⸗ 
gierung jeded Staated zu Grunde liegen follen. 

Die Weltgejchichte geht aus von dem Zuftande der äußerſten 
Trennung und Zeindfchaft unter den Völkern, eine Folge der 
Zrübung des menschlichen Bewußtſeyns. Erſt die chriftliche 
Erlöfung der Menſchheit hat die Möglichleit eined Bandes der 
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innern Gefinnung unter den Völkern bergeftellt. Von da aus 
ift in der Gemeinfchaft der Völfer eine Approrimation zu einem 
„Reiche“ (einer Herrihaft von perſönlichem Charakter) über 
die einzelnen Staaten, nad) Form und Inhalt. Nach der 
Form, daß je mehr und mehr an die Stelle ijolirter Unterhand- 
fung unter den einzelnen betheiligten Staaten ein verfaffungsar- 
tiged Alle umſchließendes Band hergeftellt werde, durch das fie als 
Ein ungetheilter Völkerverband die Angelegenheiten der Völfer 
ordnen ; und nach dem Inhalte, daß je mehr und mehr Einheit 
der politifchen Würdigung unter den Staaten ſich bilde. Würde 
die letzte vollftändig — was aber auf Erden nie eintreten wird 
— dann hätte allerdings die Menichheit, ftatt des Volkes, 
den Beruf Staat zu jeyn. Dann wäre aber auch dad Ende 
der Weltgefchichte vorhanden. Dad mittelalterliche Kaiſerthum 
war eine Anticipation dieſes Zuftandes, ebendebhalb beftand 
es auch nur mehr in der Idee ald in der Wirklichkeit. Dagegen, 
dab die Gejammtheit der Völker den Beruf hat, die unterften 
Fundamente fittlich politiicher Ordnung, wenn fie bei einem 
Bolfe weichen, zu ftügen, das iſt eine unläugbare Wahrheit. 
Sie lag der heiligen Allianz vor Augen. Nur wäre es ein- 
feitig, diefe Fundamente einzig und allein in der monarchiſchen 
Gewalt zu juchen. Cine Intervention, welche den Monarchen 
in jeine volle Gewalt einjeßt, aber dem Volke weder gegen 
Ausſchweifung der Reaktion, noch für Sicherung wirklich be- 
gründeter Rechte und Herftellung eines geſetzlichen Zuftandes 
zu Hülfe fommt, kann fich nicht fittliche Ehrfurcht erwecken und 
das öffentliche Bewußtſeyn befriedigen. Sie gewährt deßhalb 
auch nur augenblidlihe äußere Wiederheritellung, aber begründet 
nicht die Gefinnung, welche allein die Miederherftellung dauernd 
zu verbürgen im Stande iſt. Wenn die Mächte Europa’s oder 
bez. Deutichlande als eine höhere Autorität einjchreiten, um 
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die Obrigfeit eines Landes gegen ihre Unterthanen zu fchüten, 
te übernehmen fie damit auch alle Pflichten der höheren Auto- 
rität, Recht und Gerechtigkeit und jelbft angenteffene Schonung 
und Gnade dem Lande zu gemähren und Beruhigung (Paci- 
nlation) zu bewirken, und bat auf det andern Geite die Re— 
gierung, welche alje durch fremde Hülfe geitüßt wird, auch 
inieweit ihr Recht auf gänzliche Unabhängigkeit eingebüßt. 
Große Echwierigfeiten hat allerdings ſolche Gewährung der 
Gerechtigkeit und der Beruhigung gegenüber der jegigen revo- 
Intionären Bewegung, die nicht auf beitimmte einzelne Rechte, 
ſondern gegen die Obrigkeit als joldye und gegen die geſammte 
Rechtsordnung gerichtet ift. Doch entbindet das nicht von der 
Anforderung. Danach ift die Nichtintervention als 
Grundſatz irrig; aber die Intervention darf doch nur in 
ieltenen Fällen eintreten. Der eigentliche und regelmäßige 
Beruf der Völfergemeinfchaft ift danach nur die Ordnung der 
imternationalen Berhältniffe. 

Außer der Gemeinſchaft für die Totalität der Lebenszwecke, 
welche der Staat it, entfaltet aber das Volk auch Gemeinjchaften 
für Partikular-Zwecke, einmal die örtlihen Gemein- 
ihaften (Gemeinde), dann die Berufögemeinicdhaften 
(Stände). Wie ihr Zweck zuleßt doch immer Beftandtheil 
jenes Totalzweckes ift, jo find fie Elemente und Glieder bes 
Staates; aber gemäß der Ipecifiichen Natur defjelben und ihrem 
eignen von dem des Staates gejonderten Intereſſe find fie 
nicht bloße Abtheilungen des Staates, ſondern eigene Inftitute 
mit einer jelbftftändigen Stellung im Staate. Als ſolche müffen 
denn auch fie eine Herrichaft von perſönlichem Charakter haben, 
zu Einem bewußten handelnden Subjefte Fonftituirt jeyn — daß 
it die Gemeinde und die Standesgemeinſchaft (Kor: 
peration), oder bez. wenn am Grundbeſitz Superioritäts- 
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und Abhängigfettöverhältniffe beitehen und rechtlich gepflegt find 
— die Grundherrſchaft. Dieje Fleineren Gemeinſchaften 
bilden das Gebiet der „Geſellſchaft“ im Unterſchiede des 
Staates im engern Sinne oder des politifchen Gebiets, injofern fie 
nicht ſowohl zu gemeinfamer Beherrſchung nad höheren Gedan- 
ten, als zu wechjelfeitiger Befriedigung des Bedürfniffes dienen. 

Jenes fittliche Reich, das die Menfchen bilden follen, hat 
danach feinen Mittelpunkt und feine lette Erfüllung im Staate, 
d. i. dem einzelnen gefchloffenen Verbande, aber e8 erhält feinen 
vollen Gegenftand und Inhalt aud dem Leben und Wirken der 
kleineren Kreife, Gemeinden und Stände, und ed wird geftüßt 
und getragen, ja für einige feiner höchſten Aufgaben ergänzt 
duch die MWechjelbürgfchaft und Gemeinſamkeit der Völker. 

Die Lehre vom Staate ift demgemäß als ſolche noth- 
wendig auch Lehre von der Gefellfchaft und Lehre von ber 
Staatengemeinihaft. Sie umfaßt das eigentlich poli- 
tifche, das fociale und das internationale Gebiet. 
Denn alle drei zufammen find doch nur in untrennbarer Ein- 
heit der Staat nach feiner ganzen vollen Bedeutung. 

Das Gebiet ded Staated in diefer Ausdehnung ift nun 
juriftiich audgedrüct das Gebiet des öffentlihen Rechts 
nad feiner weltlichen Seite, alfo mit Ausſchließung der Kirche. 
Denn es find die beiden großen Inititutionen zu Beherrfchung 
und Erziehung des Menichengeichledhtd je nach dem irdiſchen 
und dem ewigen Ziele, Staat und Kirche, welche wir unter 
dem Begriffe des öffentlichen Rechts zuſammenfaſſen und dem 
Privatrecht ald dem Bereich der Vollendung der Einzeleriftenz 
gegenüberftellen (II. $. 45); der Staat aber erfchöpft das 
Gebiet des öffentlichen Rechts nach der weltlichen Seite, Ge⸗ 
meinde und Stand find Elemente des Staates, dad Völker: 
recht ift ein Verhältniß unter Staaten. 
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8. 3. 
Aus dem biöher Gewonnenen ergiebt fich denn auch der 


rechtliche Typus des Staated oder, was daffelbe iſt, der 
Typus des öffentlichen Rechts, ſowohl an’ ſich als im Unter- 
ſchiede gegen den des Privatrechts, und er gilt auch für die 
Kirche, ſoweit ſie als äußere rechtlich geordnete Inſtitution 
beſteht. 

Das öffentliche Recht umfaßt alle menſchlichen Gemein— 
ſchaften, alle menſchlichen Herrſchaften zur Vollendung des 
menſchlichen Gemeindaſeyns, das Privatrecht alle Verhältniſſe 
zur Befriedigung und Vollendung des Einzeldaſeyns. Das 
oͤffentliche Recht beruht auf dem Gedanken des ſittlichen Reiches, 
gleichwie das Privatrecht auf dem der Perfönlichkeit, und es 
hat in allen feinen Inftituten ein doppelte Bildungsprinciy 
eben fo wie dieſes (III. $. 1), nämlich erftens den welt- 
ökonomiſchen Zwed (tEXos) des betreffenden Snitituts, d. t. 
die materiellen und geiltigen Aufgaben des Gemeinlebens, 
und zweitens jenen perfünliden Charakter der Be- 
herrſchung, wie wir ihn erörtert haben. Er ift der durch⸗ 
gängige Typus des öffentlihen Rechts, wie der perfönliche 
Charakter der Eriftenz der des Privatrechts. 

Die Charaktere des öffentlihen Rechts find danach: 

1) Die Gewalt (imperium), weldyer die Glieder unter- 
worfen find, und dieje ift nicht eine Gewalt der Beherrſchten, 
von dieſen übertragen, wie die Geſellſchaftsgewalt, aud 
nicht eine Gewalt zur eigenen Befriedigung des Herrichenden 
wie die häusliche Gewalt (potestas); fondern eine dem 
Inſtitute felbft innewohnende und für die Erfüllung feiner An- 
forderungen dienende Gewalt. Diefe gegenftändlidhe Jächliche 
Begründung und Bedeutung der Gewalt unterjcheidet das 
öffentliche Recht vom Privatrecht. Faßt man die in den öffent: 

II. 2. 2 
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lichen Rechtöinftituten, namentlih im Staate, geübte Gewalt 
als bloße Geſellſchaftsgewalt, oder faßt man fie ald Patrimonial- 
gewalt, in beiden Fällen ift der Begriff des öffentlihen Rechts 
aufgehoben, es bleibt nım Privatrecht. 

2) Der geordnete Zufammenhang der Menjchen nad) ge- 
wifien Stellungen und dadurch die Gliederung zu der Anftalt, 
die das Subjekt der Beherrfchung iſt — die Verfaſſung. 

3) Das Bereih von nothwendigen Zwecken und regel- 
mäßigen Berrichtungen für diefelben — die Verwaltung. 
Auch dieſe rechtlihe Nothwendigteit der Zwede und Verrich— 
tungen unterjcheidet die öffentlihen Rechtsinſtitute von den 
privaten, und das eigentlich öffentliche Princip von dem pattri- 
monialen. 

Durch diefe Charaktere realifirt fi denn jener Eine Cha- 
rafter, der bad Bildungsprincip ded öffentlichen Rechts ift (6. 2), 
der der Perfönlichfeit der Herrſchaft. Er geht debhalb 
durch alle Inftitute des öffentlichen Rechts. Staat, Gemeinde 
und Korporation (auch die Kirche ald äußere Inftitution) haben 
zu ihrem wejentlihen Zuge, daß fie in Beziehung auf Herr- 
ſchaft Perfünlichkeiten find. Diefer Charakterzug ift nicht zu 
vermifchen mit dem Begriffe der juriftiihen Perjon. Man 
kann ihn vielmehr im Unterjchiede von diefem ald den Begriff 
der politiihen Perjon bezeichnen. Zener ift privatrechtlich 
und enthält nur die Fähigkeit, Vermögensſubjekt zu jeyn, diejer 
dagegen ift publiciftifch, und enthält die Fähigkeit, Subjelt des 
Handelns und Herrichend zu ſeyn. Der Staat 3. B., in dem 
er richtet, herrſcht u. |. w., ift nicht juriftiihe Perjon, aber 
hat eine Perfönlichkeit in einem viel höheren Sinne, wie fie 
38. einer Stiftung u. |. w. abgeht. — 

Die Streitfrage, ob der Staat ald moraliihe Perfon zu 
betradyten fey, und namentlich, ob der monarchiſche Staat eine 
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rom Fürften geionderte Perſon und das eigentliche Subjeft der 
Gewalt fen, ift hiernach zu entiheiden. Eine moralifche Perfon 
im gewöbnlichen juriftiichen Sinne ift der Staat überhaupt nicht, 
ſendern das ift nur der Fiskus. Diefer ift allerdings vom 
Fürften gejondert, der Fürſt kann in dieſer Hinficht wieder an 
ſeinem Einfommen (Civilliſte) eine moralifhe Perjon bilden, 
unterihieden von ihm wie vom Fiskus. Dagegen eine Perfon 
im dem bier gegebenen Begriff ift der Staat; ald folcher ift er 
rom Fürſten zu unterfheiden, indem noch andere Organe außer 
dem Fürſten diefe künftliche Perſon mit konſtituiren; aber niemals 
vom Fürſten zu löſen und als ein jelbitftändiged Subjekt außer 
dem Fürſten anzuerkennen, indem feine Perjönlichteit eben im 
Fürsten ihr Centrum bat, daher nie ohne ihn beiteht. Wenn 
3B. der Fürft einen Richterſpruch oder bei ſtändiſcher Verfaffung 
ein Geſetz ohne ftändiiche Zuftimmung erließe, jo wäre daS fein 
At des Staats, jondern bloß des Fürften (eigentlich nur des 
Menſchen, der Fürſt ift), da zeigt fich der Unterfchied zwiſchen 
Staat umd Fürft und die Berehtigung dafür, daß er geltend 
gemacht wird. Aber es können doch die Stände nie etwas 
thun ohne den Fürften, ja felbit die Richter nicht gegen jeine 
Hinderung etwas vollziehen, der Staat kann daher thatjächlich 
und rechtlich feinen Akt vollbringen ohne den Fürften, ift 
nirgend eine Perfönlichkeit, gelöft vom Fürften*). 

Nach diefen Erörterungen befteht das Weſen des Staats 
und aller Inftitute des öffentlichen Rechts nicht darin, dab 
durch fie die Subftanz (die unperfönliche Nothwendigfeit) wieder 
als eine höhere Macht über die Perjönlichfeiten tritt, wie eö in 


) Die Schrift Maurenbrechers: „die deuten Fürſten und die 
Seuverãnetãt“ vermengt durchaus juriftifche Perſönlichkeit und politifche 
Perfönfichleit des Staats und vermengt Unterfheidung des Staates vom 
Firſten und Löfung vom Fürften. 





2” 
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Hegels Auffaffung erſcheint; fondern gerade das Gegentheil, 
dab die Gemeinſchaft jelbit zur Perjönlichleit wird. Jener 
Auffaffung widerjpriht der Charakter des Staated geradezu. 
Ihr würde nur ein Zuftand entjprecdhen, in welchem feine 
foncentrirte handelnde Macht (imperium) beftände, fondern die 
ſämmtlichen Menſchen von felbit eine höhere Regel befolgten. 
Die ganze Geftalt der fittlihen Welt in der Wirklichkeit be- 
ftätigt die Perfönlichfeitd - Anihauung und widerlegt die pan- 

theiſtiſche Anſchauung (I. $. 6 und 7). 


Erfter Abfchnitt. 
Die focialen Elemente des Staates. 
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8. 4. 
Di allgemeine Beſtimmung zum gemeinjamen Gehorfam unter 
einem Höhen unterwirft Jeden auch ohne feinen Willen dem 
Boden, das ift: fie unterwirft ihn der gegliederten Gemeinfchaft _ 
der Anden, die fi mit ihm auf demfelben Boden befinden. 
Auf diefem Grundfaß beruht die Gemeinde, auf demjelben ber 
Etaat, beide dulden feinen in ihrer Mitte, der ihnen nicht 
buldigt, und wer ihren räumlichen Kreis betritt, der tritt auch 
in den Kreis ihrer Herrihaft. Das eigenthümliche Band ber 
Gemeinde aber ift die Gemeinichaft in dem engen Raum, 
den der Menſch mit feiner leiblichen Gegenwart zu beberrichen 
im Stande ift. Sie bewirkt die ftete Berührung der Perfonen, 
bie unmittelbare Nachbarichaft der Sachen. Sie hat am Staate, 
der zwar auch räumlich gemeinfame SIntereffen, aber nur in 
weiterer Ausdehnung verfolgt, nichts Entjprechended. Gegen⸗ 
fand und Zwed (t!Aos) ded Gemeindeverbandes ift dephalb 
das, was durch folche unmittelbare Nähe zur gemeinjamen 
Angelegenheit wird, das örtliche Intereſſe. Dahin gehört 
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vor Allem der Nahrungsbetrieb, die Gütererzeugung, dann 
Güte der Lebensmittel, Bauweſen, Pflege der Armen und 
Kranken, Schuß gegen Elemente, Sorge für die Dertlichkeit 
ſelbſt (Reinlichkeit, Gelundheit, Verfchönerung, Verbindung 
durch Nachbarftraßen) und Aehnliches, endlich Dad Gemeinde- 
vermögen ald Mittel für das Alles. Dieb find die eigent- 
lihen Gemeinde-Angelegenheiten. — Dagegen find 
die Snterefien, welche die Dertlichfeit überjchreiten, die den 
nationalen Zuftand oder die höhern fittlihen Ideen des Ge- 
meinlebend betreffen, Gegenftand und Aufgabe des Staates, 
3.3. Militär, Tandesbeftenerung, Landespolizey, höheres Bil- 
dungsweſen, Rechtspflege u. |. w. 

Allein abgefehen davon, daß örtliches und nationales Inter: 
effe vielfach fich Durchdringen oder ohne Gränze in einander über- 
gehen, unterliegt dieſe Ausjcheidung einer zweifachen Mopififa- 
tion. Einerſeits können unzweifelhaft gemeindliche Interefjen 
mitunter um der Unbefangenbeit willen beffer durch Staatöbehör- 
den verjorgt werden, andererſeits können eigentliche Staatsſachen 
bis zu gewiſſem Grade fügli in unterſter Inftanz von der 
Gemeinde verjorgt werden, beionderd foldye, weldhe bei der 
Ausführung der Individualifirung nad) der Dertlichkeit bedürfen, 
jo die Polizeyverwaltung in vielen Zweigen, fo ſelbſt die Gerichts⸗ 
barfeit. DaB die Gemeinde hiefür nur fommittirt fey, tft 
fein ganz pafjender Ausdruck, weil er den Schein der Willführ- 
lichkeit an fih trägt. Wohl aber ift die Gemeinde hiefür nur 
Drgan ded Staated. Das ift von bedeutenden Folgen: bier 
jteht fie unter der Zeitung, bei den örtlichen, als eigentlich 
gemeindlichen, Gegenftänden hingegen nur unter Aufjicht und 
bez. Kuratel des Staated. Kuratel nämlich ift eine Fürforge 
für einen Andern in feiner eigenen privaten Sphäre bloß für 
jein Intereffe, daher ift die Gemeinde» Kuratel immer nur 


Erfter Abfchnitt. 
Die focialen Elemente des Staate®. 
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$. 4. 
Di. allgemeine Beftimmung zum gemeinfamen Gehorfam unter 
einem Höhern unterwirft Jeden auch ohne feinen Willen dem 
Boden, das ift: fie unterwirft ihn der gegliederten Gemeinjchaft _ 
der Andern, die fi) mit ihm auf demielben Boden befinden. 
Auf diefem Grundfaß beruht die Gemeinde, auf demfelben der 
Staat, beide dulden feinen in ihrer Mitte, der ihnen nicht 
huldigt, und wer ihren räumlichen Kreis betritt, der tritt auch 
in den Kreis ihrer Herrichaft. Das eigenthümliche Band der 
Gemeinde aber ift die Gemeinfchaft in dem engen Raum, 
den der Menſch mit feiner leiblichen Gegenwart zu beberrichen 
im Stande ift. Sie bewirft die ftete Berührung der Perfonen, 
die unmittelbare Nachbarfchaft der Sachen. Sie hat am Staate, 
der zwar auch räumlich gemeinfame Intereffen, aber nur in 
weiterer Ausdehnung verfolgt, nichts Entiprechended. Gegen⸗ 
ftand und Zweck (tiAoc) des Gemeindeverbanded ift deßhalb 
das, was durch folche unmittelbare Nähe zur gemeinjamen 
Angelegenheit wird, das örtliche Intereſſe. Dahin gehört 
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Ehedem war nun die Gränze Icharf gezogen dadurch, daß 
auf dem Lande ſtädtiſche Nahrung nicht betrieben werden durfte. 
Durch die Aufhebung dieſes Verbote ift fie fließend geworben. 
Aber der Unterjchied felbit hat thatjächlich nicht aufgehört und 
darf rechtlich nicht aufgegeben werden. Annäherungen und 
Mebergänge, jo wie die Möglichfeit der DVertaufchung des 
Stadtreht8 gegen dad Dorfrecht und umgefehrt gab es zu 
allen Zeiten. Die jebigen großen Fabrifniederlaffungen auf 
dem Lande können Modififationen des ländlichen Verbandes 
oder eigenthümliche Verbände, aber nicht Gleichitellung von 
Stadt und Land begründen. Es iſt aber auch gar nicht das 
MWünfchendwerthe, daß thatlächli der Unterſchied fich ver: 
wiiche, die Dörfer, diefe Site ftetigeren, ftilleren und ein- 
facheren Lebens fih allmählig in Städte verwandeln. Der 
Unterjchied von Stadt und Land ift das Fundament gefunden 
gejellichaftlichen Zuſtandes. 


§. 6. 


Die bürgerlihe Gemeinde ift nicht getrennt von der kirch— 
lichen. Diefelbe Dertlichfeit bindet für die weltliche und die 
geiftlihe Aufgabe. Ja da die geiltliche Aufgabe der Grund 
ift, auf dem das gelammte Leben ruht, fo ift gejchichtlich oft 
ber kirchliche Verband (Kirchſpiel) dad Erfte, an das die bür- 
gerliche Gemeinde ſich anjchließt. Ohne Angehörigfeit an das 
Kirchſpiel kann dann fein bürgerliches Gemeinderecht ausgeübt 
werden (Hamburg). Durd die fortichreitende Entfaltung und 
hauptſächlich durch die Konfeſſionstrennung haben die bürger- 
liche und die kirchliche Gemeinde eine von einander unabhängige 
Sriftenz erhalten, die jedoch nie eine verbindungälofe fein fol. 
Aber auch hier zeigt ſich wieder der Unterfchied von Stadt 
und Land. Auf dem Lande bei den einfachen Berhältniffen 
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negativer verbindernder Art und ift Beichränfung der Gemeinde: 
verfügung aus Rückſicht des Gemeinde-, nicht aus Nüdficht 
des Staatdinterefjed. Ferner ift für die politiichen Zunftionen 
bloß die Gemeindebehörde dad Organ, für die örtlichen zugleich 
auch die gefammte Gemeinde oder ihre Nepräjentanten. 


8. 5. 


Da der Nahrungöbetrieb das oberite örtliche Intereſſe ift, 
jo ſcheiden ſich nad) ihm die zwei Hauptklaffen der Gemeinden: 
die Landgemeinde, deren Nahrung auf Landbau, und die 
Stadtgemeinde, deren Nahrung auf Gewerb und Handel 
rubt. Die unteriheidenden Wirkungen hiervon find durchgreifend. 
Die Lamdgemeinde ift einfache Gemeinde, Die Stadtgemeinde 
befteht aus mehreren Genofjenichaften, weil mehrere Berufsarten 
in ihr find. Die Iandbautreibende Gemeinde fann nicht die 
große Ausdehnung erhalten, und in ihrem Heinen Raume wieder 
find die Menſchen nicht jo aneinandergedrängt, weil Feder eine 
breitere Unterlage an jeinem Beſitzthum bedarf und nur die 
Nähe der gewährenden Natur, nicht die der Menjchen zu ſuchen 
hat; fie wohnt in Dörfern. Die gewerbtreibende Gemeinde 
dagegen mehrt und drängt fi in den Städten; denn bier 
wird Alles in der gegemjeitigen Mittheilung geſucht und ge- 
funden, und enger Raum genügt Iedem für jeine Arbeit. 
Endlich kann bei der Einförmigfeit der Berhältniffe, dem ge- 
ringen Berfehr der Menichen, dem beſchränkten Einfommen 
nicht die Bildung auf dem Lande entitehen, weldye in Städten 
das rege Leben, die Mannigfaltigleit der Anſchauung und die 
Ausbildung bejonderer Stände für geiftige Interefjen mit fid 
bringen. Dieje Unterjchiede äußern fi nothwendig in der 
Art der Berfaffung und Verwaltung der Gemeinde, jo wie in 
der Art, wie der Staat über fie herrſcht. 
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unabhängig jenen. Denn wo Obrigkeit ift, da muß aud 
felbitftändiged Anſehen feyn. Indbefondere da8 Amt eines 
befoldeten Bürgermeifterd darf, einmal ertheilt, nicht durch 
periodische Wahl entziehbar ſeyn. Daß der Träger der hödhiten 
Dbrigfeit über der Gemeinde felbft mit feinem Brode von der 
Gemeinde abbänge, ift gegen dad Weſen der Obrigkeit. Auch 
ift die Folge davon, dab die Tüchtigften fich foldy prefärer 
Stellung nicht hingeben, und dadurd das DBürgermeilteramt, 
namentlich in fleinen Städten, wo ed nit durch Ehre und 
Bejoldung reizt, in die unzuverläffigiten Hände geräth. Diefe 
entfernbaren Bürgermeifter find auch erft ein Erzeugniß der 
franzöfiichen Revolution. Die ältere Einrichtung kennt wohl 
abwechfelnde Amtsführung unter mehreren Bürgermeiftern oder 
periodiihe Wahl aus lebenslängliden Rathsherren, aber nicht 
Entfernung des Bürgermeifterd von der Magiftratur durch 
Abwählung. 

Die Berfaffung der Landgemeinde, durchaus einfach und 
natürlich, beruht einerfeitd auf einer perfönlihen Obrig- 
feit (Schulzen), mit Unterftügung durch einige Gehilfen, an⸗ 
dererjeitö auf dem perfönlihden Stimmredt ber ſämmt— 
lihen (vollberechtigten) Gemeideglieder, und dieſe Einfachheit 
ift der erjprießliche Zuftand der Landgemeinde. Die künftlichen 
Einrichtungen der follegialen Behörde und der Repräfentation 
widerftreiten ihrer Natur. Diejer Einfachheit entipricht ed 
auch, dab das Schulzenamt an einem Gute hafte, oder von 
einer höheren Obrigfeit (Xandesbehörde, Gutsherrſchaft) beftellt 
werde. Cine Mitwirkung der Gemeinde im lebteren Falle ift 
an fi) wohl angemeljen, doch in unjeren Zuftänden der demo» 
fratiichen Erregbarfeit und ded Mangels an geichichtlichen Vor⸗ 
gängen nicht ohne Bedenken. Aber auch das freie Wahlrecht 
der Landgemeinde, wo es gejchichtlich begründet ift, aljo na= 
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und dem Mangel an Slementen der Bildung außer der Kirche, 
muß Pfarre und Schule doch in der Regel den Mittelpuntt 
des ganzen Gemeindewejend bilden. 


8.7. 


Die Berfaffung der Gemeinde it im Allgemeinen repu= 
blifanifch; weil es fich bei ihr zuleßt doch bloß um Inter⸗ 
effen der Menſchen, nicht um eine höhere fittliche Ordnung 
handelt, weil fie einen Zug von Geſellſchaft im Unterjchiede 
des Staated in fi trägt. Aber eine Aufgabe und Macht 
über den Menjchen ift doch auch bier die Einrichtung, und die 
Obrigfeiten, die fie vertreten, müffen darum ein ſelbſtſtändiges 
ſtarkes Anſehen haben. 

Die Verfaſſung der Stadtgemeinde beruht auf einer 
tollegialen Obrigfeit (Magiſtrat, Senat, engerer Rath), 
an ihrer Spie dem Bürgermeifter, und auf einer ſtäd tiſchen 
Bertretung (Ausschuß, Stadtverordneten, weiterer Rath). 
Der Magiftrat geht füglih aus Wahl durch die Bürgerſchaft 
oder deren Vertretung hervor, doch it ein Zufammenwirfen des 
beftehenden Magiftrat3 mit der Bürgerjchaft hiefür (wie z. B. nad) 
der Frankfurter Verfaffung von 1816) angemeffen. Die reine 
Selbftergängnng (Kooptation) des Magiſtrats entipricht mehr 
dem älteren halbſouveränen, ftantsähnlichen ald dem jebigen 
rein gemeindlidhen Berhältniffe der Städte, dazu fehlt für fie 
jebt die Borausjegung überfommener höherer Stellungen, wie 
fie ehedem beſonders das ftädtifche Patriciat gewährte, und es 
ift die Betheiligung der Gemeinde auch an fich angemeffen. 
Dagegen jollen die Magiftratöglieder, nachdem fie gewählt 
find, ihr Amt auf längere Dauer, die Bürgermeifter auf Les 
bendzeit behalten, ſowohl damit fie e8 mit dem Intereſſe bes 
Lebenöberufed pflegen, ald auch damit fie von den Wählern 
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des Urſprungs. Aber man fann hierin zu dem Aeußerſten ge- 
langen — und wir find nahe daran —, daß die Gemeinden faft 
nichts anderes find, ald die Stationen auf der großen Wande- 
rung der arbeitenden Klaffen nad Nahrung. Das bedarf auf 
alle Weile der Ermäßigung. Denn dad gejunde Gemeinde- 
verhältniß ift es, daß ed nicht bloß ein räumliches, ſondern 
ein perfönliches Band ſey, und daher auch nicht mit einer 
räumlichen Veränderung fofort aufhöre und wechfele. 


8. 8. 


Zum Staate verhält fi die Gemeinde ald ein Glied, 
fie muß daher eben ſowohl jelbititändig, als durch das Ganze 
des Staates beftimmt feyn. Sie entiteht aus ihr felbft wie 
der Staat und zugleich mit ihm, ihre Verfaffung bildet fich 
naturwüchſig und darum individuell für jede Gemeinde. Aber 
es ift angemefjen, durch Staatsgeſetze gewilfe Grundzüge öffent» 
licher Notbwendigfeit und dadurdy Gleichmäßigfeit, welche dieſe 
individuellen Bildungen begrängen, vorzugeichnen. Das Richtige 
hierin ift es, die hiftorifch vorgefundene Individualität zu be= 
laffen und nur in bejtimmten Punkten einem gemeinfamen Noth- 
wendigen, dad man neu feititellt, unterzuordnen. Dagegen 
bat man in den meilten Staaten ed umgefehrt gemadht. 
Man bat zuerit alles Beftehende und Individuelle aufgehoben, 
eine ganz allgemeine Berfaffung vorgezeichnet, und nur hinter: 
her geitattet, ja befohlen, dab fih von nun an innerhalb 
dieſes Allgemeinen ein Individuelle in jeder Gemeinde bilden 
iolle*). — Die Berfaflung einer jeden Gemeinde, insbeſondere 


*) Die preußiſche Städte-Ordnung von 1808 läßt zwar jeder Stadt 
ein Statut zu, d. i. einen Inbegriff individueller theils zu erhaltender 
theil8 nen einzufüührender Beftimmungen; aber fie ift felbft fo detailfirt in 
ihren uniformen Beftimmungen, daß für ein ſolches Statut keine fonderliche 
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einer jeden Stadt, ſoll zwar nicht ein iſolirtes unentziehbares 
Privilegium berjelben, jondern ein Theil der Staatöverfaffung 
jeyn, aber doch ald das Recht der ſämmtlichen Gemeinden 
und bez. jeder einzelnen gelten, und daher außer der Gewähr 
durch die geſammte Landesvertretung ein Gegenftand wenn 
auch nicht unbedingter Verhinderung jo dody nicht leicht zu 
überjehenden Einſpruchs der Gemeinde jeyn. Es ſoll eigenes 
Gemeindebürgerrecht beitehen, aber auch Freiheit der Anfiede- 
lung in mwohlbemefjener Gränze nach gejeglichen Erforderniffen. 
Die Gemeinde fol eine jelbitftändige Verwaltung haben; aber 
auf der Bafid der Landesgeſetze und unter Aufficht bez. unter 
Leitung der Staatöregierung ($. 4). Die Städte follen ihre 
Bürgermeifter wählen, aber unter landeöherrlicher Genehmi- 
gung. Damit ift die Gemeinde ein eigener unvermilchter - 
Körper im Staate, aber von der Einheit des Ganzen durdy- 
drungen, felbitthätig für ihr ſpecifiſches Gemeindeinterefie, 
aber der höheren Moderation nicht entzogen. 


8.9. 


Die ältere Gemeindeverfaffung war naturwüdfig- 
geſchichtlich und dadurd individuell je in jeder Ge- 
meinde entitanden, und fie hatte den ftändifchen, den autos 
fratifhen und den autonomiſchen Charakter in fchärfiter 
Ausprägung. Es war eine ftändiiche Kluft zwiſchen Stadt 
und Land durch dad Verbot des ftädtifchen Gewerbes auf dem 
Lande, und waren nicht minder nach ftreng ftändiicher Sonde- 
rung in der Stadt die Nichtzünftigen von der Bürgerjchafte- 
vertretung (dem weiteren Rathe) und auf dem Lande die ge- 


Bedentung übrig bleibt. Hierin haben die konfervirten Städteverfaffungen 
den Vorzug, daß dort die Mannigfaltigkeit der hiftoriihen Bildungen an- 
ertannt und nur einem gemeinfam höheren Princip unterworfen ift. 
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ringeren Befiter (Kofjäthen) von der Gemeindeverfammlung 
ausgeſchloſſen. Es beftanden die Gemeinde- Obrigfeiten ohne 
alles Zuthun der Gemeinde, namentlich in den Städten herrſchte 
der Magiftrat aus eigener Macht, ſeine Aemter waren lebens⸗ 
länglih und er ergänzte ſich durch Kooptation. Es war die 
einzelne Stadt unabhängig, ja abgejchloffen gegenüber dem 
Ganzen des Landes. Sie hatte ihre abgefchloffene Verfaſſung, 
diefelbe berubte auf ihrem bejonderen Privilegium und deffen 
geichichtlicher Fortbildung, und war ald ihr erworbened Necht 
der Landeögefebgebung unzugänglid. Sie hatte ihr abge- 
Ichlofjenes Bürgerrecht, e8 Tonnte von den übrigen Landed- 
untertbanen auch nicht durh Erfüllung irgend geſetzlicher 
Erforderniffe, Sondern nur durch freie Gabe der Stadt jelbft 
erlangt werden. Sie hatte ein annähernd vollftändiged und 
infofern abgeſchloſſenes Bereich politiiher Befugniffe, verlorgte 
Polizey und Gerichtöbarkeit, ja früher jelbit da8 Kriegsweſen 
ald ihr eigenes ftädtiiches Net. So war jede Stadt jelbit 
ein Fleiner Staat. — Dieje Züge, für ihre Zeit angemeffen 
und ein Bild fchöner, finnvoller, organiſcher Gliederung, 
mußten zufolge der erweiterten Nahrungsthätigfeit, der geftei= 
gerten Bildung und des allgemeinen Zuges nach höherer Ge- 
meinjchaft und Selbitthätigfeit gemildert, die Abgeſchloſſenheit 
in allen Beziehungen zu einem Bande der Einheit gefördert 
werden. Bid zur franzöfiichen Revolution aber war biefür 
nichts gejchehen, auögenommen daß die alte Autonomie durch 
eine jchon faft über das Maa gehende Iandeäherrliche Ein- 
wirfung eingeſchränkt war. . 

Die franzöfiiche Revolution, ftatt ſolche Erweiterung, Mil: 
derung und Fortbildung zur Einheit zu gewähren, vernichtete 
die ganze natürliche Ordnung der Gemeinde von Grund aus. 
Die Konftituante (14. Dec. 1789) bob alle überfommene 
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Gemeindeverfaffung auf, und errichtete eine neue, nur auf 
dieſes Geſetz gegründete, ein und diejelbe fiir alle Gemeinden 
in Frankreich. Jede Gemeinde hat einen Bürgermeifter (maire), 
ein engere und weitered Nathöfollegium (conseil municipal 
und conseil general) und einen Syndikus (procureur de la 
commune, alter defensor civitatis). Dieje Behörden werben 
alle zwei Jahre gewählt von jämmtlichen aus ſämmtlichen Ge— 
meindegliedern mit ganz geringem Cenſus. Dazu beiteht all- 
gemeine unbegränzte Sreiheit der Niederlafjung und Aufhebung 
aller früheren bejonderen Berechtigungen aus dem Bürgerrecht, 
jelbft der Vermögensberechtigungen. Es find alfo im äußerten 
Gegenſatz gegen jene älteren Charaktere die Principien der Ko: 
dififation, der Uniformität, der Volksſouveränetät 
und des Aggregatismus, auf welde hier aud) die Ge— 
meindeverfaflung gebaut ift. Die Direftorialregierung (5 fructi- 
dor an II) bob nun auch noch die Ortögemeinde jelbit auf, 
und jebte an deren Stelle Kantondgemeinden mit Municipali- 
täten, fo dab die Ortsgemeinde bloß einen Municipalagenten 
hatte, der die Beſchlüſſe der Muntcipalität in ihr ausführte. 
Wurde nun gleich unter der Konfularregierung wieder die 
Drtögemeinde (mairies) an die Stelle der Kantondgemeinde 
bergeftellt, fo blieb doch für immer das übrig, dab häufig 
mehrere Ortögemeinden zu einer Sammigemeinde (Bürger: 
meifterei, mairie) zujammengefchlagen werden. Endlich die 
Konfularregierung (28 pluviose an VII) in Reaktion gegen 
die Demofratie, bob den Einfluß der Gemeindebevöälferung für 
Beitellung der Obrigfeiten, bob aber zugleich aud alle Selbit- 
ftändigfeit der Gemeinde auf. Der Maire wird von der Staats⸗ 
bebörde auf 5 Sabre ernannt, das corps municipal aus den 
Höchftbeftenerten gebildet, und der Maire erhält auch feine 
Befehle von der Staatöbehörde und das corps municipal hat 
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überall nur berathende Stimme, und verſammelt ſich ohne 
beſondere Berufung des Präfekten nur einmal im Jahre. Das 
iſt die Gemeindeverfaſſung des Kaiſerreichs (Imperialismus), 
mit welcher die Entwickelung der Revolution ſchließt. Sie iſt, 
auch wieder im äußerſten Gegenſatz gegen den älteren Charakter 
der Autonomie, auf die abſolute Centraliſation und das 
rein bureaukratiſche Princip gebaut. Dieſe verſchie⸗ 
denen Phaſen der Gemeindeordnung der Revolution ſind es 
nun, welche man ſeitdem auch in Deutſchland angeſtrebt und 
nachgebildet hat, mit mehr oder weniger Ermäßigungen, mehr 
dem demokratiſchen oder mehr dem bureaukratiſchen Charakter 
folgend. Aehnlich auch in England ſeit 1836. 

Der Irrthum in dem Gedanken der Revolution iſt hier 
wie in Beziehung auf den Staat ein zwiefacher. Der erſte 
(formelle) Irrthum iſt, daß die Gemeinde ſtatt als gegeben 
von Natur erſt durch menſchliches Werk gemacht werden ſoll. 
Die Staatsgeſetzgebung errichtet hiernach die Gemeinden, als hätte 
es nie ſolche gegeben, fie gibt ihnen ihre Verfaſſung, als hätten fie 
nie eine gehabt. Die Gemeindeordnungen, dieman in diefem Sinne 
gab, paſſen für die Menjchen, die aus den Steinen des Deu- 
falion wurden, aber für Menſchen, die Väter gehabt und da- 
mit eine Gelchichte und einen Verband fchon bisher, paſſen fie 
nicht. Der andere (materielle) Irrthum ift, daß die Gemeinde 
bloß als ein Verein gleichberechtigter menjchlicher Willen, nicht 
ald eine ſächliche Nothwendigkeit und höhere Aufgabe über 
dieſen Willen aufgefabt, und demgemäß nicht den Anforderungen, 
die im Weſen des Gemeindeverbanded begründet find, ſondern 
nur der Öleihberehtigung ſämmtlicher Menjchen Rechnung ge- 
tragen wird. Die Konjequenz diejed Irrthums ift jene allges 
meine Nivellirung. Denn danach ſchwindet der verjchiebene 
Beruf der ftädtifchen und ländlichen Gemeinde nad ihrer 
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probuftiven Aufgabe, der verjchiedene Beruf der einzelnen 
Menſchen in jeder Gemeinde nah Beſitz und Beichäftigung, 
ja zulegt, wa8 der Kern alled Gemeindeweiens ift, Die Noth- 
wendigfeit der örtlihen Verbindung felbft. Und eben danadı 
fann e8 auch feine in der Einrichtung gegründete Gewalt über 
die Gemeindeglieder geben, fondern nur dieje felbit und ihr 
Wille in gleicher Konkurrenz müffen die Entiheidung haben. 
Die Folge aber diejer Berfafjung ift allgemeine Auflöjung und 
Zerftörung. 

Die Kodififation vernichtet wie überall fo auch bier das 
Bewußtieyn der Gebundenheit (II. $. 21), insbeſondere verliert 
die ländliche Bevölkerung dadurch für diefe ihre unmittelbare 
Lebendordnung die Anhänglichkeit des Herfümmlichen und den 
naiven Glauben an die Nothmwendigfeit, und wird, einmal an 
das geichriebene Geſetz von heute, dad noch dazu morgen wieder 
ein andere wird, gewielen, zu ber Frage herausgefordert, 
warum jo und nicht anderd, namentlich warum nicht mehr zu 
unjeren (der Fragenden) Bortheil? — Die Vermiſchung von 
Stadt und Yand bewirkt, dab die Landgemeinde nicht ihrer 
Natur gemäß auf Grundbefiß bafirt wird, daß ihr die Fünft- 
lihen Einrichtungen und die verwidelte Gefhäftsführung der 
Städte aufgedrungen werden, und daß fie, da die Landwirthe 
leßterer nicht gewachſen find, genöthigt ift, zu ihrer Leitung 
bureaufratiihe Elemente und zwar der jchledhteften Art, meift 
die auf anderen Yaufbahnen verdorbenen, zu berufen, die ihren 
Zuftand und ihren Geift verderben. — Die Theilnahme aller 
DOrtöbewohner an der Stadtvertretung und Landgemeinde: 
verfammlung fpielt die Gemeindeangelegenheiten in die Hände 
auch der Unberufenen und Unbetheiligten, und daraus entiteht 
theild eine fchlechtere Verforgung derjelben, theild ein Schwanfen 
zwijchen Theilnahmlofigkeit an den Gemeindejadhen und revolu- 

11. 2. 3 
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tionärer Erregtheit für allgemeine politiihe Principienfragen, 
ftatt der eifrigen Beichäftigung mit den örtlihen, namentlich 
erwerblichen Sntereffen. Auf dem Lande nämlich verliert der 
Bauernftand, wenn er nicht mehr ausichlieglih oder vorherr- 
ichend die Gemeinde bildet, und nicht fein Virilſtimmrecht be- 
hält, fein ganzes Standeögefühl, welches einer der eriten Hebel 
ftetiger und folider Gefinnung und Zuftände ift. — Die Zu- 
fammenwerfung vieler Gemeinden zu einer Bürgermeifterei 
vernichtet den Kommunalfinn, der nothwendig ein örtlicher ift, 
und wird auch ſehr leicht die bejonderen Intereſſen der Ort: 
Ichaften beihädigen. — Endlich die Herrichaft von unten nach 
oben, dieje Gründung aller Aemter auf Mahl und je häufigere 
Mahl (frequente amovibilite), und in eben dem Geifte das 
Mebergewicht der Gemeindevertretung, ald Trägers der Ges 
meindefouveränetät über dem Magiftrate, vernichtet den Begriff 
der Obrigfeit und revolutionirt die ganze Gelinnung der Be- 
völferung. Es läßt fi der Gedanke der Volksſouveränetät, 
wenn er alio in den engeren Kreilen und der täglichen An- 
wendung Plab gefaßt hat, auch für den weiteren Kreid des 
Staates jchwer abhalten. Die Oeffentlichfeit der Stadtver: 
ordneten = Debatten, das Zuſtrömen des Yublifumd bei den 
pifanten Fragen, find dann die Ergänzung in dieſer allge- 
meinen Crziehung und ntfaltung aller moralijchen Kräfte 
für da8 Syſtem der Nevolution. 

Die imperialiftiihe Phaje in der Gemeindeverfafjung der 
Revolution hat nun die demofratiidhe Unordnung und Aufleb- 
nung in der Gemeinde bejeitigt, aber auch die Freiheit. An 
die Stelle der Kopfzahlberrichaft treten die Höchftbefteuerten 
und die Allgewalt des Präfekten. Iſt ihre innere organifche 
Gliederung zerftört, jo fann man die Gemeinde nur noch dur) 
den Auperlichen Kitt des Cenſus und den ehernen Reif der 
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Staatögewalt zuſammenhalten. Es ift daher der bureaufra- 
tühe Deſpotismus über der Gemeinde, welder diefe Phaſe 
charakteriſirt. Sie iſt damit nicht im Widerſpruch mit dem 
Seite der Revolution. Die Revolution wollte zwar aller: 
dings Freiheit der Gemeinden, fie faßte diefelbe aber nur als 
Emancipation der ftädtiichen Bevölferung von ihren ftädtifchen 
Obrigfeiten und nicht auch ald Freiheit der Stadt, dieſes ge- 
meindlihen Ganzen, gegenüber der Gentralftaatsgewalt. Die 
Widerſetzung gegen Magiltraturen, die auf Geburt, Familien- 
prärogative, Kooptation beruhen, war deßhalb der unveräußer: 
lihe Kern der neuen Anficht, von ihr ift man nie abgegangen. 
Dagegen war man ſich feined Verſtoßes gegen die Freiheit 
bewußt, daß ſchon nad der Berfaffung von 1789 die Ge- 
meinde durch beliebigen Zudrang neuer Anfiedler überwältigt 
werden konnte, dab die Schrediendregierung durch den National- 
agenten, den fie an die Stelle des Stadtprofuratord ſetzte, 
unumfchränft in der Gemeinde herrichte, daß endlich nach der 
Konſular- und Kaijerverfaffung auch die Gemeindeobrigfeit von 
der Staatögewalt ernannt wurde und die Gemeinde beinahe 
nicht einmal einen Beirath für die Verwaltung ihrer Angele- 
genyeiten behielt. Abſtrakte Freiheit und Gleichheit aller In- 
dividuen und abftrafter Regierungsmechanismus von der oberiten 
Gentralgewalt aus mit jeiner Dejpotie, dieje beiden Ziele jtehen 
nicht in tödtlicher geſchworener Feindfchaft, fie find beide Kinder 
derielben neueren Zeitbildung. Die unverjöhnliche Feindichaft 
gebt nur gegen alled Geburtsvorredht außer dem Souverän jelbft, 
und gegen eigene gegebene (nicht fortwährend gewählte) Gewalt 
der Lenker eines kleinen Kreijed. Den Deſpotismus eines Kaijers 
lägt man ſich gefallen, das ift aufgeklärt, aber auch die milde 
Herrichaft eines jelbftftändigen Magiftrats oder lebendlänglichen 
Bürgermeifterd verträgt man nicht. Die ſchon von Turgot 
3* 
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angeftrebte und in ber erften Zeit der Revolution gepriejene 
Webereinanderichichtung von Gemeinde-, Provinzial- und 
Nationalrepräfentation, wenn auch im Allgemeinen richtig, iſt 
in dieſer Auffaffung völlig unorganifch, indem dabei Gemeinde, 
Provinz und Staat ald gleichartig aufgefaßt werden, eben alle 
als bloße Menfchenhaufen. Weder die fachliche Verjchiedenheit 
der Aufgaben, noch die Berfchiedenheit der Verfafjungsprincipien 
für dieſe verfchiedenen Kreife enthält dann ihre richtige und 
volftändige Würdigung. Wir ftellen dem Inftitute des Staates 
mit feiner Aufgabe höherer fittlicher Ordnung und feiner ge- 
gebenen Autorität, dem Königthum, die Gemeinde gegenüber 
mit der Aufgabe der Verforgung eigener (örtlicher) Intereffen 
und mit felbitgewählter Obrigkeit. Dort aber ift Alles Herr: 
ſchaft des Volkes für das Intereſſe des Volkes, und da iſt 
allerdings Fein Grund, warum nicht die zwanzig Millionen 
Franzoſen, oder audy der Eine, den dieſe ald ihren Repräſen— 
tanten anerkennen, in allen Dingen den wenigen Zaufenden 
der einzelnen Gemeinde Vorſchrift geben follen. — So bat 
denn auch in Frankreich und bei und am meiften die Bureau: 
fratie die demofratiihe Semeindeverfaffung für ſich ausgebeutet. 
Tene Sammtgemeinden, wie ſchon während des Direftoriums 
die Kantondgemeinden, find lediglich im bureaufratifchen Sntereffe 
entitanden, man fand in der Ortögemeinde nicht genug Kapa- 
citäten, um Die Anordnungen der Staatöregierung auszuführen, 
die Gemeinde jollte aljo bloß Mittel für dieſe ſeyn. Das 
Virilſtimmrecht in den Landgemeinden mußte jchon deßhalb 
weichen, weil die Beamten mit einer Repräfentation bequemer 
fertig werden. Die Uniformität drüdt als folhe allen Ge— 
meinden den Stempel des Verwaltungsmechanismus auf; und 
endlich der Unfug, der bei der demokratischen Einrichtung nicht 
ausbleibt, gibt den Titel, daß die Staatöverwaltung die Herrichaft 
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in der Gemeinde ausjchließlih an fih nimmt. Es ift die 
Zreiheit der Gemeinde, mit deren Lofung die Bewegung be- 
gann, und fie endet mit dem gouvernementalen Abfulutismus. 

Die Revolution hat fo nah allen Eeiten bin die Aufgabe 
falſch gelöft. Statt die Gemeinde als ein geyliedertes Ganzes 
zu beleben, fo daß die Mitglieder bei erhöhter Selbftthätigfeit 
doch dem Berufe ded Ganzen gebunden und durch ihn geeinigt 
bleiben, bat fie die gliedlihe Eigenichaft derjelben völlig zer⸗ 
nichtet. Die Gemeinde ift nad) ihr ein bloßer Menfchenhaufen, 
und zwar zufolge der unbegrängten Freizügigkeit ein fluftut- 
vender Menſchenhaufen, machtlos gegen die Bewegung im 
Innern und gegen den Zudrang von Außen, machtlos gegen 
die Gentralgewalt ded Staated. in kräftiges Gemeindeweien 
wird nicht dadurch erreicht, daß man die Gemeinde in Atome 
auflöft, fondern dadurch, daß man fie als Inſtitution foncentrirt, 
die Elemente, weldye von Natur die Stärfe und Fähigkeit der 
Herrichaft haben, zur Herrihaft beruft, die Snterefjen, auf 
welchen die Gemeinde von Natur beruht, zu überwiegenden 
Einfluß bringt, alfo durch Pflege der Berufsftände (der bür- 
gerlichen und bäuerlichen Arijtofratie) und durch |tarfe unab- 
bängige Obrigfeiten. Nur dadurdy wird in der Gemeinde 
jelbft erzielt, wa ihre wahre Freiheit ift, eine ftetige und ge- 
fiherte Befriedigung ihrer Bedürfniffe, und nur dadurd wird 
aud ihre Unabhängigteit gegenüber der Staatsgewalt behauptet. 
Löſt man die Gemeinde in ihr jelbit auf in ein bloßes Aggregat 
gleihberechtigter Willen, fo löft man fie damit zugleich auch 
auf in das allgemeine Aggregat der ganzen Landeöbevölferung, 
das nur durch die allgemeine Staatöregierung abgetheilt und 
regiert werden fann*). 








*) Bergl. meine Reden in der Erften Kamıner vom 3. Dec. 1849 und 
vom 7. Januar 1853, die von Gerlach's vom 4. Dec. 1849. Die Reden 
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Snöbefondere für dad Verhältniß der Gemeinde zum Staate 
ift die Gentralifation ein wirklich gebotener Fortſchritt, 
der nur durch die Revolution (den Imperialismus) in falfcher 
Weiſe vollbradht wurde. — Das ältere Syftem der Autonomie 
gewährte in blühenden Zeiten die allgemeinen Vortheile der 
Freiheit und Selbitthätigfeit, nämlich regere Theilnahme, Ge- 
meinfinn, größere Kraftentwidelung, Gefühl der Bürgerehre, 
dazu die Erwartung, daB die Anordnungen, die aus der Ge- 
meinde felbft hervorgehen, aud ihrem Sinn und Bedürfniß 
entiprehen. Dagegen ftört es die Einheit ded Staates, hemmt 
die Ausführung großartiger für das ganze Land berechneter 
Maaßregeln und führt, wenn einmal die Macht der Städte 
und mit ihr die Blüthe der Begeifterung weicht, umgekehrt 
leicht zu kleinlicher Selbitjucdht der Genteinde und ihrer Yenfer — 
zum Spießbürgertbum. So war e8 angemefjen für feine Zeit, 
die Gemeinde hatte in beftimmter Periode der Staatdentwide- 
lung den Beruf Träger von Staatöfunftionen zu ſeyn, wie 
ihn in. noch früherer Periode und in anderer Weile die Zamilie 
hatte (das patriarchaliiche Zeitalter). Was haben damals die 
deutihen Städte in der Sphäre der Polizey geleiftet, als 
noch die Staaten (Yandeöherren) dazu feine Fähigkeit und 
feinen Antrieb hatten! Es ift aber ebendehhalb nicht mehr 
angemeſſen, da dieſe Periode vorüber ift. Das franzöfifche 
Syſtem der Gentralifation ftenert nur den Mibftänden der 


von 1849 waren die Widerfegung gegen die von der Regierung noch aus 
den Berheißungen des Jahres 1848 herübergenonmtenen Entwürfe der 
Gemeinde-, Kreis: und Provinzialordnung. Wir hatten nur 17 Stimmen 
unter 180 dagegen, und wurden die Gefeße daher 1850 promulgirt. Aber 
nad) vielen vergeblihen Anfägen zur Ausführung wurden fie 1853 wieder 
aufgehoben. Für diefe Aufhebung ift die lett angeführte Rede. 


1. Kapitel. Die Gemeinde. 39 


früheren Autonomie, es gewährt die Einheit und Kraft der 
Staatölenfung. Aber ed gewährt fie eben nur durch medha- 
niſche Wirkung, feine Erfolge bewähren ſich daher nur in der 
materiellen Sphäre (Eifenbahnen, Straßen), und dazu kömmt, 
dab durch dafjelbe der Staat in demjelben Maaße, ald er an 
Kraft der Ausführung und Umwandlung zunimmt, in demfelben 
an Kraft der Erhaltung einbüßt, indem die Neuerung, die von 
der Gentralregierung audgeht, nicht an dem Widerftande jelbft- 
ftändiger Korporationen ſich erſt zu erproben hat und jogar 
die Bemegung gegen die Regierung, die Empörung, wenn fie 
einmal im Gentralfige durchgedrungen ift, dad Land mit fort: 
reißt. Dagegen auf der anderen Seite 1ödtet diefe Bentrali- 
tatton alle lebendigen Impulje und alle Eigenthümlichfeit des 
Gemeindeverbanded, und damit Alles, was im Gemeindeweien 
fittlihes Band und fittliher Geiſt ift, ja fie ift ihrem Weſen 
nady nichts anderes ald Vernichtung der Gemeinde. War die 
Gemeinde in dem älteren Syſteme ein Eleiner Staat im Staate, 
io ift fie bier ein bloßer Verwaltungsbezirk, eine geographiſche 
Abtbeilung für die Ausführung der Staatdangrönungen, es 
zibt in der That feine Gemeinden mehr, ſondern bloße Lofa- 
litäten. Dieſes Syſtem der Centraliſation ift daher zu allen 
Zeiten verwerflih. Sondern die richtige Befriedigung des ge- 
botenen Fortichrittö ift ed, daß die Gemeinde zwar der Einheit 
des Staated und feiner Lenkung untergeordnet, aber dennod) 
ald eine wirkliche Körperichaft in ihrer Selbititändigfeit und 
Selbftthätigkeit erhalten werde*), Die CEelbititändigfeit in 
diefen Heinen Kreifen ift eben die Grundlage aller wahren 


* Die preufifche Städteordnung von 1808, welde vielfad das 
Muſter in Deutſchland ward, hat, obwohl fie fir das Innere der Ge— 
meinde zerjeßend wirkt, dod den Vorzug, daß fie ihr ein Bereich der 
Selbſtſtandigkeit gegenüber der Staatsgewalt gewährt. 
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freien Verfaſſung. Es ift unnatürlich, dab das Volf an der 
Sefammtlentung des Staates Theil nehme, wenn ihm die 
Theilnahme bez. die eigene Berforgung feiner nächit liegenden 
Intereſſen entzogen ift. Landſtände dürfen nicht abminiftriren, 
aber Gemeinde, Diftrikte, ja bid zu gewiffem Grade Provinzial: 
genofjen follen in ihrem Bereich adminiftriren. In diefe Selbit- 
verwaltung der Heinen Kreiſe feßte auh Möfer, wenn id 
anders feinen Geiſt richtig verftanden habe, vorherrſchend die 
öffentliche Freiheit. Ein ähnlicher Gedanke ift e8 aud), wenn . 
Toqueville zwilhen gouvernementaler und admini- 
ftrativer Gentralifation unterfcheidet, erftere ald nothwendig 
erfennt, und leßtere als einen Uebelitand, namentlid in Frank—⸗ 
reich, bezeichnet. 

Der Fortgang in der Geſchichte von der früheren Autonomie 
zur echten Gentralifation ift ein Fortgang vom niederen Or— 
ganismus zum höheren Organidmud. Nach älterem Zuftande 
waren die Glieder ded Stanted, die Städte und Korporationen 
wie die Grundherrihaften, zwar von dem Ganzen getragen, 
aber nicht von ihm beftimmbar, nicht mit Sicherheit beherricht 
und in Bewegung gelegt, jondern völlig unabhängig — das 
ift der Charakter des bloß Organiſchen, oder des niederen 
Organis mus (ähnlich der Pflanze). Nach neueren Staats: 
principien jollen fie zwar eine felbftitändige freie Thätigfeit für 
ihren Kreid behalten, aber der Einen Staatsherrichaft unter: 
worfen, von ihr umjchloffen und beftimmbar feyn, und das 
ift der Charakter de8 höheren Organismus, des Leibes— 
der einem Geiſte, d. i. einer Perjönlichfeit oder einem 
fittlihen Reiche, ald Träger dient und daher felbft völlige 
Einheit, Gentralbeherrfchung feiner Glieder befitt*). Diefem 


*) Das find nidt bloße Bilder, es find Begriffe Iſt es geftattet, 
den Begriff des Organismus, der der phyſiſchen Welt angehört, auf die 
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höher Organiſchen (dem Leibe) ift nun jcheinbar der 
Mechanismus verwandt, der eine ähnliche Einheit enthält, 
aber nur dadurch, dab er alles eigene Leben der Theile ver- 
nichtet, fie zu bloßen Mitteln und Inftrumenten berabfett. 
Ienes ift die wahre Gentralifation, weldhe ein Beruf der Zeit 
it, diefed die falfche, die man jeit Ende ded vorigen Sahr- 
hunderts ausführte. Dagegen dad Streben nach Rückkehr zur 
alten Autonomie beruht auf dem Irrthum, das bloß Orga- 
niſche für höher zu halten ald das Leibliche und Perfönliche, 
als die Einigung für und zu einem fittlichen Reiche”). 


ſittliche Welt zu übertragen als einen allgemeinen Begriff, wie er jet bon 
Jedermann gebraucht wird, fo muß das nicht minder geftattet feyn auch 
sen der Unterſcheidung des bloßen Organismus und des Leibes, die für 
die phnfifche Welt Niemand läugnen kann, und die nicht minder auch für 
die fittliche befteht. Organismus, Mechanismus und Leib find der tiefere 
wiſſenſchaftliche Ausdruck für jene drei Syſteme, die Beleuchtung ihres 
innerftien Weſens. 

*) Die Gemeindeverfaffung Nordamerita’s (ich habe befonders die 
in Reu-England gewöhnliche im Auge), beruht allerdings auf ganz anderen 
Srineipien, als die hier ausgeführten: auf dem Princip der äußerften 
Demolratie und der äußerfien Independenz vom Staate — 
Die Geſammtheit der Gemeindeglieder hat nicht bloß die Souveränetät, 
ieudern fie übt fie auch felbft aus, was die Berfaffung von 1789 noch 
überbietet. Sie bat keine Nepräfentation, die ftatt ihrer beſchlöſſe, fondern 
faßt die Beſchlüſſe felbft in allgemeiner Berfammlung durch Pirilabftim- 
mung. Sie hat aud Feine Magiftratur, welder fie die Gewalt übertrüge, 
ſondern bloß Funktionäre. Sie wählt nämlich jährlich Gemeinde - Beamte 
theils für die allgemeinen Geſchäfte (die select men), theils für befondere 
Seihäfte (Steuervertheiler, Steuereinnehmer, Auffeher über öffentliche 
Orte, Armen-, Schul-, Straßen-, Feuerpolizey-Rommiffäre u. f. w.). Aber 
alle diefe Beamten haben feine felbfiftändige Macht der Anordnung, fie 
verfahren mur nah Anweifung der Gefamnitgemeinde, und müſſen wo 
ihnen eine folche nicht durd allgemeine Vorſchrift, Obfervanz n. ſ. mw. ge- 
geben ift, ihren befonderen Beſchluß einholen. Die Verwaltung foncentrirt 
ſich deßhalb auch nur in der Geſammtgemeinde, nicht in irgend einem 
Peamten, es find namentlid die Beamten fir die befonderen Geſchäfte 
zit denen für die allgemeinen Geſchäfte (select men) untergeben, wie 
ki uns die techniſchen Beamten dem Bürgermeifter, jondern bloß der 
Geſammtgemeinde unmittelbar. In der That aljo verwaltet die Gefammt- 
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Bweites Kapitel. 
Die Stände und die Volkswirthſchaft. 


$.11. 


Das Bolf entfaltet verjchiedene Arten von Thätigkeiten für 
die verichiedenen in feinem Gemeinleben begriffenen Zwede, die 
fi) dann organifch wieder wechielfeitig bedingen und ergänzen 
zu Einem Reiche verftändiger Zwecke, Einem Geſammtziel jeines 
Dafennd. Dana fondern fih die Menſchen in Klaffen für 
eine jegliche dieſer Thätigleiten — Theilung der Arbeit. 
Die Pflege derjelben wird ihnen zum befonderen Lebens— 
berufe und beftimmt daher audy ihre Xebensftellung. 
Das find die Stände Etand iftdemnad der befon- 
dere Xebensberuf für das Gemeinleben, der aud 
die Lebensſtellung derer, die ihm obliegen, be- 
ftimmt. Die Beitimmung (r&Xos) der Stände aber ift die 
vollfommene Verforguug einer jeglihen zum Gemein: 





heit der Gemeindeglieder felbft. — Aber aud die Unabhängigkeit der Ge- 
meinde gegenüber dem Staate geht bis an die Gränze des Möglichen. 
Sie verwaltet nit bloß die eigentlihen Gemeindeſachen ohne alle Ein- 
mifhung, Ueberwachung, Kenntnißnahme des Staates; fondern verforgt in 
der gleihen Unabhängigkeit felbft eigentliche Staatsſachen, 3. B. Sanität, 
öffentliche Moral, Schulweien. Ja jelbft für das, was nothwendig und 
unabtrennbar dem Staate zugehört, 3. B. Kriegsbedürfniß, Staatsfteuer, 
bat fie doch die Berforgung in ihren Bereich und haftet als Ganzes dem 
Staatr, fie forgt für Munitionsvorräthe, vepartirt und erhebt die Etaats- 
ſteuern. — Es beruht die ganze Gemeindeverfaffung auf den eigenthünt« 
lichen Berhältnifien Nordamerifa’s, namentlich daß dort der ganze gefell- 
ſchaftliche Zuſtand aus der Gemeinde ınidht der Nation) hervorging und 
nod auf der Gemeinde ruht, und fie beruht auf dem eigenthiimlichen 
Geifte Nordamerita’s, namentlih dem kirchlichen Geifte des Independen- 
tismus, deffen Principien der Kirchenverfaffung es eigentlich find, die ſich 
bier auch in der politifchen Einrichtung abfpiegeln. Darum ift Nahahmung 
anderwärts fchlehthin unmöglich, ja es ift no die Frage, ob fie in 
Amerifa ſelbſt ſich wird halten fünnen, wenn einmal die Bevölkerung dort 
fo dicht gedrängt ſeyn wird wie bei une. 


2. Kapitel. Die Stände und die Volkswirthſchaft. 43 


feben erforderlichen Thätigkeit, nicht minder jedoch auch — 
nad) dem Principe der Perfönlichkeit — dab der Menſch in 
ihr feine Befriedigung und feine Würde finde. 

Nur jener Beruf bildet hiernach einen Stand, welcher eine 
unmittelbare und regelmäßige Einwirkung auf das Ganze bat, 
welcher mit Träger ded allgemeinen Zuftandes ift, fo daß 
durch ihn auch die ganze Stellung in der Gemeinichaft dauernd 
beftimmt ift. Eine Thätigfeit, die nicht für's Gemeinleben wirft 
und wirken foll, 3.8. die eined Privatgelehrten, bildet feinen 
Stand. Aber auh nur die Hauptarten der Thätigkeit, in 
welche dad Volksleben als objektives gemeinfames fich entfaltet, 
und die daher immermwährend beitehen und von einer größeren 
Menichenzahl betrieben werden, find fähig einen Stand und 
Standeöberuf zu bilden. Erſt auf Grundlage derjelben ergibt 
fich der individuelle Beruf, der auch deßhalb nichts Allgemeines 
und Smmerdauerndes in fi) trägt, fondern fi auf das Leben 
des Individuums bejchränft (3. B. Niebuhrs, die römifche 
Geſchichte zu beleuchten). Nur erftere gehören daher der ob- 
jeftiven Ordnung, dem Rechte, an, leßtere dagegen der Moral. 

Der Begriff des Standes im redhtlihen Sinne 
Ichließt nun aber auch das ein, dab dieſe beiondere Xebens- 
ftelung in Folge des bejonderen Lebensberufes nicht bloß eine 
thatfächliche, jondern auch eine rechtlich feftgeftellte fei. Die 
großen Grundbefißer 3. B. werden thatſächlich immer einen 
Stand bilden im Unterfchiede der Gemwerbtreibenden; aber 
rechtlich bilden fie ihn nur, wenn bejondere Redhtöbeftimmungen 
für fie gelten. Es ift nun die Kigenthümlichfeit und der 
Vorzug des germanifchen Rechts, daß ed die Menfchen in der 
Unterjheidung ihres Lebensberufes, alſo ihres Standes, auf: 
faßt und dieſem rechtliche Folgen beilegt. So hat ed ein 
Standesrecht auögebildet, d. i. ſowohl verſchiedene politifche 
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Rechte für mehrere Stände, ald auch in noch auögedehnterer 
Weiſe verfchiedene privatrechtliche Beftimmungen, wie fie für 
den Lebensberuf derjelben paſſen. Das römische Recht enthält 
nur Anordnungen über beftimmte Geſchäfte, 3. B. Handels-, 
Mäkler-, Fuhrmannsgeſchäfte, dagegen das deutiche Recht ent- 
hält Anordnungen über die Perjonen, weldje diefe Gefchäfte 
zu ihrem Lebensberuf haben, 3. B. Kaufleute, Mäfler, Fuhr⸗ 
leute, jo daß diejelben für andere Perjonen nicht eintreten, 
auch wenn fie diefelben Gejchäfte vornehmen — und das mit 
Mecht, weil diefe Gejchäfte als regelmäßige und erklärte Standes- 
beihäftigung eined Menjchen wirklich eine andere rechtliche 
Würdigung und Behandlung verdienen. 


8. 12, 


Solche Theilung der menſchlichen Thätigkeit, deren Folge die 
Stände find, liegt in der Idee des menfchlich-irdiihen Daſeyns. 
Allein der wirkliche Zuftand der Stände tft nicht bloß durch die 
Theilung der Thätigfeit beftimmt, fondern noch durch eine an— 
dere Urjache, durch den Kampf ded Menſchen mit der Natur — 
den Fluch der Arbeit (Geneſis II. 19), d. i. daß die äußere 
Melt und ſelbſt die eigenen inneren Kräfte der menjchlichen 
Abficht hartnädig widerftreben und nur mühfam dienftbar ge- 
macht werden. „Im Schweiße deines Angefichtö follft du dein 
Brod effen,” das gilt nicht bloß von der niederen Thätigfeit, 
der Gewinnung ded leiblichen Bedürfniffes, es gilt mehr oder 
minder von allen menjchlichen Beitrebungen. Es gibt fein 
Ziel, daß nit im Schweiße des Angefichtd verfolgt werden 
müßte. Selbit in den geiltigiten Gebieten, in Kunft und Wiſſen— 
ſchaft, wird jeder Beliß nur durch Anftrengung errungen. Daraus 
entipringt die Mangelbaftigkeit des focialen Zuftandes: für's 
Erſte der Partifularismus der Stände, dab fomwohl 
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die Bildung ald die Lebensſtellung überwiegend, ftatt durch das 
univerjelle Weſen des Menſchen, durch dad einfeitige Gepräge 
des Standes beſtimmt werden, — für's Andere die Scheidung 
der menſchlichen Gelellichaft in zwei Klaffen, der einen, die 
dem höheren Geijtigen zugewendet, und der anderen, die auf 
die förperliche Arbeit zur Erhaltung der eigenen Eriftenz an- 
gewiejen ift. Dieß ift die Grundlage des Unterjchieded geehrter 
und veradhteter Kalten im Drient, des Adeld und des Volkes 
im älteren Europa, der höheren und niederen Stände überall 
und zu allen Zeiten — endlid des Pauperismus. 

Diefer Zuftand entipricht nicht der Idee des menschlichen 
Dajeynd. Denn die eigene Thätigfeit und Hervorbringung ift 
allerdings eine Freude und eine Ehre; aber diefe Mühſamkeit, 
dieje Dürftigfeit des Erfolges und die Verfümmerung oder zum 
wenigſten Beichränktheit zahlreicher Menfchenklaffen ift weder 
dad eine noch dad andere. Deßhalb fol er je mehr und mehr 
überwunden werden, dab der Partilulariömus der Stände 
durch das höhere univerjelle menſchliche Wejen gemildert werde 
(die Allfeitigfeit der Bildung und Einſicht, die allgemeine ftaats- 
bürgerliche Berechtigung), — und daß die niederen Stände ge- 
hoben werden, ſowohl perfünlid durch Sitte und Bildung, als 
nad) ihrem Stande jelbit durch das Bewußtfein der höheren 
Weihe, die in jedem menjchlichen Berufe liegt und den, weldyer 
ihn mit diefem Sinne betreibt, ſittlich adelt. Dieb iſt auch in 
zunehmendem Maahe erreicht worden durd das Chriſtenthum 
und die chriltliche Gelittung. Aufgehoben aber fann dieſer Zu- 
ftand nicht werden, jo lange die irdifchen Bedingungen dauern. 
Es gehört deßhalb zu den Taufchungen der Revolution, daß fie 
den Unterjchied der Klaffen aufzuheben unternahm. Sie wollte 
damit die irdiſchen Bedingungen überfliegen und jenen Fluch 
der Arbeit durch menſchliche That, d. i. rechtliche Einrichtung 
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audtilgen, den nur Gott felbit hinwegzunehmen vermag. Ihre 
Abſicht, daß der verichiedene Beruf durchaus nicht mehr die 
Lebensſtellung beftimme, jondern bloß in der Verſchiedenheit der 
Berrichtungen beitehe (General, Minifter, Schufter, Schneider 
und Frifeur bloß und lediglich Bürger jeyen) ift durchaus nur 
in Form und Titel erreicht worden, aber nicht in der That; 
denn die verfchiedene Werthſchätzung jeder Berufsarten ift 
unvertilgbar in der Natur und in der Mahrheit gegründet, 
und wenn auch der Adel aufgehoben wurde, der Unterſchied 
des Reichthums und der Armuth befeftigt dennoch unvertilgbar 
eine Kluft zweier Klaffen. Vollends aber eine Berfehrung der 
Dinge — die Karifatur chriftlicher Idee — ift ed, wenn der 
Stand der mechanischen Arbeiter im ertremen Gegenfate zur 
früheren Zeit grade ald der höhere, als das eigentlihe Volk 
aufgefaßt wird, wohin jelbft jet nody die liberale Meinung, ja 
ſelbſt die Feier der Poefie in Frankreich vielfach gerichtet ift. — 
Durch die ganze Gejchichte herab wird es als der höhere Stand 
betrachtet, der Förperlichen Anjtrengung und der niederen Arbeit 
entboben zu feyn. Das beruht auf der tiefen Wahrheit, daß 
die urfprünglihe und ewige Beitimmung ded Menſchen nicht 
Arbeit folder Art jondern freie geiltige Eriftenz und Thätigfeit 
ift. Die fittlicheintelleftuelle Beſchäftigung des Krieged und der 
Regierung oder des Kultus und der müheloje Befit von Yand 
gelten deßhalb allein als des Menſchen würdig. Die antike 
Melt zeigt und das Aeußerſte diefer Auffaffung. So behauptet 
Ariftoteles, ein wohl verfaßter Staat dürfe Handwerfern 
nicht das volle Bürgerreht gewähren, ebenjo jchließt Platon 
die arbeitende Klafje von der Regierung aus. Debgleichen 
durch das ganze Mittelalter gilt der Adel ald ein erhabener 
Stand von ausſchließlicher Bollehre über dem Bürgerftand, und 
unter Milderungen bat das bis in dieſes Sahrhundert fort: 
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gedauert. Wie das Chriſtenthum die Sünde gejühnt hat, fo 
hat es auch die Arbeit ihrer Unehre enthoben. Ja ed hat den 
Zuftand der Arbeit und Anftrengung, der, an fih und ewig 
betrachtet, nicht jeyn jollte, zum Mittel einer um jo größeren 
Bewährung der fittlihen Kraft ded Menſchen gemacht. Eine 
erleuchtetere Einfiht, die fid) aud dem Schooße chriſtlicher 
Gefittung allmählig erhob, bat denn dem Handwerk jeine 
vichtigere Würdigung ertheilt. Auch das Gewerbe enthält, je 
in verjchtedenem Grade, geiftige, theils intelleftuelle, theils 
fünftleriiche Thätigfeit, und der Beweggrund, die Familie zu 
ernähren, das Bedürfniß der Mitbürger redlich zu befriedigen, 
endlid an fich treffliche Waare zu verfertigen, tft nicht minder 
fittlih als der, dad Vaterland zu vertheidigen und ihm zu 
rathen. Die allgemeine flaatsbürgerliche Berechtigung und 
Ehre ift darum eine Anforderung wahrer chriftlicher Gefittung. 
Allein find auch ale Beichäftigungen ehrenhaft, jo gibt ed doch 
böbere und geringere Beſchäftigungen, und ift das ftaate- 
bürgerliche Recht Allen glei, jo können und jollen doch die 
Unterichiede in der gejelligen Sitte nidyt aufhören. Die bloß 
mechaniihe Beichäftigung und der Mangel an Bildung, der 
fich mit ihr verbindet, wirkt eine thatjächliche Unterordnung 
nach Naturgejegen, und es iſt keinesweges eine fittlidh=politifche 
Anforderung, dielelbe künſtlich gewaltſam aufzuheben (egalite, 
fraternite). Nach der chriftlichen Gefittung follen dieje Unter: 
Ichiede zwar nicht ald rechtliche, aber ald thatjächliche, welche 
Die Natur wirkt, fortbeftehen, und die Menſchen durdy freie 
That, d. i. durch die tiefere Würdigung, die ſich über fie weg⸗ 
jeßt und überall nur den Menfchen erblicdt, fie auögleichen; 
nad der revolutionären Gefittung follen fie mechaniſch auf- 
gehoben werden, daß es feiner Demuth des Höheren mehr 
bedarf. Aehnlich wie nad) hriftlicher Gefittung die Vermögens⸗ 
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unterſchiede fortbeitehen und die Reichen den Armen mittheilen 
follen, nach revolutionärer (d. i. folgerichtig Fommuniftifcher) 
Gefittung dagegen von vorn herein Gleichheit des Vermögens 
beftehen joll, welche die Mittheilung ausfchließt. Darum nad) 
hriftlicher Sitte eine Anforderung an den Reichen, zu geben, 
und an den Höheren, jeine höhere Stellung zu vergeffen, nad) 
revolutionärer Sitte eine Befugniß des Armen, zu nehmen, des 
Geringen, ſich gleich zu ftellen. Der Menſch, der die geringere 
Beichäftigung treibt, Tann in feiner Demuth viel höher ftehen, 
al8 der, welcher der edlen obliegt, und Gott fieht grade das 
Niedrige an; aber das ift eben ein Beweis mehr, dab ed an 
ſich dad Niedrigere iſt. Chrilti Geburt wurde den Hirten 
offenbart und nicht den Prieſtern! aber dab der Hirtenftand 
ein höherer Stand ſey ald der Priefteritand, folgt daraus nicht, 
londern das Gegentheil. Das dhriitlihe „Obſchon“ wird in 
der modernen Würdigung zum „Weil“. Der (bloß mechaniſche) 
Arbeiter pocht darauf, daß er, weil er Arbeiter ift, der eigentlich 
Berechtigte in der Gejellichaft ſey. So ſchlägt überall. die tieffte 
Wahrheit in den Außerften Irrthum über. Daß der Arbeit die 
höhere Ehre gebühre, ift nur dann richtig, wenn unter Arbeit 
nicht die Anftrengung, jondern die produftive Thätigkeit ver- 
ftanden wird; jene nimnt nur unter Mitgefühl, nicht unfere 
Hochachtung in Anſpruch. in Gelehrter darf fih nicht auf 
feine Nachtwachen, jondern nur auf den Werth feines Werkes 
berufen, und faum wird man den Handlanger, der die größere 
Anitrengung bat, höher achten ald den Aufjeher und zuleßt 
den Principal, der die Arbeit geijtig leitet. Deßgleichen, daß 
der Produktion die höhere Ehre gebührt gegenüber der bloßen 
Konjumtion, ift richtig, wenn man unter Produftion jede förber- 
liche Einwirkung für das Gemeinwefen und nidht bloß die 
materielle verfteht. Beihäftigung mit Regierung oder Krieg ift 
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fein unproduftiver Zuftand in diefem Sinne, und warum der 
Grundherr, der, ohne ein Feld zu bewirthichaften, von Pacht 
und Erbzind lebt, weniger produktiv und achtbar ſeyn folle 
ald der Tabaksfabrikant, der von dem Profit des Schweißes 
jeiner Arbeiter lebt, ift nicht abzujehen. Was jolher Würdigung 
zu Grunde liegt, ift nicht bloß der Gedanke der Gleichheit, 
\ondern aud der materialiftiihe Sinn, der die Güter für 
materiellen Genuß und darum auch ihre Produktion für das 
Höchſte hält. Jene Widerjegung gegen die bloß fonfumirenden 
Klaffen hatte ihren guten Grund und ihre Berechtigung, als 
noch eine Geburtsklaſſe das Vorrecht auf die geiftigen Thätigfeiten, 
auf Eivil- und Militärämter oder ftändiiche Repräſentation hatte, 
und ein rechtlicher Unterichied der Ehre beitand. Wo dieſes 
bejeitigt ift, da hat fie feinen Erfolg mehr als eine Ueberſchätzung 
der materiellen Güter und der materiellen Produftion. 

Die Frage, welche Ariftoteles aufwirft, ob es befjer ſey, 
dab der einzelne Menſch durch alljeitige harmoniſche Bildung, 
oder daß das Gemeinwejen durch einjeitige und dadurch geftei= 
gerte Ausbildung der Menichen die höhere Vollendung erreiche, 
bat unfer Zeitalter thatjächlich beantwortet. Der Menſch foll 
nad feinem Seyn und Wefen eine harmoniſche Bildung 
erhalten, weil er als Perfönlichkeit feinem Seyn und Wejen 
nach abjoluter Zwed tft; aber feine Thätigleit und Fertig: 
feit fol auf einen beftimmten Theil der Gemeinthätigfeit 
ausſchließlich gerichtet fenn, weil feine Thätigfeit da8 Ganze 
zum Zwed bat. Dieje beiden Ziele ftehen dann nicht mehr in 
Widerſpruch, jondern im Gegentheil, fördern ſich wechſelſeitig. 


g. 13. 


Die Stände ſcheiden fich in zwei Haupfflaffen, öffentlide 
und Privatftände; jene, deren Thätigfeit unmittelbar fir das 
II. 2. 4 
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Gemeinweſen als Ganzes wirft, inöbejondere zu deffen Lenkung, 
und daher auch nur im Namen des Gemeinwejend erfolgt und 
durch baffelbe beftimmt wird; dieſe, deren Thätigfeit zunädhft 
nur im Einzelnen und auf andere Einzelne wirft, erft mittel- 
bar dem Erfolge nad) und im Großen und Ganzen ergän« 
zended Glied des Gemeinweiend ijt, deßhalb auch aus und 
nad) freien Antriebe der Individuen vor fid) geht. 

Die öffentlihen Stände (Beamte, Geiſtliche, Militär) 
bilden eben dekhalb Fein Syſtem in fidh, da jeder vielmehr 
feinen Uriprung und feine Eriftenz unabhängig von den anderen 
in der Inſtitution oder der Ephäre derjelben bat, der er die- 
nen fol. Von ihnen wird denn auch erft an diefem Orte zu 
handeln ſeyn. Die Privatitände aber bilden ein Syitem, ein 
in ihm ſelbſt geichloffened Ganzes, denn fie dienen einer und 
derjelben Beitimmung: der Befriedigung des Lebens— 
bedürfnijfes, daher insbejondere der Vermögenser— 
jeugung. 

Die menjchlidde Gemeinschaft erzeugt ſelbſt durch eigene 
Thätigkeit ihr Vermögen, die Mittel für ihren Bedarf, aber, 
wie alle menſchliche Thätigkeit, auf der Baſis eined Stoffes, 
dDefjen, was die Natur gewährt. Das Syſtem der Privatftände 
ift daher der reale’) Fortgang dieſer Thätigkeit von Diejer 
Baſis ans. Es iſt einfach dag folgende: 

1) Die Gewinnung der natürlichen Etoffe durch Pflege 
der Natur — Grundbeſitz und Adferbau. 

2) Die Formung und Verarbeitung dieſer Stoffe durch 


*) Hegel entwidelt es aus einem logiſchen Fortgange, den Kategorieen 
des Subſtantiellen (Grundbefiß), Neflettirten (Gewerbe und Handel) und 
der Einheit beider (allgemeiner d. i. Yeamtenftand), Wie die Entwide- 
lung ſelbſt das Zpecifiihe der Stände nicht zur Grundlage hat, jo kommt 
fie zu den unpafienden Reſultate, die Privarftände und einen öffentlichen 
Ztand als die Glieder Eines Syfiemes zu verbinden. 
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menſchliche That, wodurd fie dem menſchlichen Gebraude 
affimilirt werden — Gewerbe. 

3) Die Beherrſchung, d. i. Vertheilung und Umlauf 
diefer Güter unter die menſchliche Gemeinjchaft für das Be- 
dürfnig — Handel. Dieb find die Grundftände der Gefell- 
haft. Auf ihrer Bafid ftehen dann die Stände, die durch 
bloß geiftige, d. i. ftofflofe Thätigfeit den Bedürfniffen ihrer 
Mitbürger dienen: Aerzte, Advokaten, Lehrer, Künftler. 


$. 14. 


Die Privatitände in ihrer wedhjeljeitigen Ergänzung find 
der bürgerlide Verband oder nad der geläufig gewor- 
denen Bezeichnung die Gejellihaft im Unterjchiede des 
Staated. Der Begriff und Ausdrud „Geſellſchaft“ ftammt 
von Franfreih und zwar von der fommuniftifch = focialiftiichen 
Lehre, aber er ift, wenn man ihn von den Irrthümern dieſer 
Lehre reinigt, wohlbegründet. Die Gejellihaft nad) diefem 
Begriff hat zu ihrer Beitimmung die wechſelſeitige Befriedi- 
gung des Bedürfniſſes der Menſchen, der Staat dagegen die 
Handhabung höherer Gebote, die Erfüllung höherer Gedanfen 
über den Menjchen. Hervorbringung und Verarbeitung der 
Güter für menichlihen Genuß, Handel und Wandel, dad ift 
Geſellſchaft; Handhabung des göttlidhen Gebotes der Gerech— 
tigfeit, Strafe des Verbrechens, Aufrechthaltung der Zucht, 
Majeltät der öffentlihen Gewalt, das ift Staat. Jenes iſt 
der wirtbichaftliche, diejeß der herrſchaft liche Verband 
der Nation. Dort ift dad Weſen die wechjeljeitige Ergänzung, 
der Austaufch, hier die Einheit des höheren Anjehens, Obrig- 
feit und Gehorſam'). 





*) Hievon ganz verſchieden ift Hegels Unterſcheidnng zwiſchen „bür« 
gerliher Geſellſchaft“ und „Staat“. Wir verftehen, an die franzöſiſchen 
4 * 
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Geſellſchaft und Staat, dad ſociale und dad politische 
Gebiet, find nun aber nur unterjcheidbar, nicht trennbar. Sie 
find nur die verfchiedenen Eeiten einer und derjelben nationalen 
Sriftenz und Aufgabe. Sie durchdringen fich deßhalb überall 
ohne Scharfe Gränzlinie und ftehen überall in Wechſelwirkung. 
So 3. B. haben die Gemeinde, die Zunft, der Adel, der Lehr: 
ftand, das Verhältniß des Meifters zum Gefellen und Lehr- 
ling ihre ſociale und ihre politifche Seite. Das jociale Element, 
die Beichaffenheit der Stände und ihr wirthichaftliher Zu⸗ 


Begriffe uns anſchließend, unter „Geſellſchaft“ Tedigli die Vertheilung 
der Thätigfeiten, der Lebensberufe und die menſchlichen Stellungen in Folge 
derfelden, unter Staat dagegen die höhere Beherrihung nad fittlid-ver- 
fländigen Zweden, in der allerdings die Ordnung der Gefellihaft felbft 
aud mit begriffen if. Hegel dagegen verfteht unter „Geſellſchaft“ Alles, 
was zum Bortheil der Menſchen abzwedt oder gereicht, ja Alles, wobei 
nur die Menfchen noch als Einzelne gedacht werden, im &egenfate des 
Staates, deffen Begriff er ja darin findet, daß die Menfchen in dem 
Ganzen (der Subftanz) aufgehen. Danad) rechnet er in feine „bürgerliche 
Geſellſchaft“ nicht bloß den bilrgerlichen Verband in unferen Sinne, fon- 
dern auch die ganze Berwaltung („Polizey“), ja die ganze Rechtsver⸗ 
faffung (Rechtsphil. $. 157 und $. 258), weil nämlich diefe das Wohl 
und die Nechte der Menſchen (alfo die Menſchen als gefonderte Subjelte 
gedacht) zur Aufgabe haben, — (auf die Strafrehtspflege würde übrigens 
jeldft dieß nicht paffen), und als „Staat“ bleibt ihm nad) feinem eigenen 
deutlichen Ausfprud nichts übrig als die Verfaffung, d. i. die Organi⸗ 
jation der Gewalt, weil bier und nur hier der Begriff des Einzelnen 
verfhwindet und nur das Ganze fi herausftellt. Diefe Unterfcheidung 
ift nun wie von bloßen logiſchen Beftimmungen hergenommen, fo aud 
nicht die Sache treffend gleich jener obigen, fie ift aber überhaupt un- 
natürlich. Nad) ihr würde der Bau des Staates ‚Staat‘ und feine 
Wirkſamkeit „Geſellſchaft“ ſeyn. Es foll das eine Korrektur des früheren 
Naturrehts feyn, das den ganzen Begriff des Staates in den Shut 
der Rechte des Menſchen, alfo die Rechtspflege, ſetzte. Allein wenn es 
auch richtig ift, daß der Staat nit ausſchließlich in Rechtspflege befteht, 
jo ift doch die Rechtspflege als die Realifirung der Idee der Geredtig- 
keit eine der mwefentlichften Seiten des Staates, und kann das Recht in 
feiner Weife als fociales Inftitut betrachtet werden, fondern der Rechts⸗ 


verkehr ift eine bloße private und die Rechtspflege ift eine ftaatliche 
Thãtigkeit. 
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ſammenhang, ift von nothwendigem Einfluß auf das polittiche 
Element: auf Bildung der Landeövertretung, auf Gerichts⸗ 
und Polizeyverfaffung, auf Einrichtung der Verwaltung (Au⸗ 
tonomie, Patrimonialgewalt, Bureaufratie), jelbft auf Stellung 
ded Königs und Hofed. Und umgekehrt wird wieder das 
fociale Element, die ganze wirthichaftliche Thätigfeit, beftimmt 
durch dad politiſche Element, die obrigfeitlihe Stellung der 
Gemeinde, Innung, Gutsherrſchaft, Yandesbehörde, und fie ift 
durchaus bedingt durch den Rechtsſchutz des Staated. Der 
Staat und feine Berfaffung haben ihre Unterlage an der Ge- 
jellichaft, und umgefehrt die Gefellichaft wird nur durch den 
Staat zufammengehalten. Staat und Berfaffung müffen bep- 
halb als unter dem Einfluffe des jocialen Zuftandes, aber nicht 
al8 bloßer Ausflug deffelben betrachtet werben. Sie haben 
eine jelbftftändige Bedeutung, find nicht bloß für die Produktion 
des Vermögend und Befriedigung ded Bedürfniffes vorhanden, 
und haben deßhalb audy ein jelbititändiged Bildungsprincip im 
fih, das nicht durd die Geftalt der jocialen Zuftände ſchon 
gegeben ift, ja ebenſo ſehr diefe jelbft erjt beitimmt. Darum 
fann das fociale Gebiet gar nicht gefondert für fich allein 
beurtheilt, die Hülfe für die jetzigen Nothitände defjelben gar 
nicht auf ihm allein gejucht werden. So ift namentlich die 
Abwehr der Verarmung vorzüglid von politiihen (obrigfeit- 
lichen) Verhältniſſen, von Gründung feiter Autoritäten, von | 
Zucht und Gehorfam abhängig. Trennung ded Socialen und 
des Politifchen ift alſo überall ein Irrthum. 

Die kommuniſtiſch⸗-ſocialiſtiſche Schule, von welder der 
Begriff und Ausdrud herſtammt, hat diejen Irrthum auf’ 
Aeußerfte getrieben. Bei ihr ift diefe Trennung die Abficht 
jelbft und fie gebt fo weit, den Staat gänzlid zu abjorbiren 
durch die Gefellichaft, das heißt die höheren Aufgaben und 
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das höhere Anjehen über dem Volfe, beides zu tilgen, und 
bloß die gemeinfame Gütererzeugung und den gemeinfamen 
Genuß übrig zu laffen. Aber auch ſolche, welche vom jociali- 
ftiichen Standpunkt weit entfernt find, meinen die „fociale 
Frage” als eine von der politifchen völlig gejonderte behan⸗ 
deln zu follen, die aus ſich felbit heraus gelöft werden könnte. 
Ebenio ift auch der Verfuh einer Staatsphiloſophie als all- 
gemeiner „Socialtheorie” gemacht worden. Das ift ein Weg, 
neue Seiten zu beleuchten, aber nicht den Kern der Sache zu 
treffen und fie zu erfchöpfen. Wie man bid auf die neuere 
Zeit die Berfaffung bloß aus fittlihen und rechtlichen Grund- 
ſätzen deducirte ohne alle Rückſicht auf wirthichaftliche Elemente, 
fo ift jeßt die Neigung zu einer anderen Cinfeitigfeit, fie als 
bloßen Ausflug wirtbichaftlicher Zuftände zu betrachten. Alles 
das ift ein Neft der Wirkung der jocialiftiichen Doftrin. Wird 
aber diejer Irrthum der Trennung ded Socialen und Politi- 
ſchen völlig aufgegeben, jo tft die Unterfheidung der beiden 
Beziehungen und die forgjamere Pflege der erfteren ein Ge- 
winn für die Erkenntniß des Staates. 

Der Unterfheidung des ſocialen und politiichen Gebietes 
entipriht die Untericheidung der bürgerlihen und politi- 
ſchen Rechte, wie fie feit den Rheinbundsverträgen üblich ge- 
worden ift. Unter den bürgerlichen Rechten nänılich begreift 
man außer den reinen Privatrechten noch die Theilnahme an 
den wirthichaftlichen Thätigkeiten und Etellungen im Volke, 
aljo die Fähigkeit, Grundbefig zu erwerben, Gewerbeinnungen 
anzugehören, unter den politiichen Rechten dagegen die Theil: 
nahme an den herrichaftlihen Etelungen im Volke, die Kähig- 
feit zu Staatsämtern und zur Yandesvertretung. An der höheren 
fittlichen Aufgabe nämlich, welcher der Staat dient, fünnen nur 
die Bollbürger Theil nehmen, die dem ganzen fittlichen Elemente 
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der Nation, namentli der Religion derfelben angehören; da- 
gegen an ber Befriedigung der eigenen Bebürfniffe und dadurd 
im Gefammterfolge auch des Bedürfnifjes der Mitbürger 
können füglich auch Andere Theil nehmen. Etwas ganz an- 
deres als dieſer Begriff der bürgerlichen Rechte ift der Begriff 
der focialen Redte im Sinne der ſocialiſtiſchen Doktrin. 
Sie verfteht unter denjelben nicht die Theilnahme an der 
vermögenerzeugenden Thätigkeit, jondern die Theilnahme an 
dem Vermögen jelbit, einen Antheil an den vorhandenen oder 
producirten Gütern. Diejer Begriff jebt die Aufhebung des 
Eigenthums oder der Sondermwirtbichaft voraus. 


$. 15. 


Die Bermögenderzeugung, wie fie von diefen Ständen 
ausgeht, als Verſorgung ded nationalen Bedürfnifjes, ift Ge- 
genftand der Wiffenichaft der Nationalöfonomie. 

Die Ordnung diejer Vermögenderzeugung und die Wiffen- 
ichaft derjelben hat ihr oberſtes (philejophijches) Princip in 
der ethilchen Bedeutung der materiellen Güter. Wir haben 
wiffenichaftlich zu begründen verjudyt (1.8.38), daß dieſe nicht 
bloß Mittel für Erfüllung fittlicher Pflichten find, fondern einen 
felbitftändigen Werth in ſich haben ald die Befriedigung, welche 
ein naturgemäßes und ſittlich beftätigted Streben der Perjön- 
lichfeit ift, daß aber ihr Werth) doch immer ein untergeordneter 
ift gegenüber der Sitte und den geiltigen Banden, daß fie nicht 
zum abjoluten Zwed, nit zur höchſten Befriedigung werden 
dürfen, fondern im Bande und unter der Herrichaft höherer 
Güter bleiben müſſen. Es ift die natürliche menſchliche Ber: 
ſuchung, der Befriedigung durch finnlihe Güter zu verfallen 
(der praktiſche Epikuräismus, wie die ethiſchen Syiteme, welche 
den finnlihen Genuß, ober fey ed auch die Befriedigung über- 
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haupt, zum Princip der Ethik maden). Dad Streben, dagegen 
zu wahren, die Freiheit über fie zu behaupten, hat vielfach zu 
einem anderen Abweg geführt, Dazu nämlich: die Losreißung 
von ihnen, die allerdings als ein innerlidher Akt der Befreiung 
erfordert wird, ald einen permanenten äußeren Zuftand zu 
fordern, alfo die Befriedigung durch materielle Güter gänzlich 
zu verwerfen (Stoicismus, Tlöfterlihe Afcefe). Die volle freie 
menſchliche Stellung aber iſt die, Befriedigung zu nehmen, 
aber mit der gefammten geiftig fittlihen Eriftenz über ihr zu 
ftehen. Dieb ift die chriftlihe und namentlich die evangelifche 
Lebensanjchauung. Der Bußprediger Johannes aß nit und 
trank nicht, aber der Erlöjer ab und trank. Mit dem Streben 
nach Befriedigung durch finnlihe Güter geht dann Hand in 
Hand das Streben nah ihrem Erwerb. Es ift in demjelben 
Maaße und in derjelben Weije fittlih gerechtfertigt bez. ge- 
boten wie jenes, und hängt von dem Grade der fittlichen Före 
derung des Menjchen ab, welchen Raum e& in feiner Lebens- 
thätigfeit einnimmt. 

Die ethiiche Bedeutung der Güter für die Einzelnen ift 
num nothwendig auch die für die Nation. Wir begegnen deßhalb 
auch hier denfelben Gegenſätzen. Das Alterthbum zeigt und 
Beilpiele von Abmwerfung des nationalen Güterbefited und 
Gütergenuffed, Damit das höhere politifche Yeben nicht dadurch 
beeinträchtigt werde, die Befriedigung dürfenur in der Vaterlands⸗ 
liebe, dem Kriegsruhm und Aehnlichem gefucht werden, nicht in 
Befig und Privatgenuß. Im äußerftem Extrem dazu fteht die 
neuere Eocialtheorie, welche den Genuß der finnlicyen Güter, für 
das Höchſte, für den abjoluten Zwed des Menfchengeichlechts 
anfieht und alle fittlichen Verhältniffe, Ehe und Staat, als bloßes 
Mittel für ihn betrachtet. Das ift nicht mehr eine bloß einfeitige, 
\ondern eine gradezu fittenlofe Lehre. Aber auch außerhalb der 
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Scrialtbeorie wird wenigftend die Produktion der materiellen 
Güter (deßhalb zulebt, wenn gleih unausgeiprochen, auch der 
Genuß derjelben) ald die enticheidendfte Rückſicht der Nation 
betrachtet, nach weldyer die Geftaltung der bürgerlichen und 
politiichen Welt ſich richten joll. Das richtige ethiſche Verhältniß 
ift aber auch bier dieſes: die Mittel der materiellen Befriedigung 
find ein Gut und Zweck an fi, und ihre vermehrte Erzeugung 
ift daher eine Aufgabe, die an ſich Feine Gränze hat; aber fie 
mus in Beziehung und Unterordung bleiben zur fittlich poli- 
tiihen Gelammteriftenz der Nation. Dieje aber befteht darin, 
dab Die einzelnen Familien und daß die vermögenerzeugenden 
Stände in einer Lage erhalten werden, in der fie ein fittliches 
Leben führen und ihren Beruf für Gefellihaft und Etaat würdig 
erfüllen können. Dana ift denn nicht der Reichthum des 
Yındes in abstracto, jondern dad yeficherte Auskommen der 
beitimmten Familien das Ziel, und nicht die unendliche Steige: 
rung der Produktion der Güter, ſondern zugleich deren richtige 
Vertheilung und vor Allem die Nachhaltigkeit der producirenden 
Klafien dad Mittel. Danach müffen ferner dieje producirenden 
Klaſſen überall nad) ihrer ganzen perjönlichen Eriftenz in Betracht 
fommen, d. i. nicht bloß ihre vermögenerzeugende Thätigfeit für 
fich allein (die wirthichaftliche Seite), ſondern zugleich die Ge- 
Ainnung und die Macht für das Gemeinwejen, die fi) mit ihr 
verbindet (die politische Eeite). — Führt und das oberfte ethifche 
Princip der VBermögenderzeugung zu diefem Mefultate, fo be- 
ſtätigt fich daſſelbe nicht minder durch ihr eigenes organiſches 
Geſetz. Denn nach dieſem kann es nicht darauf ankommen, 
zunächft die möglichſt meiſten Güter zu erzeugen, ſondern zu— 
gleich die Organe der Erzeugung nachhaltig zu bewahren, d. i. 
die Familien und die Stände. Jene in’d Unendliche geiteigerte 
Produftion, von allen anderen Rückſichten loögeriffen, wenn fie 
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die producirenden Klaffen felbit je mehr und mehr aufreibt 
(den Gegenfab von Geldfürften und SProletariern ſtets noch 
fteigert), muß damit endigen, daß fein Abjab mehr da ift und 
darum die Produktion jelbit aufhört. 

Die Entwidelung der Wiſſenſchaft der Nationalöfonomie, 
die mit Adam Smith ihre Vollendung erbielt, hat die große, 
der früheren Zeit ganz fremde Einſicht in die Naturgeſetze der 
Gütererzeugung zu Tage gefördert. Aber fie faßt dad Vermögen 
(die bloß Sädjliche) iſolirt als abjoluten Zwed und in ab- 
stracto ald dad von der Gejellichaft für die Geſellſchaft er⸗ 
zeugte Vermögen. Es iſt in dieſer Hinſicht einerlei, ob man 
das Nationalvermögen im Gelde ſucht, d. i. in der größten 
Summe, welche nad) Abgleichung von Ein- und Ausfuhr jährlich 
in’® Land fließt (Merkantilivftem), oder. in der Naturpro- 
duftion, der größten Maſſe Naturerzeugniffe, weldye der 
Boden erträgt (phuliokratiihes Syſtem), oder der Arbeit, 
der größten Maſſe der Güter, welche durch menſchliche Thätig- 
feit in die Welt gefeßt werden (Induſtrieſyſtem). Immer ergiebt 
ih) von dieſem Standpunft aus ald Ziel die unendliche Stei- 
gerung der Produktion und ald Mittel die unbedingte Freiheit 
der Produktion und des Verkehrs, indeni diefe durch die Kon— 
furrenz die Kräfte der Produktion am meiften fpannt. Nur 
das Merkantilſyſtem, als der rohelte Anfang der abitraften 
nationalökonomiſchen Lehre, iſt nicht zu diefem Nejultate, das 
die notwendige Konjequenz ift, fortgejchritten. Vom fittlichen 
und darum aud vom Adyt politiichen Princip ift damit die 
Nationalöfonomie abgelöft. Daß der Eigennuß des Einzelnen 
beichränft wird zum Vortheile der gleichen Erwerbmöglichfeit 
der Anderen, was neuere Nationalöfonomen häufig ald das 
fittliche Princip ihrer Wiſſenſchaft bezeichnen, ift fo wenig ein 
ſittliches Princip, ald die Beichränfung der individuellen Freiheit 
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für die gleiche der Mebrigen (Marime der Koeriftenz) ein 
ſolches in Beziehung auf das Recht ift. Der Erfolg aber bei 
Verwirklichung der Lehre wäre zunächſt allerdings ein großer 
Meberfluß der Güter im Volke, jedod bei der gegenfeitigen 
Meberbietung und Verſchlingung die Anhäufung derjelben in der 
Hand einzelner Reicher und Verarmung der größeren Mafle. 
Das ift nun der gegenwärtig im Allgemeinen berrichende na- 
tionalöfonomiihe Standpunkt, ebenjo wie der Liberalismus 
der politiiche. Er ift ein durchaus irriger. Es ift jchon in fidh 
jelbft widerjprechend, den Wohlitand der Nation fuchen und 
gleichgültig jeyn gegen den Wohlitand der Menſchen, welche 
die Nation ausmachen. Es widerſpricht aber nicht minder auch 
klarer fittlicher Anforderung. Auch in der Volkswirthſchaft 
muß das MWohlwollen und die Liebe zu den Menſchen (den 
Individuen) dad Princip jeyn. Es kömmt nit darauf an, ob 
die Statiftifer alle Sahre finden, daß fo viele Maſſen von 
Waaren mehr producirt find, jondern ob die Menſchen, welche 
die Waaren producirt haben, in Wohlitand oder Elend, in 
ftetigem Einfommen oder in beitändigem Wechſel ſich befinden. 
Es kann nichts frucdhten, daß die Gefellichaft einen Snduftrie- 
yallaft erbaut, deffen Glanz alled früher Geweſene überftrahlt, 
der die Einheit und Größe ded Menſchengeſchlechts befunden 
fol, ähnlich wie einft der Thurm von Babel; wenn etwa die 
Menſchen, weldhe die Werkzeuge ſolcher Induftrie find, in 
Maſſen verfümmern. Die Gütererzeugung ift um des Menſchen 
willen, nicht der Menic um der Gütererzeugung willen. Es 
war deßhalb eine bedeutende Berichtigung, dab Sismondi 
den Gedanken geltend machte, ed fomme nicht bloß auf die 
Maffe der producirten Güter an, jondern auch auf ihre richtige 
Vertheilung. Doc ift auch damit noch nicht der wahre 
Standpunft der Nationalöfonomie gewonnen und ihr voller 
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Gefichtöfreis erihöpft. Denn auch danach wird noch von der 
Produktion der Güter, und zwar der Güter in abstracto, aus- 
gegangen und dann erft der Zugang zu den Menicyen gefucht, 
ftatt von den Menſchen in ihrer ganzen perjönlichen Stellung aus- 
zugehen, in welcher fie die Produktion bewirfen. Die richtige Auf- 
gabe und bereitd, wenn auch in ſchwachen Anfängen, begonnene 
Behandlung der Nationalöfonomie ift deßhalb die organische Auf- 
fafjung, wie das Nationalvermögen au einer Gliederung fpecifi- 
jeher Organe, nämlich der Stände, hervorgeht und in der Erhal- 
tung diefer Organe, nämlich der fittlihen und öfongmiichen Kraft 
diefer Stände und der Familien, aus weldyen fte beftehen, ebenjo 
jehr feine Beitimmung ald dad Mittel für diejelben bat”). 


*) Den fittlihen Gefihtspuntt, welchen diefe Entwidelung der Na» 
tionalöfonomie unbeadhtet Tief, haben ansgezeichnete Schriftfteller geltend 
gemadt. „Man muß empfehlen, jagt Burke, die Geduld, die Frugalität, 
die Arbeit, die Nüchternheit und die Religion. Alles andere ift nichts als 
Betrug und Lüge“ „Die Zahl der wohlhabenden Yamilien, fagt Nie- 
buhr, muß nad) einem ganz anderen Maaßſtabe geſchätzt werden als der 
Nationalreihthum, und diefer Maafftab ift Fein anderer als der Beſitz 
eines unverjchuldeten fiheren Eigentums für die größte mögliche Zahl der 
Bürger und eines für das wahre VBedürfniß reichlich genligenden Einkom⸗ 
mens, daher die Wohlhabenheit nothwendig von frugalen Sitten abhängt. 
Nimmt die Zahl der auf diefe Weile Wohlhabenden ab ....... fo ift ein 
ſolches Bolt an Wohlftand geſunken, wenn aud der Reichthum ungeheuer 
ftieg, wenn auch die Mittel zu vielfacherem Genuß bei allen Klaffen, die 
nicht verarmt find, zunahmen.” Defßgleihen die Nationalötonomen der 
fontre=revolutionären Schule, Adam Müller, Villeneuve-Barge- 
mont. Inwiefern diefe die wahre Errungenschaft der neneren National- 
öfonomie ſich angeeignet oder diejelbe eingebüßt haben, das zu unterfuchen 
liegt zu fehr außer dem Kreife meiner Studien. Weber den Entwidelungs- 
gang der Nationaldlonoinie von jenem einfeitigen Standpunkte aus und 
den Zufammeuhang dieſes Entwidelungsganges mit dem der Philofophie 
ift viel Lehrreiches gejagt von Brüggemann in feiner Schrift gegen 
Fit. Daß Kant (diefer VBollender des abftraften Standpunftes) den 
wahren ethiſchen Geſichtspunkt in fi ſchließe, wie bier behauptet wird, 
muß ich freilich beftreiten. Kant ift nit die Korreftur von Adam 
Smith, fondern feine Parallele. 
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nicht bloß für die Lebenden beitimmt find, 3. B. Waldungen, 
Bergwerfe, der öffentlichen fichernden Anordnung unterliegen, 
und ohne diejelbe, der Willführ der Einzelnen überlaffen, ver- 
Ichwendet werden würden. Derjelbe Gefichtöpuuft gilt aber 
auch nicht minder für den Grundbefiß und für Die Gewerbe; 
hier würde zwar die individuelle Willführ nidyt eine Zerjtörung 
des Objekts wirken, wohl aber eine Zerſtörung feiner Zumen- 
dung an die Subjekte (in wedhjelfeitiger Aufzehrung), und das 
Eine wie das Andere ift zur Befriedigung der Sorietät gleich 
erforderlich. 

Die Gefchichte zeigt und denn überall joldhe fihernde be- 
ichränfende Anordnungen, in verichiedener Meile und in vers 
Ichtedenem Beweggrund. Die Einrichtungen mancher griedhi= 
Icher Staaten wie die Vorſchläge mandyer griechiicher Philoſophen 
beruben darauf, die finnlihen Güter und ihre Befriedigung 
aufzuheben oder doch herabzufeßen, beftehen deßhalb auch nicht 
in Beichränfungen des Verkehrs, ſondern in Beichränfungen 
des Befited, 3. B. dad Verbot ded Geldes, die Feſtſetzung 
eined Marimum, über dad hinaus Niemand befiten dürfe u. dgl. 
Das jüdische Jubeljahr dagegen enthält die Sdee der Vermögens- 
vertheilung in ihrer ganzen Ziefe, wenn auch nicht in einer 
allgemein gültigen und allgemein ausführbaren Geftalt, nämlich 
die Sorge, daß jede Familie eine jelbitftändige Eriftenz gefichert 
erhalte. Auch der germaniihen Einrichtung ift jenes antike 
Streben über dad Sinnliche zu erheben, gänzlich fremd; fie 
fennt nicht Verbot und Schranke des Beſitzes, jondern nur 
der Veräußerung, zum Schuße der Familie. Allein das ger- 
maniſche Recht ſchützt nicht in göttlich aprioriftiicher Weife jede 
menſchliche Familie, fondern in pofitiv hiſtoriſcher Weife die, fü 
im Befite find. Dort eine Zutheilung an jede Familie und 
ewig wiederfehrender Rüdfall an fie, bier nur ein Verbot der 
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Veräußerung oder Theilung. So werden, die zufällig im 
Befite find, darin erhalten, den Anderen wird es grade noch 
ſchwerer zu Beliß zu gelangen. Solcher Uebelftand, befonders 
bei größerer Bevölferung, rief nun umgekehrt das liberale 
Princip der freien Veräußerung und Konfurrenz hervor, damit 
Mehrere Theil nehmen fönnen. Diejed felbft aber führt zu 
einem nicht minder ſchlimmen Erfolge, der Verſchlingung des 
Schwächeren durch den Stärkeren, daß gar feine Familie mehr 
gefchüßt ift. Da fam man zu den Soeialtheorieen, d. i. Alles 
der Sorietät zu vwindiciren, die dann Jedem beftändig fein Loos 
und jeine Arbeit zuweift. Die Unaudführbarfeit und Verwerf— 
lichfeit diejer Theorieen ift nicht jchwer einzufehen. Darin liegt 
aber noch feine Nedhtfertigung jenes Principd. Sondern 
gleichwie die ächte Verfaſſung nicht bloß die Möglichfeit künf— 
tiger Rechte feſtſetzt (Princip der franzöfiihen Revolution), 
jondern vor Allem die beftimmten beftehbenden erworbenen Rechte 
ſchützt (englifches Princip), ebenjo auch muß die ächte National- 
öfonomie nicht bloß die Moöglichkeit künftigen Vermögens in 
abstracto eröffnen, ſondern vor Allem das beftehende Aus- 
fommen den Inhabern zu erhalten judyen. 

Man wird daher gedrungen ſeyn, zum uriprünglichen 
germaniihen Princip zurüdzufehren, aber ed zu erweitern, 
nämlich die Befitenden zu erhalten, aber eine Sorge auch für 
die, die nicht im Belite find, damit zu verbinden. Denn ein 
Vorzug für die Berüdfichtigung gebührt immer dem, welcher 
bereits in einer erwerblichen Stellung ſich befindet, ihn darin 
zu erhalten vor dem, welcher ſich noch in feiner befindet, ihm 
erft eine jolche zu verſchaffen. Das ift das Problem ber 
Wiſſenſchaft in der Gegenwart. Sch befite nicht die techniichen 
Kenntniffe für die Durchführung; dieſe, wie fie in den nach— 
folgenden 88. dieſes Kapiteld gegeben ift, mag deßhalb viele 
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Schwächen und Blöben enthalten. Das kann aber die Wahr- 
heit der bezeichneten Richtung nicht erichüttern. 


S. 16. 


Der Landbau hat unter den Nahrungdzweigen einen 
Charakter bejonderer Heiligfeit, weil hier die Natur Die Geberin, 
der Menſch Empfänger göttlihen Eegens ift, in beftändiger 
Abhängigkeit und Erwartung der Kräfte über ihm, die feiner 
Arbeit den Erfolg geben. Er ift deßhalb der Stand der grö- 
Beren Einfalt, der Unterordnung unter ein höheres Walten. 
Die Beitimmung (tEXos) ded Landbaues ift einerjeitd die 
größere Ergiebigkeit ded Bodend zum Zwede der höheren 
Gemeinbefriedigung, amdererjeitd die Erhaltung des Standes 
jelbft, der beftimmten Familien, in ihrer Nahrung und in ihrer 
Berufögefinnung; diefe aber beſteht in der Liebe zum Indivi— 
duellen des Beſitzthums. Die Steigerung der Ergiebigfeit ift 
das wirtbichaftliche, die Bewahrung der beitimmten Familien 
und diefer Gefinnung das politiihe und fittlihe Motiv der 
Grundeigenthumd =» Gejeßgebung. Dem lebten gemäß iſt ihr 
oberſtes Princip: Die Stetigfeit des Befigthums, d. i. 
möglihfte Erhaltung derjelben Familien und möglichite Er- 
haltung derfelben Komplere, die eine Bamilie zu ernähren im 
Stande find. Aus diefem Principe ging ehedem (wenn audy 
minder bewußt) die völlige Gebundenheit der Güter hervor, 
fowohl der Ritttergüter (mittelft Fideikommiſſe u. dgl.) ald der 
Bauergüter (mitteld des gutöherrlichen Konſenſes, oder un- 
mittelbar nad) Gejeb), jo wie die geſetzliche Nothwendigkeit, 
daß die Bauernftellen wieder verliehen werden müffen u. f. w. 
In neuerer Zeit bei Mehrung der Bevölferung und der Stei- 
gerung aller produftiven Thätigkeit wurden diefe Echranfen zu 
enge. Man griff in Folge deſſen zum entgegengejeßten Princip, 
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zur völligen Freiheit der Zertrümmerung und Veräußerung, 
die Güter wurden Gegenftand des Handels, rollende Waare. 
Das ift vom Uebel, e8 endet zuleßt mit Dem Ruin des Bauern- 
itandes, mit Anhäufung großer Maſſen Grundbefites in den 
Händen einzelner Gutöherren oder Spekulanten. So hat e8 
die allgemeine Erfahrung gelehrt. Großer Grundbeſitz in Einer 
Hand (bei welhem es weniger MWirthichaftsgebäude bebarf 
und die gemeinfame Lenkung gemeinjamer Kräfte mit geringen 
Koften größeren Erfolg bewirkt) iſt wirthichaftlich, wenn man 
auf Produktion der Güter in abstracto fieht, dad Vortheil- 
baftere. Aber fittlih und politiich ift e8 das Beſſere, daß 
diefer Stand der Heinen jelbititändigen Beſitzer (Bauern) er- 
halten bleibe und nicht zu Zagelöhnern (Arbeitsinftrumenten) 
der größeren Befiger werde. Das kann nur durch einen Schuß 
der Gejebgebung geſchehen, da jenes wirthſchaftliche Motiv, 
wenn man ed gewähren läßt, zur Zerftörung diefed Stanbes 
nothwendig führt. Die unbegränzte Theilbarkeit der 
Güter bat ihre verderblihen Wirkungen in jo gewaltigem 
Maaße entfaltet, daß fie jebt evident nachgewieſen und faft 
allgemein anerkannt find. Allein jo leicht ed ift, den Schaden, den 
fie angerichtet, zu erfennen, jo überaus ſchwer, ihn zu heilen. 
Als das nächſte Mittel hiefür bietet fich dar, eine Öränze ber 
Theilbarkeit in Zahl der Morgen feſtzuſetzen. Maaßſtab 
wäre der Bedarf für Ernährung einer Familie, und die An- 
paffung an den verjchiedenen Ertrag des Bodend wäre durd 
Provinzial, Kreid-, Orts- Statut zu ſuchen. Doch ift das 
feineöweges eine MWiederherftellung oder ein Erſatz der älteren 
Gebundenheit. Diefe ſchützte ganz beſtimmte (individuelle) Befitz⸗ 
thümer, wie fie fich Durch Verleihung und Bewirthichaftung nad 
wirklichem Bedürfniß gebildet und durch lange Zeiträume bewährt 
hatten, jene Einſchränkung dagegen ſchützt nur ein abſtraktes 
II. 2. 5 
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arithmetifches Maaß, das jedwede Theilung und Zufammenlegung 
zuläßt, fie hat daher Feine innere Nothwendigfeit, noch erhält 
fie die Güter bei der beftimmten Familie. Ueberdieß findet 
fie ein Widerftreben im Stande jelbjt, weil die Schranke ber 
Verfügung den Kaufs-Werth mindert. — Dagegen ein Mittel, 
dad feinem Zweifel unterliegt, it eine entſprechende Erb— 
folgeordnung: Scheidung des Grundeigenthums vom be= 
weglichen Vermögen (germaniihe Singularjuccelfion), alleinige 
Erbfolge des Eritgeborenen (bez. des Lehtgeborenen) in das 
ganze Gut, jey ed unbedingt für Stammgüter im Unterſchiede 
der erworbenen, jey ed (in engliicher Weife) nur als geſetzliche 
Drdnung, wo der Erblaffer nicht verfügt hat. Die civilredht- 
lichen Beitimmungen über den Pflichttheil machen die Stetig- 
keit des Grundeigenthums gradezu unmöglich; wenn fie bejeitigt 
werden und vollends wenn’ die Hinterlaffung an Einen Erben 
nicht erit eined bejonderen Aktes ded Waters, gleichſam einer 
Enterbung der anderen Kinder, bedarf, fondern die gejeßliche 
Ordnung ift, jo iſt wenigftend dem Trieb im Stande felbit, der 
nah Erhaltung der Güter ftrebt, die freie Wirkſamkeit ge- 
währt. Der Rechtsgrund aber für ſolche Erbfolgeordnung 
liegt in dem ſächlichen Beruf des Grundeigenthums. Noch 
ein anderes, gleichfalls zweifelloſes Mittel iſt die Geſtattung, 
ja Begünſtigung der Erbpachts- und ähnlicher Ver— 
hältniſſe, bei welchen die erforderliche Zuſtimmung des 
Obereigenthümers Theilung und Veräußerung verhütet — Ver— 
hältniſſe, die auch außerdem ihre Rechtfertigung haben. 

Das getheilte (verſchränkte) Eigenthum (Erb- 
pacht und die ihr analogen deutſchen Verhältniſſe) iſt eine ganz 
naturgemäße Einrichtung für den Grundbeſitz, jetzt jo gut wie 
ehedem. Es ift eben dad organiſche Band zwijchen Dem Reichen, 
der Eigenthümer ift, und dem Unvermöglichen, der die Arbeit 
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die hypothekariſchen Forderungen für wirkungslos erflären, um 
dadurch das Grundeigenthum zu befreien und den Stand ber 
Landwirthe zu heben. Dafjelbe gilt hinfichtlich der Ablöſung 
auf öffentliche Koften. Warum eine beitimmte Klaffe dur) ein 
Geſchenk aus dem Staatsvermögen bereichern? Nun ſind in 
vielen Gegenden Deutſchlands dieſe Verhältniſſe bereits gelöſt, 
es iſt aber dann doch, kein Grund vorhanden, ihre neue Er— 
richtung für die Zukunft geſetzlich auszuſchließen. Grade wenn 
man Freiheit der Verfügung will, warum die Freiheit zu ſolchem 
Verhältniß verſagen? Iſt doch der emphyteutiſche Kontrakt 
nicht analog einer vertragsmäßig eingegangenen perſoönlichen 
Sklaverei! Mit demjelben Rechte wie das Kolonat fünnte 
man auch die Servituten, bejonderd die des deutichen Rechts, 
als Fellel des Grundeigenthums verbieten. — Die fogenannte 
Befreiung des Grundeigenthums, diefed Schlagwort 
der liberalen Doktrin iſt darum ein wejenlojer Gedanke, ein 
reines Phantom. Wenn die Freiheit ded Grundeigenthums 
einen Sinn haben fol, fo Tann fie nur darin beitehen, daß 
jeder ländliche Arbeiter auf eigenem Boden und ohne fremdes 
Kapital wirtbichafte und dadurch den Gewinn feiner Arbeit 
rein für fi ziehe. Daß ein folder Zuftand nicht zu er- 
reichen ift, leuchtet ein. Dagegen dad Verbot der Emphyteufe ° 
und der Grundrenten, worin man die Freiheit ded Grund: 
eigenthums ſucht, fchafft nicht freie Eigenthümer, ſondern ver: 
hindert die Eigenthumsloſen, deren Vermögen für unbelaftetd8 
Eigenthum nicht hinreicht, überhaupt Eigenthum zu erwerben 
und nöthigt die kleinen Eigenthümer, die fremden Kapitals 
bedürfen, ihr Eigenthum mit fündbarer Hypothek zu belaften, 
wo fie zuleßt des Eigenthums felbit verluftig gehen. Damit 
erreiht man wohl Eigenthumsfreiheit in abstracto oder der 
Sorm nad, aber man erreicht nicht Eigenthumsfreiheit in 
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@eifte der neueren Zeit ähnlich wie der Feudalverband. Er 
ift gleich Diefem Behandlung einer öffentlichen Sache als pri- 
vater, nämlid die Berforgung des Publifums iſt nah ihm 
bloß ein nubbares Recht der Zunftgenofjen, der Korporation, 
obwohl auch dort ſchon obrigfeitliche Fürforge ermäßigte. Die 
neuere Zeit nun bat dem entgegengejeht die unbedingte 
@ewerbfreiheit. Sie enthält dad umgekehrte Rejultat, 
dab die einzelnen Arbeiter bloßes Mittel für das Publifum 
find, gleichwie ehedem das Publiftum bloßes Mittel für die 
Arbeiter. Sie follen fih durch Nivalität überbieten, damit 
dieſes um fo beſſer daran ſey. Sie ilt fein durchaus wahrer 
Hebel für die Produktion, denn fie befördert mehr die Eleganz 
und Wohlfeilheit derfelben ald ihre Solidität. Sie ift ein 
Nachtheil für den Gewerbitand; denn wenn gleich der Unjolide, 
der Alled unter dem Preis losſchlagend für den Anfang fich 
Kundſchaft verichafft, fie nachher wieder verliert, jo iſt doch der 
Schaden, den diele kurze Periode dem Soliden zugefügt, un- 
wiederbringli. Sm Geiſtigen find viele Wohnungen, und der 
Eine verdrängt den Anderen nit. Im Meateriellen aber ift 
Alles in Raum und Zahl beichränft, und die darin find, follen 
einige Gicherheit haben. Es ift dad Natürliche, daß der Fa⸗ 
milienvater auf feinen Erwerb rechnen könne. Der Landmann 
bat ein geficherted Einkommen durch den Boden, der Stants- 
beamte durch die Beſoldung. Vom Handwerk fagt das alte 
Sprüchwort, dab es einen güldenen Boden habe, das aber 
verliert fi bei unbeſchränktem Andrang. Man Tann aud 
nicht fagen, dab ſolches doch dafür dem Publitum zu Nutzen 
gereiche; denn theils ift ja der Gewerbitand felbft ein jehr be- 
trächtlicher Theil des Publikums, theild aber gewinnt das 
Publikum dadurch nicht immer an Güte der Waare, ed wird 
jein Bedürfniß durch die fcheinbare Wohlfeilheit vermehrt und 
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Behörde geltend mache, ift damit nicht ausgeſchloſſen. Auch 
wird die Fürſorge gegen unverhältnikmäßigen Andrang jeßt 
füglich nicht direkt wirkſam ſeyn duch die immer unfichere 
‚ obrigfeitliche Berechnung der Ernährungsmöglichkeit, fondern, 
wenigftend in bedeutenden Orten, indirekt, durch ftrengere 
Grforderniffe, namentlich Prüfungen, wo dann fid) leichter das 
natürliche Verhältniß feitiebt. Daß eine verfchiedene Behand- 
[ung je nad) den verſchiedenen Arten der Gewerbe eintreten 
muß, je nachdem es produftive oder bloß abfeßende find, je 
nachdem fie nur für die Dertlichleit oder für ein weiteres 
Bereich berechnet find, verfteht ſich von ſelbſt. 

Der Aufihwung, den die Induftrie durd) das Maſchinen-— 
wefen erhalten bat, iſt, für da8 Ganze der Produktion betrachtet, 
ein handgreiflicher Gewinn; für die Bertheilung ded Vermögens 
und für die Erhaltung eines fittlih gefunden felbftftändigen 
Mittelftandes, diefe höhere Rückſicht der Nationalölonomie, ift 
er bis jet ein Nachtheil. Daß es möglich fey, das auszugleichen, 
müſſen wir im Glauben an die Providenz, welche diefe Ent- 
widelung ald eine unvermeidliche zugelaffen, mit Zuverficht 
annehmen; aber ein Irrthum wäre es anzunehmen, daß diefe 
Ausgleichung bereits beitehe und die Gejellihaft einen abjoluten 
Gewinn habe, weil die Maſchine die Arbeit entbehrlich mache 
und fo die Menfchen der Arbeit enthöbe. Ginmal fordert 
diejelbe immerhin menſchliche Arbeit, um in Bewegung gejeht 
zu werden, und zwar eine viel geiltlofere ald das Gewerbe, 
eine eigentlich ſklaviſche, und ſodann erfpart fie Die Arbeit und 
den Aufwand an Arbeitölohn für die reichen Fabrikbeſitzer, 
aber fie erfpart nicht die Arbeit für die zahlreichen Klaffen 
und nimmt ihnen noch den Abſatz für ihre perfönliche Arbeit- 
und Beihäftigung. Die Wohlfeilheit der Waare für das ge- 
ſammte Publitum ift fein Erſatz, der diefer geringeren. Klaffe 
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verabreichen, Sparkaſſen). Dagegen find Bereininungen für 
politifche Selbititändigfeit einer Klaffe unnatürlih, die noch 
ihren Lebensunterhalt gar nicht hat und ihn auch hierdurd) 
auf rechtlichen Wege nicht erlangen Tann. Ob es auch möglich) 
ſey, dem Geſchäftsbetrieb felbit eine Einrichtung zu geben, 
welche Fabrikherren und Zabrifarbeiter in mechjeljeitiger Be⸗ 
theiligung aneinander bände, und jo den Lehteren eine Bürg- 
ſchaft ihrer Subfiftenz gäbe, ift Sache technifcher Beurtheilung. 


$. 18. 


Der Handel endlich ift es, der die ganze Vermögens- 
welt erregt und bewegt und in Verbindung bringt. Als der 
Beherrſcher des materiellen Verkehrs trägt er den geiftigen 
auf feinem Rüden, wie der Staat die Kirche. Durd Handel 
und Schifffahrt geht die Kultur von Volk zu Volk, und die 
Ausbreitung der wilfenichaftlichen Erkenntniß nimmt das Ge⸗ 
werbe des Buchhandels zu ihrem Mittel. 

Sit die Aufgabe des Grundbefites die Stetigfeit, die der 
Gewerbe der Reichthum und der geficherte Abſatz, fo iſt die 
Aufgabe des Handeld die fichere Verbindung, die Macht des 
Umſatzes, daB er das Entfernteite nahe bringe, dad Eine für 
das Andere in jedem Moment mit Leichtigfeit zu verichaffen 
vermöge. Der Nerv diefer Macht ift der Kredit. Das fittliche 
Motiv ded Handelöftandes ift darum die unverbrüdlicdhe 
und pünftlihe Einhaltung der Verbindlichkeiten. 
Diele, ald Gefinnung und Uebung ded Handeldftandes, ift ein 
nody weit höherer Maaßſtab als der Umfang der Geichäfte 
und die Größe der vertaufchten Summen und Waaren. Die 
Wechfelobligationen und die Staatöpapiere bilden die reinen 
Kreditverhältnifie, fie entiprechen fo den reinen Denfformen und 
Denkbeſtimmungen im menfchlichen Geifte, fie follen daher auch 
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fih dann diefe mehrerzeugten Güter in der Hand des über- 
wiegenden Volfed, und dem minder Begünftigten bleibt nicht 
einmal das, was e8 bei dem im Ganzen geringeren Reihthum 
des menschlichen Geſchlechts, den der Schutz feiner geringen 
Snduftrie bewirkt, gehabt haben würde, es bleibt ihm nicht 
das, auch ein felbitftändigeöd befriedigtes Volk zu ſeyn. Diele 
Handelöfreiheit über der ganzen Welt hat zu ihrem Grund 
und ihrem Erfolg ein ähnliches Verhältniß zwiſchen Menſch— 
heit und Bolf wie die unbegränzte Gewerbfreiheit und Guts- 
zertrümmerung zwiſchen Voll und einzelner Familie. Hier 
entitehen große Fabrifherren und Güteranfäufe mit Tagelöh— 
nern, dort ein weltbeherrſchendes Induftrievolf, dad die anderen 
faft zu Heloten macht. Schutzzölle für Imduftriezweige, auf 
welche ein Land wirklich angewielen ift, find darum wohl ge= 
rechtfertigt, und zwar nicht bloß als eine vorläufige Maaßregel 
bis inländiiche Snduftrieen von Schwachen Anfängen zur Kraft 
der Konkurrenz mit dem Auslande eritarkt find, fondern je 
nad) den Umftänden jelbft dann, wenn fie diefem niemals ge- 
wachſen werden. Es gilt der Geſichtspunkt des beſtimmten 
Staates, und nicht der kosmopolitiſche. — Weit mehr Gewicht 
bat die Forderung der Handelsfreiheit, wenn fie. nicht als all 
gemein theoretiſches Princip gejtellt wird, fondern grade um- 
geehrt von dem Bedürfniß eines beitimmten Landes, um in 
dieſem die Landwirthichaft mittelft der freien Ausfuhr ihrer 
Produkte zu heben und einer überwuchernden Fabrifinduftrie, 
welche dad Geſchlecht herabbringt, nicht Vorſchub zu thun. 
Nah allem diefen fann auch hier nie eine abitrafte Marime, 
Handelöfreiheit oder Induſtrieſchutz enticheiden, fondern nur 
die Fonfrete technifche Prüfung der beftimmten Produktion und 
der gefammten Berhältniffe des beftimmten Landes. 
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der ganzen Gemeinſchaft dienenden Gegenftand ſich bezieht, 
muß die Gebundenheit vorherrichen über die freie Verfügung. 
— 3u dem Allen fümmt aber nod ein Anderes. Es ilt 
überall die achte Staatsweisheit, dem beftimmten Bedürfniß 
al8 der alleinigen Aufgabe zu folgen: wo Ueberbürdung it, 
zu entlaften, wo Vermögen ift, den Erwerb zu öffnen, wo ed 
zu freiem Eigenthum nicht reicht, das belaftete zu geftatten, 
wo Feld und Wiefe not thun, den Wald zu roden. Die 
neuere Theorie dagegen unternimmt ed, ſtatt dem Bebürfnib 
im Einzelnen nachzugehen, einen Plan für die gefammte Volf- 
wirtbichaft zu entwerfen. Sie meiltert damit die Natur: es 
fol nicht fo viel Wald ftatt Feld und Wiefe ſeyn, es fol fein 
belaftetes &igenthbum geben. Es ift dad mit einen Worte 
eine Kodifilation der Volkswirthſchaft. Die Ueber: 
bebung, die in diefen Unternehmen liegt, hat ſich ſchwer ge- 
rächt. Man muß fi aber ebendehhalb auch hüten, jebt von 
anderen wenn gleich richtigen Principien aus eine gleiche 
Kodifikation zu verſuchen. 


8. 20. 


Auch die Berforgung der höheren geiftigen Bedinfniffe des 
Publikums ift für die, jo ihre Arbeit an fie wenden, Gegen⸗ 
Hand des Vermögenserwerbs. Dahin gehört namentlich vie 
ſchriftſtelleriſche Thätigkeit. Es gebührt ihr deßhalb eine Siche- 
rung ſolchen Erwerbs, darauf beruhen die Gefeße gegen den Nach⸗ 
druck. Allein wie es auf der anderen Seite die Beitimmung 
(tEXos) der literariihen Erzeugniffe ift, allgemein zugänglich zu 
werden, wie nur zu diefem Zwecke dem Schriftiteller von Gott 
die Gedanken eingegeben find, jo kann es auch kein unbegrängtes 
(ewiges) Recht des Schriftftellers und feiner Erben auf aus- 
\hließlihe Verbreitung oder Zurüdhaltung jeiner geiftigen Er- 
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werb durdy eine geiftige Leiftung zu betrachten. Im Ge- 
werbredht, nidht in Eigenthums-(Sachen⸗)recht, haben fie ihre 
ſyſtematiſche Stelle und ihr beftimmendes Princip, wie wir 
dieſes auch gezeigt haben. 

Neuerer Zeit wird der Begriff eined geiftigen Eigenthums 
an jchriftftelerifchen Erzeugniffen nody in einer anderen Weile 
ald Princip der Nachdruckverbote geltend gemacht, nämlich um 
daraus ein Recht ded Schriftitellerd auf Anerkennung 
feiner Urheberſchaft als ſolche ohne allen Zufammen- 
bang mit irgend einem Erwerb berzuleiten. Diejer Gedanfe 
liegt aber ebenfo wenig ald jener den Nachdrucksgeſetzen zum 
Grunde, möge man dabei die Entziehung der Ehre des Echrift- 
ftellerd oder den Eingriff in feine Verfügung im Sinne haben. 
Bon diefer Seite würde der Nachörud nicht dem Staatdzwang 
und der Nechtöverfolgung unterworfen werden fönnen. Die 
Ehre einer Leiftung iſt fein Gut, das der Staat ſchützt und 
über das die Gerichte entiheiden. Wer könnte fich einen Proceß 
darüber denten, ob Stein oder Schön der lirheber der preu= 
Biihen Städteordnung ſey, ob Blücher oder Schwarzen- 
berg den Entſchluß gefaßt, der den Sieg entichied. Oder 
nody ein andered Beilpiel. Ein Abgeordneter geiftlichen Standes 
in einer deutſchen Ständeverfammlung wußte fidh, wie man 
ſagt, Abjchrift eines Vortrags, den der Kriegdminifter beabfich- 
tigte, zu verichaffen und hielt denjelben vor ihm. Wäre darüber, 
abgejehen etwa von der bejonderen Beichaffenheit der ange- 
wandten Mittel, ein Proceß möglih? Ja der deutlichite Be- 
weid dagegen ift dad Plagiat, weldes eben die Ehre der 
ſchriftſtelleriſchen Erfindung entzieht und gewiß feinem Proceß 
unterliegen Tann. Ebenſo wenig aber fann die bloße Verfü- 
gung als ſolche bei geiftigen Produktionen als ein Recht vom 
Staate geſchützt werden, eben weil geiffige Erzeugniffe nicht 
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für eine abgefchloffene Privatverfügung beftimmt find. Wenn 
ih Einem meine Uhr in die Hand gebe, und er trägt fie fort 
und verſchenkt fie, muß ich Hagen können; aber wenn ich Einem 
einen Gedanken jage unter dem Siegel der Verfchwiegenbeit, 
und er theilt ihn wieder mit, fo habe ich, abgefehen von Ber: 
leßungen, die etwa dabei fonfurriten, bloß darum, daß er mein 
Verfügungsrecht über meinen Gedanken verlebt, unmöglich eine 
Klage. Alles das ift blod eine Indiskretion, gehört in’ 
Bereich der Sitte, über welche die öffentlihe Meinung richtet, 
und fann unter Umſtänden allenfalld zur Injurie werben, 
aber niemals fönnten von diejem Geſichtspunkte aus literarifche 
Produkte ald ein Rechts -Objeft, ald ein Beſitz geſchützt wer- 
den, in der Art, wie die Nachdrucksgeſetze fie jchüßen. 
Daraus jedoch, dab der Schuß des Erwerbs durch gefftige 
Leitung als Princip der Nachdrucksgeſetze feitgehalten werden 
muß, folgt in feiner Weiſe, daß bei Anwendung deflelben in 
dem fpeciellen Falle ein Erwerb von dem Beichädigten oder 
von dem Beſchädiger beabfichtigt jeyn müſſe. Ob der Lehrer, 
deffen Vorlefungen nachgedruckt worden, die Abſicht hat, fie 
ſelbſt je dDruden zu laffen oder auch nur fie fortwährend zu halten, 
und ob derjenige, der fie widerrechtlih nachdruckt, dabei einen 
Gewinn machen oder jenen ärgern oder jeiner Weberzeugung 
einen Dienft leiften wollte, das ift ganz einerlei. Iſt doch in 
gleiher Weile ein Verbrechen gegen dad Cigentbum (wenn 
auch Fein Diebitahl) auh in dem Falle begangen, dab der 
Eigenthümer feinen Nuten von der entwendeten Sache gehabt 
haben würde, und der Entwender fie nit nahm, um fich zu 
bereichern, fondern um fie in's Waſſer zu werfen. Dadurdy 
dienen die Nachdrudägejeße allerdings mittelbar dazu, auch die 
Ehre der Erfindung und die Freiheit der Verfügung für den 
Schriftfteller zu fichern; aber als ihr unmittelbare Princip 
Il. 2. 6 
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kann das nicht geltend gemacht werden, ohne in die übellten 
Konfequenzen zu gerathen. 
8. 21. 

Der gemeinfame Beruf der Standesgenoſſen erfordert auch 
eine Einigung derjelben für feine Pflege — tie Genoſſen— 
ſchaft, Korporation. Diefe Einigung übt eine Macht über 
die Einzelnen und zwar kraft ded Standeöberufes, dem Feder 
verpflichtet if. Das untericheidet Korporation von Aſſo— 
ciatton; dieſe ift ein beliebiger Zufammentritt für einen felbft- 
gewählten einzelnen Zwed, jene eine gegebene Einheit für einen 
organiichen Volköberuf, dem die Theilnehmer mit ihrer ganzen 
Lebensftellung angehören. Eine ſolche Genoſſenſchaft follen die 
Landwirthe bilden (die Landgemeinde), dann die einzelnen Ge⸗ 
werbe (Innungen, was keinesweges den alten Zunftzwang in 
ſich ſchließt), die Kaufleute, die großen Grundbeſitzer, und füglich 
auch andere Stände (Künftler).. Gegenjtand der Wirkſamkeit 
der Genofjenichaft ift die Vertretung der Standesrechte, ber 
Standedinterefien, der Standedehre nad) innen wie nad) außen. — 
In der Macht der Genoſſenſchaft liegt ein fittlicher Hebel für 
Ehrbarkeit des Handelns, den der Staat als folder nie an- 
wenden fann. So waren namentlid die Zünfte eine Wechſel⸗ 
bürgfchaft der Sitte und der Ehre. Das Erforderniß ehelicher 
Geburt — die eigene Eorge der Zunft für reblichen Betrieb 
des Handwerks und tüchtige Arbeit — das Standes - Gericht 
über alle Unehrenhaftigfeit der Genoffen — die forporative 
Moderation, daß feiner der Genoffen die ganze Arbeit an fich 
reihe, Teiner arbeitslos jey — die Weihe, melde das Handwerf 
zulegt von der Kirche nahm und die Hinleitung der Genoffen 
zur Kirche, die es wieder übte‘) — alles das tft eine Zucht 


*) Trefflih ausgeführt bei Hirfch: das Handwerk und die Zünfte 
in der chriſtlichen Geſellſchaft. 
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und Belebung von innen heraus, die jeßt nad) Aufhebung der 
Zünfte ſchmerzlich entbehrt wird. Nicht zu läugnen zwar ift, 
daß die Zünfte nicht bloß um der Mißbräuche willen einer 
Reform bedurften, fondern daß die frühere Macht der Genoffen- 
ihaft über die Glieder an fich der Ermäßigung bedurfte. Es 
iſt da8 Streben der Zeit, eine größere Gemeinjchaft wie unter 
den verjchiedenen Völfern (Kosmopolitismus), jo aud unter 
den verfchiedenen Ständen herzuftellen, damit dad allgemein 
Menſchliche hervortrete über dem Standesunterſchied, wogegen 
jene ftarre Macht der Genofjenichaft ein Hemmniß war. Allein 
fehlen darf das Band der Genoffenihaft nicht, feiner bedarf 
jeder Stand für feinen Wohlftand, für feine politische Bedeut⸗ 
ſamkeit und nody mehr für Förderung einer Standesehrenhaftig- 
keit. Es in einer jener Anforderung entiprechenden Weile wieder 
berzuftellen ift darum die große Aufgabe der Gegenwart. Nun 
kann man dad Band der Genoſſenſchaft nicht durch einen legis- 
lativen Aft einführen, wie man es durch einen legiölativen Akt 
vernichten fonnte, weil es nothwendig Leben, Sitte, Ausdruck 
eines den Stand wirklich erfüllenden Geifted feyn muß. Aber 
die Gejehgebung kann doch die Wiederherftellung fördern, den 
Regungen nad) derjelben zu Hülfe fommen. — Die Ajjociation 
kann die Korporation nicht erjeßen, jo wenig als fie durch fie 
erjebt wird, und im gefunden Zuftande muß die Korporation 
bei weitem überwiegen, d. h. das Intereſſe ded Standes vor: 
berrichend durdy fie verjorgt werden. Aber jebt, nachdem die 
Korporationen zerftört find, ift es gerathen, die Aſſociation um 
jo mehr gewähren zu laffen, und ihr dann abzulernen, was 
das wirfliche Bedürfniß und der wirkliche Trieb ded Standed 
ift, um darauf wenn es reif ift die Korporation zu gründen. 


6* 
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Drittes Kapitel. 


Die neueren Socialtheorieen*). 


§. 22. 


Eine Umkehrung der ganzen biöherigen Art nationaler 
Permögenderzeugung und Bertheilung erftreben die Social: 
thbeorieen, welche in neuerer Zeit in Englaud und Frankreich 
entftanden und bejonders in leßterem ihre ſyſtematiſche Ausbil- 
dung erhielten. Ihr gemeinfamer Charakter ift Vernichtung 
der gefonderten Einzelwirtbihaft durh eine Ge— 
ſammtwirthſchaft der menſchlichen Societät*’). Das 
haben dieſe Theorieen alle zu ihrem innerſten Weſen, und dadurch 
bilden ſie gemeinſam den Gegenſatz gegen die wirklichen Zu— 
ſtände und die beſtehende Lebenswürdigung. Sie ſcheiden ſich 
aber wieder ſcharf untereinander durch Art und Grad der 
Gemeinſamkeit, die ſie für die Wirthſchaft fordern. Der 
Kommunismus will beſtändige gleichheitliche Verthei— 
lung aller Güter der Geſellſchaft, ſohin Aufhebung des Eigen— 
thums. Der Diſtributismus (durch dieſen Namen glaube 
ich die Wirthſchaftslehre St. Sim on's oder vielmehr Bazard's 
paſſend zu bezeichnen) will keine gleichheitliche, wohl aber eine 
beſtändige gerechte Vertheilung, nämlich Heimfall alles durch 
den Tod erledigten Vermögens und Vertheiluug deſſelben nach 
induſtriellem Verdienſt, d. i. an den thätigſten und tüchtigſten 
Arbeiter, der ſohin das Kapital am fruchtbarſten für die Ge— 


— — — —-3 


*) Stein: „der Socialismus und Kommunismus des heutigen 
Frankreichs.“ 

**) Nur dies iſt die präciſe Bezeichnung des allgemeinen Genius 
biefer Theorieen. Aufhebung des Eigenthums oder des Erbrechts würde 
auf den Socialismus nicht paſſen, und doch iſt anch dieſer eine Species 
dieſer Art Nationalökonomie. 
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vollftändig dargelegt. Die abjolute Gleichheit der Menjchen 
ald Ziel angenommen, fann es nicht helfen, wenn fie nur in 
formeller und rechtlicher Beziehung ſich gleich ſtehen, nicht aud) 
in materieller, thatſächlicher, d. i. fo daß fie die Befriedigung 
des Lebens, Genuß und Bildung, in gleihem Maahe erreichen, 
jenes ift bloß eine Gleichheit der Möglichkeit, mit welcher der 
großen Zahl, für die fie nie wirklich wird, nichtd gedient ift, 
nur dieß ift wirkliche Gleichheit. Eine andere Parallele der 
Soeialtheorie mit der Revolution, die nothwendige Begleiterin 
jenes Gleichheitöpoftulats, ift der Apriorismus oder die 
Umwälzung als joldhe, d. i. die Nichtanerfennung des ganzen 
Reſultats der Vergangenheit und Auflöjung des menjchlichen 
Gemeinzuftandes auß feiner hiſtoriſchen Einheit und Kontinuität 
in lauter Atome von Generationen. Wenn die Berfaffung 
bis auf 1789 ald nicht vorhanden, jondern nur die als gültig 
betradhtet wird, welche die Nation 1789 rein aus ihrer welt: 
ordnenden Vernunft in's Leben ſetzt, warum ſoll die Eigenthums⸗ 
und Vermögensvertheilung, die das Produkt des menſchlichen 
Handelns bis dahin iſt, einen größeren Anſpruch auf Geltung 
haben? Und das muß folgerichtig in jedem Zeitpunkte ſich 
wiederholen. Die, welche die Verwerflichkeit der Umwälzung 
und des Aufbauens a priori auf dem politiſchen Gebiete nicht 
zugeſtehen wollen, dürften deßhalb durch dieſe Parallele auf 
dem ſocialen Gebiete zur Einſicht kommen! Endlich theilt die 
Socialtheorie noch mit der Revolution, am deutlichſten mit 
der Lehre Rouſſeau's, den völligen Untergang der Pri— 
vatſphäre in der öffentlichen, den Pandemismus, 
wie man es nennen könnte, und dieſe Parallele gilt nicht, wie 
jene beiden, vorherrſchend bloß für den Kommunismus, ſondern 
für die Socialtheorie durchaus. Rouſſeau macht die Freiheit, 
den Willen des Einzelnen, zum Ziel, glaubt es aber nur dadurch 
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Entftehung nicht bloß in der Fortbildung eines faljchen Principes 
zu feinen Konfequengen, ſondern zugleich in den vorhandenen 
thatjächlichen Zuftänden und deren Aufforderung, in dem enormen 
Mißverhältniß der Vermögendvertheilung, welches die Gegen: 
wart bietet, bejonderd in England und Frankreich, und ver 
Perfümmerung einer zahlreihen Menſchenklaſſe in Folge der- 
jelben. Bermöge diefer thatfächlichen und wohlbegründeten Ver: 
anlafjung enthalten die Sorialtheorieen troß ihres falſchen Stand: 
punftes und ihrer wilfenihaftlihen Berfehltheit und fittlichen 
Berfehrtheit dennoch wenigitend einen Anftoß zu wahrer Ein- 
fiht und Berichtigung der vorgefundenen nationalöfonomilchen 
Lehre. Eine nähere Prüfung derfelben fol ihre thatjächliche 
Unaudführbarfeit, ihre fittlihe Verwerflichkeit und dieſe Seite 
ihrer Wahrheit darlegen. 


8. 24. 


Die Socialtheorieen find thatſächlich abſolut unaus- 
führbar. 

Die mechaniſchen Hinderniffe, welche ihrer Ausführbarfeit 
entgegenftehen, find am häufigften geltend gemadt worden. 
Sie werden überall die Lacher gewinnen, aber dem Wohlmei- 
nenden, Ernjten, Solgerichtigen eher eine Aufforderung feyn, 
bie Bejeitigung diefer Hinderniffe zu verfuchen, ald den ganzen 
Weg zu verlajfen. Die Unausführbarfeit beruht aber zugleich 
auf fittlihen Gründen, fie ift daher von vorn herein (a priori), 
ohne der Crfahrungsproben zu bedürfen, gewiß. 

Es ift dieß vor Allem die Berfennung der fündigen 
Natur des Menſchen. Die unvertilgbare Wahrheit, welche 
die Offenbarung ausipricht „das Dichten des menſchlichen 
Herzend ift böfe von Jugend an,” wird bier nicht bloß nicht 
in Anſchlag gebracht, ſondern gradezu und mit Bewußtfenn 
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Arbeit nothwendig gelegt werden muß, nicht in lauterer Gerech- 
tigfeit und Weisheit, ſondern ebenjo jehr, ja vorberrichend in 
Selbſtſucht und Vorliebe und in Unverftand verfahren. Die 
richtige Zutheilung tft ja aber doch der Grundſtein, auf welchem 
dad ganze Unternehmen aufgeführt ift. Wie klagt man jebt 
unter allen Berfaffungsformen über Beſetzung der öffentlichen 
Aemter, wie nun vollends, wenn für alle Menichen dad Maaß 
ihres Wohlſtandes und ihre tägliche Arbeitöpflicht oder Arbeitö- 
freiheit alfo durch Menjchen vergeben würde! Es werden ebenjo 
wenig die Haudhalter der gemeinfamen Oekonomie (Phalange), 
die nad) dem Socialismus erforderlich find, die Uneigennüßigfeit 
haben, auf welche Fourier die Wohlfeilheit dieler gemeinfamen 
Defonomie baut, gleihwie auch unjere Gaftwirtbe fie nicht haben. 
Es werden endlich keinesweges Alle arbeiten und mit Fleiß 
arbeiten, audy dann nicht, wenn man fie die Art der Arbeit 
nach ihrer Neigung wählen läßt. Denn daß jeder Menſch einen 
Trieb zu irgend einer Thätigfeit hat, wie Fourier zu Grunde 
legt, ift zwar richtig, aber feinesweged, daß er ihn grade zu 
einer produftiven oder überhaupt löblichen Thätigkeit hat und 
nicht etwa zum SKartenipiel u. dgl. Ja die beharrlibe und 
anfteengende Thätigfeit, auf welcher die Güterproduftion beruht, 
ift den wenigften Menſchen von Natur aus angenehm, jondern 
wird der widerftrebenden Neigung zur Muße und unprobuftiven 
Beihäftigung nur durd die Noth des Erwerbö und Liebe des 
Erwerbs abgerungen. Die Erwartung einer größeren Produftion 
auf foctaliftiichem Wege muß deiwegen ſchon aus dem Grunde 
getäufcht werden, weil hier der mächtigfte Impuls der Arbeit, 
der fichere Gewinn für den Arbeitenden, aufgegeben wird, jelbft 
wenn man das Erbrecht beftehen läßt. Auf den unficheren 
Erfolg bin, daß fein induftrielled Verdienft von der jocialen 
Behörde richtig gewürdigt und belohnt werde, wird nicht leicht 
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Iemand die Anftrengungen körperlicher Arbeit ober erfinderi- 
hen Nachdenkens machen, die jet unjere Produktion fteigern. 
Wenn eine ſolche Reinheit und Unfelbftfucht der menschlichen 
Ratur beftände, wie fie hier überall vorauögefeßt wird, fo be= 
türfte ed gar feiner Reformen der Societät, jo würde fehon 
bei der beftehenden Einrichtung Alles fo glücküch und fo reic 
ion, als es hier geträumt wird. Und foldhe Reinheit ſetzt 
eine Theorie voraus, welde den finnlichen Genuß ala höchften 
Lebenszweck erflärt. 

Ein weiterer Irrthum der Socialtheorieen, der fie unaus- 
führbar madht, ift die Verkennung der Schranke menjchlicher 
Intelligenz, die mit jener fittlichen Befchaffenheit des Menfchen 
aufs Engfte zufammenhängt. Sie müßten, felbit wenn der 
Wille des Menfchen jo lauter wäre ald fie vorausjeßen, dennoch 
iheitern an dem Unvermögen des menjchlichen Berftandes, das 
gefammte Bedürfnik und den geſammten Arbeitdertrag in allen 
ihren Kreijen im Voraus zu berechnen, und danad) die induftrielle 
Thätigkeit anzuordnen. Die Induftrie regelt ſich aus eigenen 
Geſetzen dur die Macht der Natur, dur den Erfolg der 
Arbeit, den Abſatz und defjen Rüdwirfung. Die obrigfeitliche 
Fürjorge mag fie da und dort dämmen oder leiten, fie aber 
mit Wegräumung diefer natürlihen Wirkung und Gegenwir- 
fang, die der einzelne Unternehmer empfindet und danach ſich 
richtet, rein aus Berechnung feitzufegen, das iſt eine Aufgabe, 
der fein Menſch gewachſen tft, und wie leiden da alle Ein- 
zelnen, wenn die Zenfer falſch berechnen. Es ift das etwas 
Aehnliches wie die moderne Kodififation. Auch diele muthet 
der menſchlichen Einfiht zu, im Voraus .alle Fälle und Mög: 
lichkeiten zu berechnen, das menschliche Leben zu erichöpfen 
und mit Nechtöbeitimmungen zu deden. 

Endlich beruht die Socialtheorie auf einer Verkennung der 
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natürlichen Ordnung. Nach diejer find die menjchlichen Be— 
Ichäftigungen nicht glei an Werth und Ehre, jondern höheren 
und geringeren Ranges, und diefe Nangordnung fann feine 
fonventionelle Feſtſetzung, daß fie gleich geachtet werden follen, 
aufheben. Feurier meint, ed würden fi) aus natürlicher 
Neigung fo viele Kinderfrauen finden als nöthig, wahrjchein- 
lich auch ſo viele Kloafenräumer als nöthig, und nicht mehr 
Goldſchmiede, Maler und Gelehrte ald nöthig. Das nun an- 
zunehmen, ſetzt eine ungewöhnliche Naivetät voraus. Es wer: 
den daher die geringeren Beichäftigungen wider Willen zuge- 
theilt werden müſſen, und das iſt eine Tyranney, jo arg als 
die orientaliihe Kaftenverfaffung. 


8. 25. 


Die Socialtheorieen find Sittlich abfolut verwerflid. 

Bor Allem vernichten fie dad Urrecht Der Perfönlich— 
feit. Eigenthum und Erbrecht find Urrechte des Menichen, 
und ſolche Urrechte, in deren Beſitz er fich bereitö befindet, die 
ihm nit erft dur eine Umwälzung errungen zu werden 
brauchen, fie find heilige gottgeordnete Inftitutionen (III. $. 23 
u. 90). Seinen eigenen Heerd zu haben, an feinem Vermögen 
und deſſen Gebrauch fid eine Welt zu gründen, die der Abdrud 
des eigenen innerften Seyns und Wollens ift, das tft die un- 
entbehrlichite Befriedigung und das erite Necht des Menfchen. 
Hierin befteht vor Allem die Freiheit, fie ift ohne Eigenthum 
nicht möglich. Deßgleichen denjenigen, welchen man das Dafeyn 
gab, auch die Befriedigung des Dafeynd zu geben, und wie 
die eigene Perfönlichkeit jo auch diefen ganzen Kreis der privaten 
Exiſtenz in den Nachkommen fortzufeßen, ift die Urbefriedigung 
und dad Urrecht des Menſchen. Grade das, was der höchite 
und reinfte menjchliche Genuß ift, wird in diefer Genußtheorie 
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unmöglich gemadt. Aber auch wenn Eigenthum und Erbrecht 
belaffen werden und nur der individuelle Eigenthumserwerb 
und die gejonderte Erwerbthätigfeit und Konjumtionseinrichtung 
aufhört, wie nach dem Socialismus, ſo ift dennod) die eigentliche 
Bedeutung ded Eigenthums, die individuelle Geftaltung der 
Lebensweiſe aufgegeben. Wie unzufrieden find wir jet ſchon 
darüber, daß die Dbrigfeit alle unfere Schritte überwacht zum 
Zwecke der Sicherheit, Reinlichkeit, Eanität, öffentlichen Kultur, 
und Das ift doch nur ein Neyatives, ein Beichränfen unferer 
Thätigkeit, und bier ſoll unfere ganze Thätigkeit pofitiv Durch 
eine Obrigkeit, die fociale (Vorſteher der Phalangen u. |. w.), 
geleitet werden. Unfere tägliche Beichäftigung ſoll nicht nach 
unjerem eigenen Antriebe, jondern in Reihe und Glied in mili- 
täriſcher Ordnung ver ſich gehen, und felbft unfer Lebensgenuß, 
ter Lohn diefer Beichäftigung, ſoll unter derjelben Leitung ftehen, 
wir follen in einem allgemeinen Gebäude wohnen, an der 
Stelle, die man und anmeilt, aus einer allgemeinen Küche 
und ſpeiſen u. |. w. 

Mit diefer Freiheit und Berechtigung des Menſchen geht 
auch die jittlihe Weihe des Vermögen unter; denn 
diefe befteht nur darin, daß es der Offenbarung der Indivi= 
dualität und der Fürlorge für die Familie dient. Es verliert 
alle fittliche Bedeutung, wenn es bloß Mittel der Erhaltung und 
des Genuſſes wird, wäre es auch des gleichheitlichen Genuffes. 
Denn eine Bermögensproduftion aus Liebe für die Mitnenfchen 
beſteht auch bei folder fommuniitifchen oder jocietären Ordnung 
nicht, es ift bei einem Jeden immer nur Thätigfeit und Pro= 
dultion für fein Loos wie in einer merfantiliichen Geſellſchaft, 
alfo in Rahrheit eine Thätigfeit nur aus Eigennuß und Genupluft. 
Benn die menſchliche Natur fo beichaffen wäre, bei folder 
Semeinproduttion and) vorherrjhend den Gemeinnußen im Auge 
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zu haben, nicht den eigenen Antheil an demfelben, dann be: 
dürfte es, müffen wir audy hier wiederholen, diefer neuen Ein- 
richtungen nicht, fondern wäre auch unter den gegenwärtigen 
alles Uebel befeitigt. 

Aber nicht bloß die fittliche Bedeutung des Vermögens, 
ſondern die fittliche Bedeutung des ganzen menſch— 
lihen Lebens geht durd die Eocialtheorie unter, indem fie 
den materiellen Genuß zur höchſten, ja einzigen 
Aufgabe deifelben macht. Cs bleibt gar Fein fittliches 
Motiv mehr übrig. Die Brüderlichfeit, d. i. das Beſtreben, 
den Anderen den gleichen Genuß zugumenden, iſt Fein fittliches 
Motiv. Diefe Tugend haben aud alle Ausfchweifungsgenoffen. 
Daß ift bloß animaliſche Sympathie. Auf dieſer Entfittlihung 
des Lebens, der innerjten Wurzel der Theorie, beruht namentlich 
auch die Zerftörung oder völlige Entheiligung des Chebandes, 
die Einige gradezu und unverholen predigen (Babeuf in bru- 
taler, Enfantin in efelhaft jchönfühliger Weiſe), Andere minder 
grell ausdrüden, ohne fie deßhalb minder anzuftreben (3. B. 
Fourier, der ein ganzes Sortiment verjchiedener Gejchlechts- 
verbindungen einführen will, um aus jeder je nad) dem Grade 
der Sympathie den möglichſten Genuß zu ziehen), endlich 
Manche wohl au von fi weilen, ohne daß man einfieht 
warum. Wie der einzelne Menſch auf jolde Weile fein fitt- 
liches Ziel mehr hat, jo audy nicht die Gemeinschaft und das 
Gemeinleben. Dieb tft das Weſen des Snduftrieftaates, der 
bier gefordert wird. Der Staat foll nicht eine fittliche Ordnung 
aufrichten, welder die materiellen Genußmittel, daher die Sn- 
duftrie, nur dienen, jondern die Snduftrie als das Mtittel der 
materiellen Genüfje ift jelbjt der letzte einzige Zweck des Staates. 
Darum it ee nah St. Simon die höchſte Aufgabe, die 
Beſitzer und die Beamten den Arbeitern dienftbar zu machen, 
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darum fennt Fourier feine anderen Obrigfeiten, als die, fo 
die Produktion und Konjumtion leiten. Mögen alle einfeitigen 
Anpreijer der Induftrie vor diefem rein und fcharf ausgeprägten 
Bilde der Richtung, der fie felbft unbewußt angehören, erjchreden 
und zur Befinnung fommen. Mögen fie erfennen, was es heißt, 
die Wirtbichaft ablölen von höheren Zwecken und fie für fich 
allein zur Aufgabe machen, fen ed bei dem Individuum, ſey ed 
beim Volke; was es heißt, die edleren Motive, die fich noch 
im öffentlichen Leben finden, weichen machen und zeritören, 
um eimen größeren Ertrag zu erftreben. 

Wenn ein jehr achtbarer deuticher Echriftiteller über die 
Scrialtheorieen (Stein) den Sit dieſer Verirrung nur darin 
findet, daß bier bloß der Genuß und nicht auch die Erkenntniß 
ald Gut betrachtet werde, und deßhalb auch die Entitehung der 
Socialtheorieen daraus berleitet, daß den Franzoſen die deutſch⸗ 
pbilojophiiche Richtung abgeht, die logische „Auffafjung ded Ich“ 
(Anerfennung der Logik ald oberfte Welturfache und oberſtes 
Beltgejeb), die „Idee des Willens”, d. i. ded Erkennens um 
bes Erfennens willen, jo iſt das nicht bloß nicht erichöpfend, 
fonden durchaus nicht der Kern der Sache. Sn der That, 
wenn es fi) nur darum handelte, daß dieſe Theorieen das 
Gut der deutichen Philofophie, der logiſchen Weltanſchauung 
entbehren, ja ausſchließen, fo ließe ſich nicht mit ihnen rechten. 
Auch die Engländer entbehren ed und ſchließen es namentlich) 
and für Würdigung des Staated und der Kirche, und wir 
wollen und deßhalb nicht gegen fie überheben. Ia man dürfte 
es einem lebendfräftigen Wolfe vielleicht gar nicht verargen, 
wenn es felbft der Augenluft und der Sinnenluft den Vorzug 
gäbe vor der Abfaffung und dem Studium deutſch-philoſophiſcher 
Enfteme, vollends wenn ed das finnlihe Wohlbehagen der 
ſämmtlichen Menſchen höher achtete ald jene Geiſtesſchätze, 
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von benen felbit die Mehrzahl unferer Gelehrten eine heilige 
Scheu zurüdhält. Nicht die logiſche Erkenntniß als Lebensziel 
ift das dem finnlichen Genuffe der Socialtheorieen entgegen: 
gejebte Princip, obwohl die vollendete Erfenntnik eine Seite 
des höchſten Gutes und jede wahrhafte Erkenntniß ein Gut 
und Ziel des Menschen ift, jondern die Sitte ſchlechthin und 
tiefer gegangen die Religion. Die Erfüllung der heiligen 
Gebote, unter denen das menfchliche Leben |teht, die Liebe zu 
der fittlichen Ordnung und Hingebung an fie, die Liebe zu den 
Perjönlichkeiten nicht ald Luftgenoffen, fondern als geiltig fitt- 
lihen Gefährten, und bei wahrem und bewußtem Zuftande des 
Menichen die Hingebung an Gott, deſſen Wille diefe Gebote, 
deffen Werk die Schönheit dieler Ordnung ift, dad iſt das Ziel 
und in Wahrheit auch die höchite Befriedigung, der Genuß im- 
wahrhafteften Sinne. Der materielle Genuß ift nur ein Theil 
und ift der untergeordnete Theil ded Lebenszweckes und der 
Lebenöbefriedigung, und die Erfenntniß ift entweder von diejer 
fittlichen Atmoſphäre durchdrungen, oder fie ift auch nur eine 
andere verfeinerte Weile des Genuſſes. Die deutiche Philofophie 
— bierin von der franzöfiihen weſentlich verſchieden — bat 
allerdings in ihren Koryphäen durchaus den ehrwürdigen fitt- 
lichen Ernſt bewahrt, das aber ift vielmehr Folge der allgemeinen 
Geſittung der Nation, die fie allerdings umgefehrt auch wieder 
ſtützt (Schillers Poefie hat ihn nicht minder), als ihres be- 
ſonderen wiffenjchaftlihen (logiſchen) Standpunktes. Es ift 
darum nicht dad Entbehrniß deutſch-philoſophiſcher Bildung 
(ja die jüngfte philojophiihe Schule Deutichlande und Die 
Kommuniſten ftehen ſich in ihrer philoſophiſchen Weltbetrachtung 
jehr gleich), Jondern die Lodtrennung vom lebendigen perjönlichen 
Gott, welche ſolche Erjcheinungen hervorruft. Die logifchen 
Sormen und Geſetze können nicht ald leßter Zweck des Lebens 
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feftgehalten werden und werden es nicht, das hat bei und 
auch nicht eine Generation lang gedauert. Wenn nicht zulebt 
eine Perjönlichkeit, ein lebendiger heiliger Wille und bewußter 
allweijer Geift und gegenwärtig ift, mit dem Eins zu fein und 
ewig Eind zu bleiben, das tft, was Friede und Freude gibt, 
binter dem alle8 Andere verſchwindet wie Nebel und Rauch, fo 
muß der eigene finnliche Genuß und der Genuß der Mitmenichen, 
mit denen wir eine animaliſche Genoſſenſchaft haben, das höchſte 
Gut jeyn. Der franzöfiihe Materialiömus ift ed, der bie 
Sorialtheorieen erzeugt, Darüber ift fein Zweifel. Gegen ihn 
bildet allerdingd der deutſche Nationalismus einen Gegenjab, 
aber wahrlidy feinen ewigen, unverjöhnlichen. Sein ewiger 
Gegenſatz ift die chriſtliche Weltanſchauung und Gefittung. 
Deſſen find fie fich auch deutlich bewußt. Daß eine Religion, 
die Eelbitverläugnung, d. i. eben Verzicht auf Genuß, und 
Hingebung an Gott und Sein unüberjchreitbared Gebot, fordert, 
ihren ganzen Standpunft unmöglidy macht, iſt ihnen nicht ent- 
gangen. Den Sturz des Chriſtenthums, die Gründung einer 
neuen Religion bielten Et. Simon, Fourier, Cabet für ihre 
unerläßliche Aufgabe. Manche diefer Sekten haben ihre neue 
Religion auch dogmatiſch ausgebildet zu einem pantheiftiichen 
oder atheittiichen Glaubensbefenntniffe. Alle aber haben mit 
der deutlichiten Bewußtheit und Abficht eine neue praftiiche 
Religion aufgeftellt in Gegenjaße der hriftlihen. Sie befteht 
in nichts Anderem ald in der Yehre, daß der Genuß und nicht 
die Sitte das abjolute Maaß und Gebot für den Menfchen 
ift, daß der Wideripruch der menichlichen Natur, nach welchem 
dad Fleiſch gelüftet wider den Geift und den Geift wider daß 
Fleiſch, nicht Durch Unterwerfung des Fleiſches unter den Geift, 
wie das Chriftenthum irrthümlich will, jondern durch Herrichaft 
des Fleiſches über den Geiſt (die Sitte) gelöjt werden müſſe. 
11. 2. 7 
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Es ift die abjolute Emancipation der-finnlidyen Luft. Daher 
fommt die Sympathie der deutſchen Schriftiteller, weldye auf 
philoſophiſchem oder belletriftiichem Gebiete dieſe Emancipation 
anftreben, mit dent Kommunismus. Was fie bewegt, ift nicht 
Mitgefühl mit der leidenden Menjchheit, wie fie vorgeben, 
jondern die neue Religion, die gegriindet werden joll, die An— 
betung des Fleiſches. 


8. 26. 


Alles diejed ungeachtet find die Eocialtheorieen, gleichwie 
jeder Irrthum, nicht ohne eine wahre Seite. Es liegt ihnen 
vor Allem die Jittlihe Wahrheit zu Grunde, dab jedes 
Individuum abſoluter Zwed ift, daß darum der Kreis von 
Wohlhabenden, der die Gewalt, die thatjächlihe und die recht— 
liche, inne hat, die Maffe der Nichtbefier nicht ihrem Geſchicke 
überlaffen darf. Wie ed das Ethos des Einzelnen tft, das 
Schickſal des Dürftigen auf ſich zu nehmen, fo auch ift es das 
Ethos der Societät. Das zwar ift ein falſches Ariom, dab 
jeder Menih Anſpruch auf gleihen Genuß babe mit den 
anderen. Der Genuß ift überhaupt etwas infonmenjurableg, 
und auch feine Meßbarkeit vorauögeleßt, ruht dieſes Ariom 
auf der Vorausſetzung, dab der Genuß der höchſte Lebenszweck 
ift, denn nur für diejen, nicht für untergeordnete Güter, iſt die 
Gleichheit eine Forderung. Gott macht Neiche und Arme, wie 
er Gelunde und Kranke, Kräftige und Schwächliche, Begabte 
und Unbegabte macht, und der Menſch kann und foll dieje Un- 
gleichheiten der Gaben und des Wohles nicht ausgleichen, nur 
das höchſte Gut bejtimmt und bietet Gott in gleichem weil in 
abjelutem Maaße. Wohl aber hat Seder Anſpruch auf Genuß 
überhaupt uud ohne Vergleichung mit Anderen und im wahren 
Verſtande, d. i. auf Vebensbefriedigung und auf eine äußere 
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Exiſtenz als Bafis ſittlichen Lebens, und hat die Societät die 
Verpflichtung, Jedem ſolches zu bieten. Viel richtiger ald die 
fommuniftijche Sorderung des gleihen Genuſſes ift deshalb 
die jocialiftiiche Forderung eines Minimums fir jeden Men- 
ihen, gemiffermaaßen einer Congrua, wie fie für bejoldete 
Priefter bei und anerkannt ift. Indeſſen ift auch diejes Mini- 
mum bei der unendlichen Verjchiedenheit der Kebensverhältniffe 
und damit des Lebensbedürfniſſes nicht in einer allgemeinen 
Weite zu berechnen (in Zahl und Maaß auszudrüden), und 
ſodann jcheitert die vollftändige Zutheilung deffelben immer 
daran, dak die Neth in vielen, ja vielleiht in den meilten 
Aällen Aolge der Schuld ift (Trägheit, Unzudht, Schlemmerei, 
Verſchwendung), denn dieſe auszugleichen, die Strafe, die von 
der Natur auf ſie geſetzt iſt, wegzunehmen, iſt weder in der 
Macht noch im Beruf der menſchlichen Societät. Es bleibt 
daher die Aufgabe nur, Jedem die Möglichkeit (d. i. nicht bloß 
die rechtliche Möglichkeit, die hilft wenig, ſondern die that- 
ſächliche Möglichkeit) einer befriedigten Exiſtenz zu eröffnen, jo 
weit er fie nicht durch Müßiggang und Lafter verfcherzt. Dieſe 
Aufgabe hat die Societät auf dreifahem Wege zu löſen: durch 
unmittelbare Unterftüßung der Dürftigen (Wohlthätigkeit), daß, 
wenn die Armuth in Maffe ſich ausgebreitet hat, aud) in Maffe 
von den Reichen Opfer gebracht, ja Opfer gefordert werben, 
ſodann durch innere Ordnung der Berhältniffe für die noth- 
feidenden Klaffen ($. 17), endlich durdy die Regelung der Er- 
werbwege überhaupt, daß fie der natürlihen Ohnmacht, in 
welcher der Befitloje dem Reichen preiägegeben ift, durch ihre 
Maaßregeln und Einrichtungen zu Hülfe fomme, und in Diejer 
Hinfiht liegt der Socialtheorie auch eine höchſt wichtige und 
tiefe nationalöfonomijhe Wahrheit zu Grunde. 

Es ijt durch fie die Einficht gewonnen in die Irrigfeit 

7* 
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ded Principd ber freien Konkurrenz (des laissez faire). Auf 
dieſes Princip ift die neuere Nationalöfonomie von allen ihren 
Spaltungen und Schulen aus hinausgefommen (die verkehrten 
und auf ein beſtimmtes Gebiet eingegränzten Beichränfungen 
des Merkantilſyſtems, des rohen Anfangs der Wiffenfchaft, ab- 
gerechnet). Man kann fie deßhalb füglich die liberale Na— 
tionalöfonomie nennen, fie iſt dad Analogon der Kanti- 
ichen Nechtsphilofophie. Dagegen findet nun die Socialtheorie, 
da fie nicht vom Reichthum in abstracto auögeht, fondern 
von der Noth und der Befriedigung einer beitimmten Men—⸗ 
Ichenflaffe, daß dieſes Princip zur ftetd wachſenden Unterdrüdung 
der Unbemittelten durdy die Reichen führt. Das Werben um 
Permögen ift ein Kampf ded Menichen gegen den Menſchen; 
wird er frei gegeben, fo bewältigt nothwendig der Starfe den 
Schwachen, und macht ihn ficy unterthänig, chreibt ihm die 
noch ungünftigeren Bedingungen des fünftigen Kampfes vor, 
und ſo in’d Unendliche. Wie Fönnte der Heine Grundbefiter 
die Konfurreng beitehen gegen den großen mit feinen foncen- 
trirten Wirthichaftögebäuden, feiner ſyſtematiſchen Vertheilung 
der Arbeit, wie der Gewerbmann gegen den Fabrifanten und 
feine Majchinenfräfte, wie kann der Arbeiter, der ohne Be- 
ſchäftigung ſchwer einige Wochen leben Tann, den Arbeitöherrn, 
der Jahre zujehen Tann, den Arbeitöpreis mahen? Das 
Laissez faire heißt daher nichts Anderes als: Laßt geicheben, 
dab der Vermögliche den Armen bedrücke. Es ift ganz das— 
jelbe ald wenn man die Wuchergejeße, diejen Schuß des Be- 
dürftigen gegen den Reichen, aufhöbe, weil das natürliche Be- 
dürfniß die rechte Ausgleihung finden werde. Dieſes ift ein, 
wenn glei nur negativ kritiſcher, dennody unfchäßbarer Ge- 
winn, den man der Socialtheorie verdankt. Nicht dab fie Diefe 
Einſicht zuerit oder allein vertrete, die fonfervative politiiche 
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und nationalökonomiſche Partei machte fie längft geltend; aber 
fie hat fie von einem Standpunft aus gefunden, für den das 
Zeitalter noch Empfänglichkeit hat. Aus der organiſchen Ordnung 
und dem öffentlihen Wohlitande bewiejen, wird das nicht be— 
adhtet, aber aus dem gleichheitlichen Genuß ded Individuums 
bewielen, macht ed Eindrud. 

Gibt man nun das Princip ded freien Gewährenlaſſens 
auf, jo eröffnen ſich zwei Wege, der Direkte und der in— 
direkte Weg, d. i. der Weg der Lenkung und der Weg der 
Beihränfung der vermögenerzeugenden Thätigfeit, oder, anders 
ausgedrückt, die Regelung der jubjeftiven Erwerbthätigfeit, und 
die Regelung der objektiven Erwerbwege, und hier müffen wir 
und wieder von den Socialtheorieen jcheiden. Sie wollen den 
direften Weg, es joll die produktive Thätigfeit durch die jociale 
Obrigkeit jedem Individuum angewiejen, pofitiv geleitet wer: 
den’). Das Wahre aber ift es, die objektiven Erwerblagen 
iiher zu jtellen durch geſetzliche Ordnung, wie wir Dieb aus— 
geführt haben **). 


*) Den focialiftiiden Gedanken ſprach jhon Mirabeau am 10. Aug. 
1789 in einer improvifirten Entſchuldigung gegen die Geiſtlichkeit aus. 
Je ne connais que trois manieres d’exister dans la societe; il faut y 
etre mendiant, voleur ou salarie. Le proprietaire n’est lui 
m&me que le premier des salaries. Ce que nous appellons vulgaire- 
ment sa propriete, n’est autre chose, que le prix, que lui paie la 
societe pour les distributions, qu’il est charge de faire aux autres 
individus par ses consommations et ses depenses, les proprietaires sont 
les agens, les economes du corps social. 

*) Es ift hiernach feine genaue Auffaffung von Socialismus, wenn 
Kaiſer in feiner durch hiftorifhe Zufammenftellung verdienftlihen Schrift 
„Über die Perfönlichkeit des Eigentums“ alle indirelte Hinwirkung 
anf den öffentlichen Wohlftand durch Ordnung der Verkehrswege, welche 
fih in der Weltgeſchichte findet (3. B. das jüdiſche Jubeljahr, die deutſchen 
Stammgüter), als Socialismus bezeihnet und fo mit der direkten 
Hinwirtung zufammenftelt. Der Begriff des Socialiemus ift eben nur 
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Hiernach fteht denn dem abftraften Epftem der Na: 
tionalöfonomie, das bejonderd durh Adam Smith repräjen- 
tirt ift, dad materialiftiiche Eyftem der neueren Social: 
theorieen gegenüber, zwei Gegenſätze, in welchen wir überall 
die höheren wiſſenſchaftlichen Verſuche ſich bewegen ſehen, jo 
lange fie nicht zu voller Wahrheit gelangt find (I. $. 22). 
Jenes hat den abftraften Reichthum, die Zahl der Güter, zu 
jeinem Princip, diefed den finnlihen Genuß des Individuums. 
Die wahre vollendete Nationalöfoncemie dagegen muß zu ihrem 
Princip haben die Perjon (den Menichen in jeinem ganzen 
fittlich - geiftigen wie finnlihen Dafeyn) und das ſittliche 
Reich, die fittli geordnete und fittlich verbürgte Gemein- 
exiſtenz und Gemeinbeherrſchung der Menſchen, weldyer die 
materiellen Güter und die materielle Befriedigung nothwen— 
diger Träger find. 
der, direkt durch Lenkung der individuellen Thätigfeit den allgemeinen 
Mohlftand zu erzielen. Er ift deßwegen nicht (wie ca nad) Kaifer fcheint) 
mit jenen weilen Einridtungen zufammen das wahre Princip, im Gegen- 
faße des Kommmmiemus, fondern er ift mit dem Kommunismus zuſammen 
das falihe Princip im Gegenfage jener Einrichtungen. Bollends aber 
kann man danıit nicht übereinſtimmen, daß Kaifer die ächte Erfüllung des 
focialiftifhen Princips (d. i. der Sorge, daß Alle au den Gütern Theil 
haben), in der Aufhebung der Verkehrsſchranken findet; weil dadurch 
Jedem Eigenthum zu erwerben möglich werde. Das ift nicht die Erfüllung, 
fondern gradezu der Gegenſatz gegen das focialiftiihe Princip, der befte- 
hende Socialismus betrachtet die ungeregelte Konkurrenz grade als das 
Syftem, das er bekämpft, und der wahre Socialismus, wenn wir das 
Wort jo gebrauchen follen, muß es nicht ıninder, weil fie nur die abftrafte 
Möglichkeit der allgemeinen Theilnahme an den Gittern gibt, die reale 
Wirklichkeit derfelben aber grade abhält. Die „logiſche Fortbewegung des 
Begriffes”, aus welcher der Verfaſſer feine Reſultate ſchöpft, läßt aller- 
dings die ungehemmte Veräußerung als einen Kortfchritt zu allgemeiner 


Theilnahme an den Gütern erfcheinen, der reale Erfolg aber ift grade das 
Gegenteil. 
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Diertes Kapitel. 
Der Adel. 
8. 27. 

Unter Adel veriteht man einen Stand politiihen Vorzugs 
aus eigenem und erblihem Rechte. Unſere Beamten find 
fein Adel, denn ihr politiicher Einfluß ift fein eigenes Recht, 
die franzöfiiche Pairie (von 1831) ift fein Adel, denn ihr 
Einfluß iſt fein erbliched Recht. 

Die Entftehung des Adeld beruht ohne Zweifel gleich der 
des Königthums auf dem Bedürfniß herrichaftlicher Stellungen 
und auf Geburt, die zu denjelben beruft. Es bedarf folcher, 
die in Fleinen Kreiten herrichen, unter dem König oder unter 
der größeren Volfdgemeinde, und die zufammen für jenen oder 
dieie den Rath und dad geordnete Drgan der BVollitredung 
bilden, und fie find urjprünglid) wohl ebenfo wie der König 
jelbit Durch die Geburt bezeichnet. Gleichwie der Stammvater 
der erite König ift, ähnlich vielleicht die Abkömmlinge des Erxft- 
geborenen oder audy die Erftgeborenen einer jeden Familie der 
erſte Adel. So jcheinen die Fürften der jüdiichen Stämme 
entitanden zu jeun, jo der Athenienſiſche Adel aus der eriten 
Kamilie einer jeden Phratrie. Cpäter dann entiteht Adel 
auch durch Unterwerfung eined Stammes unter einen anderen 
eder durch Sonderung der Thätigfeiten, dab ein Theil dem 
Kriege obliegt, ſich an den Fürften anſchließt, der andere den 
Bewerben fid) zumendet, und durd ähnliche Vorgänge. Die 
bleibende Baſis des Adels aber ift der Krieg. Denn die 
friegeriiche Kraft verleiht nach Naturgejeß die Herrihaft und 
der da die Anderen ſchützt, hat ein Recht fie zu beherrichen. 
Der König ift jeiner erften Bedeutung nah Kriegsſchutzherr; 
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der Adel der Stand der Friegeriihen Belchäftigung und der 
hervorragenden fFriegerijchen Fähigkeit. Was im Syſteme der 
Kaften die Kafte der Krieger, das ift im Syiteme der Stände 
der Adel. Weberall danach ift der Adel der herrichende 
Stand, und beiteht feine Lebensbeſchäftigung in Krieg oder 
Anführung im Kriege und in Regierung, alfo der höheren 
geiftigen Aufgabe, während dad Volk im Gegenjage zu ihm 
durch Förperliche Arbeit für das materielle Bedürfniß thätig ift. 
Zu folder herrfchaftlihen Stellung fommen dann nad einer 
natürlichen Nothwendigkeit andere Momente hinzu: der größere 
Reichthum, namentlich im Grundbeſitz, und die edlere Erziehung 
und Sitte (raudsia). Daran knüpft fi endlich noch das 
Specififche der Adelsgeſinnung: die Bewahrung des Stamm: 
bewußtſeyns. Denn der arbeitende Stand verliert fid) in der 
Gegenwart und ihrer Sorge, der Stand, der höherer Beichäfti- 
gung zugemwendet ift und der die Thaten des Volfed vollbringt, 
pflegt das Andenken der Vorfahren und ihres Ruhmes, hat 
jein Bewußtſeyn in der Geſchichte. Das find die Momente, 
welche in Wechſelbedingung die Stellung des Adeld begründen: 
friegeriiches Leben, Reichthum, Erziehung und Sitte, Stamm: 
bewußtieyn, und als Ergebniß gugleih und Urſache alles 
deſſen — Herrichaft. 

Dieſe urſprüngliche Stellung des Adels enthält aber einen 
Druck gegen die Uebrigen. Der Fortgang und die Aufgabe iſt 
daher die Emancipation der anderen Stände. Die 
orientaliſche Kaſtenverfaſſung ſchließt ſolchen Fortgang aus. In 
den antiken Republiken erfüllt er eben die politiſche Geſchichte, 
hier aber iſt der Zeitpunkt, in welchem das Volk den völligen Sieg 
über den Adel erhielt, zugleich auch derjenige, mit welchem der 
Verfall des Staates beginnt; ob beides in einem Zuſammenhange 
ſteht, laſſen wir hier ununterſucht. In den germaniſchen Staaten 
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erfolgte diefer Fortgang dadurch, daß die Momente, weldye 
urjprünglich in unauflöslicher Verbindung die Stellung des 
Adeld ausmachen, einzeln abgetrennt an andere Stände fallen. 
Por Allem famı die politiihe und Friegeriiche Beichäftigung, 
der Dienft des Fürften, an einen Stand befonderer Borbil- 
dung und Fähigkeit, die Entftehung des Beamtenweſens und 
der ftehenden Heere iſt der erfte und mädhtigfte Durchbruch 
des Adeld. Der Reihthum Fam neben dem adligen Grund: 
befig zugleih an den bürgerlichen Geldbefit und vielfach er- 
warb Letzterer auch von Erjterem. Die höhere wiffenjchaftliche 
Bildung, dereinit der ausſchließliche Beſitz des dem Adel gleich: 
itebenden Klerus fam nun aud an die Gelehrten, Künftler, 
Beamten, und die feinere Lebensſitte ward je mehr und mehr 
sum Gemeingut aller vermöglichen Klaffen. Damit war die 
Fmancipation des Volkes gegenüber dem Adel vorbereitet. 
Vollbracht wurde fie endlich durch die Idee der menſchlichen 
und ftaatöbürgerlihen Gleichheit, welche das energijche Princip 
der Zeit ıft in demjelben Maaße, als dieß früher die Sdee der 
beionderen Ehren und befonderen fittlichen. Anforderungen des 
Adeld geweſen. Der Erfolg, der dadurch theild erreicht ift, 
theild e8 noch werden joll, ift denn der, dad es feinen Adel 
mehr geben kann als herrichenden Stand und ald Stand, der 
eine weſentliche (Taftenartige) Ungleichheit der Ehre und Be- 
rehtigung in Sich jchließt, als welcher der Adel urſprünglich 
entftand. Dagegen kann ſehr wohl noch der Adel beitehen 
ald ein beionderer Beruf und bejonderer Stand, und zwar 
ald der erfte Stand namentlich unter den vermögenerzeugenden 
Ständen, wenn auch als der erfte nur unter gleichen. Die 
ift feine naturgemäße und bleibende Stellung. 
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$. 28. 

Ein ariftofratiiches Element ift zu allen Zeiten, wenn 
nicht Schlechterdingd Bedürfnik, jo Doch jedenfalld ein Vorzug 
des jocialen Zuftandes. Darunter verftehe ich, dat eine Klaffe 
großer hervorragender Befiter eine beftimmte rechtliche Stel: 
(ung babe, durch welche fie ein Sammelpunft der Volkskräfte 
gegenüber der Unterdrückung durd die Stantögewalt und die 
Beamten, und zugleidy eine Bürgichaft für den Staat und die 
Negierung gegen Auflöfung durch die Volksmaſſe wird, im 
Ganzen aber durch ihre Sdentität des eigenen Intereffes mit der 
Erhaltung der beftehenden Ordnung und mit der Ehre der 
Nation diefe in einer eminenten Weile vertritt. 

Ein ſolches Element beruht aber im Allgemeinen, fpecielle 
Zuftände ausgenommen, naturgemäß auf zwei Vorausſetzun— 
gen: auf Grundbeſitz und auf hiftorifjcher Kontinuität 
ded Standes. 

Der Stand der großen Grundbeſitzer ift der einzige unter 
den VBermögensftänden, der ohne Arbeit und Spefulation, ohne 
auf Steigerung jeines Erwerbs bedacht zu jeyn, fein Vermögen 
erhalten fann. Er allein tft daher frei von gewinnſüchtiger 
Sorge, auf die höheren Angelegenheiten der eigenen Bildung 
und der öffentlichen Interefjen gewieten. Der Grundbeſitz allein 
enthält ferner eine Stetigkeit des Vermögens für die Generationen 
und deren VBerbürgung, und damit die Haltung, welche das 
Bewußtſeyn verleiht, nicht erft zu NWermögen gefommen zu feyn 
und nicht um Leberlieferung auf Die Nachkommen bange jeyn 
zu müffen. Der Grundbefit hat endlich jein Intereffe am 
untrennbariten mit dem ded Landes verknüpft. Ueberdieß ift 
der Grundbefiß die natürliche Unterlage aller Vermögens— 
erzeugung und alles ſocialen Zuſammenhanges. Er ift jo die 
Kulmination aller Bermögensftellungen und darum der natur: 
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gemäße Träger jenes erforderlichen ariftofratiichen Elementes. — 
Gine nicht minder weſentliche Vorausſetzung deffelben aber ift 
die biftoriiche Kontinuität des Standes, die auch jchon in einer 
Wechſelbedingung mit jener eriten fteht, indem fie bei einem. 
wehleingerichteten Grundbefiß ji) von jelbft ergibt und ohne 
denſelben nicht leicht fich erhält. Die Stetigfeit des Beſitzes in 
denjelben Familien iſt die Vorbedingung, um jene Haltung den 
einzelnen Befitern, bez. Familien zu verleihen, fie iſt die Vor- 
bedingung, um einen Zuſammenhang des Standed und einen 
Standesgeiſt zu bewirken, ohne die er fein politiiche Bedeutung 
bat. Sie ift endlich die Grundlage für die Bewahrung der 
Stammerinnerung. Dieje nun muß an fich jchon als ein höherer 
Zuftand betrachtet werden, weil fie ein Zuftand tieferer Selbft- 
bewußtheit, alfo in diejer Beziehung größerer Perfönlichkeit, ift, 
fie enthält aber auch fittliche Smpulfe: eine Hebung der Gefinnung 
durch die ererbte politiihe Tugend und bei entwidelterem 
öffentlichen Leben auch durch die ererbte politische Beftrebung. 
Wie der einzelne Menſch an feiner bisherigen Bewährung einen 
Halt und Antrieb befommt für die Zufunft, Jo auch die Familie 
und der Stand. Sie bewirkt auch eine Verflechtung wie der 
Aamiliengeichichte fo des Familienintereſſes mit dem des Landes, 
und endlich iſt fie im Allgemeinen der Boden ftetiger den 
Zujammenhang mit der Vergangenheit bewahrender (fonjer- 
vativer) Gefinnung. Cine Grundariftofratie von fontinuirlichem 
Befib vertritt dadurch vorzugsweiſe dad Element der Stetigkeit, 
die geichichtliche Seite im nationalen Leben. Nicht alſo dab 
auf die ariftofratifche oder bürgerliche Geburt an fih und in 
Beziehung auf den einzelnen Menjchen ein Werth gelegt werden 
dürfte, — das wäre gegen die abjolut gleiche Ehre der Perjön- 
lichkeit, zu teren Bewußtjeyn gelommen zu jeyn, ein Vorzug 
der Zeit ift —; ſondern für den Stand im Ganzen iſt die 
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hiſtoriſche Kontinuität, d. i. die möglichite Erhaltung der 
Familien erforderlich. 

Die rehtlihe Stellung aber, welche einer ſolchen Grund: 
ariftofratie zufommen muß, um jene Aufgabe zu erfüllen, befteht 
in Solgendem: Für's Erſte gebührt ihr ein bejonderer einfluß- 
reicher Antheil an der Landesvertretung. Es ift zwar 
eine faljche Ariftofratie, Daß der Stand des hervorragenden Grund: 
befites für ſich allein den Ausſchlag geben ſoll vor dem viel 
zahlreicheren Mittelftande, aber ed tft die wahre Ariftofzatie, 
daß jener der Zahl nach Fleinere Stand auch eine jelbititändige 
politiihe Bedeutung habe, nicht durch dad numeriſche Ueber: 
gewicht der anderen rechtlich oder thatjächlich bemältigt werde, 
und fall8 er unter gefunden Zuftänden und Einrichtungen zu= 
gleich allen, auch den kleinen, Grundbeſitz wirklich mit ver- 
tritt, foll er der Schwerpunkt der Landeövertretung jeyn. 
Für's Andere werden die Glieder ſolcher Grundariſtokratie 
ſehr zweckmäßig als intermediäre Gewalt gebraudt, um 
die Maaßregeln der Staatsregierung auf dem Lande zu voll: 
ziehen, wie dieß in England für die Aemter des Lord: Lieute- 
nantd und Cheriffd, in Preußen für das des Landraths der 
Fall ift. Inwiefern für dieſen Zwed auch eine obrigkeitliche 
Gewalt derielben aud eigenem Recht angemeffen ift, fol im 
nächſten Kapitel erörtert werden. 

Das Mittel endlich, ſolchen Stand zu erhalten, befteht 
hauptſächlich in der Eorge für die Stetigfeit des Grundbefites. 
Sie fann in mannigfadher Weile durch |trengere oder mildere 
Einrihtungen angeitrebt werden: Majorate, Stammyiüter, 
Subftitutionen, Unveräußerlichfeit des Beſitzes ohne Untheil- 
barkeit. Solche Inſtitute find unerläßliched Erfordernik einer 
Grundariftofratie, um jo mehr da jeßt die Artftofratie nicht 
mehr die Regierung oder die Aemter derielben in Händen hat, 
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die ihr ehedem Reichthum oder doch Subfiftenz ficherten. Die 
Familien⸗Fideikommiſſe, durch melde die freie Verfügung eines 
Mannes ein Gut für ewige Zeiten bindet, können keinesweges 
ald das vorzüglichere nnter diejen Inſtituten angejehen werden. 
Sie find viel eher ald ein bloßes Surrogat der viel erſprieß— 
licheren gejeßlichen Succejfiondordnungen des deutfchen Rechts 
anzujeben. Aber wo fie beitehen und üblich find, find ſowohl 
die bereitö errichteten zu ſchützen als auch neue Errichtung 
neben anderen Weilen frei zu geben. Gerechtfertigt aber find 
diefe Finrichtungen alle, auch wenn fie einem Theile der Nach: 
fommen das yleichheitliche Erbe entziehen. Die Nechtfertigung 
liegt nit in dem abftraften Gedanken des Stammes gegen- 
über der Familie, jondern in dem öffentlihen Berufe der 
Familie felbit, oder vielmehr in der Bedeutung des Grund- 
eigenthums, das nicht bloß die Familie zu ernähren, ſondern 
zugleidh Duelle der nationalen Ernährung und Träger einer 
politiihen Macht und politiihen Geſinnung zu feyn beftimmt 
ft. Der Einwand aber, dab die jüngeren Söhne der Gutö- 
herren den Mitbürgern die öffentlichen Aemter wegnehmen, ift 
ein Argument zu Gunften der Gleichheit, nach welchem man 
auch den höheren Staatsbeamten die Ehe unterjagen Tönnte, 
weil ihre Söhne bis jet immer die erfolgreichiten Kandidaten 
des Staatödienfted waren”). — Die Stetigfeit des Beſitzes in 
den Familien kann nun in einer energiichen Weiſe dadurch er= 
reicht werden, dab die Rechte des Standes (namentlich der 
Eintritt in die Yandesrepräfentation) durch Einrichtungen jener 
Art bedingt werden. Es ift aber auch jchon ein Bedeutende, 
wenn diejelben nur geftattet find, fo daß der Geilt des Stan- 
des felbft fie reulifire. 


— — — — — 
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hiſtoriſche Kontinuität, d. i. die möglichſte Erhaltung der 
Familien erforderlich. 

Die rechtliche Stellung aber, weldye einer ſolchen Grund: 
ariftofratie zufommen muß, um jene Aufgabe zu erfüllen, befteht 
in Solgendem: Für's Erſte gebührt ihr ein bejonderer einfluß- 
reicher Antheil an der Landesvertretung. Es ift zwar 
eine falfche Ariftofratie, daß der &tand des hervorragenden Grund- 
befies für ſich allein den Ausichlag geben jell vor dem viel 
zahlreicheren Mittelftande, aber es ift die wahre Ariftofzatie, 
daß jener der Zahl nach Fleinere Stand audy eine felbititändige 
politiiche Bedeutung habe, nicht durdy dad numeriſche Ueber— 
gewicht der anderen rechtlich oder thatjächlich bewältigt werde, 
und fall8 er unter gefunden Zuftänden und Einrichtungen zu— 
gleich allen, auch den fleinen, Grundbeli wirklich mit ver- 
tritt, foll er der Schwerpunft der Yandeövertretung ſeyn. 
Für's Andere werden die Glieder ſolcher Grundariitofratie 
jehr zwedmäßig als intermediäre Gewalt gebraucht, um 
die Maaßregeln der Stantöregierung auf dem Yande zu voll: 
ziehen, wie dieß in England für die Aemter des Lord-Lieute⸗ 
nantd und Cheriffd, in Preußen für das des Landraths der 
Fall ift. Inwiefern für dieſen Zwed auch eine obrigfeitliche 
Gewalt derielben aud eigenem Recht angemeſſen ift, fol im 
nächſten Kapitel erörtert werden. 

Das Mittel endlich, ſolchen Stand zu erhalten, befteht 
hauptſächlich in der Sorge für die Etetigfeit des Grundbefites. 
Sie kann in mannigfader Weile durch ftrengere oder mildere 
Einrichtungen angeftrebt werden: Majerate, Stammyiter, 
Subftitutionen, Unveräußerlichfeit des Beſitzes ohne Untheil— 
barkeit. Solche Snititute find unerläßliches Erforderniß einer 
Grundariftofratie um jo mehr da jeßt die Ariftofratie nicht 
mehr die Regierung oder die Aemter derielben in Händen hat, 
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die ihr ehedem Reichthum oder doch Subfiftenz ficherten. Die 
Familien-Fideifommilfe, durch welche die freie Verfügung eines 
Mannes ein Gut für ewige Zeiten bindet, können keinesweges 
ald das vorzüglichere nnter diejen Initituten angejehen werden. 
Sie find viel eher als ein bloßes Surrogat der viel erjprieß- 
licheren geſetzlichen Succeffiondordnungen des deutichen Rechts 
anzufehen. Aber wo fie beitehen und üblich find, find ſowohl 
die bereitd errichteten zu ſchützen ald aud neue Errichtung 
neben anderen Weijen frei zu geben. Gerechtfertigt aber find 
diefe Einrichtungen alle, auch wenn fie einem Theile der Nach— 
kommen das gleichheitliche Erbe entziehen. Die Rechtfertigung 
liegt nicht in dem abftraften Gedanken des Stammes gegen- 
über der Familie, jondern in dem öffentlichen Berufe der 
Familie jelbft, oder vielmehr in der Bedeutung dee Grund- 
eigenthbums, das nicht bloß die Familie zu ernähren, jondern 
zugleih Duelle der nationalen Ernährung und Träger einer 
politiichen Macht und politiihen Gefinnung zu feyn beitimmt 
if. Der Einwand aber, daß die jüngeren Söhne der Guts- 
herren den Mitbürgern die öffentlichen Aemter wegnehmen, ift 
ein Argument zu Gunften der Gleichheit, nad) welchem man 
auch den höheren Etaatöbeanıten die Ehe unterlagen Fönnte, 
weil ihre Söhne bid jet immer die erfolgreichiten Kandidaten 
des Staatödienfted waren”). — Die Stetigfeit des Beſitzes in 
den Familien fann nun in einer energiichen Weile dadurch er- 
reicht werden, daß die Rechte des Standes (namentlidy der 
Eintritt in die Yandesrepräfentation) durch Einrichtungen jener 
Art bedingt werden. Es ift aber auch ſchon ein Bedeutendeg, 
wenn diefelben nur geftattet find, jo daß der Geilt des Stan- 
des jelbit fie realifire. 
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gegen den Fürften, ritterliche Ehre und Lebenöfitte, nur einer 
früheren Zeit angehören, ift nicht zuzugeben. Ebenſo wenig, 
daß alle Standesfitte der einen vollen menſchlichen oder bürger: 
lichen Sitte weichen müffe. Eine joldye, wenn es nicht dad Herz 
des Menfchen gilt, jondern die Handlungsweiſe in beftinmten 
äußeren Stellungen, befteht nicht, jondern wie im einzelnen 
Menſchen die Sitte fich individualifirt, fo noch mehr in den 
verichiedenen menschlichen Lagen und Beruföitellungen, und jeden- 
falls find die eigenthümlichen fittlihen Triebfedern der neueren 
Zeit, wie die Wirklichfeit fie und zeigt, etwa die der franzöfiichen 
Bourgeoifie oder des deutjchen Induſtrialismus oder liberalen 
Patriotismud doch nicht der volle Strahlenfrang menjchlicher 
Sitte, der feiner Ergänzung mehr bedürfte, feinen Zug außer 
ihm felbft zuließe. Insbeſondere aber bei der fonftitutionellen 
Richtung der Zeit, die alle Pflege verdient, ift, weil fie vorberr- 
ſchend nur auf das Geſetzliche und Begriffliche geht, ein Element 
nicht zu zerftören, das zugleich die perjönlihe Hingebung, diefe 
ſpecifiſche Triebfeder der Monarchie, ftüßt. Wenn eine Durdy- 
dringung perfönlicher monarchiſcher Gewalt mit fonftitutionellem 
Weſen möglid und dazu in Deutichland der wahre erfprießliche 
Zuftand ift, fo ift auch die Erhaltung des hiltorischen romantischen 
Adeld unbejchadet der allgenteinen ftaatsbürgerlihen Gleichheit 
angemeffen. Das, was am Adel anı meilten in die Augen fällt, 
mag freilich häufig nicht jene edle Lebensfitte jeyn, jondern eine 
anmaaßliche Ueberhebung und eine innere Hohlheit bei geſchlif⸗ 
fenen Formen, das ſchlechte Junkerthum ſtatt der ächten Nitterlich- 
keit. Aber das iſt nicht minder auch bei den anderen Ständen der 
Fall. Auch am Bürgerſtande fallt in der That nicht der edle 
Gemeinfinn, die Hingebung an die öffentliche gejeßliche Ordnung 
und immer vorherrfhend in die Augen, jondern ebenſo oft der 
bodenlofe Stolz des Neihthums, die Profanität des Urtheils 
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und jene Table d’höte- und Eijenbahngefinnung: „wo ich 
gezahlt habe, da ftehe ih Jedermann gleich, und ift Nichts 
über mir, das Ehrfurcht fordern kann.“ Die Bürgerlichfeit 
bat ihre Schattenfeite jo gut als die Ritterlichkeit, und in ihrer 
Reinheit find beides individuelle fittlihe Züge von abjolutem 
Werthe, die nicht gegeneinander verglichen werden fönnen, daß 
Eins dad Andere aufheben und an die Stelle treten ſoll; fon- 
dern es iſt ein Borzug, ſolche Elemente nebeneinander zu ha— 
ben, jedem jein Recht und feine Geltung zu laffen. Die deutſche 
Nation, ſagt Göthe, follte froh darüber ſeyn, zwei foldye Kerle 
zu haben, wie mich und Edhiller, das gilt auch von den Ständen 
mit ihrer jpecifilchen Würde. Die zunehmende Einheitlichfeit 
auch der Sitte erheifcht dennoch nie eine völlige Aufhebung der 
Etanded-Individualität. Die Geltung des Geburtdadeld muß 
fich überdieß von ſelbſt im Laufe der Zeit mehr und mehr 
ſchwächen, da die Duelle, die ihm früher die Kräfte zuftrömte, 
die Ausfchließlichkeit der Friegeriichen Ehre (nicht bloß im Bafallen- 
beere, jondern auch im ftehenden Heere, da die Officieritellen 
nur dem Adel zufamen) für ihn verfiegt ift. Se weiter die 
Geſchichte fi von dem Zeitraum entfernt, in welchem die krie— 
geriihen und politiihen Thaten ausjchlieplih dad Werk des 
Adels waren, deito mehr muß ſich thatſächlich die gejellichaftlicye 
Etellung der Stände auögleichen, und es ift Daher die Aufgabe 
der Etaatöweiöheit viel weniger, den Ipäteren Erfolg gewaltiam 
vorauszunehmen, ald vielmehr das zu erhalten, was in diejem 
Stande noch eine Bedeutung für dad Ganze hat, nicht Die 
Erinnerung an die Vergangenheit und die Schäßung, die fid) 
allen Raifonnements zum Troß an fie fnüpft, legislativ zu 
vertilgen (durch Abichaffung der Titel u. |. w. wie in ber 
franzöfifchen Revolution), fondern dieſe Schätzung ber inneren 
geiftigen Macht der öffentlichen Sitte anheimzuftellen, in der 
11. 2 8 
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die Gleichheitsanſicht und der Sinn für geichichtliche Auszeichnung 
fich felbft gegeneinander andgleihen mögen. Sch will alfo 
feineöweges ein Ritterthum machen, etwa die Herrlichfeit der 
alten Erbämter, der Orden, der Ningelitechen wieder berftellen, 
oder, wo fie beitehen, beſonders gepflegt wifjen, fondern nur 
die aus Theorie hervorgehende gewaltjume Zernidhtung deſſen, 
was wirklich noch Leben und Sitte einer Klaffe ift, abhalten. 

Die Erhaltung dieſes romantischen Adels beruht nun vor 
Allem darauf, daß derjelbe eben das pflege, was der Uriprung 
feiner audgezeichneten Stellung it: das Kriegsweſen. Krieg 
und nicht Grundbefiß iſt der Kern des Adels, und ſoll der 
Geburt3adel thatlächlich eine Anerkennung behalten — da ihm 
rechtliche Vorzüge nicht mehr gewährt werden fünnen —, jo muß 
er vorherrichend den Kriegsdienſt und die überfommene ritter- 
liche Sitte, die ſich vorzugsweiſe nur an den Kriegsdienft jchließt, 
pflegen. Die Einrichtungen aber, die ein ſolcher Geburtäftand 
vorausſetzt, find die beiden: für’ Erite, dab überhaupt die 
Fefthaltung feiner Erinnerung und deren öffentlicher Ausdruck 
ihn geftattet jey, d. i. die Titel und Wappen u. f.w.; für's 
Andere, dab er ald Stand die Umgebung ded Fürften 
bilde, während von den anderen Ständen überall nur die 
Ausgezeichneten (3. B. nicht alle Beamte, fondern nur die 
höheren u. }. w.) an derjelben Theil nehmen, oder wenigftend 
dab er die beitimmten Hofämter befleide. Jenes thut offenbar 
Niemandem Cintrag, diejes ift jchon an ſich naturgemäß, weil 
ber Fuͤrſt jelbft ja diefem hiſtoriſchen Stande angehört, und 
weil der Glanz wie die fortwährende Ergänzung deffelben vom 
Zürften ausgeht. Eine weitere Ausdehnung der Hoffähigfeit, 
als fie jet meiftend üblich ift, ſoll damit nicht ausgeſchloſſen 
werden, namentlid) wäre ed zeitgemäß, daß die Spißen der 
Bourgevifie (hervorragende Banguiers und Fabrikherren) an 
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derjelben Theil erhielten, ohne geadelt zu werden, grade um 
die Gleichheit der Stände und ihrer Ehre zu beurfunden; aber 
eine Gränze muß diejelbe haben, und daß fie für den Stand, 
der hiftoriich bi jeßt den Hof bildete, ungeſchmälert fortbefteht, 
ift feine Beeinträchtigung der übrigen. Das find bloß Ehren 
rechte. Dagegen irgend ein politiiches Necht fol dein Geburts: 
adel nicht zuitehen. 

Diefer Adel, deſſen Bedeutung es it, beitimmte etbijche 
Zriebfedern, eine beitimmte Lebensſitte, fo wie eine beitimmte 
biftorifche Nationalerinnerung gu bewahren, kann nicht durch 
bloße Erfüllung ſächlicher Bedingungen erlangt werden, gleich- 
wie die Theilnahme an der Grundariftofratie. Die Theilnahme 
an ihm beruht, wie er jelbit, auf der hiſtoriſchen Thatſache. 
Sie fann nur auf Geburt fi) gründen oder auf freier aus— 
jeichnender Ernennung des Fürften, da diefer eben hiſtoriſch als 
die Quelle joldher Theilnahme immer betrachtet wurde. Das 
leßtere ift nicht im Widerfpruch mit einem Stande der hiftorifchen 
Geſchlechter. Man kann einen foldhen nicht neu maden, wo er 
nicht beiteht, wie 3. B. in Nordamerika, man fann ihn aber 
wohl erhalten durch Aufnahme neuer Kamilien, indem Diele, 
die einzeln eintreten, von der Sitte und dem Standeögeifte 
der Klafje ergriffen, fich mit ihr affimiliren. 

Danach fallen denn aber jenes grundariftofratiiche Element 
(Ritterichaft) und diefer Geburtsadel nicht begrifflid) und nicht 
notwendig zufammen. &8 werden vermöglicye ehrenhafte 
Männer in den Stand der Grundariftofratie einrüden,. Die Dem 
hiſtoriſchen Adel nicht angehören, und werden Glieder der leh- 
teren ohne Grundvermögen jeyn. Jener ſoll eine politiſch 
rechtliche Stellung haben, diefer nur eine ſolche, die auf Sitte 
und Meinung beruht. Einen inneren Zuſammenhang aber haben 
beide Inſtitute ſowohl nah der Thatſache als nad ihrer 

g* 
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Bedeutung. Es iſt diefer hiſtoriſche Geburtdadel, welcher noch 
jetzt hauptſächlich die Grundariſtokratie in Deutſchland bildet, 
und ohne das würde er auch jene ſociale Auszeichnung un- 
möglich behaupten können. Deßgleichen joll e8 Augenmerk der 
Regierung feyn, wie überhaupt die Stetigfeit der grundariſto⸗ 
fratiichen Familien zu erhalten, fo insbejondere derjenigen, die 
dem Geburtsadel angehören, fodann den neuen Öliedern der 
Srundariftofratie, wenn anders ihre Perfönlichfeit dazu geeignet 
ift, den Stand des Geburtöadeld zu verleihen, dagegen die 
perfönlichen Notabilitäten, Beamten, Gelehrte nicht leicht zu 
adeln. Kriegeriihe Auszeichnung eignet vor allem anderen zu 
Verleihung ded Adeld, aber wenn fie hohen Grades ift, auch 
mit Dotation in Grundbeſitz. Ueberall aber ſoll der Geburts: 
adel nicht die einzige Qualität jeyn, um auf der Höhe der 
Societät bei Hofe und außer demfelben zu ſtehen. Dadurch 
fann das, was der romantische Adel Edles in fi) ſchließt, be- 
wahrt werden, ohne eine Herunterſetzung in Recht oder in 
Ehre für die Hebrigen und deßhalb ohne Erregung von Eifer: 
ſucht. — Es gibt nun in Deutihland Staaten, in weldyen 
fein Eintritt in die Grundariftofratie möglich ift ohne Erlan- 
gung des perjönlichen Adeld. Dadurch ift ein größerer Standes- 
geift in der Grundariftofratie. Aber es ift damit dem Geburts- 
adel ein rechtlicher Vorzug beigelegt, den das Princip ber 
Gegenwart — die ftantöbürgerliche Gleichheit und die Offenheit 
der Stände, joweit e8 auf rechtliche Stellung ankommt — 
nicht wahl erträgt, und ift der Geburtdariftofratie eine Duelle 
nachhaltiger Kraft und ein Band der Gemeinfchaft und ber 
Ausgleichung zur ganzen Nation entzogen, auf welchem grade 
ihre Fähigkeit, die fonjervative und monarchiſche Gefinnung mit 
Nahdrud und Erfolg geltend zu machen, beruht. Sedenfalls 
darf deßhalb ſolches, wo es einmal aufgehört hat, nicht wieder 
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bergeftellt werden. Umgekehrt fällt in England wenigſtens 
ſcheinbar aller Vorzug der Geburt weg, und bloß der Beſitz 
gibt die ausgezeichnete Stellung. Das kann bei uns nicht 
wohl nachgeahmt werden. Denn einmal iſt dort nach der 
Succeſſionsweiſe auch größere Sicherheit, daß der politiſch 
ausgezeichnete Grundbeſitz ſich in derſelben Familie, und außer— 
dem in der Klaſſe der höheren Familien erhalte, ſodann wird 
aber auch dort neben der Grundariſtokratie ein Stand perfön- 
liher Auszeihnung auf anderem Wege gebildet durch die Aus- 
zeihnungen der Krone (Titel, Drden), der in feiner Stellung 
zum Hofe und in feiner von der monardiichen Glanzquelle 
auöfließenden Geltung etwas ganz Aehnliches ift wie unjer 
Geburtöadel, wenn man diefen anderd von jeder politischen 
Vorberechtigung oder Begünftigung, wie billig, entfleidet. 


$. 30. 


Inſoweit foll der Adel, Grundariftofratie und Geburts» 
del, erhalten werden gegenüber der falfchen, ungeläuterten 
berrihenden Meinung und Oppoſition. Dagegen wirklich der 
Zeit und ihrer wahren Anforderung widerfprechend find: 

1. Einrichtungen, welche eine wejentlid höhere Ehre des 
Adeld ald der anderen Stände auddrüden. Dahin gehört ber 
Begriff einer Mißheirath, möge er rechtliche Folgen haben 
(3. B. Verluſt der Fähigkeit im Lehne zu fuccediren oder auch 
nur ber Hoffähigfeit für die Kinder), oder nur in der Sitte 
und Meinung des Standes beitehen — die Hofunfähigfeit der 
nicht adligen Gattinnen derer, die durch ihr Amt u. ſ. w. hof⸗ 
fähig find — die verſchiedene Beitrafung der gegen Adlige 
und der gegen Bürgerliche begangenen Injurien — die voraus- 
gehende Entadligung bei Beitrafung adliger Verbrecher — die 
abgejonderte Erziehung des Adeld auf Ritterafademieen — 
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die Nobilitirung aller derer, die ein höheres Amt befleiden 
u. ſ. w. | 

2. Alle eigentlichen Privilegien, d. i. Vorrechte, welche 
nicht durch einen fächlichen Beruf begründet find und daher 
aud nicht durch ähnliche Rechte bei anderen Ständen je für 
ihren Beruf wieder audgeglihen werden. Solche ungeeignete 
Privilegien find 3. B. die Steuereremtionen, die Militär- 
befreiungen, die Siegelmäßigfeit u. ſ. w. In dieje Kategorie 
gehört aber auch jede Zutheilung der Rechte, die für die 
Grundariftofratie angemeflen find, an den Geburtdadel ala 
folcyen, 3. B. eine Autonomie, die nicht der Ritterſchaft, ſon⸗ 
dern nur den „Ritterbürtigen“ verliehen wird. 

3. Die Begünftigung des Adels, ſey ed der Grund: 
ariftofratte oder des Geburtsadels, bei öffentlichen Aemtern, 
Militär: oder Eivilämtern. Diefe, wie fie nicht eigened Recht 
der Beamten find, ſo auch erheiſchen fie nicht glei der 
Landeövertretung ein eigenes ſächliches Interefje, fondern bloß 
die Fähigkeit, und it es eine Hauptrüdfiht, wenn der 
Adel nach feiner wahrhaften Bedeutung erhalten und bez. ge- 
hoben werden foll, wozu er nothwendig der Gunſt der übrigen 
Stände bedarf, daß er nicht durch Zuwendung ungerechter 
Bevorzugung diejelbe einbüße*). 

*) Was hier vom Adel überhaupt gefagt ift, gilt natürlich nicht vou 
den vormals reichsſtändiſchen Häufern in Deutichland. Diefe mußten eine 
rechtliche Auszeihnung haben, wie fie dem bloßen Adel, ſelbſt einem hohen 
Adel (nobility), Tonft nicht zugeftanden werden dürfte Es ift eine Anfor- 
derung nicht bloß der Gerechtigkeit, fondern auch der Würde der Nation, 
daß diejenigen, welde zum Vortheil derfeiben eine frühere ſouveräne Stel. 
fung eingebüßt haben, durch eine wenn gleich anomale Stellung entſchädigt 
werden. Das ift freilich vom Standpunkte der fogenannten philofophiichen 


(abftraften) Deduktion unerreihbar und darum unzuläffig, aber von dem 
der geſchichtlichen Auffafjung (III. 8. 15) völlig geredtfertigt. 
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Fünftes Kapitel. 
Bon obrigkeitlihen Rechten der Grundbeſitzer. 


&. 31. 

Es ift dad natürliche Verhältniß, da die ſociale Stellung 
die Unterlage für die politiiche gebe, das heißt daß die, welche 
durch großes Vermögen thatſächlich eine Macht iiber die Anderen 
haben, auch rechtlich die Träger obrigfeitliher Macht über fie 
jeyen. So war benn aud) von den früheiten Zeiten her obrig- 
feitliche Stellung, beionders im Kriege, der Grund zu Ber: 
leibung von Beſitzthum und großes Befisthum der Grund zu 
Verleihung obrigfeitliher Stellung. Das gilt befonderd vom 
Grundvermögen, da bier der Gegenitand des Vermögens, der 
Grund und Boden, zugleich dad Band der Dertlichfeit ift, und 
die Verfügung über ihn von felbit die Anderen, die auf oder 
an demjelben wohnen, mit trifft. — Auf diefem natürlichen 
Verbältni beruht die Grundherrlichfeit, und beruht die 
Einrichtung, ftaatsamtlihe FSunftionen an den Örund- 
bejig zu binden, wie 3. B. in England des Friedens— 
rihters, in Preußen ded Landraths. 

Die Grundherrlichfeit hat ihren Urſprung und Grund 
theils in der perjönlichen, theild in der Gutsabhängigfeit. Die 
Befugniffe aud dem Eigenthum am Boden und aus der Dienft- 
berrlichkeit find der Stamm, an welden dann durch bejondere 
Verleihung die jpecifiich vbrigkeitlichen Befugniffe (nämlich Ges 
rihtöbarfeit bei Streitigkeiten mit Auswärtigen) anwuchſen. 
So ift fie Auöfluß eines Privatsrechts, injonderheit des Eigen: 
thums und ift deßhalb in dem Charakter des Eigenthums zu— 
ſtändig — patrimonial. Sie gilt ald erworbened Recht 
des Gutsherrn, kann nicht entzogen werden außer bei grellem 
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Mißbrauch, und ift durch die öffentlihe Staatdordnung wohl 
beſchränkt, aber nicht pofitiv beftimmt und geleitet. Dagegen 
jene bloß an den Grundbefit gebundenen ſtaatsamtlichen Funk— 
tionen beruhen auf Beftallung durch den Eouverän, fey es 
allein, jey es unter Mitwirkung der Eingejeffenen. Die bier 
geübte Gewalt hat durchaus den Charakter des öffentlichen 
Amtes. Der Grumdbefit ift nur die Vorbedingung, die Eigen: 
ſchaftung der Perfon für dad Amt, nicht ſelbſt der Zitel der 
Gewalt, — Beiderlei Inftitutionen haben den großen Vorzug 
vor dem bloßen Beamtenwejen: daß das obrigfeitliche Anjehen 
bereits eine Unterlage an einem natürlichen Anjehen hat, durd) 
das ed geitärft und erhöht wird, und daB die Inhaber der 
obrigfeitlihen Gewalt den Lebensverhältniffen, über die fie 
gejett find, jelbit angehören, daher dad Intereffe der Gegend 
und der Erwerbaweige mit der ihnen untergebenen Bevölkerung 
theilen, und daß fie das Amt unentgeltlid verwalten, wodurd) 
ed nicht wenig an Achtung und Anhänglichkeit gewinnt. Die 
gänzliche Aufhebung diefer Inftitutionen und ihr Erfah durch 
Beamtenregierung ift die eigentlidye Auflöfung der organischen 
Berhältniffe in bloßen Mechanismus, daß nicht die lebendigen 
natürlihen Bande von innen heraus die Obrigfeit ergeben, 
jondern fie nur von außen gejeßt wird. 

DBerwaltung durch Eingefefjene ftatt Verwaltung 
dur bloße Beamte ifl darum eine jebt in weiten Kreifen 
erfannte Wahrheit und ein Problem für uniere Zuftände, und 
die Frage ift nur in welcher Meife. 


$. 32. 


Die Grundherrlichkeit in ihrer alten Weile kann für Die 
Dauer nicht mehr fortbeftehen. &8 ift eineötheild die frühere 
Unterlage gewichen: die Dienft- und Abgabenpflicht, das 


5. Kapitel. Bon obrigkeitlihen Rechten der Grundbefiter. 191 


Obereigenthum; und ift daher ald Unterlage nur übrig eine 
natürliche Abhängigkeit der Fleinen Wirthe von dem großen 
Grundbeſitzer und vielfady nody die Erinnerung an dad frühere 
Gehorſams⸗ und Pietätsband. Es iſt anderntheild ein neues 
Princip aufgefommen: dad allgemeine volle Staatsbürgerthbum, 
das ift, dab jeder Staatdangehörige unmittelbarer Unterthan 
des Könige, unmittelbarer Genoffe der Volksgemeinde ſey; 
damit ift Seigneurie, Hinterſäſſigkeit, Patrimonialität, Turz 
ielbftftändig abgeſchloſſene Herrihaft unter der höheren des 
Souveränd oder Souzeränd nidht mehr verträglich. 

Die engliſche Einrihtung des Friedensrichters ift 
vortrefflich, mufterhaft, den Forderungen und dem Geifte der 
Gegenwart gemäß. Aber fte läßt ſich nicht überall ſofort und 
niht in derfelben Geftalt bei uns einführen. Insbeſondere 
it eö nicht geratbhen, da wo die Grundherrlichfeit noch befteht, 
fie gradezu aufzuheben und FSriedendrichter ftatt deffen zu be= 
ſtellen. 

Nach engliſcher Einrichtung werden die Gutsbeſitzer, welche 
obrigkeitliche Funktionen ausüben ſollen, von der Regierung 
beliebig ausgewählt und wieder entlaſſen, ohne daß der Beſitz 
eines beftimmten Gutes darauf Anſpruch gibt, auch können die 
großen (ritterſchaftlichen) Beſitzer im Gau ſtatt ſelbſt betraut 
zu werden, Anderen als Friedensrichtern untergeben werden. 
Dieß Alles iſt dem engliſchen Zuſtande gemäß aber nicht dem 
unferen. Der engliſche Friedensrichter hat außer der Polizey 
auch noch einen bedeutenden Theil der Strafrechtöpflege, er 
bat, mit in Folge defien, nicht eine untergeordnete, ſondern eher 
eine anjehnlichere Stellung zu dem Vollziehungsbeamten des 
Gaues (Sheriff), er hat vieles nicht von Amtöwegen fondern 
auf Anrufen zu verjorgen, und ift, zufolge der fonfurrirenden 
Jurisdiktion, die nur hierdurch möglich ift, einer von fehr 
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vielen, die angegangen werden können. Dazu kommt, dab der 
Geſchäftsformalismus in England nicht jo Pla gegriffen hat, 
felbft nicht für die Strafrechtöpflege. Dieb Alles zuſammen 
bewirkt eine höhere und freiere Stellung und eine geringere 
Geſchäftslaſt, und dadurd eine größere Bereitwilligfeit zur 
Mebernahme des Amted. Dieſe Züge find nicht übertragbar. 
Dazu kommt bei und die natürliche Empfindlichkeit über den 
Berluft der bisherigen Grundherrlichfeit. Darum wenn bei und 
in englifcher Weile jeder Anſpruch aus dem Beſitze des be- 
ftimmten Gutes aufgehoben wird, und damit der Beweggrund 
wegfallt, für ſich ſelbſt und die Nachfolger eine geficherte 
Etellung ded obrigfeitlihen Anjehend zu begründen, jo möchte 
fi wohl wenig Bereitwilligfeit zur Uebernahme eines unent- 
geltlichen mühe- und vielleicht foftenvollen Amtes finden. 
Ebenſo beruht die engliihe Einrichtung auf dem dort ge- 
ichichtlich begründeten allgemeinen Verhältniß: dem Zufammen- 
Ichließen der freien Bauern und der ritterichaftlichen Befiger 
zu Einer Grafichaftöforporatien, gemeinfamer Wahl ihrer 
DObrigfeiten und Parlamentövertreter, jedoch unter ausfchließ- 
licher Wählbarfeit der ritterichaftlichen Befiter (ähnlidy wie 
nad der alten germaniihen Berfaffung die Freien mit dem 
Adel die Richter und Herzöge wählen, aber immer aus dem 
Adel). So wurden die Ritter der Grafjchaft gewählt, ebenfo 
auch urſprüglich die Friedendrichter. Wenn nun auch Die 
leßteren jeit Eduard Ill. vom König ernannt werden, jo ift 
es doch die Urgewöhnung, daß ein großer (ritterichaftlicher) 
Beſitzer nicht bloß die Fleineren (freeholders), ſondern aud) 
zugleich andere feines eigenen Standes zum Bereich einer Ver- 
tretung oder feiner obrigfeitlihen Etellung habe. Bei und 
dagegen umgefehrt ift e8 die Urgewöhnung, daß jeder ritter- 
ſchaftliche Befit mit mehreren geringeren Gütern zufammen’ 
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ein in ſich geſchloſſenes Ganzes ift, und nicht ein Rittergut 
dem anderen untergeordnet werde. Die größeren Gutöbefiter 
würden daber die obrigfeitliche Ortsgewalt des Nachbarn (wohl 
zu unterſcheiden vom weiteren Sprengel wie beim preußtichen 
Landrath) vielleicht noch jchwerer ertragen als die eines reinen 
Beamten. Ueber dem Allen iſt grade die überfommene Ge- 
wöhnung, daß dem beftimmten Gute die obrigfeitlihen Rechte 
über einen gewiljen Umfreid zuitehen, zum Theil auch noch die 
überfommene Anhänglichfeit an die beftimmte Familie ein mäch— 
tiger Hebel ded Anſehens der obrigfeitlihen Funktion, und 
ihn würde man aufgeben, wollte man die obrigfeitlichen Nechte 
von ihrer hiftoriichen Unterlage, dem beitimmten Gute, ab— 
trennen und die engliihe Smititution buchſtäblich auf unfer 
Land verpflanzen. 


8. 33. 


Darum wo das alte gutöherrlihe Verhältniß zerftört und 
die Beamtenherrichaft an die Stelle getreten ift, da möge man 
fofort die Nachbildung der engliihen Friedensrichter verjuchen, 
die Polizeyfunktionen an hervorragende Grundbefißer, die man 
dazu auölieft, ald Ehrenamt widerrufli übertragen. Aber 
wo das alte qutöherrliche Verhältniß noch in Kraft beiteht, da 
fol man es nicht ausjäten, fondern ihm die Wahrheit der 
engliihen Einrichtung gleihlam inofuliten. Das heißt man 
foll das gutsherrliche Verhältnik in feiner überfommenen Geftalt 
zur Baſis nehmen und aus fich ſelbſt heraus läutern, nämlich 
& aus dem patrimonialen in den officialen Charakter 
umbilden; denn dad allein ift der allgemeine und maaßgebende 
Zug der englifchen Einrichtung, und fie kann und ſoll bei dem 
einheimiſchen Verhältniß nad feiner eigenen Weiſe erreicht 
werben. 
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Ein bedeutender Schritt hierfür ift die Aufhebung ver 
Gerichtöbarkeit der Gutöherren (eigentliche Patrimonialgerichts- 
barfeit), jo dab nur Polizey und Polizeyftrafgewalt übrig 
bleibt. Allerdings find diefe verfchiedenen Funktionen, Polizey 
und Gerichtöbarfeit, nicht nach natürlicher Notwendigkeit fo 
gejondert und verfchieden, ald e8 die jeßige Doftrin annimmt, 
wie denn ehedem die Jurisdiktion beides umfaßte; auch der 
jeßige englifche Friedensrichter zugleich Polizey und Kriminal- 
juſtiz ausübt. Allein es iſt doch ſolche Sonderung auch in 
unferen anderen Verhältniffen und vielfach nicht ohne Grund 
und Nuten durchgeführt, und in Beziehung auf die Zuftändig- 
feit an Gutsherren ift ed indbejondere von Belang, dab die 
Sorge für polizeylihe Ordnung in der Oertlichkeit weit eher 
ein natürlicher Ausflug des Eigenthums an Boden ift als die 
richterliche Enticheidung über dad Mein und Dein der Orts: 
bewohner, da eritere fich faft ohne Gränzlinie an die fraft des 
Eigenthums zu bandhabende Drdnung anfchließt, ähnlich wie 
auch die Gemeindeobrigfeit (namentlid) auf dem Lande) Polizey- 
gewalt aber feine Gerichtöbarfeit hat'). Dadurch dab Die 
Landbevölferung in Juſtizſachen nur unmittelbar unter ber 
Staatöobrigfeit fteht, ift nun aber eben das Band ber guts⸗ 
herrlichen Gewalt durchbrochen und die alte Weiſe einer durch— 
gängigen Obrigkeit, einer kleinern gejchloffenen Herrſchaft unter 
der fürftlihen und diefer ähnlich, aufgegeben‘). Ferner fol 





*) Schon in der erften Auflage dieſes Wertes (Il. Band 1. Abtheil. 
1833 ©. 3331 babe ih mid gegen die (ftreitige) Gerichtsbarkeit der 
Gutsherren und für ihre Polizeygewalt erklärt. Obige Ausführung ift 
alfo nicht eine Altomodation an die Zuftände feit 1848. 

**) Wo die Patrimonialgerihtsbarkeit im engeren Sinne bis 1848 nod 
fortbeftand oder wo fie jetst noch fortbefteht, was gewiß eine feltene Aus- 
nahme bildet, da erſcheint fie doch meiftens ſchon dahin reformirt, daß fie nicht 
bloß nach öffentlihen Geſetzen, fondern aud durch öffentlich geprüfte Beamte 
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dad was an obrigfeitlihen Rechten noch verbleibt (Polizey, 
Polizenitrafgewalt), fortan nicht ald Ausflug des Cigenthums, 
iondern als königliches Amt und daher al8 überall durchdrungen 
durch den Gedanken der Amtöpflicht behandelt werden’). Das 
bat mannigfache Aeußerungen: Beitrafung wegen verleter 
Amtöpfliht, ſey ed nad den allgemeinen Vorjchriften für 
Beamte oder in bejonderer Modifikation derfelben, — Entzie- 
bung nicht bloß wegen grober Vergehen, fondern aud) wegen 
Nachläffigfeit oder Unfähigkeit (füglid auf vorherige Verneh- 
mung der Korporation), — landeöobrigfeitlihe Auffiht und 
Genehmigung für Beitellung des Stellvertreterd, — Auflagen 
der Koften bei verjchuldeter Nichtausübung und dergl. mehr. — 
Auf diefem Wege, raſcher oder langjamer, durch Pflege aber 
auch durch Zucht, wird die neue Inftitution der Webertragung 
faatsamtlicher Funktionen an Grundbeſitzer auf die alte In—⸗ 
ftitution der eigengehörigen gutsherrlichen Gewalt gebaut. Es 
bleiben danach die obrigfeitlihen Rechte ihrer Begründung (ihrem 
Titel) nad) ein Anhang des beftimmten Gutes, und gelten für 


— — 





ausgelibt werden muß, jo daß der Gutsherr eigentlich nur die Präſentation, 
die financiellen, faum die Koften überfteigenden Sporteln und eine gewiſſe 
Tisciplinarauffigt über die Beamten hat. Ein ſolches Verhältniß Lönnte 
zit ale ſchlechthin unftatthaft betrachtet werden; dennoch ift es der un- 
verfennbare Zug der Zeit es völlig zu abjorbiren (ſ. Il. Aufl. S. 53). 
Durch die Befeitigung der Patrimonialgerichtsbarkeit find dagegen auf der 
anderen Seite die Vortheile des Einzelrichters, einer natürlichen (patriar- 
chaliſchen) Behandlung, und vielleicht einer Erleichternng für Entfernung 
® dgl. weggefallen, dieje müfjen eben auf anderem Wege erjeßt werden. 
*, Das ift etwas ganz Anderes als bloße Uebertragung und Belch- 
mung durch den Landesherren, auf der ja auch die ältere Patrimonialgewalt 
berubte, denn nach dieſer floſſen die obrigfeitlichen Rechte zwar auch vom 
Lendesherrn aus, aber fie wurden dann zu eigenen. Der Gutsherr übte 
fie als Gelbftobrigleit unter dem Landesheren, ähnlich wie diefer die Landes- 
heheit unter dem Kaifer, jetzt foll er fie als bloßes wenn gleich durch 
keinen Beſitz nothwendig bezeichnete Organ der Obrigfeit, die nur der 


Kinig if, Aben. 
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den Umkreis, in weldhem fie ehedem geübt wurden; aber fie 
erhalten in ihrer Ausübung den Charakter eined öffentlichen 
Amtes. Jenes ift in unjeren einheimilchen Zuftänden und ge- 
Ichichtlichen Berechtigungen begründet, dieſes ift die gebotene 
Ummandlung der Zeit. Es ift auch in der Gelinnung der 
Gutsherren ein Fortſchritt erforderlich, dab fie in ihren obrig- 
feitlihen Rechten minder die Befriedigung patrimonialer Zu— 
ftändigfeit, al8 die Chre des öffentlichen Dienſtes juchen, 
ähnlich der Fortbildung aus der Bafallengefinnung zur Officier- 
gefinnung, und auch diefe Liebe ded Standes jelbit zu dem 
neuen Charakter der Inititution fann nur erreiht werden 
durch ſolchen Gang geſchichtlicher Kontinuität und ſolche Scho— 
nung gegen die beitehenden Rechte. — Daß danad) die obrig- 
feitlihen Rechte oder Funktionen, da fie Anhang des beftimmten 
Grundbefiges find, mittelbar durd Kauf erworben werden, ift 
fein Einwand gegen die Einrihtung, jo lange noch ein hin— 
reihender Stamm altererbter Güter und damit ein Stand von 
Gutöherren beiteht, der die Einrichtung trägt und ihr den Geift 
verleiht, ed erhalten dann die neuen Erwerber die obrigfeit- 
lichen Rechte nicht bloß fraft des Kaufgeichäfts über das Gut, 
ſondern fraft des Eintrittd in die ganze fociale Stellung, in 
Die Traditionen und den Geiſt ded Standes, in dad ganze 
Bereich öffentlicher Befugniffe wie Anforderungen. 

Alles jedoch hängt bier von den thatſächlichen Zuftänden 
ab. Aendern ſich im Laufe der Zeit die Belitverhältniffe, 
Ichwinden die Güter der alten Berechtigung, erheben fich neue 
von entipredjender Größe, jo ift das Grund zu gänzlichem 
Mebergang in die engliihe oder eine der engliſchen ähnliche 
Einrichtung, dab nämlich die Regierung unter den Grund: 
befigern frei auswählt, welchem fie die Polizeyfunktion über: 
trage. Dagegen umgefehrt, wo das Beſitzverhältniß das ift, 
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daß ein großer Grundbefißer mit Tagelöhnern, die er auf 
jeinen Gütern anfett, wirthichaftet, da werden immerdar und 
nothwendig die obrigfeitlihen Rechte ihm kraft feines Befites 
und mit einem ftarfen Beilage von Eigenthumsrecht zufommen 
müffen. Denn da ift wirflidh ein geichloffener Verband, von 
defjen Haupte naturgemäß die Staatsobrigfeit die Handhabung 
ihrer Ordnung fordert, ähnlich wie vom Hausvater über 
Familie und Gefinde, oder vom Meifter über Gefellen und 
Lehrlinge. Es gibt nichts Unnatürlicheres ald ein ſolches Ver- 
hältniß unter den Begriff der Gemeinde zu ftellen, und danadı 
die Bewohner der Dertlichfeit — die Tagelöhner einichließlich 
ihres Arbeitögeberd — durch Abftimmung Gemeindebeichlüffe 
faffen, Gemeindeobrigfeiten wählen zu laſſen, da dody der Guts⸗ 
berr in jedem Augenblid, indem er die Tagelöhner fortichidt, 
den Beichlüffen, Obrigfeiten, ja der Gemeinde felbit ein Ende 
machen fann. In diefem Berhältniß zeigt es ſich am deut— 
lihiten, daß der Eigenthümer des Bodens audy der geborene 
Ordner der Dertlichfeit ift. — Endli wo ein Stand mittlerer 
Landwirte die Gegend einnimmt, ohne hervorragende oder 
geſchichtlich berechtigte Güter, da werden die ftantsamtlichen 
Aunftionen ftatt an einzelne Gutöbefiter zweckmäßig der Ge— 
meindeobrigfeit übertragen). 


g. 34. 


Schon Ariftoteles bat den Gedanken ausgeführt, daß 
die Bermögendverhältnilfe einen nothwendigen Einfluß auf das 
obrigfeitliche Verhältniß haben müffen. Er geht zwar darin zu 


*) In den öftlihen Provinzen Preußens find jene obrigfeitlihen Rechte 
der Gutéherren ganz bejonders begründet nad der Vertheilung des Areals 
uud durch die anderen Einrichtungen: die Freisftändifche Korporation und 
Vie Beſtallung der Kreisobrigfeit (Kandraths) aus den Eingefeflenen. 
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weit, dab er aus denjelben und fait allein aud denjelben die 
Regierungsform ded Staated beftimmen laffen will. Aber 
gewiß iſt fein Gedanke richtig für den örtlichen Verband und 
namentlih für die auf Grundbefiß gebaute ländliche Bevöl- 
ferung. Ebenſo wird von Haller und feiner Schule mit 
Recht hervorgehoben, daß der Staat zu feinen Elementen nicht 
bloß Gemeinden, ſondern auh Grundherrſchaften hat. 
Es ift nicht richtig, daß die Bevölferung in lauter" Gemeinden 
fih abtheilen, jeder Menſch und jedes Beſitzthum einer Gemeinde 
angehören muß, wie neuere Gemeindeordnungen diejed vor- 
Ichreiben. Die Gemeinde iſt eben ein Verband Gleichberedy- 
tigter, weldhe durch gemeinfame Beſchlüſſe die Angelegenheiten 
der Dertlichfeit regeln. Mo aber ein großer Bodeneigenthümer 
ift, an welchen Heine ſich anlehnen und vollends wo die übri: 
gen Ortöbewohner nur auf feinem Eigenthum ihren Wohnſitz 
haben, da eriltirt feine Gemeinde und Tann feine eriftiren. 
Wenn man dann aud in Erkenntniß der Hinderniffe, Nitter- 
güter bez. Tagelöhnerherrichaften ald Gemeinden in ihnen jelbft 
erklärt, fo ift dad wieder ebenſo unnatürlich, indem ein folches 
Gut grade das Entgegengejeßte der Gemeinde ift, nämlich 
Herrichaft eined Einzelnen. Auf der anderen Seite dagegen 
verfennen Haller und jeine Schule die Nothwendigfeit des 
Fortihritted zur Löfung aller Hinterfäffigfeit, zur allgemeinen 
Staatöunmittelbarfeit, und zum durchaus ftaatsamtlichen 
Charakter aller obrigfeitlihen Funktionen. 


g. 35. 


Es ift ganz bejonders der ſociale Verband, der durch Die 
neuere Zeitbewegung aus feinem nod vom Mittelalter über: 
fommenen Zuftande gebracht werden fol. Die Revolution ift 
dabei von zwei Örundtriebfedern bewegt; die eine befteht darin, 


⸗ 
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daß e8 Fein befondered Intereſſe Fleiner Kreife geben ſoll, fondern 
bloß das Eine allgemeine ununterfchiedene der ganzen Nation und 
bez. deö Individuums als ſolchen; die andere beiteht, damit zu- 
ſammenhängend, darin, daß Beſitz und Erwerbverhältniffe nicht 
die Baſis fittlicher, d. i. politiicher Bande jeyn jollen. Deßhalb 
zernichtet die Revolution alle innere Gliederung der Societät, fie 
duldet feine Gewerbverbindung, feine Genoſſenſchaft irgend einer 
Art, jelbit die Gemeinden find ihr nur unjelbititändige, willen- 
loje Snftrumente des Staates, vollends aber jedes gutöberrliche 
Verhältniß ift ihr ein Gräuel. Es bleibt alfo bloß ein Staats- 
verband und ein Verkehr unter den Individuen. Das Berwerfliche 
einer ſolchen politiichen Geſtaltung wird jegt immer mehr erkannt. 
Die wirflihe Aufgabe der Zeit hingegen, die bei jenen Triebfedern 
mißverftanden unterliegt, ift die volle politifhe Perſön— 
lihleit des Individuums. Dazu gehört vor Allem feine 
mmmittelbare Stellung unter der Staatögewalt, fie ſchließt aus, 
daß er irgendwo einer anderen, intermediären, Gewalt in jeiner 
gefammten perjönlichen Stellung untergeben fey gleich der älteren 
grundberrlichen oder Korporativgewalt, aber fie fchließt nicht 
aus, daß ſowohl Superioritäten als Einigungen beitehen, die in 
beitimmten genau bezeichneten Beziehungen dem Einzelnen eine 
Vorſchrift geben bez. ihm eine Schranke feßen. Sie ſchließt aus, 
daß Beſitz und Erwerbverhältniſſe ſelbſtſtändige Träger der po— 
litiſchen Gewalt werden, aber nicht, daß ſie Träger einer Macht 
für dieſen Beſitz und Erwerb ſelbſt ſeyen, beſonders wenn auch 
dieſe unter höherer Aufſicht und Einwirkung der Staatsgewalt 
ſteht. Zur vollen politiſchen Perſönlichkeit gehört es aber ferner, 
daß der fociale (nicht der politiiche) Verband, der chedem faſt nur 
auf Banden der Superiorität (Grundberrlichkeit, ſtädtiſche 
Geburtsariftofratie) ruhte, jeßt auch je mehr und mehr auf 
Banden der Gemeindlichkeit ruhe. Nicht dab alle guts— 
11. 2. 9 


130 1. Abſchn. Die focialen Elemente des Staates. 


berrlichen Verhältniffe aufhören müßten, oder daß der Gutöherr 
nicht eine Befugniß der Anordnung oder‘ doch eine Präpon- 
deranz in diefen Verhältniffen ſelbſt haben oder vollends daß 
nicht die Gutsherren ald Organe der Staats-Verwaltung ge= 
braucht werden dürften; aber die Landgemeinde wird je mehr 
und mehr gehoben werden müſſen, daß fie im weiteren Umfange 
ftatt oder mit jenem die. Anordnung übernehme. Ebenſo in 
den Städten wird nicht die magiftratiihe Macht geſchwächt 
werden dürfen, aber die alte Familienariftofratie, diefe ange: 
borene Superiorität, fann fi) vor dem Principe der neueren 
Zeit nicht halten, ebenjo wenig eine magiftratiihe Macht und 
Bermaltung, die von der Gelammtgemeinde völlig gelöft ift. 
Es liegt in dem Allen ein Fortſchritt zu höherer voller Perfön- 
lichkeit des Individuums, und damit zur Geftaltung ded Ganzen 
aus einem Organismus zu einer fittlihen Gemeinjchaft, einen 
fittlihen Reiche. Dieſem Streben der Zeit zur Hülfe zu fommen, 
damit es nicht im Sinne der Revolution alle innere Gliederung 
abwerfe, den focialen Verband, der in älterer Zeit auf dem 
Lande rein monardifch- patrimonial, in den Städten geburtö- 
ariftofratiih war, in gewiſſem Sinne zu republifanifiren (zu 
gemeindlichen), aber doch dort an den großen Grundbefißern, 
bier jowohl an den ſtädtiſchen Magiltraten als an den Begü- 
terten und den SHerporragenden in jedem ©ewerbe, einen 
Schwerpunkt zu erhalten, dad wäre vielleicht die Achte Staats⸗ 
funft. Sie erforderte jchöpferiiche organifirende Kraft. Die 
falihe dagegen iſt ed, der Nevolution dadurch auszumeichen, 
daß man dem focialen Verband alle politiihe Kraft nimmt 
und den Mechaniömus der bloßen Beamtenregierung berftellt. 
Dieje findet fi) mit der Revolution auf einem und demfelben 
Boden. 


Zweiter Abfchnitt. 
Die allgemeinen Fehren vom Staate. ®@ 





Erſtes Kapitel. 
Das Wefen des Staate®. 


§. 36. 
Die menſchliche Gemeinſchaft, und zwar je nach den großen 
Einheiten, in welchen fie ſich entfaltet, den Völkern, ſoll ein 
ſittliches (fittlicheintelleftuelles) Reich jeyn: fie foll ihren Ge- 
meinzuftand beherrſchen nad) feinen Geboten und Zweden, und 
toll ihn in der Weile der Perjönlichfeit beherrichen ald Ein 
Bille und Verjtand, ald Ein handelndes Eubjeft. Hiefür ift 
fie zu einer Anftalt der Beherrihung geordnet und gefügt, und 
dieje Anftalt ift — der Staat. Der Staat ift daher nad) 
Art und Form ſeines Beftandes der Verband eines Volkes 
unter einer Herrihaft (Obrigfeit). Nach Gehalt und 
Bedeutung ift er ein fittlihes Reich. Er ift jchledhthin 
die jittlihe Welt (l. $. 25), d. t. die fittlich = verjtändige 
Geftaltung der menſchlichen Gemeinſchaft in ihr ſelbſt nad 
allen ihren Zuftänden, Banden und Zielen, wie fie ihr eigenes 
Bert und Beruf ift (abgeſehen von der Einigung mit Gott — 
Religion und Kirche). Er ift, tiefer betrachtet, die menſchliche 
Ordnung und Regierung, durch welche die menſchliche Gemein- 
g* 
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ſchaft die Weltordnung Gottes erhalten und Seiner Führung 
als Werkzeug dienen fol, in Gottes Ermächtigung und Auftrag, 
aber in felbitftändiger Weile nad) eigenem freien Plan und 
aus eigenem Anjehen, damit fie ald Einyeit zugleih ihren 
Gehorſam gegen Gott erweije und jelbit die hohe „gottähnliche 
Stellung des fittlihen Ordners, Gefeßgeberd und Richters“ 
einnehme (II. 8.1). Er ift ein fittliche8 Reich der Menfchen, 
@: aber in dem wahrhaftigen fittlihen Reiche, dem Reiche 

ottes, Grund und Ziel nnd unfidhtbare Bande hat, das ihm 
dienen joll, wenn gleich in der Gebrechlichkeit und je nach der 
Schranke der irdiichen Bedingungen (I. 8. 48). Wie nun das 
fittlihe Reich in allen feinen Etufen und Arten dad dreifache 
Ziel hat: die Wohlfahrt der Menſchen, die Offenbarung der 
Fülle Ichöpferiicher und geitaltender Gedanfen und die Herr: 
ihaft der Heiligkeit und Gerechtigfeit, alle drei in untrenn- 
barer Einheit und wechſelſeitiger Durchdringung; jo entfaltet 
der Staat eine Wirfjamfeit nad den drei Seiten: Schuß 
und Förderung der Menſchen — Bollendung der nationalen 
Eriftenz — Handhabung gebotener Lebendordnung. Er ge— 
währt den Menſchen Schub nad) Außen, Frieden in Innern, 
Abwehr der Naturſchäden, Mittel für Ernährung, Erziehung, 
Gefittung. Er vollendet die nationale Eriftenz durch die Ent- 
faltung aller natürlichen und fittlichen Kräfte (Eriegeriiche Macht, 
Reichthum, Bildung), durch die Offenbarung der innerften 
geiftigen Individualität der Nation, durdy feinen eigenen vollen- 
deten Bau mit den mannigfachen Einrichtungen mechanifcher 
Zwecdmäßigfeit oder fittlicher Gebundenheit. Er handhabt eine 
gebotene Lebendordnung: Recht und Gerechtigkeit, Strafe des 
Verbrechers, Zucht und Ehrbarkeit, fittlihe Geſtalt der Fa— 
milie, Geltung und Anſehen der Religion und Kirche. Und 
dieje verjchiedenen Seiten der Wirkſamkeit des Staates find 
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nicht getrennt, fie durchdringen fich überall. So z. B. ift die 
Strafrehtspflege zugleich ein Schuß der Menſchen, eine Offen- 
barung der Geredhtigfeit der Nation und eine Vindikation 
gettgebotener Ordnung. Selbiterhaltung, Lebensbefriedigung, 
Vervollkommnung der Menſchen und wieder die Erhaltung der 
Menichen unter Gotted Geboten und die Handhabung von 
Gottes Geboten und Gotte8 Gericht über ihnen und endlich 
auch die plaftiiche Vollendung und fittlihe Herrlichkeit dieſes 
menichlichen Reiches der Nation jelbit — alled das zumal tft 
die That und die Beitimmung (tEAos) ded Staates. Solder 
Reihthbum der Beziehungen und jolde Entfaltung nach ver- 
ihiedenen, ja entgegengefegten Richtungen und doch wieder 
Zuſammenſchließen ald Cine ungetheilte große Wirkung tft 
eben das ſpecifiſche Weſen des fittlichen Neiches*). 

Es ift alfo nicht der Tittlihe Beruf (das Ethos) der ein- 
zelnen Menfchen, jondern der fittliche Beruf der menjchlichen 
Gemeinichaft (des Volfes) ald Eined Ganzen, auf weldyen der 
Staat fi gründet. Ueberall zwar ſucht der einzelne Menſch 
Yebenöbefriedigung und Erfüllung der Sitte; dieje beiden Güter 
find das Ziel alles menſchlichen Strebend, für fie erwartet er 


*) Darum gibt e8 feine erihöpfende und fohin keine allein richtige 
Definition des Staates. Will man die Form der Definition fchledhthin 
nicht aufgeben, fo kann man allenfalls jagen: der Staat ift der Ver— 
band eines Boltes unter einer Obrigkeit zu Schub und 
Bflege aller leibliden und geiftigen Güter, insbefondere 
zur Handhabung des Rechts und der Gerechtigkeit. Das 
bloße Merkmal der ſouveränen Obrigkeit (Haller) ohne den ethifchen 
Zwed ift durchaus ungenügend das Weſen des Staates zu bezeichnen, 
vollends die Definition „ein Verein von Menfdhen unter einer 
höchſten Gewalt“ (Wippermann) paßt auch auf eine Räuberbande. 
Daß der von mir gebraudhte Ausdrud „Anftalt“ (Inftitution) nicht ein 
menfhlih Gemachtes, fondern ein in der Weltordnung BVerjehenes und 
daher grade im Gegenfage zu dem menfhlih Gemachten ein innerlid 
Geſetzmãßiges bedeutet, wilrde der Bemerkung nicht bedilrfen, wenn nicht 
erſtaunlicher Weife diefer Einwand gemacht worden wäre. 
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daher Förderung auch vom Staate, und der Staat muß fie 
gewähren. Aber dadurd) ift das Weſen des Staates nicht 
erihöpft, er iſt nicht bloß und ift nicht primär Mittel für 
Befriedigung und Sitte des einzelnen Menjchen, fondern ift in 
ihm jelbft ein Reich der Sitte und der veritändigen Zwecke 
durch die Geftalt und die Wirkſamkeit, die er ald Ganzes hat. 
Die Einigung der Menge zu Einer geordneten Gemeinexiſtenz — 
die Aufrichtung einer fittlidhen Autorität und Macht mit ihrer 
Grbabenheit und Majeftät und der Hingebung der Unter: 
thanen — die Lebendbefriedigung, die nicht den Menichen 
vereinzelt, jondern der Nation und den Menichen nur in der 
Nation gewährt wird, namentlih das Bewußtſeyn und das 
hebende Gefühl, diefem geordneten Gemeinweien und diefer 
Nation mit ihrer geiftigen Bedeutiamfeit anzugehören — das 
eigenthiimliche Ethos, das nicht im fittlichen Leben, in Erfüllung 
des Gebotes, jondern in fittliher Herrichaft, in Einfegung und 
Handhabung des Geboted, in Verwirklichung der fittlichen 
Herricherideen, der Macht, der Weisheit, der Gerechtigkeit be- 
fteht — das find die Charaktere, die das innerite Weſen des 
Staates ausmachen und die ihren Grund und ihre Bedeutung 
nicht im ingelleben, jondern nur im menſchlichen Gefammt- 
daſeyn haben. — Es iſt aber ſelbſt nicht die Förderung und 
Entfaltung des menſchlichen Geſammtdaſeyns, in welder für 
ih allein das Weſen des Staates beitände, die Vervolltomm: 
nung menſchlicher Zuftände ift nur die eine Ceite deffelben; 
ſondern dad Weſen ded Staates ift zugleich, ja ift an erfter 
Stelle die Handhabung der Gebote, die von einer höheren 
Macht (Gott) über die menſchlichen Zuftände gefeßt find. Co 
z. B. iſt ed gewiß nicht der bloße Gefichtöpunft der Förderung 
oder Vervollkommnung menjchlichen Dafeyns, aus welchem der 
Staat die heiligen Gebote der Ehe (Verbot der Blutjchande, 


1. Kapitel. Das Weſen des Staates. 135 


der Eheicheidung), den Gehorfam der Kinder gegen die Eltern 
aufrecht halt, aus welchem er das Verbrechen ftraft, Zucht 
gegen Unfitte und Unehrbarfeit übt, fondern der Gefichtöpunft 
eines ihm aufgetragenen unverbrüchlichen Gebotes, und es ift 
ein tiefer Verfall, wenn das Bewußtſeyn hiervon entſchwunden 
ft, und das als bloße Sache menſchlich ſtaatsmänniſcher Ueber: 
legung, ob förderlich oder unförderlich, betrachtet wird. Der 
Staat, die Obrigfeit, ift nicht bloß Förderer leiblider 
und geiftiger Güter, er ift auh Wächter heiliger 
Drdnungen. Das it jeine erite und feine erhabenfte Be- 
deutung. 

Indem aljo der Staat die Erfüllung der Lebens: 
aufgabe der Nation, nicht die Erfüllung der Kebendaufgabe 
des einzelnen Menjchen ift, jo beſchränkt ſich auch feine Herr: 
ihaft auf den Gemeinzuftand; das innerfte individuelle Leben 
aufzufordern und zu beitimmen tft ewig nur Sache Gottes und 
nicht menjchlicher Herrichaft. Doch dieſe jeine Beherrfchung des 
Gemeinzuftanded müßte ihrer Idee nach wahrhaft fittlicher Art 
jeyn, er müßte von den Handlungen, joweit fie den Gemein: 
zuftand berühren, vollfommen fittliche Bejchaffenheit fordern, 
eö müßten fich die ſittliche Geſtalt des Gemeinlebens und die 
individuelle Sittlichfeit ohne Gränze und ald gleichartig inein- 
anderjchließen (I. F. 45), So haben ed auch die älteften 
Staatenbildungen je nad ihrer Vorftellung von Sitte ange- 
itrebt, jo bat es die erſte willenichaftlihe Staatölehre, die 
Platon’d vorgezeichnet, ja eben dahin ftrebten auch die Frak— 
tionen der evangeliichen Kirche, welhe Staat und Kirche zu 
Einer ungetheilt das Leben beherrichenden Theokratie ver- 
ſchmolzen. Es mühte aber, wenn alfo die Herridhaft des 
Staates fittlicher Art jeyn follte, nicht minder auch ihr korre— 
fpondirend die Erfüllung des Menichen fittlicher Art feyn, 
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d. 1. überall aus freien Willen und innerem Antrieb erfolgen. 
Allein unter den gegebenen Bedingungen des menjchlidyen Zu— 
ftandes, nad) welchen auf der einen Seite der Menſch nicht 
überall freiwillig das Gute vollbringt, jondern die Wahl des 
Guten und Böſen hat und aus der Schwanfung zwifchen beiden 
in ihm felbft in feinem Innerften zur ſicheren Ergreifung des 
Guten erftarfen fell (1. $. 40), auf der anderen Seite die 
Herrſchaft des Staates nicht? weniger ald mit lauterem Willen 
und untrüglicher Intelligenz geführt wird, da wäre das Ges 
fährdung, ja Unterdrüdung der Freiheit und Perjönlichfeit des 
Menſchen, diefe aber fol dadurch, daß die Gemeinjchaft zu 
einem fittlihen Neiche, gewiſſermaaßen jelbit zu einer Perjün- 
fichfeit erhoben ift, in feiner Weiſe verfürzt, jondern vielmehr 
befeftigt und gehoben werden. Deßwegen darf die Beherr- 
hung, welche die Gemeinjchaft übt, nur Außerlidher, d. ti. 
nur rechtlicher Art feyn. Der Staat iſt demnady zwar ein 
fittliches Neich, indem er jittliche Ideen — Gerechtigkeit, 
öffentliche Ehrbarfeit, Reinheit des Familienbandes (z.B. Verbot 
der Blutihande) u. dgl. — realilirt, ja ſein Beſtand jelbft, 
dieje Einigung der Nation und Errichtung eines höheren An- 
ſehens, eine fittliche Spdee ift, und inden er von fittlicher Ge: 
finnung getragen ift. Allein er realifirt dieſe jittlihen Ideen 
nur in der Weile des Rechtes, nämlich durch äußere zuleßt 
erzwingbare Gebote und Anftalten, und eben deßhalb in be- 
Ichränften, nur neyativem Umfange (1. 8.6). Die volle und 
pofitive Realifirung der fittlichen Ideen dagegen ift Sache der 
Freiheit des Einzelnen und der fittlihen Gemeingefinnung. 
Dieje aber ift das Werk eines höheren Hauches, der Staat 
fann fie nicht machen, darf ihr jedoch auch das Leben nicht 
überlaffen, noch kann feine Eriftenz ald eine fontinuirliche Inſti— 
tution in diefer immer wechfelnden infofern zufälligen Gefinnungs- 
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einheit beitehen oder durch fie bedingt feyn. Ueberdieß ift dus 
innerfte Leben und Wollen ded Individuums fchen thatjächlich 
ber Gemeinſchaft entzogen, ihrer Erfenntniß wie ihrer Einmir- 
fmg, und verjucht fie in dieſe Sphäre einzugreifen, Die ihrer 
Natur nady nur das Ergebniß innerer Impulie feyn joll, fo 
baut fie auf unerfennbare Vorausjegungen und erhält unfichere, 
ia oft der Abficht grade entgegengejebte Erfolge. Der Staat 
it daher bloß Anftalt zur äußeren Ordnung und 
Förderung des ſocialen Lebens. Jedoch wie er jeinem 
ewigen Gedanken nad wahrhaft und vollftändig ein fittliches 
Reich jeyn müßte, das ift auch nad) der Art und dem Umfange, 
die fittlihen Ideen zu verwirklichen, jo bleibt die immer das 
3iel über ihm, daß er annäherungsweile je mehr und mehr 
erfüllen foll, d. i. nicht felbit ein ſolches Reich zu feyn, fon- 
dern es unausgeſetzt ald feine Frucht, als feine geiftige Aus— 
.ſtrahlung im menſchlichen Gemeinleben hervorzubringen. 

Es liegt deunach im Mejen des Staates Beides, ein 
Reich des Rechts, „Rechtsſtaat“, und ein Reich der Sitte, 
ein jittlihes Gemeinwejen zu feyn, und das ift nicht 
im Widerſpruch vermöge der tieferen Einheit von Recht und 
Sitte (I. $. 6). 

Der Staat fol Rechtsſtaat jeyn, das ift die Loſung und 
ift auch in Wahrheit der Entwicelungötrieb der neueren Zeit. 
Gr foll die Bahnen und Gränzen feiner Wirkſamkeit wie die 
freie Sphäre jeiner Bürger in der Weiſe des Nechts genau 
beftimmen und unverbrüchlich ſichern und ſoll die fittlichen Ideen 
ton Staatöwegen, aljo direft, nicht weiter vermirflichen (er: 
zwingen), als es der Rechtsſphäre angehört, d.i. nur bis zur 
nothwendigften Umzäunung. Dieb ift der Begriff ded Nedhtö- 
flaates, nicht etwa dab der Staat bloß die Rechtsordnung 
bandhabe ohne adminiftrative Zwede, oder vollends bloß die 
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Mechte der Einzelnen ſchütze, er bedeutet überhaupt nicht Ziel 
und Inhalt des Staates, jondern nur Art und Charafter, 
diefelben zu verwirklichen. Der Rechtsſtaat fteht daher im 
Gegenjaß vor Allem zum patriarhalifchen, zum patri= 
monialen, zum bloßen Polizen-Staate, in weldem die 
Obrigkeit darauf ausgeht, die fittlihen Ideen und die Nüb- 
(ichfeitözwede in ihrem ganzen Umfang und nad) einer mora— 
lifchen, daher arbiträren Würdigung eines jeden Falles zu rea- 
Iifiren, er fteht nicht minder aber auch im Gegenſatze zum 
Volksſtaate (Rouſſeau, NRobespierre), wie ih ihn nenneu 
möchte, in welchem das Volk die vollftändige und pofitive po— 
fitiiche Tugend von Staatöwegen jedem Bürger zumutbet und 
feiner eigenen jeweiligen fittlihen Würdigung gegenüber feine 
rechtliche Schranfe anerfennt — Zuftände, von denen der erite 
ein naturgemäßer Anfang, welcher nur nachher überwunden 
werden muß, der letzte aber eine abjolute VBerirrung it. 

Der Staat joll aber nichts deito weniger ſittliches Ge— 
meinwejen ſeyn. Die Rechtsordnung ſoll für alle Lebens— 
verhältniffe und öffentliche Beftrebungen ihre fittlihe Idee zum 
Prineip haben, 3. B. für Familie, Kirche, Schule, und fie joll 
durch die fittlihe Gemeingefinnung getragen jeyn, und Diele 
auch ned) über die Gränze der Rechtsordnung hinaus das Leben 
in geiftiger Weite beherrihen. So joll der Sinn der Nation 
im Staate und feiner Wirkſamkeit in der Handhabung des 
Rechts und der üffentlihen Zucht, obwohl die Alles in der 
Schranke des Rechtlichen bleibt, dennoch feine bloße Außerliche 
Sicherheitd- und Nütlichfeitdeinrichtung, jondern die tiefere fitt- 
liche und gottgebotene Ordnung erfennen. Es ſoll die Macht 
nicht bloß in den rechtlichen Autoritäten, jondern, je nach ihrer 
Meife, auch in der fittlichen bez. politiihen Gemeingefinnung 
wohnen. Es joll der Unterthanengehorſam nicht bloß auf 
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rechtlicher Schuldigfeit, ſondern aud auf Pietät und Treue 
gegen den Kürften und auf Hingebung für dag Gemeinwelen 
beruben. Es ſoll dad moralijche Yeben des Einzelnen, das der 
Staat ats Anftalt nicht beitimmen darf, doch durch die Ent- 
mwidelung des öffentlichen fittlihen Urtheild beftimmt werden. 
Solche Macht des fittlihen Geiltes, obwohl fie nicht direkt 
bewirkt werden fann, bleibt doch das oberfte Ziel und Richtſcheid 
für alle Einrichtungen und Maaßregeln noch weit mehr ald der 
materielle Nuten, und ihr Daſeyn oder Mangel der oberfte 
Maaßſtab für das Urtheil ber den Wohlbeftand eines Staates, 
Den Gegenſatz gegen den Staat als fittlihed Gemeinwejen 
bildet der mehanijhe Etaat, mag er monardhiiche, konſti— 
tutionelle oder demofratijhe Form haben, ja mag er fogar 
einzelne fittlihe Impulje, etwa den der politiichen Freiheit, in 
fh aufgenemmen, dabei aber die übrigen — als da find, 
Reinheit des Familienbandes, öffentlihe Ehrbarfeit, Anſehen 
des Königthums oder ſonſtiger gegebener Obrigfeit — von ſich 
ausgeichloffen haben. Der Gedanfe ded Nechtöftaates und der 
Gedanke des Staates als fittlihen Meiches find ſonach nicht 
einander widerftreitend, im Gegentheil fie bedingen fich wechiel- 
jeitig. Der mechaniihe Staat fann nie wahrer Nechtaftant 
jeun, und der patrimoniale Staat wie der Volksſtaat im obigen 
Einne kann nie den Gedanken eines fittlichen Reiches wahrhaft 
verwirflichen. Die ſtete Steigerung des fittlihen und religiöfen 
Gehaltes der Staatseinrihtungen und dennoch die unverbrüch- 
lihe Rechtsordnung und dad unantaltbare Recht und Yebensgebiet 
des Einzelnen, in das ihm nicht von Neligion oder Moral wegen 
mit äußerer Gewalt eingegriffen werden darf, das find zwei 
Ziele, die gemeinfam angeftrebt werden ſollen und fünnen. 
Die frühere Naturrehtötheorie hatte den Staat, ebento wie 
das Recht ſelbſt, der ſittlichen Ideen entkleidet, ſie faßt beide als 
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bloßen Schuß des Einzelmillend. Hegel's große Leitung ift 
e8, dab er, nah Schelling's Vorgang, den fittlidhen 
Gehalt ded Staates geltend machte. Aber Hegel ignorirt 
den bloß rechtlihen Charakter feiner Wirffamtfeit, 
faßt ihn daher ſchlechthin „als Verwirklichung der fittlichen 
Idee.“ Dieß iſt die Unwahrheit oder doch mindeftens Un- 
flarheit feines Beuriffed gegenüber dem Kan t'ſchen, an der 
auch der ſchlichte Verſtand ſogleich Anſtoß nimmt*). Aus ihr 
entipringt denn aud jene Apotheoſe des Staates, die ſich ſchon 
bei Hegel felbit, aber noch weit mehr bei mandem feiner 
Nachfolger findet. 

Aus diefem Begriffe des Staated ergeben ſich der innere 
Zuſammenhang befjelben, fein Zwed, Umfang und Verhältniß 
zu den untergebenen Menfchen und anderen Inftituten näher 
in der Weile wie folgt: 


8. 37. 


Der Staat ift eine Anstalt, ein Gemeinwejen (res 
publica), d.i. ein urjprünglicye8 Ganges, das feine Beitimmungs- 
gründe, die Macht und das Geſetz feines Beltandes und feiner 
Wirkſamkeit, in fich felbft trägt. Er ift ein Reich realifirter 


*) Weberdieß wenn man tiefer in den Zuſammenhang der Hegel 'fchen 
Lehre eingeht, fo findet Hegel auch den fittlichen Gehalt des Staates nicht 
ſowohl darin, daß er die Zuftände nad) fittlihen Ideen ordnet, als viel: 
mehr darin, daß er jelbit die Einheit des fubftantiellen und fubjektiven 
Willens ift, und daher fein bloßes Dafeyn als Staat die Realifirung 
(Wirklichkeit) der fittlihen Idee, d. i. der Logiichen Einheit der Momente 
der Allgemeinheit und Befonderheit, if. „Die Bernünftigfeit befteht, ab- 
ftraft betrachtet, überhaupt in der ſich durchdringenden Einheit der Allge- 
meinheit und Einzelheit, und hier konkret dem Inhalte nad in der Einheit 
der objektiven freiheit, d. i. des allgemeinen fubftantiellen Willens und 
der fnbjeftiven Freiheit als des individuellen Willens und feines befondere 
Zwecke fuchenden Willens.” Rechtsphil. 8. 258. 
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und zu realifirender fittlicher Ideen und verftändiger Zwecke, 
dad in der fittlichen Weltordnung gegeben iſt und dem die 
Menſchen ald dienende Glieder von felbit angehören. 

Er ift nicht eine bloße Geſellſchaft (societas), die 
durch den Willen der einzelnen Glieder ihr Dafeyn und das 
Geſetz ihred Beitandes hat, ſondern eine Macht und ein Subjekt 
vor und über ihnen. Als das zur Perjönlichfeit Fonftituirte 
Bolt hat er eine Erhabenheit über dem natürlichen Wolfe, werde 
diefes nun ald bloßes Aggregat der einzelnen Menfchen oder 
jelbft ald die organische Einheit feiner verichiedenen Stände und 
Klaffen aufgefaht*). Er ift aber auch nicht eine unmittelbar 
perfönlidhe oder private Herrichaft, die in dem Willen 
und Rechte des Herrſchers oder dem willführlichen gegenfeitigen 
Abfommen zwiſchen Herriher und Unterthanen ihre Urfache 
und dad Geſetz ihred Beitandes hat, jelbft nicht bei monarchiſcher 
Verfaffung. Der Fürſt hat die Gewalt nicht als in feiner 
Perſon, jondern als im Weſen der Anftalt entiprungen, daber 
auch nicht nad) jemem Privatwillen und zu feinem Privatzwede, 
ſondern begränzt und beftimmt durch den Zwed und nad) dem 
Geſetze der Anitalt. Es ift das Verhältniß des Volkes zu ihm 
nicht ein bloßes perſönliches Subjektionsverhältnig, fondern 
Unterwerfung ald unter dad Haupt eben des geſetzlich geordneten 
Gemeinwejend, das es ſelbſt mit bildet. Inſofern, aber aud) 
nur infofern, fann man mit Rouffeau**) jagen, daß der 





*) Dieß ift aud der Gedanke des Ariftoteles, daß der Staat vor 
den Menſchen ſey, gleihwie das Ganze vor den Theilen. Es iſt das nicht 
Heß dem Begriffe, jondern jedem einzelnen Menſchen gegenüber auch der 
Zeit nad richtig und die Ächtefte Korrektur des meueren Naturrechts. 
Kur darin irrt Ariftoteles, daß er den Menſchen nicht bloß in der politi- 
fen Sphäre, die eben Sache des Gemeinweſens ift, fondern überhaupt 
und feinem ganzen Weſen nad) als blofes Glied des Staates, johin als 
abgeleitetes ſekundäres Weſen betrachtet; dies ift die griechifche Einſeitigkeit. 

*®) Rouss. contr. soc. IV. 6. 
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bloßen Schuß des Einzelwillend. Hegel's große Leiftung ift 
e8, dab er, nah Schelling's Vorgang, den fittlidhen 
Gehalt des Staates geltend machte. Aber Hegel ignorirt 
den bloß rechtlihen Charakter feiner Wirffamfeit, 
faßt ihn daher ſchlechthin „als Verwirklichung der fittlichen 
Idee.“ Dieß iſt die Unmahrbeit oder doch mindeftend Un— 
klarheit ſeines Begriffes gegenüber dem Kan t'ſchen, an der 
auch der ſchlichte Verſtand ſogleich Anſtoß nimmt“). Aus ihr 
entſpringt denn auch jene Apotheoſe des Staates, die ſich ſchon 
bei Hegel ſelbſt, aber noch weit mehr bei manchem ſeiner 
Nachfolger findet. 

Aus dieſem Begriffe des Staates ergeben ſich der innere 
Zuſammenhang deſſelben, ſein Zweck, Umfang und Verhältniß 
zu den untergebenen Menſchen und anderen Inſtituten näher 
in der Weiſe wie folgt: 


$. 37. 


Der Staat iſt eine Anſtalt, ein Gemeinweſen (res 
publica), d.i. ein urſprüngliches Ganzes, das feine Beſtimmungs⸗ 
gründe, die Macht und das Geſetz ſeines Beſtandes und ſeiner 
Wirkſamkeit, in ſich ſelbſt trägt. Er iſt ein Reich realiſirter 


*) Ueberdieß wenn man tiefer in den Zuſammenhang der Hegel'ſchen 
Lehre eingeht, ſo findet Hegel auch den ſittlichen Gehalt des Staates nicht 
ſowohl darin, daß er die Zuſtände nach ſittlichen Ideen ordnet, als viel- 
mehr darin, daß er jelbft die Einheit des fubftantiellen und fubjektiven 
Willens ift, und daher fein bloßes Dafeyn als Staat die Realiftrung 
(Wirklichkeit) der fittlichen Idee, d. i. der logiihen Einheit der Momente 
der Allgemeinheit und Befonderheit, iſt. „Die Vernünftigkeit befteht, ab- 
ftraft betrachtet, überhaupt in der ſich durchdringenden Einheit der Allge- 
meinheit und Einzelheit, und hier konkret dem Inhalte nach in der Einheit 
der objektiven freiheit, d. i. des allgemeinen fubftantiellen Willens und 
der fnbjeftiven Freiheit als des individuellen Willens und feines befondere 
Zwede fuchhenden Willens.” Rechtsphil. 8. 258. 
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und zu realifirender fittlicher Ideen und verftändiger Zwecke, 
das in der fittlichen Weltordnung gegeben ift und dem die 
Menihen als dienende Glieder von ſelbſt angehören. 

Er ift nicht eine bloße Geſellſchaft (societas), die 
dur den Willen der einzelnen Glieder ihr Dafeyn und das 
Geſetz ihred Beſtandes hat, ſondern eine Macht und ein Subjekt 
vor und über ihnen. Als das zur Perjönlichkeit konſtituirte 
Bolt hat er eine Erhabenheit über dem natürlichen Volfe, werde 
dieſes nun ald bloßes Aggregat der einzelnen Menichen oder 
felbft als die organische Einheit feiner verfchiedenen Stände und 
Klaffen aufgefabt*). Er it aber aud nicht eine unmittelbar 
perjönliche oder private Herrichaft, die in dem Willen 
und Rechte des Herriherd oder dem willführlichen gegenfeitigen 
Abkommen zwiſchen Herricher und Untertbanen ihre Urſache 
und das Geſetz ihres Beitandes hat, ſelbſt nicht bei monarchiſcher 
Verfaffung. Der Fürlt hat die Gewalt nicht als in feiner 
Perſon, fondern ald im Weſen der Anitalt entiprungen, daher 
auch nicht nad) jenem Privatwillen und zu jeinem Privatzwede, 
jondern begrängt und beftimmt durch den Zwed und nad) dem 
Geſetze der Anftalt. Es ift das Verhältniß des Wolfe zu ihm 
nicht ein bloßes perſönliches Subjektionsverhältniß, ſondern 
Unterwerfung als unter das Haupt eben des geſetzlich geordneten 
Gemeinweſens, das es ſelbſt mit bildet. Inſofern, aber auch 
nur inſofern, kann man mit Rouſſeau“) ſagen, daß der 


*) Dieß ift auch der Gedanke des Ariftoteles, daß der Staat vor 
den Menfchen jey, gleihwie das Ganze vor den Theilen. Es ift das nicht 
bloß dem Begriffe, fondern jedem einzelnen Menſchen gegenüber audy der 
Zeit nach richtig und die Ächtefte Korrektur des neueren Naturrechts. 
Nur darin irrt Ariftoteles, daß er den Menſchen nicht bloß in der politi- 
den Sphäre, die eben Sache des Gemeinweſens ift, fondern Überhaupt 
und feinem ganzen Weſen nach als bloßes Glied des Staates, johin als 
abgeleitetes ſekundäres Wefen betrachtet; dies ift die griechiiche Einſeitigkeit. 

*) Rouss. contr. soc. IV. 6. 
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Staat unter allen Verfaffungsformen republifaniih und nur 
der republifaniiche Staat legitim ift. Der Staat ift durch und 
durch eine öffentlihe Sache. Auf feine Ordnung und Nothwen— 
digfeit gründet ſich alles Anjehen und alle Gewalt in ihm, nicht 
auf den Willen des Voltes, nicht auf einen Privaterwerbgrund 
des Fürften; und der Zufammenhang, die Bedeutung aller 
Einrihtung und Regierung Itegt in der Anftalt des Staates, 
nicht in der Beziehung auf die Unterthbanen, nicht im perjün- 
lichen Verhältniß zum Negenten. Damit ift in gleicher Weiſe 
jene volksherrſchaftliche wie dieſe privatherrichaftliche Auffaffung 
ausgeſchloſſen. 

Der Mittelpunkt aber dieſer Anſtalt, das Erſte und We- 
ſentlichſte im Begriffe des Staates, iſt die Obrigkeit. Die 
Obrigkeit iſt es, durch welche und in welcher eine Anſtalt der 
Beherrſchung, ſohin ein Staat beſteht. Man kann darum nicht 
zuerſt einen Staat errichten und nachher ſeine Obrigkeit be— 
ſtellen. Der Staat exiſtirt nicht vor der Obrigkeit. Die Obrig- 
keit iſt aber hiernach eine gegebene (im Weſen der Anſtalt be— 
gründete, nicht eine von Menſchen über ſich geſetzte) Gewalt, — 
ſie iſt eine öffentliche Gewalt, d. i. die höheren Geboten und 
Zwecken, nicht (an erſter Stelle) der eigenen Befriedigung des 
Inhabers dient, — ſie iſt eine von Gott verordnete und Gottes 
Werk vollführende Gewalt, — ſie iſt die Einheit des Volkes 
und zugleich ein Anſehen über dem Volke. 

Grotius hat das Princip des Staates als eines in ſich 
beſtehenden Gemeinweſens im Unterſchiede bloß perſönlicher 
Fürſtengewalt zuerſt wiſſenſchaftlich ausgeſprochen, und das iſt 
ſeine große Bedeutung, durch die er die neue Aera im Gebiete 
der Rechtsphiloſophie und Politik bezeichnet. Dabei involvirt 
er aber ein falſches Moment. Um den Staat von der Perſon 
des Fürſten zu löſen, gründet er ihn auf den Willen der Bürger, 
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macht ihn jo zum Produft ihrer vertraggmäßigen Vereinigung. 
Das urgiren die Späteren immer ftärfer bis zur vollen Aus— 
bildung der Geſellſchaftstheorie (Wille der Einzelnen) in 
Deutichland und der Lehre von der Volfsiouveränetät 
(Bille der Geſammtmaſſe) in Sranfreih. Diejer zu begegnen 
fehrt nun Haller zurüd zur vorgrotius'ſchen Auffaffung des 
monarchiichen Staates als bloßen perſönlichen Bandes mit 
Vermerfung alles anftaltlichen Charakters deffelben. Was 
damald Unentwidelung, Undeutlichfeit des Bewußtſeyns, daber 
jedenfall8 nur ein Mangel war, das ift denn bei ihm entjchie- 
dener Irrthum. 

Jene Lehre der Bolföjfouveränetät hat num allerdings 
die Wahrheit, daß der Staat unbeftreitbar zulett auf dem 
Volkswillen ruht, nur dadurd tft er ein ſittliches Reich der 
Gemeinſchaft. Aber diefer Volkswille it für's Erſte jelbit Ein 
uriprümngliches geiltiged Element, das die Individuen durdh- 
dringt, nicht das Reſultat des Willens der Einzelnen 
(1.8. 24), er ift ferner nicht ein willführlihes Wollen, 
londern vielmehr eine Macht, die den Willen beftimmt, ein 
Bewußtſeyn fittlicher Nothwendigkeit, daher auch nicht ein mo— 
mentaned Wollen, jondern der fontinuirliche fittlich «rechtliche 
Wille, der fich zugleich bisher in der Geftaltung des Staates 
tealifirt hat, deßhalb auch gebunden den überfommenen Gefeßen 
und der überfummenen Autorität*), und er tft endlih nur die 
Baſis des Staates, ald jolche bedingt, beſchränkt, influirt er 
die anftaltliche (verfaſſungsmäßige) Autorität, nicht aber ift er 
ſelbſt das Subjekt der handelnden, berrjchenden Wacht. In 
dieſen Verwechslungen, einzeln oder zujammen, beiteht der 
Irrthbum der Lehre von der Volksſonveränetät. 


*) Es befteht hierin eine Analogie zum Gewiſſen des Einzelnen (1. 8. 35). 
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8. 38. 

Zweck des Staated iſt — die Verwirklichung des 
ſittlichen Reiches. Dad enthält einestheils die Beherr— 
ſchung als ſolche, daß Obrigkeit über den Menſchen beſtehe 
und daß fie kraft ſittlichen Bandes und Anſehens, nicht bloß 
kraft natürlicher Gewalt, beſtehe, und enthält anderntheils 
jene Ziele der Beherrſchung: Schutz und Förderung 
des Menſchen, Entfaltung des Zuſtandes der Nation, 
Handhabung der Gebote Gottes. 

Es iſt alſo der Staat nicht bloß zum Zwecke des ein— 
zelnen Menſchen da, ſondern nicht minder zum Zwecke der 
Nation, zur Vollendung des gemeinſamen (objektiven) Zuſtandes. 
Dieſer ſoll als Ganzes Aufgaben erfüllen, die in keiner Weiſe 
Aufgabe des Einzelnen ſind, z. B. die ſtrafende Gerechtigkeit, ſoll 
als Ganzes Ausdruck höherer Gedanken, ſoll die Entfaltung der 
Gaben und Kräfte der Nation in ihrer Einheit ſeyn und fordert 
dafür grade die Hingebung und Aufopferung ded Einzelnen. 
Fa die Güter ded Einzelnen — feine Wohlfahrt, Bildung, 
Sittlichkeit — find gar nicht der unmittelbare Zweck des 
Staated; denn fie find eben die Kebendaufgabe des Einzelnen, 
der Staat aber die Erfüllung der Lebendaufgabe der Nation. 
Der Staat gewährt den Menjchen nur die Möglichkeit, die 
Mittel diefer Güter — das iſt Schutz und Förderung — nicht 
fie jelbft, und er erftrebt fie nur, fo weit fie eine Beziehung 
zum Ganzen, einen Zug der Gemeinfamfeit haben, und diefe 
mittelbare Förderung des einzelnen Menichen in feinem freien 
Streben nad) jenen Gütern tft ihrerſeits auch ſelbſt wieder eine 
Seite der Vollendung ded Gemeinzuſtandes. Es ift das die 
wunderbare Tiefe der fittlihen Welt, daß überall die höhere 
Macht und Ordnung den Menjchen nicht minder wieder zum 
Zwede hat, alö fie für ihn Zweck iſt. — Es begreift eben 
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Gebote, es ift „die Lebensordnung ded Volkes zur Erhaltung 
von Gotted Weltordnung” (U. 8. 1). Das Recht aber in 
diejer feiner wahren Bedeutung hat, nicht minder ald die Moral, 
zu feinem Gehalt und Weſen die zehn Gebote (I. $. 4 und 
8.6). Es ift die freie menjchliche Anwendung dieſer von Gott 
an den einzelnen Menjchen und für die einzelnen Handlungen 
erlaffenen Gebote auf die Ordnung des Gemeinzuftandes und 
für die SInftitutionen. Indem der Staat durch feine Rechts— 
ordnung den wahren Kultus (Anjehen der Kirche, Feier des 
Sabbathes) ftüht, Leben und Eigenthum jhüßt, reine Ehe— 
ordnung, Gehorſam gegen Eltern und Obrigfeit erhält, voll- 
bringt er in der That nichts Anderes, ald daß er die zehn 
Gebote (zwar Teineöweges über dem einzelnen Menſchen, wohl 
aber) in dem öffentlichen Leben des Volkes handhabt. In 
diefem Sinne fann man jagen: es iſt der oberite Zwed des 
Staates — und ift der Kern in der Etellung der Obrigfeit — 
Erhalter und Räder der zehn Gebote zu feyn. 
Er ift, wie die Aelteren jagen, „Hüter beider Tafeln.“ 
Sreiheit und Recht des einzelnen Menſchen find 
hierin ſchon enthalten, fie find ja ein weſentlicher Beftandtheil 
der Rechtsordnung. Man kann fie aber auch füglich als eine 
bejondere jelbititändige Seite des Staatszweckes betrachten. 
Denn zum Weſen des fittlihen Reiches gehört die völlige 
Freiheit, die gefiherte Sphäre jelbftitändigen Handelns und 
Schaltens der Perſonen, die es bilden. Das ilt ein nicht 
minder weſentliches Clement defjelben als jeine Gebote und 
Drdnungen. Man könnte jagen diefe Gebote und Ordnungen, 
ſo wie die Güter der Nation und der Einzelnen die fie wirken, 
find die Materie des fittlichen Reiches, dagegen Recht und Freiheit 
der Individuen Die nothwendige Form ſeines Beftandes, nur 
daß bier die Korm auch wieder ebenio weſentlich Wiaterie ift. 
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Beide zuſammen find der Eine untheilbare Staatözwed, weil in 

beiden zufammen der Begriff des fittlihen Reiches verwirklicht ift. 

Der Zwed des Staated ift nad diefem Allen zwar ein 
durchaus einheitlicher, aber nicht ein einfadher*). 

Die Objektivität des Staatszwecks ift der hohe Vorzug 
der Staatölehre ded Platon; aber freilid mit Aufopferung 
der in der Vollendung ded Ganzen nothwendig mit enthaltenen 
Befriedigung und Berechtigung ded Einzelnen. Bon Platon an 
aber entſchwindet diefe Einfiht. Schon Ariftoteles jeßt den 
Stantözwed in die Glüdfeligfeit (Too ed Lnv Zvexa) bez. die 
Tugend der Einzelnen. Debgleichen Cicero **) in das honeste 
beateque vivere. Dem Ariftoteles folgt dad ganze Mittelalter, 
nur zufolge der chriftlihen Erkenntniß mit der Modifikation, 
dab der Staat nur die irdiiche Tugend und das irdiſche Wohl 
bezwede, die Kirche aber die himmlijche Tugend (Gnade) und 
die ewige Eeligfeit. So Thomas von Aquin, Dante**) 
u. j. w. Noch Bakon bezeichnet in Ariftoteliiher Weiſe als 
3wed ba8 bene viveref). Von Grotius an dagegen wird 
dad Necht des Einzelnen ald Hauptzwed des Staates geltend 
gemacht und das Wohl, das Grotius noch beibehält, debhalb 
and) materieller gefaßt, ald Nuten ftatt ald Tugend. So geht 
ed durch die Entwidelung des Naturrechtd fort, bis durch Kant 
dad Wohl völlig auögefchieden wird, und nur dad Recht des 
Einzelnen ald Staatszweck übrig bleibt. Weberall aljo wird 
der Staatözwed bloß in Ziele des einzelnen Menſchen gelebt, 


*) Aehnlich haben wir auch bei der Ehe (Ill. 8. 66) einen zweifachen 
Zweck anerkennen müffen. 
*®) Cicero de leg. 11.6. 
“+, Dante Alighieri de monarchia lib. IH. am Schluffe. 
Thomas ab Aquino de regim. prince. lib. I. cap. 14. 
+) Bacon de augın. scient. lib. VIII. 
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und die Kontroverje der lebten Periode bewegt fi) denn einzig 
um die Frage, ob die der Nuten, die Tugend oder die Frei- 
beit und dad Recht defjelben ſey. Ebenſo wird von den | 
Engländern, Xode*) an der Spitze, der Zweck ded Staates 
nur im Schub des Lebens und Eigenthums, ja vorzüglich des 
Letzteren geſucht. Endlih auch Rouffeau, obwohl er den 
Willen des Einzelnen völlig vernichtet unter der volonte 
generale, gibt Lebterem, jo wie dem bien public, dod zum 
Inhalte nichts Anderes ald das Wohl des Einzelnen, und jeine 
Deduktion des Staated geht daher, ebenjo wie ſchon früher 
die Sidney's und Anderer, jo vor fih: „Was juchen die 
Menſchen im Staate, da fie ihre natürliche Freiheit aufgeben ? 
Ein höheres Gut; alfo ihren größeren Vortheil.“ So 
Ipricht e8 denn zuletzt Mounier in feinem Vortrag über die 
Konftitution vom 9. Suly 1789 im Namen ded SKommiittee 
unter Zuftimmung der Nationalverfammlung aus: „Les droits 
du roi et de la nation n’existent que pour le bonheur 
des individus, qui la composent.“ Es iſt der Beruf und 
darum der innere Trieb der ganzen Epoche, die Wahrheit 
bherauszuftellen, daß der Menſch, ſohin jeder einzelne Menſch, 
ein abjoluter Zwed des Staated, und dab der Schuß der Rechte 
nicht eine von vielen Aufgaben, jondern ein eigenes jelbftftändiges 
Princip der ganzen politiichen Snftitution ift. Dieſe mejentliche 
Seite im Zwed ded Staated kommt hier grade durch die Einfeitig- 
feit und Ausjchließlichkeit ihrer Hervorhebung zum beftimmten 
mächtigen Bewußtſeyn, weldyes das Zeitalter erfüllt. Dagegen 
aber die Vollendung des Gemeinzuftandes, die höhere fittliche 
Drdnung der Lebensverhältniffe, die nicht minder eine Seite, 
ja die erite Seite im Weſen des Staates ift, war der Vor— 


*) „The preservation of property being the end of government.“ 
Locke treatise of government $. 124 u. $. 138. 
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Hellungsweife gänzlich entihwunden; hieraus ift e8 begreiflich, 
dab bier die gefammte Würdigung des Staates in allen feinen 
Verhältniffen nothwendig einfeitig und mangelhaft werden mußte. 

Erſt Schelling iſt wieder zur platonifchen Objektivität 
jurüdgetehrt und begründet damit für die philofophifche Auf- 
fafjung des Etaated eine neue Epoche; der von ihm gewonnene 
Standpunft erhielt durch Hegel's durchgeführtere Lehre größere 
Verbreitung und Befeltigung. Dieſem entiprechend betrachten 
denn die Aelteren den Etaat als bloßes Mittel für Zuftände 
außer ihm, ja vielleiht al8 ein nothwendiges Uebel, während 
Schelling*) ihn umgelehrt lediglich als Selbſtzweck betradhtet; 
jein Zwed ſey blos „Staat (d. i. Einheit des Allgemeinen 
und Beionderen u. |. m.) zu ſeyn,“ Aehnlich Hegel”*), der 
deshalb audy nur die Verfaſſung ald Staat betrachtet, die 
Verwaltung dagegen, aljo die ganze Verforgung der Zuftände, 
die vom Staate ausgeht, in die niedrigere Ephäre der „bürger- 
lihen Geſellſchaft“ verweilt. Das geht aber nady der anderen 
Seite zu weit. Die Wirkfamfeit ded Staates auf die Zuftände, 
je 3.8. vor Allem der Schuß der Rechte und die Pflege der 
Gerechtigkeit, ift nicht minder bedeutend und erhaben als fein 
eigener Bau. Ueberall aber fehlt der Gedanke der Handhabung 
gebotener Ordnungen. — Die Anliht Montesquieu’s, 
die auch von Späteren mitunter angenommen ift, daß jeder 
Staat feinen befonderen Zwed habe, 3. B. die Römer die 
Eroberung, die Indier die Religion, die Marjeiller den Handel, 
die Engländer die politijche Freiheit, und daß es, die mechaniſch 
unentbehrliche Selbfterhaltung auögenommen, gar feinen allge- 
meinen Staatözwerf gebe, ift etwas Aehnliches wie die Läugnung 


*) Schelling Alad. Stud. 10te Vorleſ. 
*) Hegel Rechtsph. 8. 258 (S. 311 u. 312). 
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der Zeitepoche und ded Volkes dieje oder jene Beltrebung im 
Staate vorherrfchen; aber deßhalb hat der Staat doch eine 
ſich überall gleichbleibende Bedeutung für das menſchliche Leben. 


g. 39. 


Demgemäh umfaßt die Wirkſamkeit des Staates die Totalität 
des menſchlichen Gemeinlebend. Erift nicht ein Verein für ein 
Ziel, Sondern ſchlechthin der Verein für das Ziel der Gemein= 
Schaft, er ift die fociale Drdnung und Beherrihung. Unter jein 
Bereich fallen daher alle VBerhältniffe und Ziele des menſchlichen 
Lebens: Sicherheit, Wohlitand, Schuß gegen die Elemente, 
Sitte und Ehrbarkeit, Bildung u. |. wm. Es ift fein Grund, 
warum irgend eined diefer Verhältniſſe, 3. B. die öffentliche 
Bildung oder Sittlichfeit aus dem Bereiche jeiner Aufgaben 
ausgefchloffen feyn jollte, wenn man nicht, völlig willkührlich 
und die Beftimmung ded ganzen menſchlichen Daſeyns verfennend, 
davon ausgeht, daß der Menſch zu abjoluter äußerer Freiheit 
und Sfolirung von der Natur gefchaffen jey und nur zum Zwede 
diefer Freiheit bejchränft werden dürfe. Sm Gegentheil, jedes 
diefer Verhältniffe und Beitrebungen des menschlichen Daſeyns 
fordert eine Gemeinſchaft der Menſchen und führt zu einer 
ſolchen; für jedes ift ed nöthig, dab das gemeinfame Handeln 
der Menjchen geordnet ſey, ſowohl um die höhere Regel des— 
jelben zu offenbaren, ald es für die Gemeinichaft zu fördern. 

Allein der Staat umfaßt diefe Verhältniffe nicht in jeder 
Beziehung. 

Für's Erſte find fie nad Obigem Gegenftand bes 
Staated nur, jo weit fie Zwecke des Gemeinlebens, nicht bloß 
ded Einzelnen find. Denn die Aufgabe ded Staates ift nicht 
die Totalität des menſchlichen Lebens, fondern nur die Zota- 
lität des menſchlichen Gemeinlebens. Nicht, dab die 
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Individuen A, B. und X. wohlhabend, gebildet, moralifch 
jenen, ift Sorge ded Staates, jondern nur, daß nationale 
Wohlhabenheit, Bildung, Sittlichfeit beftehe. Es bleibt alfo 
das ganze Privatleben und Privatitreben unverfehrt im Staate, 
wenn gleich beichränft und durchdrungen von den Anforderun- 
gen öffentlicher Sitte und Wohlfahrt. 

Für's Andere hat der Staat au in jo weit für fie 
nicht die Aufgabe der pofitiven inneren Erfüllung, fondern nur 
der äußeren Drdnung und Lenkung, daher, wenn fie innerlich 
geitiger Natur find, nur der indirekten Förderung. So 
3.B. bat der Staat die Entwidelung der Wiſſenſchaft in der 
Ration nicht zu leiten und zu beftimmen, jondern nur indirekt 
durch jeine Anftalten zu fördern. Ter Staat ift nicht das 
ſociale Leben jelbft, er ift nur Träger, Drdner, Förderer deffelben. 

Hierin liegt auf der einen Seite die Rechtfertigung der 
wirflihen Staaten, die durch die ganze Geſchichte herab ihre 
Wirkſamkeit nicht auf den bloßen Rechtsſchutz beichränften, ſon— 
dern das gefammte Yeben des Volfes in ihr Bereich zogen, und 
auf der andern Seite die Vorbeugung, daß nicht die Freiheit 
der individuellen wie der nationalen Entwidelung und Be: 
ftrebung von der äußerlichen Etaatölenfung abjorbirt werde. 

Die Religion allein ift an fi) und zunächſt außer der Auf- 
gabe ded Staates, weil fie nicht die Vollendung ded menjchlichen 
Zuftandes in ihm jelbit und nach jeinem irdiſchen Beftande, ſon— 
dern die Einigung des Menſchen mit Gott und ein jenjeitiges Le- 
ben betrifft. In dieſer Eigenthümlichfeit und Heterogenität von 
dem Zwecke des Staates kommt die Neligion einer eigenen Anftalt 
zu, der Kirche. Allein einestheild hat der Staat die Religion, 
da fie das oberſte Maaß für alles Sittlihe ift, doch zum 
Beftimmungszrunde, anderntheild vermöge der tieferen Einheit, 
die zwiſchen dieſen beiden Zwecken und deßhalb auch zwiſchen 
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Staat und Kirche befteht, wird auch die Religion wenigſtens 
mittelbar eine Aufgabe des Staates, d. i. mitteljt des Schutzes 
und der Förderung, die er der Kirche gewährt. 

Die Beichränfung des Staated auf den Rechtsſchutz und 
dazu den Schub des Einzelrechts mit Ausſchließung aller anderen 
Lebenöiphären und fittlichen Sdeen beginnt mit Thomajins 
(„pax externa“) und vollendet ſich mit Kant („Äußere Frei— 
heit”). Erfterer hatte das Bedeutendfte bereitd vollbracht, indem 
er felbft die Kirchengewalt für feinen anderen Zwed zuläßt, 
ald um die gegenfeitige Friedensftörung zu verhüten. Diefer 
ebenjo geiftlofen als unwahren Auffaffung hat die fpefulative 
Philoſophie ein Ende gemacht, fie hat ebenjo jehr die Totaliät 
ald die Objektivität ded Staatszweckes bergeftellt. Aber fie 
gravitirt nad) einer anderen Gefahr. Cie überfieht oder ignorirt 
einmal dad Moment der Aeußerlichkeit und faßt den Staat als 
das ſociale Leben felbft ftatt aldö bloßen Träger und Ordner 
defjelben, jodann läßt fie ihn je mehr und mehr auch das Ziel 
der Kirche entweder felbft übernehmen (Rothe), oder als ein 
geringfügiges fi völlig unterordnen (Hegel). So kommt fie 
zu einer Apotheoje des Staates und einer Verjchlingung des 
ganzen menjchlichen Lebens und Etrebend durch denjelben. 


8. 40. 


Wenn biernady der Etaat zu jeiner unmittelbaren Wirf- 
jamfeit nur die äußere Ordnung und Förderung des jocialen 
Lebens hat, jo wird er doch dadurd) mittelbar auch Träger und 
Schutzwehr der inneren Eittlichfeit der Einzelnen. . Das fittliche 
Gebot nämlich ergeht zwar an die innere Gefinnung und den 
freien Willen, aber der Menſch, der es erfüllen joll, mit feiner 
ganzen Eriftenz gehört doch auch der Außenwelt an und ift 
abhängig von ihren Einwirkungen auf feinen Leib, von ihren 
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Gemeinichaft können diefe Thaten nur haben mittelft des 
dauernden und geficherten Bandes der Gemeinichaft. Alles 
daher, was durch die Geichichte bewirft wird nicht bloß in 
Geftaltung der äußeren Berhältniffe, jondern auch in Fortgang 
und Audbreitung der Bildung, dad geichieht durch das Mittel 
des Staated. Er fichert die gegenfeitigen Berührungen, Die 
gegenfeitige Einwirkung auf Erkennen und Wollen. Er bringt 
dadurch die Greignifje und Thaten der Menjchen zu einem all» 
gemeinen Refultate, daß fie nicht erfolglo8 in dem Chaos bee 
Treibeng verjchwinden, macht jede Einrichtung, jede Erfenntniß 
zum Gemeingute, dad Werk eines Zeitalterd zum dauernden 
Bei aller Zeiten. Dagegen ift e8 eine Webertreibung, wenn 
man den Staat audy ald den einzigen Zwed der Weltgeichichte 
betrachtet. Er ift nur einer ihrer Zwede; das höhere geiftige 
Reich der Sitte und Bildung, dem der Staat Träger ift, und 
felbft der einzelne Menſch, der an derjelben Theil nimmt, find 
nicht minder Zwed der Weltgeichichte ald der Staat. 

Es find diefe Beziehungen des Stanted — die unmittel: 
baren zu den äußeren Zuftänden, die mittelbaren zur Sittlichkeit 
des einzelnen Menſchen und zu der Führung des Menfchen- 
geſchlechts — in ihrer unauflöslichen Einheit als feine Total: 
beftimmung, durch die allein vollftändig das Weſen des Stantes 
und feine Bedeutung in der göttlichen Weltordnung erſchöpft ift. 


8. 41. 


AL die Anſtalt zur Beherrſchung ded gefammten menſch⸗ 
lihen Gemeinzuftandes ift der Staat die Eine, oberite, die 
jouveräne Macht auf Erden. Die Menſchen und ihre Bes 
ftrebungen, die anderen Inftitute und Gemeinjchaften, jelbit bie 
Kirche für ihre äußerliche Eriftenz, find ihm untergeben. Er 
richtet über fie, ohne von ihnen gerichtet zu werden oder ihnen 
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zu Recht zu Stehen; denn ed gibt feine Autorität und feinen 
Richter über ihm. Dieb tft die richtige Bedeutung der Rehre 
von der „Omnipotenz ded Parlaments”, und den Staat 
in diefer Macht bergeitellt zu haben, iſt ein wahrer Fortichritt 
der Zeit. Allein über dem menjchlichen Neiche des Staates 
fteht immer wieder ald eine höhere Macht die fittliche und 
natürliche, tiefer aufgefabt die göttliche Ordnung der Dinge, der 
er jelbit ja nur dienen ſoll. Diefer höheren Ordnung zufolge 
find ſowohl der Menſch in feiner Perſönlichkeit (angeborenem 
Recht) und in feinen erworbenen Rechten, ald die anderen 
Gemeinjchaften und vor Allem die Kirche berechtigte Subjefte, 
in deren Sphäre der Staat ohne Unrecht nicht eingreifen kann. 
Der Staat ift darum, wenn aud die ſouveräne, fo doch 
niht die abfolute Macht auf Erden. Es iſt feine Gewalt 
formell unumſchränkt, aber nicht materiell. Diele 
materielle Schranfe ſeines Rechts ift vor Allem ein Beftimmungs- 
grund für den Staat bez. für die jo die Gewalt innehaben, 
damit fie überall die Rechte, — und zwar die natürlich-fittlichen 
unbedingt, die pofitivsrechtlichen im möglichſten Grade — achten, 
und jo Weberjchreitungen gar nicht vorfommen. Sie madıt ſich 
aber audy dann geltend, wenn foldye dennody vorgefommen find. 
Es verhält ſich damit aljo: Verkürzt der Staat Freiheit, Vor: 
tbeil, Rechte der Individuen, der Gemeinichaften, der Kirche in 
der Sphäre, welche überhaupt feiner Anordnung unterliegt, jo 
kann darin zwar eine Weberjchreitung feiner vernunftgebotenen 
Schranke, eine innere Ungerechtigfeit für den betreffenden Fall 
liegen, aber der Akt iſt in jeder Weile verbindlich, auch für 
den Berlebten. So 3. B. wenn der Staat in der Gränze 
feineö jus eminens ohne wirklichen Grund Sachen enteignet, 
oder Rechte (etiwa des Adels, der Städte) abolirt, wenn er 
neben der bisherigen Staatskirche noch eine andere zuläßt 
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u. dgl.“), jo mögen die Betheiligten über unbegründete Ver— 
fürzung ihrer Rechte fich beichweren, aber fie müffen gehorchen. 
Verkürzt dagegen der Staat Menichen, Gemeinfchaften, die Kirche 
in der Sphäre, in der fie nad) jener höheren Drdnung unabhängig 
vom Staate find, dann ift der Aft für fie unverbindlid. 
Es ift zwar um deßwillen der aftive Widerftand nicht gegen 
die Staatögewalt erlaubt, auch kann Fein Gerichtshof und feine 
Staatöbehörde die Befolgung ſolchen Aftes verſagen““), wohl 
aber Steht den Betheiligten die Proteftation und der paifive 
MWiderftand zu. So 3. B. wenn der Staat den Untertbanen 
ihren Lebendberuf (Gewerbe, geiftlihen Stand) aufdränge, oder 
ihnen die Erziehung ihrer Kinder völlig entzöge, oder ihnen, 
wie zur Zeit des Terrorismus, eine bejtimmte politiiche Gefin- 
nung geböte, wenn er proteftantiihen Eoldaten die Kniebeugung, 
fatholifchen Prieftern die unbedingte Einfegnung gemilchter Chen 
anbeföhle. So hat auch die Ichottiiche Kirche feit langem Zeit- 
raum gegen die Staatöverordnungen proteftirt, welche ihr das 
Patrenat in einer Art vorjchrieben, wie fie ed nach ihrer Lehre 
für religiös unzuläſſig halt, und fie bat (jo weit das wirklich 
ihre Lehre ift) völlig Recht, foldhe Anordnung ald unverbindlich 
für fie zu betrachten““*). Solche Afte nun, die der Richter 


*) Schon um defwillen ift die päpftliche Proteftation gegen den weft: 
phälifchen Frieden nicht zu rechtfertigen, denn fie ift hauptſächlich gegen 
die Neception der evangeliſchen Kirche gerichtet; überdieß ift fie nicht bloß 
rechtliche Proteftation als eines materiell beredhtigten Subjeltes gegen- 
über der Reichsgewalt, fondern Annullation als einer formell höheren 
Gewalt über diefer. 

**) Der Richter, der ein Gefet des Königs oder bez. Parlaments als 
der göttlichen Ordnung widerftreitend erfennt, mag fein Nichteramt nieder» 
legen, ehe er e8 anwendet, aber er kann als Richter nicht die Anwendung 
verweigern. 

***) Auch die bloß pofitiv rechtlichen verfafiungsmäßig verbürgten 
Berechtigungen find eine Schranke gegen die Allgewalt des Staates von 
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als rechtmäßig anerkennen muß, und nur der Betheiligte als 
unverbindlich mit Recht erachtet, Fönnte man vielleicht auch als 
bloße Verletzungen der fittlihen Pflicht des Staates betrachten 
wollen. Allein gegen Verletzungen diefer Art hätte der Unter- 
than nichts Anderes als die Remonftration und die Pflicht des 
Duldend und Gehordens, nicht aber die Proteftation und den 
paſſiven Widerftand. Sondern fie find Verlegungen des recht- 
lihen Umkreiſes der Etaatögewalt, johin Verletzungen ihrer 
Rechtspflicht, nur ift fein objeftives Urtheil und fein objeftives 
Gericht darüber gegeben. Der Menſch verhält fich gegen den 
Staat, der die ethiſche Gränze jeiner Wirkſamkeit überfchreitet, 
ebenſo mie dad Volk gegen den jouveränen Fürften, der die 
Berfaffung verlett (I. $. 31). 

Die Seftalt des öffentlichen Zuftandes nun, daß der Stant 
ſolche materielle Berechtigung, wie fie theild in der Natur der 
Dinge theild in pofitiver Verfafjung wurzelt, ſich gegenüber 
nicht anerkennt, jondern feinen Willen ald das fchlechthinnige 
Geſetz auf Erden betrachtet, der Fein Unrecht begehen kann, 
nennen wir Abſolutismus ded Staates. Das ift wohl 
zu unterjcheiden von Abjolutismud des Fürften, denn auch das 
Parlament (Fürft und Stände zujammen), ja auch die demo: 
fratiihe Verfammlung kann ſolchen Abjolutismus üben, das 


derjelben Wirkung in dem Falle, daß die Verletzten eben vermöge der 
verfaffungsmäßigen Bürgichaft ſelbſt ein integrivender Theil der Staats- 
gewalt find, aljo den verletenden Akt nicht als Aft der vollen ganzen 
legitimen Staatsgewalt anzuerlennen brauhen. So 3.8. Adel und Geift- 
lichkeit in Sranfreih, als ihnen das Recht der befonderen Kurie und das 
Beto genommen ward. Allein jolhe Alte haben in der Regel an der 
Macht der Umftände eine weltgefchichtliche Rechtfertigung und Befeftigung, 
gegen die aller Widerftand wegfällt. Eine befondere Bewandtniß hat es 
mit der Aufhebung von fürftlichen Succeffionsanfprüden durch die gegen- 
wärtige verfaflungsmäßige Gewalt. Darliber wird erft in der Lehre von 
der Monardie zu handeln feyn. 
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Recht der Einzelnen, der Miinderzahl, der Kirche brechen. Der 
Abfolutismus des Staates hat denn feinen Urfprung eben 
bauptjächlich darin, daß man fich von jener höheren (göttlichen) 
Drdnung über dem Staate lölt, in der alle Rechte der Menjchen 
und der Snititute ihre Wurzel haben, und den menjchlichen 
Willen, ſey es den Einzelwillen, ſey es den Gemeinwillen, zum 
Herrn der Erde macht. So der Staatsabſolutismus von 
Hobbes, von Rouſſeau und in gewiſſer Weiſe von Hegel. 
Umgekehrt iſt der Damm gegen den Abſolutismus des Staates 
die Gebundenheit des oͤffentlichen Bewußtſeyns an jene höhere 
Ordnung, ſohin die lebendige Geſittung und die religiöſe Ge— 
finnung des Volkes. Hierin beſteht eine thatſächliche Macht 
gegenüber dem Staate, der eine rechtliche nicht über ſich haben 
kann. Die ſittliche Geſinnung kann ſich aber nirgend ohne die 
relgiöſe erhalten; der Verfall des Glaubens führt darum in 
feinem leßten Ergebniffe zum Staasabſolutismus. In folder 
Gefinnung der Nation hat demnad, abgejehen von jeder be- 
ftimmten Form der Verfaſſung, die öffentliche Freiheit ihre 
tieffte Befeſtigung und ihre ficherfte Bürgichaft. Ein energiſches 
Bewußtſeyn von der inneren Nothwendigfeit und den felbft- 
ſtändigen Motiven in allen Yebendverhältniffen und Beftre- 
bungen, in Ehe, Erziehung, Gewerb, Wifjenfchaft, Kirche, deß⸗ 
gleichen ein energiiches Bewußtſeyn ſowohl von dem Recht und 
der Würde ded Menichen und Bürgers ald von der Heiligkeit 
erworbener Rechte, endlih und vor Allen eine Gemöhnung 
und Entichloffenheit, „Gott mehr zu gehorchen ald den Menjchen, * 
das find die Pfeiler, an denen fih aller Staatsabſolutismus 
bricht. Eine mächtige Unterftüßung aber hiefür gewährt eine 
reichgegliederte politiiche Verfaſſung, in der die verjchiebenen 
berechtigten Elemente eine ftarfe Vertretung haben, nicht minder 
eine freie, d. i. gegen den Staat jelbitftändige Verfafjung der 
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Kirche, wie fie 3. B. die katholiſche oder die fchottifche Pres- 
byterialfirche befiten. Iſt jedoch die lebtere in ihrem Inneren 
bierarchiich, So ſchützt ſie zwar gegen den Abjolutismus des 
Staates, wird aber jelbit zum Abjolutismus einer äußeren 
Gewalt. 

Hobbe& hat den Gedanken der Einen und jouveränen 
Gewalt ded Staates zur Einficht gebracht in jeiner Ausführung, 
dab der Staat nicht bloße Berbindung und Zufammentritt 
(„consentire*), Jondern Einigung („unio*) ift, durdy die Alle 
zu Einem Willen werden und jo eine neue Perſon entfteht. 
Es iſt dieß der Gedanke der Gentralijation in feiner lebten 
und tiefiten Bedeutung. Hobbes ift dadurch nad) diejer Seite 
ebenfo wie Grotius nad einer anderen Seite (nämlich dem 
Gedanken des Staates im Uinterichiede des Fürften) der VBer- 
fünder der neuen Epoche. Aber gelöſt von jener höberen 
Drdnung, faßt er die Einigung abitraft, ohne beitimmenden 
ermäßigenden Snbalt, und fieht nur den Schattenriß des Staates 
ohne die innere lebendige Gliederung und Bewegung. Er hat 
hierin für den Staat eine ähnliche Anſchauung wie Spinoza 
für das Univerſum (I. F. 22). Dadurch kommt er zu der 
ſchrankenloſen Staatsgewalt („imperium absolutum“), der 
gegenüber der Unterthan kein Recht, kein Eigenthum, ja kein 
Gewiſſen, kein eigenes Urtheil über Gut und Bös haben und 
der auch die Kirche mit ihrer Lehre völlig unterworfen ſeyn ſoll. — 
Rouſſeau's Gedanke des allgemeinen Willens (volonte ge- 
nérale), der nicht Unrecht thun kann, iſt darin ganz derjelbe*), 


*) So Hobbes de cive V. Il. „Quae potestas et jus impe- 
randi in eo cousistit, quod unusquisque civium omnem suam vim 
et potentiam in illum hominem vel concilium transtulit. Quod 
fecisse nil aliud est quam de jure suo resistendi decessisse“; und 
Rousseau du contr. social I. 6. „De plus, l’alienation se faisant 
sans reserve, l’union est aussi parfaite, qu’elle peut l’ötre, et nul 


160 1. Abſchn. Die allgemeinen Lehren vom Staate. 


nur mit der Modifikation, daß Rouffeau diefen gemeinjamen 
Willen unveräußerlih der Majorität des Volkes vindicirt, 
während ihn Hobbe8 einem König oder einer Verfammlung 
übertragen läßt. Rouſſeau vereinigt Volksſouveränetät und 
Staatsabſolutismus. So hat ed die franzöfifhe Revolution 
realifirt. Hat ſich auch dieſes Ertrem nicht erhalten, jo gravitirt 
doch die Zeit zum Staatsabſolutismus“), und die jeßigen 
katholischen Schriftiteller führen hierin eine wohlbegründete und 
beachtenswerthe Polemik. Allein der Sinn, in welchem fie den 
„abjoluten Staat" und die „Omnipotenz ded Parlaments” 
befämpfen, iſt der, gegen den Staat aud formell andere 
Mächte ald unabhängig und gleichberechtigt geltend zu machen. 
Sie jeßen dem abſoluten Staat entgegen die abjolute 
Ginzelberehtigung, fo daß der Staat (König und Par- 
lament) das erworbene Recht eined Menjchen, einer Stabt, 
. Korporation niemald aufheben kann, ſolche Aufhebung ſchon 
als formell unrechtmäßig gelten ſoll. Sie verfündigen Krieg 
dem abjoluten Staat und führen Krieg gegen den einheit- 
lichen Staat, ihn wieder aufzulöjen in unabhängige ununter- 


associe n'a plus rien a reclamer“. Deßgleiden Il. 6. „Il ne faut plus 
demander, si la loi peut être injuste, puisque nul n’est injuste envers 
lui m&me“. (Alſo weil das Bolt, la volonte generale, nicht gegen fi 
ſelbſt Unrecht thun Tann, fo kann es aud nicht gegen die Minderzapf 
Unrecht thyun!) Kant (Nedtslehre S. 165 $. 45) ſpricht das Rouffeau 
nad, ohne ſich der Schwere diefes Ausfpruches bewußt zu ſeyn. 

*) Hegel hat zwar einen konkreten beftimmenden Inhalt für den 
Staat an der ganzen Entwidelung der Idee in ihren Momenten bis auf 
den Staat. Aber da ihm der Staat die höchſte Realiſirung der Idee, da 
er ihm ſelbſt der ſich darftellende Gott ift, fo ift, wenn er die unteren 
Stufen verlegt, doch Feine höhere Rüdfiht da, die ihn ermäßigte, und 
namentlich nehmen Glaube und Kirche bei Hegel eine fo untergeordnete 
Stufe unter den Staate ein, und werden jura quaesita fo wenig ange- 
Ihlagen, daß wenigftens alle realen Elemente der Gewalt des Staates 
gegenüber fehlen. 
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worfene Grundherrſchaften und Körperichaften. Statt der 
jelbftftändigen Kirche, die ihre Autorität und Gewalt in 
fich umd ihr Bereich für fidy hat, eritreben fie die jouveräne 
Kirche, die auch für ihre rechtliche bürgerliche Geltung der 
Autorifirung des Staates nicht bedarf und feiner Aufficht nicht 
unterliegt. Soldye Herjtellung einer weltlich jouveränen Kirche, 
Befreiung derjelben von aller rechtlichen Unterordnung unter 
den Staat, müßte dann thatjächlich nothiwendig zur Ueberord- 
nung derjelben führen, wie im Mittelalter. Wäre eö aber ein 
Gewinn, wenn an die Stelle der Allmacht des Staated wieder 
die Allmacht der Kirche und namentlich des Papftes, dem die 
Könige unterthan find, träte ? 


weites Kapitel. 
Bolt und Land. 


&. 42. Ä 

Meil die Beltimmung des Staates das ganze mentchliche 
Dajeyn umfaßt, jo ift er die Aufgabe des Volfed. Denn 
nur dad Volk enthält die Richtungen und Mittel des menſch— 
lichen Dajeyns vollftändig und durch ein gemeinfames Bewußt: 
jeyn verbunden. Nur in ihm liegen daher die Macht, Die 
Bertheilung der Thätigfeiten, der gemeinfame fittlihe Maaßſtab, 
wie fie der Staat bedarf. Ein Eleinerer Kreis befitt nicht die 
Mittel, eine fremdartige Maſſe befitt nicht die Einheit des 
Bewuptjeynd über Ordnung und Ziel. Das Volk ift Schon die 
natürlihe Wacht und Gemeinschaft, die der Staat zur vedytlidy 
geordneten erheben joll”). 





*) Auch die Stadt (zöiıs, civitas), welche das griechiſche und römifche 
Alterthum mit dem Staat identificirt, ift nicht das wahrhafte Subjekt 


il. 2. 11 
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Auch die Menſchheit im Ganzen hat weder die Gemeinſchaft 
und Geſchloſſenheit der natürlichen Bedürfniſſe noch die Einheit 
und Individualität des fittlihen Bewußtjeynd. Darum ift der 
Staat auch nicht Beruf der gefammten Menſchheit, dab fie ein 
Univerfalreich bilde, jondern des Volkes. Jedes Volf toll das 
ganze Bild des menſchlichen Lebens nach der Eigenthümlichfeit 
feiner Auffaffung und nad) den beionderen Bedingungen jeined 
äußeren Dafeynd in eigenthümlicher Weile darftellen. Und die 
Geſchichte führt jedes Volf jeinen eigenen Gang, jedem ilt eine 
bejondere Anlage und Fähigkeit und cin bejondered Werk und 
Theil in dem Plane ded Ganzen zugewieſen, jey ed eine Er— 
fenntniß oder Kunft, ſey ed eine Sitte oder Einrichtung, die 
es ungeftört in ſich auöbildet, daß fie jofort zum Gemeingute 
werden. So muß denn aud) der Staat, ald Ordner und 
Träger jened Lebens, ald Werkzeug diefer Kührung, jedem 
Volke befonders zufommen. — Durch Herftellung des Univerjal- 
reiched würde feineöweges ein höherer Zuftand als der der 
einzelnen Völfer gewonnen werden: die vollfonnmene menſchliche 
Natur, die feine Gattungen zuläßt; denn in dem bejchränften, 
zeitlichen Zuftande herrſcht nothwendig die Getheiltheit der 
Anlagen, es würde nur die eigenthümliche Anlage und Fähigkeit 
der Völker unterdrüct, und jedes verhindert werden, den Beruf, 
der ihm beſonders aufzetragen ift, zu erfüllen. Denn nicht 
bloß würde die frenide allgemeine Negierung feine bejonderen 
Bedürfniffe und Beftrebungen nicht zu würdigen und zu fördern 


— — — nn 


des Staates. Auch ſie beſitzt nicht die hinreichenden Mittel, die Selbft- 
genugfamfeit (adrapxera), welche Ariftoteles felbft grade als das Wefen 
des Staates bezeichnet. Jene Städte» Staaten waren ein Doppelmwefen 
von Staat und Gemeinde, und fie bedurften theils abhängiger Gebiete, wo 
denn eine zahlreiche Bevölkerung politiſch unterjocht war, theils des Staaten- 
bundes, wo fie erft mit diefem zujammen wahrhaft Staat waren. Der 
Staat ift nicht eine Stadt (eivitas:, jondern ein Reid (imperium). 
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verftehen und fich deſſen nicht beeifern, fondern der eigenthüm- 
lihe Geiſt des Volkes würde ſchon dadurch erfterben, daß feine 
vorzügliche Aeußerung, welche eben die Geftaltung des Staates 
ſelbſt iit, ihm entzogen wäre. Damit dag Univerfalreich das 
Gemäße wäre, müßte die Trennung des menjhlichen Bewußt- 
ſeyns in Völker und Sprachen, e8 müßte die Befonderheit des 
Bedürfniffes nad Ort und Imdividualität aufhören. Allein 
dann hätte die Gejchichte jelbit aufgehört, und es bedürfte 
ihres Trägers, des Staates, überhaupt nicht mehr. | 


g. 43. 


Das Volk entjteht dadurd), dab eine ftarfe Individualität 
(Berlönlichkeit), ein Stammvater, eine große Zahl von Nach— 
fommen hat, die dieje Individualität an fich tragen und zugleich 
dur ihre Zahl im Etande find, fi abzuichließen und zu 
einem Ganzen untereinander zu einigen*). Dieb beftätigt aud) 
die Erzählung der ältelten Urfunde. So Israel, Edom, Ismael 
u. j. w. Die Einheit der Abftanımung und dadurd) dad Ges 
präge Einer Perjönlichfeit ift der Urbegriff des Volkes. Mit 
ihr ift eben die Einheit des Geiſtes, der Sitte, der Sprache 
gegeben. Nun Fönnen aber Völkermiſchungen entiteben, damit 
wird dieſer Begriff des Volkes nicht aufgehoben. Denn die 
Völkermiſchung jet eben ſchon reine Völker als uriprünglich 
voraus, und fie beruht auf der maſſenweiſen Berehelichung 
(connubium), in deren Kolge denn bei der jpäteren Generation 
wieder Einheit ded Blutes, wenn audy aus doppelter Duelle, 


*, Selbft die urjprüngliche Bildung der Völker möchte ih primär 
nicht fowohl aus der Störung des religiöfen Bewußtſeyns an und filr fi 
allein ableiten, als aus der natürlichen Scheide der Abſtammung. Die 
religiöfe Trennung bemächtigte fih nur jofort diefer natürlichen Sonderung, 
md es ging dadurch die blofe Unterfchiedenheit der Individualität fort 
bis zur völligen Berfchiedenheit, ja bis zum fchneidenden Gegenſatze. 


11* 
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fich findet. So die heutigen Engländer, Franzojen, die alten 
Römer. Solche Miihung und Ergänzung zweier oder mehrerer 
Bölferindividualitäten ift keinesweges als ein geringerer Zuftand 
zu betrachten. Im Gegentheil, das dritte Produft kann grade 
das höhere jeyn. Der erfte und urjprüngliche Begriff des 
Volkes ift fonach der natürliche: die Einheit des Blutes (erite 
Abſtammung oder Spätere Miſchung durch Chen) und in Folge 
deffelben die Einheit der Anlage, des Naturelle, des Geiltes, 
der Sitte, der Spradhe. Die leßteren find es, auf die es für 
den Staat ankommt, die Einheit des Blutes iſt für fie nur die 
Bafid. Das fittliche Neid) des Etaated erheiſcht Einheit des 
fittlichen Bewußtieynd und der fittlichen Lebensverhältniffe. 
Wie nun aber das Volk die Unterlage und Vorbedingung 
des Staates ift, jo ift ed andererfeitd jelbit wieder bedingt und 
bewirft durch den Staat. Schon die Familie, aus der das 
Volk erwächſt, it nicht bloß eine natürliche Gemeinjchaft 
des Blutes, ſondern auch eine ſittlich rechtliche Gemeinſchaft 
des Anſehens. Die patriardhaliiche Gewalt, die der erite 
Staat ift, geht der Familie ebenſo ſehr voraus als fie dieſelbe 
zur Vorbedingung hat. Ebenjo der Staat dem Bolfe. Nicht 
minder wird in dem weiteren Verlaufe eine fremdartige Men- 
Shenmenge, wenn fie zujammen ein Gemeinleben führt und 
vollends durdy Eine politiihe Gewalt verbunden ift, zu einem 
Bolfe, und verlieren umgefehrt die Abkömmlinge eines Volfes, 
wenn fie völlig zerftreut von einander, fen e8 auch unvermilcht, 
unter Fremden leben, den eigentlichen oder doch vollftändigen 
Charakter ded Volfed. Fa der politiiche Verband wirft ſowohl 
Bölfermijhungen, aljo neue Völfer, ald auch fogar bei un— 
vermifchter Erhaltung der verichiedenen Stämme eine Einheit 
des Bewußtſeyns, der Sprache, Bildung, fittlihen Wuͤrdigung 
unter ihnen in faum geringerem Grade ald die Einheit der 
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Abftammung Man Tann dieß die hiftorifche Volkseinheit 
nennen und jened die natürliche. Außerdem aber, daß die 
Einheit des politiihen Verbandes eine natürliche Volfseinheit 
wirft, ift fie in ſich jelbft ein mejentliches Moment im Begriffe 
des Volfed. Denn die innere Beitimmung (TEAos) des Volfes 
ift ja eben die Idee der Gemeinjamfeit, dad Zufammenleben 
der Menfchen in wechſelſeitiger Befriedigung der Bedürfniffe, 
in wechjeljeitiger geijtiger Einwirkung, in gemeinfamer fittlicher 
Beherrihung ihres Yebend. Wenn daher Sprade, Sitte, 
Lebendwürdigung die enticheidenden Seiten für den Begriff des 
Bolfes find, hinter denen die Einheit ded Blutes als bloße 
Unterlage zurüdtritt, jo noch weit mehr die lebte Realifirung 
der Gemeinjamfeit: die gemeinjame Bildung eined Staates. | 
Es entiteht dadurdy ein zweiter, nämlidy ein rechtlicher Be- 
griff des Volkes im Unterjchiede von jenem natürlihen und 
hiſtoriſchen: die Einheit der politiichen Gewalt. Volk ift bier: 
nach jede Menſchenmenge, die Einer Staatögewalt unterthan ift. 

Für alle Rechtsfragen fommt nun natürlid nur der 
rechtliche Begriff des Volkes in Betracht. Recht und Anfehen 
der Staaten über den Unterthbanen hängt nicht davon ab, daß 
diefe nach ihren natürlichen oder hiltoriichen Volföverhältniffen 
unter fie vertheilt jeyen, und dad Gegentheil berechtigt nie zu 
Krieg oder Empörung’). Für die politifhen Fragen aber 


——— — — — —— non 


*) Dieſer Rechtsgrundſatz iſt ſeitdem (1846) noch beſonders zum Be⸗ 
wußtſeyn gekommen. Denn ein Hauptziel der Bewegung von 1848 war 
das Entgegengeſetzte: eine neue Konſtituirung des europäiſchen 
Staatenbeſtandes nach den Nationalitäten (daß alle Deutſchen 
einen und einen einzigen Staat für ſich bilden müſſen, und alle Italiener, 
alle Polen u. ſ. w.) und Aufhebung aller entgegenſtehenden 
Berträge und Herrſcherrechte. Diefes Unternehmen ift rechts⸗ 
widrig, es vernichtet für politiiche, wenn auch löbliche Zwecke, wohlbe- 
gründete Rechte, es vernichtet das Völkerrecht auch fir alle Zukunft, da 
hiernach grundfätzlich feine Abtretung und feine Unterwerfung mehr gültig 


166 11. Abſchn. Die allgemeinen Lehren vom Staate. 


entfcheidet jener natürliche oder hiſtoriſche Begriff des Volkes, 
die Sinheit des nationalen Bewußtſeyns, der Eitte, Sprache, 
fen fie durch das Blut, jey fie durch die Geſchichte gegeben. 
Dad Volk in diefem Sinne ift die naturgemäße Grundlage 
ded Staates, fie feht ein gejunder lebendvoller Etaat noth: 
wendig voraus. Es joll daher bei neuen Ländervertheilungen, 
fo weit nicht beitehende Rechte es hindern, der natürliche oder 
hiſtoriſche Volksverband leitende Rüdficht jeyn. Es foll, wenn 
eine Nation ſich in Stammſtaaten theilt, wie 3. B. die deutiche, 
eine höhere Staateneinheit, je ftärfer deito beſſer, angeitrebt 
werden, in der das gemeinjame nationale Bewußtſeyn jeine 
Manifeftattion und jeine Sicherung erhalte. Es fol, wenn 
mehrere Völker von hinreihender Zahl unter einem Scepter 
verbunden find, die Individualität derjelben bewahrt, daher 
jelbitftändige Berfaffung ihnen gewährt werden. 


$. 44. 


Das Volk muß aber, um den Staat gu bilden, feite 
Mohnfige haben. Da das zanze Leben der Menſchen mit dem 
Boden der Erde zufammenhängt, To jet die Drdnung des 
Staated Einheit und Stetigfeit auch in den Berhältniffen zum 


ift, und würde bei foldyer Vernichtung des Völkerrechts es vielleicht wieder 
dahin kommen, daß das fliegende Volk nur in der Ausrotting des Befiegten 
Sicherheit fände. Es liegt aber in der rechtswidrigen Herſtellung 
der Nationalitäten zugleih ein ſittlicher Frevel: man meiftert Gottes 
Rathſchlüſſe und Strafgerichte, will feine Führung der Völker befeitigen, 
um fie felbft zu übernehmen. Es ift das eine Parallele zum Kommunis⸗ 
mus, der in gleiher Art eine angeblich vernünftige, d. i. menſchlich aus: 
gefonnene Bertheilung der Güter durch Vernichtung alles beftchenden 
Rechts herftellen will. Aber ſelbſt thatſächlich ermweift fi} das Unter⸗ 
nehmen als unausführbar und chimäriſch, da die Nationalitäten 
aud in den Wohnſitzen nicht gefchieden bleiben (eine deutiche Bevölkerung 
in Polen, eine dänifhe in Schleswig wohnt) und man fo die eine nicht 
befreien kann, ohne die andere zu unterdrüden. 
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Boden voraus. Nur dad Land gewährt die Einheit des Be- 
dürfniſſes, die Geſchloſſenheit dev Mittel für ihre Befriedigung 
— die Stetigfeit der Verhältniffe, der Anftalten, der Intereffen — 
die Liebe zu dem geordneten Daſeyn und der Herrichaft, welcher 
geborcht werden joll. Das Yand iſt darum ein ergänzender 
Theil des Staates, weſentlich zu jeinem Inhalte ebenjo wie 
dad Volk. Deßhalb ift auch ein wanderndes Volk fein Staat 
im vollfommenen Begriff, und ed nennt fi mit Recht jeder 
Fürſt zugleidy nach dem Lande. Er drüdt damit aus, nicht daß 
er das Eigenthum an dem Lande habe, jondern daß der Staat, 
defien Fürſt er ift, ein Itetiged, auf dem Mutterboden der Erde 
in dauernder Drdnung feitzegründeted Reich ift. Dagegen die 
Bezeihnung bloß nad) dem Bolfe, die man 1789 und auf's 
Neue 1830 an die Stelle geſetzt hat: „König der Franzoſen“, 
mie unter Chlodwig „König der Franken”, oder unter Attila 
„König der Hunnen”, paßt ebenſo gut auf eine herumziehende 
Horde. Durch fie wird ein Bild der Barbaren wieder hervor—⸗ 
gerufen. Sie beruht auf jener der Revolution eigenen Ge- 
finnung der Losreißung von allem Vormenfchlic = Gegebenen, 
wozu eben auch das Land gehört. Staat, Volf und Land 
zulammen bezeichnet die Sprache jehr treffend als Reich. Die 
ganz entiprechende Bezeichnung eines König ift daher nach dem 
Reiche, über das er herricht, 3. B. von Frankreich, Defterreich. 

Das Land legt aber dem Staate aud) gewiffe Bedingungen 
und Nothwendigfeiten auf durch jein Klima, feine eigenthümlichen 
Nahrungdquellen u. ſ. w. Dadurch ift es mit beftimmend für 
feine Einrichtungen und gibt ihnen jein Gepräge, ähnlidy wie 
die Individualität der Nation, nur nicht in fo hohem Maaße“). 


*) Man war in den leßten Zeiten gewohnt, zu großes Gewicht auf 
den Einfluß der Fandesbefhaffenheit zu legen. Namentlih ift Montes- 
quieu biefür Repräjentant. 
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Wie jedem Menſchen nicht bloß eine beitimmte Eigenthümlichkeit 
feined Weſens von Gott gegeben ift, jondern auch im Einflange 
mit ihr eine beitimmte Cigenthümlichfeit der ihn umgebenden 
Berhältniffe, fo ift auch jedem Bolfe ein beftimmtes Rand an- 
gewiejen, und es find die Geiftesrihtung des Volkes und die 
Beichaffenheit des Landes wohl auf einander berechnet, daß 
ein jedes Volf nach feinem bejonderen Berufe aud) das ent- 
Iprechende Land inne habe. Man darf debhalb keinesweges 
die Meltzefchichte aus der Geographie erklären, jo wenig als 
umgefehrt, jondern muß vielmehr Volksanlage und Landes- 
beichaffenheit ald zufammengehörig in Einem höheren Plane 
der göttlichen Providenz betrachten (I. $. 15). 

Meil alſo dad Land ein ergänzender Theil des Staates ift, 
\o bat der Staat aud ein Recht am Lande — d. i. ſowohl 
über das räumliche Gebiet des Landes ald am Boden ſelbſt — 
Territorialreht. Vermöge diejed Rechts ſchließt fich jeder 
Staat ab über fein Gebiet und duldet innerhalb deſſelben feinen 
Grundbefiß und feinen Menſchen, der jeiner Herrihaft nicht 
buldigt*). Auf eben dieſes Recht gründen ſich mehrere Regalien, 
ald 3. B. das Straßenregal, Schifffahrtöregal, und auf ber 
anderen Seite die Möglichkeit von Staatödtenftbarfeiten an 
fremdem Zerritorium, dann die ausgedehnte Enteignung un— 
beweglicher Sachen und Aehnliches. Man darf dem Staate 
zwar in feiner Weije ein Obereigenthum am Grund und Boden 
zufchreiben, d.i. ein Recht, das nach Art des Eigenthums zur 
Vermögendbefriedigung dient. Danach würde der Staat bez. 
Fürft fih den Hauptertrag des Bodens aneignen, wie in 
mehreren orientaliihen Neichen. Aber ed find die genannten 
Zerritorialbefugniffe auch nicht aud der bloßen Gewalt des 





*) Das Naturreht vermag diefes in feiner Weife darzuthun (1. Band 
S. 375). 
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Staated über die Perjonen der Eigenthümer, alfo aus dem 
bloßen Unterthanengehorjam, abzuleiten, denn fie werden nicht 
in gleihem Maaße über die bewegliche Habe der Unterthauen 
geübt. Sondern dieſe Befugniffe find Ausflug einer fpecififch 
politiihen oder ftaatörechtlichen Gewalt über Land und Boden 
als ſolche. Land und Boden ilt nicht bloß der Umkreis, fon- 
dern der Gegenftand derjelben. 

Das „Naturrecht“ bringt den Begriff des Volkes mit dem 
ded Staated gar nidht in Verbindung. Dieſes höhere, mit 
Nothwendigfeit einigende, mit Nothwendigkeit beherrichende 
Band liegt außer feiner Würdigung. Jedes Nagregat von 
Menſchen, die ſich vereinigen, um ihre Nechte zu fchüben, 
muß ed ald Staat und zwar ald vernünftig gegründeten Staat 
anerfennen. Cbenjo wenig fommt es in feiner Abftraftion 
dazu, die Beziehung auf das Land in die Darftellung des 
Staates aufzunehmen. | 


Drittes Kapitel. 
Entflehung des Staates und Begründung der Unterthanen- 
pflicht. 


§. 45. 


Sn dem beſtimmten Volk auf dem beſtimmten Gebiete ent— 
fteht nun der Staat durch die gefhihtlihe Begebenheit 
— d. i. die Gtellung, in welde Abftammung, Bedürfniß, 
Schickſale und Thaten die Menjichen bringen — und durch die 
fit tlich-rechtliche Vorſtellung, welde fie begleiten. Er 
entfteht nicht durch Zuſammentritt von Außen, ſondern durch 
Entfaltung von Innen, er entſteht nicht durch menſchliche Ab⸗ 
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ficht, fondern dur höhere Fügung. Der erite Staat iſt die 
patriarchaliich geordnete Familie (Nriftoteles). Hier find 
die Verhältniffe, die fich nachher zu gelondertem Daſeyn ent- 
falten — Familie, Etand, Staat, Kirche — gleichſam nody im 
Keime gedrungen. Dann erweitert fi die Familie zum Wolfe 
und binterläßt in ihm Vorzüge der Geburt, es bringt die Pflege 
der von den Ureltern überfommenen Gotteöverehrung, dann 
der gemeinfame Schuß nad) Außen, die gemeinfame Befriedigung 
nad) Innen ein Berbältniß von Anjehen und Abhängigfeit mit 
fich, e8 folgt auf Sieg und Unterjohung Herrihaft und Ge- 
horſam. So entfteht Dbergewalt durch Geburt, Gaben, Ueber- 
macht, theils in allmähliger Gewöhnung, theild in freiwilliger 
Unterwerfung, oder durch Bewältigung. Alle diefe Ereigniffe 
und Zuftände begleitet aber dad den Mentchen eingepflanzte 
Bewußtſeyn, ſolche Ordnung herſtellen und handhaben zu müffen, 
und führt jo zu der umfaljenden und befeitigten Einrichtung, 
die wir Staat nennen. Solches find die Urſachen, durch welche 
überall auf mannigfache Weile in allmähliger Ausbildung die 
Staaten entitanden. Wie die Völfer wurden, jo mit und in 
ihnen die Staaten, und wie die Individualität der Völfer durch 
die Gemeinjchaft des fittlichen — im Innerften des religiöien — 
Bewußtſeyns beftimmt ift, jo auch die Geſtalt ihrer Staaten ”). 


*) Es gibt allerdings gewiffe allgemeine Naturgeſetze, welche auf die 
Geftaltung als Monardie, Ariftofratie, Demokratie einwirken, wie fie 
Schleiermacher in feiner Abhandlung über die Staatsformen zu ergründen 
fuchte, daß nämlich eine „einzelne Horde“ zur Demofratie geführt werde, 
eine größere Mehrheit zur Ariftofratie, eine ganze Nation zur Monardjie. 
Koh ausführlichere Ergebniffe diefer Art finden fih bei Shmitthenner, 
bei Sybel u. ſ. w. Allein die individuelle Lebenswirdigung des be- 
ſtimmten Volles ift auch ſchon für die Urgeftalting des Staates und feine 
Berfaffung ein gewiß nicht minder enticheidendes Moment als jene all- 
gemeinen Gefee. Diefem Moment find die Beftrebungen der Scelling- 
Hegel'ſchen Schule zugewendet. 
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Niemals ift der Staat dad Werk der Wahl und Abficht, nie 
entfteht er durch Webereinfunft der Menjchen, daß fie, vorher 
hanfer dem Staate, nunmehr zufammenfonmen, um ihn zu 
sichten, niemals geht feine Grundform von ihrem Nachdenfen 
aus. Sie finden fih in ihm, bevor fie darüber nachdenfen, 
und eine überlieferte Vorſtellungsweiſe, die fich über die Gene- 
rationen und die Individuen außbreitet, hat ihm fchon den 
: beftimmten Charakter feiner Einrichtungen gegeben, der nachher 
wohl durch freie Entichliekung umgeändert, aber niemals wir- 
kungslos vernichtet werden Ffann. Der Wille des Menſchen ift 
allerdingd ein wejentliher Faktor zur Gründung ded Staates, 
aber er gründet ihn nicht für fich allein und gründet ihn nicht 
direft. Der Staat entiteht weder dur den Willen der Ein- 
zelnen noch auch durh den Willen des Volkes ald Ganzen, 
weil er überhaupt nicht durch eine beabfichtigte That entiteht, 
fo wenig als das urſprüngliche Recht, noch auch entiteht er 
durch den Geiſt des Volkes. Sondern es tft noch ein höherer 
Faktor ald menfchlicher Wille, die geihichtliche Fügung, weldye 
die unzähligen Thaten der unzähligen Menichen zu dem einen 
Erfolge bringt, dab der Staat und daß er in der beitimmten 
Weiſe entiteht. 


$. 46. 


So entiteht der Staat thatſächlich, jo bindet er auch 
rechtlih. Sein Anjehen beruht auf feiner bloßen Erifteng als 
folder. Es iſt ein ihm felbit innewohnendes urjprüngliches 
Anfehen, und die Untertbanen haben deßhalb die Pflicht des 
Gehorſams unmittelbar, nicht erft in Folge ihrer Einwilligung, 
eined unterzulegendenBereinigungd- undUnterwerfungsvertrages. 
Diefer Gehorſam ift fein freiwilliger, von Zuſtimmung abhän- 
giger, jondern ein notywendiger, ähnlich wie die Verpflichtung 
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gegen die Eltern, gegen die Nation u. |. w. Ja er ift die 
uriprünglichfte Nechtöpflicht, nicht minder urjprünglich als die 
Nechtöpflicht Verträge zu halten; denn der Etaat ift jelbft die 
Realiſirung der Rechtsordnung, und die Frage: „auf welchem 
Rechtsgrunde beruht der Staat?“ iſt darum im Grunde diefelbe 
Frage ald: „auf welchem Rechtsgrunde beruht das Recht?" *) 
Auch die beitimmte Stellung zwiſchen Fürften und Volk und 
die befonderen Einrichtungen eines Etaated find nicht Vertragö- 
verhältniffe, jondern Ausfluß einer durch die Anftalt (d. i. ihre 
berufenen Organe) und nad ihren Geſetzen vor fi) gehenden 
MWirkjamfeit in Folge eined höheren Berufes. Der Vertrag 
ift haufig dad Mittel und die Form ihrer Entftehung, er kann 
das Schon in der Sache gebeiligte Band zwilchen Fürſt und 
Bolt noch perfönlid durch Treu und Glauben befiegeln und 
die in ihren Principien als nothwendig anerkannten Einrich— 
tungen nach Freiheit näher beſtimmen. Aber wenn fie auch 
hiſtoriſch auf dieſe Weile durch Vertrag entftanden find (mie 
3. DB. die Magna charta in England, die deutihen Wahl: 
fapitulationen und ftändilchen Freiheiten), jo find fie doch in 
ihrem Beftande nicht ald Verträge zu beurtheilen, jondern 
ald höhere öffentliche Geſetze und Einrichtungen. Sie find 


*) Damit ift das Recht der Auswanderung, welches dem Unterthanen 
allerdings zuftehen ſoll und in den meiften Staaten zufteht, nicht in Wider- 
fprud. Die Möglichkeit und Befugniß der Trennung ift gewiß fein Be» 
weis, daß nicht vorher und urfprünglih eine Verbindung da war; und 
daß fein Gebrauch von der Auswanderung gemacht wurde, fann nicht, als 
eine ſtillſchweigende Einwilligung, Grund der Unterthanenpflit feyn, denn 
diefe beginnt ja ſchon da, wo noch keine Entſchließung möglid war, und 
jogar die Nothwendigfeit felbft, fid) entweder erklären oder als Unterthanen 
anfehen laſſen zu müſſen, fett ſchon eine frühere Gewalt des Staates 
voraus. Auch ift die Auswanderung nirgende unbedingt frei, und mit 
Recht. Es müſſen zum allermindeften zuvor die Verpflichtungen gegen den 
Staat erfüllt werden. 
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darum namentlich weder einjeitig auffündbar, wie eine Partei 
- in Nordamerika die Union fündigen wollte, weil fie ein Vertrag 
fen, noch werden fie, wenn ein Theil (Fürft oder Stände) fie 
verlegt, dabei für den anderen unverbindlih. Alſo grade das 
Gegentheil. Während die Naturrechtölehrer den ganzen Staat, 
der doch hiſtoriſch immer in abfichtölofer Ausbildung entiteht, 
als ein Bertragsverhältniß behandeln, jo müſſen vielmehr nad 
richtiger Erfenntniß felbit jene Theile und Beitimmungen jeiner 
Verfaſſung, weldhe wirklich durch Uebereinkunft entftanden find, 
dennoch angeſehen werden, als habe eine über den Betheiligten 
ftehende Autorität fie eingeführt. 


8. 47. 
Die Theorie vom Staats vertrag und von der über> 
tragenen Gewalt bat — Spuren bei mittelalterlichen 


Echhriftftellern (3. B. Marfilius von Padua) abgeredhnet — 
zuerſt und principiel Grotius aufgeftellt*). Hobbes hat 
fie dann weiter ausgebildet; er läßt die Menfchen aus dem 
Raturzuftande heraus durdy Vertrag den Staat gründen, und 
zwar durch einen doppelten Vertrag: die Einigung der Maffe, 
und die Uebertragung dev Gewalt an einen Menichen oder eine 
beratende Verſammlung““). Dem bat dann Pufendorf 





9 Deinde vero, cum juris naturae sit stare pactis ...., ab 
hoc ipso fonte jura civilia fluerunt. Nam qui se coetui alicui 
aggregaverant aut homini hominibusque subjecerant, hi aut expresse 
promiseraut, aut ex negotii natura tacite promisisse debebant 
intelligi, secuturos se id quod aut coetus pars major, aut hi, quibus 
delata potestas est, constituissent. Grot. de jure belli et pac. 
Proleg. $. 15. 

**) „Itaque intercedentibus pactis, quibus singulis singuli obligantur 
et juris donatione, quam ratam habere obligantur imperanti, duplici 
obligatione civiam munitur imperium, ea, quae ad concives, et ea, 
quae est ad imperantem.* Hobbes de cive VI. 20. Vergl. aud VII. 11 
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die techniihen Namen „pactum unionis* und „pactum sub- 
jectionis“ gegeben. Rouffeau endlich verwirft dad pactum - 
subjectionis in dem inne, wie ed bid dahin verftanden 
war, indem die Majorität der vereinigten Maffe unveräußerlich 
die Gewalt felbit behalte. Nach jeiner Lehre ift bloß die Er- 
richtung des Staates ein Vertrag, nämlich ein mechieljeitiges 
Kontrabiren Aller mit Jedem und eined Jeden mit Allen, 
dagegen die Errichtung des Gouvernements ift fein folcher 
wechieljeitiger Vertrag, jondern ein legidlativer At der Ge— 
ſammtmaſſe ald Souveräns, durd) welche fie zuerit die Form 
des Gouvernementd, jodann die Perjonen für dieſelbe beftimnit, 
jo daß dieje bloß einen Auftrag, ein Anıt (commission, em- 
ploi), nicht ein Vertragsrecht erhalten. Ihm folgt Sieves. 
Kant ift fi wieder felbit unklar”). Die Vertragstheorie tft 
aber durdyweg unhaltbar. Sie ift für’d Erfte im Widerſpruch 
mit aller Wirklichkeit und Möglichkeit, da Niemand um jeine 
Sinwilligung gefragt wird oder yefragt werden kann. Sie 
führt für's Andere zu der Kolgerung, daß auch fortwährend 
die Eriftenz des Staated vom Willen der Unterthanen, ihrem 
beliebigen Austritt abhängen muß, und daß der Staat feine 
andere Gewalt über die Unterthbanen haben fann, als welche 
fie vertragsmäßig über fich feitiegen fünnen, aljo namentlich 
feine über ihr Leben und ihre Freiheit, da diefes doch ihre 
unveräußerlichen Rechte ind, wonach denn die ganze Straf: 
gewalt, ohne die fein Staat beitehen fann, wegfallen müßte. 


und die gefammte Deduktion. Fälſchlich betrachte man Buffendorf ale 
Erfinder der Lehre von dieſem Doppelvertrage. 

*) Er ſpricht (Rechtslehre S. 165. 170) ganz im Sinne Roufjeau’s, 
daß dieß vereinigte Bolt immer Gejetgeber bleibe, der Fürft bloß Gou— 
bernement (exefutive Gewalt) ift, und dennoch fpridt er ©. 176 dem 
Volke den rechtmäßigen Widerftand gegen den Fürften als geleßgebendes 
Oberhaupt ab. 
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Das Hauptargument für die Bertragstheorie, das ſcon Sidney 
vorihmwebt, und Rouſſeau zum Fundament feines ganzen 
politiichen Syſtems macht, dab Fein Menſch über „feines 
Gleichen“ ein Anſehen haben könne von felbit ohne deffen 
Zuitimmung, überſieht dad, daß es ſich gar nicht um das 
Anjehen eined Menjchen ald jolchen und von ihm jelbit han— 
delt, jondern um das Anſehen einer Ordnung und Anftalt in 
ihrem fittlich nothwendigen und geichichtlih von und überall, 
vorgefundenen Beltande. Aehnlich könnte man auch behaup- 
ten, daß der Menſch dem Anjehen des Rechts überhaupt, alfo 
auch der bindenden Kraft der Verträge, und dem Anjehen der 
fittlihen Gebote nicht unterworfen ſeyn kann, wenn er nicht 
freiwillig fih dazu verftanden. Wohl liegt der Vertrags: 
tbeorie die Wahrheit zu Grunde, dab der Menſch mit Willen 
im Staafe ſeyn, daß er ihn ald das Poftulat jeined eigenen 
fittlihen Willend erkennen fol. Allein diefe fubjeftive Seite 
ift nur die jefundäare. Der Menſch eignet ſich, zum Bewußt— 
ſeyn gekommen, den Staat an, aber er erzeugt ihn nidht*). 


*) Man glaubt häufig in dem älteften Zuftande der germaniſchen 
Bölfer die Bertragstheorie hiſtoriſch beftätigt zu finden, weil die Gefolg- 
ſchaften freimillig waren, und die Herzoge und Könige urſprünglich ge- 
wählt wurden. Allein Wahlform ift nod nicht Vertragsprinecip. Daß 
dagegen jeder Einzelne der Diehrzahl des Volkes oder feines Gaues unter- 
worfen war, daß er den Volfögerichten zu Rechte ftehen, die Volkskriege 
mitmachen, den von der Mehrheit beftellten Führern gehorchen mußte, das 
beruhte nicht anf feiner Einwilligung. Alles das beweift aljo nicht mehr, 
als daß die Staatenbildung und insbefondere die Monarchie erft noch in 
ihrem Keime war, aber leinesweges die jetzige Bertragstheorie. 


— 
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Diertes Kapitel. 
Die göttlihe Inftitution des Staate®. 


§. 48. 


Wenn der Staat zunächlt als ein fittlidhed Reich der 
menjchlichen Gemeinſchaft fich darftellt, jo ift er doch, tiefer 
betrachtet, zugleich eine göttliche Inftitution. 

Es ruht vor Allem dad Anjehen des Staated auf der ' 
Berordnung (Ermächtigung, Einſetzung) Gottes. Das ift 
der legte Grund des (im vorigen Kapitel aufgezeigten) „ihm 
felbft innewohnenden urjprünglichen Anſehens.“ Seine ganze 
legitime Ordnung — Geſetz, Berfalfung, Obrigfeit — bat 
daraus ihre bindende Macht. Insbeſondere hat die Obrigkeit 
Anfehen und Gewalt von Gott. Sie ift von Gotted Gnaden. 
„Wo aber Obrigfeit ift, die ift von Gott verordnet (teraynevn,)" 
(Röm. 13). Bon fi ſelbſt kann fein Menſch obrigfeitliche 
Gewalt über andere Menſchen haben, aud) nicht die Sämmt— 
lichen über den Cinzelnen. Noch auch fönnen die Menichen 


durch Bertrag obrigfeitlihe Gewalt gründen, da fie über ihr 
: Leben und ihre Freiheit nicht verfügen, daher nicht Semandem 


Gewalt einräumen fönnen. Das ift das göttliche Recht der 
Obrigkeit), Es hat jeine Geltung in allen Staatöfornten, 
für die Komitien und Magiftraturen in der Republif nicht 
minder als für den König in der Monardie, für den Wahl- 
wie für den. Erbfönig. Denn wenn auch die Perſonen für die 


*) Die Gegenüberftellung von Autorität und Majorität, deren 
ih mid in der Antwort auf einen ganz unerwarteten Angriff Bafier- 
mann’s bediente (Erfurt, 15. April 1850, ſ. meine Reden S. 86) ift von 
da an das Schlagwort aud für die entgegengefehteften Parteien geworden, 
ein Zeichen, daß fie den Brennpunkt des politifchen Kampfes in unferer 
Zeit getroffen. Diefelbe hat aber ihren letzten Grund in nichts Anderem 
als hierin, ob die Obrigkeit von Gott ift oder von den Menſchen. 
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nächſt fchon das zu erwägen, dab der beitimmte Staat (Frank— 
reich, England), die beitimmte Berfaffung, die beitimmte Dy— 
naftie zwar mittelft des menſchlichen Willens, aber doch nicht 
durd den menschlichen Willen entitehen, fondern als das un- 
berechenbare Ergebniß vieler ſich durchkreuzender und, einzeln 
betrachtet, auf etwas ganz Anderes gerichteter Willen, eine 
höhere bewirfende Urſache vorausjegen, die, wenn nidht ein 
finnlofer Zufall, fo eben Gottes Fügung ift, was ſich wohl 
unterfcheidet von unnnittelbarer, die Natur durchbrechender That 
Gottes. Aber felbit die Thatſache zugeftanden, daß menschlicher 
Wille dieß Alles bewirfe, jo folgt doch daraus noch gar nicht, 
daß ed auch auf menſchlichen Willen fein Anjehen ftügt und 
vom menschlichen Willen abhängt. Sondern, fowie der menſch— 
liche Wille, der Wille des Volfed, den beitimmten Staat, die 
beitimmte Berfaffung, die beftimmte Dynaftie gegründet hat, 
fo löſen fih diefe auch fofort von ihm, fie find damit eben 
Staat geworden, und binden daher aljogleich ald Staat, 
eben weil der Staat göttlidhe Drdnung ift, diejenigen, jo fie 
errichtet, nicht minder ald die Nachkommen, jo fie vorfinden. 
Die Menihen haben daher allerdingd unbedingt Macht und 
Fug, Jo lange noh Nichts beiteht, die oder jene Berfaffung 
feftzufegen, den Safob oder Wilhelm zum Könige zu machen. 
Allein, jowie dieß gejchehen, iſt eben diefe Berfafjung Staat, 
ift der Jakob König und ift Alles diefed nun zur gottverordneten 
Autorität über ihnen geworden, jo daß fie die Verfaffung nicht 
ändern dürfen, außer nad ihren eigenen Geſetzen, den König 
nicht entfernen, außer nad) feinem eigenen Willen*). Dieß 
jagt auch deutlich der Ausjprudy: „wo Obrigkeit ift, da tft fie 
von Gott." Aehnlich ift ja auch die Che eine Ordnung Gotteß, 


*) Auf diefer Verwechslung beruht die Argumentation von Sidney 
discourses of civil government. Cap. 1. sect. 6. 
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und obwohl auch bier von Gott weder vorgefchrieben noch 
fihtbar gefügt ift, daß eine Sunafrau den Jakob oder den 
Wilhelm ehelihe: jo wie fie den Jakob geheirathet, fo ift grade 
ihr ebeliches Band zu Jakob Gotted Drdnung und Gebot. 
Der Staat aber, da er nidht ein Merk jeded einzelnen Men— 
ſchen, ſondern nur der Gemeinſchaft ald eines Ganzen ift, 
wird in der Geltalt Gottes Ordnung, in der er durch bie 
Gemeinſchaft, jey ed in bewußtem Afte oder in Sitte und 
Herfommen, gebildet worden ift*). 


$. 49. 


Es ruht aber auch der Beruf des Staate8 auf dem 
Dienfte Sotted. Es ift Gottes Gebot für dad Gemein: 
leben — Gerechtigkeit, Zucht, Sitte — das er handhaben, e8 
iſt Gottes Herrichaft, die er aufrichten fol. Die Obrigkeit ift 
nach dem Ausipruche der h. Schrift (Röm. 13) nit bloß 
„von Gott verordnet”, jondern fie iſt auh „Gottes 
Dienerin” (denö dtdxovos, dei minister). Das bedeutet 
and) hier wieder nicht, dab die Anordnungen der Obrigfeit 
ſelbſt ald Gebote Gotted zu betrachten feyen, jondern dab es 
ihr Amt ift, Seine Gebote aufredht zu halten. Die Obrigfeit 
ift darum von Gott nicht bloß in dem allgemeinen Sinne, wie 
alle Rechte von Gott find, jondern in dem ganz fpecifilchen 


*) Die Frage, ob die Empörung nidt ausnahmsweife, alfo gegen 
das Princip, in Fällen der äufßerften Noch und Unterdrüdung, da wo 
das menfhlihe Organ Jakob die göttliche Ordnung, der es dienen fol, 
auf’s Zieffte verletzt, geftattet fen, ift eine ganz andere. Hier handelt es 
fi nur um das Princip als ſolches. — Man kann diefe Frage — deren 
Beantwortung nicht diefes Ortes ift — bejahen, wie 3. B. Burke, ohne 
deßhalb den Staat auf menihlihen Willen zu gründen, ebenfo wie man 
ausnahmsweiſe die Ehefcheidung zulaffen kann, ohne deßhalb principiell 
die Ehe auf menſchlichen Willen zu gründen, fie als ein Vertragsver- 
hältniß zu betrachten. 

. 12* 
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Sinne, dab ed das Werft Gottes ift, das fie verfieht. Gie 
übt ihr Necht nicht bloß nach Gottes Ordnung, wie auch der 
&igenthümer, der Vater, jondern fie übt ed für Gottes 
Ordnung. Es iſt nicht ein bloßes eigened Recht, ein eigener 
Beſitz, fondern eine göttlihe Milfion. Die Gewalt über Leben 
und Freiheit der Menfchen und zu dem Zwecke, eine höhere 
fittfiche Ordnung berzuftellen, kann nie das bloß eigene Recht 
eined Menſchen über den andern feyn, gleichwie dad Recht 
eines Ehegatten über den andern, ded Vaters über die Kinder, 
ſondern nur ein im Amte Gotted geübte Recht. Nur ald die 
„Dienerin Gottes" ift die Obrigkeit die „Rächerin zur Strafe 
über den ber Böſes thut." Darum ift audy die DObrigfeit mit 
der Majeftät umfleidet; denn die Majeſtät ift die fpecifiiche 
Attribution Gotted als der abfoluten realen und fittlichen 
Macht und des Nächerd des Gefeped. Hierin liegt in feinem 
legten Grunde jener generifche Unterfchied der öffentlichen Ge- 
walt (imperium) von aller Privatgewalt, ſey diefe Gejellichafts- 
gewalt oder häusliche Gewalt (potestas) ($. 3), und liegt in 
feinem leßten Grunde jener durch und Durch öffentliche Charakter 
ded Staated ($. 37); nur um deßwillen, weil der Staat zum 
Dienſte eined Höheren, zum Dienfte Gottes vorhanden ift, muß 
in ihm alles Perfönliche, Private, bloß Menfchliche ſich unter: 
ordnen, und das Anftaltliche, das eigentlich Organische hervor- 
treten — nur um deßwillen ftehen Obrigfeit und Bolt gemeinfam 
unter einer höheren Nothwendigkeit, auf die ihre Befugniffe 
und ihre Wirkfamfeit bezogen find. Es ift aber danach aud) 
der Zwed des Staates nicht bloß eine Erfüllung fittlicher 
Ordnungen, jondern auch ein Dienft und Gehorfam gegen 
die Perſon Gottes und die Aufrihtung eines Reiches zur 
Ehre Gottes, und alio follen Obrigkeit und Volk ihn be- 
tradhten. 
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Anfehen befleidet und feinem Einfluffe zugänglich, daß fie in 
feinem Namen ihren ganzen Äußeren Zuftand beberriche. Der 
Staat ift hiernach die Anſtalt Gottes für diefen Zuftand. Er 
fol ihn an Gotted Statt ordnen, fördern, Verlegung der 
Drdnung ftrafen, eben damit aber auch den fittlichvernünftigen 
Willen der menfchlichen Gemeinjchaft bewähren, das ift ihren 
Gehorfam, Gotted Ordnung aufzurichten und ihre eigene Ein 
ficht in die Weisheit dieſer Ordnung. Dazu iſt der Staat 
ausgeftattet mit der Majeſtät Gotte und feiner Madıtvoll- 
fommenheit auf Erden. Er ift, wenn aud) in der getrübteften 
Weiſe, immerdar ein göttlich-menſchliches Neid. 


8. 51. 


Beruht hiernach das Anfehen des Staates in feinem tie- 
feren Grunde auf göttliher Vollmacht, jo kommt ed doch ver- 
möge der Selbititändigfeit, die Gott allen feinen Schöpfungen 
und Einrichtungen verleiht, und vermöge der Zurüdziehung 
aller unmittelbaren und fichtbaren Wirkung Gottes aus der 
Zeitlichkeit, dem Staat in völlig felbftftändiger Weiſe zu. 
Es ift zunächſt und unmittelbar ein ihm jelbft innewohnendes 
Anſehen und verbleibt ihm unbedingt aud) dann, wenn er es 
gegen den Zwed, für welchen ed ertheilt ift, gebraucht (1.8. 35 
und 45). Nur bat ed vermöge jened feines Urjprunges eine 
Gränze da, wo dad unmittelbare Gebot Gottes ſpricht; 
mau darf der Obrigfeit nicht gehorchen, wenn fie Verlegung 
apodiktiicher religiöjer oder fittlicher Vorſchriften anordnet. Es 
ift biernacy Teineöweges der Rech ts grund des Staates in 
der göttlichen Vollmacht zu juchen, diefen hat der Staat in 
jich jelbft, weil er eben die realifirte Rechtsordnung iſt. Es ift 
jein Recht, nicht das Necht Gottes, welches die Unterthanen 
rechtlih bindet. Nur der tiefere jittlihe Grund für den 
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Staat, ebenſo wie für das Recht felbft, liegt in der göttlichen 
Bolmadt. Darım ift au ein Staatöbefehl, der Gottes 
Gebot wideritreitet, keinesweges unrechtmäßig, deun der Staat 
ift ſelbſt die Duelle aller Rechtmäßigkeit, fondern bloß fittlid 
unverbindlih und fittlih zum Nichtgehorfam auffordernd für 
Alle, die Gotted Gebot erfennen. Darum kann auch ein der 
Religion völlig entfleidetes Volk immer noch eine Anerkennung 
des Staated als einer höheren, in ihm felbit gegründeten 
Autorität möglicherweije behalten, und ed ift umgekehrt auch 
für das Volk, dad den Glauben bewahrt, diefe Selbftftändigfeit 
der Staatdautorität nicht aus den Augen zu verlieren. Der 
Streit über das göttliche Recht der Obrigfeiten jcheint deßhalb 
zunächſt betrachtet mehr ein religiös philoſophiſcher als ein 
rechtlich politiicher Streit. Denn Recht und Politit haben es 
an und für fi bloß mit dem Grundſatze zu thun, daß der 
Staat und bez. der König fein, Anjehen von ih hat, nicht 
durch die Unterthanen; ob dagegen dieſes in ſich gegründete 
Anjeben von Gott auöfließt, oder von der Weltſubſtanz, oder 
von einer mechaniihen Nothwendigkeit, iſt rechtlic) und politisch 
zunächſt nicht in Frage. Allein einerjeitö erjcheint doch die 
Aufgabe des Staated ganz anderd, wenn er von der Perjon 
Gottes völlig gelöft wird. Andererjeitd kann fi) das Anjehen 
des Staates thatjächlidh nicht erhalten, jo wie der Glaube an 
die göttliche Sanktion entihwunden iſt, jondern es iſt dann 
Jeder geneigt, jeinen Willen, und fohin das Volk feinen, d. t. 
der Maſſen Willen ald Duelle und Richtſchnur der Staats- 
gewalt geltend zu machen. Darum bat das göttlihe Necht 
der Obrigfeit dennoch nicht bloß das religiöje Interefje, daß 
die menjchliche Lebensordnung auf Gott bezogen werde, Jondern 
auch das politiſche Intereffe, dab der Staat und feine Ver- 
faffung dieie tiefere Befeitigung und Bürgſchaft erhalte. — 
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Das menschliche Anfehen im Etaate darf nimmermehr (theo- 
kratiſch) mit dem göttlichen Anjehen vermengt, aber ed muß 
nothwendig (religiös) auf das göttliche Anjehen gegründet 
werden. 

Mit diefem Allen wird dad Anjehen des Staated Teined- 
weged auf die Thatſache der Offenbarung gegründet, ſondern 
auf Sotted Ordnung und Crmädtigung, die ſchon unjer Ge- 
wiffen bezeugt und die Offenbarung nur fiherer und vollkom⸗ 
mener fund gibt und ausdrüdlich bekräftigt, und wie Die Gebote 
und Ordnungen Gottes überall nicht von der menſchlichen 
Erfenntniß derfelben und den Mitteln für diefe Erfenntniß ab⸗ 
hängen, jo gilt das Anſehen des Staated und der Obrigkeit 
auch da, wo die chriftliche Offenbarung nicht gefannt ift oder 
wo der Unglaube fi) von ihr emancipirt bat. 


§. 52. 


Die Griechen faffen den Staat in unbefangener Beobadytung 
als eine gegebene fittlihe Autorität. Das ift ein Mangel der 
Erkenntniß des tieferen Grundes diefer Autorität, wie einer 
wejentlihen Seite in der Bedeutung ded Staates, aber feine 
Läugnung. Das Mittelalter übertreibt die Gottverordnetheit 
der Obrigkeit zu theofratiicher Auffaffung. Die Reformation 
erfennt die göttliche Inſtitution der Obrigfeit in ihrer Rein⸗ 
heit*). Die neuere Rechtsphiloſophie (Grotius bi8 Kant 
und Rouffeau) entzieht dem Staate die felbftftändige Autorität, 
und gründet ihn bloß auf die Einwilligung feiner Glieder, aus der 
ſich aber nie ein Staat und eine Autorität ergibt. Die jpefulative 
Nechtöphilofophie (Schelling und Hegel) hat die felbft- 
ftändige Autorität deffelben wieder zur Einſicht gebracht, aber 


*) Augsb. Konf. art. 16. Gerh. Loci (loc. 25 p.1. cap. 3. sect. 1), 
Mein Bortrag: „Der Proteftantismus als politifches Princip.“ 
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Fünftes Kapitel. 
Die Staatsgewalt. 
8. 53, 


Als fittlich intelleftuelled Reich ift der Staat eine reale 
und freie Macht der Beherrihung, aber auf dem Grunde 





wobei ſich jedody meiftens in einem gewifjen Helldunfel die Rüdficht der 
Zwedmäßigfeit beimifcht, daß nämlich unfere Vernunft (Verftand?) uns 
jagt, wir können nur im Staate ein gefichertes, befriedigendes, umnferer 
Beftimmung entiprehendes Dafeyn führen, und wir und deßwegen mora⸗ 
liſch und rechtlich gebunden erkennen, dem Staate anzugehören und zu 
gehorchen. Bei aller der Vagheit des Begriffes der Vernunft ift aber 
doh der Kern Überall derfelbe: ein rein menjhliches, von Gott unab» 
bängiges Princip, ein dem Menfchen felbft innewohnendes und der menſch⸗ 
lihen Natur entipringendes (alfo nur immanentes nicht tranjcendente®) 
Geſetz, das auch grade fo befteht und bindet, wenn es feinen Gott gibt, 
bei deffen Zugrundelegung man daher eine neutrale Stellung zu Glauben 
an Gott oder Gottesläugnung einnehmen kann. Es ift das Intereſſe, die 
menfhlihe Ordnung von Gott zu löfen, die Obrigkeit auf bloß menſch⸗ 
liches Bewußtſeyn und bloß menſchliche Beziehungen zu gründen, als Beruf 
des Staates nur die Vervollkommnung (Vernunftmäßigkeit) menſchlicher 
Zuftände, nicht den Gehorſam gegen Gott zu betrachten. Deßhalb ftellt 
man fi eben in Gegenfat gegen die „religiöfe Begründung“, und gegen 
Alles, was „uur Sache des Glaubens, nicht des vernünftigen Erkennens“ 
jeyn Tann, freilich ohne zu prüfen, was fir den Staat noch übrig bleibt, 
wenn Alles, was Sache des Glaubens ift, aus ihm getilgt wird. Folge⸗ 
rihtig müßte man audy den Tilel „König von Gottes Gnaden“ umwan- 
deln in „König kraft der Vernunft“ (oder „der vernünftigen Ueberzeugung 
der Staatsbürger”), und die Eide, die den Staat zufammenhalten (Huldi- 
gungs⸗-, Verfaſſungs-, Amts-Eid) ftatt bei Gott bei der Vernunft ſchwören 
laffen. Es macht dabei feinen mwefentlihen Unterfchied, ob man die „re 
ligiöfe Begründung“ einfach) und grade beftreitet, oder ihr eklektiſch eine 
gewifje Anerkennung zollt als „einer ſehr würdigen Anficht fiber das 
Berhältniß der Staatsgewalt zu den Unterthanen“ und als einen „Beleg“ 
für die Nothwendigkeit einer „vernünftigen Rechtfertigung des Staates 
über dem bloßen Faktum“, dabei aber doch den wirkliden Grund des 
Staates und der Obrigkeit nicht in der Verordnung Gottes, fondern in 
der „Bernünftigfeit”, „Bernunftnothiwendigfeit” findet (Zöpfl und ähn- 
ih ſchon Maurenbrecher). Solde Emancipation der menſchlichen 
Lebensordnung von Gott und jolde Neutralität zum Gottesglauben ift 
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fittlih verftändiger Ordnung. Seine Herrichaft hat darum 
ein bdoppelted Clement: die Obrigfeit oder Staat3- 





vom religidfen Standpunft aus an fi unzuläffig, aber diefe Vernunft. 
begründung ift aud) vom wifjenfhaftlihen Standpunkt aus nicht haltbar. 
Aus der menschlichen Bernunft läßt fi) nicht der Staat felbft, feine Boll: 
macht und Gewalt über die Menfchen, ableiten; fondern nur eine Auf- 
forderung (ein „PBoftulat ) filr die Menſchen, den Staat zu errichten, bez. 
ihm zu geboren. E8 bedarf danad immer erft noch, daß fie fidh (ein 
Feder) von der Aufforderung überzeugen und zu ihrer Erfüllung frei 
entichließen. Begründung des Staates aus der Vernunft ift daher nicht 
möglid ohne die Bermittelung des Vertrages. So haben e8 aud) 
alle gründlien Denker (Rant, Rouffeau) angefehen, Vernunft poftulire 
den Staat, aber daß der beftimmte Staat die beftimmten Menſchen binde 
und zwingen dürfe, dazu bedarf es erft ihrer freien That, des Vertrages, 
durch welchen fie jenes Poftulat erfüllen. Ohne das bleibt der Zwang, 
den der Staat Über die Menjhen audh dann, wenn fie der Bernunft- 
forderung nicht entfprechen wollen, übt, immer ungeredtfertigt, eine bloß 
thatfähhlihe Gewalt, ein geihichtliher Zuftand. Vollends gibt die Ab- 
leitung des Staates aus der menſchlichen Vernunft nicht die Erklärung 
für diejenigen feiner Befugniffe und feiner fittlihen Eindrüde, die grade 
das Bereich der Verhältniffe unter Menſchen überragen, wie das Gericht 
Rber Leben und Tod, die Majeſtät der Obrigkeit, noch auch gibt fie die 
Erfärung für feine thatfächlihe Macht, daß er troß der Unvernunft der 
Menſchen dennoch fi) über ihnen erhält. Es ift aber überhaupt undenkbar, 
daß ein Gebot oder das bindende Anjehen einer Inftitution fi auf unfere 
Bernunft gründe. Unſere Vernunft kann wohl Zeugniß geben von einem 
Gebote und von dem bindenden Anjehen einer Inftitution, aber fie kann 
nicht felbft der Grund dieſes Gebotes oder Anfehens, nicht felbft das 
Bindende feyn. Nur eine Macht Über uns, die zugleich die fittliche und 
reale Urmacht ift, kann uns ein Gebot auflegen, kann einer Inſtitution 
ein Anfehen über uns verleihen (1. $. 34). Dean muß daher entweder 
Gott läugnen und den Staat auf die unperfünliche Weltmacht — Materie, 
Subflanz, Bernunft in dem Sinne der das Univerfum bildenden Macht — 
gründen (und aud von dieſer kann in der That nur eine Nöthigung, nicht 
eine fittliche Aufforderung kommen); oder aber, wenn man an den lebendigen 
yerfönliden Gott glaubt, jo muß man die fittlichen Geſetze als Seine Gebote 
erfennen, und muß man das Anjehen des Staates auf Seine Santtion grün- 
den. Was in der Mitte liegt, jedes Dritte ift ein Ungedanfe. Darım wenn 
gejagt wird: „auf das religiöfe Gebot jeid unterthan der Obrig- 
keit läßt fi jo wenig die Rechtslehre vom Staate als auf das Gebot 
die Sünde zu meiden eine Strafrechtstheorie gründen“; fo gilt davon 
in Wahrheit grade das Gegentheil. Eine Rechtslehre vom Staate läßt 
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gewalt (imperium)*), d. i. die Gewalt, die von Menfchen 
geübt wird, und das Gefeh (lex). Jene ift die Macht per- 
ſönlichen Willens (ſey es einer natürlichen Perfönlichkeit, eines 
Fürften, oder einer fünftlihen Perjönlichkeit, einer Eonftituirten 
Berfammlung), diejed die dauernde Gefinnung, die dem wahr- 
haft perfönlichen Willen zu Grunde liegen muß (1. 8.7), „das 
Ethos“ des Staates (Niebuhr), wie ed aus der nationalen 
Lebenswürdigung hervorgeht ($. 3), das fich aber für den 
Staat vermöge feiner Natur ald äußere Anftalt auch nur in 
äußerlich abgegränzten Regeln fund geben fann. Durch beide 
vereint bat. denn die Herrichaft ded Staates den vollen 
Charakter perjönlider Herrihaft*”). 


fi) im Letsten auf gar nichts Anderes gründen als auf das Gebot: „feld 
unterthan der Obrigkeit" und eine (philoſophiſche) Strafredhtstheorie auf 
nichts Anderes als auf das Gebot: „Sünde zu meiden.” Ohne jenes 
Gebot wäre kein Untertban zum Gehorfam gegen die Stantsgewalt ver- 
bunden, ohne dieſes fein Verbrecher ftrafbar. — Es ift auch das Fein 
Ausweg, daß man die „auf vernünftiger Erkenntniß beruhende gemein- 
fame Ueberzeugung der Glieder des Gemeinwejens“ die „wandelbare 
Nechtsüberzeugung” zur Grundlage „wie des Nechtes überhaupt” fo aud) 
der Obrigkeit madt (Zahariä), und fo gleihjam dem Principe der ra- 
tionaliftifchen Philojophie, der Vernunft, das Princip der biftorifhen Ju⸗ 
riftenihule, das Volksbewußtſeyn („nah Puchta“), Hinzufitgt oder fub- 
ftituirt. Das genügt weder für das Recht überhaupt (11. 8. 20), noch 
für die Obrigkeit insbejondere. Denn die Frage ift eben die, was der 
Grund diefer „gemeinfamen Weberzeugung” ift Hinfichtli der Obrigkeit, 
des Eigenthums, Erbredts u. |. w. und welches die richtige Rechtsüber⸗ 
zeugung ift, ob 3. B. die „wandelbare Rechtsüberzeugung“ des franzöfi« 
hen Volkes, daß es über den König Gericht halten duürfe, die richtige 
war. Bertrag oder Bernunft find eine faljhe Begründung der 
Obrigkeit, Volksbewußtſeyn ift gar feine Begründung. 

*) Dbrigfeit und Staatögewalt bedeuten daffelbe, erftere mehr von 
der perfönlihen und fittlihen, Tettere mehr von der anftaltlichen und 
medanifhen Seite. Nach der Aufgabe diejes Kapitels ift deßhalb die 
letztere die angemefjenere. 

“*) Das ift nicht, daß eine menjchliche Perſon die Herrſchaft führe und 
diefe auf der Gefinnung dieſer menſchlichen Perjönlichkeit ruhe; fondern 
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Geſetz und Staatögewalt verhalten fi) demnach zu ein- 
ander wie im einzelnen Menjchen (1. $.39—41) die Gefinnung 
(Sharafter) und der Wille (Kraft des Entſchluſſes). Das 
Geſetz iſt Grund und Borausjegung der Staatögewalt, durd) 
welches fie Staatsgewalt ift (Gejehe über Regierungsform, 
Thronfelge), und ift theild Schranfe, theils pofitiver Beftim- 
mungsgrund ihrer Ausübung, fie darf ed nicht überjchreiten 
und muß ed vollziehen. Auf der anderen Seite ift die Stants- 
gewalt wieder Grund und Vorausſetzung des Geſetzes — es 
gilt durch ihre Anjehen, und fie hat Macht e8 abzuändern und 
fortzubilden, und herrſcht die Stantögewalt in weiter Sphäre 
frei innerhalb des Geſetzes. Es beiteht zwilchen Geſetz und 
Staatögewalt, wie in der Perjönlichkeit (1. $. 4) und in dem 
Drganifchen, wechleljeitige VBorausfegung und Wechfelwirfung, 
und doch hat jedes jein eigenes jelbititändiges Bereich. Da- 
gegen führt ed nothwendig zum Staatsabiolutismus (Hobbes, 
Rouffeau, f. o. $. 41), wenn man bloß die Staatögewalt, 
wäre dieß auch das fouveräne Wolf (volonte generale), ala 
das Erfte und das Gele ald Produft deffelben betrachtet, 
ftatt letzteres ald eine ebenjo urſprünglich vorhandene Macht 
anzunehmen. 


§. 54. 


Die Etaatögewalt ift ihrem Weſen nad) untheilbar Eine, 
wie jede Perlönlichkeit, jeder Wille. Sie fann nicht zertheilt 
werden in mehrere Gewalten und an mehrere Subjelte, jon- 
dern fie muß Ein Subjett, Eine Perſönlichkeit jeyn (Fürft, 
oder organifirte Berfammlung, oder beide zufammen ald Ein 
Subjett). In diefer Einheit ift fie die Souveränetät 





daß die Herrichaft des Staates eine perjönliche jey und daher auf einer 
Geſinnung des Staates ruhe. 
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(Staatshoheit, Machtvollkommenheit). Aber ihrer Ausübung 
nach unterliegt fie verfchiedenen Bedingungen und bat verfchie- 
dene Organe unter dem Souverän, mehr oder weniger jelbft- 
ftändig gegen ihn. Dieje Verjchiedenheit beruht auf dem ver: 
ſchiedenen Verhältniß ihrer VBerrihtungen entweder zum Geſetz 
al8 der anderen Macht im Staate, oder zum Nechte des In⸗ 
dividuums. Nämlich die Staatögewalt ändert oder erläßt das 
Geſetz — Geſetzgebung, oder fie herrſcht nach dem Geſetz 
und bez. innerhalb ded Geſetzes — Regierung, oder fie greift 
in den Rechtskreis ded Individuums zur Wiederherftellung 
des verlegten Geſetzes — Gericht. Hierauf gründet ſich die 
Eintbheilung der Staatsgewalt. Doch find dieß immer 
nur Verrichtungen einer und derjelben Staatsgewalt, die im 
Souverän ihren Sit hat, und es ift unangemeffen, fie als 
eigene Gewalten zu behandeln. 

Der Eintheilungdgrund der Staatsgewalt fann aber nur 
diejer innere Gehalt ihrer Thätigkeit jeyn. Dagegen eine Ein- 
theilung nach ihren verfcjiedenen Organen (bei weldyer man 
eine Gewalt ded Königs, pouvoir royal, der Minifter, der 
Stände, der Gemeinden, der Gerichte, des Militär unter: 
jcheiden müßte), oder nach der äußeren Form ihre Thätigfeit 
(wo man eine regelgebende, beſchließende, berathende, verhin- 
dernde, jubjumirende, ausführende, beauffichtigende, mittheilende, 
wählende Gewalt unterjheiden müßte) ift im Allgemeinen nicht 
ausführbar, da ſich dieß Alles nur an die beftimmten Einrich— 
tungen anjchließt, und wäre müßig und zwecklos. 


$. 55. 


Die Eouveränetät iſt ſonach die erfte, urſächliche und 
oberfte Gewalt, die alle Organe und Verrichtungen bedingt 
und umſchließt, fie alle entweder pofitiv beftimmt oder doch 


5. Kapitel. Die Staatsgewalt. 191 


wenigftend negativ begränzt*). Sie ift der Herrfcherwille, der 
im ganzen Bereiche des Staates gegenwärtig und wirkſam ift, 
feine innerfte Perjönlichfeit. Der Eouverän repräfentirt 
dehhalb den Etaat nach innen und außen. Er allein ver- 
anlaßt alle Verrichtungen der Staatögewalt und ernennt 
dehhalb Die Drgane, wenigſtens die oberften, für dieſelben; er 
allein ertheilt ihnen die Geltung und Autorität; er führt 
die oberfte Auffiht über fie. Gr beftimmt aber nicht 
minder auch den In halt derjelben, ſoweit ihm nicht beſondere 
Schranken geſetzt find**). Eine Souveränetät, die in der leeren 
Macht der formalen Veranlafjung und Autorifirung beftände 
(j. B. Sie yes' Großmwähler des Reichs), ift ein Unding, 
gleihwie ein Wille, der nichts Beſtimmtes wollen könnte. 
Jene Echranfen fönnen darin beitehen, dab er an eine Zu- 
ftimmung gebunden ift, daß er beitimmte Organe zur Aus—⸗ 
führung gebraudyen (Beamte), ja ihnen die Anwendung auf 
den einzelnen Fall ohne eigene Einmiſchung überlaffen muß 


*) Die Souveränetät ift alfo nicht bloß die oberfte Gewalt, die hö— 
here Macht über den anderen (das wäre 3. B. and das Obergericht über 
dem Untergerichte, der deutihe Bund über den Bundesftaaten), fondern 
auch die urſächliche Gewalt, welche die anderen bedingt und beftimmt. 
So 3. B. nah der Sardicenfiihen Synode und deren Beftätigung durch 
Balentinian hatte der Papft die oberfte Gewalt (primatus jurisdictionis) 
in der Kirche, weil von den Provinzialfoncilien an ihn appellirt werden 
tonnte, aber noch feinesweges die Souveränetät. Denn die Biſchöfe und 
Brovinzialtoncifien ruhten noch nicht auf feiner Vollmacht ımd Ein- 
fegung n. f. w. Diefe erlangte er erft viel fpäter. 

*®) In der Monarchie übt dies Alles der Monard in der Perſon, in 
der Republik übt es die Volksverſammlung, fo weit dieß möglich ift. Daß 
bier Manches, was zur Souveränetät gehört, von ihr nicht ſelbſt geübt 
werden fann (3. B. die Snitiative, die Oberaufficht, dann vor Allem die 
Regierung felbft), ift eben ein Mangel der republikaniſchen Berfafjung. 
Es ift hier die Souveränetät, die ihrer Natur nad untheilbar jeyn foll, 
dennoch in gewiſſem Grade zwifchen der Volksverſammlung und den Ma- 


giſtraturen geteilt. 
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(Richter). Er ſelbſt aber Tann zu Nichts gezwungen werden, 
und nie fann ed eine Gewalt neben dem Souverän geben, 
die pofitiv Etwaß für dad Ganze des Staates be- 
wirfen könnte”). 


$. 56. 


Die Geſetzgebung ift die Feftftellung der Rechts— 
grundfäße (Normen für den Rechtszuſtand, eigentlichen Ge- 
fee). Sie ift feinesweged die erite Aeußerung der Staats- 
gewalt der Zeit oder dem Begriffe nach, die den anderen 
voraudgehen müßte. Die Gejebe zwar müſſen diejen voraus» 
gehen; aber die Gejeße find auch ohne und längft vor der 
Geſetzgebung durch Sitte und Herkommen als ein gegebene 
Net. Im Gegentheil, die Geſetzgebung ſetzt den Rechts⸗ 
zuftand und jeßt die anderen Berrichtungen der Stantögewalt 
in voller Uebung ſchon voraus und tritt erft ein, wenn für 
diefe die rechte Unterlage gewichen ift. Allein fie ift die erfte 
der Macht und Wirkung nad: fie beitimmt diefe, ohne von 
ihnen beftimmt zu werden, fie iſt Die höchſte Aeußerung der 
Staatögewalt*"). Deßhalb ift fie nur vom Souverän jelbft 
zu üben. In der Republik ift unmittelbar die Volksverſamm— 
lung (nit die Magiftratur), in der Monarchie ift nur der 
Fürft in Perfon (nicht die Beamten) der Geſetzgeber. — Die 
Geſetze (Rechtsgrundſätze) ald das Ethos ded Staates haben 
aber (materiell) ihren Urjprung und Sit im nationalen 


*) Die Stände beihränfen bloß den Souverän (negativ), können nicht 
(pofitiv) Etwas gegen den Willen des Königs ausrichten (3. B. in England 
das unbedingte königliche veto), und die Richter haben keine Gewalt für 
das Ganze des Staates. So aud in Athen konnten die Gerichte den 
Schluß der fonveränen Bollsverfammluug brechen, ihr aber nicht einen 
andern aufdringen. 

**) Weßhalb fie auh Kant mit der Souveränetät felbft verwechſelt. 
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Bewußtſeyn, wie fie (formell) ihre Geltung durch den Sou- 
verän haben (vergl. II. $. 23). Sie find gemeinſame Baſis 
der fittlich geiftigen Gemeinfchaft und der herrichenden Autorität. 
Darum ift die Gefeßgebung nicht bloß Sache des Souveräng, 
fondern auch des Volkes. In der Demokratie fällt ohnehin 
Beides zufammen. In der entwidelten Monarchie aber bedarf 
ed aud diefem Grunde der Zuftimmung der Landesvertretung 
zu den Geſetzen, in der abfoluten Monarchie wenigftens der 
Berüdfihtigung der Volksgeſinnung. Der Fürft als Souverän 
bleibt zwar immer das Subjeft der gefebgebenden Gewalt, 
aber er toll die Gelee am öffentlichen Bewußtſeyn erproben. — 
Ueberhaupt aber unterliegt die Geſetzgebung um jener ihrer 
Wichtigkeit willen meiltend auch ftrengeren Bedingungen ihrer 
Ausübung, jowohl um die Reife des Beichluffes zu erzielen, 
ala um das Anfehen der überlieferten Geſetze und die Intereffen 
am beftehenden NRechtözuftande zu fihern. Dahin gehört vor 
Allem jene ftändiihe Zuftimmung jelbit, dann in mehreren 
Staaten die vorgängige Vernehmung des Staatörathes, in 
Athen die Bertheidigung der beitehenden Geſetze vor den 
Nomotheten. 


§. 57. 


Die Regierung iſt die wirkliche unmittelbare und 
reale Verſorgung der Zuſtände. Sie iſt deßhalb auch 
die Verrichtung der Staatsgewalt, welche ſtets und ununter⸗ 
brochen wirkſam ſeyn muß, in der ihre normale Thätigkeit 
beſteht, die anderen werden nur durch beſondere Veranlaſſung 
hervorgerufen, das Gericht durch begangenes Unrecht, die Geſetz⸗ 
gebung durch Unübereinſtimmung der Geſetze mit dem Leben. 
Als die unmittelbare Verſorgung der Zuſtände bedarf ſie vieler 
Organe und einer Abſtufung derſelben vom Mittelpunkte der 
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Iouveränen Gewalt aus — der Beamtenhierardie, und 
erfordert fie in jeglihem Zalle fonfrete Würdigung und kon⸗ 
centrirte Thatkraft, ift daher Sache der Perjönlichfeit, nicht des 
öffentlichen Bewußtjeynd. Deßwegen übt fie der Fürft, und in 
der Republif die oberſte Magiftratur, nad) eigenem Ermeſſen 
ohne Volkszuſtimmung, und thut wohl, auch den Beamten 
bis hinunter einen geeigneten Raum der Selbfttändigfeit zu ge= 
ftatten. — Eie ift ihrem Begriffe nad) beichränft durch das 
Gejeß, und die Organe ihrer Ausübung werden daher füglich 
auch auf dad Gejet verpflichtet, Art und Grad diefer Verpflich- 
tung aber richtet ſich nad) dem Verhältniß der Subordination. 

Die Verſorgung ded Staates beiteht nun aber darin: 
für's Erfte, die beftehenden Gefege auszuführen (Handhabung 
der Berfaffung wie der anderen Geſetze mit Ausſchluß der 
Rechtspflege) — Vollziehung; fürs Zweite, Zwede anzu- 
ftreben, die im Geſetze nicht vorgezeichnet find (z. B. Erlaffung 
eined Echulplanes, einer Poft:, Pap-Drdnung) — Regierung 
int engeren Einne. Sene ijt durch das Geſetz pofitiv be- 
ftimmt, dieje nur negativ begränzt. Die Unterlaffung begründet 
daher bei jener, nie aber bei dieler eine rechtliche Bejchwerbe. — 
Für beide Arten beiteht die Regierung jewohl darin, Beichlüffe 
zu fallen, als fie auszuführen, ſowohl darin, vorübergehende 
und partikuläre Maaßregeln gu ergreifen, ald dauernde und 
allgemeine Anordnungen zu geben. Sie äußert ſich deßhalb in 
Bornahmen, in Bejhlüfjen, in Verordnungen. 

Es ergibt fi) hieraus der für die Etaatölehre und das 
Staatsrecht jo folgenreihe Unterjchied zwiſchen Gefet (laws, 
statutes, lois) und Verordnung (proclamation, ordonnance). 
Er ift im Weſen ded Staates begründet und findet ſich deß— 
halb unter allen Regierungöformen, wenn er gleich erft in ber 
andgebildeten Monarchie zu der vollen Klarheit und großen 
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Wichtigkeit gefommen ift. Die Verordnungen nämlich, die 
bloße Afte der Regierungögewalt find und deiwegen feiner 
ftändijhen Zuftimmung bedürfen, find zwar auch allgemeine 
Regeln jo gut ald die Geſetze. Dennoch find fie von diefen 
wejentlidy unterichieden; denn dieje enthalten Rechtsgrund: 
\äße, fie aber nur eine Leitung der gemeinfamen Thätigfeit 
für Zwede. In's Bereich des Geſetzes gehört deßhalb, was 
in ſich jelbft als mothmwendig gilt, jey es ald integrirenber 
Theil des öffentlichen Rechtszuſtandes, ſey es als zugefichertes 
Recht der Perjonen; dagegen in's Bereich der Verordnungen, 
was bloß ald Mittel zum Zwede befteht und fo in fich felbft 
den Zrieb hat, anders gehandhabt zu werden, wie nad) den 
Umftänden die Zwedmäßtgfeit ich ändert. Die Beitimmungen 
in der Sphäre der Verfaffung und der Rechtspflege müffen 
daher großentheild Geleße, dagegen die Beltimmungen in der 
Ephäre der Polizey, der Finanzen, des Militärweſens großen- 
theild Verordnungen jeyn*). Demgemäß find aud gewöhnlich 
die Gelee dauernd, die Verordnungen mehr wechſelnd. Denn 
Die Dauer entipridht der inneren Nothwendigfeit, die Charafter 
des Gejehes, die Beweglichkeit aber jenem fteten Streben nad) 
dem Befjeren, Zuträglicheren, das Charakter der Regierung ift. 
Die Berordnungen find aber keinesweges darauf beichränft, 
zum Vollzuge der Gejeße zu dienen, wie die gewöhnliche Lehre 
it. Denn das ift nur eine Seite der Regierung; das Weſen 
der eigentlihen Megierung aber ift es im Gegentbeil, unab- 
bängig vom Geſetze etwas Neues, Pofitived in freier, jchöpfes 
riſcher Thätigkeit hervorzubringen, die Zuftände nach Zweden 


*) Dieß if das Motiv der Ausſcheidung; die nähere Beftimmung 
fällt natürlich hier wie iiberall dem pofitiven Rechte (Herlommen, Staats- 
yraris und Analogie) anheim. Hinſichtlich des deutſchen Tonftitutionellen 
Gtastsrechts vergl. unten Kap. 12. 
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zu fördern. Shre Leiltungen find (die Vollziehung im engeren 
Sinne auögenommen) nicht Mittel für das Geſetz, jondern für 
Zwecke außer dem Gefebe. Der erfte unbefangene Blid auf 
den Inhalt der meilten Verordnungen, wie fie für die Förs 
derung bed Landbaues, der Induftrie, des Handels, für He⸗ 
bung der Bildung, für Sicherheit, für Gefundheit, für Waſſer⸗ 
und Feuerögefahr, für Bequemlichkeit, VBerfchönerung u. f. w. 
gegeben werden, muß davon überzeugen, daß fie durchaus nicht 
zur Erfüllung eined voraudgehenden Geſetzes dienen follen, 
fondern auf ein Ziel und einen Erfolg im bewegten Leben 
gerichtet find, und auf Mittel dafür, wie die Umftände fie 
beifchen, und daß grade in dieſen Zwecken die eigenthümliche 
Aufgabe, in diejer freien Wahl die eigenthümliche Thätigkeit 
der Regierung befteht. 


§. 58. 


Das Bericht (richterliche Gewalt) it die Wieder: 
hberftellung des verlegten Geſetzes gegen das In— 
dividuum durch Eingriff in feinen Rechtskreis, ſey ed 
für Aufrechthaltung der Rechte Anderer, oder des Anfehens des 
Geſetzes jelbit. Dieje eigenthümliche Verrichtung hat bloß im 
Weſen der Gerechtigkeit ihre Wurzel; fie ift deßwegen geleitet 
einerjeitd durch die Anforderung der unverbrüchlichen Geltung 
des Geſetzes, andererjeitd durd) das unantaftbare felbftftändige 
Recht der Perfon, an der es zu erfüllen ift, ohne alle Rüdficht 
auf öffentlihes Wohl. Im Weſen des felbitftindigen Nechts 
liegt aber nothwendig die Macht eigener Geltendmadhung. 
Die Staatögewalt kann daher ald Gericht nicht allein und 
bloß nad ihrer Erwägung der individuellen Berechtigung 
verfahren, jondern nur unter eigener Vertheidigung deſſen, 
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gegen den verfahren werden joll*). Dieb ift der Proceß, 
ber fich nur beim Gericht und feiner anderen Verrichtung der 
Staatögewalt findet. Das Gericht beiteht demnad in ber 
Abwägung ded Geſetzes und der perjönlidhen Berechtigung, die 
alſo felbft fi) geltend macht, d. i. dem Urtheil und der Voll⸗ 
ftredung ; dieſe zufammen bilden feinen Begriff**). Es iſt nicht 
ein Mittelglied zwilchen Gejeß (oder Gefebgebung) und Voll 
ziehung, fondern eine eigene ſpecifiſche Verrichtung neben ber 
Bollgiehung. Diefe gehen auf das Deffentlihe (Staat 
und Gemeinwohl); dad Gericht aber auf Erfüllung des Geſetzes 
am Individuum nad) der Gerechtigkeit. Diejer feiner Natur 
nach ift das Gericht immer nur gegen eine beftimmte einzelne 
Perſon (phyſiſche oder moralijche) gerichtet und für einen ver- 
gangenen Fall, nämlid immer um gegen eine Rechtsverletzung 
wieder herzuftellen. Ausführungen und Anordnungen für da8 
Ganze, Zeititellung und Auslegung eined Rechtsſatzes für 
fünftige Anwendung gehören nicht in fein Bereih. Es 
ift ferner immer gegen die Perjon in der Sphäre ihrer jelbit- 
ftändigen Berechtigung gerichtet, ihre körperliche Freiheit oder 
ihr Vermögen, fo weit fie ald unantaftbar auch den öffentlichen 
Rückſichten gegenüber verbürgt find. Die Heritellung des 
Geſetzes gegen einen Ungehorſamen oder Verlegenden, wo joldye 
Berechtigung nicht anerkannt ift, gehört nicht zur richterlichen 
Thätigfeit, daher auch nicht die Subfumtion des einzelnen 


*) Ob das Berfahren des Gerichts von Staatswegen oder auf Auf- 
forderung einer anderen Partei eintritt (Kriminal- oder Civilgericht), iſt 
hiefür einerlei. “ 

**) Man kann fih wohl die Subfumtion unter das Geſetz getrennt 
von dem Neellen der Brocefleitung (Zwang gegen das Individuum, fi 
zu vertheidigen, und Anweifung der Bahn) und der Bollfiredung denten 
(wie in Rom ungefähr für jenes der praetor, für diefes der judex beftand), 
aber nur Beides zufammen tft der vollftändige Begriff des Gerichts. Es 
ift daher Subfumtion; aber nicht bloß logiſche, jondern reelle. 
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Falles unter das Geſetz für dieſe Herftellelung oder für fonitige 
Geſetzvollſtreckung. Das Gericht hat deßhalb auch feine eigent- 
liche Stelle bloß im Gebiete der Rechtspflege. — Als Aft 
der Gerechtigkeit Tann da8 Geriht nur durch die unwandel- 
bare Regel des Geſetzes beſtimmt feyn, nicht durch freie per- 
fönliche Herrichaft, und bedarf, da fie gegen die perjönliche Be- 
rechtigung gerichtet ift, einer unparteiiihen Macht zwilchen 
diefer und ter Stantögewalt. Deßhalb muß ed unabhängig 
vom Souverän geübt werden durdy Organe, die bloß auf 
richtige Anwendung des Geſetzes verpflichtet find. Das tft 
nicht gegen die Einheit der Staatdgewalt, weil das Gericht 
fih immer auf den einzelnen Fall und die einzelne Perjon 
beichräntt*) und eine untergeordnete Verrichtung ift, nämlich 
abhängig und beftimmt von der Gejebgebung. 


8. 59. 


Die erite und ſchon völlig umfaffende Unterfuchung über 
Eintheilung der Staatsgewalt, um danad die Verfaffung zu 
beurtheilen, findet fidh bei Ariftoteles’*). Nach der An- 
ſchauung griechiicher Verfaſſungen theilt er fie in die berath- 
Ihlagende (Berjammlung des Volkes oder reſp. der Ariftofratie), 
die vollziehende (Magiftratur) und die richterliche, zählt dabei 
die Enticheidung über Kapitalverbrechen noch zur erfteren und 
betrachtet die vollziehende Gewalt ald der berathichlagenden 
völlig untergeben. — Die Unterfuchung erhielt in der neueren 
Zeit ihre große praftiihe Wichtigfeit, feitden Locke und nad 


*) Sind die Gerichte befugt, die Verfaffung auszulegen fitr die Zu- 
funft, jo ift dieß allerdings eine Verlegung der Souberänetät und gegen 
die Natur der richterlichen Gewalt. Ebenſo beſchwerte fih in älterer Zeit 
das engliihe Parlament mit Recht darüber, daß die Könige Berfaffungs- 
grundfäge durch die Richter feftftellen lichen. 

**) Bolitit IV. 14ff. 
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ibm Montedquieu die Lehre von der nothwendigen Tren- 
nung der geſetzgebenden und vollziehenden Gewalt als Funda- 
ment der politiichen Freiheit verfündeten und fo jene von 
Ariſtoteles der Republik abitrahirte Theorie auch der Monarchie 
unterftellten.. Nach ihnen hat ſich dann als Schultheorie die 
Eintheilung in die gejeßgebende, rihterlihe und voll: 
zie hende Gewalt gebildet. Dieje Eintheilung ift in vieler 
Hinſicht irrig. 

Sie bezeichnet ſchon die Begriffe nicht Scharf genug, indem 
fie die außere Form der Thätigfeit — Regel, Subjumtion und 
Ausführung — zu Grunde legt, ftatt ihren Inhalt; denn der 
innerfte Begriff der gejebgebenden Gewalt ift nicht, daß fie 
Regeln gibt, jondern daß fie den NRechtözuftand beftimmt; der 
tichterlichen nicht, daß fie jubjumirt, ſondern dab fie Rechts- 
ftreitigfeiten enticheidet*). Sonft müßte man 3. B. ein Gebot, 
nicht an öffentlichen Orten Zabad zu rauchen, in gleicher Weiſe 
zur gejeßgebenden Gewalt rechnen wie die Strafgejege über 
die Tödtung; man müßte die Repartition der Steuern, die 
Zofation bei der Prüfung der Amtöfandidaten oder die Beur- 
tbeilung eined Polizeybeamten, ob er gemäß den allgemeinen 
Verordnungen in dem peciellen Falle einen Paß ertheilen 
dürfe, ebenfo ſehr zur richterlichen rechnen als einen Kriminal- 
prozeß oder die Lofation beim Konkurd-Prozeffe, man müßte 


*) Der englifhen Eintheilung in geſetzgebende und vollziehende Ge- 
walt liegt der allerdings einfache und unläugbare Unterjchied zu Grunde 
von der idealen Macht der Regel und der realen der wirklichen Ausfithrung. 
Die ift aber nichts Anderes als der oben angegebene Unterjchied von 
Geſetz und Staatögewalt; in der Anwendung auf die Gliederung der 
Staatögewalt ſelbſt ift er aus den erwähnten Gründen nicht erichöpfend 
und genau bezeihnend. Locke nimmt außer der gejeggebenden und voll» 
ziebenden Gewalt noch ein federative power an, d. i. die Macht des 
Krieges, Friedens und Bündniffes, die er aber felbft wieder für gleichartig 
mit der exekutiven erklärt. 


J 
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die Vollſtreckung einer richterlichen Sentenz ald Aeußerung der 
erefutiven Gewalt im Staate betrachten und konſequent fie 
nicht den Gerichten, fondern dem Souverän und den Miniiterien 
zutbeilen. — Man ift bei diefer Dreitheilung, bewußt oder 
unbewußt, durch die Parallele zum logiſchen Schluffe (Oberſatz, 
Unterfaß und Konflufion) geleitet‘) Aber dann müßten fidh, 
wie bei jedem Schluffe die drei Sätze, jo auch bei jedem 
öffentlichen Akte die drei Gewalten in dieſer Ueber- und 
Unterordnung einftellen, d. i. überall das Geſetz durch das 
Medium der Gerichte zur Vollftredung fommen, während fie 
in der That, die Rechtspflege ausgenommen, überall nur neben 
einander laufen, nämlich alle Gejeße (3. B. die Verfaſſungsgeſetze) 
ohne Gericht angewendet werden, und die meilte Vollziehung 
(Adminiftration) ohne ein Gejeß vor ſich geht. Die Einthei- 
lung der Stantögewalt kann unmöglid aus der Logik (der 
Natur des Denkens), jondern nur aus dem Staate und feiner 
Ipecifiihen Natur gefunden werden, daß er ald ein Reid) nach 
Negeln und durch Perjönlichkeit herrſcht und jelbititändige 
Perſonen unter ſich hat**). 

Sie überfieht ferner die eigentliche freie Negierungsgewalt 
und läßt fie in der erefutiven, d. h. der bloßen Vollſtreckung 
gegebener Gejebe, aufgehen. Dieb hat in der jeßigen Praris 
fonftitutioneller Staaten die nadhtheilige Folge, dab man jede 
bleibende Anordnung, die nicht in Folge eined voraudgegangenen 





*) Bewußt und ausdrücklich findet es fih bei Kant, Rechtslehre 
©. 165 ($. 45). 

”*) Derjelde Einwurf trifft deßhalb auch Hegel's aus feiner Logik 
entnommene Eintheilung in gejeggebende, vollziehende und fitrftliche Gewalt, 
ale Allgemeinheit, Befonderung und Einheit Beider. Diefe Theorie bat 
zwar den großen Vorzug vor der älteren, daß fie die Einheit der Sou⸗ 
veränetät wieder herftellt; aber dafür enthält fie nicht die fo mefentliche 
Unterfdeidung richterliher und vollziehender oder adminiftrativer Gewalt. 
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Geſetzes erlaffen wird, alfo nicht bloße Erefution ift, 3. B. eine 
Scyulverordnung, ſelbſt ald ein Gejeß betrachtet und daher 
Zuftimmung der Stände fordert. Der Staat erſcheint danadı 
als eine große Geſetzmaſchine, und das ganze Näderwerf greift 
nur in einander, um Gejeße zu machen und die gemachten 
anzuwenden. Ed gibt dann Verordnungen entweder für die 
Geſetze, oder gegen diefelben, keineswegs ſelbſtſtändig innerhalb 
der Geſetze. Dieje Vorftellung fpricht fich deutlich aus fogar 
in deutſchen Berfaffungdurfunden, wenn in denfelben dem Könige 
das Recht der „zur Vollſtreckung und Handhabung der Gefehe 
erforderlihen Verordnungen“ beigelegt wird*). 

Eie hebt endlich die Einheit der Staatögewalt auf, indem 
fie den Begriff der Souveränetät völlig aus ihrem Bereiche 
läkt und fofort die gefeßgebende und die erefutive Gewalt an 
zwei verjchiedene Subjekte, die Bolfsrepräfentation und den 
König, vertheilt. Letzterer ift dann, ftatt der Souverän, nur 
ber Inhaber, richtiger dad Organ, der exekutiven Gewalt. Die 
ft der Kern der fogenannten fonftitutionellen Theorie, 
die etwas ganz Anderes ift ald wahre Eonftitutionelle Berfaffung. 
Nontesquieu, der fie auf dem Kontinente zur Herrſchaft 
brachte, hat fo viel praftiiche Einfiht, nad dem Mufter der 
englühen Verfaſſung dem Fürften duch noch einen negativen 
Antheil an der Gejebgebung zu gewähren. Aber das erfcheint 
im feiner Kehre nur ald eine äußerliche Zugabe, während ber 
Begriff des Fürſten mit der Gefehgebung Nichts gemein hat, 





2) 3.3. Würtemb. 8. U. 11. 8. 89. Heffifhe 8. 95. Selbft in der 
Ronfitution von 1814 wird dem Könige nicht wie billig die Regierungs⸗, 
ſendern nur die exefutive Gewalt als fein ausfchlieflihes Recht zuge- 
ſchrieben. Die Prozeffualiften dagegen haben immer den Juſtizſachen die 
Regierungsfachen richtig entgegengefegt. Bon neueren Staatslehrern ift 
ua mit Recht der Begriff der Regierungsgewalt an die Stelle der exeku⸗ 
tiven Gewalt geſetzt worden. 
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fondern ald erefutive Gewalt grade den Gegenfaß gegen fie 
bildet. Die Konjequenz diejer Lehre ging daher weiter fort 
zur völligen Ausſchließung des Fürſten von der Gejeßgebung. 
So ift ed von fpäteren Staatdlehrern ald Ideal aufgeftellt 
(3. B. Behr's Dyardhie), und von der franzöfiichen Revolution 
(mit Abfiht 1795, der That nad) jhon 1791) und den fpaniichen 
Korte (1812) in der Wirklichkeit verfuht worden. Nun ift 
in Wahrheit die Trennung nicht möglich, indem die erefutive 
Gewalt, von der gejeßgebenden völlig entkleidet, aufhört, eine 
Gewalt zu ſeyn, und bloß dienendes Werkzeug der letzteren 
wird. Bei der konſequenten Durchführung der Theilungslehre 
wird daher grade ihre urſprüngliche Abſicht, durch das Gegen- 
gewicht zweier jelbitftändiger Gewalten den Staatöbürger 
zwilchen ihnen ficher zu ftellen, vereitelt. Was fie bewirkt, ift 
ganz dafjelbe, was Rouſſeau, der erklärte Gegner der Thei- 
lungslehre, will. Denn er fordert nicht minder die Theilung, 
daß das Subjekt der Erefution (Gouvernement) und das der 
Legislation (Souverain) verjhieden feyen, nur will er nicht, 
daß eriteres auch eine Gewalt jen. Der thatfächlicye Erfolg 
iſt aljo zuleßt nur einfach Unmmandlung der Monardie im 
Demofratie — und dieß ift implicite ſchon von Anfang damit 
gegeben, daß man die Volfsdeputirten als gejeßgebende Gewalt 
betrachtet. Spätere franzöſiſche Potitifer (Glermont Tonnerre, 
Benjamin Conſtant) fuchten dem MWebelftande dadurch abzu= 
helfen, daß fie noch ein pouvoir royal, eine Macht der lebten 
Entiheidung (des Ja und Nein) dazufügten, aber das iſt auch 
wieder nur eine Gewalt neben anderen Gewalten, nicht die 
Einheit der geſammten Staatögewalt. Dagegen hatte Hobbes 
dieje Einheit der Etaatögewalt oder den Begriff der Souve- 
ränetät in ganzer Sicherheit und Klarheit ausgeſprochen, ob⸗ 
wohl mit der irrigen Beimiſchung abjolutiftiicher Gewalt. Ihm 


5. Kapitel. Die Staatsgewalt. 203 


folgt hierin Roujjean (unter Bekämpfung der inzwiichen auf: 
gefommenen Lehre von der Theilung). Allen Rouffeau, hierin 
an Einfiht tief unter S ob be, jchreibt die Souveränetät nicht, 
wie diefer, dem geordneten Etaate („rex“ oder „coneilium“), 
jondern der unkonftituirten Mafje, höchſtens der Majorität*) 
zu. In feinem Sinne fpricht die Revolution die Einheit und 
Untheilbarfeit der Souveränetät aus, die dem Volke zufomme. 
Das ift denn ein unbeftinnmter Begriff, auf deſſen Unterlage 
man ebenjo jehr die Nationalrepräjentation zur ungetbeilten 
Gewalt machen, als eine Theilung in der Weife Sieyes’ 
veriuchen kann, immer aber den Nadıtheil hat, daß bei allen 
Verfaffungen die revolutionäre Maffe ald ein Höheres über 
der verfaffungsmäßigen Autorität fteht. 

Die große Wahrheit aber ift durdy Locke und Montes— 
Juieu gewonnen worden, und daß ift ihr unfterblicher Ruhm, 
daß die Theilnahme verichtedener Elemente (ded Volkes, der 
Beamten, der Richter) an der Ausübung der Staatsgewalt je 
nah ihren drei Verrichtungen wirflih dad Fundament ber 
bürgerlichen und bez. der politijchen Freiheit ift, und umgekehrt, 
wo nur ein und daffelbe Subjekt (Fürſt oder Volksverſammlung) 
allein alle Funktionen verſieht, Deſpotismus die unvermeidliche 
Folge iſt. So in orientaliſchen Staaten, wo der Fürſt Geſetze 
gibt, regiert und richtet, Alles wenn er will in Perſon, und 
nicht beſſer, wenn dieß etwa eine demokratiſche Volksverſammlung 
übernähme. Fälſchlich aber machen fie das, was bloß Theilnahme 
and Mitwirkung verichiedener Eubjefte an der Ausübung der 


*) Aehnlich ſchon Locke two treatises of government $. 149. Nah 
ihm kann der Inhaber der erefutiven Gewalt, der einen Antheil an der 
Geſetzgebung hat, in gewiffem Sinne zwar supreme power genannt wer: 
den, aber nur als Exekutor der Geſetze, acted by the will of the society, 
declared in its laws, and thus he has no will no power but that of 
the law. 





⸗ 
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Staatsgewalt unter dem Souverän (oder allenfalls kollektiver 
Beſitz der Souveränetät) iſt, zu einer Vertheilung der Staats⸗ 
gewalt ſelbſt unter verſchiedene Subjekte, deren der Fürſt nur 
eines neben, ja gewiſſermaaßen unter den andern iſt. Jenes 
iſt organiſche Entfaltung und Gliederung der Staatsgewalt von 
urſprünglicher und fortdauernder Einheit aus, dieſes mechaniſche 
Zuſammenſetzung derſelben. Noch mehr aber als das, die 
Freiheit wird in der ächteſten Weiſe dadurch geſichert, daß nicht 
bloß andere Subjekte an den genannten Verrichtungen ber 
Staatögewalt Theil nehmen, jondern dab dieſes auch wirklich 
verihiedenartige Elemente ſeyen. Beftehen fie alle aus 
einem gleihartigen Elemente, jo ijt die Freiheit minder 
geſchützt. Sogar da wo daffelbe Volkselement (mie 3. B. in 
Nordamerika) die gejegebende Verfammlung, den Senat, die 
Fury und die öffentliche Meinung bildet, ift der Einzelne ober 
die Minorität der Unterdrüdung ausgeſetzt (Toqueville). 
Darin liegt eben der unvergleichliche Werth ächter Tonftitutio- 
neller Berfaffung, daß verfchiedenartige Elemente — Königthum, 
Srundariftofratie, jelbitftändige Nichter, unumgehbare Beamte, 
Volk und öffentliche Meinung — in die Macht und den Einfluß 
fich theilen. Grade deßhalb verfehlt aber die fogenannte Ton- 
ftitutionelle Theorie ihr eigenes Ziel dadurd, daß fie fein ächtes 
Königthum und bez. feinen ächten Grundadel annimmt, fondern 
den König bloß zu einem mit der erefutiven Gewalt betrauten 
Individuum, die Pairie bloß zu einem Gegengewicht in der 
gejebgebenden Verſammlung macht; denn damit werden wieder 
alle Theilnehmer an der öffentlichen Gewalt zu Einem gleich 
artigen Elemente. 
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Sechſtes Kapitel. 


Staatsverfaffung und Staatsverwaltung. 


8. 60. 

As ein Reich, ald Anftalt für die Beberrfchung der Menfchen 
bat der Staat zwei Seiten — Berfaffung und Verwaltung. 
Die Gliederung der menfchlichen Gemeinschaft, durdy melde 
der Staat ald Anftalt befteht — alſo der Zufammenhang der 
Einrichtungen, die Austheilung der Beruföftellungen, die Bil- 
dung der Drgane für Beherrihung — ift die Berfafjung; 
bie Herrichaft, welche fie von diefer Gliederung aus über bie 
menſchlichen Zuftände übt, ift Die Verwaltung. Sene ift 
daher ein Beftand, diefe eine Wirkjamfeit und ein Kreid von 
Verrihtungen. In jener erjcheinen die Menfchen ald ergän- 
jende Theile des Staates — er ift aus ihnen gebildet — in 
dieſer ald Gehorchende ihm gegenüber. — 

Der Inhalt der Verfaſſung ift demnach die Bildung der 
verihiedenen &emeinjchaften nad) den jämmtlichen Beziehun- 
gen ded öffentlichen Lebens zu rechtlich geordneten Anftalten 
der Herrfchaft über den Menfchen, und Bildung diejer Ge- 
meinihaften jelbit wieder zu ber Einen umfaffenden Herrſchaft 
de8 Staated. Sie ordnet: 

1) die Herrſchaft der allgemeinen (nationalen) Gemein 
ſchaft des Staates als ſolchen — (die Beftimmungen über 
Regierungdform, über Staatögebiet, über Errichtung des Heeres, 
über die Grundeinrichtung der Gerichte und Behörden) ; 

2) das Verhältniß des einzelnen Menſchen zum Staate— (die 
Beitimmungen über Indigenat, Staatsbürgerrecht, Auswande- 
rungsrecht, Die Garantieen der perjönlihen Freiheit und Berechti⸗ 
gung, als da find Gewiſſensfreiheit, Habeas corpus-Afte u. |. w.); 
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3) die räumlichen und Berufsgemeinſchaften (Beſtim⸗ 
mungen über die Bildung der Gemeinden und Korporationen 
und ihre Stellung zum Staate, über Adel, Bürger, Bauern- 
Itand) ; 

4) die religiöfe Gemeinfchaft in ihrem Verhältniffe zum 
Staate — (Beltinmungen über Staatsreligion, Duldung, 
Anerkennung der Verfaffung der öffentlichen Kirchen, Schutz⸗ 
und Aufſichtsrecht über die Kirche). 

Die Verfaſſung des Staates hat ſonach mehrere unter⸗ 
ſchiedene Elemente, nämlich ein eigentlich politiſches Element, 
ein Element der perſönlichen Freiheit und Berechtigung, ein 
ſtändiſch-korporatives und ein veligiög-Firchliches Element. Sie 
bedingen und durchdringen ſich jedoch wechielfeitig, fo 3.8. ift 
das politiihe Element (Bolfövertretung, Lofalverwaltung) bes 
dingt durch das ſtändiſch-korportive u. |. w. 


g. 61. 


Der Inhalt der Verwaltung ift die Realifirung der fitt- 
lihen Ideen und verftändigen Zwede in und mittelft der 
ZThätigfeit der gehorchenden Menſchen. Ihre Zwecke und damit 
ihre Gebiete find: 

Die phyſiſche Macht des Staates, welde feine 
Drdnung gegen Wideritand und Angriff von Außen oder 
Innen ſchirmt — das Militär. 

2) Die Bermögensmittel ded Staated, ihn in 
feinem Beitande und feiner Wirkſamkeit zu erhalten — die 
Finanzen. 

3) Da8 Gemeinmwohl, d. i. die Körderung der Zus 
ſtände und Beltrebungen der Menſchen (nicht bloß der An- 
ftalt), je weit fie gemeiniam find — die Polizey. 

4) Die Geredtigfeit, die Wiederberftelung des ver- 
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lebten Rechts ded Einzelnen oder des verlegten Anſehens der 
Rechtsordnung felbit gegen den Verleger — die Zuftiz”). 
Es find dieſe Gebiete beitimmt und beherrſcht durch die 
Ideen der Macht, der Weisheit, der Gerechtigkeit, ihre rechte 
Verjorgung ift die Offenbarung diefer Ideen im menschlichen 
Gemeinleben, und es ift darum die Bedeutung (TEAns) der 
Verwaltung beides, ſowohl daß die beitimmten Erfolge in allen 
diefen Sphären erreicht, als daß diefe Ideen und die Erfülltheit 
der menschlichen Gemeinſchaft von denfelben befundet werden. 
Es ift die Bedeutung des Militärs nicht bloß, daß Feinde oder 
Aufrührer abgehalten werden, die Ordnung umzuftürzen, fondern 
auch an ſich, dab die Nation in ihrer Macht, ald ein Held, ſich 
bewähre. Es ift die Bedeutung der Polizey nicht bloß, daß 
Landbau, Snduftrie gefördert, die Sanität geſchützt, Elementar- 
ſchäden verhütet werden u. ſ. w., jondern auch daß die Idee 
der Weisheit fich realifire, die Gemeinſchaft in dieſer Verjorgung 
fi) als Eine Intelligenz darjtele. Es iſt Die Bedeutung der 
Nechtöpflege nicht bloß, daß dem einzelnen Mentchen jein Recht 
werde, fondern dab die menfchliche Gemeinjchaft eine fittliche 
Macht ſey, die nach der Idee der Gerechtigkeit berricht. Der 
Staat foll nit bloß einzelne Zwede außer ihm erreichen, er 
ſoll jelbft ein Reich der Macht, der Weiöheit, der Gerechtigfeit 
jeyn. Das ift die wahre objektive Erfenntniß jeines Weſens. 
Macht, Weisheit, Gerechtigfeit find aber die ewigen Ideen des 
ſittlichen Reiches, d. i. des Reiches, durch welches die menich- 
liche Gemeinſchaft ein vollendetes Ganzes in ſich iſt, ſohin des 


*) Noch ein eigenthümliches Gebiet der Thätigkeit ift für den Staat 
begründet durch fein Verhältniß zu anderen Staaten. Diejes gehört aber 
nit mehr der eigentlihen Verwaltung an, wie wir ihren Begriff gefaßt 
haben, weil e8 keine Leitung der Unterthanen und ihrer Zuftände ift oder 
bezwedt. Es ergibt fi) überhaupt nicht aus der Beftimmung des Staates, 
fondern aus der der Staatengemeinfchaft. 
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Staates; während Glaube, Hoffnung, Liebe die Ideen bed 
religiöfen Reiches find, d. i. des Reiches, durch welches Die 
menſchliche Gemeinichaft auf Gott bezogen, yperjönlich mit 
Gott geeinigt ſeyn ſoll (I. $. 25). 


§. 62. 

Uebrigens find Berfaffung und Verwaltung nur zwei Seiten 
und Beziehungen in dem Dafeyn des Staates, fie find nicht 
zwei völlig gejonderte Gebiete; fondern bei den meilten Ber- 
hältnifjen geben fie beide ohne beitimmte Gränze in einander 
über und durchdringen fih. So 3. B. iſt die Crridtung des 
Heered — (ob Miethötruppen, Bafallen, Konftription, allgemeine 
Theilnahme der Bürger) — ein Theil der Berfaffung, dagegen 
die Einrichtung ded Heered — (die Abtheilung, Bewaffnung, 
Kriegsübung, Verpflegung) — Sache der Militär: Verwaltung”). 
Es ift die Stenerpflichtigfeit der Unterthanen ein Theil der 
Berfaffung, dagegen die Anordnung der beftimmten Steuern 
und ihre Vertheilung Gegenftand der Finanzverwaltung. Die 
Beftimmungen über da8 Gewerbweſen gehören einerjeitö der 
Nerfaffung an, injofern auf ihnen die Einrichtung des Gewerb- 
ftandes beruht, andererſeits find e8 Aeußerungen der Polizey: 
verwaltung. Die Einrichtung der Aemter gehört in einer Be- 
ziehung der Berwaltung an, indem in ihr zugleich die Bejorgung 
der beftimmten VBerwaltungdzweige befteht, und in der That 
deßhalb der Organismus am deutlichiten bei der Betrachtung 
dieſer Verwaltungszmeige jelbjt wird, für deren Bedürfniß fie 
beftehen; aber auf der anderen Seite gehören fie doch auch 
nothwendig zum Beltande ded Staates, befonderd in ihren 


*) Gewöhnlich wird denn auch jene von dem Diinifterium des Innern, 
das überhaupt die Bollziehung der Verfaffung bat, beiorgt, diefe vom 
Minifterium des Krieges. 
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Grundzügen, fie gehen den wirklichen Verrichtungen als Theile 
ded Organismus voraus und find zum Theil von allgemeiner 
Natur, dab fie viele Verwaltungszweige zugleih umfaſſen, ja 
zum Theil von der Art, daß fie nicht bloß für die Verwaltungs» 
zweige, fondern felbit zum Vollzug der Verfaffung dienen, 3.8. 
die Minifterien, fie gehören daher ebenfo, ja noch viel weſent⸗ 
licher der Verfaffung an. Es Tann deßhalb die Wiſſenſchaft 
nur das Weſen der Verfaffung und Verwaltung Har machen, 
nicht aber eine ſcharfe Scheidewand ziehen, wo im Leben jelbft 
eine ſolche nicht ift. — Im pofitiven Rechte kann ich auch der 
Begriff der Verfaffung enger begränzen, nämlich auf die Be- 
ftimmungen, weldye unter die ftrenge Garantie des Grund- 
geſetzes geftellt find, und zugleich als ein unverbrüchlidhes Recht 
derer, welche fie betreffen, betrachtet werden. Dahin gehören 
gewöhnlicy die Negierungsform, die Staatöreligion, die ftän- 
biichen Privilegien u. |. w., dagegen nicht immer die Verfaffung 
der Behörden. Endlich verfteht der Sprachgebrauch unter der 
Berfaffung im engften Sinne häufig bloß die Regterungsform. 
Niemals ift aber dann ein Begriff gemeint, der neben dem 
der Verwaltung den ganzen Staat erihöpfen joll. — 

Die Definition, weldhe man häufig von der Verfaffung 
gibt, bezeichnet fie ald das Verhältniß zwiſchen dem Subiekte, 
welches herricht, und denen, welche gehordhen. Die Verfaſſung 
ift aber nicht ein bloßes gegenjeitiged Verhältniß unter den 
Menichen (den Herrichenden und Gehorchenden), ſondern das- 
Berhältniß einer Anftalt über ihnen, der Zuſammenhang diejer 
Anftalt in ihr ſelbſt, von dem erft folgeweiſe auch das Rechte: 
verhältniß zwiichen Negenten und Unterthanen ſich ergibt. Dieſe 
Definition von Verfaffung ift auch viel zu enge. Sie würde 
3.2. die Beftimmungen über Staatsreligion, über das Verhältniß 
ber Stände unter einander nicht in ſich jchließen, Die doch ent- 

ll. 2. 14 
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ſchieden in diejelbe gehören. Zu diefen ungenügenden Begriffs- 
beftimmungen fommt man, weil man den ganzen Inhalt des 
Staates ald etwas MWillführliched betrachtet, wo ſich dann der 
angebliche erfte Aft, durch welchen überhaupt nur einmal eine 
nöthigende Macht hergeſtellt wird (Konftitution), wefentlich 
unterjcheidet von allen Einrichtungen und Grundgefeßen bes 
Staates. Allein die Staatöreligion, da8 Verhältniß der 
Stände u. |. w. find hiſtoriſch und rechtlich ebenjo urſprüng⸗ 
li ald die Einrihtung oder das Beſtehen einer oberften Ge- 
walt. Die Obrigfeit iſt allerdings dad Centrum der Ver—⸗ 
faffung, aber fie ift doch nicht die ganze Verfaffung und fie 
ift ed nicht bloß in den Beltimmungen über die perfönliche 
Zuftändigfeit des Herricherrechtd, ſondern auch in denen über 
die ſächlichen Gränzen und Aufgaben deffelben. 


Dritter Abfchnitt. 
Die Berfaffung des Staates. 





Erfies Kapitel. 
Die Formen der Berfaffung. 


8. 63. 

fo er Begriff und die oberfte Unterfcheidung der Verfaffungs- 
(den beruht auf dem Subjekte der Souveränetät 
Er Höchften Obrigkeit). Dieb ift entweder ein Menſch bez. 
“ine Famile (Dynaftie) — Monardie; oder ein beftimmter 
tan — Ariftolratie; oder die Geſammtheit des Volkes 
Demokratie. Sft nun die Souveränetät bei einem 
Stande oder dem geſammten Bolfe, jo muß erft ein fünftliches 
— urpjeft für fie an der Verfammlung defjelben gebildet wer- 
en, und ed entiteht das Eigenthümliche, daß diefelben Men- 
Hen als Glieder diefer VBerfammlung die Herriehenden und 
Sinzeln wieder die Gehorchenden find. Dadurdy bilden Arifto- 
atie und Demokratie zufammen einen Gegenſatz gegen die 
Monarchie — die Republik. Doc haben wieder Monarchie 
und Ariftofratie das miteinander gemein gegenüber der Demo» 
keatie, daß dem Subjekte der Herrſchaft eine bloß gehorchende 

Maſſe gegenüberfteht. 

14* 
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Die Monarchie ift zweierlei Art. Der Monarch hat die 
Souveränetät entweder ald Haupt der Dynaftie aus ihrem 
Rechte, oder durch Uebertragung einer republikaniſchen Ber- 
ſammlung — Erbmonarchie und Wahlmonarchie. Im 
letzteren Fall iſt die Wahlverſammlung, die ihn zur Herrſchaft 
beruft, inſofern eine höhere Macht über dem Fürſten. Die 
Wahlmonarchie iſt deßhalb ein Mittelding zwiſchen Monarchie 
und Republik, es iſt die Souveränetät bei ihr der Zeit und 
dem Gegenſtande nach getheilt, ſo daß ſie bei und für Be— 
ſetzung des Thrones der Wahlverſammlung, nachher dem Für⸗ 
ſten zuſteht; die Wahlmonarchie iſt ebendeßhalb auch im All⸗ 
gemeinen eine nicht naturgemäße Regierungsform. Eine 
Miſchung von Erb: und Wahlmonardie iſt die (germaniſche) 
Beftätigungdmonardie, wie man fie nennen fönnte, 
dat nämlidy dad Geblütsrecht auf den Thron beruft, aber der 
Berufene dennody aud) der freien Anerkennung ded Volkes be- 
darf. Die Ernennung ded Fürften dur den Vorgänger oder 
durch das Loos find ebenfo jeltene ald unangemeffene Surro- 
gate der Erbmonard)ie. 

Die Ariftofratie ift verfchieden je nad) dem Etande, welcher 
die Herrihaft hat. Dieb ift entweder der hiftoriiche Stand, der 
Adel, der, gleich der Dynaftie in der monarchiſchen Berfaffung, 
durdy Geburt fein Recht fortpflanzgt — eigentlidhe Arifto- 
fratie; oder der Stand des Bermögend — Timofratieu.f.w. 
Daß der herrichende Stand ein anderer Volksſtamm ift, der 
fih den dienenden unterworfen und felbft demokratiſch verfaßt 
ift, enthält nur eine andere Baſis der Ariftofraite, nicht eine 
andere Berfaffungäferm. Nur wenn der dienende rechtlos, eine 
Stlavenmaffe ift, wie z. B. in Sparta, ift dad nicht Ariftofratie, 
denn bier ift diefer fein Theil des Volkes mehr, daher auch der 
herrichende Stand fein Stand, fondern felbft ein ganzes Volk. 
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Die Demokratie iſt Herrſchaft ded Volkes unter gleich- 
mäßiger Theilnahme aller Stände und Klaffen, doc auch immer 
nur in geordneter Verfammlung*). Sie ift unmittelbare 
Demofratie, wie in den griehilchen Staaten, daß alle ein- 
zelnen Bürger in Einer Verſammlung verbunden die oberften 
Regierungsrechte, namentlic die Geſetzgebung und die Beftellung 
der Magiltraturen, üben; oder repräjentative Demo— 
kratie, daß fie nur Repräfentanten wählen, die an ihrer Statt 
dieſe Rechte üben, wie in der heutigen fchweizeriichen oder 
nordamerifaniichen Berfaffung. Derjelbe Unterjchied gilt auch 
für die Ariftofratie. Das Verhältniß unmittelbarer und re= 
präjentativer Demofratie ift ein ähnliches wie das der Erb- 
und Wahlmonardıie. 


8. 64. 


Diejed ift die Verjchiedenheit der Regierungsformen nad 
dem Subjekte der Souveränetät, und damit find deßwegen die 
Hauptformen erihöpft. Aber in Hinficht auf die Elemente, die 
unter dem GSouverän an der Ausübung der Gewalt Theil 
haben ($. 54), ergeben ſich unter diefen Hauptformen felbit 
wieder verjchiedene Arten, und find Mijchungen jowohl als 
Uebergänge bis zum Unmerflihen unter ihnen möglid. “Die 
Unterarten find nun zwar jo mannigfad), daß fie nicht eine er- 
ichöpfende Eintheilung, fondern nur eine individuelle Charaf: 
teriftif zulaſſen, doch laffen fich namentlich für die Monardie 
in Rüdficht auf jene Funktionen der Staatögewalt ($. 54 
folg.) gewifje allgemeinere Begriffe feftitellen. Es find danad) 
zu untericheiden: 

1) Die Monardie im eigentlihen Sinne von der 


*) Der griehiihe Sinn der Demokratie ift Herrfchaft der ärmeren 
Klaſſe im Gegenſatze gegen die Reichen. 


— — 
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Deipotie. Ihr Begriff ift, daß die rihterlihe Gewalt 
durch unabhängige Richter geübt wird. 

2) Die ftändifche oder repräfentative Monardjie 
von der einfachen. Ihr Begriff ift, daß die gefeggebende 
Gewalt an die Zuftimmung eined volfövertretenden Körpers 
gebunden ift. 

Es ift nämlich dad Weſen der Monardhie im Unterſchiede 
der Deipotie: die Unverleglichfeit der Privatrechte*), und 
diefe wird durch Unabhängigkeit der Rechtöpflege erreicht; und 
das Weſen der ftändiihen Monarchie im Unterfhiede der ein- 
fachen: diepolitifhe Berechtigung ded Volkes, der Einfluß 
feined Urtheild auf den öffentlichen Zuftand, und das wird be- 
ſonders durch Mitwirfung bei Aenderung der Geſetze erreicht. 

Damit find aber immer nur die äußerſten Abftraftionen 
diefer Staatsformen gegeben. Die beftimmte Geftalt derfelben, 
ja jogar der allgemeine Typus, 3. B. der. älteren landftändifchen 
und neueren fonftitutionellen, bleibt immer hiſtoriſche Indivi⸗ 
dualität. Namentlih dieß ganze Negifter von Einrichtungen, 
dad man gewöhnlich ald zum Begriffe der fonftitutionellen 
Staatöverfaffung gehörig aufzahlt: Minifteranflage, Preßfrei- 
beit, ftändifche Initiative, Gejchwornengericht, Trennung der 
Zuftiz und Adminiftration u. |. w. ift durdaud nicht geeignet, 
eine Gattung oder Kategorie von Berfaffungen zu bezeichnen. 

Unter gemiſchter Berfafjung jollte man nicht diejenige 
verftehen, in weldyer die verichiedenen Elemente, die an der 


*) So beftimmen den Begriff der Monardie 3. B. Boehmer introd. 
in jus publ. pag. 250 und Maximes du droit publ. franc. p. 84 und 
andere. Falſch ift die Beſtimmung bei Montesquieu 1. 2. ch. 4, welder 
lois fundamentales und ein depöt des lois an den corps politiques 
fordert. Erſteres ift zu weit, auch die orientalifhen Defpoten find durch 
fundamentale (3. 8. religiöfe) Gefege beſchränkt, nur nicht durch Unter- 
thanenrechte. Lebteres zu enge; man kann die einfache Monardie ohne 
Landesvertretung doch nicht Defpotie nennen. 
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Gewalt Theil haben, bloß durch ihre Zahl (Einzelner, Kollegium), 
nicht durch ihre fpecifiiche Art (erblicher oder lebenslänglicher 
Herricher — bevorzugter Stand) verſchieden find, wie z. B. in 
der nordamerikaniſchen Berfaffung, vollends wenn dieſe Elemente 
nit einmal eine wirkliche Berechtigung an der Gewalt, fondern 
bloß eine Funktion haben, wie 3. B. die Feldherren in Athen. 
In dieſem unpafjenden Begriffe von gemiſchter Verfaſſung findet 
Gicero an den römilchen Konjuln ein monarchiſches Element, 
und findet Sidney an der engliihen Staatseinrichtung unter 
Cromwell das Ideal der gemiſchten Berfaffung. In diefem 
Sinne werden wenigitend alle republifanifchen Berfaffungen 
mehr oder weniger gemijcht feyn müffen, indem das Volf un- 
möglih alle Funktionen der Gewalt felbft ausüben kann. 
Sondern unter gemijchter Berfaffung verfteht man füglicher nur 
die Einrichtung, daß verjchiedene fpecifiiche Elemente, ein wirk— 
licher König, ein wirklicher bevorzugter Stand, einen rechtlichen 
Antheil an der Gewalt haben. So 3. B. ift die römiſche 
Republik zwijchen Ariftofratie und Demofratie, die mittelalterliche 
Lehnöverfaffung zwiſchen Monarchie und Ariftofratie, die heu- 
tige deutſche konſtitutionelle Monarchie zwiſchen Monardhie, 
Ariſtokratie und Demokratie gemiſcht. Man kann nun aber 
gemiſchte Verfaſſung in einem noch engeren Sinne verſtehen, 
für die Verfaſſung nämlich, in welcher nicht blos unter einem 
ſouveränen Elemente noch andere Elemente an der Gewalt 
Theil haben, ſondern die Souveränetät ſelbſt dieſen ver— 
ſchiedenen Elementen gemeinſam iſt. So war das deutſche 
Reich eine gemiſchte Verfaſſung in dieſem ſpecifiſchen Sinne, 
denn die Souveränetät ſelbſt war bei Kaiſer und Reich. Kaiſer 
und Stände hatten dad condominium an derſelben, und der 
Kaifer war dennody wirklich ein Monarch, was von den römi- 
hen Konſuln nicht gejagt werden kann. Dafjelbe iſt heutiges- 
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tages in der engliichen Verfaffung der Fall, wenn auch vielleicht 
den Geſetzen nah nicht in gleihem Grade wie im deutichen 
Reiche, fo do der That nach. In diefem Sinne jpricht auch 
die alte Verfaffungsurfunde der Stadt Hamburg als Funda⸗ 
mentalſatz aus: „dab in diefer Stadt dad xupınv oder dad 
höchſte Recht und Gewalt bei einem edlen Rath und der erb- 
gejefjenen Bürgerfchaft inseparabili nexu conjunctim und 
zujammen, nicht aber bei einem oder anderen Theile privative 
beſtehe.“ Die Souveränetät ift in einer gemilchten Berjaffung 
diefer Art keinesweges getheilt, denn das kann fie nie werden, 
Sondern fie hat nur ein zuſammengeſetztes Subjeft. 


8. 69. 


Diefe Eintheilung der Verfaffungen, deren Grundlage ſchon 
von den Griechen, namentlid von Arijtoteles berrührt, fcheint 
nun erfchüttert zu werden durch die neuere Lehre von der 
Bolfsfouveränetät. Denn wenn die Souveränetät überall und 
nothwendig bei der Geſammtmaſſe ift, jo kann es nicht ver- 
Ichiedene Verfaſſungen je nad) der Juftändigfeit der Souverä- 
netät geben. So behauptet denn der Vollender diefer Lehre, 
Rouffeau, wirklich, daß man Monarchie, Ariftofratie, Demo: 
fratie nicht ald Formen der Berfaffung, fondern nur als Formen 
der Regierung (Gouvernement) unterjheiden fönne, d. i. je 
noch dem Subjefte, welches vom fouverinen Volke zur Admi- 
niftration beauftragt jey. Nimmt man die Lehre der Volkö- 
jouveränetät ftreng im Sinne Rouſſeau's, daß nämlich das 
Bolf die Souveränetät auch nothwendig ausüben müffe, d. i. 
daß es die gejeßgebende Gewalt felbft in Gejammtmaffe, nicht 
dur Repräjentation, und uneingefchränft ohne ein Veto aus 
üben müffe, und daß es feinen Auftrag zum Gouvernement 
jederzeit widerrufen könne, dann hört in der That alle Unter: 
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ſcheidung von Staatöverfafjungen auf, und es fallen dann aber 
auch Volksſeuveränetät und Demokratie ald Eins und Daffelbe 
zujammen, denn die zufällige und provijoriiche Form der Ge- 
Ihäftöverwaltung (ded &ouvernementd) iſt von fo geringem 
Belang, daß fie feine Regierungdform bildet. Nimmt man aber 
die Lehre der Volksſouveränetät in dem Einne, in welchen fie 
gegenwärtig (1846) in Sranfreich verwirklicht ift, jo daß das 
Volk aud nicht den geringjten Aft der ihm zugejchriebenen 
Souveränetät ausüben darf, und jede Gewalt, König, Kammer, 
Richter gefeglich über feinem Willen erhaben feftgeftellt ift, dann 
bedeutet fie überhaupt nicht eine Beichaffenheit der Verfaffung, 
fondern nur ein Princip, das Richtichnur für die Beftrebungen 
der Staatdgewalt und Norm für die Enticheidung im Außerften 
Kolifionsfalle jeyn fol; fie bedeutet dann nicht ein Verhältniß 
des Staates in ihm felbit, was alle Berfaffung ift, fondern 
dad Verhältniß des Volfes (der aufgelöft unfonftituirt gedachten 
Maſſe) zum Staate. 

Ebenjo würde unſere Syſtematik der Staatöverfaffungen 
fallen, wenn Montes quieu's Lehre richtig wäre, nad) der 
die Souveränetät überhaupt und überall unbeachtet bleibt, und 
die Staatögewalt nur nad) ihren zwei völlig getrennten Be⸗ 
ftandtheilen, der gejeßgebenden und vollziehenden Gewalt, in 
Betracht kommt. Nach dieſer Montesquieu'ſchen Auffaffung 
unterſcheidet Kant*) von der Form der Regierung (Monarchie, 
Ariftofratie und Demofratie) die Form der Beherrihung, näm— 
lid: ob die Staatögewalt ihrem Inhalte nad) getheilt jey, 
was er Republik, oder ungetheilt (jey ed bei einem Menjchen 
oder bei einer Berjammlung), was er Defpotie nennt; und 
Andere, 3. B. Behr, theilen dann die Verfaffungen völlig nad 


*), Zum ewigen Frieden ©. 25. 
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letzterer, nicht nach erfterer Rüdficht ein. Dieß ift eben nur 
die folgerichtige Anwendung der irrigen Lehre von der Theilung 
der Staatögewalt. Es fallen dann die Regierungdformen 
unter zwei ganz gefonderte, in feiner Verbindung ftehende Ge- 
fichtöpunfte ihrer Unterjcheidung. 

Die Unterjcheidung der Staaten nad) der Standesbeichäf- 
tigung, die vorberrihend das Leben des Volkes erfüllt und die 
hauptſächlichſten Hülfsquellen ded Staates enthält — alſo nad 
der Baſis ded Staates ftatt nach feiner Beherrihung — in 
Nomaden, Ackerbau⸗-, Handel: Militär, Priefter-Staaten, und 
die Unterfuchung über den Einfluß diefer Baſis im Volksleben 
auf die politiichen Einrichtungen, wie Leo fie durchführt, tft 
von großem: wiffenichaftlihem Werthe und kann mit Recht die 
„Naturlehre des Staated" genannt werden*). Es wird durch 
fie eine neue Seite im Weſen ded Staates beleuchtet, aber 
ald der volle Gefichtspunft der Staatölehre und als die 
wiffenfchaftliche Klaffifikation der Staaten fann fie nicht be- 
trachtet werden und fcheint fie auch von ihrem Urheber nicht 
gemeint zu fein; denn fie enthält nur einzelne Potenzen im 
Volksdaſeyn, durch die fich deßhalb auch nur einzelne Züge der 
Einrichtung, nicht die Verfaſſung nad ihrer ganzen Anlage 
erklärt, was ſchon deßhalb natürlich ift, weil diefe eben weit 
mehr auf der fittlihen Würdigung als auf der natürlichen 
Baſis beruht. — Ebenfo verhält ed fidh mit der, überdieß ganz 








*) Leo Studien und Skizzen zu einer Naturlehre des Staates. Nur 
paßt die „Ideokratie“ meines Erachtens nicht in diefes Syſtem. Die 
Richtung der Aufopferung für einen höheren Gedanken gehört nicht zu den 
natürlichen Elementen, fondern enthält eben felbft den Charakter ihrer 
fittlihen Geftaltung, auch ift der Begriff des Ideenftaates, welder in 
gleicher Weife den jüdiichen Tempelſtaat, den Lykurgiſchen Kriegsftaat umd 
den Robespierrefhen VBernunft- und Zugendftaat enthalten fol, viel zu 
allgemein, als daß irgend Fruchtbares für die Inftitutionen daraus ab» 
geleitet werden könnte. 
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man muß den orientaliihen (darunter ald eine ganz befondere 
Specied den jüdiihen), den antiken, den mittelalterlihen und 
den neuen Staat, fodann in jedem derfelben jelbit wieder ver- 
Ichiedene Bildungditufen und nationale Charaktere unterfcheiden ; 
dad ift aber dann nicht eine Eintheilung der Staaten und 
Betrachtung des Staates für fi, ſondern eine Eintheilung der 
Geſchichte und Betrachtung des Staates in jeinem Zujammen- 
bange mit der gefchichtlichen Entwidelung der Menfchheit. Dieb 
bildet dann allerdingd den Schlußitein der wiffenfchaftlichen 
Darftellung des Staates, weil überhaupt der Wiſſenſchaft. 
Jede andere Eintheilung aber als dieje, außer der einfachen in 
fich geichlofjenen nach der Negierungsform, ift mehr oder we- 
niger willführlid *). 


— ——— — 


*) Schleiermacher's ſcharfſinnige Unterſuchung „über die Begriffe 
der verſchiedenen Staatsformen“ (Abhandlungen der Berl. Akad. 1814) 
enthält höchſt ſchätzbare Beiträge zur Naturgeſchichte der Staaten, nämlich 
über die thatſächlichen Zuſtände und die Stadien der Staatenbildung, unter 
denen Demokratie, Ariſtokratie, Monarchie möglich oder bez. nothwendig 
find. Aber feine dialektiſche Auflöſung dieſer (helleniſchen) Begriffsbeſtim⸗ 
mungen iſt durchaus ungegründet. Daß ein Staat dieſe Formen wechſeln 
kann und dennoch derſelbe Staat bleibt und ſeine Grundneignung zu der 
einen oder anderen behält, daß unendliche Miſchungen und Uebergänge 
unter ihnen möglich ſind, ja naturnothwendig eintreten, das Alles iſt kein 
Einwand gegen die Begriffe ſelbſt. Es geht durch die ganze Abhandlung 
eine Vermengung deſſen, was thatſächlicher Einfluß und Erfolg, und deſſen, 
was Verfaſſungsform und rechtliche Befugniß oder innerer Zweck iſt. So 
wenn er das als eine Entfernung von der reinen Demokratie, ja als wirk⸗ 
liche Ariſtokratie betrachtet, daß Einige durch „Sachkenutniß und Gewalt 
der Rede“ die „Wortführer“ werden, und etwa gar dieſe „Volksleiter“ 
an „ihren Schülern ihnen ähnliche Nachfolger” haben. Deßgleichen, wenn 
er, um zu beweifen, daß es nur zweierlei Gewalt gibt (gejetgebende und 
vollziehende), die Civilgerichtsbarkeit als einen bloßen Beftandtheil (eine 
Ergänzuug) der gejeggebenden Thätigkeit erflärt, weil fie wie diefe „zweifel- 
haftes Recht beftimmt”, wie denn „die Verhandlungen und Aefultate der 
Rechtspflege überall die Grundlage geben zu Erläuterungen und Berbeffe- 
rungen des Koder” (alfo alles Charafteriftiiche der Eivilgerichtsbarkeit, die 
Anwendung in einem einzelnen konkreten Falle, die Einwirkung auf eine 
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Bweites Kapitel. 
Der Maafftab der Berfaffung. 


8. 66. 

Die Berfaffung ift nur Eine Seite im Dafeyn eines Volfes 
und muß ſich im Cinflange mit den übrigen befinden. Es muß 
defwegen jeder Staat nad) feinen eigenthümlichen Beziehungen 
verfaßt jeyn, die Verfafjung muß den Bedürfniffen, den ber- 
gebrahhten Verhältniffen, der Sitte und Sinnesart der Nation 
entiprechen, und daß dieſes geſchehe, ift die nächte unerläßliche 
Anforderung an diejelbe, fie darf nicht einem Ideal von an fi 
vollfommener Berfaffung aufgeopfert werden. Ed muß ferner 
die eigenthümliche Staatenbildung, weldye jedes Zeitalter je nad) 
einer Bildungäftufe und feiner geiftigen Richtung hervorgebracht 
bat, 3.8. das Mittelalter, ald etwas in ſich Nothwendiges und 
Vollkommenes anerfannt werden, wenn gleich das folgende 
Gejchlecht auch jeinerjeitd von ihr abzugehen und die ihm felbit 
wie für dad geſammte Leben jo auch für die Berfaffung gejeßte 
Aufgabe zu erfüllen hat. Allein da die Beltimmung der 
Menfchheit in höchſter und letzter Weile doch nur Eine und 
diefelde it für ale Menſchen und. Völfer und Zeiten, da das 
Weſen des Stanted ein allgemeines ift, fo muß es für die 
Berfaffung aud eine gemeinjame ſohin ablolute Vollkommenheit 
geben, zwar nicht ein beſtimmtes Verfaſſungsgeſetzbuch, welches 





beſfimmte freie berechtigte Perfon, die Gebundenheit an eine beftehende 
gefetliche Norm — gänzlich überfehend). Vollends aber ift es eine Her- 
vorhebung abftratter irrelevanter Beziehungen ftatt des konkreten entichei- 
denden Charakters der Sache, wenn er zu demjelben Zwecke die Straf- 
gerihtöbarkeit mit der Kriegführung zufammenftelt. „Was aber die 
Strafgerichtsbarkeit betrifft, jo ift fie al8 Kriegführung gegen den inneren 
Feind ebenfo weſentlich ein Theil der vollziehenden Gewalt wie die Krieg- 


führung gegen den äußeren Feind“ u. dgl. 
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dad vollfommenfte wäre, aber gewiſſe Grundverhältniffe und 
Charaktere, in welchen die Bollfommenheit der Berfafjung be= 
ftebt. Wir müſſen deßhalb einen dreifachen Maaßſtab der 
Perfaffung unterfcheiden: einen abjoluten, einen relativen 
und einen individuellen. 

Der abjolute befteht eben in diefen Verhältniffen und 
Prineipien, welche durdy das Weſen ded Staated und feine 
überall gleiche Bedeutung für das menſchliche Leben, abgefehen 
von jeder Befonderheit, gegeben find. Er ift theild (negativ) 
abjolute Anforderung, theild (pofitiv) abjoluter Vorzug. 
Der relative befteht in der Angemefjenheit an die gegebenen 
Bedingungen, weldhe über die Ausführbarfeit jener Principien 
und namentlid) jener Vorzüge entjcheiden. Er geht deßhalb 
dem abjoluten vor; denn das an ſich Vollkommene kann grade 
dad Verderbliche feyn, wo feine Boraudfegungen fehlen. Der 
individuelle bezieht fich auf die beftimnite Weife der Durch- 
führung der allgemeinen Berfaffungsprincipien, er ift nicht wie 
der relative ein Gegenlaß gegen den abjoluten, fondern nur 
deffen andere Seite (1.8.11). Denn diefe Durdführung gebt 
aus dem Inneriten der Volksindividualität hervor, für 
fie gibt e8 daher fein Urtheil, wad dad Höhere, Beffere, und 
feine Vergleihung mit den Erzeugniffen anderer Individualität. 
Es hat fo der eine Staat einen Vorzug vor dem anderen 
durch feine Berfaffungdeinrichtungen, die in diefem entweder 
nad) den relativen Bedingungen nicht ausführbar find, oder 
auszuführen unterlaffen wurden; aber e8 bat auch jeder Staat 
eine Seite feines Verfaſſungszuſtandes, nach welcher er mit dem 
des anderen Staates jchledhterdingd gar nicht verglichen werden 
fann. Schon der allgemeine Unterichied von Monardyie und 
Republik läßt faum ein Urtheil zu, welche? das Höhere und 
Bolllommenere; fondern wenn auf ber einen Seite die Mo: 
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Da fi auf Erden der Staat immerdar auf einen unvoll- 
fommenen Zuftand lehnt, feine Verfaſſung immerdar auf einen 
ſolchen berechnet ift und berechnet jeyn muß, jo fann fie auch 
felbft nie ein Bild abjoluter Vollkommenheit ſeyn. Die abfolute 
Verfaſſung fönnte nur der Ausdrud eined abfolut vollfommenen 
Lebenszuſtandes feyn, dieſer aber liegt jenfeitd der irdifchen 
Gränze. Nur gewiffe Züge der Vollkommenheit, die durch 
mannigfache Mittel in mannigfacher Weile angeftrebt werden 
können, follen fi je mehr und mehr ald allgemein herausftellen, 
und deßwegen wird aud, je höher die Bildungäftufe eines 
Zeitalters ift, fo auch deſto mehr die grelle Verichiedenheit der 
Verfaſſung abnehmen. Man vergleiche die Gegenſätze von Eitte 
und Einrichtung, wie die antife Welt oder der Drient fie zeigt, 
mit dem Zuftande des hriftlichen Europa: in demſelben Maaße 
werden auch die Verfaffungen der neueren Zeit unter ſich über: 
einftimmender ſeyn müſſen ald Die des Mittelalterd, ohne daß 
deßhalb die Individualität der Völker aufhören dürfte fi in 
ihnen zu charafterifiren. Es folgt dieß nicht bloß aus einem 
Mangel an Kraft der Hervorbringung, die allerdings auch ab- 
nimmt, fondern ebenjo nothwendig aus der Sammlung der 
Bölfer zu einer höheren innigeren Gemeinichaft. Iſt doch auch 
in den Gebilden der Natur die Hebereinftimmung um jo größer, 
je höher das Reich ift, bis zuleßt zu dem Menſchen. So weit 
jedoch geht aus dem angeführten Grunde bier fir dad Gebiet 
des öffentlichen Xebend nicht die Vollendung und daher aud 
nicht die Gleichmäßigkeit, daß Eine Art der Berfaffung als die 
allgemeine eintreten dürfte und könnte. SHiernady hat denn 
auch die Staatslehre die Aufzabe, nicht eine in ſich geichloffene 
Berfaffung aufzuftellen, fondern nur die Bedeutung der ver- 
ſchiedenen Berfaffungselemente — Königthum, Landesvertretung 
(bez. für die Republit Magiftratur, Volksverſammlung), Gerichte, 
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richtung und die That. Es ift unvollfommen, wenn in bem 
wohlverfaßten Staate der Sinn der Regierung oder des Volkes 
nicht der rechte ift, ed ift aber auch unvollfommen, wenn der 
auf's Befte regierte Staat nit auch eine wohlauödgebildete 
Berfaffung hat. Und die Einrihtung hat allerdings den be 
ſonderen Werth, daß fie, wenn fie einmal vom wahren Geilte 
durchdrungen ift, als die unverwüſtliche Grundlage der rechten 
Erfüllung diefelbe aud) für die Zufunft verbürgt, während eine 
treffliche Regierung, die nicht auf Inftitutionen ſich gründet, in 
gewilfem Grade von Zufälligfeit abhängt, jo daß fie in Kurzem 
vergehen kann, wie fie in Kurzem beſteht. Gegenftand der 
Staatölehre kann jedenfall8 nur die Einrichtung ſeyn. 

Aus den beiden bier gewonnenen Wahrheiten, daß Die 
Vollkommenheit der Verfaffung nit in einer abjoluten Ver⸗ 
faffung, fondern nur in gewiflen Charakteren und Grund: 
verhältniffen befteht, und daß jede Verfafjung eine Seite der 
Individualität, die nicht vergleichbar und meßbar iſt, haben 
muß, zum mindeften von ebenſo großem Umfange ald die 
principiell nothwendige Seite, ergibt fi, dab der Fortgang 
der Verfaffung zu einer höheren und vollfommeneren Geltaltung 
nicht anders ald auf dem Wege der Fontinuirliden ge— 
ihihtlihen Entwidelung geihehen ſoll, nidht auf dem 
Wege des Abbredhend von dem Beftehenden und des Neubegin- 
nend. Beltände die Vollfommenheit der Berfaffung als etwas 
Fertiges in fich, als ein bloßes Syſtem von Grundfäßen („konſti⸗ 
tutionelle8 Staatsrecht“), trennbar von allen beftimmten, durch 
freie That und durch Schickſale gebildeten Zuftänden, dann 
wäre ed die Möglichkeit und die Aufgabe, Alles, wad da be- 
fteht, aufzugeben und diefed Vollkommene herzuftellen. Beſteht 
aber die Vollkommenheit der Verfafjung nur in gewiſſen Cha- 
rafteren und Grundverhältniffen, die ein beftimmter individueller 
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erhalten bleibe. Sein Gegenfaß tft nur die Neuerungslüftern- 
heit, der Radikalismus und die Deitruftion. Die deftruftiven 
Richtungen find von der Art, daß ihr letztes Ziel felbft eine 
bloße Zerftörung und Verneinung ift, 3. B. Gleichmachung ftatt 
organischen Baues. Aber auch wo das nicht der Zall, wo 
ein wirklich gegründeted Ziel verfolgt wird, ift ed vermerflich, 
vorerit dad Vorhandene zu zeritören, um dann erft das Gute 
aufzuführen. Chriſtus hat nicht zuerit die jüdifchen Ge— 
fee abgefchafft und dann feine reine geiftige Lehre gegeben, ſon⸗ 
dern er ließ eritere beſtehen und gab lebtere; fie hat dann von 
jelbft das Falſche abgeftoßen. Luther würde ähnlich verfahren 
feyn, wenn nicht die römiſche Kirche ihn ausgeftoßen, alfo ihn 
eben des vorgefundenen Stoffed beraubt hätte Wenn dieß 
ichon für die geiftige Sphäre der Religion gilt, wie viel mehr 
für die politifhen und focialen Inftitutionen. Die engliiche 
Verfaſſung hat den vorhandenen mittelalterlidhen Stoff nad) 
den nenen wahren Principien geftaltet, die franzöfiiche Revo: 
Iution hat Alles vernichtet, um num ohne einen gegebenen Stoff 
aud bloßen abftraften Gedanken eine Welt aufzubauen; wo 
aber ift ein befjerer, haltbarerer Bau geworden? So verdie- 
nen auch Diejenigen um unfern deutſchen Zuftand wenig Dant, 
die es fich zur Aufgabe jegen, nur um allen Preis das Mittel- 
alterlihe aus ihm abzuthun, gleichwiel wad dann nachfommen 
werde, das werde fich jchon geben. 

Das Tonjervative Princip beruht auf der wahren etbi- 
ſchen Gefinnung, nämlid auf der Hingebung an die höhere 
göttliche Fügung, die durd) die Zeiten geht und jede Generation 
nur dazu beruft, Theil am Werke zu nehmen, während der 
Radikalismus auf der Ueberhebung beruht, daß die jebige 
Öeneration für fich allein aus fi heraus und für immer den 

, Gemeinzuftand in feiner Ganzheit geftalten will, und es führt 
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angemefjenheit der Einrichtungen für einen äußeren Erfolg und 
hat auch in diefem äußeren Erfolge, für den fie bloßes Mittel 
ift, allein ihren Werth, 3.8. die Koncentrirung der Regierung, 
die Schnelligkeit der Nechtöpflege, die leichte Verfügbarkeit über 
die militäriichen und finanziellen Kräfte. 

Die plaftiihe Vollendung beitehbt in der reichen 
Entfaltung der Verfaffungselemente und dadurch dem reichen 
Ausdrud der Idee des Staates: daß die Majeſtät des König- 
thums, daß geſchichtliche Geſchlechter mit traditioneller politischer 
Haltung, daß ein Stand juriftiicher und adminiftrativer Intelli- 
genz, daß eine feftgezeichnete gejegliche Ordnung für die ver- 
Ichiedenen Verwaltungszweige, daß ein ftarfes gefichertes 
Staatöbürgerthun, zur jelbitthätigen Theilnahme am öffent: 
lichen Zuftande berechtigt, beftehe u. |. w. Diele plaftifche 
Vollendung ift wohl zu unterfcheiden von der Außerlichen 
Zwedmäßigfeit, fie hat ihren Werth in ihr felbit, in der Ent- 
faltung dieler Elemente an fi, nicht in einem Erfolge außer 
ihnen. Sn diefem Sinne fordert Platon Schönheit des 
Staates, nämlid daß mannigfache Kräfte entfaltet und har- 
moniſch geordnet jeyen; in demfelben Sinne findet Schelling 
den Werth der Verfaffung in der „Energie der rhythmiſchen 
Bewegung und der Schönheit des öffentlichen Lebens“, und 
befämpft den Maafftab der bloß äußerlichen Zmedmäßigfeit. 
Es iſt aber nicht der bloße Anblick der Schönheit, worin der 
Borzug folder Entfaltung befteht, fondern fie ift gleichzeitig 
auch nicht minder die Entfaltung der fittlichen Motive, meldye 
jenen Elementen und Sdeen entſprechen, der Hingebung an die 
perjönlihe Autorität und Majeftät, des gejchichtlichen fonfer- 
vativen Sinnes, der Amtötreue, der Heiligkeit des Geſetzes und 
ber erworbenen Rechte, des Bewußtſeyns der Freiheit und der 
Sicherheit in ber privaten Sphäre, deö forporativen Sinnes. 
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Zeiten gefeiert hat, beiteht deßhalb in der Vertheidigung reeller . 
Güter des Lebens, des Eigenthumd, der Heiligkeit der Familie 
und des Haufes, des beftimmten religiöjen Glaubens, der be⸗ 
ſtimmten vorhandenen Sitten und Geſetze, die Gegenftand der 
Anhänglichkeit find, er befteht in dem Widerftande gegen Will» 
führ der Strafrechtöpflege, der Beftenerung, gegen Eingriffe 
in Familienbande, gegen Glaubendunterdrüdung, gegen Ab- 
ſchaffung der beitehenden Geſetze und Cinrichtungen, die der 
Nation theuer find. Dagegen ift das ein eitler und inhaltlofer 
Freiheitäfinn, der die Freiheit bloß als ſolche, die Herrichaft 
feines Willend (bez. des Volkswillens) als folche fucht, over 
den Schuß von religiöjen, ja vollends antireligiöfen Weber- 
zeugungen, die etwa in der Kolge entitehen könnten, und von 
Geſetzen, die erjt gegeben werden follen, für die noch feine 
Liebe beitehen kann. Unfere Zeit täufcht ſich auch in diejer 
Hinfiht mit einem angeblich Ipiritualiftiichen Freiheitäfinne, 
als welcher auf die geiltigen Güter des Denkens und Sprechens 
und Regierens ald ſolcher gerichtet ſey, während er in der That 
nur ein abjtrafter Sreiheitsfinn ift (I. $. 4). 


$. 68. 


Das Ergebniß dieſer Principien für die äußere Stuaatö- 
form tft im Allgemeinen der Vorzug der gemiſchten Ber- 
faffung (diefen Begriff im richtigen, obwohl nicht im engften 
Sinne verftanden, $. 64) oder bezeichnender auögedrüdt, der 
reihgegliederten Verfaſſung. Im ihr find am meiften 
die verſchiedenen Elemente und Ideen des Staated verwirklicht, 
bie verihiedenen Zuftände und Sntereffen geſchützt, die ver- 
ſchiedenen fittlihen Motive belebt. Diefe Einficht erfüllt von 
jeher alle tieferen Beurtheiler des Staatsweſens. Merfwür- 
digerweije erflärt fich die ganze Staatöweisheit des Altertyums 
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gegen feine Demokratie, welche jpäter Gegenftand der Bewun- 
derung und zum Theil des Wunſches der germaniichen Voͤlker 
geworden ift, und preilt die gemifchte Verfaſſung. Platon ’s 
monarchiicheariftofratiihen Staatsideals nicht zu gedenten, be⸗ 
zeichnet Ariftoteled als die vollfommenfte Berfaffung die 
„Politie“ im Gegenfabe der „Demofratie”", d. h. wie er 
felbft fich erklärt, e8 foll die Geſammtheit herrſchen und in 
Wahrheit herrichen, in der Demofratie berriche aber nur dem 
Namen nady die Gejammtheit, in der That die Mehrzahl der 
Armen. Sein Gedante ift alfo, daß die Jämmtlihen Lagen 
und Sntereffen fo viel Einfluß auf die öffentliche Lenkung 
haben follen, um fih zu ſchützen. Diefer Gedanke bebarf 
allerdingd einer weiteren Anwendung, ald Ariftotelee von ihm 
macht, indem nicht bloß der Vermögensunterſchied ein verfchie- 
denes Intereſſe begründet, ſondern auch der Unterichied des 
Standes, der Lebensbeſchäftigung, der Bildung, der Religion, 
und indem nicht bloß die verfhiedenen menſchlichen Zuftände, 
fondern auch die verjchtedenen Elemente des Staatenbaues 
jelbft ihre Entwidelung und ihren Schuß finden jollen ; aber 
es ift doch derjelbe Gedanke, wie wir ihn bier ausſprachen. 
Auch) die Art, wie die Berfaffung eine gemijchte ſeyn fol, ift 
von Ariftoteled jehr unvolllommen aufgefabt, denn ihm ift die 
Miſchung, die er in ſeiner Politik aufſtellt, viel mehr ein 
Mittendurchgehen zwiſchen den beiden Gegenſätzen der Ariſtokratie 
und Demokratie, denn eine organiſche Verbindung derſelben. 
Es ſoll nämlich z. B. der Zutritt zur Volksverſammlung an 
ein mäßiged Einkommen gebunden werden, es ſollen die 
Magiftraturen nicht nach dem Vermögen, aber audy nicht nad) 
dem Looſe, fondern durch Wahl beitellt werden, es follen bie 
Reichen für das Wegbleiben aus der Berfammlung eine Geld» 
firafe, die Armen für ihr Erſcheinen eine Geldbelohnung er: 
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halten, damit beide Klaffen fich zahlreich einfinden. Dadurch 
wird alſo ein Element ald die enticheidende Macht des Staates 
erzielt, das weder ariftofratiich noch demofratiih, jondern ein 
Mittelding zwiſchen beiden ift, während die Achte gemiichte 
Berfaflung darin befteht, jedes ber verjhiedenen Elemente (und 
zwar für und Königthum, Grundariftofratie, Bürgerthum u. |. w.) 
in ihm jelbft zu Itärfen und auszubilden, aber fie in ihrer 
Wirkſamkeit wechjeljeitig zu bedingen. Cicero, der gleich 
Ariltoteled die gemiſchte Verfaffung für die befte erklärt, faßt 
dieſelbe ſchon in dieſer vichtigeren Bedeutung auf, er findet fie 
in einer angemefjenen Berbindung der Demokratie, Ariftofratie 
und felbft monardhiicher Beſtandtheile als gejonderter ſelbſt— 
ftändiger Elemente, dazu führte ihm der Anblid des römischen 
Zuftanded. Daß die ganze mittelalterliche Literatur ſich nad 
Ariftoteled Autorität für die gemiſchte Verfaffung entfcheidet, 
ift natürlich. Sie preift auch nad) diefer Autorität die Politte, 
ohne grade fie überall in dem fpecifiichen Sinne des Ariftoteles 
zu veritehen; jo 3. B. ilt e8 offenbar feine genaue Anwendung 
dieſes DBegriffeö, wenn Forteskue die engliihe Verfaſſung 
für eine Politie erklärt. 

Der äußerſte Gegenſatz gegen unjere Lehre, daß die ge- 
miſchte, d. i. reich gegliederte Berfaffung den Vorzug verdiene, 
ift die Lehre Rouffeau’s und Sieyes'. Ahnen ift das 
oberite Poftulat der Verfaſſung grade die abfolute Ein- 
fachheit, d.i. daß fie durch und durdy nur aus Einem Ele- 
mente beſtehe, nur Ein und diejelbe Allen gleiche Lage des 
menſchlichen Lebens ſchütze, nur Ein ethifches und politifches 
Motiv entwidele, und dad Ideal der VBerfaffung tft ihnen ba- 
nach die ununterfchiedene wüfte Demokratie. Wenn ed wirklich 
nicht verſchiedene menjchliche Xebensftellungen gäbe, nad) Ver⸗ 
mögen, Art des Vermögens, Standesbeſchäftigung, wenn wirklich 
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Drittes Kapitel. 
Das Köonigthum. 


8. 69. 

Es liegt im Weſen des Staates, als fittlichen Reiches, 
dab eine fittlihe Macht in ihm aufgerichtet jey über dem Volke 
mit innewohnendem Anſehen, und daß diefe Macht eine ihrer 
felbft bewußte und ihrer ſelbſt mächtige, daß fie eine perjön- 
liche fey. — Dieß ift die Beftimmung (teXos) des erb- 
lihen Königthums. Es iſt eingefebt, damit eine Herrichaft 
über den Menſchen beftehe, perjönlih, in ſich einig, in fid 
gegründet, die fie fich nicht gegeben, dadurd erhaben und 
majeftätiich über ihnen, mächtig, fie in Ordnung zu halten und 
zu lenken, heilig, fie mit Ehrfurcht zu erfüllen. Die Herrichaft 
des Staated, fohin der Staat jelbft, wird perjönlid 
im König. 

Die Monardiie hat darum vor Allem den Borzug der 
Einheit und Perjönlidfeit der Herrihaft, daß fie 
fih in Einem Manne Toncentrit, der beftändig zu handeln im 
Stande ift, und nicht in fich jelbit zerfallen fann, dadurch die 
Uebereinſtimmung und Aufeinanderberehnung in der Anordnung, 
die Energie in der Ausführung. 

Sie hat aber den noch viel bedeutenderen Vorzug der 
Urjprünglidfeit und Erhabenheit der Herrichaft, 
daß der Herrichende in feiner Hinficht Unterthan oder von den 
Untertbanen abhängig, jondern immer und überall über ihnen 
ift, daß feine Gewalt nicht von den Unterthanen fommt, fondern 
von ſich jelbit beiteht, dadurch die Unbedingtheit des Anſehens 
und der Ehrfurcht und die Freiheit von den Intereſſen, welche 

die Unterthanen zertheilen und befargen. 
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8. 70. | 

Die Monarchie ift darum ihrem Weſen nah Erb- 
monardie. Die Macht des Königs muß von fidh felbft ſeyn 
(aseitas), fein Zuthun der Unterthanen, feine Wahl, feine Er: 
nennung durch den Vorfahren, fein Loos ſoll fie gewährt ha— 
ben. Der König muß von ſelbſt König ſeyn durd fein Dafeyn, 
feine Geburt. Die königliche Qualität muß untrennbar in der 
Perfon des Königs liegen. Darum erbt er den Thron und 
binterläßt ihn feinem Erben. Die Dynaftie aber ift dann eine 
ununterbrodyene und unabjehbare Einheit. „Der König ftirbt 
niht!" So it er die Macht im Staate, die feine Urſache 
bat und feinen Anfang und fein Ende. Die erfte Thron: 
befteigung der Dynaſtie zwar ift ein Aft der Zeit; ift fie jedoch 
auf den Thron gelangt, fo ift es mit der Bedeutung, als 
wäre fie es von jeber geweſen und follte es für immer feyn. 
Nur dadurch, daß der König ed von ſelbſt ift durch feine Geburt, 
und daß die Reihe der Fürften fi) aus fidy heraus fortjeßt, 
ift die fürftliche Gewalt ſchlechthin erhaben über den Unterthanen, 
und nur dadurch erlangt auch der Staat im Fürften Perjön- 
lichteit, denn zum Begriff der Perjönlichkeit gehört e8, ur- 
ſprünglich und ohne Aufhören in ſich felbft zu beiteben. Die 
Untheilbarfeit und gejeßliche Ordnung der Thronfolge aber ift 
aus doppeltem Grunde geboten, ſowohl durd die ftaatliche 
Bedeutung der füniglihen Gewalt, als felbft zu dem Zwecke 
eben diefer Sicherheit und felbititändigen Berechtigung des 
jeweiligen Herrſchers. Wie dieß Alles aud der tieferen ethiichen 
Bedeutung des Königthums folgt, jo bejtätigt es fich auch im 
Erfolge. Nur der König durdy Erbrecht hat jene Unabhängigkeit 
und Unbefangenheit, bloß den Staat zu verlorgen und Nie- 
mandem zu Willen ſeyn zu müffen, der ihn auf den Thron 
gehoben oder feinen Nachkommen darauf erheben jo, nur er 
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bleibt. Selbit die Päpfte haben niemals die Kirche, ähnlich wie 
der König den Staat, ald ihr Reich (oder ihre Kirche) bezeichnet. 
Aber andererfeitö ift um derielben Sdentififation mit dem Staate 
willen die Gewalt des Fürften durchaus nach den Principien des 
Staates beftimmt. Er befitt fie nicht für feine Privatzwede 
und Intereſſen und Tann fie nicht nad) feinem Privatwillen ge⸗ 
brauchen. Deßhalb richtet ſich die ganze Einrichtung der fürftlichen 
Gewalt, Vererbung, Umfang und Inhalt der Befugniffe, Maaß 
und Gränze und Art ihres Gebrauches und ihrer Verfügbarkeit, 
rechtliche Pflichten derjelben nad) der Anforderung ded Staates, 
nicht nach der perjönlichen Berechtigung. Es iſt nicht darauf 
abgejehen, daß am Fürften eine menſchliche Perjönlichfeit über 
den Staat berriche (j. o. F. 53 Note), fondern dab der Staat 
im Fürften perfönlich werde *). Gott hat die Menſchheit nicht 
einzelnen Menschen übergeben zur Herrichaft bloß auf ihre jen- 
feitige Verantwortung, fondern er hat eine Ordnung und Anftalt 
gejeßt und in diefer die einzelnen Menichen ald Häupter. Das 
unterfcheidet die wahre ftaatliche Monardjie von der patrimonia- 
len, die nur ihr erfter noch unentfalteter Anfang ift. Insbeſondere 
aber liegt in dem öffentlichen Charakter der fürftlihen Gewalt 
die Möglichkeit, ja Nothwendigfeit ihrer Befchränfung. Der 
Ausiprud Ludwig XIV.: „Vetat C’est moi“ drüdt diefe Iden— 
tifieirung von Staat und Fürft aus und ift deßhalb an fidh 
völlig wahr. Allein Ludwig XIV. meinte ihn falfh. Er zieht 
nämlid nur die eine Reihe der Folgerungen aus ihm, daß 
der Staat in der Perjon des Königs aufgeht, nicht auch die 
andere, daß der König in der Anſtalt des Staates aufgeht. 


*) Dieß verwechſelt Sch ubarth „über die Unvereinbarfeit der Hegel- 
Ihen Staatslehre” u. |. w., da er den preußiſchen Staat auf der Ber- 
ſönlichkeit der fürſtlichen Dynaftie beruhend erklärt und hierin das proteftan- 
tiſche Princip finden will. 
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Herrſcht hiernach der König ald der Souverän des Staates, 
fo ift doch feine Herrſchaft zugleich eine väterliche. Der 
geborene Herricher, deffen Perſon Anjehen und Gewalt über 
die Unterfhanen und die Verpflichtung, für ihr Wohl zu forgen, 
innewohnen, hat väterlihe Stellung und Beruf*). Das gejeh- 
mäßig-Deffentlihe der Einrichtung ſchließt nicht das Perjönliche 
der Gefinnung aus. Der König ift danad zur Liebe und 
Theilnahme für jein Volk, und die Unterthanen find ihm nicht 
bloß zu Gehorfam, jondern au zu perjönlicher Treue und 
Pietät verpflichtet, und der Patriotiömus enthält nicht bloß 
die Anhänglichfeit und Aufopferung für den Staat, fondern 
auch für dad Fürftenhaus und die Perjon ded Königs. Dep- 
halb wird aber dad Königthum in der Regel auch nur ba 
jeine beften $rüchte tragen, wo der angeftammte König berricht. 


8. 72. 


Der Snhalt der fürſtlichen Gewalt ift demgemäß die 
Souveränetät, wie fie oben ($. 55) erörtert wurde. Der 
König ift Souverän, das ift fein Begriff, und ein König, der 
nicht Souverän ift, ift ein Abſurdum“). Alle Herrichaft und 
alles Gejeb geht danadı vom Könige aus und befteht durch 
fein Anfehen; er beruft zu den Aemtern, er vereinigt in fi 
Die verichiedenen Zweige der Gewalt, und ed fteht ihm Alles 
zu, was überhaupt im Bereiche der Staatögewalt liegt, fo 
weit ed ihm nicht bejonderd durdy die Verfaſſung entzogen ift 
(in dubio pro rege). ®r felbjt aber Tann zu Nichts ge- 
zwungen werden, und es beſteht feine Macht und fein Gericht 


*) „L’autorit€ royale est paternelle, et son propre caractere c’est 
la bonte“ (Bossuet). 
**) Bergl. unten Kap. 18. S. 536. 


1. 2. 16 
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über ihn, weder über feine Perjon noch über fein Tönigliches 
Nedht*). 

Die Macht der Verhinderung und zwar der unbe 
dingten Berhinderung (Veto) ift die ſchlechthin unerläßliche 
Attribution des Könige, ohne fie hat der Begriff des Souve- 
räns, ſohin auch ded Königs aufgehört. Der Souverän kann 
beichränft, er Fannn aber nicht geziwungen werden. Der König 
muß eine erhabene und felbititändige Macht feyn über ver 
Nation und muß ald ſolche jeden pofitiven jeinen Weberzeu- 
gungen widerſprechenden Aft ablehnen fünnen, audy gegen ihren 
entjchiedenen Willen und erregteften Andrang. Diet will der 
modernen Anfiht nicht einleuchten. Soll der Wille Eines 
Mannes jo viel gelten als der Wille von fünf und zwanzig 
Millionen Menden? Das ift gegen dad Cinmal Eins! So 
Sieyes: feine politiihe Einſicht ging auch nirgend weiter als 
auf das Einmal Eind. Es ift hier nidt Ein Menſch gegen 
zwanzig Millionen, fondern eine Stellung, eine Inftitution, die 
Stellung eined über alle Unterthanen=Intereffen unbefangenen 
Herrichers, eined Mittel- und Cinheitöpunftes der Nation, die 
Snftitution, die da aufgerichtet ift, grade damit die Menichen 
ein höheres Anjehen als ihren eigenen Willen über ſich haben. 
Dieje Stellung und Inftitution ift von nicht geringerem Ge- 
wicht ald zwanzig Millionen Individuen. König zu feyn und 
fein Veto zu haben, wäre auch eine fittliche Vernichtung ber 
Perjönlichkeit, wie fie ſich ſonſt in feiner menjchlichen Lage 
findet. Der Beamte, der zu einer pofitiven Handlung gegen 





*) Bon einer Aufzählung der föniglihen Befugniffe kann denn aud 
nicht die Rede feyn, da der König die gefammte Staatsgewalt befitt; es 
hieße das die Wirkſamkeit des Staates aufzählen. Die Art ihrer Aeuße⸗ 
rung wie ihrer Beſchränkung für die verfchiedenen Gebiete des Staates 
(3.8. rüdfihtli der Boltsvertretung, der Strafrechtöpflege, der Beamten, 
der Kirche u. ſ. w.) ergibt ſich erft bei diefen. 
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eine fittlihe Weberzeugung genöthigt wird, Fann fein Amt 
aufgeben; aber das Königthum ift nicht auf eine fortwährende 
Abdanfung beredynet, daß der König die Krone niederlege wie 
der Minifter fein Portefeuille. Verfaſſungsmäßig muß debhalb 
dad Veto des Königs ohne Gränze ſeyn, fonft ift er nicht 
mehr König, thatfächlid hat es immer eine Gränze an der 
Nothwendigfeit der Dinge, an der unwiderftehlichen Macht 
des geihichtlichen Sortganges*). 

Aber auch eine Macht der pofitiven Herrihaft 
muß der Köuig innerhalb der Echranfe des Gejeted und der 
Mitwirkung der berufenen Organe befiten. Es ift ein faljches 
Beitreben, welches, damit der Staat nicht von der zufälligen 
Beichaffenheit des Königs abhänge, den Einfluß feiner Perfön- 
lichkeit auszufchließen jucht, ihn darauf einjchränft, das von 
Andern Beichloffene zu beftätigen, „den Punkt auf dad J zu 
teen”, fo daß er, ſelbſt willenlo8, nur durdy fein unentfernbares 
Dajeyn den äußerſten Halt gemwähre, gleichjam ein bloßer 
Pfoften, an melden der Staat befeitigt wird. Auch das ift 
gegen den Sinn und die Stiftung ded Königthums. Soll der 
König der Herrichaft des Staates den Vorzug der Perfönlichkeit 
ertheilen, jo muß er fie auch ald Perion, d. i. in feiner Freiheit 
gebrauchen können. Allerdings wird dadurch ein beträchtlicher 
Theil von Wohl und Wehe ded Bolfes in die Hände eined 
Menſchen gelegt. Allein dieß ift nicht etwa ein Fluch des 
Königthums im Gegenſatz anderer VBerfaffungen, jondern es ift 
der allgemeine Fluch des zeitlichen Dafeyns im Gegeniaße des 





*) Ueber das ſuſpenſive Veto vergl. die betr. Abhandi. in meiner 
Schrift: „Die Revol. und die fonft. Mon.” Mirabeau’s berühmte Rede 
für das königliche Veto beruht bei aller Meifterihaft doc felbft auf der 
mechaniſchen Auffafjung des Königs als erefutive Gewalt, und enthält deß⸗ 
halb weder die entjheidenden Argumente noch ein genügendes Reſultat. 
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ewigen, daß die Menfchheit nit in Gott ift und von Ihm 
jelbft beberrfcht wird. So lange diefed dauert, müffen Men- 
chen über Menfchen herrichen, jo lange wird und muß ed ein 
Glück bleiben, wenn ein edler und weifer Regent, und ein 
Unglüd, wenn ein unfähiger oder unmürdiger den Ccepter 
führt. Macht man in jener Weile den König zum bloßen 
Schattenkönig, jo verfehwindet damit ſchon das Anfehen und 
die lebendige Ehrfurdt, die nothwendig zum Königthum ge- 
hören. Es wird aber dadurd nicht die Gewalt, wie man 
vielleicht fich täujcht, dem Gele oder der wahren Weisheit in 
der Zeit verjchafft, fondern nur anderen Perfünlichkeiten, Ein- 
zelnen oder Maſſen, und e8 wird überdieß das, was man vom 
Königthum doch immer noch ſucht, die Erhaltung der Rube 
und Ordnung und Einigfeit, nicht mehr erreicht”). 


* Hegel hat feldft zuerft den Gedanken ausgeſprochen, daß der Fürft 
„die Subjektivität“ oder die „Perjönlichleit des Staates” ift (Rechtsphil. 
8. 279), und es jollte deßhalb von feiner Pehre eine würdige und freie 
Stellung des Fürften zu erwarten feyn. Aber ihm ift eben Perjönlichkeit 
überhaupt nur das inhbaltlofe Ich, das feinen Inhalt durch etwas 
Anderes, durdy eben die dee, von der diefes Ich bloß als eines ihrer 
Momente geſetzt wird, erhält (Rechtsphil. 8. 5 und 8. 13), fie ift daher 
nur die „abftrafte infofern grundlofe Selbftbeftimmung des Willens, in 
welder das Letzte der Entiheidung liegt” (ſ. auch I. S.5 ©. 19), und 
hieraus erflärt fi) folgerichtig jene vielbeſprochene, ohne alle Zweifel 
ächte Stelle (Rechtsphil. 8. 280): „er hat nur das Ja zu fagen und den 
Punft auf das J zu feten“, und „dem Gefetse allein fommt die objektive 
Seite zu, weldjem der Monarch nur das fubjektive „„Ich will““ Hinzuzus- 
fegen hat.” Denn nad) jener Grundanfdyauung Hegel’8 muß der Fürft, 
grade weil er die Perfönlichkeit (nicht die Subftanz) des Staates ift, ohne 
Einfluß auf den Inhalt des Staates ſeyn, fondern diefer lediglih aus 
dem fubftantiellen unperſönlichen Momente des Geſetzes fommen, und ift 
aud die Bedeutung diefer perfönlichen Kraft gar nicht das Aufeinander- 
berechnen, Zufammenfaffen und Durchdringen in Eins, ſondern lediglich 
die „formelle Spite der Entſcheidung“, „das Letzte, was das Abwägen 
der Gründe und Gegengründe, zwifchen denen fi immer berliber- und 
hinüberſchwanken läßt, abbricht und fie durch das: Ich will, beſchließt.“ — 
Während nad Hegel die unperfönliche Weltidee überall das Moment der 
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Solde Herrihaft des Königs beruht aber auf feinem 
etgenen perjönlichen Anfehen, nicht darauf, daß fie ihrem In⸗ 
halte nach nur Vollitredung des Geſetzes wäre. Es find, wie 
oben ($. 53) auseinandergejett, zwei Autoritäten im Staate, 
die perjönliche der Staatögewalt, und das tft in der Monarchie 
ded Königs, und die ſächliche des Geſetzes, beide zwar unauf- 





Perſönlichkeit abfegt, um in ſich als Subftanz zurückzukehren, fo erfennen 
wir umgefehrt die Perjönlichkeit als das A und das L, als das Urfeyn, 
welches die Subftanz felbft in ſich ſchließt und Alles, was es entläft, 
wieder auf fi, die Perjon, zurückbezieht, als das, in welchem und durch 
welches aller Inhalt iſt. Nun ift es wohl richtig, daß „die Perfönlichkeit 
des Staates” nit don der Art ift wie die Perfönlichfeit des Menſchen 
oder die Perfünlichkeit Gottes, daß hier die unwandelbare fubftantielle 
Bafis nicht in der Perfon, dem Fürften felbft, jondern in gejeßlichen In— 
fitutionen außer ihm liegen fol. Eben deßhalb Halten wir auch den 
Staat nicht, wie Hegel, für die „volltommene fonfrete Objektivität des 
Willens“, jondern dieje finden wir nur am Neiche Gottes, deſſen Berfön- 
lichkeit, Subjeltivität, Gott, auch als ſolche zugleih die Objektivität und 
Subſtanz ift. Aber defjenungeachtet Tiegt im Weſen der Perſönlichkeit fo 
unvertilgbar die Produktion des Inhaltes, die materielle Determini- 
rung, nicht bloß formelle Entſcheidung, daß fie aud dem Fürſten im 
Staate im weiten Umfange zufonmen muß. So viel über Hegel’s philo- 
ſophiſche Auffaffung des Königthums. — Rein als politifches Rejultat be- 
tradhtet, liegt denn in jenem Ausſpruche Hegel's die unbeftreitbare Wahr- 
beit, daß; bei höherer Ausbildung des Staates das beftehende Geſetz und 
der geregelte Gang der Verwaltung die größere Sphäre einnimmt, und 
jo die fürftliche Individualität von ihrer früheren Bedeutung verlieren 
fol und muß (f. u. 8. 77 am Schluß). Allein diefe völlige Abforbirung 
ihrer Bedeutung ift ein gründlicher Irrthum. Die Perfönlichkeit des Für- 
ften ift und bleibt überall auch für den Inhalt ein höchſt wejentlicher 
Faktor, nicht bloß da, wo das monarchiſche Princip Lonfervirt wird — 
und daß alle Berfafjungen der englifchen gleich werden follen, ift eine 
falſche Annahme — fondern felbft in der englifchen Berfaffung. Selbft 
bier ift die Geſinnung und Fähigkeit des Königs von großem Einfluß auf 
den Yortgang der Berfaffung wie des Nationalgefchides, und was ihr an 
Einfluß abgeht, wählt nicht bloß dem Gefete, fondern aud) wieder an- 
deren Berfönlidhkeiten, Miniftern, Volksſührern zu. Niemals wird der 
Staat fo durch und durch Berfaffung und Berwaltungsgang (Subftanz) 
werden, daß feine Gefchichte aufhörte; die Geſchichte aber wird durch 
Berfönlichleiten gemacht. 
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(öslich verbunden, aber dennoch jede Jelbftitändig mit eigener 
Stärke geltend. Es it daher nothwendig, dab dad Geſetz auch 
eine Macht im Staate jey, die der König nicht unterdrüden, 
fih nicht von ihr losſagen kann, aber dad Geſetz kann und 
darf nicht die einzige Autorität ſeyn. Dazu macht fie jener 
Grundjaß der Konftitution von 1791: 
„Der König regiert nur durd) das Gefeß und nur im 
„Namen des Geſetzes kann er Gehorjam verlangen.“ 
Eondern der König tft nicht minder eine Autorität, und er 
regiert Fraft diefer feiner Autorität, nicht in Namen des Ge- 
feßes, und die Unterthanen find nicht bloß dem Geſetze, jondern 
auch dem perjönlichen Willen des Königs (in der Schranfe 
des Geſetzes) ald ſolchem, Gehorjam jhuldig. Sie haben ihm 
zu gehorchen, nicht weil er befiehlt und vollftredt, was das 
Geſetz vorjhreibt, ſondern weil er der König ift, und es gilt 
felbft das Geſetz nicht minder durch das Anjehen ded Königs, 
ald das Anſehen des Königs ſich auf dad Geſetz gründet. 
Der Begriff der Souveränetät in der beftimmten 
Bedeutung, die er in Frankreich erhielt, und mit der er auch 
in Deutichland bei Auflöfung des Reiches an die Stelle der 
Landeshoheit trat, ift allerdings der wahre Ausdrud der 
königlichen Gewalt. Er bezeichnet, dab diejelbe in der fittlichen 
Ordnung des Gemeinwejens nicht an einem Eiyenthum ihren 
Grund, und daher auch nad) jener, nicht nach zufälligen Vor— 
gängen und Erwerbgründen ihren Inhalt bat. Er ftellt die 
Untbeilbarfeit der Staatögewalt ber, daß, wie fie nicht ein In—⸗ 
begriff zufällig erworbener Befugniffe ift, jo auch nicht Zweige 
derjelben, 3.8. Gerichtöbarfeit, Beſteuerungs-, Geleitsrecht, an 
fremde Herren oder an Unterthanen zu eigenberechtigter Berwal- 
tung auftehen können. Er enthält auch die völlige Erhabenheit 
des Fürſten über den Unterthanen, daß fie nicht wegen jeiner 
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Regierungdhandlungen ihn vor Gericht belangen, oder vollends, 
wie in Älteren Zeiten, mit gewaffneter Hand felbft ihre Rechte 
wahren fönnen. Dagegen hebt er die Einfchränfung der fürft- 
lihen Gewalt durch Geſetz und Verfaſſung und durd Stände 
und durch "erworbene Nechte keinesweges auf. Wohl haben 
die Publiciften des Rheinbundes die Souveränetät ald eine 
unumfchränfte Gewalt (potestas legibus haud restricta) be- 
zeichnet, und die Kürten fie thatlächlich aljo geübt, allein mit 
Unrecht. Das allerdings konnten die deutschen Souveräne mit 
Recht behaupten, dab die Ausnahmsgewalt (potestas eminens) 
des Staates, die bid dahin dem Reiche über die Landes- 
verfaffungen zugeftanden und mehrfady geübt worden war (3.8. 
im Verbot eigenmächtiger Berfammlung der Stände und be- 
waffneten Widerjtanded, im Gebot, von der Steuerkaſſe den 
Fürſten Einfiht nehmen zu laffen u. dgl, durd welches Alles 
bisherige verfafjungsmäßige Rechte der Stände gebrochen 
wurden), auf fie übergegangen ſey und in einer ohne allen 
Vergleich ausgedehnteren MWeije bei der großen Kataftrophe der 
Gegenwart von ihnen geübt werden müſſe. Das reicht aber 
immer noch nicht an jene grundjäßliche Nichtanerfennung aller 
erworbenen Rechte, weldye die Rheinbundsperiode charafterifirt. 


$. 73. 


Shre natürliche Unterlage bat die Gewalt des Kö: 
nigd vor Allem an der Heereöführung. Wenn fie jelbit 
gleich fittlicherechtliche Gewalt ift, jo ruht fie doch auf dieſer 
thatfächlihen Gewalt. Der König ift der erfte Krieger im 
Lande, er ift der Oberfeldherr. Der Schuß des Volfed, die 
Stärke ihm denjelben zu verleihen nach Innen und Außen, ift 
der natürliche Urjprung für das Recht es zu regieren. Auß 
der Stellung, in der Schladht der Erſte (the first), der Führer 
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(Herzog, dux) zu ſeyn, bildete fich geſchichtlich Die fürftliche 
Gewalt, und von diefer ihrer Wurzel kann fie niemals gelöft 
werden. Denn wenn audy nachher andere Aufgaben als der 
friegeriihe Schuß überwiegend den königlichen Beruf ausfüllen, 
fo bleibt doch er immer die unerläßliche Bedingung für alle 
anderen. Das Königthum hat hierin eben dafjelbe natürliche 
Fundament wie der Adel. Es war nicht natürli, wenn in 
einigen Staaten des Orients (3. B. Aegypten) abweichend 
von der Negel der König der Priefterfafte angehörte ftatt der 
Kriegerfafte. Der das Volk irdiſch ſchützt, nicht der ed himm— 
liſch belehrt, tft für den irdiſchen Zuftand der geborene Herricher. 
Nur wo Gott in unmittelbar theofratiicher Weiſe, durch Wunder, 
jelbft das Volk auch irdiſch ſchützt, da find füglich die Werf- 
zeuge jeiner außerordentlihen Einwirkung, wie die Belchüßer, 
jo auch die Negierer. Es iſt eben überall die Macht, welche 
zur Herrſchaft beruft, jey es Die natürliche oder die über: 
natürliche. So finden wir im jüdiichen Volfe in der Periode 
der Richter, daß Gott ſich abwechſelnd bald Krieger bald Pro- 
pheten, Führer des Schwerted oder VBerfünder des Wortes, 
Gideon oder Samuel, zu jeinen Werkzeugen erfor. Als 
aber das jüdiihe Volk auf fein Verlangen in den allgemeinen 
natürlihen Zuftand der Staaten trat, in Berzicht auf Gottes 
unmittelbare Regierung einen König erhielt, „wie alle Heiden", 
da mußte e8 ein Krieger feyn, — Saul, David. Es ift darum 
unnatürlih, wenn in der Theorie der Fönigliche Beruf bloß 
ale Regentſchaft, der König als der oberfte Eivilbeamte auf- 
gefaßt wird, gleich ald handle ed fich bei der fortgejchrittenen 
Civilifation nur noch um vernünftige Regierung und gar nicht 
mehr um die Macht. Der König ift nicht der bloße „oberfte 
Diener des Staated”, er iſt vor Allem der oberite Schugherr 
defjelben. Friedrich II. definirte wohl den König in jener Weiſe, 
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aber er felbft ift in feiner Perjon die glorreichfte Widerlegung 
feiner Definition. Der Präfident einer Republif allerdings tft 
nicht nothwendig Soldat, er ilt aber auch nicht Souverän, er 
trägt nicht den Grund der Staatögemwalt in fih. Damit tft 
nicht gefagt, daß der König die perjönliche Gabe. des Feld: 
beren haben müffe, er braudt ja auch die Gabe der Civil: 
regierung nicht zu haben, das liegt in der Erblichfeit. Aber 
er muß militärifch gebildet werden und muß ſich als das Haupt 
der Armee, ald Soldat wiſſen. Es iſt eines der einleuchtenditen 
Kennzeichen von der Unhaltbarfeit der Fonftitutionellen Theorie, 
daß fie nach ihrer Auffaffung der Minifter-VBerantwortlichkeit 
die perjönliche Kriegdanführung ded Königs ausſchließen muß. 
Seit Georgd I. Siey bei Dettingen (1743), aljo fo lange in 
England diefe Art Minilter-Berantwortlichkeit in voller Geltung 
ift, hat auch Fein König mehr die Truppen befehligt. 

Die andere natürliche Unterlage der königlichen Gewalt tft 
(gleichfalls wieder dem Adel analog) der Grundbeſitz, die 
große Begüterung im Territorium. Nicht dab das 
Recht am Territorium der Nechtögrund der fürftlichen Gewalt 
wäre. Denn ein Eigenthum des Fürften am ganzen Grund 
und Boden ded Landes hat in den größeren Staaten Europa’s, 
ja Deutjchlande, niemals beitanden, und daß eigentliche Zerri- 
tortalreht (das nicht ein Eigenthum, jondern eine politifche 
Gewalt iiber den Boden ift, $.44) ift nicht Grund der obrig- 
feitlichen Gewalt, jondern vielmehr Ausfluß derjelben. Aber 
dad große wirflid private Grundeigenthum innerhalb des 
Territoriums ift eine thatjächliche Unterlage für die Berufung 
zur fürftlihen Gewalt. Denn auch dieſes gewährt, ähnlich 
wie die Heereöführung, eine thatjächlihe Macht ald Stüße der 
techtlich-fittlichen Macht der Obrigfeit. Auch dieſes war daher 
geichichtlich ein wejentliched Moment für die Entitehung der 
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Fürftenhäufer in Europa und namentlich in Deutfchland, und es 
ift naturgemäß, daß ed immerdar eine Unterlage derjelben bleibe. 
Die Dynaftie fol zu den alten hervorragenden Gejchlecdhtern der 
Grundberren gehören, ja joll diejenige feyn, welche vorzugsweiſe 
durch die. ganze Gejchichte herab dem Lande aus ihrem Ver— 
mögen Mittel gewährt bat und fol der König immerdar 
Eigenthümer feiner- Domänen, immerdar der dem Staate Ge: 
währende, nicht der von ihm Empfangende, bleiben. 

Eo werden bei der monarchiſchen Verfaſſung, dem Bil- 
dungsgeſetze der Natur entipredhend, die früheren Stufen der 
Staatöherrihaft — die patriarchaliiche Familiengewalt ($. 71), 
die Gewalt des Gefolgäherrn, die grundherrichaftliche Gewalt 
— in ber höheren, der eigentlihen Staatögewalt bewahrt, 
während fie bei der republifaniihen Verfaſſung aus ihr ver- 
Ihwinden. 


8. 74. 


Die Gewalt des Königs ift „von Gottes Gnaden“, 
it ein „göttlihes Recht.“ Das gilt Schon von aller 
Staatögewalt, auch in der Republik ($. 48). Aber dus 
göttliche Anjeben und die Majeltät der Staatögewalt tellt 
jich bei einem perfönlichen Träger derjelben, der in feiner Be- 
ziehung Untertbhan ift, fichtbarer und lebendiger heraus, und ed 
fommt in der Erbmonarchie noch das hinzu, daß der Inhaber 
der Staatsgewalt ohne menſchliches Zuthun in ihrem Beſitz iſt 
durch göttlihe Fügung, welder fih die Menjchen in Ehr- 
furcht unterwerfen jollen. Hier rubt alfo das Anfehen des 
Herrſchers nicht bloß auf einem allgemeinen Gebot und Orb: 
nung Gottes, wie bei aller Obrigkeit, ſondern zugleidy aud) 
noch auf einer ſpeciellen (mwiewohl keinesweges einer unmit- 
telbar perjönlichen, die Natur durchbrechenden) Veranftaltung 
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Gottes. Dieß ift dad Princip der Legitimität, wie es 
der Erbmonardie eigenthümlich ift. Es hat nicht bloß den juri- 
ftiichen Einn der rechtmäßigen Nachfolge gegenüber der Uſur—⸗ 
pation, jondern auch den religiöfen der Anerkennung der gött- 
lichen Sanftion und Scheu (sacrosanctitas) ded durch Gottes 
Fügung auf den Thron Berufenen. Das unterjcheidet den von 
Gott gelöften und den an Gott gebundenen Menfchen. Jener 
will nur anerfennen, was er durch feine eigene That bewirkt 
hat, diejer hält grade das für das Heiligite, was ohne jein 
Zuthun durch ein höheres Walten über ihm geworden: ift. 
Es ift darum ein charafteriftiiher Zug der Zeit, daß ihr bie 
Staatöform um jo höher und befriedigender erjcheint, je mehr 
die Obrigkeit durch Wahl der Untertbanen beftellt wird, und 
je mehr die Gewalt in der Hand Derer liegt, die man wählt, 
der Abgeordneten im Gegenſatze des Erbfönigd. Es iſt derjelbe 
harafteriihe Zug, daß fie das Königthum bloß ald eine 
ſociale und nit als eine legitime Inſtitution betrachtet, 
d. b. bloß ald eine Anftalt, welche die Menſchen (namentlich 
die Bourgeoisie) aus verftändiger Beurtheilung ihrer Sntereffen 
und der Zwedmäßigfeit halber über fich gejeßt haben, nicht ala 
eine Anftalt, welche durch eine übermenjchlihe Macht ihr Au- 
jeben hat und eine in fidh heilige Ordnung aufrecht halten fol. 
Daher kommt die Zuftimmung gu jeder Demüthigung bes 
Königthums, daher die feititehende Vorftellung, daß der König 
dem Bolföwillen und der VBolfdmeinung nicht widerftehen dürfe. 
Das göttlihe Recht (Vollmacht) und die Yegitimität find 
danady verichiedene aber zujammenhängende Begriffe; jenes be- 
deutet, daß die Autorität, Fraft der der König herricht, dieſe, daß 
feine Throngelangung von Gott ift. Sie find das chriſtliche 
Princip des Staates. Als ſolches find fie weltgeſchichtlich 
dem Princip der Revolution, der Volföjouveränetät, gegen- 
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übergetreten. Sie geben der Staatsherrſchaft jene ſpecifiſche 
Feftigkeit und Erhabenheit und jene überirdiiche Weihe, wie fie 
fih nur in der Monardie findet. Dieſes Princip ftellt fich 
aber in feiner Wahrheit und Reinheit erſt dann heraus, wenn 
der patrimoniale Charakter überwunden ift, wenn der Fürft 
die Gewalt nicht mehr als jein menjchliches Eigenthum und 
darum nad Willführ, jondern als feine göttlihe Miſſion und 
darum nach der Nothiwendigfeit des Staates befit und vererbt *). 


*) Zachariä in feinem deutiden Staats. und Bundesreht II. Aufl. 
l. ©. 73 erflärt das Princip der Legitimität für „ebenfo beillos und un- 
vernünftig, wie fein Extrem: das Princip der Bolksfouveränetät”, und 
meinen „Verſuch, e8 als ein dem Erblönigthum eigenthümliches zu recht⸗ 
fertigen ımd mit „„dem göttliden Rechte““ zum „„chriſtlichen Princip 
des Staates” " avanciren zu lafjen, für einen vernnglüdten.” Seine Be- 
weife find der rationelle, daß „das Chriftenthum gar nichts weiß von 
einem in diefer Hinfiht privilegirten Erbkönigthum“, und dem „feiner 
Natur nah wandelbaren menſchlichen Rechtsbewußtſeyn in feiner Weife 
eine Zwangsjade anlegt“, und der hiftorifche, daß der „deutfche Kaifer, 
obwohl durch Wahl berufen, dod, nad dent Rechte des Mittelalters als 
der allerlegitinte Monarch von Gottes Gnaden betrachtet worden if.“ 
Nun habe ich in eben diefem Paragraphen, den 3. beftreitet, damit be- 
gonnen, daß „Gewalt von Gottes Gnaden und göttlihes Recht von aller 
Staatsgewalt auch in der Republik gilt“, deßgleichen vorher (8. 66) die 
Freiheit zu allen Staatsformen und ihren individuellen Werth gegen jed- 
wede Rangordnung vindicirt, ja jelbft das Princip der Pegitimität in einem 
allgemeineren Sinne auch auf die Republif angewendet (meine Schrift: 
„Die Revol. und die fonft. Dion.“ ©. 20). Es war alfo feine Beranlaffung 
zu diefer Entgegnung vom „privilegirten Erbkönigthum“ und vonder, Zwangs: 
jade.” Sondern obige Stelle befagt mır das: das im Chriftenthume 
geoffenbarte Gebot, der Obrigkeit als von Gott verordnet zu ge 
horchen, obwohl für alle Staatsformen gültig, bewährt fid in der Erb» 
monardie in eminenter Weije, weil hier auch die Berufung der beftimmten 
Perfon zum obrigkeitlihen Amte auf göttlicher Fügung beruht, und das 
Princip der LTegitimität, das eben thatſächlich geſchichtlich faft nur für die 
Erbmonardie geltend gemacht wurde, bedeutet nichts Anderes als dieſe 
Hingebung unter den redhtmäßigen Fürſten als von Gott verordnete und 
gefügte Obrigkeit. Wenn nun aber 3. grade diefe meine Bezeichnung der 
Legitimität, daß fie „das Recht göttliher Fügung im Gegenfate menſch⸗ 
licher That, die gegebene Autorität gegenüber der gemachten“ jey, fir 
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Die Nemefid in der Geſchichte unterbricht run die Legitimität 
und ftraft jo das Unrecht durdy Unrecht, damit das Menſch— 


— — — — 


eine „nichtsſagende Spielerei mit Worten“ erklärt, weil „ein 
Wahlakt jo gut auf Gottes Fügung beruht wie ein Zengungsakt“, fo be- 
ruht allerdings an ſich Alles auf Gottes Fügung, nicht bloß ein Zeu- 
gungsakt und ein Wahlakt, fondern aud das Gelingen einer Empörung 
oder eines Meuchelmordes; allein in Beziehung auf die betheiligten 
Menſchen ift der Wahlakt, durch den fie fich den beftimmten König ſetzen, 
ihre That, und der Zengungsakt, der ihnen diefen König gab, eine reine 
Fügung über ihnen. Aber fir eine Spielerei mit Worten wenigftens 
follte man nad) dem Jahre 1848 das nicht erklären, was in jener Kata- 
frophe der Kern der Sade war. Denn worin anders beftand damals 
der Gegenſatz zwiihen den Anhängern der legitimen Souveräne in Deutfd- 
fand und den beharrlihen Anhängern der „endgitftig bejchloffenen 
deutichen Reichsverfaſſung“, als darin, daß jene mit Freuden der Ber- 
faffung und der Obrigkeit gehorchten, welche ohne ihre That durd) Gottes 
Fügung über ihnen geworden, diefe dagegen nur der Berfaffung und 
Obrigkeit gehorchen wollten, welche fie jelbft durch ihre That nad) ihrer 
Weisheit beftellt, daß jene der „gegebenen Autorität”, diefe „der ge» 
machten“ anhingen, und war diefer Gegenfaß, der die Welt bewegte, ein 
nihtsfagendes Spiel mit Worten? Wenn id) denfelben in obiger Stelle 
Har und fcharf gezeichnet vor der Kataftrophe, welche ihn in Deutſchland 
weltgeſchichtlich herausstellte, follte denn mein Gegner nicht wenigftens 
nad der Kataftrophe auf ihn eingehen? Die Berufung auf den deutfchen 
Kaifer würde ſchon deßhalb nichts beweifen, weil die Wahl des Kaifers 
durch erbliche Fürſten und durch Erzbiſchöfe nicht im Entfernteften nn» 
mittelbar oder mittelbar auf Volkswahl ſich gründete. Aber ſie beſeitigt 
ſich völlig durch die Idee des deutſchen (richtiger römiſchen) Kaiſerthums. 
Daſſelbe iſt nicht anderen Etaaten gleich zu ſtellen, da es kein National» 
reich, ſondern ein chriſtliches Weltreich war und als ſolches vielmehr in 
Analogie zu dem geiſtlichen Reiche der Kirche geſtellt wurde. Danach 
betrachtete man die Kaiſerwürde, ähnlich der päpſtlichen, als ein Amt, 
und nur dadurch iſt es dem Papft und den deutſchen Fürſten gelungen, 
fie aus ihrem nriprünglichen Erbcharakter in den Wahlcharakter umzu⸗ 
wandeln. Deßhalb wurde fie auch grade nad) der Vorftellung der Periode, 
aus der das Anfehen des Kaiſers als „der allerlegitimfte Monarch von 
Gottes Gnaden“ ſtammt, nicht fofort ſchon durch die Wahl, fondern erft 
dur die Beſtätigung und Krönung des Papftes als irdiſchen Vertreters 
Chrifti erworben. In der That geht aber die Polemik Zahariä’s nicht 
fowohl gegen da8 angebliche Privilegium der Erbmonardie, als gegen das 
göttliche Recht der Obrigkeit Überhaupt, gegen die „Theorie von Gottes 
Gnaden“ (67—59). Der jo achtbare und bedeutende Staatsredhtslehrer 
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liche und Zeitliche nicht für eigenfräftig und unendlich gehalten 
werde. Dann wird auch die illegitim entitandene Dynaftie im 
Laufe der Zeit, wenn die Generationen darüber hingegangen, 
zur legitimen. Denn was Gott zugelaffen und durch die Zeiten 
erhalten bat, das ziemt der jeBigen Generation, die es ohne 
ihr Zuthun überfommen hat, nicht vor ihr Gericht zu ziehen, 
den Gang der Begebenheiten audzutilgen und noch einntal die 
Enticheidung zu beginnen. Wann diefe heiligende Kraft der 
Zeit eintrete, darüber gibt ed feine Hegel, ebenjo wenig darüber, 
inwiefern der unrechtmäßigen aber bereitö ficher geordneten 
Herrihaft Gehorſam gebühre, oder der Abfall von ihr zu 
Gunften des rechtmäßigen vertriebenen Königs geboten jey. 
Das hängt von der bejonderen Lage der Dinge und von den 
beionderen Aufforderungen der Individuen je nad) ihrer Stel- 
lung ab. Es ift dieß fein Widerſpruch im Princip der Legi- 
timität felbft, jo wenig als die Kollifion der Pflichten ein 
Widerſpruch im fittlihen Gebot iſt. Alle jene Kajuiltif, bei 
welcher fid) die Unmöglichkeit, ein Princip folgerichtig durch— 
zuführen, ergibt, beweiſt nicht die Unrichtigfeit des Principg, 
fonderu nur die Unvollkommenheit der irdiihen Zuſtände. Das 
Princip der Legitimität ſelbſt aber bezeichnet nichts Anderes 
ald dad Recht göttlicher Fügung im Gegenſatze menjchlicher 
That, die gegebene Autorität gegenüber der gemachten. 


8g. 75. 


Wenn hiernach im Weſen ded Königthums die Urjprüng- 
lichkeit und Selbftitändigfeit der Gewalt liegt, jo doc) keinesweges 





nimmt für den lebten Grund des Staates, da er die Vertrags» und 
Boltsfouveränetätsiehre ebenſo entihieden verwirft, feine Stellung gleichſam 
zwiichen Himmel und Erde auf dem neutralen Boden der Luft (vergl. 
Anm. zu $. 52). 
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und ausgedehnte Schranfe an den Grundgedanken und Ein 
richtungen der Religion, die der Herrfcher nicht zu überjchreiten 
wagt, die er nicht überjchreiten fann, ohne die Macht, die ihm - 
dient, gegen ſich gefehrt zu jehen. Der Charakter der euro- 
päifchen Monarchie aber beiteht darin, daß der Fürft durch 
Rechte der Unterthanen und des Volkes befchränft ift, und 
dadurch eben ift fie Monarchie im Unterichiede der Deſpotie. 
Hier ift die Schranke der fürftlihen Gewalt allgemein und 
nothwendig dad Geſetz und die unabhängigen Richter; bei 
höherer Verfaſſungsentwickelung auch nod die Staatsämter 
als nothwendige Mittelorgane, und endlich die Landeövertretung. 
Durch diefe Elemente wird die fürftliche Gewalt zur vollftän- 
digen Staatdeinrichtung ergänzt, alle Ergänzung aber ift zus 
gleih Schranfe; denn nur das Ganze ift unumfchränft. Man 
ſollte deßhalb die pofitive Bedeutung folder Verfaffung, bie 
Ergänzung, nicht außer Acht laffen, und man dürfte fie mit 
demjelben Rechte die entwidelte, die ausgebildete Monarchie 
nennen, wie die beſchränkte. Doc iſt auch die Beſchränkung 
ald ſolche nicht ein geringer Zwed, daß der menjdlichen (jünb- 
haften) Perfönlichfeit die Verſuchung entzogen, nicht Die ganze 
Anftalt ihrer Willkühr überlaffen werde. 

Das Geſetz ſoll demnady dem Könige nicht blos eine innere 
Anforderung jeined Gewiſſens jeyn, wie die Abjolutiften wollen, 
ſondern eine äußere ſtaatsrechtliche Schranfe. Hierzu wird es 
durch feine beftimmte Ausbildung und gleihmäßige Uebung — 
ein gewiſſes und immer beobachtetes Gejeß zu verlegen gehört 
jeltene Dreiftigfeit —, durch den Eidihwur des Königs es zu 
halten, dur die Verpflichtung und Werantwortlichkeit der 
obersten Beamten, je nad) der Berfaffung durch die Rüge und 
Anklage der Stände. — Ueberſchreitet nun dennoch der König 
bie gejeglihe Schranfe, geht er auf Umſturz der Verfaffung 
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aus, jo darf feine Herrichaft ihm deßhalb nicht genommen 
werden, ed gibt fein Gericht über ihn: aber fein Gebot foll 
feine Vollziehung finden. Denn der Unterthan darf zwar nicht 
richten über jeinen Regenten, allein er darf und muß richten 
über ſein eigenes Gewiſſen, und da muß irgendwo eine Gränze 
des Gehorjamd und der Millfährigfeit fich finden. Sie findet 
fih auch in der unumjchränften Monardie da, wo der Befehl 
des Könige gegen Gottes Gebot oder gegen das allgemeine 
Gefühl ven Recht und Ehre ift. Iſt aber das Geſetz aus— 
gebildet und als Schranke des Königs anerfannt, jo werden 
auch die pofitiven Beſtimmungen deſſelben und die beftehende 
Verfaſſung zur Gewiſſensſache, daß Fein Wohlgefinnter zu 
ihrem Umfturz fi hergeben darf. — Dieb Alles ift num 
freilich feine vollftändige äußere Sicherung, denn es fönnen 
fih genug Werkzeuge finden, die dennoch gehorchen; fo beruht 
die Schranfe gegen den König zuleßt doch nur auf der fitt- 
lichen Macht der öffentlihen Denfart und der Stärke, die fie 
den Snftitutionen verleiht. Dieb ift auch hinreichend. Die 
Schen vor dem entichieden Schlechten und vor dem Urtheile 
der unparteitihen Menjchen ift die unterfte Grundlage aller 
gejelligen Einrichtungen, und bei Allem muß man zuleßt in 
dem Glauben fid) beruhigen, daß, der die Gewalt hat, nicht 
dad Aeußerſte wagen, daß, wenn er ed wagt, er gegen den 
Widerſtand der öffentlihen Gefinnung nicht durchdringen werbe. 
Die Berfaffung muß das leiften, daß der König das Gefeh 
nicht überjchreiten fann, ohne daß dieſes bei ihm felbit und bei 
dem Bolfe zum entjchiedenen Bewußtſeyn und zum öffentlichen 
Ausſpruch komme. Das wird ihn zurüdhalten und im anderen 
Falle feine Macht ſchwächen. Dagegen eine Einrichtung, welche 
mechanisch ihm die Webertretung unmöglid machte, alio eine 
Macht einfebte, die ihn fofort mit Gewalt in die Schranfen 

u. 2 17 
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wiele oder vollends entthronte, ſoll und Tann es nicht geben. 
Eine ſolche Macht würde immer ſelbſt wieder eine höhere er- 
fordern, die über ihren rechten Gebrauch machte, und jo in’8 
Unendlihe*). Es muß eine Autorität geben, über die hinaus 
feine andere ift, prima sedes a nemine judicatur. 

In der alfo audgebildeten Monardie ericheint dann der 
König nicht ald ein Herriher über dem Staate, ähnlid 
wie Gott ein Herricher ift über jeinem Reiche, fondern ald ein 
Herrſcher im Staate. Wäre er ein Herricher über dem 
Staate, jo wäre er ded Staates nicht bedürftig zu feiner 
Macht, und jeine Macht wäre unumfchränft. Nun er aber ein 
Herrſcher im Etaate ift, jo ift fie beichränft durdy das Ganze 
des Staated. Durch den Staat hat er die Macht, nur in 
der Schranfe des Staates fann er fie gebrauchen. Der König 
ift über den Staat gejeßt, ähnlich wie das Haupt über den 
Leib, und jo ift umgefehrt wieder der Staat über dem König, 
wie der ganze Leib und fein Gejeß über dem Haupte ift. Es 
ift der Bau des Leibes, in den er gefügt ift gleich den anderen 
Sliedern, aus dem er nidht herauötreten, den er nicht auflöjen 
fann. Alfo verhält fih der König zum Staate; das Wolf 
aber ift in jeder Beziehung unter dem Könige. 

Auch in der eingefhränften Monarchie ift dem Begriffe der 
Souveränetät gemäß feine Macht geſetzt, die den König zwänge, 
fondern nur eine Macht, die der König nicht zwingen Tann. 
Es eritredt ſich deßhalb auch die Schranke nur auf das be- 
ftimmte Gejeb, innerhalb deffelben muß feine Herrſchaft frei 


*) Zuerft meint man, es ſey genug, wenn die harte ımter Garantie 
der Kammern geftellt if. Wenn aber die Kammern felbft dem Könige fie 
verlegen helfen? Deßhalb foll fie gegen König und Kammern unter bie 
Garantie der Nationalgarde geftellt feyn! Wir müſſen aber weiter fragen: 
„wenn and die Nationalgarde untren wird“, wie ihr dieß doc wirklich 

von den „äcdhten” Männern der Julius⸗Revolution vorgeworfen ward ? 
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bleiben. Wo nicht mehr dad Geſetz gebietet, fondern nur 
Menſchen mit ihrem perjönlichen Urtheil enticheiden fünnen, 
da hat der König zu gebieten, nicht andere Menjchen (Minifter, 
Stände). Die Beamten, die ihm hierbei zur Ausführung jeiner 
Befehle dienen, dürfen, wenn anders noch Monarchie befteben 
ſoll, nicht dafür verantwortlid) feyn, ſonſt wäre die königliche 
Macht nicht beihränft, ſondern vielmehr einer höheren, die 
über ihren Gebrauch (pofitiv) urtheilt und zur Verantwortung 
zieht, unterworfen. Dagegen ift der Sinn der bejchräuften 
Monardie feinesweges der, dab der König durd Einhaltung 
des Geſetzes abgefunden ſey mit jeiner Pflicht. Die Aubere 
Schranke ſeiner Macht reicht nur auf dad Gejeb, aber die 
innere Anforderung der Berufötreue und Gewiſſenhaftigkeit 
durchdringt jein ganzes Fönigliched Amt. Es ift die Ehre des 
Könige, dab alles Geſetz ald von ihm ausgegangen durch fein 
Anſehen gültig ericheint, gleichſam als das Bild ded Staates, 
das ihm innewohnt und von ihm aus zur äußeren Geſtalt ſich 
entfaltet. Ihr entipricht die Pflicht, dab der König auch die 
lebendige Duelle des Gejetes in ſich bewahre, dab die Gefin- 
nung, welde dad Gele erzeugte, auch bei dem, was nicht 
gefeglich beftimmt ift, die Zriebfeder jeiner Regierung ſey. 
Dieß ift das göttliche Geſetz ſeiner Sendung, für welches zwar 
feine Berantwortlichfeit und feine verhindernde Macht auf 
Erden beiteht, für das aber doch auch ſchon bier das Urtheil 
der Melt und Nacwelt und der Erfolg der Regierung ein 
ſitttliches Gericht bildet. 


g. 76, 


Alfo ift der König der perjönliche Mittelpuntt aller Gewalt. 

Er ift der geborene Herrscher von innewohnender Majeftät. 

Er ift der Nichtöbedürftige, der von den Unterthanen nicht 
17* 
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empfangen hat und nicht zu empfangen braudt, der bloß da 
ift und bloß zu ftreben hat, daß er ihnen gewähre, in deſſen 
Stellung fein Anlaß ift zu Eiferfuht und Neid und Mißgunſt 
gegen Andere, weil er Alles zur Genüge bat. Er ift der 
perfünliche Repräfentant der Fürforge ded Staates, das Gefäß, 
welches die göttliche Fürforge, die den Staat gegründet, in 
fich aufnehmen und mit eigener Gefinnung offenbaren fol. Es 
ift hier die Kuppel des irdiichen Baued und ein Abglanz von 
oben ruht auf ihm. Cr wird zur Glorie, wenn die Perfön- 
lichkeit des Monardyen ihm empfangend entgegenfommt. Ein 
gottesfürdhtiger und von Gott erleuchteter König ift das Herr- 
lichite, was e8 auf Erden geben Tann. 

Dieß ift die Bedeutung des Königthums. Es ift eine 
der uralten beiligen Grundlagen des menſchlichen Dafeyns, 
wie Grundbefit, wie Ehe. Wie fie, beiteht es von Anfang 
an, jeit die Völfer in dauernden Wohnſitzen ein geordnetes 
Dafeyn ded Friedens und der Bildung führen, geprieien als 
Einrichtung der Gottheit, als Wohlthat des Menfchengefchlechts, 
und es wird wohl auch wie ſie beſtehen immerdar, ſo lange 
es Staaten gibt, ſo lange die Geſchichte dauert, bis einſt Gott 
die Menſchheit wieder unter ſeine eigene Herrſchaft aufnimmt 
und das ewige Reich an die Stelle des zeitlichen tritt. 

Der liberalen rationaliſtiſchen Staatslehre fehlt der Be: 
griff ded Könige. Es iſt dieß eines der deutlichiten Dofumente 
ihrer Dürftigfeit. Sie beſitzt allenfalls „ein Individuum, das 
Die erefutive Gewalt bekleidet”, einen erblichen höchften Staats— 
beamten. Aber die Uriprünglichfeit und Fülle der Macht, die 
innewohnende Majeftät, die Vollmacht eines Höheren, Unficht- 
baren, furz alles Specifiiche des Königthums iſt Schlechterdings 
mit ihrem Standpunfte nicht zu vereinigen. 

Keine Einrichtung aber ift gut für fich allein, feine erfüllt 
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ihre Beftimmung für fich allein. Sie kann es nur, wenn die 
Menſchen fie begreifen und ihr nachkommen. a fie ift ohne 
diefe rechte Würdigung gar nicht mehr diejelbe Einrichtung. 
Iſt doch ſelbſt die Ehe eine Fümmerliche Anftalt, kaum mehr 
Ehe zu nennen, wenn die Gatten fie bloß ald Mittel zu ge- 
ordneter Befriedigung des Gejchlechtötriebes, nicht zugleich als 
Band der fittlihen und religiöfen Lebensgemeinschaft anjehen. 
Sp erfüllt denn auch das Königthum feine Beftimmung nicht, 
wenn nad) dem Sinne der neueren Bildung bloß die mecha- 
niihe Sicherung in ihm gejucht wird. Der König wird dann 
genug gethan zu haben glauben, wenn er das Geſetz hält, das 
Volk, wenn ed nicht aufiteht und Gewalt braucht. Bald aber 
wird das Königthum den Meiften als ein nothmwendiges Uebel, 
den Kurzfichtigiten als eine überflüſſige Laſt ericheinen. Selbft 
bier, wo der Geift aus ihr gewichen ift, übertrifft Die Monarchie 
die anderen Stantöformen durdy die Einigkeit und Stärke ihrer 
Herrschaft, jelbit hier bewährt fie fih ald die Grundjäule der 
öffentlichen Drdnung, außer der es feine andere gibt. 


8. 77. 


Das germaniſche Königthum bat urfprünglih mehr den 
Charakter einer freiwilligen Unterwerfung, der König mehr die 
Stellung eines Erften unter Gleichen. In diefem Geiit entftand 
dann die Feudalmonarchie ald ein Band wechfelfeitiger Treue, 
privatrechtlicher Art, ald eine Abſtufung gleichartiger Herricher. 
In demjelben Geiſt ift audy jene germaniihe Miſchung von 
Erb- und Wahlmonardie, die Berechtigung zur Nachfolge und 
doch zugleich das Erforderniß freier Anerkennung und Huldigung. 
Dagegen durch die römischen Begriffe von Gewalt und Majeftät 
des Staates und durch die chriltliche Erkenntniß der von Gott 
gejeßten Obrigkeit bildete ſich das eigentlihe Königthum ald 
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eine über den Unterthanen jchlehthin erhabene öffentlich 
Macht‘). Beide entgegengeſetzte Elemente erfüllten nun fort 
während die Geſchichte. Man könnte auf fie die Weiſſagun, 
Daniel’d beziehen von dem aus Thon und Erz gemijchten 
Reiche; denn jenes germanifche tft ein Element der Weichhei 
und Beweglichfeit, während das römiſche dem Gtaate di 
eberne Seftigfeit verleiht. Co weit jener privat: und lehn 
rechtliche Charakter galt, war der König vom Adel nicht wejentlic 
und der Art nach verichieden. Seder Große herrichte auf feinen 
Grund und Boden ähnlich wie der König. So weit dagege 
der Begriff der ächten füniglihen Gewalt wirkſam war, mußt 
fih der Adel zu ihm verhalten wie Unterthanen zum Herrfche 
Daher entftand der Kampf ded Königthums mit der Ariftofratii 
der durch dad Mittelalter durchgebt, jened getrieben von der 
Bewußtieun der rechtmäßigen Obergewalt, diefe8 vom Bewußt 
feyn rechtmäßiger Gleichheit und Selbititändigfeit. Das Köniz 
thum ging fiegreich au8 dem Kampfe hervor. Die Herrichal 
des Staates, die pflanzenähnlih vom Boden aus in unzählige 
Grundherrſchaften fih erheben hatte, erhielt nun, wie im ani 
maliichen Yeibe, die Einbeit des Hauptes ($. 10). Vollends ir 
achtzchnten Jahrhundert wurde der leßte Reſt ariſtokratiſche 
Macht gebrochen, und ftieg das Königthum zu nie gefannte 
Höhe empor. An dem europäiihen Königthume fand jofo 


*) Die neneften hiftoriichen Streitfragen über die Entftehung und äftef 
Geftalt des germanischen Königthums, ob es Ausflug der Geſchlecht« 
verfaffung (der licbereinanderfhichtung herrihender Familien, Gefchlechte 
Hundertihaften) oder cin urſprüngliches Volkskönigthum (die Stellung eine 
Familie zur Geſammtheit des Volkes) war u. dergl. kommen hier nicht | 
Betracht. Wenn man fih auch davon nicht überzeugen kann, daß d 
Germanen ein wirkliches Volkskönigthum erft von den Römern (oder Kelten 
erhalten haben, fo bleibt doch das feftftehen, daß die germaniſche Würdignr 
der Föniglihen Gewalt eine andere war als die römifche, und auch fpät 
fih nur mit der römiſchen durchdringen, aber nicht aufgehört hat. 
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auch die deutiche Landeöhoheit, nachdem fie allmählig die 
Selbititändigfeit errang, ihr Vorbild. Nicht minder bildete fid) 
in der inneren Einrichtung der fürftlichen Gewalt der ftaatliche 
Charakter je mehr und mehr aus: die geordnete Erbfolge, die 
Untheilbarfeit und Unveräuberlichfeit des Yandes, die Gentra- 
Iijation der Regierung. Allein mit dem Sturze des Lehnadels 
war die einzige Macht dem Fürften gegenüber gefallen, fo 
wurde Die Monarchie, wenn nicht überall rechtlich, doch faktiſch 
unumſchränkt. 

Hiergegen iſt nun das politiſche Streben der Gegenwart 
gerichtet. Es ſoll aber jetzt eine ſtaatliche Macht, die innere 
Nothwendigkeit des Gemeinweſens — durch das Mittel der 
entſprechenden Organe, und auf dem Grunde der öffentlichen 
nationalen Würdigung — die fürſtliche Gewalt ermäßigen und 
bez. beſtimmen, gleichwie ehedem die mehr zufällige Macht 
einzelner Stände und ihres Rechts. Dieſes Streben iſt zu 
läutern von der irrigen Beimiſchung der Volksſouveränetät, der 
Deniofratie, der mechaniſchen Theilung der Gewalt u. |. w., 
aber feinesweges abzulehnen, am allerwenigften um den privat- 
rechtlichen Charakter, den die fürftliche Gewalt anfänglidy hatte, 
wieder herzuftellen, und zwar jegt mit Ertödtung der damals 
Ihon in ihm liegenden und nun entfalteten Keime ftaatlicher 
Seftaltung. 

Wie in jenen Zeiten die Macht ded Königs unumfchränft 
war, jo war aud ihre Verehrung ungeläutert. Sie überftieg 
dad menjchliche Maaß, der König war nicht ein Bevollmäd)- 
tigter, Jondern ein Stellvertreter oder Sinnbild Gotted. Sie 
dehnte ſich nicht blos auf das Privatleben ded Königs aus, 
was fie allerdings joll, jondern auch auf das Nichtöbedeutende, 
oft jogar auf dad Unwürdige diefed Privatlebens, auf Eingang 
und Ausgang, Aufitehen und Niederlegen, auf Spiel und Jagd, 
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ja bis zur Huldigung gegen fittenloje Neigungen. Seine Gunft 
galt für das höchſte Glück und die erfte Ehre, fein Urtheil 
wurde dad Maaß, fein Mohlgefallen dad Ziel auch für alle 
geiftigen Beltrebungen in Kunft und Wiſſenſchaft und Sitte. 
So war er nicht blos Haupt des Staates, fondern Haupt: 
und Mittelpunft des ganzen Lebens, für das doch der Staat 
felbft nicht mehr als bloß Träger jeyn fol. 

Diefe Uebertreibung und Unlauterfeit, die Schladen der 
Monarchie, muß man willig dem Untergange preißgeben. Das 
aljo geläuterte Königthum entjpricht der frommen und heiligen 
Auffaffung nicht etwa minder, fondern mehr. Es bleibt immer 
eine von Gott eingejegte Autorität, in Seinem Namen herr: 
chend und nur Ihm verantwortlich, es bleibt immer eine perfön- 
liche Majeftät, eine perjönliche, nach Freiheit zu gebrauchende 
Gewalt. Wenn aber die Majeftät mehr ald ein Ausflub des 
göttlichen Amtes denn jeined men'chlichen Trägers erfcheint, fo 
wird dad Volk dadurd nicht von der Heiligkeit des Königthums 
abgezogen, jondern ed wird nur von dem Menſchen, der dieſe 
Heiligkeit empfängt, hingewieſen auf den, von welchem fie aus- 
gebt. Und wenn der König nicht mehr feinen Fuß über den 
Staat jet, gleich als ein irdiſcher Gott, ſondern ihm jelbft 
verwachjen ift als ein Glied, ald das auserwählte Haupt, fo 
geſchieht dadurch, daß mentchliche Größe ihr Maaß nicht über: 
fteige, und ed wird die Weisheit Gottes Far, der die Menſchen 
durch ſolch wunderbar reich gegliederte Anjtalt beherrſcht, nicht 
fie einem Menſchen zutheilt zur Beherrihung nad feinem 
Gutdünfen. 

Es ift der Fortſchritt im Geiſte der Nefermation, die 
Realifirung ihres Principd auf dem politischen Gebiete, daß 
die bloß menſchlich-perſönliche und damit willführliche Herrichaft 
weiche und das menſchliche Gemeinleben unmittelbar unter eine 
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ethiſche fohin göttliche Drdnung trete, die zugleich im Bewußt- 
feyn der Nation (der politifchen Gemeinde) niedergelegt ift. Das 
iſt etwas ganz Anderes, ald dab der Wille der Nation Duelle 
der föniglihen Gewalt und Richtſchnur ihres Gebrauches fey, 
dieß legte ift nicht das Princip der Reformation, jondern des 
Rationalismus und der Revolution. Es ift im Geiſte der 
Reformation, daß der König ein Staatsfönig, aber nicht 
daß er ein Bürgerfönig werde. 


$. 78. 


Nach dem Weſen der Erbmonarchie und indbeiondere nad) 
dem Princip der Legitimität ift das Succeffiondrecht der Dynaftie 
(der Aynaten) unentziehbar, ed kann nicht vom gegenwärtigen 
König bez. mit den Neicheftänden durch einen Souveränetätsakt 
oder ein Geſetz rechtögültig aufgehoben werden — natürlid) 
die Fälle der Negierungsunfähigfeit ausgenommen. Denn diejed 
Mecht iſt Fein Recht, das unter der Etaatögewalt fteht und 
deßhalb der Allmacht derjelben (Omnipotenz ded Parlamente) 
unterliegt, gleichwie die Rechte der Unterthanen, der Korpora- 
tionen, der privilegirten Klaffen; jondern es ift ein Moment, 
das felbft die Staatsgewalt mit Fonftituirt, analog dem 
Rechte ded Souveräng ſelbſt. Wenn daher die Aufhebung er- 
worbener Rechte der Untertbanen, des Adeld u. |. w. durd) die 
volle Staatögewalt nur (materiell) ungerecht, nicht aber (formell) 
unrehtmäßig ſeyn kann ($. 41), jo tft die Aufhebung des 
agnatiihen Thronfolgerechtd unrechtmäßig und unrechtöbeltändig, 
ähnlich wie die Entthronung eines Könige, und ftirbt der gegen- 
wärtige Souverän, jo wird der Ausgeſchloſſene nichts deito 
weniger ipso jure Souverän, und ift ed daher nicht Empörung, 
ſondern Behauptung jeines königlichen Rechts, wenn er um Die 
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Krone kämpft“). Nur unter Geltung diefed Grundſatzes ift der 
König wirflih König durd die Geburt ($. 70), und ift die 
perfönliche Staatsgewalt eine felbitftändige Macht und Auto— 
rität neben dem Geſetze, jo daß dad Geblütsrecht zwar auf dem 
Succeffiondgejeße ruht, aber umgefehrt das Succeſſionsgeſetz 
auch wieder nur Ausdrud des Geblütsrechts ift. Es kann nun, 
wie fich von felbft verfteht, in der pofitiven Verfaffung nad) 
Gefeb oder Herfommen ein Anderes gelten, das ift eben dan Aus- 
fluß entweder des mehr dejpotifchen Princips, daß der jeweilige 
Regent feine Gränze feiner Gewalt bat, wie z.B. in Rußland und 
in orientaliichen Reichen, oder ded mehr republifaniichen Principg, 
daß das Gele, wie ed durch Fürft und Stände zu Stande 
fommt, die jelbitftändige perfönliche Berechtigung abjorbirt. 
Aber dad Princip der Erbmonachie nad) ihrem vollftändigen 
Begriff erheilcht ed, daß das Geblütsrecht jo unzerftörbar ſey 
wie dad Necht deö regierenden Könige. — In England wurde 
bei der berühmten Verhandlung über die bill of exclusion im 
Dberhaufe der Grundfaß der Ungerftörbarfeit des Geblütsrechts 
feierlich befundet, und die act uf settlement ift fein Widerruf 
deffelben; denn wenn auch wirklich durd fie nähere Anſprüche 
als die des Hannöverſchen Hauſes, namentlich die von Savoyen, 
verlegt wären, jo würde dennod ein Gejeg nicht enticheiden, 
dad nur die Fortjegung der Entthronung Jakobs II. ift und 
auf demfelben Motiv, den Proteftantiömud zu fichern, beruht 


*) Dagegen wird zwar eingewendet, daß die Agnaten kein jus quaesi- 
tum haben bis zum Momente des Anfalles der Krone, fondern die beftehende 
Succeffionsordnung ihnen bloß die Möglichkeit eines künftigen Rechts ge- 
währe, die nad befannten Rechtsgrundfägen durch ein neues Gefe entzogen 
werden darf. Allein das wäre nur richtig, wenn es fih um römiſche 
Civilſucceſſion handelte, nicht aber bei einer successio ex pacto et provi- 
dentia majorum, was ja unftreitbar auch jett noch die Thronfolge ift, 
und eben am wenigften fpeciell bei der Thronfolge aus den oben ausge- 
führten Gründen. 








268 III. Abſchn. Die Verfaffung des Staates. 


(Berleihung von Privilegien, von unwiederruflichen Aemtern, 
Kontrabirung von Staatsihulden), fondern auch Ertheilung 
von Rechten an das Land und Volf, Gewährung neuer Landes⸗ 
freiheiten, Einführung einer neuen Verfaffung. In dem Allen, 
wie ed zum Begriff der Staatälenfung gehört, hat der Sou- 
verän vollfommene Maht und iſt nicht an den Willen des 
Nachfolgers gebunden. ine Gränze beiteht nur darin, daß die 
wefentlihen Rechte der fürftlichen Gewalt nicht verfürzt werden 
dürfen, denn damit würde der Gegenftand des Geblütsrechts 
entzogen, daher dem Erfolge nad). diejes ſelbſt vereitelt. Solche 
Rechte darf deßhalb der Souverän ohne agnatishen Konjend 
jo wenig aufgeben, al8 er ohne denfelben republifaniiche Ver⸗ 
faffung einführen darf. Dieſe Gränze mag nun im Tonfreten 
Falle Schwer zu ermitteln jeyn, und fchon deßhalb ift die Ein- 
bolung des agnatiihen Konſenſes rathſam, in Deutichland ift 
ihre Ermittelung erleichtert durch die Ausbildung der Kriterien 
des monardiichen Principe. Von einer Verfaffung, welche dad 
monarchiſche Princip nicht verlegt, kann man nicht fagen, daß 
fie den Agnaten das Objeft ihres Geblütsrechts entzieht. Auch 
dieß kann nach pofitivem Gejeß und Herfommen anders gelten, 
aber dann befteht eben nicht die Souveränetät und befteht nicht 
die vollftändige Primvgenitur. Daß die Ertheilung von Landes— 
freiheiten, die Einführung neuer Verfaffungen auch innerhalb 
des monarchiichen Principd an die Zuftimmung der Agnaten 
gebunden feyn Jolle, wäre Ausfluß des patrimonialen Princip, 
nach welchem aud die Landesregierung mit ihren Emolumenten 
und Annehmlichkeiten ein Privatreht des Fürlten und der 
Dynaftie ift und deßhalb gleich einem Lehn- und Fideikommißgut 
nicht belaftet werden darf ohne Zuftimmung der Agnaten, und 
müßte dann fonjequent nicht bloß für eine neue Kandesverfaffung 
ſondern auch für Ertheilung definitiver Stantsänter, für Kon- 


3. Kapitel. Das Königthum. 269 


trahirung von Staatöfchulden agnatischer Konſens erfordert 
werden”). Dagegen dab das Succeffionsreht der Agnaten 
nicht aufgehoben werden kann ohne ihre Zuftimmung, das ift 
nicht Ausflug des patrimonialen Principe, jondern der Erb- 
monarchie als folder. Jenes widerfpricht dem Weſen ber 
Souveränetät und dem ftaatlihen Charakter, nicht aber diefes. 
Daß nun die Handlungen, welche der Fürft als Fürft, 
d. i. von Staatöwegen vornimmt, den Nachfolger binden, ſey 
dieß ein Agnat, ein Koynat, oder ein ganz Fremder, das folgt 
aus der Einheit und Ununterbrodenheit des Staates ald einer 
öffentlichen Ordnung und Inititution und aus der Einheit und 
Ununterbrochenheit der fürftlihen Gewalt, deren ganze Be- 
vechtigung und Wirkſamkeit ſich auf diefe Inſtitution bezieht. 
Denn um deiwillen iſt der Nachfolger Nepräfentant des Bor: 
gängerd in feiner fürftlihen Stellung, er ift in diefer Hinficht 
ein und daffelbe Eubjeft mit ihm, nämlich die oberfte Staats⸗ 
autorität, die immer diejelbe bleibt, wenn aud die Menichen, 
die fie innehaben, wechſeln. Vorausgeſetzt wird aber dabei, wie 
fih von jelbit verfteht, daß die Handlung für den Urheber felbft 
verbindlich war, Anordnungen, die er jelbit zurücknehmen fonnte, 
kann nothwendig auch der Nachfolger zurücknehmen, grade wegen 
der Einheit Beider. Ebenfo wird vorausgejebt, daß die Handlung 
nicht dem Nachfolger jelbit ein unentziehbared Recht ohne feine 
Zuftimmung entzog. Dahin würde nad) obigen Erörterungen 
der Fall gehören, da ihm das Succeſſionsrecht verkürzt, nicht 
aber der Fall, daß eine neue Verfaffung eingeführt wäre. 


*) So findet es fi in früherer Zeit wirtlid, daß z. B. in Lippe 
die Nachgeborenen die Aemter mit befeten, daß in Anhalt der primo- 
genitus nur commissorio nomine fir das ganze Haus bloß zum größeren 
Lustre der Familie regiert, dagegen bemerkt fhon Mofer (Familien⸗ 
Raatsredht 1. 463), daß man die Primogenitur entweder recht einführen 
folle oder gar nicht. ’ 
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8. 79. 

Für die Erhabenheit der fürftlihen Stellung ift es erfor 
derlich, dab dad Einkommen zur Suftentation des Königs wie 
zur Erhaltung des Glanzes der Krone das eigene Recht ded 
Königs fen, nicht eine Gewährung und vollends eine willführ- 
liche Gewährung des Volfed. Das ältere Inſtitut des 
Kammergutesd lölte das, aber in der patrimonialen Weiie. 
Der Fürft erhielt den Staat aus dem Kammergut, gleichjam 
ald aus feinem Privateigenthbum, und verfügte nach Private 
belieben, was daraus für die Yandedregierung, was für feinen 
perfönlichen Gebraud) verwendet werden folle, konnte aud 
daffelbe frei veräußern. Beftimmungen im ftaatlihen Charafter, 
die ed namentlich vom Chatoullgut untericheiden, finden ſich 
jedoch Schon bein Kammergut in feiner urfprünglidhen Geftalt 
und mehren fi im Laufe der Zeit. So die vom Chatoullgut 
gejonderte Verwaltung durch öffentliche Beamte, die untrennbare 
Annerität an die Staatsfuccejfion, und ſpäter das häufige Er- 
forderniß theild agnatiſchen theild landftändischen Konjenjes zur 
Veräußerung. — Das engliſche Inſtitut der Civilliſte 
dagegen ſteht rein auf dem ſtaatlichen Boden, aber mit Einbuße 
der wahrhaften königlichen Stellung. Der König erhält dort 
ſein Einkommen gleich einem Beamten, und es iſt bei jedem 
Succeſſionsfall in der Macht des Parlaments, das Einkommen 
des Königs zu kürzen, ihn auf geringeren Sold zu ſetzen. Er 
ift jo der Bedürftige, Empfangende, ftatt der Gemwährende, 
ohne die nothwendige königliche Erhabenheit dem Willen derer, 
die unter ihm ftehen follen, am Beginne feiner Regierung und 
bez. auch Später im Hinblid auf feinen Thronerben preiögegeben. 
In England ift das hiſtoriſch gerechtfertigt, weil die Könige 
ihr Kammergut verjchleuderten, und ift um Einiges ermäßigt, 
indem bis zur beitimmten Summe, fo weit nämlich die dafür 
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eingeworfenen Kronrevenüen reichen, die Givillifte ald Eigenthum 
des Königs gilt, oder bez. jene widerruflicdy find, fo wie die 
Givillifte verweigert würde.. In Frankreich aber ift e8 vollends 
— unter Umwandlung der vorhandenen Füniglichen Domänen 
in Nationaleigenthum — principiell aufgeftellt, dab das Ein- 
fommen des Königs nicht in Krongütern, fondern nur in Givil- 
lifte beftehben darf. Das Inſtitut der Civillifte, welches die 
neueren deutſchen Konjtitutionen eingeführt haben, tft 
von wejentlid) anderem Charakter ald das engliihe. Hier gelten 
nämlich die Krongüter wie ehedem ald das Eigenthum der Krone, 
fie oder bez. ihre NRevenüen werden dem Staat überwiejen 
und dafür dem Kürlten ſeine regelmäßige Summe jährlich ent- 
richtet, immer ald Erſatz und Entgeltung jenes feines ur- 
\prünglichen Anſpruchs auf die Krongüter. Das ift der Gedanke, 
der fich in den mannigfachen Sormen immer alö derjelbe heraus- 
ftelit, fey ed dab die ivillifte „permanent“ (oder was daffelbe 
lagt: „ohne Zuftimmung des Fürften nicht zu vermindern”) 
und dabei auf die Domäne radicirt oder dad Eigenthbum an 
der Domäne dem Fürften vorbehalten iſt, oder daß erklärt ift, 
die Domäne gehöre dem Fürften, aber der Ertrag werde nur 
bis zu der beftimmten Summe für feinen Hof verwendet, das 
Uebrige fließe in die Staatäfaffe, oder daß der Fürſt Rüd: 
nahme der Domäne fich vorbehalten hat für den Fall, daß die 
BSivillifte vermindert würde (Bayern, Baden, Kurbeffen, Sachſen 
u. ſ. w.). Das ift nun in der That nichts Anderes ald das alte 
Inftitut des Kammergutes im zeitgemäßen ftaatlichen Charakter 
geläutert. Es ift nämlich dadurch bewirft für's Erſte die Un— 
veräußerlichfeit ded Kammerguted, für’d Andere die gejeglich 
feftftehende Ausſcheidung, wie viel für den Staat, wie viel für 
den fürftlichen Haus: und Hofhalt verwendet werden fol. 
Dieb und nur dieß ift der Unterſchied des jeßigen Eonftitutionellen 
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deutjchen Staatörehtd vom alten Rechte des Kammergutes. 
Dagegen der Gedanfe eined Empfangend und Bewilligend 
durch das Wolf oder die Stände, und die Möglichkeit einer 
Entziehung, einer Minderung, was dad Charafteriftifche der 
engliſchen Givillifte ift, hat in den deutich = Tonftitutionellen 
Staaten feine Anwendung. Cie entipriht denn auch voll: 
fommen dem deutichen fonftitutionellen Princip, nämlich der 
vollen Souveränetät des Fürlten, feiner unabhängigen erha- 
benen Stellung, zugleich mit der ftaatlihen Nothwendigkeit 
und Ordnung. 


— — —ñ —— 


viertes Kapitel. 


Das Staatsgrundgeſe tz. 


8. 80. 


Die Ordnungen über die weſentlichſten Theile der Ver: 
faffung — Regierungsform, Thronfolge, Rechte des Negenten, 
der Stände, der Gemeinden, der Staatöbürger, Staatsreligion — 
ſondern ficy naturgemäß von den anderen Ordnungen, indem 
fie die Grundlagen des ganzen Staates, die Vorbedingung 
aller Regierung, die theuerſten Rechte der Nation enthalten. 
Sie find es zunächſt und vor Allen, welche den Fürften be- 
Ichränfen. Der Inbegriff diefer Ordnungen tft das Grund— 
gejet des Etaates. Es hat eine bejondere Ehrwürdigfeit 
und möglicherweije auch beſondere Bürgichaften. In neuerer 
Zeit wird es gewöhnlich nad feinem Inhalte Konftitution, 
Verfaſſungsgeſetz, Verfaſſung genannt. In einem 
engeren und zwar dem jeßt üblicheren Sinne begreift man aber 
unter Grundgejet oder Konftitution jene Ordnungen nur 
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infoweit fie im gejchriebenen Geſetz niedergelegt, urkundlich 
verbrieft find”). 


§. 81. 


Das Grundgeſetz beftand in früheren Zeiten vorberrichend 
aus Einzel-(Privat-Jrechten, nämlih dem fürftlihden Haus— 
gejeß, das in der Regel bloß von der Nebereinfunft der 
Agnaten abhing, und den Landeöfreiheiten, ihrem Haupt- 
beftandtheil nad) Zugeftändniffen für die einzelnen Stände, über 
weldye dieje, jeder für fich, verfügen, d. i. mit dem Fürften 
tranfigiren Fonnten. In neuerer Zeit dagegen hat fih das 
Grundgejeß, der Idee ded Staates entiprechend, zu Einem 
Ganzen geitaltet. Es kann in feinem feiner Beltandtheile bloß 
von den Betheiligten (die Thronfolge bloß durd die Glieder 
des fürftlihen Haufes, die Adelöprivilegien bloß durch Verzicht 
ded Adelöitandes u. |. w.), ſondern überall nur durch die ge- 
ſammte Macht des Etaated, durch den Fürften und die ganze 
Landesvertretung zuſammen, abgeändert werden. Daß ift der 
Begriff der Konftitution nad feiner wahren Auffaffung. 
&r bildet den Gegenjaß gegen jene ältere Art der Berfaffungs- 
geleße, die „Yandesfreiheiten”, „Landesprivilegien“, nicht minder 
aber aud) gegen die Verfaffung, die nicht in beftinnmten Nechtö- 
ſätzen firirt, noch durch ſtändiſche Körper vertreten, darum un 
beftimmt und innerhalb der Außerften Gränze in’d Ermefjen 


*) Es entfteht dadurd ein formaler Begriff von PVerfaffung, den 
man mit ihrem materiellen nicht verwechſeln darf. Er bedeutet Die 
GSefete, welche in die Urkunde aufgenommen oder, auch ohme Urkunde, 
welche als unverbrüchliche Rechte des Landes gelten, und welche, wo be» 
fondere Bürgſchaften gegeben find, unter diefe geftellt find. Darunter 
fann mandjes feyn, was nicht der Verfaffung im materiellen Sinne an- 
gehört. Der Gegenfaß dazu ift denn and) nicht die Verwaltung, jondern 
die gemeinen Geſetze (leges fundamentales und civiles). 


ll. 2. 18 
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des Fürften geftellt ift*). Dagegen die Aufzeichnung des ganzen 
Staatsrechts in Einer Urkunde, oder vollends die Nengeftal- 
tung defjelben in Einem Zeitpunfte mit Annullirung alles 
Srüheren, liegt durchaus nicht im Begriffe der Konftitution, 
fondern bezeichnet .nur eine Art derjelben, und zwar grade die 
verfehlte. Unſere Auffaffung dieſes Begriffes beftätigt der 
weltgejchichtliche Urſprung defjelben: die englifche Konftitution, 
in welcher unläugbar nur jene erjteren, nicht dieſe letzteren 
Charaktere ſich finden. 

Der Widerwille gegen feftbeftimmte, vollends aufgezeichnete 
Verfaſſungen, der jest fo haufig bei Wohlmeinenden herrfcht, 
bat jeinen Hauptgrund darin, daß man diejen falichen Begriff 
von Konftitution zu Grunde legt. Außerdem ift er ein Ber: 
fennen grade der hiftoriichen Entwidelung. Waren doch auch 
in der älteren Zeit die öffentlichen VBerhältniffe nicht ohne Ver- 
faffung, d. i. nicht ohne Geſetz und nicht ohne Vertretung 
deffelben gegenüber dem Landesherrn. Nur daß ed damald 
jene tjolirten und in ihrem Inhalte zufälligen Sonderredhte der 
Stände waren, weldye die Berfaffung bildeten. Wie nun die 
Landeshoheit felbit, diejed Aggregat königlicher Befugniffe, ſich 
zum Einen wahren Königthum ausbildete, Yo müfjen auch jene 
Sonderredhte fi) zu einen Ganzen aneinanderichließen und 
überall das dem Verhältniß innerlih Entipredhende das Zu— 
fällige verdrängen. &8 tritt nicht die beſchränkte Herrichaft an 
die Stelle der unbeſchränkten, fondern vielmehr die Ordnung 
des ganzen gegliederten Etanted an die Stelle der ungufanımen- 





*) Man kann 3.8. (1856) nit jagen, daß Oeſterreich ohne Verfaffung 
jey, daß die fürftliche Befteuerungsgewalt dort ohne Gränze jey, allein diefe 
Gränze ift nicht ausgeſprochen, wird nidht von den Ständen vertreten, 
daher Hat fie der Fürft zu beftimmen und ift in feinem Recht, fo weit er 
fie nit in's Unfinnige ausdehnt. 
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hängenden Geredhtiame der Stände. Der Souveränetät 
entipricht jo nothwendig die Konftitution, ald der Landes: 
hoheit die ftändiichen Freiheiten. Da zuerit die oberfte Gewalt 
ihren ftaatlihen Charakter erhielt, fo mußte zwar eine Ueber: 
gangsepoche eintreten, in welcher bei Ermangelung irgend einer 
bedeutfamen Landesvertretung aud das Verfaſſungsgeſetz der 
Beftimmtheit und Unverbrüclichfeit entbehrte, und die Sitte 
und NRegierungspraris haben dieſen Mangel erjeßt oder nicht 
fühlbar gemacht. Aber ed ift gegen das Gejeß der natürlichen 
Entwidelung, daß ein Zuftand der Unbeftinnmtheit, der durch 
Sitte bloß thatjachli erhaltenen Drdnung für immer fort: 
beitehe; er mußte ſich entweder zu der eigentlichen Dejpotie, 
wie unter Ludwig AIV., oder zu einem viel beitimmteren ge- 
Veßlichen Charakter enticheiden. 
8. 82. 

Die Berfaffung ift wie alles Recht zuerſt nicht aus Abſicht 
und Ueberlegung hervorgegangen, Jondern mit dem Staate jelbft 
von Anfang an gegeben. Es ift nun das Rechte und Natur- 
gemäße, dab fie auch als eine gegebene fi fortbilde, 
d.h. aus ihren bereits vorhandenen Elementen weiter entwidelt 
werde, und nur in den .Theilen, wo durdy Vorgänge oder 
umgewandelte Würdigung ein Bedürfnig der Aenderung ſich 
deutlich einſtellt. Sie wird dann auf einzelne Alte aus den 
verichtedenen Zeiten ſich gründen und in den einzelnen Urkunden, 
die Diefe begleiten, niedergelegt feyn. Das find die hiſtoriſchen 
Berfaffungen, zu ihnen gehört namentlidy die engliiche. — 
Der äuberfte Gegenfaß hierzu find die revolutionären oder 
fonftituirenden Berfafjungen (Stanfreih, Spanien, 
Portugal u. |. w.), welche den ganzen biöherigen Verfaſſungs⸗ 
zuftand, ja ſelbſt jeine oberjte Autorität annulliven, um die 

18* 
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Berfaffung, johin den Staat, von jet an erft neu zu errichten, 
und aud Glementen, die mit denen der früheren Berfafjung 
feinen Zuſammenhang haben. Dieje find frevelhaft und unfinnig. 

Sn der Mitte ftehen die refleftirten Verfafjungen, 
Die zwar auf den gegebenen Verfaſſungszuſtand bafiren, aber 
einmal (materiell) in den vorhandenen Elementen tiefe neu- 
geftaltende Reformen vornehmen, und fodann (formell) in Einer 
Haupturfunde, die fich über den ganzen öffentlichen Necdhtszuftand 
eritrect, niedergelegt werden. Sie find angezeigt, wo im Leben 
jelbit tiefe Ummwandlungen vor fi) gegangen und die alten 
Verhältniſſe vielfach aufgelöft, abgeltorben oder ſchwankend ge- 
worden, neue Zuftände und Anforderungen gereift find. Shre 
Rechtfertigung und Eriprieblichfeit hängt aber davon ab, daß 
fte in der Weile und dem Sinne der hiſtoriſchen und nicht 
der revolutionären gegeben und verftanden werden, als Gtei- 
gerung, nicht ald Gegenſatz hiftoriicher Fortbildung. Nämlich: 

1) Sie müflen von der beftehbenden Autorität im 
Staate ausgehen; jey ed, daß der Fürft fie bloß aus eigener 
Machtvollkommenheit gibt — oftrovirte Verfaſſungen, 
oder daß er dazu die Zuftimmung der beftehenden oder der hiefür 
bejonderd gebildeten Kandesvertretungen einholt — pacifcirte 
Berfajfungen Im lebten Falle ift denn keinesweges die 
beitehende Berfaffung jo lange fujpendirt, bis die neue vertragß- 
mäßig zu Stande gekommen, jondern die beftehende Verfafjung, 
ſohin die fürftlihe Gewalt in ihrer bisherigen Stellung dauert 
fort, wenn die DBereinbarung nicht erfolgt. Die oftroyirten 
Berfaffungen und die pacifeirten in diefem allein zuläſſigen Sinne 
bilden debhalb zufammen den Gegenfab gegen die konſti— 
tuirenden Berfaffungen. Das natürlich fommt bier nicht in 
Betradht, ob der Fürſt aus eigenem inneren Antrieb, oder aus 
Drang der öffentlihen Meinung, oder durch Volksgährung und 
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Unruhen zur Gewährung der Berfaffung beftimmt ward; es 
handelt fih bier nit um die thatjächlichen Beweggründe, 
fondern um die rechtliche Würdigung. 

2) Sie müſſen den vorhandenen Rechtözuftand nicht an- 
nulfiren, jondern ihm, jo weit er nicht durch fie geändert ift, 
die Geltung laffen und auch im Inhalte die beftehenden Elemente 
und Rechte fonjerviren und mit den neuen Principien vereinbaren, 
nicht fie zeritören (II. S. 21). Eo namentlich in Deutfchland 
find die aus älterer Zeit ftammenden Normen über politiiche 
und firdliche Verhältniſſe, wenn fie von der Regierung ald 
bindend anerfannt werden, eine gewiß nicht minder gute 
Bürgſchaft der Rechte und der Freiheit, ald wenn die Regierung 
einem neuen jebt gegebenen Geſetze für die Zukunft fich zu 
unterwerfen veripricht, Dagegen über jene, die man nicht erft 
einzuführen nöthig hätte, ſich hinwegſetzt. Es ift deßwegen in 
den deutichen Konftitutionen jehr zu vermiffen, daß ſich in ihnen 
nicht das auddrüdliche Zugeftändniß findet: in Allem, was durch 
die neuen Geſetze oder den veränderten Zuftand nicht aufgehoben 
it, Sollen die älteren Grundſätze des Staats- und Kirchenrechts 
ihre unverbrüdhliche Geltung behalten”). Es laßt ſich gar 
nicht abjehen, wie viele der wichtigften Verhältniffe für Einzelne 
und Korporationen noch in Frage fommen fönnen, wo ed davon 
abhängt, ob die alten Bürgichaften gelten, oder Nichts, was 
nicht in der Charte fteht. Ja dadurch erhalten felbft die neuen 
Grundgeſetze erit ihre rechte Befeltigung und Zuperficht, wenn 
man fie im Zufammenhange mit den alten ald Erweiterung 
und Fortbildung, nicht ald einen völlig neuen Bau betrachtet. 


*) Hiervon bat jeitdem die preußifche Verfaffungsurkunde eine rühm⸗ 
fihe Ausnahme gemadt, die in Art. 109 wirflih die Beftimmung, die 
ih an den librigen vermißte, enthält. Außerdem freilich hat auch fie den 
ſyſtematiſch erſchöpfenden Charalter. 
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3) Die Konftitution darf nicht den Anſpruch machen, daß 
fie ald folde der Grund alles Rechts und die Duelle der 
Heiligkeit fey, jondern das find vielmehr die rechtlichen und 
fittlihen Bande, die fie zum Inhalte hat. Königthum, erwor- 
bene Nechte, Rechte der Konfelfionen find von felbftitändiger 
Geltung und an fid heilig und verleihen der Konftitution 
vielmehr die Heiligkeit, als fie diejelbe von ihr empfangen. 
Es find darum namentlid) ſolche Säße in der Konftitution fo 
bedenklich, welche den Anjchein haben, ald wenn die oberfte 
Autorität im Stante und die oberften Rechtswahrheiten erft 
durch die Konftitution feitgelegt würden und nur fraft der 
Konftitution gälten, und daher auch durch die Konftitution 
wieder aufgehoben und abgeändert werden fönnten*). ' 

4) Die Konftitution, dad gejchriebene Gefeß, ſoll deßhalb 
auch nicht ald das Gentrum des Lebens feitgehalten werden. 
Shre Autorität ſoll im Laufe der Zeit zurüdtreten hinter die 
der verjährten Hebung. Bon einzelnen Grundjäßen des öffent- 
lichen Rechts läßt ſich dieß ſchon jebt jagen, 3. B. von der 
Unabhängigkeit der Nechtöpflege, bei der Niemand an den 


*) Die Konfervativen haben deßhalb einen befonderen Anftoß grade 
an den Beftimmumgen genommen, welche ſcheinbar zu Gunften des König: 
thums find, 3. B. „der König ift das Oberhaupt des Staates, feine 
Perſon ift heilig und unverletzlich.“ Andererfeits wurden diefe Beftim- 
mungen and) von monardifchen Standpunkt aus (v. Radowitz) verthei- 
digt, man ftelle dadurch das Königthum unter den Schub der Macht, 
vor welcher die Zeitrichtung Achtung trage, der Konftitution. Es ift num 
nicht zu längnen, daß das Recht des Königs, fo weit es angefochten wor: 
den, ebenfo gut als das der Unterthanen in der Konftitution neu vers 
bürgt und befräftigt werden fan. So 3.8. der Sat: „Der König ver- 
einigt in fi alle Rechte der Etaatsgewalt“, befeitigt die ganze Doktrin 
von der Theilung der Gewalten. Es kömmt eben darauf an, ob foldhes 
nad Haltung der Konftitution im Ganzen und nad) Inhalt und Faffung 
des betreffenden Sates als Abwehr von Anfechtung oder aber als neue 
Inftituirung des Königthums und erfchöpfende Aufzählung feiner Rechte 
erfcheint. 
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Paragraphen denkt, der fie ausſpricht. Dadurch eben erfcheint 
dad Geſetz ald ein Höheres über ten Menjchen, nicht als ihr 
eigenes Werk; als eine innere Regel der Verhältniffe, nicht als 
eine Norm ihnen von Außen gegeben, und es ift begleitet von 
denn Bewußtſeyn der Nothwendigfeit, das ihm Stärke, und 
von der langen Anwendung, die ihm Deutlichkeit gibt. Da— 
gegen die gefchriebenen Konftitutionen als joldye find von der 
ſteten Reflerion begleitet, ob es nicht anders beſſer wäre und 
mit Nächftem anders werden müſſe, und find von zweifelhafter 
Auslegung, weil nur die That, die Praris, nicht aber das 
Wort unbeitreitbar deutlich ift. — ine foldye, durch das ges 
ſchriebene Gejeß getragene verjährte Prarid iſt die Achte Er- 
mäßigung der fürftlihen Gewalt. Dieſe fol nicht dadurd 
ermäßigt werden, daß die Meinung der Kammern, der Minifter, 
der Journale höheren Einfluß erhalten, oder ein plößlicy gege- 
bened todtes Gejeß; jondern dab die ganze Staatölenfung 
einen geordneten, gleichmäßigen, durch Geſchichte und Ueber- 
lieferung befeftigten Gang erhält, aljo die Grundprincipien, 
unabhängig vom Fürften wie von diejen anderen Elementen, 
dur Recht und Sitte von felbft beitimmt find. 

5) Die Konftitution ſoll nicht die Form ſyſtematiſch 
erihöpfender Nedaftion haben, die nur allenfalld ala 
Ausnahme hier und da etwas unvorhergejehen läßt, für das 
dann im günftigften Falle (wie nad) Art. 109 der preubis 
ſchen B. U.) die früheren Geſetze in Kraft bleiben follen. 
Sie mag immerhin über alle Berhältniffe des öffentlichen Rechts 
fih eritredfen, und für jedes derjelben neue und wichtige Be— 
ftimmungen treffen; aber fie joll nit die Etellung einnehmen, 
dab fie das betreffende Verhältniß erit neu errichte oder im 
Ganzen beftimme, jondern überall deſſen rechtliche Ordnung 
als beitehende, gejchichtlich gegebene vorausſetzen, die fie nur 
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in ben betreffenden Punkten abändert oder neu befräftigt. Eine 
neue möglichit vellftändige Aufzeichnung des öffentlichen Nechts 
fann nun auch Bedürfniß jeyn. Aber dieſes Bedürfnig wird 
weit erfprießlicher befriedigt durch eine wiffenichaftliche Arbeit 
(wie 3. B. Gratian’d Dekret), oder auch durch eine amtlich 
veranftaltete aber nicht mit gejeßlihem Anſehen befleidete Auf- 
zeichnung. Denn dann Fann ji die Praris an ſolche Auf- 
zeichnung lehnen ohne Durch fie gebunden zu feyn, und wird 
weder dad Nichtaufgenommene annullirt, noch das Aufgenom- 
mene zu einem Erzeugniß der Aufzeihnung gemacht. | 
6) Ueberdieß wäre es auch für foldhe refleftirte Wer: 
faffungen meilt der naturgemäßere Gang der Entwidelung, 
daß fie nicht durch Einen legislativen At, durch Eine Urkunde, 
Sondern in einer Reihenfolge fortlaufender Alte ge 
bildet würden, fo daß fie ſich auch hierin den hiſtoriſchen Ver— 
faffungen nähern. So wäre ed, wo man die Umwandlung 
der Verfaffung in den neuen Typus als nothmendig erfannte, 
der erite Akt geweſen, eine Yandeövertretung zu bilden, und 
ihre Befugniſſe feitzufeßen. Dann erſt mochten die Feſtſetzungen 
über erweiterte Preßfreiheit, über das Necht zu religiöjen Ver— 
bindungen, über Suftizverfaffung in Zwiſchenräumen je nad) Be- 
dürfniß und nach veifer Vorbereitung für eine jede erfolgen *), 
während bei dem entgegengejeßten Verfahren, wie e8 jeit 1817 
in deutſchen Staaten befolgt worden ift — abgefehen von allen 
anderen beregten Nachtheilen — in höchiter Eile und ohne 
genügende Umficht eine ſchwer wieder abzuändernde Feſtſetzung 
faft des ganzen üffentlihen Rechtszuſtandes getroffen wird. 


*) Diefer Rath (dem ich in meiner Schrift: „Das monardifche Brincip“ 
1845 gab) faun, wie fid) von ſelbſt verfteht, thatſächlich nicht befolgt werden, 
wenn die neue Berfaffung durch Aufftand des Volkes herbeigeführt wird, 
das fich nicht geduldet, fondern feine gegenwärtige Uebermacht benutzt, um 
jofort und auf einmal das Zugeftändnig aller feiner Forderungen durchzuſetzen. 
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Es iſt biernah mit Einem Worte der Charafter der 
Kodififation (MI. S. 21), welchen aud die in Einer Ur: 
funde abgefaßten Konftitutionen zu meiden haben. Shn ent- 
ſchuldigt auch nicht etwa Die Verzögerung in Gewährung der 
Konftitution — eine Entſchuldigung, mit der die Tonftitutionelle 
Partei den Vorwurf, den man ihrer Charte macht, zurüdzu- 
geben pflegt: denn abgeſehen davon, (daB das Verlangen nad) 
Konftitution, wie jie es ftellte, mit Recht verweigert wurde, 
liegt jelbft in der Nothwendigkeit, plößlidy eine umfafjende und 
wejentlih umgeftaltende Konftitution zu geben, nod) nicht die 
Nothwendigfeit, fie in der Form der Kodiffation zu geben. 


$. 83. 


Die neueren Konftitutionen haben nun aber außer den 
allgemeinen Webelftänden der Kodififution meift nody einen 
bejonderen, der jelbit der Kodififation gar nicht weſentlich ift. 
Das ift die Aufnahme von Beitimmungen in die B. U., die 
gar nicht Geſetze, jondern bloße politiihe Kundgebungen oder 
theoretiſche Ausſprüche find. 

Dahin gehören einmal die allgemeinen Grundſätze, 
Tendenzen, ja oft bloße Sentenzen. (3. B.: „Die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei." „Standesvorrechte find 
abgejchafft." „Alle Dentichen find vor dem Geſetze gleich.”) 
Eie find oft völlig nichtsjagend, aber auch, wo fie etwas jagen, 
in jolcher Allgemeinheit feiner rechtlihen Anwendung fähig jo 
wenig als dad jogenannte Naturrecht (Il. $. 12. Note). So— 
dann gehören dahin die Ankündigungen und Verhei— 
Bungen fünftiger Gejete (3. B.: „Es joll für das 
ganze Königreich ein und daffelbe bürgerliche und Strafgejegbud) 
beitehen." „Die Minifter find verantwortlich, die Fälle der 
Perantwortlichfeit und ihre Beftrafung wird in einem Geſetze 
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näher beſtimmt werden.“) Auch dieje Verheißungen find feiner 
rechtlichen Anwendung fähig, fie haben feine bindende Kraft. 
Sie können, wie fi) von ſelbſt verfteht, nicht die Unterthanen, 
Richter und Behörden binden, daß fie diefelben befolgen, da fie 
ja eben ihren Inhalt noch nicht ald gegenwärtige Geſetz 
Sondern nur ald Gegenftand eined Tünftigen Geſetzes aus» 
ſprechen. Sie fönnen aber auch nicht den Gejeßgeber (Regie- 
rung und Landesvertretung) binden, daß fie dad verbeibene 
Gejeb geben, und zwar aus einem zwiefachen Grunde. Für's 
Erite fann überhaupt der Gefeßgeber jelbft nicht durch ein 
Geſetz gebunden ſeyn. Er fteht ald der Urheber des Geſetzes 
immer über dem Gejeße, er fann die Ankündigung felbit wieder 
aus der V. U. bejeitigen, er hat jedem Geſetze gegenüber in 
jedem Augenblide die Macht es zu geben und nicht zu geben, 
und gibt er ed, jo it Das deßhalb auf's Neue jeine That und 
feine Verantwortung. Er fann nie alö bloßer Erefutor eines 
vor ihm gegebenen (Verfaſſungs-) Geſetzes betrachtet werben. 
Regierung und Kammern dürfen daher aud) ein verheißened Gejeh 
nad) Gewiffen nicht beichließen, wenn fie im Momente, wo es 
zu beichließen ift, eö alö verderblich erfennen*). Für's Andere 
enthalten ſolche Anfündigungen oder Verheißungen nicht die 
Präcifirung, ja meift nicht einmal überhaupt die Modalitäten 
des zu erlaſſenden Geſetzes, und fünnen deßhalb nidyt zu Er— 


*) Damit foll nidht behauptet werden, daß der Fürſt an Verheißungen, 
die er dem Volk in Schwerer Lage zu deſſen Beruhigung oder Anfenerung 
gegeben, nachher nicht weiter gebunden ſey. Allein fie begriinden doc 
immer nur eine moralifche Pflicht und eine Pflicht der Ehre, gegen welche 
im äußerften Falle die andere moraliihe Pflicht, den Staat nicht fehend 
in den Abgrund zu ftürzen, immer auch ciniges Gewidt hat, und die 
Aufnahme in die V. 1. gibt ihnen feinen anderen vechtlihen Charatter. 
Sedenfalls aber können fie die Mitglieder der Kammern, die felbft das 
Bolf, alfo den Empfänger der Verheißnng vertreten, weder moraliſch 
noch rechtlich binden. 
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laffung eine8 beftimmten, d. i. grade dieſes Geſetzes ver: 
pflichten. König oder Kammern können, auch wenn fie fi an 
die Berheikung überhaupt gebunden erachten und ſie aufrichtig 
erfüllen wollen, dennoch den beftinimten vorliegenden Entwurf 
(3. B. des verheihenen allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuchs, 
des verbeißenen Geſetzes über die Minifterverantwortlichkeit) 
ablehnen, und fünnen das Gleiche bei jedem Fünftigen Entwurf, 
und fo wird die Verheißung felbft ohne entgegengejette Abficht 
tbatfächlich erfolglos”). Die einzige rechtliche Wirkung, die 
ſolche Berheißungen haben können, ift die, dab nicht ein neues 
ihnen wiberftreitendes Gele gegeben werden darf. Auch dieje 
MWirfung kann aber nur da Plaß greifen, wo überhaupt der 
Srundfaß gilt, daß die Verfaffungsurfunde nicht indireft durch 
abweichende Geſetze abgeändert werden darf, und fie ıft nicht 
von großem Belang, denn wenn die legislative Gewalt fi zu 
einem ſolchen Geſetz entichließt, fo entichließt fie fich wohl auch 
zu ber erforderlichen Abänderung der Berfaffung. — So find 
dieſe Verheißungen und Ankündigungen in der That ohne 
rechtliche Solge, darum faum etwas Anderes ald „Monologe 
des Geſetzgebers“ (v. Gerlach). 

Die Aufnahme folcher theuretiichen Ausſprüche und poli- 
tiſchen Kundgebungen in die V. U. it debhalb gegen die 
Mürde des Grundgejeßed, dem ed arade vor allen 
Anderen zufommt, daß feine Beſtimmungen fiher und unver: 
brüdhlih binden. Sie führt aber auch zur Rechtsunſicher— 
beit, da häufig die Gränze ſchwer zu finden ift, inwiefern 
durch fie (bejonders wenn fie bloß im Abfchaffen beftehen) wirklich 

*) Deßhalb würden ſolche Berheigungen felbft dann die legislative 
Berfammlung nit binden, wern man nad) der Lehre der Revolution die 


Berfafjung als das Werk des fouveränen Volles und der konftituirenden 
Berfammlung und die Legislative nur als Erelutor derfelben betrachtet 


(f. folg. Kap.). 
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und fofort ein bindendes Geje gegeben ift oder nicht”). Sie 
bewirkt nicht minder politilhe Unzufriedenheit, weil 
in dieſe Sentenzen und Verheißungen von der Bevölferung, 
und zwar verjchieden je nach den Parteien, Erwartungen ge⸗ 
jet werden, die dann nicht in Erfüllung gehen, und deren 
Täuſchung, obwohl fie in der Nothwendigfeit der Sache liegt, 
der Unredlichfeit der Regierung zur Laft gelegt wird. — Bor 
einem Jahrhundert war ed noch etwas Unbekanntes, die Grund: 
ſätze und die Vorſätze der Geſetzgebung jelbft als Gefeße zu 
verfünden. Daß dieß jebt jo zur allgemeinen Sitte geworden 
ift, hat jeinen Grund nicht zum mindeften in der Auffafjungs- 
weile, welche den Staat nicht auf pofirives hiſtoriſches Recht, 
jondern auf Die Vernunft und Die jeweilige vernünftige Auf: 
falfung baut, wonach denn minder nach beſtimmten Gefeßen 
als nach politiichen Tendenzen regiert werden fol. Die Ver: 
faffung von 1791, mit Der dieje Sitte beginnt, zeigt auch am 
deutlichiten diejen ihren tieferen Urſprung. 

Nun fell nicht verfannt werden, daß Grundgeſetze, hierin 
unterfchieben von anderen Gejegen, zugleich auch die Aufgabe 
der moraliihen Beltärfung und Zujicherung haben. 
Dephalb bat fih die Aufnahme in das Grundgefeß oder in 
die Kategorie der Örundgejege nicht vein nach der wiffenichaft- 
lichen Abgränzung zu richten, welche Gegenſtände der Verfaffung 
und welche dem Civil-, Kriminalrecht u. ſ. w. angebören, fon 
dern weit mehr danach, was Gegenſtand der Anfechtung, Des 
Mißbrauches, des politiichen Kanıpfed war. Deßhalb wird 
oft in dem Grundgefeß nur die Injtitution im Ganzen zu 


*) So z. B. die Unfierheit, ob die „Gleichheit vor dem Geſetze“ 
und „Abſchaffung der Standesvorrechte“ auf die Rechtsverhältniſſe der 
Mediatifirten einen Einfluß habe, und welchen? ob die „Abſchaffung der 
Todesftrafe” fofort, oder erjt wenn ein Gefe eine andere Strafe an die 
Etelle gelegt hat, in Wirkſamkeit trete. 
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verbürgen feyn, während ihre Ausführung der anderen Gefeb- 
gebung anheimfällt. Deßhalb wird dad Grundgefeb oft Be- 
ftimmungen enthalten, welche ſchon beftehendes Recht nur ein- 
Ichärfen, verbürgen, gleichjam betheuern. Aber doch kann aud) 
bei dem Allen da8 Grundgejeß niemals die wejentlichen Züge 
des Geſetzes entbehren: beitimmten Inhalt und bindende 
Kraft. Es ſoll alfo durch diefe Rüge gegen die Verirrungen 
des Chartenweſens nicht der wahren Natur der Grundgefebe 
zu nahe getreten werden. Es ſollen nicht Inftitutionen, welche 
eine Gewähr der Freiheit und, des Rechts enthalten, bloß in 
die Specialgefeßgebung verwielen, und ihnen die feierliche Ver- 
bürgung durch das Grundgefeß entzogen werden. Es foll 
felbft nicht mit doktrinärer Aengftlichfeit gefichtet und audge- 
merzt werden, wenn fich bier und da in der Konftitution ein 
Ausiprucd findet mehr in der Weiſe der moraliihen Sanftion 
ald des Geſetzes. Allein Verbürgung beftimmter Snftitutionen 
ift etwas Anderes ald Verbürgung bloßer Gemeinpläße, Be- 
ftätigung beitehenden Rechts etwas Anderes als Verheißung 
und Ankündigung zufünftiger Gelee, politifche Kundgebung 
ald vereinzelte Ausnahme etwas Anderes ald durchgängiger 
Zug der Konftitution. Endlich betrifft alles das allerdings nur die 
Form ded Rechtszuſtandes und fteht deßhalb an Wichtig- 
feit weit zurück hinter dem Inhalte deſſelben, den wirklichen 
Beitimmungen und Rechtsgrundſätzen. Aber auch die rev o> 
Iutionäre und doftrinäre Form ift ein großer Lebel- 
ftand und aud) von ihr muß Zeit und Einficht Heilung bringen”). 


— — — 


*) Es ift bejonders Herr v. Gerlach, welder in der preußifchen 
Kammer fhon vom Beginne der NRevifion der Berfaffung an und fort 
während den Kampf gegen die Kodififation führte, |. deilen Rede vom 
8. Sept. 1849 und viele fpäteren. 
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Sünftes Kapitel. 
Bon der Unterfheidung Tonftitutioneller und anderer 
Gejeke. 
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Die Unterſcheidung der Grundgejeße (lois fondamentales) 
oder fonftitutioneller Gejege und der anderen Gejege tft, wie 
ausgeführt worden, in der Sache gegründet und deßwegen jeit 
lange in der Wiſſenſchaft gangbar, fie wird unter Anderem 
von den großen Staatsrechtslehrern des deutichen Neiches ge- 
braucht”). An Heiligkeit ftehen wohl andere Gelee oft den 
Grundgeſetzen nicht nad, 3. B. das Geje über die Mionogamie, 
über dag Erbrecht der Kinder. Aber die Grundgeſetze find 
zugleich die Vorbedingung und die Gewähr für alle übrigen, 
und fie beitehen im Charakter nicht bloß des Geſetzes, jondern 
zugleich der Berechtigung des Landes. Darum gebührt fid 
für fte eine bejondere Verbürgung und Hochhaltung und eine 
befondere Stetigkeit. Das ift das Ziel der Untericheidung. 

Allein es ift der gedeihlichfte Zuftand, daß diejer Unter- 
Ihied nur im allgemeinen Nechtöbewußtjenn und der lebendigen 
Würdigung, nicht in einer verichtedenen rechtlichen Behandlung 
ich geltend made; denn cs tft jowohl zwiichen fundamentalen 
und anderen Gejeßen nur eine fließende Gränze, als auch unter 
den fundamentalen Geſetzen felbft eine nicht geringe Abftufung 
an Wichtigkeit und Dignität. Das ift die ältere Weile. So 
beftand ed im deutichen Neiche, jo befteht e8 in England. Es 
gibt in England rechtlich feinen Unterſchied konftitutioneller und 
anderer Gelee. Geſetz iſt Geſetz. Die Geſetze aller Art 


*) J. J. Mofer deutihes Staatsredt 1. 51. Puetter inst. jur. 
publ. cap. 5. 
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unterliegen den gleihen Bedingungen der Abänderung, und ber 
König beſchwört nit die Verfaſſung fondern die Gejehe des 
Königreichd. Aber im Nechtöbewußtienn der Nation ift doch 
ein wejentlicher Unterjchied. Man fieht die Beitimmungen der 
Magna Charta, der Deklaration der Rechte, das Repräjenta- 
tionsrecht der betreffenden Srafichaften und Städte u. |. w. 
gewiß nicht für ebenjo leicht abänderli an, ald ein gewöhn— 
liches Civil- oder Polizeygeſetz. Und diefe verichiedene Wür- 
digung im Rechtsbewußtſeyn leiftet dafjelbe wie eine förmliche 
Erſchwerung der Abänderung, und leiltet ed naturgemäßer, 
weil an den Grad der Dignität des beftimmten Geſetzes fich 
anjchließend*). — Im älteren deutichen Zerritorialftantsrecht 
ift allerdings der rechtliche Unterjchied, daß Geſetze über die 
Landeöfreiheiten der Zuftimmung der Stände, andere Geſetze 
nur ihrem Beirath unterliegen. Allein dieſer Unterfchied fchließt 
fih in Abgränzung und Folgen nicht ſowohl an den Gedanken 
der Grundgejeße ald an den Gedanken der Sonderberedhti- 
gungen (jura singulorum) der Stände, und er hat jedenfalls 
feine Stätte, we auch die anderen Geſetze der Zuftimmung 
der Pandesvertretung bedürfen. 





*) Das engliihe Staatsreht kennt wohl auch Erſchwerungen der 
Abänderung. Co 3. B. nad Refolutionen des Haufes der Gemeinen foll 
in Sachen der Religion oder des Handels oder der Beſteuernng ſchon die 
Einbringung einer Bill nicht geftattet werden, bevor die Deotion don einem 
Kommittee des ganzen Hauſes geprüft und genehmigt if. Königthum und 
Bärie find durch ein Geſetz unter Karl Il. fo verbürgt, daß ſchon die Be- 
hauptung ihrer Entbehrlichkeit kapital ift. Aber diefe Erfehwerungen gelten, 
wie hieraus erhellt, nur für einzelne fpeciell bezeichnete Gegenftände und 
folgen gar nicht der Abgränzung Eonftitutioneller und anderer Gelee. 
And die römiſchen leges sacratae, die ſich ſowohl durd den feierlichen 
Eid, den alle Bürger auf fie leifteten, als durch die auf ihre Uebertretung 
geſetzte Achtung von den anderen Gejeßen unterjhieden, waren ganz be- 
fimmte Feſtſetzungen, nit eine Kategorie von Geſetzen und namentlich 
nit der Inbegriff der Grundgefeke. 
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8. 85. 

Die ſeit 1817 in Deutichland gegebenen Verfaffungen da: 
gegen verordnen meiltend auch einen Unterfchied in der förmlich 
rechtlichen Behandlung zwiſchen fonftitutionellen und anderen 
Geſetzen. Derfelbe gilt dann, wie ſich von felbft verfteht, nicht 
bloß von der zuerſt gegebenen Berfaffungd= Urkunde, ſondern 
auch von allen ſpäteren Geſetzen, welchen man bei ihrer Er— 
laſſung den Charakter konſtitutioneller Geſetze beilegt. Die 
gewöhnlichſten Anordnungen dieſer Art ſind die folgenden: 
Daß nur die Verfaſſung, nicht auch die anderen Geſetze, be= 
Ihworen wird, — daß die Abänderung der Berfafjung größeren 
Erſchwerungen unterliegt (zwei Drittel Stimmen oder wieder: 
holte Abſtimmung erforderlich ift, der Vorſchlag nur von der 
Krone ausgehen kann u. ſ. w.), — daß fein anderes Geſetz 
gegeben werden darf, dad der Verfaſſung widerjtreitet, derogirt, 
fie indireft abändert. Der Zweck diefer Anordnungen ift jene 
Berbürgung, Ehrwürdigfeit und Stetigfeit der Verfaffung. Die 
naturwüchfigen Verfaſſungen tragen diele in ſich felbit, den neu— 
gemachten ſucht man fie alſo durch Geſetz zu verleihen. &8 ift 
denn auch an fi und im Allgemeinen nichts gegen ihre An— 
gemefjenheit einzuwenden. Aber unter den gegebenen Umftänden 
oder in diejer Art der Ausführung unterliegen fie Bedenken. 

Für's Erfte find Erſchwerungen der Abänderung nur dann 
eriprießlich, wenn die VBerfaffung, fo wie fie ift, Erbaltung ver: 
dient; dagegen grade für dieſe neuen, auf doftrinärem oder 
gar auf revolutionärem Wege entitandenen Verfafjungen jollte 
die Abanderung weit eher erleichtert werden, um das viele 
Unpaffende, ja Verderbliche, Das fie enthalten, — „den breiten 
Stempel ihres Urſprungs“ — bevor cö feinen Schaden an- 
gerichtet, wieder audjcheiden zu können. Man bat die Er- 
Ihwerungen in der Periode von 1817 mit gutem Grunde 


5. Kapitel. Bon d. Unterſcheidung konftitutioneller u. anderer Geſetze. 289 


angeordnet, um dem Vorwärtädrängen der politijchen Bewegung 
eine Schranke zu jeßen; jeßt aber gilt e8 weit mehr umgefehrt, 
einer heilenden Reaktion freien Lauf zu laffen. Für's Andere jebt 
die förmliche Unterfcheidung der beiden Kategorieen immer eine 
Konftitutiond-Urfunde voraus, da außerdem gänzliche Unficherheit 
beftände, was fonftitutionelle8 Geſetz iſt, was nicht, fie firirt 
deßhalb die Form der Kodififation des öffentlichen Rechts für alle 
Zeiten, und enthält von vornherein eine Herabſetzung des Her- 
kommens, jelbit wenn die wichtigiten VBerfaffungdgrundfäße auf 
ihm beruben, gegenüber dem gejchriebenen Rechte. Dieſes Be- 
denfen würde bejeitigt, wenn die Erjchwerung der Abänderung 
nicht für die „Eonflitutionellen Geſetze“ ald eine Kategorie, 
fondern für beitimmte Gelege oder beitimmt bezeichnete Ge— 
genftände (3. B. Geſetze, welche die Rechte der Krone und der 
Kammern oder der Kirche u. |. m. betreffen) ausgeſprochen 
würde, wofür England ja bereits ein Beifpiel bietet ($. 84 
Note). Ueberdieß wird der Zwed nur wenig erreiht. Man 
fann wohl Berfaffungen oftroyiren, man fann ihnen aber nicht 
ebenjo auch die Ehrwürdigfeit und Stetigfeit oftroyiren. Diele 
fönnen fie nur durch ihren Inhalt und deifen Bewährung im 
Leben und darum verjchieden je nad) ihren Beftimmungen er- 
halten. So 53. B. würde in Preußen der Antrag auf Abjchaf: 
fung des erblichen Königthums nicht an dem Erforderniß zwei- 
maliger Abſtimmung, Jondern an dem jofortigen Ausbruche der 
Entrüftung Icheitern; dagegen der Antrag auf Aufhebung der 
ganzen Berfafjungd-Urfunde wurde 1852 und 1853 mit völliger 
Ruhe und Umficht debattirt. Möge man immerhin die VBerfaffung 
rechtlich als eine „bloße Nummer im Gejetblatte" behandeln, in 
demjenigen, was wirklich die Ehrfurcht und Anhänglichkeit der 
Nation für ſich hat, wird fie dennoch ihre Auszeichnung behaupten, 
‚und für das Uebrige find auch alle jene Kautelen vergeblich. 
II. 2. 19 
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Was insbejondere die Beitimmung anlangt, daß fein an- 
deres Geſetz der Berfaffungs-Urfunde derogiren darf, fo iſt fie 
gegen das in der Natur begründete lebendige Ineinanderwirken 
der Gefeße, wonady dad neue Gejeh unzählige Beziehungen zu 
den verschiedenartigften anderen Gejeßen hat, fie theilmeife 
berührt, einjchränft, anders artet. Sie ftellt deßhalb einerfeitd 
dem Geſetzgeber die mißliche Aufgabe, das Verhältniß des 
neuen Geſetzes zu dem betreffenden der V. U. das ſich in der 
Anwendung natürlich ergeben würde, fünftlih im Voraus zu 
formuliren, und iſt andererjeitö eine Hemmung für Gejeße, 
deren dringendes Bedürfniß man erfennt, die man aber mit 
den Beltinnmungen (bejonderd Sentenzen) der V. U. nicht jo 
leicht in Iuftematiihe Einheit zu jeen vermag“). Ueberdieß 


*) Die Sadje, um die es ſich handelt, ift diefe: Es heißt z. B. in der 
V. U.: „Die Gemeinden haben gewählte Obrigkeiten.“ Nun fol in einem 
Gefeß über die Gemeindeordnung für gewiffe Gegenden das Amt der Erb- 
ſchulzen wiederhergeftellt werden. Da foll denn diefes Geſetz nicht von 
ſelbſt als (indirekte, Abänderung und Einſchränkung jenes Satzes der V. U. 
gelten, fondern als Widerſpruch gegen ihn und deßhalb gar nicht beichloffen 
werden ditrfen, felbft nicht unter den Bedingungen der Berfaffungsabän- 
derung (zwei Drittel Stimmen oder wicderholte Abſtimmung). Sondern 
man müffe, um c8 befchließen zu dürfen, die Verfaſſung in ihr felbft da- 
hin abändern, daß es ihr nicht mehr widerſpricht. Damit ftößt man ent- 
weder auf Schwierigkeiten, die mitunter kaum zu löſen find (3. B.: „Die 
Gemeinden und Provinzen haben gewählte Obrigfeiten, ausgenommen 
die Erbidulzen in einigen Gegenden der Provinz X. und die Gemeinden, 
weldhe aus bloßen Tagelöhnern beſtehen, und ausgenommen den felbftftän- 
digen Antheil der Nittergutsbefiger an den Kreistagen”), oder man greift 
zu dein belichten allgemeinen Vorbehalt, durch den die Anordnung felbft 
nichtsfagend wird („Die Gemeinden und Provinzen haben gewählte 
DObrigkeiten. Ausnahmen beſtimmt das Geſetz.“. In England 
dagegen unterliegt e8 gar feinem Auftand, durch ein neues Gele 3. B. 
das Echwurgericht für gewiſſe Fälle zu befeitigen, ohne daß man deßhalb 
die allgemeine Zufiherung des Schwurgeridhts in der Magna Eharta und 
Dellaration der Rechte abändert. — Den Grundſatz von der Unzuläffigfeit 
indirefter Abänderung der V. U. habe allerdings ich felbft am allererften 
und bevor noch irgend eine Anwendung vorlag, fir Preußen ausgefprochen 
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it man bei diefem Verfahren meiftend zugleich von dem Be- 
itreben geleitet, die Verfaſſungs-Urkunde als eine ungefchichtliche, 
zeitlofe, in ſich geichloffene feftzuhalten, während die übrigen 
Geſetze ſich lebendig veränderlich weiter bilden, wonach man 
denn Abänderungen der B. U. nicht ald ein neues Tonftitutig- 
nelle8 Geſetz, als VBerfaffungsnovelle erläßt, jondern fie rück— 


(Situng der I. Kammer 29. Januar 1850), aber nit aus politifchem 
Princip, fondern nad) der preußifhen V. U. Für beftimmte Gejeke 
(S. 289) wäre er auch umverfänglid. Die Technik der Behandlung, die 
nady demſelben erforderlich ift, habe ich in dem Berichte zu dem Gefek 
über die Minijterverantwortlichkeit (Situng 9. April 1851) ausgeführt. 
Es muß cben die Beftimmung des nenen Geſetzes, die gegen die Ver⸗ 
faffung ift, und die Abänderung der Verfaſſung durd Eine Abftimmung, 
alfo gleichzeitig beichloffen werden. Biel weiter aber geht nod die 
fonftitutionelle Partei (Situng 23. Febr. 1852). Sie forderte (in aus⸗ 
drüdlicher Befämpfung meiner Behauptung der Gleichzeitigkeit), daß die 
Abänderung der B. U. vorhergehen müſſe, bevor ein ihr widerftrei« 
tendes Geſetz auch nur debattirt werden dürfe Ob unter diefer vorher» 
gehenden Abänderung ein Akt der gefegebenden Gewalt oder nur ein Be- 
Ihluß der betreffenden Kanumer gemeint fey, blieb im Unflaren. Das Er» 
ftere allein ift das Folgerichtige. Denn fo lange die B. U. in Kraft ift, 
joll es ja ein Attentat feyn, ein ihr widerftreitendes Gefet zu beſchließen, 
ja nur zu berathen. Aber in beiden Fällen ift die Forderung unausführ- 
bar, weil man danad) Gefahr läuft, eine Abänderung der Berfaffung zu 
botiren, ohne daß nachher auch das Gefeß, für deſſen Zwed und in defien 
Borausfegung man fie votirt, die Annahme findet. Ich Habe das in jenem 
Beriht an einem vorgefommenen Beifpiele nachgewieſen. — Uebrigens 
verfteht fi) das von felbft, daß, wo ein fpäteres Geſetz nicht bloß eine 
Beftimmung der B. U. abäandert, ſondern das betreffende Berhältniß 
normlos macht, gleichzeitig aud) für diefes wieder eine Norm gegeben wer- 
den muß. Wenn 3.8. die V. U. fagt: „Die Kammer befteht aus 90 Mit- 
gliedern, nämlid den Bürgermeiſtern der 20 Städte u. |. w.” und nad) 
der neuen Gemeindeordunmng Sollen 5 Städte ihr Stadtredht und ihre Bürgers 
meifter verlieren, fo muß gleichzeitig aud) über die Mitglieder der Kammer 
eine Anordnung getroffen werden. Das müßte es aber aud), wenn jene 
Beftimmung nicht in der B. U., fondern in einer bloßen Wahlverordnung 
fände, folgt alfo allgemein aus dem gegenfeitigen Verhältniß der Geſetze, 
niht aus dem bloßen Berhältniffe zwifchen Berfaffungs» und anderen 
Gejegen. Die Unmöglichkeit einer vorherigen Abänderung der V. U., 
bei der es noch ungewiß ift, ob nachher die Gemeindeordnung angenom- 
men wird, leuchtet auch au dieſem Beiſpiel ein. 


19* 
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wärts in die Verfaffungs-Urkunde jelbft hinein Forrigirt: „Die 
88. 23—25 der V. U. find aufgehoben, an ihre Stelle 
treten folgende Beitimmungen." 


$. 86, 


Etwas ganz Anderes ald die Unterjheidung Fonftitutio- 
neller und anderer Geſetze in dem hier bezeichneten Sinn ift 
diejenige, weldhe die Revolution aufgebradht bat. Hier wird 
nämlich die Konftitution als der Uraft gedacht, durch welchen 
das Volf den Staat felbft erft errichtet und feine Obrigfeiten 
und Gewalten einjeßt, und die anderen Gejebe ald diejenigen, 
die dann erft von diefen Obrigfeiten und Gewalten ausgehen. 
Ev bedeutet denn Konftitution nicht Grundgeſetz, Verfaffungs- 
geſetz (konſtitutionelles Geleß), Sondern Fonftituirendeß, d. i. 
ftantserrichtendes Geſetz. In diefem Sinne ftellt man 
dann auch Fonftituirende (d. i. ftaatderrichtende) Verſammlungen 
den legislativen Verſammlungen entgegen. Es ift das die 
Ausführung der Naturrechtötheorie über die Errichtung des 
Staates: Eintritt in den bürgerlichen Zuftand aud dem Natur- 
ftande durd) einen Vertrag Aller mit Allen. Nach diejer Unter- 
ſcheidung berubt die Konftitution auf einer ganz anderen 
Autorität ald die übrigen Gefege, dieje auf der Autorität 
der beitehenden Staatsgewalt (König, Nationalvepräjentation), 
jene auf der Autorität der Nolfsmaffe, welche diefe felbit erſt 
einjeßt. Die Abſicht der Unterſcheidung ift darum auch eine ganz 
andere als dort: nicht dem Berfaffungsgejeß größere Dignität 
und Gtetigfeit zu verleihen, fondern dem Gubjefte, welchem 
allein die Errichtung des Staates und Feſtſetzung der Verfaffung 
zufommt, dem Volke, fein Recht zu fichern. Und es leiten ſich 
daraus auch ganz andere Folgerungen ab als jene bloßen 
Erſchwerungen der Abänderung. Nämlich die Konftitution fol 


5. Kapitel. Bon d. Unterfheidung Fonftitutioneller u. anderer Geſetze. 293 


nicht durch die beitehende Stantögewalt, König und Landes- 
vertretung, abgeändert werden, jondern nur durd das Volt, 
ſey ed in unmittelbarer Abftimmung in den Primärverfamm- 
lungen, ſey es (bei abgeichwächter Ausführung des Principe) 
mittelft Abgeordneter, denen ed dazu Inftruftion mitgibt, oder 
die e8 wenigſtens beſonders biefür wählt”). Eo forderte man 
ed ſchon im Cahier von Paris 1789, ebenfo in den jpäteren 
Verhandlungen der Nationalverfjammlung, ja jelbjt die Roya- 
liften beriefen fi) auf dieſe Principien, um dadurch die Be- 
\hlüffe der Nationalverjammlung zu vereiteln (Maurice). 
Und umgekehrt foll für die Abänderung oder Doch jedenfalls 
für die Errichtung der Konftitution dad Volk nicht an Zuftim- 
mung oder Widerſpruch der beitehenden Staatdgewalt gebunden 
jeyn, wie es Mirabeau in feiner Rede über das Veto Har 
ausſprach, daß daffelbe dem Könige nur für die Legislation 
zufommen folle, dagegen die Verfaffung, welche dad franzöfiiche 
Bolf im Begriff jen fich zu geben, könne, wie ſich von felbit 
verftehe, nicht von einem Veto abhängen. Den gleihen Stand» 
punft wie Mirabeau nahm die Fonftitutionelle Partei in der 
deutihen Nationalverfammlung ein. Sie gedachte dem Kaifer 
für die fünftige Legislation ein Veto zu; aber für die Kon— 
ftituirung Deutſchlands erfannte fie Fein monardiiches Veto 
an. — Die Unterjcheidung Fonftitutioneller und anderer Geſetze 
in diefem Einn ift, wie einleuchtet, nicht Anderes als die 


*) So z. B. nad der Berfaffung Belgiens fann die gejeßgebende 
Gewalt (der König und die beiden Kammern) Feine Veränderung in der 
Berfaffung beichließen, fondern nur erklären, daß eine Beſtimmung der- 
felben der Revifion bedarf. Iſt das erklärt, fo find die beiden Kammern 
ipso jure (de plein droit) aufgelöft, und erft die neugewählten (die alfo 
die Wähler ad hoc mandiren) fünnen zufammen mit dem Könige durch 
wei Drittel Stimmen in jeder Kammer die vorgefhlagene Abänderung 
beſchließen. 
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Anwendung der Lehre von der VBolföinuveränetät. Folgerichtig 
durchgeführt, ift ſie deßwegen die Auflöfung des Staates, aber 
auch in der abgejhwächteften Durdhführung, wie z. B. in 
Delgien, ift fie doch immer eine Verkündung des falichen 
Principe, und dadurch ein Verderb der öffentlichen Gefinnung, 
daß die Etaatöunterthanen ſich als ftaatöfonftituirende Macht 
anjeben. Die Aufregung des Volkes bei Wahlen zu Eonfti- 
tuirenden Verſammlungen (zu denen aud die für Reviſion 
oder Abänderung der Verfaffung Berufenen gehören) hat ung 
in Deutihland die letzte Erfahrung gezeigt. 

Penn nun glei hiernach jene in den deutichen Konfti- 
tutionen übliche Unteriheidung der Verfaſſunge- und der an— 
deren Gelege von diejer revolutionären Unterſcheidung völlig 
verschieden ift, fo ift fie doch in Urjprung und Auffaſſung 
nicht frei vom Einfluſſe derſelben. Die Entrüftung über jede 
Abänderung und die jo weit gefteigerte Forderung, daß vor: 
her das Grundgeſetz geändert ſeyn müffe, bevor ein abwei— 
chendes Geſetz beichloffen werden fann, tft doch bewußt oder 
unbewußt mit von der Theorie beſtimmt, daß die Konftitutien 
den Staat errichte und deßhalb ganz anderer Art ſey ald ans 
dere Geſetze. Dem Allen gegenüber erjcheint ed doch ald ein 
Vorzug, wenn, wie in England, gar fein förmlicher Unterjdyied 
beiteht zwiſchen fonftitutionellen und anderen Geſetzen. Es 
wird dadurch das wahre Verhältniß klar herausgeftellt, daß 
der Staat eine urjprüngliche und in ſich geichloffene Snftitution 
ift über dem Wolfe, und die Staatögewalt, al8 eine und die— 
jelbe nur auf ſich jelbit ruhende Autorität, alle Geſetze gibt, 
die über die anderen Zuftände wie über die Verfaffung, d. i. 
jogar über ſich felbft. 
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8. 87. 

Zür den Stantenverein (Staatenbund, Bundesftaat) ift 
die Untericheidung von fonftituirenden und anderen Gefeten, 
fonftituirender und legislativer Verfammlung, völlig am Orte 
und dort (in Amerika) iſt fie aud) geſchichtlich zuerſt entſtanden. 

Der Staatenverein wird gebildet durch Staaten, die ur— 
ſprünglich ſouverän ſind, und auch nachher noch bis zu gewiſſer 
Gränze ſouverän, der Bundesgewalt ununterworfen bleiben. 
Er iſt darum nicht wie der einfache Staat ein urſprüngliches 
und nur auf ſich ſelbſt beſtehendes Ganzes, er iſt wirklich 
durch vertragsmäßigen Zuſammentritt (zwar nicht der Indi— 
viduen aber der Staaten) und durch dad Bundesgeſetz (Unions- 
afte) erft errichtet. Beim Staatenverein ift ed darum wirklich 
ein anderes Eubjeft, auf deffen Autorität die Bundeöverfaffung 
und auf deffen Autorität die von dieter audgehenden Geſetze 
ruben, jene auf der Autorität der jouveränen Staaten, dieſe 
auf Autorität der Bundeögewalt. Es kann darum nad Recht 
und Natur der Sache die Bundesverfaffung nicht abgeändert 
werden durch die Bundesgewalt, ſondern nur durch die unab- 
hängigen Etaaten, welde fie errichteten. Namentlid) Abän- 
derungen, durch welche die Bundesgewalt weiter ausgedehnt, 
die Selbititändigfeit der Eingelltaaten weiter eingejchränft wer: 
den ſoll als bis zu der Gränze, in welde fie bei Erridytung 
des Bundes gewilligt, können unmöglich der Bundeögewalt zu— 
ſtehen. Für den Staatenverein ift es daher angemefjen, ja 
nothwendig, daß Abänderungen der Bundesverfaflung nur durd) 
Zuftinmung aller betheiligten Etaaten, johin in Tonftitui= 
render nicht in legiölativer Weiſe, gegeben werden *). 


*% So z. B. in Deutihland befchließt (befchloß) die Bundesverfammlung 
in fonftituirender Weife, d. i. nur auf Einhelligfeit aller Staaten, wo «8 
fi um Grundgeſetze, jura singulorum, Religionsangelegenheiten, organiſche 
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Die Unterfcheidung zwijchen fonftituirenden und anderen 
Geſetzen, fonftituirenden und legislativen Verſammlungen bat 
alfo ihre Wahrheit allein für völferrehtlihe (internationale) 
Berhältniffe. Indem man fie in Franfreidy für die innere 
Staatöverfaffung anwendete, machte man eben damit jeden 
Franzoſen zum fouveränen Staat und Frankreich zu einer 
völferrechtlichen Union diefer zwanzig Millionen Franzoſen. 


Sechſtes Kapitel. 


Der Verfafjungs-Eid und die Heilung deftruftiver 
Berfaffungen. 


8. 88. 


Eine Berbürgung der gejeglichen Ordnung im Gtaate 
befonderd durch diejenigen, von denen ihre Aufrehthaltung ab⸗ 
hängt, liegt im natürlichen Bedürfniß, und hat deßhalb von 
jeher beſtanden. Dahin gehören die urkundlichen Beſtätigungen 
der Landesfreiheiten beim Regierungsantritte, die Verſicherung 
bei fürſtlichem Wort und Ehre. Der Eid iſt nur der Gipfel 
unter dieſen Verbürgungen. Dieſen Eid beſonders auf das 


— — — — —— 


Bundeseinrichtungen und gemeinnützige Anordnungen (als durch welche 
gleichfalls eine neue Einſchränkung der Souveränetät eintritt) handelt, über 
alle anderen in legislativer Weiſe, d. i. durch die ordnungsmäßige Stim- 
menmehrheit. In Nordamerika, wo der Staatenverein mehr den Trieb 
nach der Einheit hat, wurde der Grundſatz in etwas ermäßigt aber doch 
auch feſtgehalten. Fir Abänderungen der Unionsverfaſſung muß ſchon der 
Antrag von zwei Drittel Stinnmen in beiden Häuſern des Kongreſſes oder 
von zwei Drittel der gejetsgebenden Körper der Staaten ausgehen, und 
bedarf es, um fie zum Geſetz zu erheben, der Genehmigung von drei 
Biertel der Staaten (in ihren gefeßgebenden Körpern oder befonders dazu 
berufenen Verſammlungen). Das gleihe Etimmredt der Staaten im 
Senat aber ift der Bundesgewalt gänzlich entzogen. 
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Grundgeſetz zu leiften, ift unter allen den Auszeichnungen, die 
man demjelben vor anderen Gejeßen zugumenden pflegt, jicher 
die unverfänglichfte. Denn mittelbar jchließt das ja die Beob- 
achtung aller anderen Gejeße ein, und ftellt ſich im Leben 
überall dabei die Bedeutung heraus, daß man vor Allem die 
Ordnung der Autoritäten, von welden die Gefeße auögehen, 
und demzufolge aud) die von ihnen ausgegangenen Gefeße 
nicht verlegen wolle. Das ift unftreitig der Sinn des auf die 
Geſetze überhaupt geleifteten Eides in England, da der 
König Ihwört, er wolle „Das Volk diejed Königreich8 nach den 
im Parlament ’vereinbarten Statuten und nad) den 
Geſetzen und Gewohnheiten deffelben (d. i. des Königreichd) 
regieren." Und gewiß feinen anderen Sinn hat der auf die 
Berfaffung allein geleiftete Eid, der in deutichen Staaten 
nach neuen Konititutionen geleijtet wird. Selbſt die Frage, 
ob man die Berfaffungs-Urfunde oder die Verfaſſung 
beſchwöre, it im rechtlihen Erfolge niht von Belang, wenn 
anders die Verfaffungs-Urfunde auch das ältere Recht, fo weit 
es nit durch fie beſonders aufgehoben ift, ald fortdauernd 
anerkennt. Denn in welchem Verhältniß dieſe Urfunde zu den 
anderen Theilen der Verfaſſung ſtehe, beftimmt fich in beiden 
Fällen nothwendig nach ihr jelbit ald dem oberften oder doch 
dem neueften Geſetze. Die Verfalfung im Ganzen und nicht 
bloß die Urfunde zu beſchwören, hat nur das Intereffe, daß 
man nicht jener Mibdeutung Raum gebe, ald wenn das Recht 
nur in und fraft der Urfunde beftände*). 


— — — — — — 


*) Es iſt das bekanntlich ſeit 1849 ein Parteiſtreit in Preußen. Bon 
der einen Seite wird mit Nachdruck geltend gemacht, daß man nicht die 
Verfaſſungs⸗Urkunde, ſondern die ganze Verfaſſung (alſo auch ältere ſtän⸗ 
diſche Rechte u. dgl.) beſchwöre, von der anderen (der liberalen) Seite wird mit 
demſelben Nachdrucke dem widerſprochen. Ich äußerte gleich am Beginne 
des Streites, daß er die Bedeutung, die man ihm beilegt, gar nicht hat, 


pP‘ 
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Dem älteren Typus entipricht e8, daß nur der Fürft den 
Eid anf die Verfaffung leiftet, dad Land dagegen dem Fürften 
Treue und Gehorſam jhwört. Der Staat erjheint bier ald Band 
gegenſeitiger perjönlicher Rechte, Daher verfichert Das Land dem 
Fürsten feine Hoheit, der Fürſt dem Lande ſeine Rechte. Er beſchwor 


und daß der Grund, aus welchem die Konfervativen den Eid auf die Ber. 
faffung nit guten Gewiffen und ohne Widerfpruch gegen ihr politifchee 
Glaubensbekenntniß feiften können, nicht daran liegt, daß man die ganze 
Berfafjung und nicht bloß die Urkunde befhwört, fondern vielmehr darin, 
daß man nur die Gelee der Berfaffung, nicht aber ihre wirklichen oder 
vermeintlihen Tendenzen und Motive beſchwört (Situng der I. Kammer 
vom 17. Dez. 1849 u. 29. Jan. 1850). Der Erfolg bat das, wie mir 
ſcheint, beftätigt. Als fpäter (1850) über die Rechtmäßigkeit der Wieder⸗ 
herftellung der Kreis- und Provinzialftände verhandelt wurde, deren die 
Urhunde nicht erwähnt, da wäre der Fall der Anwendung gegeben ge- 
wejen, ob diejelben mit zu der beſchworenen Verfaſſung gehören oder nid. 
Dennod war dieß bei jener Verhandlung ohne Einfluß. Eondern die 
Entfheidung fonnte nur darin beftehen ımd wurde aud von beiden Par: 
teien nur darin gefucht, ob die Urkunde von 1850 die früheren Brovinzial- 
ftände aufgehoben habe oder nicht. Im erfteren Falle konnte es nicht 
heifen, daß man auch fie als Theil der preußiihen Verfaſſung mit be- 
fhwor, denn die Verfafjung von 1850 blieb immer das neuere und 
ftärfere Geſetz; im letzteren Falle beftanden fie zu Recht, aud wenn man 
nur die Urknnde beichworen hatte, grade nad) diejer jelbft, da fie die äfteren 
Geſetze beftätigte (Art. 109). Nur in dem alle, wen die eine Partei 
behauptet hätte, die Urkunde von 1850 hätte felbft — fen es im Ganzen 
oder in einigen Punkten — nit erlaffen werden dürfen wegen des ent- 
gegenftehenden Rechts der Provinzialftände, d. h. fie habe diefe allerdings 
aufgehoben oder hätte fie nicht aufheben ditrfen, würde fid die Sache an: 
ders geftellt haben. Dann aber hätte eu nicht genitgt, den Berfaffunge- 
Eid auf die ganze Verfaffung auch außerhalb der Urkunde zu erftreden, 
fondern es hätte der Eid auf die Urkunde von 1850 jelbft als auf eine 
unrechtmäßig erlaffene überhaupt nicht geleiftet werden dürfen. — Wo 
nun aber in einem Staate die Charte das öffentliche Recht aufer ihr für 
aufgehoben erklärt, da allerdings ift ein diamtetraler Gegenſatz zwiſchen 
dem Schwur anf die ganze (gefchichtlich überkonmmene) Berfaffung und 
dem Schwur auf die Charte. Da ift es aber eben defhalb nicht möglich, 
die Eharte als einen Theil der Berfaffung zu befhwören, fondern man 
beihmwört entweder die ganze geſchichtlich überkommene Verfaffung mit 
Ausſchließung der Charte, oder aber die Charte mit Ausſchließung dieſer 
Berfaffung. 
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im deutichen Neiche nur der Kailer die Wahlfapitulation und die 
Rechte des Reiches, und die ReichSftände, und zwar nur diejenigen, 
welche ein Reichslehen hatten, ſchwuren ihm den Eid der Treue. 
So beitätigte in den deutichen Zerritorien nur der Fürft Die 
Verfaſſung (Landesfreiheiten), da8 Land dagegen leiftete die 
Huldigung. In eben dieſem Einne wird noch jebt in England 
die Verfaffung (die Gelege) nur vom Könige bejchiworen, nicht 
von Unterthanen, Beamten, Parlamentömitgliedern. Diese leiften 
vielmehr den Allegianz-Eid. Wie ed nun aber ein wirklicher 
Kortihritt ift, den Staat ald eine gemeinfame höhere Ord— 
nung und Aufgabe über Fürft und Volk zu erkennen, fo iſt es 
angemeſſen, dab jet auch Yandeövertreter, Beamte, Unter: 
thanen nächſt der Treue und den Geherjam gegen den Fürften 
äugleih die Beobachtung der VBerfaffung geloben“). Dieter 
Eid auf die Verfafiung enthält nun allerdings eine Einſchrän— 
fung des Huldigungs-Eides —. weshalb auch das Militär ihn 
nicht Teiften ſoll —; allein nit anders al8 auch der ältere 
Huldigungs-Eid in den deutichen Territorien (und noch jeßt in 
England) fie ſtillſchweigend enthält durd die Beziehung, in 
welcher immer die Huldigung zu der Iandeöherrlidhen Beftätigung 
der Kreibeiten ftand. Gr gibt denn auch den Echwörenden 
feineöweges eine andere Etellung zur Berfaffung als fie ohne- 
dieß in ihrem Berufe liegt, alje namentlid den Beamten nicht 
dad Recht zur Beurtbeilung der DVerfaffungsmäßigfeit über 
dem Aürften oder ihrem VBorgejebten (d. folg. Kap.). 


*) Daß die Neichsfammergericht@mitglieder beichworen, nad den 
Reichegeſetzen wie auch den betreffenden ländlien Ordnungen „zu rich— 
ten“, liegt in der Natur des Nichtereides ; dagegen kann man es als einen - 
Uebergang zum neueren Berfaffungs - Eid der Beamten anfehen, daß die 
Reihshofräthe beichworen, ... „neben den gemeinen befchriebenen Rechten 
die faiferlicde Wahllapitulation .... in at zu nehmen .... und Ihrer 
Majeftät das beft und nüglichfte zu vathen.” 
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8. 89. 

Wenn hiernach der Verfafjungs- Eid überhaupt gerecht: 
fertigt ift, jo ift Damit doch noch nicht der Eid auf jedwede 
Berfaffung gerechtfertigt, namentlih nicht auf Verfaſſungen, 
wie fie in neuerer Zeit meilt gegeben wurden. Wenn ehedem 
der Fürft die alten oder die eben erſt bewilligten Landesfrei⸗ 
beiten beſchwor, ſo war das ohne alled Bedenken. Er konnte 
unfehlbar feinen Schwur halten, wenn er ed nur gewiſſenhaft 
wollte. Nicht fo aber verhält es fich bei Werfaffungen, melde 
dem Staat auf einmal eine völlig neue Geftalt nach neuer 
Lehre geben, einem bis jeßt nicht gefannten und nicht be 
währten Elemente die überwiegende Macht verichaffen. Gie 
find ein bloße8 Experiment, von dem fein Menſch weiß, ob 
es gelingen werde. Insbeſondere gilt das von Verfaſſungen, 
welche die Kopfzahlmahlen, die jährliche Steuer: und Budget- 
vermeigerung der Kammern, das unbegränzte Vereins- und 
Perfammlungdreht und ähnliche Beltimmungen enthalten. 
Man hat Feine Sicherheit dafür, daß mit einer radikalen Volks⸗ 
vertretung und unbegrängten individuellen Freiheit noch ein 
Staatöwejen vereinbar jey, ſondern eher für das Gegentheil. 
Es iſt aber gegen die Gotteöfurcdht, Gott zum Zeugen und 
Rächer für eine VBerbindlichfeit aufzurufen, für die man ſchon 
im Augenblidfe der Uebernahme zweifelhaft ift, ob man fie 
werde erfüllen fünnen. Se weniger Bürgichaft für Ordnung 
und Obrigkeit eine VBerfaffung gewährt, defto mehr ift es Ver: 
mefjenheit, fie beſchwören zu laffen. Das Vernünftigfte und 
Sittlichſte, was von der Revolution jeit 1789 bis jeßt geſchah, 
it, daß man die Verfaffung von 1848 — den Präfidenten 
der Republik ausgenommen — von Niemandem beichwören 
ließ. Welch eine Unzahl von Eidbrüchen ift dadurch erſpart 
worden! 
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8. 90. 

Iſt aber eine ſolche Verfaſſung dennoch bejchworen, fo 
fteht auch fie unter der Heiligfeit ded Eides gleich jeder an— 
deren. Die Unheilſamkeit einer Verfaſſung macht fie nicht 
ungültig, daher auch den Eid auf fie nicht unverbindlih. Wenn 
fie anders jonft zu Recht beiteht, kann fie, auch unbefchworen, 
nicht umgeſtoßen werden ohne Rechtöverlegung, und jo fie be- 
ſchworen iſt, überdieh nicht ohne Eidesbruch. Es iſt eine irrige 
Lehre, nah welcher der Eid auf Berfaffungen, wie fie das 
Fahr 1848 erzeugte, unverbindlich ſeyn fol, weil fie Gottes 
Gebot und Ordnung („den Pflichten gegen Gott”) wider: 
ftreiten. Denn es gibt fein unmittelbares und unbedingtes 
Gebot Gottes über Verfaffungsformen. Wenn gleich die po— 
Iitiihen Wahrheiten in Gottes Gebot und Ordnung gegründet 
find und ihre Verlegung im Jahre der Revolution aus guttwidri- 
gen Gefinnungen — Unylaube, und Unluft des Gehorſams und 
der Zucht und der Unterordnung — hervorging, jo ift doch 
immer ihre Erfenntniß vermittelt durch menſchliche Auffaffung, 
und ihre Anwendung bedingt durch die Beichaffenheit der Zu- 
ſtände. Es fteht nicht im gleicher Weiſe gejchrieben: ihr ſollt 
nicht Kopfzahlwahlen, jährliche Stenerverweigerungen, Theilung 
der legislativen und erefutiven Gewalt haben, wie gejchrieben 
ſteht; „ihr jollt nicht faliche Götter haben, ſollt nicht morden, 
ehebrechen” u. ſ. w. und diejelbe politiiche Einrichtung kann in 
Amerika rechtmäßig und gut, und in Europa empoöreriſch und 
zerftörend feyn. Darum ift es Sünde, eine folde Berfaffung 
einzuführen, aber nicht Sünde unter ihr zu leben, und beiteht 
eine Pflicht, mit allen zuftändigen Mitteln auf ihre Abänderung 
zu wirfen, aber nicht eine Befugniß gegen Recht und Eid. ſie 
zu befeitigen. Der Beruf der Obrigfeit geht nicht weiter, als 
ihr Recht, ihre gefeßliche Gewalt geht. Ueberdieß würde bei jener 
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Lehre auch feine Gränze zu finden feyn, wo eine Verfallung 
Gottes Gebot gemäß und daher bindend jey. Kopfzahlmahlen, 
preußiſche Vermögensklaſſen, halbſtändiſche Verfaffung vor 1848, 
Haller-Gentz'ſches Ständeinftem — desgleichen echte der 
Kammern in englifch-belgiicher Weile, in der Weite der deutſchen 
Konftitutionen von 1817, bloß berathende Kammern, gar feine 
Kammern — wo ift, wo beginnt bier die Gottgemäßheit? 
Kann man feine Berfafjung als ein Dogma allgemein vor: 
ichreiben, jo kann man aud feine als ſchlechthin ketzeriſch für 
unverbindlich erfläven. Wohl may im äußeriten Fällen, da die 
Verfaſſung zu Anarchie, Unmöglichkeit aller Regierung, Gefahr 
ded Unterganges nad außen oder innen geführt hat, der Fürſt 
nad) dem oberſten Gefete der Eelbfterhaltung des Staates zur 
einjeitigen Aufhebung derjelben ficy gedrungen finden, wo denn 
auch meiltend jchon Eides- oder Treubruch von Der anderen 
Seite vorausgegangen ift. Aber da geihieht es doch nur auf 
den wirklich eingetretenen Erfolg der Verfaffung, nicht auf das 
Urtheil über ihre Beſchaffenheit an fich und nad) bloßer, wenn 
auch noch ſo trefflicher politiicher Yehre, und geſchieht als ein 
Nothſtand und niemald ohne Wunde des Gewiſſens, nicht ale 
Anwendung eines planen fittlidyen Grundjaßes*). 


*) Die Eidesverlekung bei Aufhebung einer Verfaffung dadurd gut 
zu machen, daß der Fürft vorher einen öffentlichen Bußakt begehe filr die 
Sünde, eine ſolche Verfaſſung zugeftanden zu haben, ift fein genilgendes 
Auskunftsmittel. Es muß fhon Bedenken erregen, daß das ein Mittel 
ift, defjen man ſich nach perſönlichem Ermeſſen auch zur Löſung von wohl: 
begründeten Berbindlichfeiten bedienen könnte. Aber das Mittel an fidh 
beruht auf einer ungenügenden Auffaffıng der Buße Buße ift nicht das 
bloße Eingeftändniß begangener Sünde, fondern aud die innerliche Durdh- 
drungenheit von dieler Erkenntniß und damit die Entichloffenheit, die Folgen 
der Sünde für fich felbft willig zı tragen und in der Welt durch An- 
firengung und Aufopferung zu bejeitigen. Ein Fürft, der eine vadifale 
Berfaflung beichworen hätte und dafür wirklich Buße thäte, müßte die 
Buße nit durch ein öffentlihes Bußſchauſpiel bethätigen, jondern dadurch, 
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$. 91. 

Die Schäden der aud der Revolution hervorgegangenen 
Berfaffungen find daher nur durh Abänderung (bez. Auf- 
bebung) aufgejeglihem Wege zu heilen. ‘ 

Diefe aber bat — auch bei bejhworener Verfaffung — 
fein Hindernib und feine Gränze. Sie verlegt nicht die über- 
nommene Berbindlidhfeit und den auf fie geleifte- 
ten Eid. Denn fie ift nicht gegen die Berfaffung, fondern 
gemäß der Verfaffung, und wo Alle, die über die Berfaffung 
des Landes zu beftimmen ein Recht haben (König und beide 
Kanımern) einverftanden find, kann feine Verbindlichkeit verlegt 
ſeyn. — Cie verlegt nicht die Pietät gegen die Ver— 
Fajjung als ſolche. Denn Pietät ſchuldet man nur Nechts- 
verhältniffen und fittlihen Banden, nicht aber einer Urfunde. 
Nie fie felbit nur etwas äußerlich Juriſtiſches ift, fteht 
fie auch nur unter äußerlich juriftiichen Rückſichten. Dem In— 
balte nad) aber fann eine Verfaffung nicht Gegenftand der 
Pietät feyn, deren Weſen ed grade ift, rückſichtslos gegen alled 
- Beftehende und defjen Ehrwürdigfeit den Staat nach jetzigem 
Plane der Menfchen völlig umzuordnen, die jelbft ganz und 
gar auf die Impietät gebaut if. — Geſetzmäßige Abände- 
rung verlegt auch nicht die Treue gegen das Volk; denn 
die Verfaffung iſt nicht eine Zuficherung an das Volk außer: 


daß er in fteter Sammlung ımter innerlichem Gebet fein ganzes Thun 
und Streben daran wendete, die Schäden der Verfaffung allmählid auf 
loyalem Wege zu befeitigen. Durch das Beifpiel tadellofen Wandels und 
gewiffenhafter Erfüllung der Negentenpflihten, durch Erprobung eines 
Sinnes, der an Gott gebunden nicht nad menfchlichem Beifalle fragt, durch 
Nachdenken und Sorgfalt in Maafregeln und Wahl der Diener foldem 
mühevollen Werke nachzuringen, unverdroffen durch Schwierigkeiten und 
Bereitelungen, das wäre wahre Buße. Das aber ift nicht eben Buße, 
eine beſchworene Verfaſſung, jo leicht al8 fie durch einen Federzug gegeben 
worden, ebenfo leicht wieder durch einen Federzug zu bejeitigen. 
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halb feiner gejeßlichen Vertretung und bie Treue gegen das 
Volk gebietet die Heilung, nicht die Erhaltung ſchädlicher Ein- 
rihtungen. — Sie verlegt endlich nidt die Redlichkeit 
gegen die der Verfaſſung ergebene Partei, indem 
fie nach einer engegengejebten Tendenz gebt als die bei der 
Einführung war. Denn die Verfaſſung ift ein Geſetz und nicht 
ein Friedensſchluß der Parteien über zu befolgende Tendenzen, 
die Nedlichfeit verbindet daher nur zu ihren Anordnungen, nicht 
zu ihren Tendenzen, und diejelbe Freiheit, welche die Damals 
übermädhtige Partei hatte, ihre Tendenz bei Einführung der 
Verfaffung zu verfolgen, diejelbe hat auch die andere Partei, 
die jebt an der Macht ift, bei der Abänderung ihre entgegen: 
gejeßte zu verfolgen. — Wie demnach die geſetzmäßige Abän- 
derung der Verfaſſung feinerlei Rückſicht der Pflicht verlegt, 
jo auch verftößt fie keinesweges gegen die politifhe Weis— 
heit, daß man Erſchütterung des öffentlihen Rechtsbewußt⸗ 
ſeyns meide, und die „junge zarte Pflanze erft Wurzel ſchlagen 
laſſe.“ Denn Erihütterung des Rechtsbewußtſeyns wirft nur 
die Abänderung der gejchichtlich gebildeten altbefeitigten Ord— 
nung, nicht die Abänderung einer neuen fünftliden Konftituirung 
des Staates, am allerwenigften wenn fie grade auf Wiederher- 
ftellung der alten naturgemäßen geichichtlichen Ordnung geht. 
Das Ausbrechen der natürlichen Zähne erichüttert, Die künſtlich 
eingejeßten fann man ohne Erihütterung wieder ausnehmen. 
Noch aud) wird ſolche neue Konftitution mit der Zeit felbft 
Wurzeln jchlagen gleich der, welche fie verdrängte. Es liegt 
niht in dem Unterſchiede von Alt und Jung, fondern im 
Unterſchiede von Naturwüchſig-Geſchichtlich und Gemacht. Ein 
Pfahlwerk mag noch fo lange ſtehen, es wird nicht zum Walde. — 
Die einzige wirkliche Schranke der Abänderung ſind die er— 
worbenen Rechte, welche die neue Konſtitution begründet hat. 
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Doch darf man dabei nicht die Freiheiten und Fähigfeiten, die 
bloß im Charakter der öffentlihen Einrichtungen und politt: 
hen Grundſätze ohne beitimmte Zuficherung an beftimmte 
Betheiligte angeordnet find, ald erworbene Rechte anſehen. 
So iſt ed namentlich eine irrige Auffaflung, daß dad allge- 
meine Stimmrecht und vollends das gleihe Stimmrecht aller 
jelbititändigen Landes - Einwohner ald ein erworbened Recht 
nidyt aufgehoben werden fünne. 

Die Abwehr jeder Abänderung aus reiner Konftitutiond- 
Ehrfurcht, wie fie der eigenthümliche Zug der Feuillante 
(amis de la constitution 1791) war, beruht auf der irrigen 
fittlihen Auffaffung, die menſchlich gemachte Urkunde als ſolche 
jtatt der in der Natur gegründeten Bande für das Heilige zu 
halten, und auf der irrigen politiihen Auffaffung, daß es nur 
darauf anfonıme, eine wad immer für weldye gejegliche Drd- 
nung im Gegenfaße zu arbiträrer Gewalt des Fürſten zu ha— 
ben, endlid auf der thatfächlichen Täuſchung, daß man eine 
Konftitution, wie fie immer fen, wenn man nur wolle, behalten 
fünne. Yebtere Täuſchung war bei dem erjtmaligen Verſuche 
1791 natürlich, und die Konftitutions-Ehrfurdt der Feuillants 
auch gewiß aufrichtig gemeint. Sie vertheidigten Die Berfaffung 
gegen alle Parteien. Jetzt ift dad Programm der heilig un- 
abänderlichen Berfaffung meift nur ein Vorwand, die liberale 
Errungenſchaft gegen die monarchiſch-konſervative Strömung 
zu fhüten, und würden die Anhänger deijelben zu Abünde- 
rungen der Berfaffung für Durchführung deö liberalen Principd 
willig die Hand bieten. 

Die gejegmäßige Abänderung bietet aber jelbft wieder 
verichiedene Weiſen: Die gänzlihe Aufhebung der Kon- 
ftitution (auf geſetzlichem Wege) ift freilich da geboten, wo 
diefelbe völlig den Grundjäßen der Revolution verfallen ift. 

II. 2. 20 
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So 3. B. mit der von 1791 wäre nichts Anderes zu thun 
gewejen. Außerdem fragt es fih aber, ob überhaupt auf 
Landesvertretung und die unter den Echuß derfelben geitellten 
Garantien verzichtet werden jolle, und diefe Frage fällt unter 
die Beurtheitung der abjoluten Monardie (j. d. betr. Kap.). 
Die Revijion der Berfaffung, d. i. die wiederholte Diskuf- 
fion der jämmtlichen Artikel zum Zwede der Heilung oder 
Verbeſſerung ift eine Kontrefodififation, daher fo un 
rathſam als die erite Kodififation. In eben dieſe Kategorie 
gehört aber auch der Plan, die Konftitution durch Einen legis— 
lativen Aft in einzelne Zuficherungen (Landesfreiheiten) um— 
zuwandeln. Die richtige Meile der Heilung ift daher Die 
Abänderung im Einzelnen, wo dad Bedürfnis fühlbar 
it, und darunter insbelondere die „gelegentlihe Abän- 
derung”, d. i. die hervorgerufen wird, um ein ald nothwendig 
erfanntes Specinlgejeß erlaſſen zu können. 


Zicbentes Kapitel. 


Die Staatsämter. 


8. 92. 

Die Staatsimter find den Fürſten theild Nath, theils 
Mittel der Ausführung bez. der Verjorgung der öffentlichen 
Zuftände unter ibn, und fie find das nicht als bloße perfün- 
liche Gehülfen dejjelben („in partem sollieitudinis ejus vocati“), 
jondern ald die anftaltlihen Glieder des Etantes, defjen oberfteg 
herrſchendes Glied der Fürſt jelbit iſt. Denn der Fürſt als 
Spuverän gewährt nur Die Macht der oberjten Entichließung, die 
innerite Perjünlichfeit des Staates, die Nenıter dagegen gewähren 
die Kräfte der Einficht und Sadyverftändigfeit, in dem Gemein- 
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wegen jelbit ald Organe ausgebildet, um die rechte Entichließung 
zu finden und fie zur Ipeciellen Verwirklichung zu bringen, auf 
DaB den verjchiedenen Berhältniffen ihrenothiwendige und geregelte 
Pflege werde. Als ſolche ergänzen fie den Fürften zur vollftän- 
digen Etaatöherrichaft, aber nicht in abgetrennter Weile, dab 
der Fürſt nur dad Anjehen und die Sanktion, fie dagegen die In= 
telligenz und damit den Inhalt der Herrſchaft gewährten, fondern 
in organiſcher Durchdringung nur jeine Intelligenz erweiternd; 
denn ohne eigene Einfiht kann ja der Souverän nicht den Rath 
der Beamten prüfen und ſich enticheiden. Deßhalb find der Fürft 
und jeine Beamten zujammen die Eine ungetheilte „Regierung“ 
(Gouvernement). Der Fürft ift der oberſte Herricherwille im 
Stante, die Beamten (Richter ausgenommen) fünnen deßhalb 
nur nad) jeinem Befehle thätig jeyn und müffen diefen, wollen 
fie anders im Amte bleiben, gehorchen. Aber wie die Ergänzung 
durch Beamte im organiſchen Baue des Staates liegt, jo iſt | 
auch der Fürſt wieder an ihre Vermittelung gebunden. Er 
kann in der ausgebildeten Verfaffung nicht anders als nad) 
Vernehmung des Rathes der Beamten (Minifter, Stuatörath) 
und nur dur das Medium derfelben, d. i. durdy Befehl an 
das geeignete Amt, regieren, er fann ed eben nur ald Souverän, 
nicht als Privatherriher. So hat denn namentlid) der Grundjaß 
der nothwendigen Miinilterfontrafignatur die Bedeutung, nicht 
bloß gegen die Verlegung der Verfaſſung, jondern nicht minder 
auch gegen unberathene Entſchlüſſe des Fürſten und gegen 
Unordnung im Gebrauche der Verwaltungsorgane (unmittelbare 
fürftlihe Befehle an untergeordnete Aemter) zu wahren. Auch 
in den nicht fonjtitutionellen Staaten iſt debhalb die Kontra⸗ 
fignatur Rechtsform geworden um der lebteren Bedeutung 
willen. — Die Aemter ftehen denn zu diejem Zweck in einer 
Stufenfolge der Weber: und Unterordnung und in einer Ver- 
20* 
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theilung nad) Bezirken, Geihäftsmaffen und nad Geichäfte: 
zweigen ald eine ineinandergreifende Gliederung, deren oberfte 
beherrichende Einheit eben der Fürſt ift. 


8. 93, 


Die Beaniten find demgemäß fürftliche Diener; denn 
fie find nur Organe des jonveränen Willend, und find dem 
Fürften zu perfönlihem Gehorjan und Treue verpflichtet. Allein 
fie find nicht jeine perjönlichen Diener, Sondern Diener defjelben 
als Souveräns, alfo jo weit er mit dem Staat identisch ift 
(8. 71), ſohin Staatsdiener. Tieß iſt ed, was Haller 
und jene Schule beitreiten. Nach ihrer Auffaffung find die 
Beamten bloß fürftliche Diener, unterjcheiden fih daher von 
den Hofdienern oder den Privatbedienten des Fürften nur da— 
durch, daß der Fürſt dem Einen dieje, dem Anderen jene 
Arbeit (Erſterem die Sorge für die Polizey u. |. w., Letzterem 
für Stall, Küche, Feſte) zugetbeilt bat, ähnlich wie in dem 
Haufe eines Banquiers der Kutjcher und der Buchhalter. Won 
einer anderen Verpflichtung kann danach auch Feine Rede jenn 
ald von der gegen den Willen des Fürften, und das Geſetz 
fann für fie feine andere Bedeutung haben alö die einer Dienft- 
inftruftion, die ihnen der Fürſt gibt. In Wahrheit aber dienen die 
Beamten den Fürſten ald erganiiche Glieder des Gemeinwejeng, 
dejjen Gedanke ein Höheres iſt auch über dem Fürſten, daher 
nicht für eine privaten Bedürfniffe und Zwecke und nad) feinen 
Privatiwillen, jondern fir das Beſte des Gemeinweſens und 
nach dem Geſetze dejjelben. Wie der Wille ded Souveränd 
und das Geſetz zuiammen die oberfte Macht im Staate find 
($. 53), fo und in demjelben Verhältniffe find die Beamten 
aud Beiden zugleich dienftbar. Dad Geſetz namentlicdy haben 
fie ſowohl ohne bejonderen fürftlihen Befehl unmittelbar in 
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einem weiten Bereidh ihrer Amtöthätigfeit anzuwenden, als 
auch gegen fürftlihen Befehl zu vertreten, und zmar je nad) 
ihrer Stellung durch Remonftration, Verweigerung, Abdankung. 
Denn der einzelne untergeordnete Beamte ift zwar zulebt nad) 
dem Princip der Subordinntion zur Befolgung verpflichtet, 
aber der Organismus der Aemter ald Ganzes, daher in feinen 
oberiten Gliedern, wie er eine Ergänzung ded Souveräns ift, 
fo muß er auch eine (negative) Selbſtſtändigkeit gegen ihn, eine 
Pflicht der Weigerung haben, wo Geſetz und Recht verlegt 
werden follen. Solche Verpflichtung der Beamten auf das 
Geſetz befteht überall von felbit*). Eigenthümlich der heutigen 
(fonititutionellen) Ausbildung der Verfaffung ift nur — abge- 
jehen von der größeren Ausdehnung ded Geſetzes — die aus— 
drüdliche Beeidigung der Beamten auf Geſetz und Verfaſſung 
und bez. ihre Verantwertlichfeit vor den Ständen. Es wird 
durch dieje Beeidigung auch nicht das Eubordinationdverhältnik 
unter den Beamten mit feinen Solgen aufgehoben. In diefem 
liegt jedoch nur der Gehorfam bei Gejegesüberfchreitung im 
Einzelnen, nicht bei Aufhebung der Berfaffung im Ganzen. 
Ald eine Garantie gegen dieje ilt allerdings der Eid im den 
Verfaſſungsurkunden überall gemeint. 


- 


8. 94. 
Die Beamten find nad) der Fähigkeit zu berufen, denn 


*) Mie aber, wenn ein Landesherr einem Kollegio, Rath, Beamten, 
Cfficier u. |. w. Etwas befichlt, davon man weiß, daß es gegen die Landes⸗ 
Berfaffung ſey? Wer Gott mehr fürchtet als Menſchen, oder aud nur 
fonft ein recht ehrliher Mann ift, der lehnt es mit Beſcheidenheit ab und 
thut es nicht, fondern leidet lieber darüber, was er nit ändern fann. 
Weil aber Wenige fo denken, jo geht e8 halt wie es geht, jo wird es aber 
auch au dem großen Weltgerrichte dein, der es befohlen, und dem, der 
e8 befolget hat, gehen wie e8 gehen wird.” — Mojer, von der deutſchen 
Reihsftände Landen ©. 1157. 
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das enticheitente Moment für das Staatsamt it Die Einſicht 
und Zadveritindigfeit, wie das für den Ihren tie Stärke 
und (Frhabenbeit des Anſehens. So wenig daber der Kürit 
nach der Fähigkeit zu berufen itt ($. 70), ebenie wenig der 
Beamte nach Der Geburt. ber in der unteren Stufe der 
unmittelbaren Ausführung verbindet fich dad Amt ſebr paſſend 
mit einer jüchlichen Stellung, der Angebörigfeit an die zu 
veriorgenden Zuſtände. 

Zoll die Uebernahme des Amtes als Bürgerpflicht gelten, 
ſo muß fie alle gleich treffen und daher nur temporär über— 
nommen werden, to meiltens in den Nepuktlifen, meil bier die 
Magiſtratur als Mitträger der Sonveränetät nicht ohne Gefahr 
permanent gemacht werden fann. Beltebt dagegen Das Amt als 
dauernder Yebensberuf, ald Stand, dann muß die Uebernahme 
vom freien Willen abhängen. Das nın muß in monardiichen 
Staaten die Negel bilden. Dielelbe Stetigfeit der Regierung, 
welche das Nönigtbum auszeichnet, fordert andy eine Stetig— 
keit der Staatsämter. Periodiſche Ernennung derſelben iſt 
deßhalb genen das Weſen der Monarchie, iſt aber überhaupt 
eine geringere Stufe der politiſchen Einrichtungen. 

Bernfung md Entfernung der Beamten muß dem Son— 
yerin zukommen vermöge der Einheit (Verlönlichfeit) der 
Ztuatsygewalt, Mus eben dent Grunde fanıı der Beamte fein 
unentziebbares Recht (jus quaesitum) auf das Amt felbit, 
d. i. Die Aunftionen Deijelben, haben‘). Wohl aber gebührt 
ibm ein unentziehbares Recht auf die zugewielene Beloldung, 
ganz der theilweile, und auf den Rang, d.i. die Anerfennung 
der Fähigkeit zu dem Amte, Die jofort zu jeiner perfönlichen 


* In vielen deutſchen Staaten haben ſelbſt die Richter kein Recht 
anf ihre Funktion, ſondern bloß auf ang und Gehalt. Anders bei den 
engliihen Oberrichtern. 
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Qualität wird und ihn gegen Verſetzung in geringere Dienſt— 
kategorie ſchützt. Dieß iſt der Grundſatz der Unentfernbar— 
keit der Beamten. Er iſt geboten ſowohl durch die Rückſicht 
auf den Beamten, der ſeine Ausbildung und Lebensthätigkeit 
mit Verzicht auf anderen Erwerb dem Staate gewidmet hat, als 
durch die Rückſicht auf das öffentliche Wohl, daß der Beamte durch 
geſicherte Stellung auch ſeine Unabhängigkeit behaupte, ſowohl 
nach unten gegen Beſtechung als nach oben gegen geſetzwidrige 
Befehle. Zum Herrſcherberufe gehört die Nichtsbedürftigkeit, 
die Unabhängigkeit. Wie dieß für den Fürſten im höchſten 
Grade gilt, ſo in geringerem auch für die Beamten. Auch die 
ſtändiſche Verfaſſung ſchließt dieſen Grundſatz nicht aus, wenn 
anders das monarchiſche Princip in derſelben herrſcht. Aber 
eine Gränze muß derſelbe (Richter immer ausgenommen) haben, 
ſelbſt in der Monarchie ohne Stände. Sonſt iſt auf der an— 
deren Seite die Einheit und Energie der Regierung gefährdet. 
Der Souverän muß freie Gewalt haben, den Beamten zu 
verſetzen, ihn der Funktion zu entheben, in Ruheſtand zu ſetzen, 
ja ſelbſt einen beſtimmten Theil der Einnahme ihm für dieſen 
Fall zu entziehen. Die bayriſche Ausſcheidung eines Standes— 
und eined Dienftgehalted (wenn nur lebterer nicht wie dort 
über dad Maaß geht), kann ich nicht umhin als eine richtige 
Mitte zu loben. Belteht die Unentfernbarfeit in der Aus- 
dehnung, daß ohne Schuld und Richterſpruch der Beamte nicht 
verjeßt, nicht von den Geſchäften bejeitigt werden, feinen Theil 
feines Einkommens verlieren fann, fo ift einmal feine Hülfe 
gegen Unfähigfeit oder doch nicht gegen Mittelmäßigfeit der 
Beamten, dann aber find die mittleren und unteren Stellen 
immer in der Tage, die Abfichten der Gentralregierung zu ver: 
eiteln, wäre es auch nur durch energielofe Vollziehung, denn 
wie läßt fich darüber ein Proceß, wäre ed auch nur ein dis— 


E 
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ciplinarer, durchführen? Da ift jeded Amt eine unüberwind- 
liche Burg, dem Souverän zu troßen, ähnlich wie ehedem die 
Vaſallen. Eine Beamtenftellung diefer Art ift auch bis jebt 
in der Geichichte nicht dageweſen. Nach älterer deutſcher Ein: 
richtung konnten die Aemter auf Kündigung oder unauffündbar 
verliehen werden, je nachdem ſich der Fürſt dazu verftand; 
aber auch bei unauffindbarer Verleihung hatte der Beamte 
nur ein Necht gegen ntziehung feine Gehalte und gegen 
unehrenvolle Entlaffung, nicht aber gegen beliebige Entlaffung 
überhaupt, das ift unzweifelhaft nach den reichögerichtlichen 
Grfenntniffen*). Nach der franzöfiihen (gewiſſermaaßen auch 
nach der engliſchen) Einrichtung find die Beamten völlig nad 
Belieben zu entfernen. Vollends eine politiihe Monftrofität 
ift es, ſolchen abſolut unentfernbaren Beamten auch noch den 
unverhinderlihen (intritt in die Kammern gu fihern. Das 
heißt in der Verwaltung felbft eine O:ppofition gegen die Ver: 
waltung errichten, die fie neutralijirt, und die Beamtenherr: 
ichaft, die man durch ſtändiſches Weſen ermäßigen will, in einer 
anderen viel bedenfliheren Weiſe wiederbringen. 

Durch den Grundſatz der Unentfernbarfeit hat das Staat 
dienerverhältniß eine privatrehtlihe Seite. Aber es ift 
doch feineöweges ein bloßes Vertragsverhältniß (locatio ope- 
rarum)**); jondern es it urjprünglich und im Ganzen ein 
öffentliches Verhältniß, daher nicht bloß die Art der Amts— 
verwaltung, jendern auch Die Anſprüche ded Beamten ſich nad) 


*) 3. B. R. Hofr. von 1761 (Mofer von der Landesh. int Welt. 
129%. C. ®. von 1762 (Cramer Nebenft. Thl. 38 ©. 81). 

**) Tieß war die ältere Auffaſſung, ihr gemäß wurde aud die Un- 
entfernbarfeit bloß als Sache der Uebereinkunft angefchen, und der Streit 
über dieielbe bewegte fi) daher nur darım, ob die Auffiindbarkeit oder 
Unauffündbarkeit im Zweifel beim Kontrakt anzunehmen (Moſer, 
Cramer, Strubenn. f. w.). 
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öffentlichen Gejegen richten, die feine vertragsmäßige Abände- 
rung zulaffen, z. B. der Grundfaß der Unentfernbarfeit felbit, 
auf den nicht verzichtet werden fann. Die privatrechtliche Seite 
äußert fich nur darin, daß jene erworbenen Rechte des Beamten 
den privatrechtlichen Charakter haben, der gerichtlichen DBerfol- 
gung unterliegen u. }. w., und daß innerhalb der verfaffungs- 
mäßigen Grundbeitimmungen Privatitipulationen zwifchen Re- 

gierung und Beamten zuläjfig find. | 


8. 95. 


Durch den Drganidmus der Staatdämter ift erft die Sou- 
veränetät (Einheit und Koncentrirung) realifirt; denn nur 
durch ihn wird die ganze Nerwaltung dem oberften Einen 
Willen dienftbar. Auf der anderen Seite aber beruht nicht 
minder auf ihm der publiciitiiche Charakter des Staates, die 
Garantie defjelben als Anftalt, daß die objektive Intelligenz 
und die objektiven Motive, Bedürfniß und Nothwendigfeit der 
Sache, überall die Etaatöregierung beftimmen. Damit ift 
denn die Perjönlichfeit der Staatöregierung als ſolcher vollendet. 
Der Fürſt berricht als perjünlicher oberiter Wille, aber auf 
der Bafid des Geſetzes ald des Ethos ded Staated und durch 
dad Medium der Staatsämter ald Träger ded in der Ber: 
waltung jelbit, je nad ihren Sphären, liegenden Berjtandes 
und Bedürfniſſes. Die Perjönlichfeit des Fürften wird dadurd) 
zu einer objeftiven Perfünlichfeit, zur Perjünlichfeit des Staates”). 


*) Wenn biernady die Perfönlichkeit fih als Typırs des Staates her⸗ 
ausftellt (1.$.6), was fhon Platon erkannte, da er den geredhten Staat 
mit dem geredhten Manne parallelifirt, fo bei Hegel nad) feinem Stand» 
punfte der Eyllogismus oder das dialektiiche Geſetz: Allgemeinheit, Befon- 
derung und Einheit beider. Daraus ergibt fi) ihn: gefetgebende Gewalt, 
die das Allgemeine feſtſetzt (Fürft und Stände), Regierungsgewalt, die das 
Geſetz auf die befonderen Sphären anwendet (Subfumtion), und die fitcftliche 
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Das Element der Verfaffung, welches jebt die Stantsämter 
bilden, wurde zur Zeit des Feudalweſens durch Die Grundberren 
(Vaſallen) erfüllt. Danach war die Verforgung der öffentlichen 
Zuftände unter dem Fürften Anhang des Grundeigenthung und 
Folge einer perſönlichen Gewalt über die Bewohner des Bodens, 
daher eine Privatberechtigung ihrer Träger, unentziehbar, unter 
bloßer Privatverpflichtung gegen den Fürften. Diefe Einrichtung 
bat zwar den Vortheil, daß der Negierende (Grundberr) ein 
eigenes Intereffe am Wohlſtande der Untergebenen hat, was 
freilich auch nur jo weit eine Bürgschaft ift, ald dieſe Gemein- 
haft des Intereſſes reiht. Dagegen leidet fie an den tiefen 
Gebrehen: Es wird die öffentlihe Gewaltnihtnad 
öffentlihen Beſtimmungsgründen verforgt (daber 
auch feine Theilung nad) Gejchäften, jondern nur nach Bezirken, 
und feine integrirenden Organe der Sachverſtändigkeit, denn die 
zugezogenen Räthe u. ſ. w. find bloß perjönliche Gehülfen); — 
es fehlt die Einheit und Sicherheit der Herrfchaft (die 
Anordnungen des Fürſten finden ſchlechte Befolgung, we nicht 
gar Ungehorſam und Widerſetzung); — ed leiden die Unter- 
thanen, alfe einer bloß perjönlichen privatrechtlihden Gewalt 
unterworfen, an Recht und Würde. Dad Beamtenmwejen 
ift darum ein großer Kortichritt in der Entwidelung der Staaten. 
Durd) fie wird die Neyierung überall eine beredjnete, beabfichtigte, 
intelligente, der Sache ielbit adäquate. Die Begünftigung des 
Beamtenftandes gegenüber dem Adel, wie fie in der Ausbildung 


Gewalt (Ronkiufion und Einheit beider). Die NRegierungsgewalt nun ift 
die Bedeutung der Beamten. Allein das trifft darin nicht ein, daß die 
Beamten bei weiten in der Regel nicht das Geſetz anzııwenden, fondern 
die freien Befehle und Anordnungen des Kürften auszuführen haben, da» 
her nicht ſowohl die Anwendung des Allgemeinen auf das Belondere ale 
die Ausführung vom Centrum in die Peripherie zur Aufgabe haben, und 
daß fie überdieß auch noch der Rath des Fürſten find. 







ermalisnue und 
zum Zweck wird tan 
Ya und Einbaltung der 
erdent!ider E nreliendung böber erachtet 
wirt Uerertiek bilder fh weht auch ein 
Kaftenzei mten'iandes, amd wird der schwere Gang 
der Mai 1 durd ten Stand, zur unüberwindlichen 
Eceitemand und Hemmung zwiſchen Fürit und Vel Dem 
wird dur ſtändiche Vertretung allein nicht abgebelfen. Diele 
durchbricht nur unregelmäßig den Geſchäftsmechanismus, ohne 
ihn im Ganzen umzuwandeln. Sendern es find auch die Träger 
der Intereisen rielfach gleich bei der Verwaltung felbit zu be. 
tbeiligen, ie zwar, daß die oberite Yeitung immer den füritlihen 
Beamten verbleibt, aber die unmittelbare Veriorgung ganz oder 
tbeilmeiie Dielen zufenmt. Auf dieſem Wege wird auch Die 
Vertretung zugleich in die Regierung jelbit verlegt in organiſcher 
Durchdringung. Das kann in mannigfacher Weile geſchehen, 
je nach dem Zuſtande des beſtimmten Landes. Dahin gehört 
Selbſtverwaltung der Gemeinden und Korporatlonen, bie 
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Landräthe), Die Bildung der Negierungsfollegien aus ftändiichen 
Mitgliedern unter Leitung des fürftlihen Gouverneur (belgijche 
Provinzialverwaltung), die Webertragung der Adminiftrationd- 
geichäfte der Provinz oder des Bezirkes an angefehene Grund: 
befiter (englijcher J,ordlieutenant, Sheriff, preußischer Landrath), 
die qutöherrliche und fommunale Polizey. Den deutfhen Zu— 
ftand und deutihen Sinn entipricht num grade die Verforgung 
der öffentlichen Geſchäfte durch einen Stand, der unparteiiſch 
über dem Konflifte der Intereffen ftehbt und bloß Wahrheit, 
Recht, Gemeinwohl zum Motive hat; aber die Ermäßigung 
ded Beamtenwejend durch Verbindung mit foldhen ftändifchen 
Elementen ift auch für Deutichland heilſam ($. 31). 

Demjelben Princip des bloßen Geſchäftsmechanismus, aus 
weldyem die Bejeitigung aller ftändifchen Elemente aus der 
Verwaltung entipringt, gehört auch die übertriebene Vorliebe 
fir die Follegiale Verfaſſung der Aemter an. Die Per: 
fönlichkeit ift energijcher, Jchöpferiicher, und gibt zufolge der 
ungetheilten Verantwortlichfeit in gewiſſer Hinſicht ſelbſt grö- 
Bere Bürgſchaft ald das Kollegium oder vielmehr ald das un- 
perjönlihe Mejen der Kollegialabftimmung. Wo e8 bloß gilt, 
feititehende Grundfäße rechtlich anzuwenden, über deren An: 
wendung die eine Perfönlichfeit nothwendig ebenfo urtheilen 
muß wie die andere, da iſt die Kollegialabltimmung am Orte, 
jo für die höheren Gerichte. Deßgleichen ift die Kollegialbe- 
rathung am Orte, wo bleibende Grundfäße für die Zukunft 
feftgeftellt werden jollen. Außerdem aber ift überall der Einzel- 
beamte von höherem Werth. So durchgehends für die Ver— 
waltung, nicht minder auc für die unterite Inſtanz der Ge- 
richte, die nicht bloß Rechtsſprüche zu thun, ſondern Proceffe 
zu inftruiren und mit den Parteien zu handeln hat. 
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Achtes Kapitel. 
Die reichsſtändiſche Verfaffung. 


$. 96. 


Die Beitimmung (tEXos) der reichsſtändiſchen Verfaffung 
it — die politifche Freiheit. 

Liegt es in der Natur des Staated, weil er ein jittliches 
Reich ift, dab ſeine Macht als eine ſchlechthin erhabene über 
den Unterthanen aufgerichtet Jey, wie dieß im Königthum am 
entichiedenften erreicht ift, fo auf der anderen Seite nicht minder, 
dab der Gehorjam gegen diefe Macht frei, felbftitändtg, innerlich 
ſey, wie dieß perjönlichen fittlichen MWejen entſpricht. Dieb und 
nicht8 Anderes iſt der innerite Sinn der politiichen Freiheit. 
Die politiihe Freiheit beſteht deßhalb nicht darin, dab das 
Bolf die jouveräne Gewalt habe, oder fich felbft regiere (Volfö- 
\ouveränetät, Demofratie), jondern fie befteht darin, daß das 
Bolt nad) feinen Rechten regiert werde, d. i. in Anerkennung 
beftimmter Befugniffe und einer beſtimmten Sphäre der Unab— 
hängigfeit für die Gingelnen und für das Ganze, und daß es 
auf der Grundlage feiner eigenen Tebenswürdigung 
(Ethos) regiert werde; d. i. dab die Gefeße und bez. Die 
oberften Principien der Megierung, wie fie urfprünglich aus 
diefer hervorgingen, jo auch in ihrer Sortbildung mit ihr im 
Bande bleiben. Es ift aber die höchſte Steigerung dieſer 
Freiheit und ihre audgebildetfte Bürgfchaft, daß das Volk dieß 
Alles felbit durch eigene That (perfönlid) der Regierung 
gegenüber zu vertreten Zug und Macht babe. Solche 
Vertretung wird denn nothwendig zur Theilnahme und Mit- 
wirkung bei Ausübung der Staatsgewalt. 
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Das allgemeine Gefe der fittlihen Welt ift es, dab ber 
Gehorſam ein innerlicher ſeyn fol, das moraliſche Geſetz Toll 
den Menjchen primär ald der Mille Gottes, jodann aber auch nicht 
minder als fein eigenes innerſtes Weſen und Wollen beitimmen 
(1. $. 32). Ebenſo ſoll auch das Geſetz des Staates beitehen 
zugleich als eine Macht über dem Volke, als ein Gebot, das 
von höherer Autorität (König) ausgeht, und als eine Macht im 
Volke, ald ein Poftulat jeines eigenen Wollend und Erfennens. 

Das berufene Organ jener Bertretung und Mitwirfung 
nun find die Reichsſtände. Denn als die Verſammlung der 
Auderlejenen (die Elite) aus allen Ständen find fie die wahre 
und reine Darftellung (Neprälentation) ded Volkes nad) 
jeinem ganzen Weſen, nach allen feinen Rechten, Interejfen und 
Vermögen, die ähten Zeugen nationaler Yebenswürdigung, 
und find fie zugleicd) die Koncentrirung des Volkes zu Cinem 
handelnden, der Selbitverftändigung und bewußten Entſchließung 
fähigen, aljo jeiner jelbit mächtigen Subjekte. Es ift jo in ihnen, 
kann man jagen, die innerfte Idee (Urbild) des Volksdaſeyns, 
der Prototypus, der ihm in jeiner mafjenhaften Ausdehnung 
zu Grunde liegt, lebendig perſönlich geworden. Hierdurch find 
fie eine Macht und Autorität über dem gejammten Volfe und 
doch zugleih Eins mit ihm, in der es nur fich ſelbſt erfennt, 
daher berufen in feinem Namen zu handeln”). 


*) Mo wirklich Nepräfentation ift, da gebührt aud Gewalt. Weſſen 
Weſen (Dualitäten und Intereffen) ich in voller gefteigerter Weife in mir 
trage, für den habe ich Vollmacht zu handeln md zu ordnen. Das Ber: 
hältniß zwiſchen Fürſt und Ständen beruht denn aud) auf der verjchiedenen Art, 
wie fie die Nation repräientiren. Der Fürſt rvepräfentirt den Staat, die 
ethiſche Ordnung, die über den Menſchen beftchen foll, aljo die Nation in 
ihrem Beruf, folde Ordnung zu handhaben. Die Stände repräjentiren das 
Bolt, d. i. die Nation in ihrem Berufe, diefer Ordnung zu gehorchen, die 
Menſchen in ihren mannigfadhen focialen Stellungen, wie fie der Staats, 
lentung unterworfen jind und die Staatslenkung fürderlich oder nachtheilig 
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Damit ift dann aber zugleich ein Band zwiſchen Regierung 
und Volk hergeſtellt. Denn der Fürft eben als ſchlechthin er- 
habene Macht über dem Volke theilt nicht feine Lage. Er mag 
fie aus Mitgefühl und Fürſorge erfennen; aber es ift doch 
nicht jeine eigene, er erfennt fie nicht aus eigener Empfindung, 
es ift hierin eine Kluft zwiichen ibm und dem Volke. An den 
Stinden nun ift eine Macht zur Mitwirkung berufen, die, dem 
Volke jelbit angehörig, jein ganzes Sutereffe in fich trägt. Sie 
vereinigen beide Yagen, die der Unterthanen, indent fie den Erfolg 
aller öffentlichen Maabregeln mit ihnen empfinden, und die der 
Regierung, indem fie an der Feſtſetzung dieſer Maaßregeln Theil 
nehmen *). Sie haben aljo das eigene Intereffe und die Mittel, 
das Volk zu vertreten, und dennoch, da fie jelbit auf deu Stand— 
punft der beherrihenden Macht geftellt find und ihre Anforde- 
rungen theilen, auch wieder das Intereſſe und dad Einjehen für 
die bejtimmenden Nüdlichten der Regierung. Sie maden ed 
der Regierung möglich, fich in die Lage des Volfed, dem Volfe, 
fi in die Lage der Negierung zu verjegen. Durch fie iſt daher 
jene Kluft audgefüllt, und ift das Wolf derjelben Herrichaft, der 
ed mit Ehrfurcht gehorchen joll, zugleich auch verbrüdert. 


über ſich empfinden. Sie vepräfentiren daher aud nicht die Klaffen, welche 
jelbft Organe diejer Lenkung find, als foldhe (das Heer und die Beamten). 

*) „therefore in well ordered commonwealths ..... the legislative 
power is put into the hands of divers persons, who duly assembled 
have by themselves, or jointly with others, a power to make laws, 
which when they have done, being separated again, they are themselves 
subject to the laws, they have made, which is a new and near tie 
upon them ......“ Locke treat. of gov. Il. $. 143 „... being of a 
middle nature between subject and government.“ Burke thoughts 
on the cause etc. „Als vermittelndes Organ betrachtet, ftehen die 
Stände zwiſchen der Regierung überhaupt einer Seite, und dem in die 
befonderen Sphären und Individuen aufgelöften Volke anderer Seits. 
Ihre Beſtimmung fordert an fie fo fehr den Sinn und die ©efinnung 
des Staates und der Regierung, als der Intereſſen der befonderen Kreiſe 
und der Einzelnen.” Hegel Phil. d. Rechts 8. 302. - 
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Die reihöftändiiche Inftitution ift darum der Ausbau der 
Monarchie. Sie befeitigt der Perfönlichkeit (Koncentrirung) 
der föniglichen Herrichaft gegenüber die Perſönlichkeit (Freiheit, 
Snnerlichfeit, Celbitthätigfeit) de8 Gehorſams, und der Erha- 
benheit der föniglichen Gewalt gegenüber ein Band lebendiger 
Durchdringung und Einigung zwilchen Regierung und Bolf. 
Dur fie ift daher die Idee eines fittlichen Reiches, einer 
durch und durch perfönlichen Herrichaft (8. 36), jo weit es die 
Form betrifft, volltändig und in höchſter Weile realifirt. Die 
politiihe Freiheit und zwar in diefer Unterordnung und Ge- 
bundenheit zur höheren Föniglichen Autorität ift ein Ausfluß 
des chriftlichen Princips nicht minder ald das göttliche Recht 
ded Königs und die Fegitimität, jene jedoch nur ald Ziel oder 
Gut, diefe ald Grundſatz und Gebet. 

Die Bedeutung der Neichsftände tft demnach eine Ver— 
tretung des Nolfes in den Sinue, daß fie die Nechte und 
Snterefien defielben wahren, nicht in dent Sinne, daß fie als 
Stellvertreter eine Macht übten, die urfprünglich und eigentlich 
dem Wolfe jelbft zu üben zufäme, und eine Repräfjentation 
des Volkes in dem Einne, dab fie ſein wahres Wejen, Die 
Idee der Volksexiſtenz lebendig darftellen, nit daß fie das 
Volk, d. i. die Maffe der einzelnen Menſchen, aus denen es 
beiteht, darftellen. Die Volksvertretung ift Daher ihrer wahren 
Bedeutung nad Nichts weniger ale eine Folge des Gedankens 
der Bolföfouveränetät, fondern tft ihm grade entgegengejeßt, 
indem fie das Volk als den gehordyenden Theil vorausfeßt, der 
eines Schußes gegenüber dem jouveränen Kürften bedarf. 
Ebenſo wenig find die Neichöftände nad) diefer ihrer Bedeutung 
Beauftragte des NVolfed, dem Willen ihrer Vollmachtgeber ge- 
bunden, weder der betreffenden Klaffen und Bezirke, von denen 
fie gejendet find, nod) der gefammten Nation, die fie ald Ganzes 
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vertreten ; jondern fie find eine höhere Macht über dem gefammten 
Volk, deren Einficht als die höchſte und Achte Einficht des Volkes 
gilt, und deren Handlungen darum das Volf binden. Allerdings 
Tollen fie nad ihrer Perfon und Gefinnung das Vertrauen des 
Volkes befiten und daher zum überwiegenden Theile durch fein 
Vertrauen bezeichnet ſeyn, nur dadurdy find fie Eins mit dem 
Volke, aber ihre Handlungen und Beichlüffe dürfen nicht durch 
Den Willen des Volkes bezeichnet jeyn, jondern durch ihre eigene 
ſelbſtſtändige höhere Einfiht. Mahl der Perſon und Auftrag 
zu den Handlungen find wohl zu unterjcheiden. Auch befeitigt 
ſich vermöge diefer Bedeutung der reihöftändiichen Verfaſſung 
der Einwand, der gegen diejelbe erhoben worden ift, dab es 
jedem einzelnen Menſchen gleichgültig ſeyn könne, ob er einen 
Milliontheil, dazu noch nur indireften, Einfluß auf die Gefeß- 
gebung durch feinen Wahlaft habe oder nicht (Vollgraff). 
Es iſt bier gar nicht darauf abgejehen, dem einzelnen Menjchen, 
jondern dem Volke ald einen: geiftigen Ganzen diejen Einfluß zu 
ertbeilen. Oder mit anderen Worten, die Menichen follen an der 
Herrſchaft des Staates Theil nehmen, nicht nach ihrer finnlichen _ 
empiriichen Eriftenz (homo phaenomenon), fondern nach ihrer 
ſittlich geiſtigen Eriftenz, und von dieſer Seite find fie Ein 
Sanzed, das feine Meußerung und Wirkſamkeit auch nur in 
einer gegliederten Einrichtung, nicht an der Summe der Indi—⸗ 
viduen bat. Es it deßhalb gar nidht der mechaniſche Grund 
der jchwierigen Ausführung, um deifen willen ein Repräjen- 
tatioförper und nicht das geſammte Volk an der Gefehgebung 
Theil nimmt, fondern der fittlih politiihe Grund, daß nicht 
die Maffe, jondern nur die Auderlefenen aus dem Bolfe den 
öffentlichen Zuftand beftimmen jollen. 
Als das rechtliche Verhältniß der Reichsſtände folgt hieraus: 
Sie find dem König gegenüber Unterthan, nicht bloß einzeln 
1. 2. 21 
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Sondern auch als Verfammlung, aber fie haben Rechte und redht- 
lichen Widerſpruch gegen ihn, und find dem Volfe gegenüber Amt, 
Anfeben, Obrigfeit, aber nur unter dem König und durch ihn. 


§. 97. 


Die Konftituirung der reihöftändifcdhen Verſammlung 
berubt biernadh auf dem Gedanken einer Repräſentation 
der wahren Volksexiſtenz. 

Das Bolt tft nun nad feiner wahren Eriftenz eine Gliede- 
rung von Ständen und hat zu feiner Unterlage den Grund 
und Boden des Landed. Stand in politiicher Bedeutung ift 
der Lebensberuf nur infofern er auch eine Einheit des politifchen 
Intereſſes und der politiichen Stellung bewirkt, daher nur in 
jenen jeinen großen Gruppen (Landbau — Gewerbe und Handel 
— geiftlihe Pflege), und nur im Zufammenhange mit dem 
örtlichen und obrigfeitlihen DVerbande. Die großen obrigfeit- 
lichen Verbände, weldye auf Dertlichfeit und Berufsgemeinſchaft 
gegründet find, und unmittelbar unter der höchſten Landes— 
obrigkeit ftehen find die Stände in politiicher Bedeutung. Es 
find daher folgende: Grundariftofratie, Städte, Landgemeinden, 
und je nad beftimmter Verfaſſung auch die Geiftlichfeit ber 
Nationalfirhe. Dagegen find Kaufleute, Bäder, Schneider 
u. ſ. w. als ſolche wohl bürgerliche aber nicht politiiche Stände. 
Diefe Stände in ihrer Unterfchiedenheit und allgemein ber 
Grundbeſitz find deßhalb die Grundlage für die ächte Konftis 
tuirung aller Landesvertretung. Dad Bolf ift nicht unter- 
Ihiedlofe Maſſe, Geſammtheit der Einzelnen, und auch Die 
Gelinnung ded Volfes befteht deßhalb nur in den wenigeren 
Fällen in der gleichmäßigen Gefinnung der Einzelnen, fondern 
für die meiften Dinge entwidelt fie ſich verichieden aus jenen 
verjchiedenen Lebensſtellungen und hat dann als Zotalität nur 
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die im Volke vorhandenen Elemente und je nad) ihrem vor- 
bandenen Verhältniß darftellen und zur Wirkfamfeit bringen. 
Smmer aber muß dad Grundeigenthum zwar feinesweged dad 
einzige, wohl aber das bebeutendfte Moment der Vertretung 
bilden; denn es ift Träger der ganzen Volksexiſtenz, jein Stand 
die Borbedingung aller anderen Stände, ed tft dad haupt- 
Sächlichfte Element, von dem der öffentlihe Wohlftand abhängt, 
und ift die ftetige Eeite des üffentlihen Zuftanded. — Ferner 
Sollen die Menjchen nicht Ichlechthin als Jolhe an der Vertretung 
Theil haben, jondern nur injofern fie eine ftändiidye Qualität, 
fey dieß auch im weitelten Sinne, d. i. eine Bedeutjanifeit für 
den Gemeinzuftand und eine fefte Stellung in dem Organismus 
deffelben haben, nur injofern fie identisch find mit den jächlichen 
Intereſſen und Berufszweigen, in denen ſich dad Leben der 
Nation entfaltet. Mit Unrecht fordert man deßhalb einen An- 
theil an der Bertretung für die fogenannten Kapacitäten ; denn 
dieje, wenn fie anders nicht ein öffentliches Amt befleiden (3.8. 
Mitglieder der Univerfitäten und Afademieen), find nicht mit 
Träger der Bolfderiftenz, ſondern bloße Einzelneriitenzen *). 
Deßgleichen für die Proletarier; denn ihre Arbeit ift zwar ein 
integrirendes Moment im Organismus der Volfswirthichaft, 
aber fie haben perjünlich feine beftimmte, geficherte, gleichmäßig 
eingreifende Stellung in demfelben. Deßgleichen für die bloßen 
Kapitaliſten; denn ihr Intereffe ift nicht an das Yand gebunden, 
ihre Perſon identifteirt ſich deßhalb nicht mit den Sachen, die 
vertreten werden jollen. Meberall aber ijt für dad Recht zur 
Vertretung, da fie Theilnahme an der Herrichaft ift, eine ge- 
wiffe Unabhängigkeit und eine Betheiligung an der Erhaltung 


*) Etwas Anderes find Einrihtungen zu Gunften der Sutelligenzen 
in den organischen Volksſtänden felbft, 3.8. daß eine Klaffe ihre Vertreter “ 
auch aus einer anderen Klafje oder einem anderen Bezirke wählen könne. 
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‚der öffentlihen Ordnung überhaupt erforderlich. Menfchen, 
die durchaus von einem anderen Staatdbürger abhängen, oder 
deren Intereſſe nicht bei dem Fortbeſtande der geficherten Eigen— 
thums- und Erwerbverhältniffe, jondern eher gegen denfelben 
betheiligt ift, haben feinen Beruf, mit Gefeße zu geben und 
mit zu regieren. Der Befib ift darum in doppelter Hinficht 
die regelmäßige Dualififation für die Yandeövertretung, einmal 
weil er je nad) feiner Art mit einem gewilfen Stand oder einer 
Korporation (Grundbeſitz, ſtädtiſcher Verband) verbindet, ſodann 
weil er die Unabhängigfeit und dad allgemeine Intereffe an 
der beftehenden Ordnung verbürgt. Die entgegengejeßte Lehre, 
welche allgemeines Wahlrecht ohne Rückſicht auf Stand und 
Bei fordert (Chartiömus), beruht eben auf dem Gedanken, 
dab die Bedeutung der VBolfövertretung die jey, den Willen 
der einzelnen Menjchen zur Geltung zu bringen. Die Kon- 
ſequenz diejed Gedanfend aber wäre dann nicht das allgemeine 
Wahlrecht, Sondern die unmittelbare Ausübung der gejeßgebenden 
Gewalt durch die Sämmtlichen, wie Nouffeau bemwußter ed 
fordert; denn mein Wille fommt in feiner Weiſe dadurch zur 
Geltung, daß ich mittelft eines Wahlrechts auf einen Anderen 
fompromittire, über den ih von da an feinen Einfluß mehr 
üben Tann. Oder fie beruht auf der Anficht, die Menichen, 
welche die numeriſch größere Klaffe bilden, die Aermeren, zu 
begünftigen auf Koften der Sicherheit des Nechtözuftandes. 
Daß allgemeine Wahlrecht läßt fih mit nichten aus 
Rechtsgrundſätzen, dem angeblichen Urrecht des Menſchen, be- 
gründen, weil die Theilnahme an der Vertretung überhaupt 
wie alle Theilnahme an Herrichaft und obrigfeitlicher Gewalt 
fein Recht der Perſon (Urrecht), jondern ein Recht ded Berufes 
ift, und weil fie inöbefondere ein Schuß oder Recht innerer 
Aneignung nicht für die Menfchen ald Einzelne, jondern für 
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das Volk ald Ganzes ift und daher Ieder die Betheiligung an 
derfelben nur jo weit anjprechen Tann, ald er eine Bedeutung 
für diefed Ganze hat und eine Gewähr für dafjelbe bietet. 

Allein auf der anderen Seite ift das Volk ungeachtet 
feiner Gliederung aus Ständen body eine nationale und ftantd- 
bürgerliche Einheit. Daher foll die Kandeövertretung die ganze 
Nation umfaffen. Es follen nicht die höheren Stände abge- 
trennt von dem übrigen Volke, noch die Hervorragenden im 
einzelnen Stande abgetrennt von jeinen übrigen Gliedern die 
Repräſentation bilden. Es follen die Stände, ſowie fie jelbft 
aufhören, abgeſchloſſene Körper unter autokratiſchen Obrig- 
feiten, dem Staate felbit ähnlich, zu feyn, fo auch nicht mehr 
ausichließlich durch dieſe Obrigfeiten vertreten feyn. Es ſoll 
auch dem perfönlichen Vertrauen ein Einfluß geöffnet ſeyn, 
in höherem oder geringerem Grade, nur immer in der Gränze 
der nothwendigen Bürgichaften für die ſächlichen Anforderun- 
gen. — Ferner fol die Landeövertretung, wiewohl auf Die 
unterfchiedenen Stände gegründet, dennoch immer ald Ein 
Ganzes handeln. Möge fie in mehrere Abtheilungen (Kurien, 
Kammern) fi abtheilen oder nur Ein Kollegium bilden, 
mögen ihre Beichlüffe durch Ueberitimmung (nad) Kurien oder 
Köpfen) oder durch wedhleljeitiged Veto zu Stande kommen, 
immer muß fie der Regierung ald Ein ungetheilter Körper 
gegenüberftehen, der nur Gelammtbeichlüffe fat. — Endlich 
ol die Landesvertretung al8 die wirkliche NReprälentation der 
Nation auch eine höhere Macht über derfelben ſeyn, unab- 
bängig in ihren Beſchlüſſen, nur auf ihre eigene Einficht ge- 
wiejen. 

Das unterfcheidet wirkliche Landesvertretung (oder 
auh Volksvertretung in einem richrigeren Einn ald dem 
biöher üblichen) von bloß ftändijcher Vertretung. Nach 
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bildet, ſoll zu ſolch höherer geiftiger Einheit fich fteigern, aber 
er darf nicht verjchwinden, nicht aufhören die Grundlage. für 
dieſe zu feyn. 


$. 98. 


Die Wirkjamfeit der Stände aber hat nad) der dargelegten 
Bedeutung derjelben ($. 96) ein doppelte Ziel: den Schuß 
der Rechte und die Erprobung der neuen Geſetze an 
der Geſinnung des Volkes, vder, bei weiterer Auödeh- 
nung, die Sicherung, dab die Regierung überhaupt auf der 
Gefinnung des Volfed ruhe. Dafür beitehbt nah der einen 
Seite das Necht der Steuerbewilligung (bez. des Budgets und 
der Kontrole ded Staatshaushaltes), der Beichwerde, der An⸗ 
lage; nad) der anderen das Recht des Rathes und der Zu- 
ftimmung für Gefeße, der Petition, der Defiderien, der Bejpre- 
hung über Regierungömaaßregeln. 

Als das Snftitut der Vertretung haben die Stände 
ihre Macht nur durh und in dem Fürften, von dem, als 
Souverän, ale Macht und alles Anſehen im Staat allein 
ausgehen kann. Sie haben feine direfte Gewalt über das 
Volk oder die Beamten, fie fünnen Niemandem Borjchriften 
geben, Niemanden vor fid) laden; jondern was fie ausrichten, 
das richten fie nur dur den Fürften aus. Ja ihre eigene 
Wirkſamkeit gründet fi) nothwendig auf die Autorifirung des 
Fürften, fie werden durch ihn berufen, verjammelt, verabichiedet. 
Debgleichen befteht ihre Macht nicht darin, felbit die Zuftände 
zu verjorgen, fondern, während die Negierung fie verlorgt, die 
Nechte und die Sefinnung des Volkes bei ihr geltend zu 
machen, und fie reicht dem entiprechend auch nur fo weit, den 
Fürſten an Etwas zu hindern und ihm Etwas mit dem Nadı- 
druck ihres moraliihen Einflufjes zur Berüdfichtigung vorzu- 
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der zur Weberwältigung der königlichen Souveränetät, fondern 
nur zur SKoncentrirung des Staatsweſens. Dad Recht der 
Landesvertretung verwandelt ſich aus der willführlichen Ver⸗ 
fügung über eine abgejonderte private Sphäre in die geordnete, 
an gejegliche Schranfen gebundene Konkurrenz für die öffent- 
liche Lenkung jelbft (ftantsrechtlicher Charakter). Die Landes- 
vertretung wird dadurd ein nothwendig integrirendes, ſtets 
wirkſames Element der Staatöherrichaft, und dieſe erhält um- 
gekehrt durch fie die Garantie ihrer inneren Nothwendigkeit 
und Gefegmäßigteit. Der ganze öffentliche Zuftand, der bis 
dahin unter zwei gejondert handelnden Subjekten ftand, tritt 
damit unter Eine ungetheilt handelnde Macht. Wie alfo in 
Beziehung auf die Bildung der reihöftändischen Verſammlung 
der geichichtliche Fortſchritt nach ungetheilter Einheit der Nation 
in ihrer Vertretung gebt, fo in Beziehung auf ihre Rechte 
nach ungetheilter Einheit und Aufeinanderberechnung der Staats» 
lenfung. Es ift eine und diefelbe Idee des fittlichen Reiches, 
die in beidem fich beurfundet. 

Bon diefem gejhichtlichen Fortgange wird das nächſte 
Kapitel umftändliher handeln. 


8. 99. 


Dieß ift der Grundgedanke reichsſtändiſcher Verfaſſung. 
Sie läßt die mannigfachſten Arten der Ausführung zu. Es 
kann die Wirkſamkeit der Landesvertretung verjchieden nad 
Art und Umfang jeyn, von der Geltendmachung einzelner be- 
ftimmter und ſogar ſehr eingejchränfter Nechte an bis zur 
völligen Durchdringung der föniglichen Gewalt und dadurd 
Mitbeitimmung des ganzen öffentlichen Zuftandes (England). 
Alle diefe Stufen find recht und gut nach Zeit, Land und 
Rechtmäßigkeit der Entitehung. Nur die Bedeutung der Grund- 
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Gejammtmaffe, alle Etaatdangehörigen haben gleiches Wahl: 
recht und gleiche Wählbarfeit, es wird nad) bloß numerijchen 
Abtheilungen ohne Rüdfiht auf Standesklaffen gewählt, und 
die Gewählten in Eine Verfammlung mit Abftimmung nad 
Köpfen vereinigt. Das Necht aber, welches der Gejammtmaffe 
zufteht und das deßhalb dieſe Repräjentation ausübt, ift Fein 
geringered ald die Souveränetät felbft. Sie hat daher die 
gejeßgebende Gewalt als die höchfte Ausübung der Staats- 
gewalt, der Fürft nur die erefutive, und diefe nur in ihrem 
Dienfte. Die ift die Konfequenz aus dem Princip der Volks⸗ 
\ouveränetät. Modifikationen erhält die Theorie durch das 
fonftitutionelle Princip vorzüglich zwei: dad Veto des Königs, 
jey e8 ein abjoluted oder ein proviforiiches, und die Abtheis 
lung in zwei Kammern, aber nicht aus verichtedenen Ständen 
und mit innerer Berjchiedenheit der Elemente, jondern nur 
äußerlich, um ein mechaniſches Gegengewicht, ein Equilibrium 
zu erhalten. Dieje Theorie iſt nicht eine Verfaſſung des 
Staates, ſondern Auflöfung des Staated; denn fie vertilgt 
dasjenige, was den Staat zum Staate macht, die höhere Aus 
torität über dem Einzelnen und der Maſſe. Wie dieß durch 
lie jchon dem Gedanfen und Princip nach geichiebt, jo muß 
es auch in der Ausführung überall erfolgen, und die Gejchichte 
hat das beitätigt. Ald Cazalez einmal den Keim der Selbft- 
zeritörung, der in der republifaniichen Verfafjung liegt, berebt 
\hilderte, rief man ihm entgegen: auch in der Nepräfentativ- 
verfaffung® So täujhte man fih! Cine ächte Republik bat 
immer noch ein Element der gegebenen Einheit und Autorität, 
dad diejer Verfaſſung gänzlich mangelt. 

Die Theorie, welche im Gegenſatze hierzu von der Schule 
Haller’3*) aufgeftelt ward, beruht auf einer völlig privat- 
98 ollgraff, die Täuſchungen des Repräſentativſyſtems; (Jarke) 
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Beide Theorieen find denn auch nicht fähig die Wirklichkeit in 
fih aufzunehmen, beide müſſen eine weite Klaffe Verfaffungd- 
formen, die fih im Leben und in der Geſchichte bewährt haben, 
als gedankenlos oder als bloßen Mißbrauch von ſich ausftoßen. 
Die liberale Theorie kann die ältere reichsſtändiſche Verfaffung, 
ja im Grunde aud) feine der wirklich beftehenden Berfaffungen 
als Acht anerkennen, denn es iſt in feiner die Konſequenz ihres 
Princips realifirt und kann es auch nicht jeyn. Die Haller’iche 
Theorie Fann feine Verfaffung als ächt anerkennen, außer die 
der alten deutjchen Landſtände, namentlicdy die engliſche ift ihr 
eine bloße Korruption der ſtändiſchen Verfaffung*). 





*) Hegel’s Auffaffung der „tonftitutionellen Monarchie“ enthält den 
weientlihen Fortihritt vor Montesquien u. |. w., daß fie die Einheit 
der Staatsgewalt (Souveränetät) im Fürften („fürftlide Gewalt“). be- 
bauptet und die Sphäre der Stände in die Mitwirkung, namentlich (fub- 
jeftive) Aneignung der (objektiv) von der Regierung ausgehenden Geſetze 
fegt und dieß durch treffende Auseinanderjegungen beleuchtet. Wie nun 
Hegel das ganze Inftitut nit aus dem realen Verhältniß von König- 
thum und Volk entwidelt, fondern aus den abftraften Begriffe der Gewalt 
und ihrer Funktionen, fo hat feine Auffaffung aud in ihren Refultaten 
einen formaliftiihen Charakter. Er faßt nämlih nur die eine Seite in 
der Bedeutung der ſtändiſchen Verfaffung auf, die Erprobung der Gefete, 
ignorirt dagegen die andere, den Schu und die Geltendmachung der Rechte, 
danach laſſen ſich Beſchwerde, Anklage, Petition, ja Steuerbewilligung und 
Berwendungstontrole nicht begreifen, wie fie diefem bloßen integrirenden 
Momente der gefeßgebenden (vegelgebenden) Gewalt zufommen follen. Einen 
ſolchen Schuß nur für nöthig zu halten gegeniiber der Regierung, ift ihm 
Ihon „die Gefiunung des Pöbels“, und jelbft jene Erprobung der Gefege 
ift ihm minder cine wefentlihe Einwirkung auf diefelben, als eine Einrid- 
tung bloß, daß das fubjektive Moment zur Eriftenz komme, daß der in 
den Maafregeln der Regierung jhon „an ſich“ ſeyende Wille auch „für 
fih“ werde; ähnlich etwa wie nad deutſchem Grundfaße die geſetzlich 
nothwendigen Steuern doch immer bewilligt werden müffen. Er befchräntt 
demnad wie die Bedeutung des Fürſten auf die bloße formale Autorifirung 
(8.280), jo die Bedeutung der Volksvertreter auf die bloße formale Aneig- 
nung (8.301), und man muß fragen, von wen denn das Geſetz — deffen 
höheres Anſehen über beiden auch wir anerkennen — die Fortbildung feines 
Inhaltes erhalte, und don went die entiheidenden Thaten des Augenblide 
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Nenntes Kapitel. 


Das ältere und das neuere Ständewejfen. 


8. 101. 


Die reichsſtändiſche Snititution der älteren und die der 
neueren Zeit haben einen verichiedenen Grundcharakter; es ift 
deßhalb ein vergebliche8 Unternehmen fich auf den Boden des 
älteren Ständewefens zu ftellen, fein Princip feſtzuhalten und 
bloß andere Anwendungen deſſelben je nad) den veränderten 
Berhältniffen zuguftehen. Jede neuere Berfaffung muß nad 
dem neueren Princip eingerichtet und muß nad) ihm aufgefaßt 
und gehandhabt werden. Es kann dieſer Unterſchied älteren und 
neueren Ständewejend bezeichnet werden als der Unterjchied 
des ſtändiſch-patrimonialen und des national-ftaatlichen Princips. 
Das erite ift ed, das bis auf die Zeit der franzöfiichen Revo⸗ 
Iution mehr oder minder den Charakter der europäiſchen Reichs⸗ 
verfammlungen und am ftärfiten den der deutichen Landichaft 
bildete, das lettere ift zuerft in der Berfaffung des englifchen 
Parlamentd verwirklicht worden. Dieje beiden Grundeharaftere 
ſollen einander gegenübergeftellt und zur Deutlichfeit gebracht 
werden. 

Die ältere reichöftändiiche Verfaſſung der germaniichen 
Staaten ift monarchiſch-ariſtokratiſch, bez.=feudaliftiih. Die 
großen (unmittelbaren) Bafallen ded Königs bilden feinen Rath, 
allerdings ald Vertreter der Gebiete, denen fie vorftanden oder 
die ihnen gehörten, aber nidyt im modernen Sinne, um den 


ausgehen? Etwa vom Begriffe, der ſich felbft Realität gibt? Nichtsdefto- 
weniger hat Hegel das große Berdienft, zuerft das wahre Verhältniß 
zwiſchen Fürft und Ständen im Allgemeinen und Wefentlihen ausgeſprochen 
zu haben. 
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Willen der Bevölferung diejer Gebiete geltend zu machen, 
Sondern in dem Sinne, wie ein Fürft fein Land vertritt. An 
fie jchließt fich die hohe Geiltlichfeit, theild wegen des Anſehens 
der firchlichen Würde, theild wegen ihrer Belehnung mit 
Grundbefit. Später wurden in allen Reichen Europa’3 auch 
die Städte zugezogen, aber mit untergeordneter Stellung, die 
erſt allmählig zur gleichen emporwudye, auch fie häufig in dem 
Charakter ald Xehenträger der Krone. Das find die Feudalftände. 
Die Aufgabe diefer Neichsftände ift Rath und Hülfe (conseil 
et aide). Was aber in der erften Zeit, da noch Unabhängigfeit 
und Unverpflichtung die Negel bildet und fich von ſelbſt verfteht, 
als Vortheil des Königs, ald Hülfe und Wohlwollen Seitens 
der Stände erfcheint, das erſcheint in der jpäteren Zeit, nach— 
dem Berbindlichfeit und Auflage gewöhnlicdyer geworden, ald 
Shut der Stände und Schranfe ded Königs, ald das Recht 
der Bewilligung oder Verſagung. Kür Beided jedoch, für 
Nath und Hülfe, war das Verhältniß zwilchen König und 
Ständen ohne genaue Feititellung, ſchwebend, mehr durdh die 
jeweilige faftifche Uebermacht als durch fichere Rechtsgrund— 
ſätze beſtimmt, und ſelbſt wo es ſich genauer feſtſtellte, war 
für beide Theile Alles mehr perſönliche (private) Berechtigung 
und Gewalt als anſtaltliche Ordnung und Nothwendigkeit. 
Am ſtärkſten trat dieſer privatrechtliche Charakter heraus 
bei der den europäiſchen Reichsverſammlungen nachgebildeten 
deutſchen Landſchaft, aus ganz natürlichen Gründen. Die 
deutſche Landeshoheit ſelbſt hatte ja damals noch keinesweges 
den Charakter eigentlicher voller obrigkeitlicher Gewalt, ſie 
beſtand vielmehr in einigen von der eigentlichen Obrigkeit, dem 
Kaiſer, in patrimonialer Weiſe erworbenen Herrſcherbefugniſſen 
und hatte deßhalb den Unterthanen gegenüber eine Beimiſchung 
privatrechtlicher parteilicher Stellung. Nur daraus erklärt es 
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fih auch, daß der bewaffnete Widerftand gegen den Landesheren 
weder in den Augen bed Landes nod) audy in feinen eigenen 
für ſchlechthin unerlaubt galt, während er gegen die eigentliche 
Dbrigfeit, d. i. gegen den Kailer geübt, damald fo gut ala 
heutigeötagd für Empörung gehalten wurde. So z. B. einigte 
fih der Löwenbund zu bewaffnetem Schutze gegen Sedermann 
(d. i. auch den Landesherrn) mit Ausnahme von Kaifer und 
Papft. Insbeſondere aber beruht die Entjtehung der Kandichaft 
rein auf dem Motiv einer Jolchen privatrechtlichen parteilichen 
Sicherung. Ihre Unabhängigfeit und ihre Gerechtſame zu 
behaupten gegen Eingriffe des Landesherrn, namentlich gegen 
Befteuerung, bildeten fidh die Cinigungen, aus denen dann die 
Landſchaft erwuchs, dieß wurde darum auch ihr bleibender 
Charakter. Während die europätichen Reichsverſammlungen 
und die früheren Placita der deutichen Territorien vorherrichend 
die Bedeutung ded Rathes für die Reichs- bez. Kandesregie- 
rung batten, fo die Landſtände vorherrſchend die Bedeutung 
der Wahrung ihrer Rechte, des Schußes gegenüber dem Fürſten. 
Ihre Stellung gleicht, um eine Parallele zu gebrauchen, nicht 
ſowohl der des Parlaments im alten Einne, d. i. der Lords 
und Biſchöfe, ald vielmehr der ded Haufed der Gemeinen zur 
Zeit feiner Entſtehung. Hier tritt deßhalb der privatrecht- 
lihe Typus in einem Grade hervor wie jonft nirgend. Hier 
ericheinen die Gewalt des Fürſten und die Nechte der Stände, 
und zwar eined jeden Standes für fi), mehr ald Sonder: 
berechtigungen, die zufällig entftanden find und zu willführ- 
licher gejonderter Verfügung zuftehen und auf das perjönliche 
SIntereffe des Yandesfürften und bezüglid) der betreffenden 
Stände abzielen, ohne auf den öffentlichen Zuftand ald höhere 
Einheit bezogen und infoweit auch durch eine höhere Noth- 
wendigfeit beſtimmt zu ſeyn. 
ll. 2. 22 
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8. 102. 

Danach bat die ältere Landeövertretung den feudalifti- 
ſchen Charakter. Wie der ganze Bau ded Staates eine Stufen- 
folge eigenberechtigter Obrigfeiten zwijchen dem oberiten Herrn 
und der Bevölferung ift, alſo beiteht audy die Landesvertretung 
aus lauter ſolchen Obrigfeiten, die fidy felbit und ihre Unter- 
thanen gegen den oberften Herrn ſchützen. Die höchite Obrigfeit 
ded Landes beräth und vereinbart mit den Unterobrigfeiten 
(superioritas subordinata). Das ift die Bedeutung der älteren 
Landſchaft. So namentlich ſaßen in den deutichen Yandichaften 
die Ritter ald die eigenberechtigten Obrigfeiten — die Patri- 
monialherrrn — des Yandes und die Magiitrate ald die eigen- 
berechtigten, auf ihrer eigenen Kooptation ruhenden Obrigfeiten 
der Städte, Die Yandtagsmitglieder vertraten alſo die Bevöl- 
ferung weniger als ihren Stand und ihre Genofjen denn als 
ihre Unterthanen, ald ihre Herrjchaft, ähnlich wie die Reichs— 
ſtände ihr Territorium auf dem Neichdtage vertraten. 

Die ältere Yandeövertretung bat aber auch den privat- 
rechtlichen Gharafter, inöbejondere in den deutſchen Terri— 
torien. Er zeigt fih für's Erfte in der Konftituirung der 
Landſchaft. 

Die Sitz und Stimme in derſelben haben (Ritter, Prälaten) 
ſchützen bloß ſich ſelbſt, oder ihre Untergebenen (Hinterſaſſen) 
bloß für ihr eigenes Intereſſe, die unmittelbaren fürſtlichen 
Grundunterthanen ſind deßhalb auch ganz unvertreten. Das 
erleidet keine Ausnahme da, wo Abgeordnete von Korporationen 
in der Landſchaft ſitzen GBürgermeiſter, ritterſchaftliche Deputirte); 
denn in der That ſchützen und vertrteten ſich doch auch hier nur 
dieſe Korporationen ſelbſt, weil ihre Deputirten nur jo ſtimmen 
dürfen, wie fieihnen Mandate geben. Es fien kraft diejer Mandate 
eigentlich Die Städte (Magiſtrate) u. ſ. w. in der Kandjchaft und 
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nicht die Bürgermeifter. Berner bildet jeder Stand eine ges 
\onderte Kurie und kann als ſolche nicht bloß nicht von den 
anderen überftimmt werden, was ganz in der Ordnung. ift, 
ſondern auch für ſich allein ohne Zuftinnmung der anderen mit 
dem Fürften unterhandeln, ihm bewilligen, fi) mit ihm ver- 
Jleihen. Nicht das ilt der hervoritehende Charakter der 
ältern Verfaffung, was die Haller’ihe Schule als ſolchen be- 
zeichnet, daß Fein Stand in den Beutel des andern verwilligen 
kann, Sondern vielmehr dad Umgekehrte, daß jeder Stand in 
feinen Beutel bewilligen Tann ohne die anderen’). Endlich 
kann der Fürſt beliebig die Stände berufen, oder ed unterlaffen, 
je nad feinem Bedürfniß und Vortheil, und können dafür 
auch wieder umgefehrt die Stände fidy eigenmächtig verjam- 
meln ohne fürftliche Berufung. 

Es zeigt ſich der privatrechtliche Charakter für’d Andere 
in ihrer Wirkſamkeit, daß der Etaat getheilt it in eine Sphäre 
fürftiihen und eine Sphäre ftändiichen Beliebend ohne höhere 
Einheit und Nothwendigfeit. Der Fürft verfügt über Domänen 
und Regalien (jpäter in manchen Ländern auch über indirekte 
Abgaben) als über fein Eigentbum ohne alle ſtändiſche Mit- 
\prache und Kontrole, dagegen fünnen ihm die Stände, wenige 
Ausnahmen geſetzlich nothwendiger Steuern abgerechnet, die 
Steuern willführlich verfagen, oder auch fie an beliebige Be— 
dingungen fnüpfen, gleichwie Privatleute ihre Gejchäfte mit 
einander abſchließen. Die Stände ihrerſeits beſorgen die Er- 
bebung, die Verwaltung, ja häufig auch die VBerausgabung ber 
von ihnen bewilligten Steuern. Sogar eine Einfichtnahme 
und Weberwachung der ftändichen Steuerverwaltung kam den 
Fürften nicht zu, und erft jpäter machten fie das Recht hierauf 

*) Selbſt durch reichsgerichtliches Erkenntniß für Medienburg beftätigt. 

22” 
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geltend, in welchem fie auch von den Reichsgerichten unterſtützt 
wurden. So hatte jeder Theil das Seine rein für fi, und 
es ftellt fich damit der eigenthümlichſte Zug des deutſchen Stände- 
weſens heraus, daß der Staatshaushalt durch zwei verſchiedene 
Subjefte beftritten wird: die landeöfürftliche Kammerkaſſe und 
die ftändifche Steuerfaffe. Dieje find jede für ſich eine juriftiche 
Perſon, fünnen mit einander Geſchäfte abjchließen, Rechtsſtreite 
führen, Eontribuiren jede je nach ihrer Nebernahme für das oder 
jened Bedürfniß des Landes, und die Anſprüche an den Staat 
(Befoldungen, Darlehen u. dgl.) haben entweder diefe oder jene 
zum Schuldner, und die Schuld der einen berührt nie Die andere. 
Im gleidyen Geilte beihränft ficy die Zuftimmung zu Geſetzen 
ganz gewöhnlich, wenigftend in ſpäterer Zeit”), auf die jura 
singulorum, d. i. die bejonderen im privatrechtlichen Charakter 
erworbenen Rechte der betreffenden Stände, zulammen oder 
einzeln. Eind e8 die Nechte eines einzelnen Standes, fo kann 
diefer wirffam zuftimmen, verzichten, ohne die anderen. Gelbft 
die Veräußerung des Landes wurde erit allmählich und keines— 
weged allgemein, und die der Domänen nur mitunter an ihre 
Zuftimmung gebunden. Auf der andern Seite ift die Pandichaft 
nicht bloß eine Inftitution, d. i. ein ergänzendes Glied der 
Staatögemwalt, daher mit öffentlichen auf den Staat bezüglichen 
Funktionen, wie das engliihe Parlament bloß eine foldye In— 
ftitution iſt, jondern fie ift zugleich auch eine Korporation, 


*) Wenn in früherer Zeit die Stände oft zu allen Gejeßen zuftimmen, 
jo beruht das nicht auf einem ftaatsrechtlichen Princip, wie etwa in Eng⸗ 
land oder in unſerer heutigen Berfaffung, jondern bloß darauf, daß die 
Landeshoheit eben das Recht der Geſetzgebung nicht an fi) ſchon enthielt 
und daher nur auf dem Wege der freien Vereinbarung der Landesherr 
diefelbe üben konnte. Seitdem dagegen die Geſetzgebung als weſentlicher 
Theil der Landeshoheit betrachtet wird, verſchwindet meiftens das Zuftim- 
mungsredt der Stände, jo weit es nicht ihre jura singulorum betrifft. 
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eine Kommune, d. i. ein vom Staate völlig verichiedenes 
Subjeft, mit Zweden, Thätigfeiten und Befugniffen, die ihr 
in diefer Unterjhiedenheit vom Staate zufommen, daher ohne 
Konkurrenz des Fürften rein von ihr allein vorgenommen, be- 
zuglich geltend gemacht werden können; fie hat die Rechte einer 
moralischen (d. i⸗ alſo privaten) Perfon: gefondertes Eigenthum, 
Fähigkeit Proceſſe zu führen, ſowohl financielle, getrennt vom 
Fiskus, als dem Vertreter ded Staates, ja diefem gegenüber, 
ald auch politiihe. Das „Land“ iſt durchaus ein gejondertes 
Rechtsſubjekt gegenüber dem Fürſten, und die höhere Macht 
über Beiden find die Gerichte, die Reichd- bez. Landesgerichte *). 

Deßhalb war auch die Landichaft ein immer vorhandenes 
Rechtsſubjekt, während jet nad Auflöfung der Kammer, ja 
nah Schluß des Landtags fein zur Landeövertretung legiti- 
mirted Subjeft mehr befteht. 

Sp ſcharf ift der privatrechtliche Typus der ältern land— 
ftändiichen Berfaffung durch und durch aufgeprägt. Ihr Weſen 
ift aber defjenungeachtet keinesweges mit demfelben erjchöpft. 
Eine Wirkſamkeit für das Deffentlihe ift jo tief in diefer In— 
ftitution begründet, daß fie niemals fehlen kann. Auch damals 
wurde dad gemeinfame Interefje ded Landes von den Ständen 
gewahrt, und gab ed gemeinjame Rechte des Landes, nur dab 
dieß bei meitem die eingejchränftere Sphäre ausmachte; fo 
3. B. in dem Schub gegen Neligiondbeeinträchtigung, gegen 


*) Am meiften ſtellt fid) das, wie eben gezeigt worden, hinſichtlich des 
financiellen Haushaltes herans, aber es geht durd alle Rechtsverhältniſſe. 
So z. B. traten die Hurfächfiichen Stände als Principal» Intervenienten 
gegen den Churfürften und den Grafen von Schwarzburg in Betreff der 
Landſäſſigkeit der Peteren bei dem R. C. ©. auf, um einen zwiſchen dieſen 
geſchloſſenen Vergleich umzuſtoßen. Dann fdidten damals die Stände 
Deputationen nicht bloß an Kaifer und Neid, fondern aud an andere 
Fürften (3. B. wenn einer das Land drüdte). 
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Theilung und Veräußerung und Aehnlichem repräjentirten die 
Stände wirklich dad Volk. Auch war ed grade das innerfte 
Streben des geſchichtlichen Fortgangs, dieſen Typus, dem die 
Schule Haller's für den allein ächten ausgibt, abzuftreifen. 
So z. B. finden ſich theild allgemein, ja ſogar reichsgeſetzlich, 
theil8 wenigitend in mehreren Landen Aufhebung der eigen- 
mächtigen Verjanmlungen, Beſchränkung der Separatabichlüffe 
der einzelnen Stände mit dem Fürlten, periodiih nothiwendige 
Berufung, geregelte Konkurrenz des fürftlihen Kammergutes 
und der ftändiichen Abgaben, und grade die Berfaffungen, 
weldye am meiften dieje publiciftiiche Korreftur annahmen, vor 
Allen die medlenburgiiche, haben am längften ihre Bedeutung 
behauptet. 

Seit dem Ende des ſechszehnten Jahrhunderts aber ging 
in diefer Hinficht eine wejentliche Veränderung vor fih. Von 
diefen beiden Elementen, die aus ihren Privatmitteln und ge- 
wiſſermaoßen für ihren Privatzwed den Staat verjorgten, erhielt 
nämlich das eine, die firftlihe Gewalt, un dieſe Zeit je mehr 
und mehr den Staatlichen Charafter. Sie galt von da an als 
die Macht zur Verſorgung des Etaates und des Gemeinwohles, 
während die Stände ihren Charakter ald Privatflaffen, die gewiſſe 
Rechte zu ihrem gefonderten Vortheil haben, fortwährend be- 
hielten. Der Fürſt identificirte ſich dekhalb in der öffentlichen 
Meinung mit dem Staate, grade wie jeßt umgefehrt, und auch 
nicht mit größerem Nechte, Volk und Staat je häufig für Eins 
genommen wird. 8 bildete fich jo jenedXandesherrenthum 
(Zerritorialismus), das am grellften Thomaſius ebenfo jehr 
den Ständen ald der Kirche gegenüber vertritt. In Folge defjen 
wurde es den Kürften befonderd der größeren Länder leicht, die 
ftändiichen Rechte zu brechen, ald unvereinbar mit den höheren 
Nüdfichten des Staates; fie hatten dabei die Meinung und die 
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Zeitrichtung für fi. Gleichzeitig bildete ſich das Beamtenweſen, 
welches die Verwaltung an ſich zog, und das ftehende Heer, 
das einerſeits die thatſächliche Gewalt von der Ritterfchaft johin 
auch der Landſchaft auf den Fürften verlegte, und andererfeits 
für den Fürften eine Aufforderung, ja eine Nöthigung enthielt, 
die ſtändiſche Steuerverjagung, dieſen Kern des privatrechtlichen 
Ständeweieng, nicht zu achten. Es näherte ſich der Zuftand 
im raſchen Wachsthum jener Souveränetät, an der alles ftän- 
diiche Necht wie an einem ehernen Felſen („rocher de bronze“) 
ſich brechen jollte. In der That eine Etändeverfaffung diefes 
ältern Charakter fonnte ſich nicht: erhalten, jo wie der Ge: 
danfe des Staates als Einer ungetbeilten öffentlichen Anftalt 
in’d Leben trat. Nichts Andered als dieß aber ift die Fort: 
bildung der Yandeshoheit zur Souveränetät. Der Zeitpunft, 
mit welchem die Souveränetät gereift war und, mit Auflöfung 
des Reiches, die lebten Schalen, die fie umhüllt hatten, ab- 
werfend, vollendet und auögeprägt daftand, war daher noth- 
wendig auch der Zeitpunkt, mit dem förmlich und rechtlich die 
alte deutſche Landſchaft aufhörte. 


$. 108. 


Das Gegenbild zu dieſem privatrechtlihen Typus, der die 
deutſche Landfchaft und ebenjo, wenn aud) in geringerem Grade, 
alle europätichen Reichsverſammlungen vor der Revolution aus— 
zeichnet, gewährt ung die reichsſtändiſche Verfaſſung in England. 
Dort erbielt fie auf Grund ſchon urfprünglicher dahin neigender 
Anlage durdy eine theild in gewaltſamer Umwälzung, theils 
unmerklich vor ſich gehende Neugeſtaltung den ſtaatsrechtlichen 
oͤffentlichen Charakter, welcher die Reife der Inſtitution iſt, und 
zwar ohne ihre ununterbrochene geſchichtliche Einheit einzubüßen. 
Wir können dieß auch als den konſtitutionellen Charakter 
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bezeichnen, diejen Begriff dann in einem andern Sinne ge- 
nommen ald in dem jebt üblichen, nad) weldyem er eine Thei⸗ 
lung der Staatögewalt und Beſchränkung des Königs auf die 
bloße Erefutive bezeichnet. Hierin ift England Träger eines 
weltgefchichtlichen Fortjchritted und wir zeichnen daher in dem 
Folgenden die Umriffe ſolcher ſtaatlichen reichsftändischen Ver: 
faffung nad dem Borbilde Englands. 

Der ftaatlihe konſtitutionelle Charakter der engliſchen 
Berfafiung befteht, was die Bildung und Stellung des Par: 
laments anlangt, darin, daß ſie Nationalvertretung im 
Gegenſatze partikular ſtändiſcher Vertretung iſt. Nicht 
daß die ſtändiſche Gliederung derſelben aufgelöſt wäre in ein 
bloßes Aggregat, find doch die Lords, Prälaten, Landeigen⸗ 
thümer, Städte, und letztere als geſchloſſene Korporationen, 
vertreten, ſondern daß dieſe aus Ständen und Korportionen 
gegliederte Repräſentation dennoch zuſammen Eine vollſtändige 
und ungetheilte Nationalrepräſentation iſt. 

Es iſt nämlich die geſammte Bevölkerung, alle Klaſſen des 
Volkes an ihr betheiligt, d. i. Alle die durch irgend ein ſäch— 
liches Intereſſe, einen Beſitz, dem Lande verbunden ſind. Die— 
jenigen, welche nicht ſelbſt im Parlamente zu ſitzen fähig ſind, 
nehmen wenigſtens an der Wahl für daſſelbe Theil. Es bildet 
ferner die Vertretung der ſämmtlichen Stände ein Ganzes, das 
nur als Einheit handelt, indem fein Haus Etwas für fi aus— 
rihten, namentlih Etwas bewilligen fann ohne dad andere, 
und fie fteht endlich als nationale Vertretung über der Ge— 
ſammtheit des Volkes ſowohl als über den Kreifen, aus denen 
fie bewvorging, indem ihre Glieder an feinerlei Aufträge ges 
bunden find, ſondern nur nad) eigener Ueberzeugung ftimmen. 
Diejer letter Grundſatz, der ſchon unter der Königin Eliſabeth 
anerkannt war, erteilt erjt der Reichöverfammlung den wahrhaft 
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ftantlichen Charakter. Bei den Mandaten der ältern Einrich— 
tung ſteht fie unter dem Willen der abgefchloffenen Stände und 
ariftofratiich vegierten Körperichaften, bei den Mandaten, wie 
man fie während der Revolution mitunter anfprad), fteht fie unter 
dem Millen der ſämmtlichen Einzelnen je nach numerifchen Ab- 
theilungen, durch jenen Grundjaß aber ift fie eine anftaltliche 
Macht, als ſolche über der Geſammtmaſſe wie über den ein- 
zelnen Ständen, die Nation ald Ein geiltiged Ganzes dar- 
itellend, und dieß eben iſt das ftaatliche Princip im Gegenſatze 
des privatrechtlichen ſowohl als des volksherrſchaftlichen. Da- 
mit wird denn die Neichöverfammlung, oder die einheitliche 
Nation, die durch fie vertreten iſt, nothwendig die einzige und 
die vollftändige Disponentin über alle politifche Rechte. Sie 
fann unter Zuftimmung des Könige über die Rechte eined jeden 
Standes, einer jeden Korporation verfügen, und zwar formell 
unumfchränft, wenn fie auch materiell Schranfen anerkennen 
muß (Omnipotenz des Parlaments) und umgekehrt fann fein 
Stand, Klaffe, Stadt über feine politiichen Rechte verfügen 
ohne ihren Millen. Die alte Yandichaft war bis zum gewiffen 
Grade nur eine politiiche Börte, auf der jeder Stand für fid) 
gejondert jeine Geſchäfte mit dem Kürften oder den übrigen 
Ständen abſchloß, das Parlament ift eine höhere nationale 
einheitliche Inititution, dur weldye die Nation ihren Zuftand 
im Ganzen wie für ihre einzelnen Klaſſen feſtſetzt. 

Auch das Inftitut der beiden Häufer (Zweifammerjyftem) 
ift ein folcher Fortichritt zum ftaatlichen Charakter. Nach dem 
Kurienivitem Stehen ſich die Stände als privatrechtliche Korpora= 
tionen gegenüber, darauf angewielen ihr partifuläres Intereffe 
gegen einander zu wahren*);, nach dem Syſtem des Parla- 





*, Wo die nicht der Fall, wie in der deutihen Reihsverfammlung, 
da erfcheinen fie als Mächte, gewiſſermaaßen als völkerrechtliche Subjelte. 


; 
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ments ftehen ſich die beiden Häufer als politiiche Inſtitutionen 
gegenüber, darauf berechnet, ihre öffentliche Bedeutung zu ver: 
treten, e8 ericheint das Haus der Lords als dasjenige, welches 
erblihe Herrenftellung und dadurch beionderd die Eeite des 
biftoriichen Zuſammenhanges der Nation und der (objektiven) 
Staatsgründe vertritt gegenüber den fubjeftiven und momen: 
taten Sntereffen der groben Volksmehrheit im Unterhauſe. 
Deßhalb find nad) dem Kurienſyſtem nicht leicht mehrere Stände 
in einer Kurie vermilcht, dagegen im den beiden Häufern werden 
verichiedene Stände verbunden, die eben jene öffentliche Be: 
deutung mit einander gemein haben, jo namentlidy im Oberhauſe 
der hohe Adel, die oberften Würdenträger der Kirche, und nad 
einer Ausdehnung, die ſchon in England möglich und ander: 
wärts mehr ausgebildet ift, die Notabilitäten ded Heeres und 
des Staatsdienſtes. Deßgleichen gehört es nothwendig zu 
dieſem Syſtem, daß auch im Unterhauſe ein ariſtokratiſches 
Element (gentry) vertreten ſey. Kurien als ſtändiſche Körper 
Sondern ſich ſcharf, Häuſer als politiſche Körper erfordern Ueber: 
gänge und Vermittelungen. — Man betrachtet häufig das 
engliſche Oberhaus als einen Reſt des mittelalterlichen Feuda— 
lismus, es iſt aber, in Verbindung mit dem andern Hauſe, 
als das Syſtem der beiden Häuſer, vielmehr der Durchbruch 
der neuern Zeit, die Umwandlung des privatrechtlichen Kurien- 
weſens in die ſtaatliche Geſtalt. In den größeren Reichen 
Europa’ bildet daher von nun an dad Syſtem der beiden Häujer 
die Negel, ebenjo wie ehedem das Syſtem der drei Kurien. Wenn 
e8 auch auf den eriten Blick organischer zu ſeyn jcheint, daß die 
Ipecifiihen Stände (Adel, Geiftlichfeit, Bürger, Bauern) fich als 
bejondere Körper gegenüberitehen, jo fommt es doch bei einer 
durchgreifenden verfalfungsmäßigen Sonderung nicht auf jene 
\pecifiichen Etandesintereffen an, fondern auf das allgemeine 
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politiiche Interefje, und dieß jcheidet fie in die beiden Abtheilungen. 
Se wie in der republifaniichen Verfaffung die Staatsregierung in 
die beiden Hauptgegenjäße, Ariftofratie und Demokratie bez. 
Bürgerthum, fich Icheidet, jo in der reichsſtändiſchen Verfaffung 
die Yandeövertretung. Daß bei diefem Syſteme nad) welchem in 
einem Haufe, namentlich im Unterhaufe, mehrere Stände fopf- 
weiſe ftimmen, jeder Stand durch die Mehrheit der übrigen in 
feinem wejentlichen Interefje verfürzt werden fanıı, ift theoretisch 
nicht zu läugnen. Es Stellt ſich aber praftiich anders heraus, 
indem die mannigfaltige Berjchränfung der Intereſſen bei 
mehrerlei Ständen, dann die Schonung aus dem Beweggrunde 
der Wechleljeitigfeit, endlich) ‘auch der unparteiiſche Schuß des 
Fürſten Solched verhindern. Dagegen betreffen jebt die ftän- 
diihen Verhandlungen }o überwiegend gemeinfam nationale 
Angelegenheiten (namentlich die Gefeßgebung), dab eine Schei- 
dung von Stadt und Land und Geiftlichfeit unnatürlid) und ein 
wechieljeitiges Veto unmöglih if. Darum verichwindet die 
Kurienverfaffung allgemad völlig aus der Zeit, und jelbft wo 
fie erhalten ift, 3. B. in Schweden, da iſt doch wenigftend das 
Kurtenprincip aufgegeben; denn ald ſolches muß man doch 
jedenfall8 das gegenjeitige Veto betrachten, nad) der Verfaffung 
Schwedens aber findet Ueberſtimmung Statt, entweder durch die 
Majorität der drei Kurien gegen die vierte, oder, mo zwei 
gegen zwei Stehen, mitteljt Zufammentretend von Ausſchüſſen, 
welche die Enticheidung geben. Uebrigens ein Widerſpruchs— 
recht der einzelnen Stände für einzelne beitimmte, gejeglich mit 
diefer Wirfung zugeichriebenen Rechte wäre auch mit dem 
neueren Ständewejen unter allen Formen wohl vereinbar”). 





*) Ein mwoblbezeichnender Msprud folder Einen Nationalvertretung 
im Unterfdiede des älteren Bartikularismus der Stände ift der Eid auf 
das Nationalwohl, den mitunter neuere Berfaffungen den Bertretern vor» 
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Mit diefer eimbeitlihen Nationalrepräfentation hat denn 
auch jener ältere Feudalzug, die Vertretung ded Landes bloß 
durch eigenberechtigte Obrigfeiten aufgehört. Es find nicht 
mehr die ritterichaftlichen Geridhtöherren die ausſchließlichen 
Vertreter aller ländlichen Bevölferung und die Bitrgermeifter 
und Rathsherren eines mittelſt Kooptation von der Stadt 
unabhängigen Magiftratd die ausſchließlichen Vertreter der 
ftädtiichen Bevölkerung. In England ijt der lebte Weberreft 
dieſes Zuged in der ftädtiihen Nepräjentation (die vier Sy- 
fteme) durch die Reformbill bejeitigt worden. Damit tritt denn 
nothwendig ein neued Moment in die Vertretung: die Ab- 
ordnung, die periodiihen Wahlen. Die Einrichtung 
der prriodiichen Wahlen enthält dem Gedanfen nad eine Fort: 
bildung der Inititution der Yandeövertretung. Hierdurch nämlich 
wird fie eine DBertretung der Genofjen durch Genoffen, der 
eigentlichen Unterthanenlage, und die nicht mehr auf die bloße 
ſächliche Gemeinjchaft der Intereffen und des Berufes, fondern 
zugleich auch auf die perjönlihe Gemeinſchaft des Vertrauens 
gebaut, und an der die ganze Bevölkerung thätig betheiligt ift. 
Sie ift aber auch thatſächlich kaum zu vermeiden mit dem 

“»größern Umfange heutiger Staaten und mit dem Eintritte des 
zahlreichern Standes der Landwirthe in die Vertretung, da doch 


ſchreiben. Durch denjelben foll keinesweges die Geltendmachung der eigens 
thümlichen Rechte und Intereffen ihres Standes ihnen verwehrt werden; 
denn fie werden ja im Gegentheil bloß zu dieſem Zweck aus den verfchie- 
denen Ständen gewählt, fondern es ſoll nur die frühere advofatenartige 
Stellung befeitigt werden, daß jeder Stand bloß feine Intereſſen, nicht 
auch zugleich die der anderen, und daß er jene jelbft bei dem Bewußtfeyn 
ihrer Gemeinſchädlichkeit verſorge. Das Nationalwohl ift nicht ein ab- 
ftraftes Wohl außerhalb der verſchiedeney Klaſſen der Nation, fondern es 
ift nichts Anderes als das harmoniihe Wohl der fämmtlihen Klaffen, 
einer jeden nad) ihrem bejonderen Beditrfniffe. Der Eid auf das National- 
wohl jchließt daher das Standeswohl ein und nicht aus. 
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wwiht alle Bauern, ja nicht alle Schulzen in der Kammer fiben 
Fönnen, und Bauerndeputirte, die ihre Stellung, wie in Tyrol, 
auf Lebenddauer und vollends durd Kooptation erhalten, wird 
Tiemand anpreijen. Findet fih doch auch ſchon nad) älterer 
Berfaffung überall, wo der Bauernftand vertreten war (3. 2. 
Ditfriesland, Würtemberg) Abordnung und Wahl. Im Erfolg 
dagegen hat die Abordnung durch Wahlen unläugbar ihre 
großen Gefahren: Aufregung, Umtriebe, Erhebung über die 
Obrigkeit. Dennoh fann, wenn überhaupt Landesvertretung 
in neuerer Zeit beſtehen joll, die Einrichtung der Wahlen nicht 
wegfallen, aber e8 ſind Sicherungen und Ermäßigungen nöthig: 
längere Wahlperioden, öffentliche Stimmgebung, folide Wahl- 
förper, Berleihung eined Theil der Wahlrechte an geges 
bene Stellungen. Solde Ermäßigungen. beftehen in England 
theils rechtlich theils faktiich und beftanden in noch veicherem 
Maaße vor der Neformbill. Das macht die Einrichtung der 
Wahlen in England möglich. Ein andered Mittel der Ermä— 
Bigung brachte man in Frankreich auf: die vermittelte (in- 
direkte) Wahl. Diele iſt an ſich unnatürlid. Wohl ift eine 
vermittelte Wahl durch mehrere Bertretungsftufen (Kreiö-, 
Provinzial: und Landesvertretung) naturgemäß, nicht aber 
eine vermittelte Wahl bloß durd) mehrere Wahlakte. Nun 
mildert fi) wohl der Anftoß an folder Doppelwahl einiger- 
maaßen, wenn man von dem Gedanken auögeht, daß nicht die 
einzelnen Menjchen repräjentirt, ihr Wille zur Geltung gebracht 
werben foll, ſondern das Volf als eine geiftige Einheit. Denn 
wenn auch bei der indirekten Wahl einzeln betrachtet das lebte 
Ergebniß häufig ein ſolches tft, das die eriten Wähler nicht 
beabfichtigten, im Ganzen und Großen wird ed doch auf ihrer 
Gefinnung ruhen. „Die öffentlihe Meinung bleibt immer 
Großwähler“, und die Aechtheit und Volksthümlichkeit der 
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Vertretung darf nit in der Mechanik der Wahl, jondern 
vielmehr in der öffentlichen Moral gefucdht werden. Darım 
ift die indirefte Wahl doch nicht grundſätzlich verwerflich und 
wenn auch die einfahe Mahl, wie fie in England beiteht, 
gewiß; geſunder und würdiger tft, jo ift fie do auf dem Feſt— 
lande faum zu wagen. Allein man darf, wie fi) von felbit 
verfteht, Dieje indirefte Wahl bei und nur für einen unent— 
behrlihen Schuß gegen das Aeußerſte der Erſchütterung und 
Auflöjung, nicht für eine pofitive oder gar eine ausreichende 
Bürgſchaft der Yandeövertretung halten. 

Der ſtärkſte Einwand gegen die nenere Art der Nepräien- 
tation ift die ſyſtematiſche Korruption, die fie zu be: 
gleiten pflegt. So lange die Korporationen ded Landes felbit 
beichloffen, habe von Beitehung feine Rede ſeyn können, jeßt, 
da wenige Menjchen für das geſammte Yand bejchließen, be- 
ftehe man fie und regiere durch fie willführli das Land. 
Yun muß man jhen für das Ältere Ständeweien die Frage 
aufwerfen, cb ed etwas Anderes als die heutige Beſtechung 
war, dab die Kürften (3. B. in Sachſen) die Steuerfreiheit 
der Nitter, nach Aufhören der Nitterdienfte und gegen die 
wohlbegrindeten Anſprüche der Städte, dennoch aufrecht hielten, 
damit dieje dafür zu Beltenerung ihrer Hinterjaffen ſich willig 
finden ließen; oder ob ed damals an Anwendung äbnlicher 
Mittel bei den einflußreichen Bürgermeiftern, Nathöherren (da 
ja dieje, nicht die gefammte Gemeinde, beſchloſſen), bei den 
Mitgliedern der landſchaftlichen Ausſchüſſe gefehlt haben may? 
Dann aber trägt auch das heutige Ständeweſen jened Kor: 
ruptionsſyſtem nicht mit Notbwendigfeit in ſich. Für England 
fann man das faun Beltehung nennen, daß die Partei, die 
zur Gewalt fommt, die Memter (und es ſind dad meift nur 
die oberiten Aemter im Staate) mit den Ihrigen bejeßt, zumal 
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da dort Jeder mit feiner Partei fteht und fällt. In Frankreich 
allerdings fcheint die Korruption ein unbermeidliches Uebel zu 
ſeyn. Denn die Minilter find dort nicht Führer einer Parla— 
mentspartei, Die eigentlich regiert und verwaltet, fondern Vor: 
jtinde einer von der Kammer getrennten jelbititändigen Ad- 
minijtration, und find dennoch von den Abftimmungen der 
Deputirten völlig abhängig. In Deutſchland dagegen, wenn 
anderd dag monarchiſche Princip in der DVerfaffung (Kap. 12) 
berricht, bedarf die Regierung zwar auch einer Partei, aber 
das ift nur Männer, die überhaupt Fonjervativ, loyal, zu 
Gunſten der beitebenden Ordnung gefinnt find, nicht foldher, 
die alle ihre Anmutbungen und Vorſchläge bewilligen. Wenn 
hier ein Korruptionsſyſtem eingerichtet wird, jo tft das nur 
die Schuld der Menſchen und nicht der Einrichtung. 

Auch auf die Geſchäftsformen erftredt fich die Umwandlung. 
So lange die zu Vertretenden ſelbſt in der Landſchaft ſaßen, 
lag die Bürgschaft ihres Rechts in der Heimlichkeit, daß fie 
bloß unter ſich über ihr Intereſſe beriethen, ihre Maaßnahmen 
und deren Urheber nicht öffentlich, namentlich nicht dem Fürften 
befannt wurden. Nachdem aber, die auf dem Landtag fißen, 
nicht mehr fich felbft, jondern die gejammte Bevölkerung, und 
zwar jelbitftändig, wicht nad) Mandaten vertreten, liegt die 
Bürgſchaft der Berechtigten (und das ift eben diefe Bevölke— 
rung) in der Oeffentlichkeit; denn dieſe gewährt einerjeitd den 
Vertretern einen moraliihen Impuls für ihre Handlungsweiſe, 
andererjeitd den Wählern die Richtſchnur für ihre künftige 
Wahl. Weſentlich der neuern Yandeövertretung iſt debhalb 
die Veröffentlichung der Beichlüffe und der Abftimmungen der 
einzelnen Mitglieder. Gewählte Nepräjentanten, von deren 
Benehmen die Kommittenten feine Kunde erhalten, ift etwas 
Unvollftändiged. Dagegen die Deffentlichfeit durch den raſchen 
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gleichzeitigen Drud der Verhandlungen und durd) Gegenwart 
von Zuschauern auf den Tribünen gehört zwar audy zu einer 
regen entmwidelten Landeövertretung, Tann aber nicht gleich 
jener als weſentliches Erforderniß gelten und mag daber voll- 
ftändig erſt als dad Ergebniß einer längern reichsſtändiſchen 
Thätigkeit, der politiſchen und moraliſchen Erſtarkung der 
Charaktere und der Feſtigkeit der verfaſſungsmäßigen Rechts— 
begriffe und Formen eintreten. Die Oeffentlichkeit, beſonders 
die unmittelbare leibliche Gegenwart der Zuſchauer, hat auch 
ihre großen Gefahren; es gehört heutigestages weniger Muth 
und GSelbftverläugnung dazu, der Regierung gegenüber zu 
treten, ald der Tyrannei der öffentlihen Meinung. Aud in 
England ift die letzte Art der Deffentlichfeit neuer und ift 
bloß eine Vergünftigung der betreffenden Häufer, die jedes 
Haus in jedem Augenblide für die beftimmte Berhandlung 
oder audy für immer durch einfache „Refolution” zurüdnehmen 
fann, wenn ed will. Auf der andern Seite ift bei dem ftaat- 
lichen Charakter der Landeövertretung die Gegenwart und 
Mitſprache königlicher Beamten (Minifter) in der oder jener 
Form nothwendig. Mit der Heimlichfeit der Verhandlungen 
hängt es in älterer Zeit zufammen, daß die Etände dem Für: 
ften jedeömal nicht bloß ihre Beichlüffe, ſondern auch die 
Motive derjelben in Denkichriften mittheilten, während nad) 
engliicher Weife diefe Motive aus den Debatten erhellen. Nur 
bei bejonderen Gelegenheiten können audy jeßt noch Denk— 
Schriften (Adreffen) ein Bedürfniß ſeyn. Sn diefen Punkten 
erfordert dad neuere Ständewejen auch neuere Gejchäftöformen, 
außerdem aber ift fein Grund vorhanden, die älteren deutjchen 
ſtändiſchen Geſchäftsformen gegen die engliichen und franzöfi- 
ihen zu vertaufchen. 
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S. 104. 

Die Rechte aber, welche den Reichsſtänden nad) dem 
engliihen ftaatlihen Charafter zufommen, find von der Art, 
daß durch fie Die ganze Beherrihung des Staates eine gejeß- 
lihe Ordnung und öffentliche Nothwendigfeit erhält. Die 
Reichsſtände find namlich hier nicht Mächter ihrer Sonderrechte, 
fondern ein integrirendes Clement der Staatögewalt jelbit, fie 
haben deßhalb überall eine regelmäßige und nothwendige Kon- 
furrenz mit dem König und dafür nirgend Rechte und Wirk: 
ſamkeit für ſich allein gleih Kommunen oder Korporationen. 
Damit tft der Staat in feiner Sphäre dem Fürften oder den 
Ständen für ihren Privatzwed und Willen überlaffen, fondern 
durch Beide untrennbar nach jeinen ihm als Staat innewoh- 
nenden Zwecken verforgt, er Iteht, ungeachtet die Stände eine 
berechtigte Macht neben dem Fürften find, dennody unter Einer 
ungetheilten Herrſchaft. 

Diefe Umwandlung zeigt fi für die Form darin, daß 
die Stände regelmäßig periodiſch gewählt, regelmäßig periodiſch 
berufen werden. Sie äußert fidh noch viel bedeutender für die 
Sache jelbit. 

In diefem Geifte ift Schon das Grundgejeß eine öffentliche 
Ordnung, welche den gefammten Verfaffungszuftand ald Ein 
untrennbares Ganzes, ald Gin Recht der gefammten Nation 
enthält, jo daß weder Thronfolge und Hausgeſetz von der 
dynaſtiſchen Familie chne das Parlament, noch die verfaffungs- 
mäßige Stellung irgend eined Standes ohne den Fürften und 
das gefammte Parliament abgeändert werden kann. 

In demjelben Geifte ift aber auch außer dem Grundgefeße 
der geſammte geſetzliche Zuftand unter den Schuß der Landes— 
vertretung geftellt, fie hat nämlich nicht bloß für die Sonder- 
rechte (jura singulorum), jondern für alle Gejeße eine ent- 
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icheidende, d. ti. verhindernde Stimme. In England ift dieſes 
Recht der Zuftimmung zu Geſetzen in einem noch bedeutendern 
eingejchloffen, daß nämlich alle Gejee vom Parlament pro- 
ponirt werden müfjen (Snitiative), dad Allgemeine der neuern 
Zandeövertretung aber ift eben dieß, daß kein Gejeß ohne den 
Willen derjelben gegeben werden kann. Ein Zuftand, daß die 
Regierung die Stände blob dann, wenn fie es für angemeffen 
hält, gutachtlich vernimmt, fann kaum als eine ftändiiche Ver⸗ 
falfung gelten, Stände diejer Art find vielmehr bloße Notabeln. 
Bedeutender ſchon ift ed, wenn jeded Gejeh den Ständen zur 
Berathung vorgelegt werden muß, wie dad 3. B. in Mecklen⸗ 
burg binfichtlich der „gleichgültigen Geſetze“ der Fall iſt. Aber 
reichsſtändiſcheVerfaſſung des neuern ſtaatlichen Charakters jchlieht 
ihrem Gedanfen nad) die verhindernde Stimme der Reichöftände 
in ſich. Das eben ift ihr Princip und ihre innerfte Bedeutung, 
daß die Nation ein Recht hat auf ihre beftehende Ordnung und 
feine willführliche Neuerung in den Grundlagen ihres Zuftan: 
des hinzunehmen braucht, daß der Staat nicht nach Ermeſſen 
bed Negenten zu einem andern gemacht werden fann. Grade 
durch dieſes Zuſtimmungsrecht wird auch die Landesvertretung 
zu einer fonjervativen Macht im Staate. Die Vertretung ift 
aber ihrer Natur nad vorberrichend Eonjervativ, und alle Kon— 
jervation it wahrhaft vertretend und ſchützend. So wenig der 
Landesvertretung der Spielraum zu erweitern ift, wo fie gegen 
das Beitehende andrängt, To jehr ift ihre Macht zu befeftigen, 
wo es gilt, gegen die Negierung dad Beftehende zu ſchirmen. 

Am entichiedeniten aber zeigt ſich der Geilt des neuern 
Ständeweſens im Bereiche ded Staatshaushaltes an der In—⸗ 
jtitution ded Budgets. Statt der Bewilligung einzelner 
Steuern und Aufliht über die Verwendung diefer Steuern 
durch die Stände erfolgt hier die Steuerbewilligung auf den 
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Grund des Voranſchlags aller Einnahmen und Ausgaben bes 
Staates, ie erfolgt ald ergänzended Glied eined Geſetzes für 
den Staatöhaushalt der nächiten Periode, und die gejammte 
Berwendung, die Einhaltung diefed Geſetzes, unterliegt der ftän- 
diihen Ueberwadhung. Der ganze Staatshaushalt ericheint fo 
als ein jyitematisch = einheitliches, geſetzlich geordnetes Ganzes, 
und er wird nicht mehr aus zwei generiich verſchiedenen Duellen, 
gewifjermaaßen zwei verjchiedenen Rechtsſubjekten (Kammergut 
und Steuerkaſſe) beftritten, Jondern Kammergut und Steuern 
treten unter den gemeintamen höhern Begriff der Staatömittel 
und haben nur Ein Subjekt der Verfügung, die Staatdgewalt. — 
Zum Begriff ded Budget gehört aber danach nothwendig die 
Spectalität, d. i. daß die Regierung die im Budget auf- 
geitellten Hauptpofitionen einhalten muß. Ein Voranſchlag 
bloß um ungefähr die Geſammtſumme ded Staatäbedarfs zu 
bemefjen, ohne bindende Wirkung, ift fhon an ſich etwas 
Nichtiges. Denn wenn er überall nicht befolgt zu werden 
braucht, ſo fehlt ja die Vorausſetzung, unter welcher er über: 
haupt ein Voranſchlag war. Wenn 3. B. die Regierung im 
Budget ald Bedürfnip für Schulen 100,000 Rthlr. anjebt, 
ſofort aber diejelben nicht fir Schulen, jondern fir die Armee 
verwendet, jo war doch dad Budget hier in der That fein 
Voranſchlag. Ned weniger ift eine Ueberwachung der gejeß: 
lien Verwendung möglich, wenn die Verwendung überhaupt 
unter feinem Geieße jteht. Es liegt aber die innerite Bedeu— 
tung diejer Inftitution grade darin, daß nicht mehr die Landes— 
vertretung das Volk gegen gewiſſe Abgaben und Bedrüdungen 
beim Staatshaudhalte ſchützt, jondern vielmehr der Staats- 
haushalt jelbft unter eine gejeßliche, Durdy die Landesvertretung 
verbürgte Nothwendigkeit tritt. 

ie in der Inftitution ded Budgets und jeiner Specialität 
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vorberrichend ſich der ftaatliche Charakter äußert, fo ift fie auch 
mehr ald Anderes von den Anhängern des alten privatredt- 
lichen Charafterd angefeindet. Der Einwand, daß durch fie 
die Etände den Staatshaushalt ſelbſt feitfeßen, bierin an die 
Stelle der Regierung treten, trifft aber nicht die Snftitution 
als folche, ſondern nur ihre individuelle Geftaltung in Eng- 
land, und jelbft dieſe nicht durchaus. Denn er ift nur ge 
gründet, wenn die Specialität (diefe Schranfe der Regierung) 
zu weit in’d Detail geht, und wenn auf der andern Seite die 
Stände das Budget beliebig abändern und die Steuern durd) 
diefe Abänderungen bedingen dürfen. Daß dieß aber nicht 
nothwendig zu der Snftitution des Budgets gehört, wird unten 
(Kap. 12) gezeigt werden, und es ift gewiß eine andere Frage, 
ob die Stände ein Recht haben dad Budget zu machen, oder 
ob fie ein Recht haben, dab die Regierung das gegebene 
Budget einhalte. 

Mit der Inftitution ded Budgetd muß aber nothwendig 
dad ältere Recht willführlidher Steuerverweigerung 
weichen. Budget und unbedingte Steuerverweigerung gehören 
zwei ganz verichiedenen Principien und Syſtemen an, jenes 
dem Staatlichen, dieje8 dem privatlicden. Werden die Bei: 
träge der Unterthanen als Sache ihrer bloßen Willkühr und 
abfoluten Berfügung betrachtet, jo nrüffen die öffentlichen Ein- 
nahmen (Domänen, Rezalien) ebenjo ald Sache fürftlicher 
Willkühr und abjolut freier fürftliher Verwendung gelten. 
Soll dagegen der Staatöhanshalt einen geſetzlich geortneten 
Gang gehen, was eben die Bedeutung des Budgets ift, jo 
muß die Landesvertretung ebenio nothwendig fein Bedürfniß 
deden, als die Regierung ihn einhalten. Ehedem war ed das 
Interefje des Volkes, nicht mehr zu zahlen als es Yuft batte, 
dem entiprady die unbedingte Eteuerverweigerung ; jebt ift es 
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das Intereſſe ded Volfes, eine Bürgichaft zu haben, daß die 
ſämmtlichen öffentlihen Mittel für den öffentlichen Zweck ver- 
wendet werden, dem entipricht die Konkurrenz für den Staats- 
haushalt, die Bewilligung auf den Grund des Budget? und 
die Prüfung der gefammten Verwendung. Damit ift Beiden, 
der Regierung und den Ständen die Willführ abgefchnitten 
und der Staat und fein Bedürfni als eine höhere Macht über 
Beiden befeitigt. Die unbedingte Steuerverweigerung ift alfo 
mit dem neuen Inftitute des Budgetd an fi) und der Sache 
nah in Widerſpruch. Die „Eonftitutionelle Theorie”, welche 
fie ald einen Fundamentalſatz feithält, weiß ihr feinen innern 
Grund aus der Natur des Staatöhaushaltes unterzulegen, 
jondern fte betrachtet fie Jelbjt und eingeftandenermaaßen bloß 
ald ein äußerliches Mittel für einen Zwed außer dem Staatö- 
haushalte, nämlich ald ein Mittel für die Macht der Kandes- 
vertretung gegenüber der Regierung. Solche Behandlung einer 
Sache nad) einer völlig außer ihr liegenden Rüdficht ift num 
an fi Schon unangemefjen und flach, es würde aber überdieh 
dadurch die Landesvertretung nicht etwa bloß eine Macht des 
Schutzes gegen die Regierung erhalten, fondern eine Macht 
der abfoluten Herrichaft; es iſt nicht das Gleichgewicht dadurd) 
bergeftellt, Jondern aufgehoben, denn die Regierung hat fein 
ähnliches Mittel gegen die Landesvertretung ald diefe an der 
Steuerverweigerung gegen die Regierung. Die Steuervermei- 
gerung war daher in der neuern Zeit überall die Handhabe 
der NRevolutionen. In England hat fih ohne Theorie durd) 
den unbeabfichtigten geichichtlichen Verlauf die Verbindung von 
Budget und Steuervermweigerung hergejtellt, und auf die Wir- 
fung biervon werden wir zurüdfommen; der Gebrauch des 
Rechts der Steuerverweigerung ald Mittel für anderweite 
Zwecke gilt aber heutzutage in England -bei beiden Parteien 
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als ungebührlic und revolutionär. Merkwürdig ift ed übri- 
gend, wie in den Inftruftionen (cahiers), welde 1789 ben 
Deputirten für die Generalftände mitgegeben wurden, das alte 
Recht, Steuern als Privatbeiträge (aides) zur königlichen 
Mevenite zu milligen oder zu weigern, und das Princip der 
Volksſonveränetät, nad) welchem alle öffentlihe Einnahme 
und Ausgabe nur auf Willen und Beſchluß des Volkes fid 
rechtmäßig gründen muß, glei) ald wären fie eins und daſſelbe, 
ſich ineinanderjchieben. 

Diefe Umwandlung der frühen Bewilligung einzelner 
Steuern in die Mitwirfung für den gefammten Staatöhaushalt 
wirft num aber wieder zurüd auf die ganze äußere Stände: 
einrichtung und gibt ihr Shen mit äußerer Nothwendigfeit die 
andere Geftalt, die fie auch, wie gezeigt worden, aus inneren 
Gründen nad neuerem Charakter haben muß. Es find da- 
durch regelmäßige Verfammlungen der Etände nöthig, es ift 
die gejonderte Verhandlung des Kurienſyſtems nicht mehr 
ausführbar, es find die Mandate nicht mehr möglich. 

Das alio find die Züge des neueren Etändewelend: Ver: 
tretung aller Klaffen der Nation und zum großen Theile durch 
Abordnung, einheitliches Handeln der reichöftändiihen Verfamm- 
lung und Unabhängigfeit von ihren Kommittenten, regelmäßige 
Berufung, Untheilbarfeit des Grundgejeßes, Zuftimmung der 
Stände zu allen Gejeßen, Budget und Prüfung des Etaatö- 
hausbaltes. Es ift die Vollftändigfeit und Einheit der Volks— 
vertretung und ift die Einheit und gejeßliche Regelung der 
Etantölenfung, Beide bedingen fi) gegenjeitig und fie find zu- 
fammen der Ausdruck der Idee des Staates ald einer über 
Fürft und Nolf ftebenden äffentlidynothwendigen Ordnung, die 
ihre (Seieße und ihre Beltimmungsgründe in fich felbit trägt. 
Diejer Charakter der reichsſtändiſchen Verfaffung ift ed, durch 
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deffen Ausbildung England Träger eines weltgefchichtlichen 
Sortichrittes und klaſſiſches Vorbild für Europa ift. Es hat 
ihn aber nit von vorn herein aus einem bloßen Princip, 
fondern in Geſtaltung und daher Konſervirung der gegebenen 
&lemente ausgebildet, und hierin, in diefem Geifte fonfervativ- 
geichichtlicher Entwidelung, iſt es nicht minder das klaſſiſche 
Borbild. Dagegen ift die Individualität der englischen Ver— 
faſſung in feiner Weile Gegenitand der Nachahmung. Zu 
diefer Individualität aber gehört namentlich auch die Weber: 
macht des Parlaments gegenüber dem König, von der wir in 
einem eigenen Kapitel ausführlicher zu handeln haben. 


Behntes Kapitel. 


Die KRonftitutionen der franzöfifhen Revolution. 


8. 105. 

Wenn hiernach eine innere Fortbildung der reichäftändi- 
ſchen Berfaflung als einer und bderjelben Injtitution in der 
Geſchichte fich zeigt, und die engliſche Verfaſſung es ift, in 
weldyer dieje Sortbildung vor fi ging, jo fällt dagegen das 
Verfaſſungswerk der frangöftichen Revolution völlig aus dieſer 
Snititution heraus, ift nidyt eine Art veihöftändiicher Verfaf- 
jung, jondern gradezu ein Gegenſatz gegen fie. 

Nachdem in Kranfreich die alte reichsſtändiſche Verfaſſung 
duch die Könige unterdrüdt worden war, entitand durch die 
Mevolution von 1789 eine neue, völlig abbredyend von allem 
Beitehenden (a priori). Diefe Verfaſſung bat daher nicht, 
gleich der englijchen, hiftoriiche Gründe und Elemente, jondern 
ift ausſchließlich die Folge der herrſchenden Theorie und der 
berrichenden Stimmung jened Momented. Die politiihe oder 
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vielmehr ftaatörechtliche Anficht, welche die Zeit erfüllte, war 
vor Allem die Lehre Roufjeau’s, D. i. die Xehre voh der Son: 
veränetät des Volfes und die Auffaffung des Volkes ald unter- 
ichiedlofer Maſſe nad) bloß numeriſchem Berhältniffe. Dazu 
fam noch die fonftitutionelle Theorie Montedquieu’s, die Lehre 
von der Theilung der Gewalten und Errichtung eined mechani- 
chen Gegengewichts. Dieje beiden Theorieen, obwohl in der 
That einander miderftreitend, hatten, ebenjo wie in dieſem 
Augenblide bei und, eine gewiſſe Verſchmelzung in der öffent- 
lihen Bildung, die eritere jedoch überwog ohne alles Ver— 
hältniß. Die Etimmung aber, welche die Gemüther erfüllte, 
war eine wohlbegründete aber leidenjchaftliche Erbitterung gegen 
den lange geübten Deipotismus der Könige und noch mehr 
gegen die empörende Weberhebung des Adels. Alles das fand 
denn noch feine tieffte Grundlage an dem Verfall der Sitten 
und des Slaubend, dem herrihenden Materialismus. Da war 
nicht, wie zur Zeit der eriten engliihen Revolution, ein Be: 
wußtſeyn des Volkes, daß e8 von Gott zum Träger ber 
Gewalt berufen ſey, die es deßhalb auch nad Seiner Ord— 
nung führen müſſe, ſondern dab es felbit die abjolute fittliche 
Macht auf Erden jey und Niemandem Rechenſchaft ſchuldig 
jey von feinem Willen; da war nicht, wie in der englijchen 
Revolution, eine Empoörtheit über die freien Eitten der Bor: 
nehmen, ſondern nur über ihre höhere Stellung ; da war fein 
Streben, daß der Menſch feiner ewigen und zeitlichen Beftim- 
mung genüge, Jondern nur daß fein Mecht gelte. So entftand 
die Verfaffung von 1791; wie hätte fie ein geficherter Bau 
der Freiheit und Ordnung werden jollen ? 

Als König Yudwig AVI. die Reichsſtände berief, da war 
bereit8 die Revolution im nationalen Bemußtjeyn vollftändig 
vollbradht. Die Aufträge der Wahlförper an ihre Abgeordneten 
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(eahiers) lauten großentheild dahin: was die neue Verfaffung 
anlange, jo jey das Volk fouverän, es beichließe aber, daß 
Ludwig XVI. aud fortan erblicyer König ſey. Es murde alfo 
das Königthum gar nicht mehr als beitehende Autorität be- 
trachtet, jondern als eine joldye, über die man fid) entjcheidet, 
ob man fie erft einſetzen oder aber auch nicht einſetzen wolle. 
Wie war da eine Ausgleichung möglid, da der König ver- 
meinte, fraft feiner königlichen Gewalt Neicheftände zu beru- 
fen, und das Volk ihm Nepräfentanten jeiner eigenen Sou⸗ 
veränetät ſchickte, die ihn jelbit erft zum Könige machen jollten, 
und natürlich unter den ferneren Beltimmungen, die es felbft 
ſetzte? Daß aber eine dad ganze Nationalbewußtfeyn erfül- 
lende Lehre den Eieg behalten mußte, jo wie der Nation 
irgend ein Organ und Mittelpunkt ſich zu äußern und zu 
jammeln gegeben wurde, lag in dem nothwendigen Gange der 
Dinge. Bei dem Streit über die Vollmachten verwirklichte 
fi der Grundfaß, dab das Volk eine unterſchiedloſe Maffe 
jey, bei dem Widerltande gegen die fönigliche Auflöjung der 
Berfammlung der Grundfaß, daß dad Volf eine höbere Madıt 
über der Berfaffung und der verfaffungsmäßigen Autorität fey. 
Es fragte fih bloß, ob die Militärmacht, die der König als 
Meberreft der ältern politiihen Worftellung bejaß, gegen die 
veränderte Worftellung obliegen werde. Da aber diefe, von 
ihrer Wurzel gelöft, jelbft nicht nachhielt, blieb dem Könige 
nichts übrig, als fich der neugewordenen Macht zu beugen. 
Die Frage, ob die Revolution hätte vermieden werden fünnen, 
ift nicht müßig, aber faum zu beantworten. Iedenfalld hätte 
dazu der König eine Verfaſſung geben müffen, bevor er die 
Reichöftände berief, eine Verfaffung von reihen Zugeltänd- 
niffen, aber mit genauer Feſtſetzung über Bildung und Rechte 
der Reichsſtände. 
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8. 106. 

Die Principien, weldhe die Revolution machten, erfüllen 
auch die Verfaffung, die von ihr ausging. 

Die Bildung der Nationalrepräfentation berubt nad) ihr, 
unter völliger Nichtbeachtung von Stand und Torporativer 
Gemeinschaft wie von Grundbefit, bloß auf numeriſcher Ab- 
theilung. Die Repräſentanten werden nämlidy nad) Rüdfichten 
des Klächenraumes, des Steuermaaßes und der Seelenzahl, 
ipäter bloß der Seelenzahl, vertheilt, nad) einem ganz gering- 
fügigen Genjus für Wahlreht und Wählbarkeit gewählt, und 
dann in Ein unabgetheilted Kollegium vereinigt, in weldyem 
Stimmenmehrheit gilt. Sie ift in feiner Weile mehr Landes-, 
daher in Wahrheit auch nicht mehr Volks-, fondern bloß 
Menſchen-Vertretung. 

Die Nationalrepräſentation hat dem Ausdrucke nach die 
geſetzgebende, in der That aber die ſouveräne Gewalt. Sie 
ſteht und handelt auf ihre Autorität, verſammelt, konſtituirt, 
vertagt ſich ſelbſt, beſtimmt die Ordnung ihrer Sitzungen, Alles 
ohne Ermächtigung des Königs, kann nicht aufgelöſt werden 
und iſt permanent. Sie hat die vollſtändige legislative Gewalt, 
nämlich die Gewalt, die Geſetze abzufaſſen und zu dekretiren, 
der König dagegen hat nur die Publikation der Geſetze, nicht 
die Sanktion, nur die Anregung GVorſchlag) derſelben, nicht 
ihre Abfaffung (Propofition), und jein Recht der Verhinderung 
ift nur vorläufig. Sie bat allein und unumjchranft die Feſt— 
ſetzung des Staatshaushaltes, fie hat die Beichlüffe über Krieg 
und Frieden, Erſteres mit dem Könige, LYebtered allein. Der 
König ilt bloß exekutive Gewalt, und zwar nicht als eine ſelbſt— 
ftändige Macht im Staate, jondern bloß als dienendes Werf: 
zeug der Nativnalverjammlung. Als ſolchem kann ihm denn 
auch nicht die Unverantwortlichfeit zufonımen, als welde ihrer 
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Natur nad nur Begleiterin wirflicher Souveränetät ift. Die 
Nnverantwortlicdyfeit, weldhe die Konftitution von 1791 dem 
Könige beilegt, ift nur Scheinbar, indem er nach jeiner Abdan- 
fung für jeine föniglihen Afte verantwortlich ſeyn ſoll und 
zugleich Die ergehen bezeichnet find, in Folge deren feine 
Abdankung geeßlih angenommen wird. Dazu famen nod) 
jene jophiftiichen Unterjcheidungen, daß der König nur eine 
adminiltrative, nicht eine abjolute Unverantwortlichfeit habe, 
daß er nur ald König, nit ald Menſch unverantwortlid ſey 
(Briffot), oder daß er nicht als König, ſondern ald Feind 
gerichtet werde (Robespierre, St. Juſt). Es ift durch 
dieſe Berfaffung von 1791 die Lehre Rouſſeau's im Wefent- 
lichen verwirklicht. Außer einigen minder bedeutenden Ab— 
weichungen Steht fie nur darin hinter diefem Urbilde zurüd, 
daß das Nolf nicht, wie Rouſſeau es ſchlechterdings forderte, 
"unmittelbar felbit in feiner Gelammtmaffe, jondern durch Re— 
präfentanten fich jeine Gelege gibt. Auch dieſes hat die Ver— 
faffung von 1793 noch dazugethan, indem fie die Urverſamm— 
lungen über Geſetze ſtimmen läßt, freilich nur nominell, da 
fie nie verwirklicht worden ift. 


$. 107. 


Diele Berfaffung it offenbar nicht eine Specied oder 
Gattung der reichöftändiichen Inftitution, gleichwie die älteren 
oder neueren deutichen Verfaffungen oder die englilche, jondern 
ihr im Aeußerſten entgegengefeßt. Sie gehört, wie ſchon daß 
Wort bekundet, nicht unter den Begriff reichsſtändiſcher Ver- 
faffung, da fie grade ein Volf, das nicht aus verfchiedenen 
Ständen beiteht, zur Grundlage nimmt, und ed fehlt ihr der 
innerfte Charakter derjelben, die Vertretung des Volkes gegen- 
über dem Fürſten ald Souverän, da fie das Volk und bez. 
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die vertretende Verſammlung jelbft zum Souverän macht. 
Der einzige monarchiſche Zug, den fie ftehen läßt, die Erblich— 
feit, hat in ihr feine Rechtfertigung; denn ihn erheilcht nur 
die erhabene Stellung der Obrigfeit, de8 Souveränd ($. 70), 
nicht aber die der bloßen erefutiven Gewalt. Sie tft aber 
auch an fih ihrem Grundprineip nad ohne Möglichkeit des 
Beftandes. Der König hat nach ihrem Princip Teine Macht 
gegenüber der Nationalrepräjentation, aber nad) demijelben 
Princip auch dieje feine Macht gegenüber der Volksmaſſe, ja 
dad Geſetz felbit fteht unter diefer ald ihr eigened Werk. 
Indem fie jo die Volkswillkühr zur oberften Gewalt erhebt, 
bewirft fie eine Permanenz der Revolution, daher der fortge- 
ſetzte Umſturz der Konftitutionen bi8 zum Deſpotismus des 
Kaiſerreichs, dem endlich nicht durch innere Entwidelung, fon- 
dern Durch aubere Macht die Reftauration der alten Monarchie 
folgte. Es ift das große Zeichen und Gericht über die Revo: 
Iutionstheorie, daß ihre Verfaffungen nicht bloß feine Dauer 
hatten, fondern faft alle gar nicht einmal zur Realifirung fom- 
men fonnten. &8 ift feine Konftitution Frankreichs, um den 
celebren Ausdruck zu gebrauchen, eine Wahrheit geworden. 
Was aber aus all jener Verfehrtheit und Zerftörung als 
Wahrheit herausleuchtet, das ift Die Anerfennung des Menſchen— 
rechts (II. S. 19) und die Einheitlichfeit des Volfes und die 
Würde, die ed in dieſer Einheit dem Könige gegenüber bat. 
Das Alles ift erit bier zur bemußten und energiihen Macht 
geworden. Sn England ift dad Recht des Bürgerd mehr 
pofitiverechtli, in Frankreich ericheint die abjolute Berechtigung 
des Menichen ald ewige Ordnung der Dinge In England 
bat fih die ſtändiſche Gliederung erft allmählig zur Einheit 
audgeglichen und verbunden, bier tritt die Einheitlichfeit der 
Nation und ihrer Vertretung al8 jelbftitändiges erftes (fälſchlich 
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freilich auch als alleiniges) Princiy auf. Daß das Volk als 
fofches, die Perjönlichkeiten, nit bloß die jächlichen Lagen 
vertreten werden jollen, it in England annähernd und zum 
Theil ohne Abficht erreicht, hier ift es der enticheidendfte Ge— 
ichtepunft. Die Würde der Nation beiteht in England that- 
ſächlich, bier ift fie ausgeſprochenes Princip. Diefe Wahrheit 
freilich ift nur eine grauenvolle Verirrung, wenn fie, wie bier, 
gelöft ift von dem höhern vollen harmoniſchen Ganzen, dem 
fie angebört, .ald Recht des Menſchen ohne Band zur gött- 
lichen und menichlich = hiltoriichen Ordnung, ald Einheit der 
Nation ohne ftändiihe Gliederung, ald Würde ohne höheres 
Anfehen über ihr. Aber fie ift eine Errungenfchaft, fo wie 
fie als Ein Glied in die Totalität der fittlidhen Ordnung ein- 
gefügt ift. Im folder Eingliederung gewährt fie, daB das— 
jenige, was in England hiftoriih und poſitiv-rechtlich befteht, 
zugleich jeine tiefere fittliche, damit bleibende Bedeutung er- 
halt, und das, was dort ſchwankend ift, entichieden und un- 
wandelbar beftimmt wird. 


Eiftes Kapitel. \ 
Ständiſche und Repräfentativ-Berfaffung. 
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Es ift im Gegenſatze gegen dieſe franzöſiſchen Konftitutionen, 
gegen den Umſturz der Monarchie und den Umſturz der reich8- 
ftändiichen Berfaffung, dab in Deutichland ſich jene reaftionäre 
Theorie ausgebildet hat, die wir oben ausführten. Bon diefer 
Schule rührt denn auch die Entgegenſetzung von ſtändiſcher 
und repräjentativer Verfaffung ber, die jeßt in Deutichland zu 
den Schlagworten der politiichen Parteien gehört. Zuerft war 
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es Genz, der bei den Karlöbader Konferenzen die Verheißung 
landſtändiſcher Verfaffungen in der Bundesafte gegen das 
Mißverſtändniß reprälentativer Verfaſſung fiher zu ftellen 
unternahm und die officiellen Erflärungen in diefem Sinne 
veranlaßte. Später in Folge der Bewegungen nach der Juli— 
revolution haben Vollgraff und Iarfe eine vollftändige 
wiffenichaftliche Durchführung des Gegenſatzes gegeben, in der 
fie das Bekenntniß der Schule geworden ift. Sofern Diele 
Lehre bloß darauf gerichtet ift, die Repräſentativ-Verfaſſung 
im Sinne der franzöfiihen Revolution von und abzuhalten, 
muß man ihr den lebhafteften Dank zollen. An fidh aber ift 
jene Entgegenjegung ebenfo wenig logiſch als ge- 
ſchichtlich. Während fie namlich unter „repräjentativ“ 
dad Princip und die Verfaſſung der Nevolution verfteht, ver- 
fteht fie auf der andern Seite unter „ſtändiſch“ bloß die 
altdeutich landſtändiſche Verfaffung, und unter diefe zwei Be- 
griffe, die keinesweges kontradiktoriſche, fondern bloß Fonträre 
Gegenjäte find, will fie alle möglichen Sormen der Berfaffung 
unterbringen und dadurd richten. Allein außer einer Vertretung 
des Volkes als bloßer Mienichenmaffe und mit jouveräner 
Gewalt auf der einen Seite, und einer Vertretung der iſolirten 
Stände für ihre Privatgerechtjame auf der andern Geite gibt 
es noch ein jehr bedentendes Drittes, was bier völlig feine 
Stätte mehr findet. Im diefeg gehört vor Allem die engliiche 
Berfaffung, der man gewiß die hiſtoriſche Eriftenz und ohne 
eigene Oberflächlichfeit auch den logischen Gedanfen nicht ab- 
Iprechen fann. Tiefe wenigſtens ift es nicht, wenn man dieſe 
eigenthümliche in fich gejchloffene Verfaſſung, die alle deutichen 
landſtändiſchen Verfaffungen an innerem Zuſammenhange wie 
an Dauer und Nachhaltigkeit übertroffen hat, ald eine bloße 
„Korruption der jtändiichen Verfaſſung“ bezeichnet. Mit ihrem 
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Dilemma umfaßt daher dieje Lehre bloß eine Verfaſſung, die 
verwerflich, und eine andere, die unmöglich ift, und ſchließt 
damit die wahre eriprießliche zeitgebotene aus. 

Schon Genz zeichnet die ftändiiche Verfaffung fo fpeciell 
nach älterem Vorbild, daß eine Umwandlung im neuen Cha- 
rafter nicht mehr unter ihrem Begriffe Raum hat, indem er 
überall NRepräfentativ-Berfaffung findet, wo nicht ausſchließlich 
„durch ſich ſelbſt beitehende Körperſchaften“ vepräfentirt find, 
wo die Vertreter nicht „ausichließend” die Gerechtſame und 
das Intereſſe einzelner Stände vertreten, wo Volkswahl 
fich findet, und deßhalb ohne Weiteres die engliiche Verfafjung 
ald Repräfentativ-Verfaffung bezeichnet; vollends aber ift das 
der Kall bei feinen Nachfolgern, namentlich Jarke und deſſen 
Anhängern. Da tft eine Verfaſſung vepräfentativ in ihrem 
Sinne, d. i. alfo frangöfiih revolutionär, wenn nur irgendwo 
von dem Typus der alten deutichen Landſchaft abgegangen 
wird. Wo gewählte Abgeordnete zum Landtage fommen ftatt 
der Häupter der Korporationen als deren geborene Vertreter, 
wo zwei Kammern bejitehen ftatt drei Kurien mit ihrer gefon- 
derten Beichlußfaffung, wo feine Mandate beftehen, wo die 
Verhandlungen öffentlih find, wo die Stände die Steuern 
nicht einzeln jondern auf Grund des Budgets bewilligen, wo 
fie für Geſetze, die nicht ihre jura singulorum betreffen, eine 
Zuftimmung haben, da herriht das Nepräfentativprincip und 
das ſoll ausgemärzt werden. In dieſer Art geht namentlich 
Jarke die deutihen Konftitutionen durch und bezeichnet nad) 
dem Maaße diejeö allein wahren Syſtems der alten deutichen 
Zerritorialverfaffung, was an denjelben orthodox, was dagegen 
feßeriich jey. Es iſt dad ein Verfahren ganz von derjelben 
Art wie das der Konititutionellen, die auch eine beftimmte 
Ipecielle Berfafjung (zwei Kammern mit gefeßgebender Gewalt, 
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Veto ded Königs, DVerantwortlichfeit der Minifter, Nichtein- 
miſchung des Königs, Trennung der Zuftiz und Adminiftration, 
Preßfreiheit mit Jury u. |. w.) als das allein vernünftige 
Staatörecht aufftellen und jede Verfaſſung in ihren einzelnen 
Theilen danach oben oder verwerfen, je nachdem fie mit diefem 
abfoluten Maaßſtab übereinftimmt. Man kann ſchwer fagen, 
was verſtändiger iſt, die allein zuläſſige Verfaſſung, wie dieſe 
ſie aus logiſchen Principien ableiten, oder die allein zuläſſige 
Verfaſſung, wie jene ſie aus einem Abſchnitte der Geſchichte 
und von einem ſpeciellen Lande hernehmen, dazu von einem 
Lande, das zur Zeit diefer Verfalfung gar nicht Staat im voll- 
ften Sinne ded Worted, deſſen Tandeövertretung nicht Reichs-, 
jondern gewiffermaaßen nur Provinzial-Vertretung war. 
Wenn Sarfe findet, daß die deutichen Konftitutionen noch 
bedeutende ftändiiche Charafterzüge enthalten und man fie nur 
von der Beimiſchung des Repräſentativſyſtems (das freilich die 
Sejammtanlage bildet) zu reinigen brauche, fo ift ihm entgegen- 
zuhalten, daB auch Die Staaten, welche eine folche rein ftändifche 
Berfaffung mit Bewußtſeyn und Abficht anftrebten, dennoch 
dad, was er Nepräjentativipftem nennt, nicht zu befeitigen 
vermochten. Man vergleiche 3. B. die Bildung der Stände: 
verjammlung nad) der bayriſchen Konftitution 1817, die im 
Weſentlichen vepräientativ ſeyn ſoll, und nad) dem preu— 
ßiſchen Edift über die Provinzialftände, das im hiſtoriſch 
tändiichen Geiſte ſeyn joll und das deßhalb Haller mit Lob 
begrüßte, und man wird wohl die Frage aufwerfen müffen, 
mit welchem Rechte jene ſo und dieje jo angefehen wird? Wahl 
und Abordnung ift da wie dort, ja jogar die abgeftufte Wahl. 
Der bänerliche Deputirte bedarf in der preußiichen Provinz 
dreier, der ftädtiihe Deputirte meift zweier Wahlafte (wird 
nad Vollgraff durch drei Netorten getrieben) fo gut als in 
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Bayern. Nicht minder wählen auch in Oeſterreich die Fleineren 
Städte gemeinſam Abgeordnete mittelft der vorherigen Wahl 
von bloßen Wahlmännern. Die Abſtimmung erfolgt da und 
dort nad) Köpfen, und die Hülfe des Separatvotums für einen 
durch die Majorität benachtheiligten Stand, das feine Folge 
bat als bloß die Möglichkeit föniglicher Berüdfichtigung, würde 
auh in Bayern durch eine Adreife der Abgeordneten dieſes 
Standes mit demſelben Erfolge erreicht werden. Daß bier die 
Wählbarkeit in der Klaffe der Städte und Bauern nicht bloß 
von einem ftädtiihen und bäuerlichen Befite, jondern auch von 
ſtädtiſcher und bäuerlicher Beichäftigung abhängt, ift allerdings 
ſtändiſcher; fieht mıan aber auf den Erfolg, fo ift der Bürger- 
meister, der als jolcher in Preußen wählbar ift, faum ein an- 
dered Element ald der ein Grundſtück oder Haus befißende 
Advofat und Regierungsrath, die in Bayern wählbar find. 
Dafür ift im repräfentativen Bayern ein Adelsftand und im 
ftändiichen Preußen bloß ein ritterjchaftlicher Beſitz vertreten. 
Es foll dieje Parallele weder Yob noch Tadel enthalten, fon- 
dern bloß gegen Borftellungen und Klaffififationen verwahren, die 
in der Wirklichkeit gar feinen entjprechenden Gegenftand haben. 
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In Wahrheit ift die Miſchung der beiden Charaktere, welche 
ſich jeßt überall in neueren ſtändiſchen Einrichtungen findet und 
welche die Schule Haller’s zu Austheilung von Preis und 
Berwerfung veranlaßt, grade das unabweisbare Poftulat der 
Zeit, wenn auch die Art der Miſchung da beffer, dort ſchlechter 
und vielleicht überall nody nicht genügend gelöft it. Was die 
Rechte der Stände anlangt, fo iſt diefe Mifchung unvermeidlich, 
weil die jeßige reichöftändische Verfaffung mit dem Repräſentativ⸗ 
ſyſtem den ftaatlihen Charakter und mit dem altlandſtändiſchen 
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Syſtem den Charakter des Volksſchutzes und der Bollömitwirkung 
im Gegenfaße der Volksſouveränetät gemein haben muß. Was 
die Bildung der Reichsſtände anlangt, ift die Miſchung unver 
meidlich, weil die jebige reichäftändiiche Verfalfung mit dem 
franzöfiichen Repräſentativſyſtem die nationale Einheit, mit dem 
altlandftändifchen Syftem die Gliederung aus Ständen gemein 
haben muß. In Beziehung auf die Rechte der Reichsſtände ift 
von diejer Vereinigung der beiden Charaktere im nädjiten Kapitel 
ausführlich die Rede. Ihre Bildung aber, die und bier nod 
beichäftigt, muß jet nothwendig auf zwei Principien beruhen, 
die fi überall durdydringen: der Unterihied der Stände und 
die Einheit der Nation, die Vertretung der ſächlichen Lagen 
und Berufitellungen und die Vertretung der Menjchen, die fi 
in ihnen befinden. Was daher jene Edyule als Ausfluß des 
franzöſiſchen Nepräfentativprincipd bezeichnet, wäre das nur, 
wenn ed allein ſtände, dagegen in diefer Durchdringung iſt es 
vielmehr nur Ausfluß ded nationalen oder ftaatöbürgerlichen 
Principe im Unterichiede des ftändilchen, aljo nur die Eine 
von zwei gleich wejentlichen Seiten im Bolfödajeyn. In dieſer 
Durdydringung ed als franzöfifch (revolutionär) repräfentativ 
zu bezeichnen, iſt deßhalb völlig unwahr. Es gibt nur jehr 
bedeutende Züge, für welche das nationale oder ftaatsbürgerliche 
Princip, und ebenjo andere, für welche das ftändijche Princip 
mit Nothwendigfeit gelten muß. So z. B. haben wir als 
nothwendigen Ausfluß des nationalen Princips die Abſchaffung 
ber Kurienfonderung und der Mandate u. dgl., und ald noth— 
wendigen Ausfluß des ftändifchen Princips die Wahl je nad 
den beſtimmten verjchiedenen Ständen erfannt. Allein inner- 
halb dieſer feft bezeichneten Gränze für die nothwendige Aeuße- 
rung des einen und des andern Princips liegt noch ein weiter 
Raum, für melden das eine oder dad andere vorherrichen 
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kann, und fi nicht jagen läßt, wie weit dieſes oder jenes 
gehen dürfe, oder welches das beſſere ſey. So 3.8. ob bloß 
der bäuerlihe und ftädtiiche Beſitz oder auch bäuerliche und 
ſtädtiſche Lebensbeſchäftigung Erforderniß für die Wählbarfeit 
in dieſen Klafjen jeyn folle? ob aus demjelben Bezirke gemählt 
werden müffe? ob ein Stand jeinen Bertreter auch) aus einem 
andern landtagsfähigen Stand jolle wählen fönnen? ob die 
Städte nur ald Korporationen und dann auch nur einige Städte 
im Zande Vertreter Ichiefen ſollen wie in England, oder ob die 
ftädtiiche Bevölferung und daher unter Theilnahme aller Städte 
fte jchiden ſoll wie jet überall auf dem Feltlande? In diefem 
ganzen Bereiche gibt ed fein Urtheil, dab dad Eine das 
ſchlechthin Wahre oder das Zeitgemäße, dad Andere dad Ber: 
werfliche jev. Es tft nur ein gegenjeitiged Mehr oder Minder 
von zwei gleich nothwendigen Seiten. Im Allgemeinen wird 
dephalb hier eine gemäßigte Haltung (juste milieu), wie 
Ariſtoteles fie ſonſt als Richtſchnur aufzuftellen pflegt, am Orte 
jeyn. Sm Bejonderen aber werden Nüdfichten enticheiden müffen, 
die nicht principieller Art, Sondern von den Zuſtänden ber- 
genommen find, ob 3 B. fih unter den Männern der ſtändiſchen 
Beihäftigung eine hinreichende Intelligenz finde u. dgl. Der 
biftoriihe Fortgang, den man fidh vorzeichnet, ift übrigen 
naturgemäß von der ftändiichen Gliederung zur nationalen 
Einheit und nicht ungefehrt, man kann jene je mehr und mehr 
erweitern, man kann von diejer aus nicht wohl zu jener, wenn 
man fie einmal aufgegeben, zurüdfehren. Das allgemeine 
Ziel aber ift nady allen bisherigen Erörterungen Das, dab die 
nationale Einheit fich nicht bloß als äußerliches Rejultat 
aus der Vertretung der ſämmtlichen Stände ergebe, ohne bie 
Stellung und das Bewußtfein jedes einzelnen Standed zu 
beſtimmen; jondern daß fie dad innerlid bejtimmende 
24* 
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Princip der ganzen Ständeeinrihtung ſey, erft anf ihrem 
Grunde die Stände ſich jondern, um dann doch wieder im fie 
zufammenzufcjließen, und das iſt der unmittelbare Gewinn der 
weltgeichichtlichen Sreigniffe in Sranfreih. — Wenn wir fo- 
nad) die Xehre von uns ablehnen, die ängftlid und einfeitig 
nad) altem Typus an dem Princtp ſtändiſcher Abgefchloffenheit _ 
feithält, fo erfennen wir do das wohlbegründete Motiv der⸗ 
jelben, das fie darin hat, daß die herrichende öffentliche Miet: 
nung großentheild von der Voritellungdweije der franzöfiichen 
Revolution erfüllt ift, nady welcher die nationale Einbeit und 
Gleichheit nicht in der vollftändigen Vertretung aller Klaffen, 
fondern in dem unterfchiedlofen Zujammenftrömen aller Men- 
ſchen, in der Klaffenlofigfeit, gejucht wird. 


Bwölftes Kapitel. 
Das monardifhe PBrincip". 
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Der deutihe Bund hat als die oberfte Regel des deutichen 
Ständewejens die Erhaltung des monardiichen Princips auf- 
geitellt. Auch haben die heutigen deutſchen Konftitutienen, 


*) Diefe Ausführung über das monarchiſche Princip erſchien zuerft 
1845 mit einer Vorrede als befondere Flugſchrift, und ift dann als ein 
Kapitel in die 11. Aufl. der Staatslehre (die Gedanken enthält ſchon die 
1. Aufl., nur zerftrent und weniger eindringlich) aufgenommen. Man möge 
daher zu ihrem Berftändniß in allen Etaaten den Zuftand von 
damals vorausfegen. Vervollſtändigt ift fie durch meine fpäteren Dar; 
legungen: „Die Revolution und die Konftitut. Monarchie“ (Herbft 1848), 
Rede vom 16. Oft. 1849, Einleitung zur Sammlung meiner Reden (f. 
iegt auch Stahl, Barteien in Staat und Kirche 1868). 
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wenn man fie mit denen auswärtiger Staaten vergleicht, mehr 
oder weniger einen gewiſſen gemeinfamen Charakter, den man 
nicht anders denn als einen Ausflug jenes Princips betrachten 
fann. Allein eine deutlihe und vollftändige Erörterung, was 
unter dem monarchiſchen Princip zu verftehen fey und was es 
in fich fchließt, ift bis jeßt weder von Amtöwegen noch von 
der Wifjenichaft gegeben. Begriff und Inhalt des monarchifchen 
Principd wird nun am ſicherſten dadurch ſich aufhellen, daß 
man vorerſt den Gegenſatz deſſelben aufſucht und beleuchtet. 

Als ſolchen bietet ſich zunächſt dar das Princip der Volks— 
jouveränetät und das Princip der Theilung der Gewalt mit 
Beichränfung des Königs auf die Vollziehung, wie dieje Prin- 
cipien von der franzöfiichen Revolution in ihren verjchiedenen 
Dhajen verwirklicht worden find. Shnen ftellt Schon die Eharte 
von 1814 entgegen, daß alle öffentliche Ordnung vom König 
ausgeht und daß der König die geſammte Staatögewalt in 
fich vereinigt, und nad) ihrem Beiſpiel haben audy die deutichen 
Konftitutionen diefe Säbe meiltend aufgenommen. In diejem 
Allen aber möchten wir vielmehr nur die Souveränetät des 
Königs ald das monardhiiche Princip finden; denn die Eous 
veränetät des Königs jchließt die Volksſouveränetät und fchließt 
die Theilung der Gewalt aus. Sollte nur dad darunter ver- 
ftanden werden, jo wäre die Hervorhebung des monardiichen 
Princips nicht erforderlich gemeien. Daß aber nidht bloß das 
darunter verftanden wird, zeigt die Thatjache, indem theild 
von Bundeswegen theild in den Konftitutionen eine Reihe 
von SInftituten ausgeſchloſſen ift, die keinesweges gegen bie 
Eouveränetät des Fürften, Sondern nur gegen dad monarchiſche 
Princip veritoßen. 

Der eigentliche und fpecifiiche Gegenjat gegen dad monar- 
chiſche Princip ift debhalb vielmehr dag parlamentarijche 
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Princip, wie wir ihm diefen Namen geben wollen, d. i. die 
überwiegende Stellung des Parlaments gegenüber den Könige, 
die fi) in England ausgebildet hat und natürlich in den auf 
Volksſouveränet gegründeten Berfaffungen nicht in geringerem, 
fondern in höherem Grade angejtrebt wird. Die Beleuchtung 
dieſer Stellung des engliihen Parlaments wird daher die fichere 
Erkenntniß des monarchiſchen Princips vorbereiten. 

Sie beſteht, um ſie von vorn herein zu bezeichnen, darin, 
dab das Parlament ſchon rechtlich eine Art Mitſouverä— 
netät mit dem Könige hat, und daß ed thatſächlich, d. i. 
dem Erfolge nad, ohne allen Vergleich mächtiger, ja die ent- 
ſcheidende Macht für den öffentlichen Zuftand ift. Sie be- 
rubt nun theild auf gejeßlich feitgeitellten Rechten, theils auf 
bloßer Sitte und herrſchender Anficht, die aber, wie fich zeigen 
wird, die unauöbleibliche Folge jener Nechte find. Es find 
die folgenden: 

Das Parlament hat für die Gefeßgebung nicht bloß die 
Petition, fondern die Initiative (Bil), d. i. die Abfaffung 
der Geſetze, die detaillirte Ausführung der Geſetzvorſchläge, der 
König hat dagegen nur die Annahme oder Berwerfung der ihm 
vorgelegten Entwürfe. Die Krone als ſolche legt feine Geſetz— 
entwürfe vor. Statt daß aljo der König der Gejeßgeber ift, 
wie das im uralten Begriffe des Königthumd liegt, die Stände 
zuftimmen, verweigern, antragen, iſt bier umgefehrt das Par 
lament Geſetzgeber, d. i. es iſt die geftaltende Macht für den 
Nechtözuftand, der König bloß beitätigend oder verweigernd. 
Es ilt dem innerften Weſen nad) die Petition nur Ausdrud 
des Volkswunſches gegenüber einer höhern Autorität, die Pro- 
pofition (Initiative) dagegen die Thätigfeit einer legislativen 
Autorität. Aber jelbft das föniglihe Recht der Verhinderung 
(Veto) muß thatfächlich durch die Snitiative des Parlaments 
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hebungen erforderlich find, fteht denn im Zufammenhange, daß 
e8 auch ohne Wermittelung der Krone aus eigener Macht 
Untertbanen und Beamte vorladen und vernehmen kann. 
Das Parlament hat für den Staatshaushalt das Recht 
ber unbedingten Steuervermweigerung. Diele altmittel- 
afterliche, privatrechtliche, willkührliche Befugniß in Verbindung 
mit der neuern Snititution ded Budgets (durch welche das 
MWeigerungsrecht auf den ganzen Staatöhaushalt ald ein un- 
theilbares Ganzes ſich ausdehnt) hat mittelbar den Erfolg, 
daß bei jeder äußerten Veruneinigung zwiſchen König und 
Parlament der König nothwendig unterliegt, daß er deßhalb 
Forderungen, welche dad Parlament, namentlich dad Geld be: 
willigende Unterhaus mit Entſchiedenheit Stellt, nie abjchlagen 
fann, auch wenn er will. Allerdings ift ed jeßt die öffentliche 
Meinung und politiiche Sitte, dab von dem Rechte der Steuer: 
verweigerung fein Gebrauch gemacht werden dürfe, jolches ala 
eine revolutionäre Maaßregel gilt; allein dahin ift e8 erft ge- 
fommen, nachdem es bereits auf der andern Geite öffentliche 
Meinung und politiihe Sitte geworden, daß überhaupt und 
ohne das der König dem Parlament und namentlich dem Unter- 
hans nichts abſchlagen dürfe, ja dab er, worauf wir zurüd: 
kommen müffen, fein anderes Regierungsinftem befolgen fann, 
als das ihm das Unterhaus angibt. Außer diefem mittel- 
baren Erfolg, welden die Verbindung von unbedingter Steuer: 
verweigerung und Budget herbeiführt, hat fie aber fchon 
den unmittelbaren, daß der Staatshaushalt vom Parlament 
feltgefeßt wird. Die Specialität des Budgets hat dort keine 
Gränze, und das Unterhaus fann nicht bloß im Ganzen die 
Abgaben mindern, fondern ed fann für jeden Poften Min: 
derungen bejchließen und zwar bi8 in's Detail herab die 
Art und den Gegenftand derjelben beftimmen, und die Krone 
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muß das Alles genehmigen, weil fie außerdem feine Steuern 
bat’). 

Eine nicht minder wirfungsreihe Befugniß ald die Budget- 
bewilligung ift die Bewilligung des Militärgejebes (bill of 
mutiny). Das Geſetz der Subordination, ohne das feine 
Armee beiteben fann und dad anderwärts von felbft als ein 
immer vorhandenes gilt, läuft in England jährlich ab, und 
wenn ed nicht vom Parlamente wieder bewilligt wird, jo gibt 
e8 feine Armee mehr, denn die Soldaten find damit aller mi- 
litäriſchen Pflichten entbunden. Wie auch dieſe Einrichtung noth- 
wendig dahin führt, dab heim Außerften Konflikte der König 
dem Parlament feinen Widerftand entgegenſetzen fann, ift ein- 
leuchtend. Sie ift aber an fih fchon ein Ausfluß der Mit- 
fouveränetät des Parlaments; denn fie enthält zwar nicht eine 
gemeinfame Befehligung des Heered (dab das Parlament die 
Führer ernenne und dieſe feinen Befehlen folgen müflen, wie 
das lange Parlament das hinfichtlich der Milz anftrebte), wohl 
aber eine gemeiniame Autorifirung deffelben. — Aehnlich ift nun 
auch die Stellung des Parlamentd zu den oberften Nichtern. 
Durch die Act of settlement find diefe in ihren Stellen 
gefihert, jo lange als fie nichts verichulden (quam din se 
bene gesserint), der König fann fie daher für ſich nicht ent- 
fernen, wohl aber fann dad auf Antrag ded Parlamentd ge- 
Ichehen**’). — Auch die Befugniß eines jeden Haufes, ſowohl 
jeine eigenen Mitglieder al jeden Andern wegen ihm zuge: _ 


*) Die Ausfcheidung von perpetnellen (nnweigerlichen) Steuern in fo 
großer Summe hat ihren Grund nicht in der Rüdfiht auf die Krone, 
jondern in der Rüdfiht auf die Staatsgläubiger, ebenfo die Schranke, 
die das Haus der Gemeinen ſich für die eigene Beantragung von Steuern 
md Ausgaben fett, in der Rüdficht auf die Steuerbaren. 

**) „But upon the address of hoth houses of parliament it may 
be lawful to remove them.“ (Hallam const. hist. Ill. 262.) 
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fügter Beleidigung zu bejtrafen, gibt dem Parlament eine Art 
ſouveräner Stellung. 

Das Parlament hat endlich rechtlich über die Perſonen 
der Minifter und dadurch thatfächlich über die Staats: 
regierung im Ganzen eine Gewalt, die faft ohne Gränze 
if. Daß das Parlament in feinen beiden Häuſern die Rolle 
ded Anflägers und Richters über die Minifter vereinigt, daß 
die Strafen fapital find, dab die Verbrechen, um derentwillen 
ein Beamter verurtheilt werden fann, gar nicht gejeblid be 
gränzt find, fondern durch die weite Klaujel des Hochverrath: 
gejeßed von Eduard II. und durch die erorbitante Einrichtung 
des Aechtungsantrags (bill of attainder) Alles zum Verbrechen 
geftenpelt werden Tann, dieß Alles zufammengenommen verjeßt 
die Minifter in eine unbedingte Abhängigfeit vom Parlament, 
während fie vom Könige gar nicht8 mehr zu fürditen haben. Der 
König kann aber nicht die geringfte Verfügung treffen, ja nicht 
die geringfte Heußerung Fund geben, ohne Kontrafignatur eines 
ſolchen vom Parlament vollig abhängigen Miniſters. 

Aus dieſer unbedingten Abhängigkeit der Minilter vom 
Parlament geht dann, bejonders im Zufammenbange mit den 
jonftigen Rechten ded Parlaments, nad einer thatfächlichen 
Nothwendigfeit das hervor, was man die parlamentariſche 
Regierung zu nennen pflegt. Sie befteht in nichtö Anderem 
al8 eben darin, daß die Minilter die gefanımte Regierung in 
ihre Hände gelegt befommen und diefelbe ohne alle Rückſicht 
auf den Willen des Königs und mit umbedingter Nüdfiht auf 
den Willen des Parlaments führen. Es ift nämlich vor Allem 
eine politische Marime, dab die Minifter feine Einmiſchung des 
Königs dulden, weder im Einzelnen noch im Princip, und iſt 
ſodann eine andere politiihe Marime, dab die Minifter nicht. 
im Amte bleiben, jo wie fie dad Vertrauen des Parlaments, 
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insbeſondere des Unterhaufes, nicht mehr befißen, möge das 
durch ein ausdrüdliched Votum fi) fund geben, oder dadurch, 
daß fie bei einer Abftimmung nicht die gehörige Majorität für 
ihre Vorſchläge haben. Dabei ift der thatlächliche Zuftand der, 
daß das Parlament in zwei große politiihe Parteien fich theilt, 
deren jede ihre beftimmten, durdy eigene Würdigung bezeichneten 
Führer (leaders) bat. Der König fann daher nidyt anders, 
als die Führer der im Haufe überwiegenden Partei zu Miniftern 
machen, und fann nicht anders, ald diejen die Regierung über- 
laffen. Seine Ueberzeugung, ſein Wille fommt gar nicht in 
Betracht, es erzeugt dad Parlament aus ſich heraus die Mi- 
nilter, und dieje regieren auf der Baſis der parlamentarischen 
Gefinnung ald die gewählten Führer ded Parlaments, nicht ald 
die Diener ded Königs, oder mit anderen Worten, die im 
Parlament überwiegende Partei regiert jedesmal mittelft ihrer 
Führer dad Reich. Man wird ed darum auch kaum ald einen 
wahrbhaften Einwand gegen unjere biöherigen Auseinanderjegune 
gen betrachten dürfen, daß ja der König gleichfalls ein Mittel 
gegen das Parlament beſitze an dem Rechte, das Unterhaus 
aufzulöjen, jo gut als das Parlament gegen ihn au der 
Minifteranklage und Eteuerverweigerung. Der Erfolg diefed 
Mittels liegt ganz außer jeiner Gewalt. Die politische Partei, 
welche durch ihre „Konnexionen“ überwiegt, ftellt ihm wieder 
die gebietende Majorität gegemüber. Das wohl ift eine allge: 
meine, naturgemäße Anforderung, da den Miniſtern als den 
Sachverſtändigen der Verwaltung der große Zuſammenhang 
derfelben im Weſentlichen jelbiiftändig überlaffen werde, fie 
gilt jelbit für die abjolute Monardhie, und auch das Parlament 
bejcheidet fi in den einzelnen Fragen feinen Führern gegen- 
über, verzichtet auf fein eigenes Urtheil, wenn fie dieß fordern. 
Aber das Eharafteriftiiche der engliihen Einrichtung ift, daß 


380 11. Abſchn. Die Berfaffung des Staates. 


auch am der ganzen Richtung der Regierung der König feinen 
entjcheidenden Antheil hat, daß er nicht bloß von der Admini⸗ 
ftration, fondern aud) von dem Gouvernement audgejchloffen ift. 
Der König kann nun allerdings einen gewiffen Einfluß üben: 
da die vorherrſchende Partei doch nicht immer jo feft gefchloffen 
und ihres Sieges gewiß ift, auch in ihr felbft wieder die Führer 
nicht fo genau bezeichnet find, endlid die einzelnen Yragen 
nicht überall logiſcher Ausfluß eines Principe find, fo haben 
immer ſowohl die Parteien ald die Minifter audy einigen Grund, 
fih mit dem Könige zu halten, und ift dadurch fein eigener Wille 
von einigem Gewicht. Aber es ift Doch bei weiten die Regel, 
daß der König fih mißliebige Minifter und eine mißliebige 
Negierungsweile ohne eigenen Einfluß gefallen laffen muß, und 
jedenfall8 kann er einen Einfluß nur durch die zufälligen Ums 
ftände und deren fluge Benugung oder durd die bejondere 
Feſtigkeit feines Charakters gewinnen, er hat nicht einen Einfluß 
von felbft und überall fraft feiner föniglidhen Stellung. Man 
Ipriht in England von Prärogativen der Krone; außer der 
Emennung der oberften Beamten ift namentli die Repräjen- 
tation nad außen, ſohin die Stellung des Yanded in den 
großen Weltverhältniifen, eine Prärogative der Krone. Rechtlich 
ift dad auch lediglich dem König untergeben. Allein unterſucht 
man näber, in welcher Hand fich thatlächlich dieſe Prarogative 
befindet und befinden muß, jo find das auch bier wieder Die 
Minister, und ſohin diejenigen, melde die Minijter bezeichnen 
und von welden fie abhängen. Sa es wird jelbit die Aus— 
wahl der Perſonen für Geſandtſchaften ein Gegenftand der 
Diskuifion im Haufe und dadurh Sache einer moraliſchen 
Nothwendigfeit, und fommt vor, daß die Minilter dem Könige 
gegen feinen Willen die Hofämter beſetzen. 

Damit ftebt denn in engſtem Zuſammenhang und Weber: 
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einftimmung, daß feine Regierungöhandlung dem Könige zuges 
Ichrieben werden darf, jondern nur dem fontrafignirenden Minifter. 
Selbft die Thronrede, die der König mit eigenem Munde jpricht, 
wird als von den Miniftern ihm eingegeben behandelt, und den 
König irgendwie im Parlamente zu nennen, ift auf das Strengfte 
ausgeſchloſſen, ſcheinbar aus Ehrfurcht vor dem Könige, in der 
That aus Eiferſucht auf die Allgewalt des Haufes, das dem 
Könige perjönlid Unverantwortlichfeit zugefteht, aber zugleich 
feinen Schritt der Regierung jeinem fouveränen NRechenfchaft 
fordernden Gericht entziehen laffen will. Jene Fiktion: „Der 
König kann nicht Unrecht thun“ klingt wie ein tiefmonardhiicher 
Grundſatz, er kann aber nur deßhalb nicht Unrecht thun, weil er 
überhaupt nichts thun kann. Die Erhabenheit, die ihm bier 
eingeräumt wird, ift nur die Erhabenheit des Knopfes am 
Kirhthurm, um den fein Menſch ſich kümmert. Tas ift nun Alles 
von der Theorie, und namentlich in Frankreich, nod) viel weiter 
getrieben worden, es hat ſich dadurch ein jogenanntes „konſtitu⸗ 
tionelled Staatsrecht“ auögebildet, dad vom Könige die abjolute 
Neutralität fordert. Als eine Verlegung derjelben wurde es be- 
zeichnet, dab Louis Philipp feine Freude über eine im Sinne 
jeined Minifteriums gefallene Wahl bezeugte, und Aehnliches. 
Der König follnicht bloß feine Macht, er ſoll auch feinen Willen, 
feine Ueberzeugung, feine Neigung in politiihen Dingen haben. 
Diefes ganze Syſtem, das man die parlamentariiche Regierung 
nennt, bat ſich zwar erft jeit den Negenten aus dem Haufe 
Hannover vollftändig ausgebildet und beruht unmittelbar nur 
auf Sitte, Marime, Vorftellung ſtaatsmänniſcher Ehre, nicht auf 
Gefeb, und grade um deßwillen, weil es nicht auf Gejeß beruht, 
kann der König nody einen Grad von Einfluß bei demjelben 
üben. Aber es ift doch nach einer Naturnothwendigfeit die uns 
vermeidliche Folge der Rechte, welche dem Parlament nach den 
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Geſetze zukommen, und durd die es die höhere Gewalt über 
dem König bat. Wo im Falle der äußerſten Entgegenfegung 
dad Parlament rechtlich die Mittel beſitzt, melde den König 
unbedingt ihm nachzugeben, fih ihm zu unterwerfen zwingen: 
die unbedingte Steuerverweigerung, Militärverweigerung, un« 
bedingte Minifterverurtbeilung, da ift e8 rechtlich, d. 1. nicht 
nach dem Ausdrude, wohl aber nach der unausbleiblicyen 
Wirkung des Gejehes, die oberfte Macht im Staate, und dab 
fih dann die gefammte Regierung nad) feinem und nicht nad) 
des Königs Willen richte, ift jo nothwendig, ald dab der Stein 
abwärts und nicht aufwärts fällt. 

Faßt man dieß Alles zujammen, jo läßt fi) die heutige 
engliihe Berfaffung dahin bezeichnen: Der König ift bem 
Rechte nach der Souverän; denn er hat redhtlich die Macht 
der abjoluten Verhinderung, fann zu nichts gezwungen werden, 
er ertheilt allen Geſetzen die Eanftion, ift erhaben und un- 
verantwortlich; aber das Parlament hat Schon reditlich eine 
Mitiouveränetät, indem ed mit jeinem Rechte nicht bloß das 
geſammte Gebiet der Regierung durchdringt, fondern auch ſogar 
an der Mutorifirung derjelben in vielen Etüden Theil nimmt. 
Dem entipriht auch die jet häufige Sprechweiſe, unter Par: 
lament den König und die beiden Häufer ald Eine ungetbeilte, 
ununterjhiedene Macht, ale die Eine oberite Staatdautorität 
zu bezeichnen, gleihwie auch in der deutichen Reichöverfaffung 
dad ähnliche Verhältnig in dem ähnlihen Ausdruck „Sailer 
und Reich“ fich darſtellte. Noch mehr aber ift dem thatfädy- 
lihen Erfolge nady nicht der König die enticheidende und die 
geftaltende Gewalt für die gejammte Staatölenfung (Gefep- 
gebung, Verwaltung, Staatshaushalt), jondern dieß ift das 
Parlament. Die Nation in ihrer parlamentarijhen Vertretung 
regiert ſich jelbit, und der König fteht nur darüber, indem er 
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diefer Regierung (formell) die Sanftion ertheilt und bez., fo 
weit die Umstände ihn unterjtüßen, fie ermäßigt. Dieß ift es, 
was wir dad parlamentarifhe Princip nennen. Es ift 
da8 ganz unverfennbar ein Gravitiren zur Republif. Denn 
im weiten Sinne zwar muß jeder Staat eine Republif fein, 
d. i. ein gejeßlich geordneted, nad) jeinen eigenen Bedingungen 
und Zweden beitehended Gemeinweien, aber im engern Sinne 
beftebt die Nepublif eben darin, daß die Nation, die den Staat 
bildet, gleich einer Gemeinde nur fich jelbft regiert und feine 
jelbftitändige, für den öffentlichen Zuftand entfcheidende Macht 
über ſich hat, denn eine jolche Macht ift der Begriff des Königs*). 


g. ı11. 


Sm Unterjchiede dazu werden wir daher dad monarchiſche 
Princip darin finden müſſen, dab die fürftlihe Gewalt dem 


*) Nicht viel anders als in England ift die Stellung des Königs auch 
in Frankreich, was die Inftitutionen betrifft. Hier hat er zwar eine viel- 
fach freiere Bewegung. Er übt die Gefeßpropofition zugleih mit den 
Kammern, er hat in einem weitern Bereiche die Adminiftration ohne Mit- 
wirkung der Kammern, dazu in einem centralifirten Staate, ihm wird 
nit alljährlich die Armee bewilligt, und die Anklagbarkeit feiner Miniſter 
ift nicht jo unbegränzt. Dafür aber fteht hier der König mit feiner ganzen 
Berfaffung auf dem Krater der Volksſouveränetät, und wenn es aud) leichter 
ift, ein fonveränes Volk in guten Tagen unter fi zu bringen, als ein 
halbfouveränes Parlament, fo ift es doch — abgeſehen von der geringern 
Sicherheit des Beftehenden — aud nad franzöfiihen Berfaflungsprincip 
nicht zuläffig, daß der König einen Willen habe. In England ift der 
König dem Boltswillen hörig in thatſächlicher Folge jener Einrichtungen, 
in Frankreich ſoll er ihm hörig feyn unmittelbar nad ethiſch politiſchem 
Grundſatz. Deſſenungeachtet hat der König der Franzoſen einen Willen 
und einen mächtigen Willen. Das beruht aber nicht auf der Konftitution, 
ſondern es beruht (außer den bekannten konftitutionellen Mitteln) auf der 
Berfönlichleit des Könige, auf der Ungeſchloſſenheit der Parteien und 
Roterien und vor Allem auf der Furt vor neuen Erjhütterungen, dem 
ießigen Grundmotiv der begüterten Bevölkerung, die in den franzöftichen 
Kammern nicht die Garantie findet wie im englifchen Parlament und deß- 
halb nach dem ewigen Naturgefeg um das fchirmende Banner des Mo⸗ 


narchen fi ſchaart. 
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Rechte nach undurchdrungen über der Vollövertretung ftehe, und 
daß der Fürſt thatjächlich der Echwerpunft ber Verfaffung, die 
pofitiv geftaltende Macht im Staate, der Führer der Entwide- 
lung bleibe. Hierin zeigt fich, dab das monarchiſche Princip 
etwas Anderes und zwar ein Mehreres ift ald die Souveränetät 
des Königs. In England beiteht die Souveränetät ded Könige 
im Gegenfaße zur Volksſouveränetät und zur Theilung der Ge- 
walt, aber nicht das monarchiſche Princip. Umgekehrt in den 
deutſchen Territorien zur Zeit des Neichöverbandes beitand feine 
Souveränetät des Fürſten, auch nicht nach innen, indem der 
Fürft jeinen Unterthanen gegenüber für feine Regierungshand- 
lungen vor höheren Gerichten zu Rechte ſtehen mußte; wohl aber 
beitand dad monarchiſche Princip, denn der Fürft war der Schwer: 
punft der Berfaffung und die Stände hatten feine Mitlanded« 
hoheit. Die Souveränetät des Königs ift ein reiner und un- 
mittelbarer Nechtöbegriff, das monarchiſche Princip dagegen be- 
zeichnet eine thatſächliche Stellung, die jedoch Ausflug, Wirkung 
von Nechten ift. Dieß aljv ift der Begriff des monardifchen 
Princips. — In jener alten deutihen Territorialverfaffung nun, 
nad) weldyer die Stände nur einzelne privatrechtliche Gerechtfame 
in einer von der Geſammtlenkung des Staated abgetrennten 
Sphäre ausübten, verftand und erhielt fih das monarchifche 
Princip von felbit und unterlag feiner Anfechtung, für den 
Staat ald ſolchen hatten ja die Stände danadı eine geringe 
Bedeutung. Die Schwierigkeit und das Problem für Deutic: 
land ift e8 aber: jeßt bei dem Staatlichen Charakter des Stände: 
wejend, die eben eine Kofurrenz der Stände für weſentliche 
Sphären des Staates und ald integrirended Element der 
öffentlichen Verfafjung im fich Ichließt, die monarchiſche Gewalt 
in diejer ihrer Bedeutung zu erhalten. Es liegt der Schein 
jehr nahe, daß die Annahme jenes ftaatlichen (fonjtitutionellen) 
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nach monarchiſchem Princip dem Fürften allein die Abfaffung 
der Geſetze (Initiative, Propofition) zu, den Ständen nur die 
Petition. Dieb Alles ift aber nit im Widerſpruche mit dem 
ſtändiſchen Rechte der Zuftimmung zu den vom Fürften entworfenen 
Geſetzen, das ein Ausfluß des Fonftitutionellen Principe ift. 
In diejer Hinficht ift ed eine der wichtigften Aufgaben des 
deutfchen Eonftitutionellen Staatsrechts, die Sphäre des ftän- 
diſchen Zuſtimmungsrechts bei der Gejeßgebung, oder mit anderen 
Worten die Gränze des Geſetzes und der Verordnung 
näher zu beftimnen. Die meilten deutſchen B. U. bezeichnen 
als die Sphäre der ftändiihen Zuftimmung (in Preußen des 
ſtändiſchen Beiraths) die Geſetze, welche „Freiheit oder 
Eigenthum der Staatsangehörigen betreffen.“ 
Das iſt eine ſehr ſchwankende Beſtimmung. Verſteht man ſie 
von allen Vorſchriften, welche die Freiheit der Unterthanen 
beſchränken, ſo ſteht die ganze Verwaltung unter den Stän⸗ 
den. Wie wenig adminiſtrative Anordnungen giebt es, die nicht 
die Freiheit beſchränken! Daß die Unterthanen nicht ohne Paß 
reiſen, die Handwerker nicht das oder jenes Land beſuchen, die 
Eigenthümer nicht fo oder fo bauen dürfen, dab feuerögefähr- 
liche oder fanttätswidrige Vornahmen, daß Tangbeluftigungen 
an gewiljen Tagen oder für gewiſſe Alter verboten find u. j. w., 
Alles das beſchränkt, ſohin betrifft in dieſem Sinne die Freiheit. 
Verſteht man dagegen jene Beitimmung nur von den Gejeßen, 
welche die Freiheit im engern Sinne, d. i. die Freiheit der 
räumlihen Bewegung (vis locomotiva nad juriftiichem 
Sprachgebrauch der Engländer) aufheben, fo erftredt ſich 
dad Zuftimmungsrecht der Stände in diejer Hinficht bloß auf 
die peinlichen und polizeilichen Strafen, entzogen ift ihm da= 
gegen 3.8. ein Gejeb über Eheſcheidung, über Beftellung und 
Erziebungsgewalt der Bormünder u. dergl., und das ift auch 
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thatfächlich, aber fie ändern fie nicht ald Nechtöverhältnig. So 
ift auch Maaß und Gränze der Polizeyitrafen Sache des 
Geſetzes, dagegen die Polizeyitrafverbote im herkoͤmmlichen 
Wirkungskreiſe (gegen Hazardipiele, geheime Verbindungen) 
find nicht überall nothwendig Gelee. 

Außer diefen Geſetzen über die Rechtsſphäre des Indivi— 
duums gibt e8 aber noch eine Klafje allgemeiner Anordnungen, 
welche vor die Stände gehört, d. i. die Geſetze über Die 
Verfafſſung felbft, die Fonftitutionellen Gejeße. 
Dieb ift die Sphäre, welche heutiged Tages der ältern Ephäre 
der jura singulorum forrejpondirt. Für Geſetze über den 
Privatrechtözuftand, z. B. ein neues Civilgeſetzbuch, pflegte man 
damals in der Regel feine ftändifche Zuftimmung (nur Beirath) 
zu fordern, dad waren die „gleichgültigen Geſetze“, jo jebt 
no in Mecklenburg. Dagegen die adlige Gerichtöbarfeit oder 
die Privilegien der Städte oder die Smmunitäten des Klerus 
zu nehmen oder zu ändern, bedurfte ed der Zuftimmung. In 
den Jura singulorum beftand alfo nidyt etwa der bürgerliche 
Rechtszuſtand, fondern die Verfaffung des Landes. Daß ift 
nun jet anderd. An die Etelle folder jura singulorum ift 
die Konftitution ald Inbegriff öffentlicher jnftematisch zufammen- 
gehöriger Grundjäße getreten. Sn den deutichen B. U. find 
deßhalb außer den Gejeben, welche die Freiheit und das Ei— 
genthum betreffen, auch noch die Abänderungen der Verfaſſung, 
die Tonjtitutionellen Gejeße der Zuftimmung unterftellt. Dem- 
nad) ſteht denn im Allgemeinen feft: 

Nach deutich-fonftitutionellem Staatsrecht unterliegen ber 
ſtändiſchen Zuftimmung für’d Erfte die Normen, welde die 
öffentlihe Rechtsgeſtaltung des Staates betreffen, 
d. i. die Verfaſſungsgeſetze, für’d Andere die Normen, weldye 
die Rechtsſppäre des Individuums (d.i. die gerichtliche 
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Beltrafung, die Privatrehtöverhältniffe und dad Rechtsverhältniß 
der Unterthanenfreiheit gegenüber der Staatögewalt) betreffen. 
Dagegen unterliegen ihr nicht die Verwaltungsnormen, d. i. die 
Normen der öffentliden Funftionen im Gebiete der 
Dolizen, der Finanzen, des Militärd u. ſ. w. Dieſe ſämmtlich 
bilden vielmehr dad Bereich der Verordnungen, während nad) 
englifhem und franzöfiihem Staatsrecht auch fie zum großen 
Theile der Zuftimmung bedürfen. Es gehören fohin nad) deut- 
ſchem Staatörechte nur die Normen der Gefeßgebung an, welche 
ein eigentliche Rechtsverhältniß (ein privates oder öffentliche), 
dagegen nicht die, welche bloß eine gejeßlihe Ordnung ber 
Regierungsthätigkeit begründen. Daß überdieß auch im Bereiche 
des Geſetzes die Inftruftionen zum Vollzug ald Verordnungen 
erlaffen merden können, veriteht fich von felbft. Diele Princis 
pien wird ‚man auch — der Verjhiedenheit in der Durchführung 
unbeſchadet — im Wefentlihen durch die Praxis der deutichen 
Staaten felbft bet ungleichem Ausdrud der B. U. beftätigt finden. 


g. 113. 


Nach monarchiſchem Princip kann eine unbedingte Steuer: 
verweigerung, welde die Regierung jelbit in Frage ftellt, 
welche den Fürften nöthigt, den Ständen überall zu willfahren, 
nicht beſtehen. Nach monarchiſchem Princip ferner muß auch 
der Staatshaushalt felbit vom Fürften und nidht von 
den Ständen feftgejeßt werden. Dad Alles ift nicht im 
Widerſpruch mit der fonftitutionellen Inftitution des Budgets 
und deſſen Specialität. Das monardijche Princip er: 
beifcht bier vor Allem, daß die Specialität nicht bis in die 
Detaild heruntergehe, jo daß etwa budgetmäßig mit den Stän- 
den vereinbart werde, welches Gebäude aus dem Landbauetat 
beftritten, wieviel vom Militäretat auf Infanterie, Kavallerie 
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u. j.w. verwendet werden folle. Das ift Adminiftration. Das 
ſchließt aber nicht aus, dab die Hauptpofitionen — das Mehr 
und Weniger natürlich beruht nicht auf einem Princip — ges 
ſetzlich unüberfchreitbar feſtgeſtellt jeien *). Für's Andere fordert 
das monardhifche Princip, daß die Stände nicht beliebig das 
vorgelegte Budget ändern fünnen durch Abftreichung auf 
der einen und Zuſätze auf der andern Seite, fo daß der Fürft 
gleihwie bei einem Gejepentwurf diefe Abänderungen (Amen⸗ 
dementd) annehmen oder dad ganze Gejeh für den Etaatd- 
haushalt, fohin auch alle Steuern, fallen lafjen muß. Solche 
Diktatur der Stände für den Staatshaushalt ift mit dem 
monarchiſchem Princip ſchlechterdings im Widerſpruch. Das 
ſchließt aber nicht aus, daß die Stände, wenn auch feine Dik— 
tatur, ſo doch einen Einfluß auf den Staatshaushalt haben, 
und zwar nicht bloß auf die Quantität, die Größe der öffent⸗ 
lichen Abgaben, ſondern theilweiſe auch auf die Qualität, die 
Gegenſtände der Verwendung. Das kann mannigfach geordnet 
ſeyn. Sie fünnen das Recht der Reduktion bei einzelnen be— 
ftimmten Poften haben, um die Steuerverminderung, die dad 
alte Recht der Stände ift, auf den beftimmten Gegenftand zu 
richten. Es fann die Erhöhung der Einnahmen oder fann die 
Erhöhung der Ausgaben ihrem Zuſtimmungsrecht unterliegen. 
Es kann zwiſchen nothmendigen und freimilligen Ausgaben 
gejchteden jeyn. Auch die Einrichtung würde dem ftaatlichen 
Charakter der neuern Zeit entipredhen, dab das gefammte 
Budget, wie ed fi) nach einer gewifjen innern Nothwendigfeit 
traditionell gebildet hat, in Einnahme und Ausgabe, als eine 
gejegliche Baſis feftgehalten würde, an der die Stände Nichts 


— ⸗ — 


*) Vorlage der Details als Belege und als Anhaltpunkte des Ueber⸗ 
ſchlags, und Vorlage derfelben als geſetzliche nnabänderliche Poften if} na- 
türlich zweierlei. Nur das Febte, nicht das Erfte ift auszufchließen. 
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nicht jo geftellt ift, nicht? nah dem Willen der Stände zu 
fragen. Solche fihernde Einrichtungen find alfo auf mannig- 
fache Art möglich, wo ed fih noch um Einführung einer Ber- 
faffung handelt. Nach dem beftehenden fonftitutionellen Staats: 
recht dagegen haben die Stände dad Recht, die Steuern in 
jeder Finanzperiode neu zu bewilligen und, fo weit es nicht 
nothwendige Steuern find, fie zu verweigern, und dieſes Recht 
ift dem monarchiſchem Princip nicht widerjprechend. Das aber 
muß im Zweifel angenommen werden, daß die Stände nicht 
die Ausgaben, fondern daß fie die Steuern auf Nachweifung 
der Erforderlichkeit der Auögaben bewilligen. Daher fünnen 
fie, wenn dieſe Nachweiſung nicht geleiftet ift, die geforderte 
Steuerfumme verweigern und können auch den Etat bezeichnen, 
fir welchen die Minderung eintreten fol, 3. B. Landbauetat, 
Kultusetat, indem grade für ihn das Bedürfniß ſolchen Auf: 
wandes nicht gezeigt ſei. Dagegen fünnen fie nidht die ſpe⸗ 
cielle Ausgabe des Etats bezeichnen, welche zum Zwede 
der Steuerminderung wegfallen joll, 3. B. das oder jenes 
Gebäude auf dem Landbauetat, die Koften eines geiftlichen 
Seminard auf dem Kultusetat. Sondern die Regierung bat 
die Wahl, welche von den nicht gejeßlih nothwendigen Aus— 
gaben fie fallen laffen will, wenn ihr der Etat verkürzt wird. 
Dieß ift die juriftiihe Kolgerung aus dem hiſtoriſchen Steuer- 
bewilligungsrecht deutjcher Landftände in Anwendung auf die 
neue Einrichtung des Budgets (Statwirtbichaft), das an die 
Stelle der einzelnen VBerwendungsgegenftände trat. Die Unter: 
Iheidung von Etat und ſpeciellem Gegenftand bezeichnet 
den Webergang von alten Staatörecht in das neue, fie ift das 
Wichtigſte ſowohl für die Verwilligung der Steuern als für 
die Prüfung der Verwendung (Einhaltung der Pofitionen). 
Sie dürfte in diejer ihrer durchgreifenden Wirkung noch mehr 
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berüdfichtigt werden als bis jeßt geichieht. Jedenfalls alfo haben 
nad monarchiſchem Princip die Stände nicht das Budget zu 
bewilligen, fondern fie bewilligen nur die Steuer auf den 
Grund des Budgetd oder bewilligen etwa die Abänderungen 
eined als traditionell feftgehaltenen Budgets. 

Auch entipriht e8 dem monarchiſchen Princip, daß das 
Budget auf eine längere Periode feitgefeßt werde, wie das die 
deutſchen Konftitutionen anordnen, nicht jährlich wie in England. 
Meberhaupt hängen die Intervallen der ftändiichen Verſammlung 
wefentlich mit dem beitimmten Princip zufammen. Sft die 
volföpertretende Verfammlung jouverän, der eigentliche Gejeb- 
geber, wie 1791, fo muß fie permanent feyn; ift zwar ber 
König jouverän, fie aber die präponderirende Macht im Staate, 
die Detaild der Aominiftration beftimmend, wie in England, 
dann kann fie zwar nicht permanent jein, muß aber in dem 
fürzeften Zwijchenraume berufen werden. Regiert aber der 
König wahrhaft, und tft fie, was ihr Begriff fagt, nur Yandes- 
vertretung, nur die Gejeße u. }. w. mit beftimmend, fo bebarf 
eö ihrer nur in größeren Zwilchenräumen. Auf der andern 
Seite, wenn fie feine öffentliche Bedeutung bat, fondern nur 
zum Schub der ſtändiſchen Eonderredhte der fürftlihen Patri⸗ 
monialgewalt zur Seite Steht, jo it ihre Berufung gar nicht 
periodisch, geſetzlich, ſondern von Willkühr und Bedürfniß des 
Fürſten abhängig. 


8. 114. 


Dad monarchiſche Princip erfordert endlih vor Allem 
und beftehbt vor Allem darin, dab der Fürft Recht und 
Macht babe jelbft zu regieren. 

Das ſchließt eine Berantwortlichfeit der Minifter von der 
Art und dem Umfange, wie fie in England beiteht, aus. Die 
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Minifterverantwortlichfeitt in den deutſchen konſtiutionellen 
Staaten bat denn auch in der That einen ganz andern Cha- 
rafter. Das Gericht ift niht den Ständen, jondern auf ihre 
gemeinfame Anklage einem Gerichtähofe außer ihnen übertragen 
(dem oberften Landes- oder einem eigenen Staatögerichtähofe), 
die Strafen find nidht Fapital, und die Anklage bejchränkt fi 
auf Verlegung, ja häufig auf abfichtlihe Verlegung der Ver⸗ 
fafjung. Dazu ift bei dem bis jebt einzigen Vorgange einer 
Minifteranflage in Deutichland der Grundſatz entſchieden wor- 
den, daß der Minifter auf die bloße ftändifhe Anklage hin 
(vor dem Sprude) jein Amt nicht niederlegt, jondern es be- 
hält, wenn ihm dad Vertrauen des Fürften bleibt. Dieß Alles 
iſt nicht bloß eine ohne allen Vergleich verringerte Gewalt der 
Stände über die Minifter, jondern es ift eine Einrichtung von 
ganz anderem Princip. Es befteht hier die Minifterverant- 
wortlichfeit bloß zum Zwecke der Verfaſſungsmäßigkeit, 
nicht wie in England zum Zwede der parlamentariſchen 
Regierung. Das heißt: fie befteht zur Sicherung, daß jebe 
Maapregel der DVerfaffung gemäß ſey, nicht zur Sicherung, 
daß jede Maaßregel dem Willen der Stände gemäß ey, die 
nachherige Billigung der Stände erhalte. Der Minifter haftet 
für unzwedmäßige Verwaltung, für Schaden, den er dem Lande 
anrichtet, nicht wie dort dem Parlamente, jondern nur dem 
Fürften. Hier fann denn fein Minifter des Föniglichen Auftrags 
fi) weigern aus dem Grunde, daß er die Verantwortung vor 
den Etänden trage, es jey denn, dieſer Auftrag wäre ver- 
faffungswidrig. Dem entiprechend ertheilen auch die deutichen 
Konftitutionen den Ständen neben der Anflage meiltend noch 
das Recht der Beſchwerde. Eine ſolche hat im englifchen 
Syſtem feine Anwendung. Wo die gefammte Regierung der 
Berantwortung vor den Ständen und ihrer Verurtheilung unter: 
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tragen, ift ein uralted, e8 wurde von den franzöfiichen General 
ftänden von jeher geübt, ed ift vieleicht auch der Urſprung 
und die frühelte Form der engliichen bill of attainder, als 
noch für eigentliche Anklage (impeachment) feine Befugniß 
beftand; fo Fönnen denn aud) Bedingungen gejeßt und in man- 
nigfacher Weiſe gejeßt ſeyn, unter denen allein dem Anflage- 
antrag Folge gegeben werden muß. Auch kann der Schub, 
der in der Minifteranklage gejucht wird, vielfah im anderer 
Art gewährt werden ; für finanzielle Streitigkeiten durch gericht: 
liche bez. ſchiedsrichterliche Entjcheidung*), für Unternehmungen 
gegen die Berfafjung durch Geriht oder DVermittelung des 
deutichen Bundes. Dad äußerfte Mittel, die ftändiichen Rechte 
geltend zu machen, ift der jchwierigfte Punkt, es ilt die Schneide, 
auf der die Verfaffung ftehbt und auf der fie fich nicht halten 
fann, ohne nach der einen oder andern Seite umzufchlagen. 
Iſt diefes Mittel ein mit völliger Sicherheit ausreichendes, jo 
ift e8 nothwendig auch bei Mißbrauch defjelben fo gewaltig 


— — — — — — 


*) Die Beſchlüſſe von 1834 verwerfen es, daß die Stände in den 
konſtitutionellen Staaten ungeſetzlich verausgabte Summen als in Kaffe 
befindlich betrachten und für das Steuerpoftulat (das ja nur ein Kompfe- 
ment ift) in Anrechnung bringen, al8 wenn das nicht Ioyaler und alt- 
landftändifcher wäre als die Anklage des Finanzminifters. Es ift das die 
einfache Folge: wenn den Ständen Rechnung gelegt werden muß, fo haben 
fie das Recht, unbudgetmäßigen Ausgaben die Anerkennung zu verfagen, 
fie anzufehen als wenn nicht Rechnung über fie gelegt wäre. Das Wei- 
tere gibt fi von felbft oder bleibt dahingeftellt. Was die Stände, na- 
mentlich die bayerifchen, denen c8 gilt, damit wollten, ift nichts Anderes 
als hierin nicht auf den: Wege der Beſchwerde fi durch die Behörde 
(Staatsrath) richten zu laffen, fondern, wo es dem eigenen Beutel gilt, 
auch nur das eigene Urtheil (oder das eines Gerichts) gelten zu laffen. 
Man fragt dabei: was foll gefhehen, wenn die Summe nun doch veraus- 
gabt ift? Nichterliche oder ſchiedsrichterliche Enticheidung wiirde feftftellen, 
ob fie je nach ihrem Gegenftände der Civillifte zur Laft fällt, oder im 
andern Falle, ob fie an dem beftimmten PBoften, den die Stände in Antrag 
bringen oder den die Regierung vorſchlägt, erfpart werden foll. 
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Das Necht des Fürften, ſelbſt zu regieren, dad dieſe redht- 
lichen Einſchränkungen der Minifterverantwortlichleit und der 
Kontrafignatur mit fich führt, äußert fi nicht minder aud) 
in Beziehung auf ſtaatsmänniſche Sitte und Marime. 

Sit es nad) parlamentarischem Princip verpönt, in den 
Verhandlungen den König zu nennen und dadurd einen Akt 
ihm zuzuschreiben, jo muß ed nach monarchiſchem Princip um- 
gefehrt verpönt feyn, die Negierungdafte fo zu bezeichnen, als 
wenn fie bloß von den Miniltern ftatt von Könige auögingen, 
wo dieß nicht |peciell in der Natur der Sache liegt. Damit 
ift die freimüthigfte Widerfegung gegen Regierungsakte nicht 
audgefchloffen. Sn den früheren europäischen Reichsverſamm⸗ 
lungen und in den deutſchen Landichaften war der Fürft gewiß 
ſo hoch geehrt ald gegenwärtig der König von England; den⸗ 
noch beitand feine Fiktion, weder daß der Fürft nicht Unrecht 
thun fünne, noch daß Alles von feinen Miniftern gethan ey, 
und war nichts deito weniger Tadel und Ablehnung der Pro- 
pofitionen, Beſchwerde über Maaßregeln und Geift der Negie- 
rung ohne alle Einjchränfung zuläffig und gewöhnlich. Gelbft 
perfönlibe Handlungen ded Fürſten können ohne Verlegung 
jeined Anſehens angefochten werden, wenn die Stände nicht 
als eine Autorität über der Negierung ftehen, fondern als Un- 
tertbanen Abhülfe dagegen ſuchen. Das auch in deutſche 
Kammergejchäftsordnungen eingedrungene Verbot, den Fürften 


nicht felbft eine Verfügung ift, nad) deutſchem Staatsrecht feiner Kontra- 
fignatur bedürfen und feine Diinifterverantwortung nad fich ziehen. Der 
Minifter, der fie vertheidigte, berief fi darauf, daß es in Deutfchland 
anders ſey als in England, daß hier noch die „Souveränetät des 
Fürſten“ gelte, und mußte darauf die Replik hören, ob denn der König 
von England etwa nicht Souverän jey? Hätte er dagegen vielmehr ein- 
gewendet, daß in Deutihland das monarchiſche Brincip verfaffungs- 
mäßig gelte, fo wäre der wahre Grund aufgededt geweien. 
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Ständewejens und der deutichen Verfaſſungszukunft. Es fragt 
fich: fol der Fürft regieren oder die Kammermajoritäten? Es 
ftellt fih nun leicht jo dar, daß jene engliihe Sitte, gemäß 
welcher die Minifter nad) einer Jogenannten Niederlage abtreten, 
nur eine nothwendige Folge aller entwidelten reihsftändifchen 
Verfaſſung jen; denn haben die Stände die Verhinderung gegen 
Geſetze, fo ift ed einfach, daß Feine Gejeße durchgehen, wenn die 
Majorität der Stände gegen die Minifter tft, Jomit können dieje 
Minifter nicht fürder regieren. Allein das ift nur richtig unter 
der Vorausſetzung, daß die Stände außer diefem VBerhinderungs- 
rechte gegen neue Geſetze noch andere Mittel haben, der Re- 
gierung Verlegenheiten zu bereiten, namentlich für die Finanzen. 
Derweigern die Stände die Steuern, die geheimen Fonds u. dal., 
dann allerdings läßt fich nicht weiter regieren, und muß der 
König die Minifter nehmen, welche die Stände wollen. Sft 
dagegen der Staatöhaudhalt in feinem bisherigen Gange ge- 
fichert, unabhängig von ftändiicher Willführ, jo kann die bloße 
Verwerfung der Gejeßpropofitionen die Minifter nicht zum 
Rücktritt zwingen. Denn es läßt fi) ohne neue Geſetze unter 
Belaffung der beftehenden fortregieren, und fragt ih dann, ob 
nicht die Nation ein größeres Interefje hat an dem neuen Gejebe 
al8 die Regierung, und demgemäß die Kammeroppofition nach⸗ 
zugeben genöthigt ift. Ja es wird eben deßhalb den Ständen 
gar nicht beifallen, die Verwerfung der Gelee ald ein Mittel 
zur Entfernung der Minifter zu gebrauchen. Bei jeder reichs⸗ 
ſtändiſchen Verfaffung wird der Fürft auf die Stände Rüdficht 
nehmen müljen, er wird nicht mit Miniftern regieren, die den 
ertremiten Gegenjat gegen die Volfdgefinnung, ja gegen den 
Geiſt der Verfaffung bilden, aber er wird nicht für Die oder 
jene politiihe Partei und noch weniger für die oder jene Schat- 
tirung derjelben, für die oder jene Koterie, vollends für das 
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oder jened Individuum in der Wahl jeiner Minifter beftimmt 
werden, er wird jelbft Die Principien der Minorität durch fein 
Anſehen aufredht halten können und der Majorität nur Mo⸗ 
derationen derjelben zugeftehen, nicht ihr die Regierung jelbft 
in die Hand geben müſſen. Er wird im Stande feyn, den 
Paroxismen der Zeit den unerjhütterlihen Widerſtand feiner 
befjern Einficht entgegenzuſetzen und einen jelbftitändigen Plan, 
wenn er nur die tieferen Intereffen wirklich befriedigt, durch 
alle Anfechtungen zulegt zur Erfüllung zu bringen. Bei allen 
ächten reichöitändiichen Verfaſſungen ift der Fürft genöthigt, 
Rückſicht zu nehmen auf die Stände, aber fie find e8 nicht 
minder auf den Fürften; es find zwei Subjekte von jelbft- 
ftändiger, wenn auch verichiedenartiger Macht. Nach parla- 
mentariihem Princip hört der Fürſt auf, ein ſolches zu ſeyn. 
Die Ericheinung der engliichen Verfaffung, daß die Minifter 
und dad Regierungsſyſtem von der Majorität ded Unterhaufes 
beftimmt werden, ftatt durch den König, ift danach nicht die 
naturnothwendige Folge des ftändiihen Zuſtimmungsrechts zu 
Geſetzen und zum Budget, fondern fie ift nur die naturnoth- 
wendige Folge der ftändiichen Diktatur über den Staatshaus⸗ 
halt, über die Perjonen der Minifter und ähnlicher Beſtim⸗ 
mungen, fie gehört daher nicht der reichsſtändiſchen und zwar 
fonftitutionellen Verfaſſung überhaupt an, jondern nur den 
Ipeciellen Einrichtungen des parlamentarijhen Princips. 


$. 115. 


Faffen wir nun das Alles noch einmal zujammen, jo beruht 
das monardhiiche Princip darauf, daß der Fürſt allein Die 
Abfaffung der Geſetze (Snitiative) bat, die Stände nur Zu- 
ftimmung und Petition, daß er allein die Adminiftration bat, 
daß nicht adminiftrative Anordnungen, noch weniger adminiftrative 

ll. 2. 26 


"ara 
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Verfügungen (private bills) ald Geſetze gelten und der ftämdijchen 
Zuftimmung unterliegen, daß er ſowohl fein eigenes fürftliches 
Einkommen ald audy die Mittel des Staatöhaushaltd unab- 
hängig von ftändiicher Willkühr mit Sicherheit befißt, nur für 
fakultative Ausgaben oder für Erhöhungen oder bez. für Ab- 
änderungen im biöherigen traditionellen Syſtem des Staatshaus⸗ 
halts der Stände bedarf, endlich, daß er alle diefe Rechte wirklich 
und nicht Scheinbar übt, und zu diefem Ende die Kontrafignatur 
und Berantwortung der Minifter oder fonftige Schutzmittel 
der Stände fich nicht weiter erftreden ald auf Einhaltung der 
Berfaffung. Diefe Einrichtungen find, wie überall gezeigt worden, 
wohl verträglich mit der Kortbildung des Ständewejend im 
neueren ftaatlichen (fonftitutionellen) Charakter, fie erfordern 
weder eine abgejchwächte, noch eine in privatredhtlidem Typus 
eingerichtete Reichsverſammlung. Es find zufolge derjelben die 
Stände feinesweged darauf beſchränkt, nur iſolirte Befugniffe 
geltend zu machen, ſondern ed bleibt ihnen die große mächtige 
Bedeutung, den gefammten öffentlichen Nechtözuftand zu Ichüßen, 
fie find die Wächter und Garanten für Erhaltung und Beob- 
achtung der Gefete, für Ordnung und gejegmäßige Verwen⸗ 
dung im Etaatöhaushalte und ben eine moraliiche Macht der 
Anregung und Fortbildung. Während fie nah engliichem 
Princip die gefammte Staatslenkung felbft beftimmen, find fie 
bier darauf beſchränkt, nur die gefeßlihen Grundlagen zu er 
halten und bez. mitzubeftimmen, auf welchen die Staatslenkung 
vor fih gebt. Dieß und nur dieß ift ihre geringere Stellung. 

Dagegen drängt fich die Frage auf, ob dieje Einrichtungen 
denn and) geeignet find, die monarchiſche Gewalt wirklich zu 
erhalten. Wird nicht die verbundene Macht der Volfsberathung 
und Volföbemegung über dieje Bollwerfe der Monarchie in Kurzem 
Meijter werden, bejonders in einer Zeit, in welcher die öffentliche 
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Meinung durchaus mehr für die Oppofition als für die Autorität 
Partei nimmt? Führt nicht hier, gleichwie auf glattem Abhange, 
der erite Schritt vom Gipfel herab unaufbaltiam zur Tiefe ? 
Die geihichtlichen Erfahrungen geben hier feinen Anhaltöpunft. 
Das miblungene Unternehmen der Reftauration, onftitutionelle 
Berfaffung und monarchiſches Princip zu vereinigen, tft fein 
Beweis gegen die Möglichkeit, da die Reftauration gegen alles 
das, was wir bier erörterten, verſtieß und hier überhaupt die 
wideriprechendften Einrichtungen neben einander ftellte: Aus- 
ſchließung ftändijcher Initiative und unbedingte Stenerverwei- 
gerung, enormen Cenſus und bloß numerifches Repräfentations- 
ſyſtem, Rüdjichtölofigkeit bei Wahl der Minifter und unbeſchränkte 
Preßfreiheit, politiihe Emancipation ohne Freiheit der Kulte. 
Ebenſo wenig aber find die deutſchen Fonftitutionellen Staaten 
ein Beweis für die Möglichkeit jolcher Vereinigung, da bier die 
monarchiſche Gewalt an den nichtkonftitutionellen Großmächten 
Deutſchlands eine Stüße hat. Die Gefahr, dab durch NReichs- 
ftinde, aller jener Sicherungen ungeachtet, die monardhiiche 
Gewalt übermeiftert werde, iſt nicht in Abrede zu Stellen. Eine 
reihöftändiiche Verfafjung, bei der die Bewältigung der Mo- 
narchie unmöglich wäre, gibt e& eben nicht. Es ift aber über- 
haupt jebt für die Monarchie eine Sicyerheit unter allen Um⸗ 
ftänden, alfo gleichviel wie regiert werde, faum mehr möglidy; 
jelbft die unumschränfte Monarchie fann durch Mißgriffe in der 
Regierung derjelben Macht erliegen, die man an den Ständen 
fürchtet. Die Sicherheit ift darum nicht bloß in der Berfafjung, 
ſondern zugleih in der Art der Regierung zu fuchen. Zft 
diefe nicht ftarf, energiich, auf feiten, wenn auch gemäßigten 
Principien ruhend, jo wird in demjelben Maaße thatſächlich in 
Widerjprud mit der Verfaſſung, bejonderd wenn dieje erſt neu 
eingeführt der ſichern Grundlage verjährter Uebung entbehrt, 
26” 
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die Gewalt an die Stände fommen, parlamentariſch werben. 
Sie folgt nah dem Naturgefe dem Stärferen. Die Berfaffung 
kann nicht mehr leiften, ald daß die Monarchie nicht von felbft 
und in dem ordentlihen Gange bewältigt werde, wie dieß im 
den weftlichen Staaten in den Inftitutionen mit Nothwendigkeit 
begründet ift. Sie fann nur leiften, daß ed nicht einer befondern 
(die Inſtitutionen neutralifirenden) Lift bedarf, um ſich ſtark 
zu erhalten, daß ed nur gilt feine Stellung zu behaupten, nicht 
erft den Ständen im glüdlichen Falle eine Stellung abzu- 
gewinnen. Das fann nicht ſtark genug herorgehoben werben, 
ed ift der Mittelpunft der Frage, wenn ed fi um die lebte 
Enticheidung handelt. Ohne in fich gerüftet zu jeyn, ohne ein 
geichloffened, ded Zieled wie der Mittel fichered Syſtem der 
Verwaltung fann eine Regierung nicht neu bervorzurufenden 
Reichsſtänden gegenübertreten, will fie nicht einen Wurf um 
ihre Exiſtenz thun. Wir behaupten, daß man ſich vor der See 
nicht zu fürchten bat, wenn man ihr nicht einen leichten Kahn 
(und das iſt die engliihe und franzöſiſche Verfaffung für die 
Monardie), ſondern ein wohlbemaftetes Schiff entgegengejebt. 
Aber wir behaupten nicht, daß ed mit einem guten Schiffe zur 
See jey wie zu Lande, oder daß ed nur der richtigen Konftruftion 
des Schiffes bedürfe, nicht aud) feiner richtigen Führung. 

- Hiemit ift denn der Grundgedanke der beitehenden dent» 
Ihen konftitutionellen Monarchie gezeihnet. Sie ift 
eine reichsſtändiſche Verfaſſung im ftaatlichen (publiciftiichen) 
Charakter unter monarhifhem Princip. 

Wo deutiche Verfaffungen ein Abweichende bereits enthalten, 
da joll ihnen hierdurch in feiner Weije Abbruch geſchehen. Die 
Unverbrüdlichfeit des beftehenden Rechts darf durch fein Raifon- 
nement und feine politifche Ueberzeugung angetaftet werden. 
Aber im Zweifel, wo pofitive Beftimmungen fehlen, muß für 
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deutſche Berfaffungen jened Princip zur Anwendung fommen, 
und wo ed fih um eine neue Einführung oder fünftige Fort- 
bildung handelt, da iſt e8 die Richtichnur. Dabei verfteht es 
fich von jelbft und ift überall bereitd angedeutet worden, daß 
das monardhifche Princip nicht bloß in verfchiedener Art realifirt 
feyn, jondern auch in größerem oder geringerem Grade die 
Berfafjung beitimmen fann. E8 fann die Sphäre ded Geſetzes 
und fohin der jtändiihen Zuftimmung, deßgleichen das ſtän— 
difche Recht der Bewilligung und Mitiprache für den Staats⸗ 
haushalt mehr oder minder ausgedehnt, ed kann die Specialität 
des Budgets mehr oder minder heruntergeführt, die Berantwort- 
lichkeit der Minifter mehr oder minder ſchwer, mehr oder min⸗ 
der vom Willen des Fürften abhängig ſeyn. Es kann, wenn 
die Stände reale Rechte haben, dafür jenfeit derfelben auch ihr 
Petitiondrecht und ihre Eonjultative Stimme (Diökuffion) genau 
eingejchränft jeyn. Es fönnen die Gefhäftsformen den Eindrud 
der ftändiichen Debatte erhöhen oder ermäßigen u. dal. 


$. 116. 


Eine noch ftärfere Bürgfchaft des monarchiſchen Princips 
wird nun darin gefunden, daß die Stände auf bloßen Beirath 
ftatt Zuftimmung befchränft jeyen. Namentlich für Preußen 
war die Berfaffung, welche Sriedrih Wilhelm IU. im 
Auge hatte, unausgeſetzt im Auge hatte, feine andere al: 
Stände in Bildung und Wirkſamkeit vom neuern Typus, 
aber mit bloß berathender Stimme. Schon im Edikte 
vom 27. Oktober 1810, zur Zeit der höchſten Drangjale des 
Krieges, ift nichts Anderes in Ausficht geftellt als 

„der Nation eine zweckmäßig eingerichtete Repräſentation 
„Sowohl in den Provinzen als für dad Ganze zu geben, 
„deren Rath Wir gern benügen, und in ber Wir 
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„nach Unfern landesväterlichen Gefinnungen gern Unjern 
„getreuen Unterthanen die Ueberzeugung fortwährend 
„geben werden, daß der Zuftand des Staates und der 
„Finanzen ſich beffere.“ 

Ebenſo beftimmt heißt ed in der berühmten und ents 
Icheidenden Verordnung vom 22. Mai 1815: 

8. 4. „Die Wirkſamkeit der Landesrepräſentation „erftredt 
„Tich auf die Berathbung über alle Gegenftände der 
„Geſetzgebung, weldje die perjönlidhen und Eigen- 
„thumsrechte der Staatöbürger mit Einſchluß der 
„Befteuerung betreffen.“ 

Deßgleichen ift in allen Befitergreifungspatenten fo wie 
in allen Erklärungen Hardenberg's ausnahmslos nur von 
beratbhenden Ständen die Nede, und Preußens Entwürfe bei den 
Miener Berhandlungen zur Errichtung des deutfchen Bundes 
ftimmen im Weſentlichen damit überein. Es iſt aljo überall nur 
der Beirath, der bier den Reichsſtänden zugedacht wird. 
Deffenungeachtet ift eine feſtgeordnete Berfaffung und „Urkunde“ 
über diejelbe, eine Konftitution beabjichtigt, welche ſonach 
die Regierung unter öffentliche ſtaatsbürgerliche Grundfäße ftellt, 
und iſt den Ständen eine fortdauernde und vollftändige Einficht 
in den Staatshaushalt zugefichert und eine Berathung für alle 
Geſetze des bürgerlichen Nechtözuftandes, nicht bloß die jo jura 
singulorum betreffen. So ift es denn auch gegenwärtig die 
Meinung Vieler und der Adhtbarften, daß in Preußen für den 
Fall der Berufung von Neichöftänden diefen nur Beirath zu- 
fommen dürfe, und dad Gegentheil den Fortbeftand der Monarchie 
gefährde. Bei berathenden Ständen, fcheint ed, bleibt Die Gewalt 
ungejchmälert in der Hand des Königd und wird der Energie 
und Uebereinftimmung in allen legislativen und adminiftrativen 
Maaßregeln fein Hinderniß bereitet. Sie haben überdieß noch 
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den Vorzug, daß eine freiere Würdigung der in ihnen fund 
werdenden Anfiht möglich it, und nicht nad) formeller Strenge 
wegen Mangeld einiger Stimmen ein Gejeßentwurf aufgegeben 
werden muß, der vielleicht lebendiger und einleuchtender ver- 
theidigt als angegriffen worden ift. Wir verfennen nicht: das 
Gewicht dieſer Anficht, und unter der Vorausſetzung, daß bloß 
berathende Stände wirklich jo viel mehr Sicherheit für die 
Monardie gewähren, ſtimmen wir ihr jogar bei. Daß dieſe 
eine noch enticheidendere Rückſicht ift ald die Erhöhung ftän- 
diicher Wirkfanfeit, ift der Standpunkt, von dem aud wir 
ausgehen. Aber wir müffen jene Vorausſetzung noch in Zweifel 
ziehen. Iſt die Regierung im fihern Befit der finanziellen 
Mittel und im fichern Beſitz der (wenn auch verfaffungsmäßig 
begrängten) Polizeigewalt, wie wir dieß fordern, ift fie nicht 
abhängig von den Ständen un die nöthigen Steuern, nicht 
abhängig um „Geſetze“ gegen politiihe Geſellſchaften u. dgl., 
ſo kann das ftindiihe Zuſtimmungsrecht zu den eigentlichen 
Geſetzen wahrlich die Monarchie nicht wohl gefährden, jondern 
Gefahr wäre nur von der moraliihen Wirkung der ftändiichen 
Petition und der Volfsayitation zu bejorgen, und dieje find 
bei berathenden Ständen nicht anders ald bei zuitimmenden. 

Auf der andern Seite aber haben wir geyen berathende 
Stände für jede größere Monarchie (und deßhalb denn aud) 
für Preußen) große Bedenken, und zwar — ganz abgejehen 
davon, daß und die Zuftimmung an fich die naturgemäße Stel- 
lung der Stände jcheint — grade im Interefje der Monarchie 
jelbft: 

1) Das Inſtitut der berathenden Stände ift ein Anlaß zu 
ftetem Berfaffungöfampf. Die Gewährung des Beiraths ent- 
hält fein Anerfenntniß der Berechtigung, die Stände haben 
fein Bewußtjeyn, daß fie etwas ausrichten, zu Etwas nüße 
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find, und haben darum das Streben nad) Erweiterung ihres 
Rechts, und doch gibt ihnen der Beirath eine thatſächliche Macht 
an der moralifhen Wirkung ſtändiſcher Meinungsäußerung, 
welche jenes Streben unterſtützt. Es mödte darum überall 
gerathener feyn, den Ständen bejtimmte Rechte zuzugeftehen, 
als ihnen eine Stellung einzuräumen, in der fie verſucht find, 
fi) Rechte felbft zu erringen. Sie fönnten bier der Beute 
mehr machen, ald womit man fie von vorn herein befriedigt 
hätte. Sa Schon an fi) und unmittelbar ift der ftändifche 
Beirath durch eben den Widerſpruch feiner rechtlichen Unbe— 
deutendheit und thatjächlichen Wichtigkeit oft ein größeres 
Hemmniß ald die Zuftimmung. So 3.2. fann man bei ver 
weigerter Zuftimmung den Vorſchlag in nächſter VBerfammlung 
wiederholen, man kann die Kammer auflöfen; das Alles wäre 
ungereimt bei einem jtändiihen Votum, dad man zu befolgen 
nicht verpflichtet ift, und dennod Tann man ſich oft über ein 
ſolches nicht hinwegſetzen. 

2) Das Inſtitut der berathenden Stände ſetzt die Regierung 
in moraliſche Verlegenheit. Sie befindet ſich durch daſſelbe un- 
endlich oft in der üblen Wahl, entweder durch Nichtberückſich⸗ 
tigung der ftändiihen Stimme das Land zu erbittern, oder aber 
durch Berüdfichtigung derfelben ein Zeichen der Schwäche zu 
geben. So namentlich Geſetze, die ihrer Natur nach mit der 
Anfündigung einer principiellen, vollends einer fittlichen Noth⸗ 
wendigfeit vorgelegt werden, läßt die Regierung zuftimmenden 
Ständen gegenüber vermöge rechtlicher Nothwendigfeit, daher 
mit Ehren fallen, berathenden Ständen gegenüber fann fie 
biefelben, wenn fie mißfällig find, nicht durchſetzen, ohne ihre 
Popularität, und nit aufgeben, ohne ihr Anjehen einzubüßen. 

3) Das Inftitut der berathenden Stände führt zu beftän- 
diger Aufregung des Kanded. Da fie nämlich feine rechtliche 
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4) Berathende Stände haben bei guten aber unpopulären 
Gejeten eine größere VBerfuhung zu verneinen, weil ihr Nein 
die Regierung doch nicht bindet, und daher ihre Veranwor⸗ 
tung geringer jcheint. Umgekehrt, wenn fie ſchlechte aber po» 
puläre Gejeße ablehnen, jo iſt das für die Negierung feine 
Ableitung der Ungunſt, weil fie diefelben troßdem vrlaffen 
fönnte. Sie erjeßen der Regierung alſo nicht, gleich ftimmen- 
den Etänden, die Hemmung wieder durch Stärkung. 

5) Berathende Stände find endlih ihrem Weſen nad 
nichts Naturgemäßes. Guten Rath fordert der König von 
feinen Beamten, feinen Miniftern, feinem Staatsrath, oder von 
Motabeln. Eine Landeövertretung dagegen hat Zuftimmung 
oder Berfagung zu geben, oder fie hat überhaupt feinen Grund 
zu eriltiren. Alle Landesvertretung ift nur möglid) auf dem 
Boden der Anerkennung, daß das Yand gemilfe Rechte habe, 
namentlich ein Recht auf den beitehenden Nechtözuftand, die 
ohne ihre Zuftinnmung ihm nicht entzogen werden fönnen. Eine 
periodiiche Abordnung aud dem ganzen Lande und periodilche 
Berufung großer Neihöveriammlungen bloß zum Zwede mos 
raliiher Kundgebungen ift denn auch thatjächlih ein Miß— 
verhältniß zwiſchen Stärfe der Zuficherung und Geringfügigfeit 
ihres Gegenjtandes, zwiſchen Aufwand und Erfolg. Der Nach⸗ 
theil iſt aber zuleßt auf Seite der Regierung, daß fie bei 
wirklich großer Eingejchränftheit doch den Schein der Uneinge⸗ 
Ihränftheit hat. Es iſt, wie wenn jemand ein Geſchenk macht, 
das viel foftet und wenig gleich fieht. Die Löjung des Pro: 
blemd kann auf feinen Fall in den berathenden Ständen ge- 
jucht werden. Denn Alles, was die Landesvertretung bei und 
überhaupt problematiich macht — der Dangel einer gejchichtlich 
bergebrachten Nepräfentation, die im Bewußtſeyn der Nation 
wurzelt, die oppofitionelle Etellung der Beamten ald Abgeordnete 


12. Kapitel. Das monardifche Princip. 411 


gegen die Regierung und die Verſuchung der Regierung zur 
Korruption diefer und der übrigen Kammermitglieder — alles 
das findet Sich ebenfo aud bei berathenden Ständen, wenn fie 
anderd nicht ganz bedeutungslos jeyn jollen, wo fie füglid 
beffer gänzlich wegfallen. 

Freilich kommt man über alles das hinaus, wenn eine 
Regierung, wie dad Manche von ihr wünfchen, fo viel Energie 
bat, überall nur ihrer Einficht zu folgen und die Stimme der 
Stände nicht weiter zu beachten, ald wenn fie felbft durch fie 
überzeugt wird. Seftigfeit und Energie wünfchen wir nun zwar 
auch der Regierung, aber eine ſolche Nichtbeachtung, auch wenn 
die Macht dazu gegeben wäre, ift nicht die Bedeutung der 
Stände, auch nicht der bloß berathenden, auch durdh fie joll die 
öffentliche Meinung an fi) und als joldye der Regierung gegen- 
über einen Einfluß erhalten. Die Meinungen und Wünſche fann 
man allenfalld3 auch auf anderem Wege, jedenfalld ohne fold 
geordnete Snftitution, erfahren, und wäre ed faum weile, den 
Willen der Nation, dem man ald ſolchem nicht gebunden jeyn 
will, dennoch mittelft einer regelmäßigen Einrichtung zur Kund⸗ 
gebung aufzurufen. Es gibt darum in diefer Hinficht nur zwei 
Arten von Einrihtung, die ohne allen Zweifel in fich überein: 
ftimmend und dauerhaft find. Die eine ift die rein monarchifche, 
bei welcher alle letzte Entſcheidung bloß beim Fürften ift, für fie 
paßt ſich feine Zuftimmung der Stände, aber ebenjo wenig eine 
regelmäßig notwendige Berufung und Befragung derfelben. Wie 
dürfte der Monarch, der feinen rechtlichen Widerftand gegen 
feine legiälative Gewalt anerfennt, ji) gegenüber ein Element 
ausbilden und fanktioniren, das ihm, wenn aud ohne Recht 
doch einen thatſächlich oft unüberwindlichen Widerftand entgegen- 
jeßt! Die andere Einrichtung ift die ſtändiſche oder konſtitutio⸗ 
nelle, bei weldyer die Stände als ergängendes Clement der 
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Negierung anerfannt find, und da tft ihr Zuſtimmungsrecht 
wefentlih. Dagegen für Stände von regelmäßig nothwendiger 
Berfamnilung und Befragung, aber mit bloßem Beirath, ift es, 
wenigftend in einer größern jelbititändigen Monarchie, zweifel- 
haft, ob fie eine mögliche Snftitution feyen, d. i. die für die 
Dauer beſtehen fann, ob diefe Inftitution nicht vielmehr ent- 
weder in Ohnmacht oder in Uebermacht der Stände übergehen 
müſſe. Mit der ehedem wohl häufigen Stellung der Stände 
fönnte eine solche Einrichtung nicht verglichen werden. Jene 
war ein Helldunfel von Beirat) und Zuftimmung (nicht Ent» 
ſchiedenheit des eriten), fette Feine regelmäßig nothwendige 
Berufung voraus und erhielt ſich eben in einer harmloſen und 
juriftifch undeterminirten Zeit. Auch wäre noch in fpäterer 
Zeit ſolche regelmäßig geordnete reichsſtändiſche Verfammlung 
mit bloßem Beirath (obwohl fienie vorfam) eher möglich geweſen, 
fo lange nämlich als die abjolute Gewalt des Monarchen die 
berrihende Meinung und moralifhe Macht im Volke war. 
Damald war von jelbit alle ftändifche Rede gleihlam an den 
Fürften gerichtet, ihn zu überzeugen und zu bewegen (mie im 
engliihen Haufe der Gemeinen ſtets der Sprecher angerebet 
wird), jebt dagegen ift fie überall an das Volk gerichtet, die 
öffentliche Meinung zu gewinnen. Das ift eine Thatfadhe, und 
dabei ift eine volljtändige Entwidelung reichsſtändiſcher Thätig- 
feit ohne reichöftändiiches Necht unter durdhgängiger abfoluter 
Enticheidung des Fürſten faum ausführbar. 

Wir juchen deßhalb die Sicherung der Monarchie nicht in 
dem verringerten Gewichte der ſtändiſchen Wirkfamteit, ſondern 
in ihrer Stellung. Wir juchen fie in der richtigen Verſchränkung 
von Regierungdgewalt und ftändiicher Berechtigung, daß die 
Regierung den Gang ded Ganzen allein beftimme, die Stände 
nur die beftimmte Frage mit enticheiden, jene vom Boden der 
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beitehenden Necht3ordnung aus völlig frei handle, diefe die 
beftehende Rechtsordnung zu behaupten Fug haben; daß die 
Bahnen der gouvernementalen Bewegung (polizeiliche Anorbnung, 
StaatshaushaltösFeitftellung u. |. w.) und die Bahnen der Un- 
terthbanenbewegung (Eigenthum, Freiheit gegen Strafgemalt, 
Steuern, Erhaltung der VBerfaffung) wohl auögefchieden, jene der 
Regierung vorbehalten, dieſe den Ständen eingeräumt jeyen *). 


$ 117. 


Das monarchiſche Princip, wie ed bier gezeichnet worden 
— wir wiederholen es — iſt da8 Fundament deutſchen 
Staatöreht3 und deutfher Staatsweisheit. 

Daß die engliiche Verfaffung ein Vorbild der europäischen 
Zukunft ift, darf nicht geläugnet werden; aber fie ift das nur 
von der Seite jenes ftaatlihen Charakters, nicht von der Seite 
diefer Uebermacht des Parlaments. Lebtere ift eine Folge nicht 
bloß bejonderer geihichtlicher Vorgänge, jondern aud) befonderer 
fortdauernder Zuftände: der beiden Nevolutionen, der wieder- 
holten Thronfolge auswärtiger Dynaltieen, die feine Wurzel 
im Lande hatten, der Konjolidirung und Macht der beiden po- 
fitiichen Parteien, der Berjchleuderung der Krondomänen. Sie 








*) Hier folgte in der zweiten Auflage eine Ausführung, „daß Preußen 
für den Fall reihsftändischer Verfaffung in einem ohne Vergleich höhern 
Maaße als die Meineren deutfchen Staaten das monarchiſche Princip be- 
haupten müßte für die Einheit feiner Provinzen und für feine Stellung 
nad) außen“, „Leine Gleichftellung mit den jetigen deutfhen Konftitutionen 
fir Preußen in Anſpruch genommen werden dürfe”, und wurde „flatt der 
Ausſchließung aller ftändifhen Zuſtimmungs⸗- und Bewilligungsbefugnifie” 
vorgeichlagen, ſolche zugugeftehen, aber vorzubehalten, „Daß der König der oberfte 
Richter tiber Streitigkeiten wegen Anwendung der Berfaffung bleibe”, fo 
daß aljo die „immer zweifelhafte Gränze“ durch ihn beftimmt werde. Die 
dort gegebene eingehende Darftelung und Rechtfertigung bat aber jeßt 
fein Interefie mehr. Das unter 4. und 5. ©. 410. iſt in der dritten 


Auflage nadgetragen. 
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gehört deßhalb der innerjten Individualität der englifchen Ber- 
faffung an, ift darum für England ſelbſt rechtmäßig, großartig, 
wohltbätig, aber außer aller Bergleihung und aller Nad: 
ahmung für andere Staaten. Und felbit für England ift es 
nicht gewiß, ob nicht bei der ftet3 finfenden Bedeutung bed 
Dberhaufes und dem Nachrüden der unteren Klaflen noch die 
Zeit fommen werde, in der dad Bedürfniß eines ftärferen Kö— 
nigthums allgemein empfunden wird. 

Es läßt ſich gar nicht behaupten, daß dieje parlamentariiche 
Uebermacht an fich der höhere VBerfaffungszuftand ſey, fo wenig 
ald daß fie der geringere ſey, ebenjo wie ſich auch zwiſchen 
Monardie und Republik feine allgemeine Entſcheidung des 
Vorzuges geben läßt. Die Frage zwiſchen dem monarchiichen und 
parlamentarischen Princip tft im Grunde nur in engerer Sphäre 
die Wiederholung der Frage zwiſchen Monarchie und Republik. 
Zu allen Zeiten hat es verichiedene Formen der Regierung gegeben 
für die verfchiedenen Staaten, e8 war bei dem oder jenem Volle 
dad monardhijche, dad ariftofratiiche, dad demofratiiche Element 
dad vorherrſchende; jede fonnte in ihrer Art und für ihre 
Zuftände trefflich ſeyn, und diefe Mannigfaltigkeit und Indivi⸗ 
dualität foll und muß aud) für alle Zufunft gelten, hierin fann 
nichts Allgemeines und Gleichmäßiges anyeltrebt werden. Co 
fann denn audy jett innerhalb des Kreiſes reichsſtändiſcher Ver: 
faffung nicht die Prüponderanz des Parlaments über den König, 
aljo des republifaniichen Elements über das monardhifche, eine 
allgemeine Aufgabe jeyn, jondern nur die Heritellung deffen 
was über allen jenen Elementen ftehen fol: der innern Noth⸗ 
wendigfeit und Gejegmäßigfeit in der Inftitution des Staates. 
Nur hierin und nicht weiter, gibt es für unfere Zeit ein allge: 
meined Maaß der Verfaffung. Der Geijt und Wille der Nation 
kann nicht regieren, weil er feine Perjünlichkeit ift, man wird 
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Unentbehrliche, Vorzüglichere, gegenüber der Stärke der Peri- 
pherie, und daß die letere nicht auf einmal, jondern nur in 
ftetem Wachsthum ihre Thätigfeit bis zu dem ihr gebührenden 
Punkt entwidele, die gejunde Weiſe des Fortichrittes. Es ift 
auch eine Täufchung, daß das Intereffe des Volkes am meiften 
zur Geltung fomme, je gejteigerter die Rechte der Reichöftände 
find. Im Gegentheil, ein gewiſſes Maaß der ftändifchen Rechte, 
fo daß der Negierung ihre Unabhängigkeit und Erhabenbeit 
verbleibt, fichert jened am meiſten; denn wie die Regierung 
diefer Stellung beraubt wird, jo wird fie in die Nothwendig⸗ 
feit verjegt, die Stände zu forrumpiren, man ift dann ber 
Gewalt des Fürften los, aber fommt in die Gewalt der her⸗ 
vorragenden Staatdmänner, die, um fih im Minifterrum zu 
halten, die Mittel und Aemter ded Landes an die Deputirten, 
die Straßen und Brüden u. |. w. an die Wahlbezirfe ver: 
geben. Man wird von Parteien beberricht, ftatt von der un- 
parteiiichen Macht ded Fürften. 

Wie für das parlamentariihe Princip Teine allgemeine 
Anforderung befteht, jo aud) feine allgemeine Befähigung. Die 
Engländer befiten biefür nicht etwa bloß bejondere politiiche 
Gaben, den Sinn für Selbititändigfeit, Gemeinthätigfeit und 
zugleich für beſtehendes (nicht bloß felbftgemachtes) Geſetz und 
erworbene Rechte — Gaben, die freilidy jedes Volk, wenn es 
bloß um fie fih handelte, in gleichem Grade fich zujchreiben würde, 
jey es mit Recht oder Unrecht, fondern fie befigen auch die 
durch Jahrhunderte allmählig erlangte Gewöhnung und Uebung 
ded Negierend, und was noch bei weiten mehr ift, die durch 
Sahrhunderte befeftigten Sormen der Verfaſſung, weldye gegen 
die eigene Meberjchreitung einen Damm bilden und die offenbar 
fein Bolf fi) geben fann. Dazu fommt nody ein anderer ent- 
Iheidender Umftand. In England find es die beiden politifchen 
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fich gezeigt, ed aufgreife. Wäre nicht den Sranzojen das Glüd 
geworden, dad regierungöflügite Haupt Europa’8 zum Könige 
zu befommen, jo möchte man jehen, wohin dort die Parlamen- 
tariihe Regierung führen würde Es bat aber diejer König 
dort die enorme Aufgabe, nicht bloß ſelbſt zu regieren troß 
des Widerftandes, fondern auch noch den Schein zu behaupten, 
als regiere er nicht. 

In Deutichland nun inöbelondere ift das monarchiſche 
Princip das rechtlich begründete, denn die Fürjten waren immer 
in diefem Nechte, und die neueren Erweiterungen ded Stände: 
weſens find ihnen nicht abgenöthigt, jondern ihre freien Zu— 
geftändnifie. Es ift aber auch dad politiich Erſprießlichſte für 
Deutſchland. Denn abgefehen von der Verwirrung, die über: 
haupt und überall ans feiner Beeinträchtigung droht, fommt 
in Deutichland noch hinzu, daß bei der ganz zufälligen Zers 
Iplitterung und Konglomeration des Territoriums in Staaten, 
die gar feine Stammgemeinfchaft und feine hiſtoriſche Gemein- 
Ichaft haben, der Schwerpunkt der VBerfaffung und der Geift 
der Regierung im Fürften und nicht in der Ständeverfanmlung 
feinen Sitz haben muß, fell ander& Einheit und Zufammenhang 
und joll Energie nad) außen bewahrt werden. Es find ferner 
in Deutſchland außer dem ftändiichen Einfluß noch andere Ga- 
rantieen gegeben, die man nicht geringer anſchlagen darf als 
diejen jelbft, und die nur bei Aufrechthaltung des monarchiſchen 
Principe fortbeftehen Fünnen. Dahin gehört vor Allem der 
intelligente, ehrenhafte und unentfernbare deut— 
ſche Beamtenſtand. Die Unentfernbarfeit der Beamten iſt 
von angejehenen und grade liberalen Politikern für unvereinbar 
mit fonjtitutioneller Berfaffung erklärt worden. Man muß 
aber unterjcheiden : fie iſt umvereinbar mit veichöftändiicher Ver- 
fafjung nad) parlamentariichem, nicht aber mit reichsſtändiſcher 
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Verfaſſung nach monarchiſchem Princip, d. h. fie ift unvereinbar 
mit Miniſtern, welche das Parlament, wie es will, verderben 
kann, und die für den poſitiven Werth ihrer Verwaltung in 
allen Maaßregeln dem Gerichte des Parlaments unterliegen; 
ſie iſt aber in einem bedeutenden Grade vereinbar mit Miniſtern, 
die für ihre Verwaltung allein dem Fürſten untergeben ſind 
und den Ständen nur für Einhaltung der Verfaſſung einſtehen. 

Die vorherrſchende oppoſitionelle Richtung der Zeit iſt nun 
aber in Deutſchland wie überall grade, bewußt oder unbewußt, 
gegen das monarchiſche Princip gekehrt. Sie iſt von dem Bilde 
erfüllt, daß, wie in England, die ganze Verwaltung, ja ſelbſt 
die Stellung nach außen durch die Nation, d. i. die Kammer— 
majoritäten und allenfalld die Prefje, beftimmt werde, und von 
den Artonı, dat dieſes der einzig vernünftige Zuftand ſey; daher 
Ichreibt fi die Ungenüglamfeit bei allen Zugeltändniffen, da 
dieje unmöglich jo weit fortgehen fünnen, jo wie in Stände: 
verſammlungen die Webertragung der engliihen Parlamentd- 
fitten und Marimen auf deutſche Berfaffungen, als verftehe fich 
ihre Geltung von jelbit. Ein vorherrſchend ariſtokratiſches 
Parlament wie in England will man freilich nicht, mantombinirt 
eben zwei Dinge, die bis jegt nirgend vereinigt beftehen, eine 
vorherrichend demofratiich gebildete Reichsverſammlung, wie fie 
in England nicht beftelt, und das parlamentarijche Princip, wie 
es bloß in England und jonft nirgend befteht, und das ift das 
Ideal. Ueberdieß tjt in England nad) feinem mittelalterlidhen 
Charakter jenes VBerhältniß zwijchen König, Miniftern und Par: 
lament ohne genaue rechtliche Feſtſetzung thatſächlich ſchwankend, 
ichwebend, auf dem Feltlande dagegen wird es mit der modernen 
matbematiihen Schärfe gefabt. Ein englifcher König von per: 
fönliher Energie fünnte im Nothfall ein Miniſterium gegen 
die Majorität halten, hier wird dag von vorn herein für eine 

27* 


420 1. Abſchn. Die Verfafjung des Staates. 


apodiktiiche Verlegung des „Eonftitutionellen Staatsrechts“ aus— 
gegeben. In diefer Weiſe aufgefaßt, bleibt dem Fürften zuleßt 
feine andere Funktion, als bloß die Stimmen zu zahlen, danach 
den Beſchluß zu ziehen, welches Syitem gelten und welche Führer 
fofort in's Miniftertum zu treten haben, eine Funktion, die 
füglich auch ohne einen König der Dirigent der Kammer, vielleicht 
jogar ihr Schreiber bejorgen fünnte Was man von Diefer 
Seite dem Fürften zumutbet, ift daher deutlich ausgeſprochen 
nicht8 Anderes ald Abdanfung der Krone. Unter allem Schein, 
dab er ja das Veto, daß er die Wahl der Minifter behalte, da 
er mit einem Parlamente nur noch Fräftiger regieren Tönne, tft 
nichts Anderes als dieß das Ergebniß in der Sache. So lange 
aber die Welt fteht, hat Fein Fürft, fein ariftofratifcher Körper, 
feine Bolföverfammlung ſich ſelbſt politiich entleibt, ohne Noth- 
wendigkeit einen Schritt gethan, der ihre Gewalt nicht bloß 
einschränfe, fondern abſchaffe. Kine ſolche Umwälzung der 
beftehenden Verfaffung haben die Völker fein Necht zu fordern, 
die Fürsten fein Necht zu gewähren. Ste dürfen die Macht, 
die Gott ihren anvertraut, nicht aus der Hand legen zu Gunften 
einer unbefannten und unerprobten Macht, die erft in der Zukunft 
erwachten joll. Sa vor Allem dem Volke ſelbſt find fie nicht 
minder jchuldig, die ficherfte Bürgſchaft feines Wohls uud feines 
Rechts, dad Königthum, zu erhalten, als fie ihm einen geficherten 
öffentlichen Rechtszuſtand und eine breite Ephäre eigener Mit- 
wirfung umd öffentlicher Thätigfeit gewähren follen. 

Dieſe verbreitete Vorftellungsweife und politiiche Richtung 
ift darum grade eine der größten Schwierigfeiten, die der Be- 
lebung ſtändiſcher Inititutionen entgegenfteben. 

Auf der andern Seite beruft man ſich zur Ablehnung 
ſtändiſcher Rechte und ftaatsrechtlicher Garantieen auf die Ge- 
wifjenhaftigfeit des Fürften und die Pflicht des Vertrauens. 


12. Kapitel. Das monarchiſche Princip. 421 


Diefe Argumentation ift nicht von Gewidt. Man könnte ihr 
mit demjelben Rechte eine Berufung auf die Treue des Volfes 
und die Zumuthung des Vertrauens in daſſelbe entgegenftellen, 
um die Garantieen des monarchiſchen Princips abzulehnen. Das 
Vertrauen jowohl des Fürlten zum Volfe ald des Volkes zum 
Fürſten ift immer unentbehrlich für das öffentliche Gedeihen, und 
alle mechaniſche Sicherung tft vergeblich bei böjem Willen oder 
Unverftand, oder bei Mißtrauen. Das aber fchließt nicht aus, 
dab die Stellung beider Theile in ihren wejentlihen Zügen durd) 
eine rechtlich unverbrüchliche Ordnung gefichert jey. Das Ver— 
trauen ift unbefangener, wenn man nicht in feiner ganzen Lage 
von Andern abhängt, und es ift feine unbillige Forderung, das- 
jenige, was Einem gebührt, nicht den guten Willen des Andern 
zu danfen, jondern dem eigenen Recht und der eigenen Macht. 
Eine viel bedeutendere Argumentation gegen ftaatörechtliche Ga— 
rantieen, als die Berufung auf die perfönliche Gewiſſenhaftigkeit 
des Fürſten, ift die Berufung auf die traditionelle Regierungd- 
weile. Eitte und Hebung find überall beſſer und felter ald das 
gefehriebene Geſetz. So wenn ed in einem Königsgeſchlecht 
ein erprobted Herkommen ift, nicht nad) Laune, ſondern nad) 
Etaatögründen zu regieren und an dem Gejebe und dem gere- 
gelten Gange der Verwaltung eine Echranfe anzuerkennen, die 
mehr noch ald der Volkswille dad wahre Princip der Regierung 
ift, dann muß ein Abfpringen von jolcher beitehenden Garantie 
der bürgerlichen Ordnung und Freiheit zu einer neuen generiſch 
andern, mit der man ed erſt zu verjuchen hat, als ein unbe: 
gründete Wageſtück erſcheinen. Aber etwas Andered ald dieſes 
Abfpringen ift die Ausbildung und Befeftigung eines bis dahin 
minder gepflegten Elements unter Erhaltung der beitehenden 
Garantieen und debhalb grade nach dem Maaßſtab ihrer Er- 
haltbarfeit. 
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Mit diefem politifchen Glaubensbelenntniß treten wir denn 
wieder auf jenen Boden der Unbefangenheit und des ernftlidhen 
Willens politiicher Freiheit, auf dem die deutihen Souveräne 
nad dem Befreiungöfriege bei Berathung der fünftigen Bundes- 
verfaffung fich befanden. Es war damals die erflärte Abficht, 
einen feften Rechtszuſtand den Unterthanen dur eine land- 
ftändifche Verfaſſung zu verbürgen, und zwar nicht in ber alten 
Beihränfung auf die bevorzugten Stände, ſondern in der Art, 
„dab alle Klaffen der Staatsbürger daran Theil nehmen.“ 
Dagegen hatte man ſowohl bei Feſtſetzung des Art. 13. der 
Bundes-Akte, ald bei den Verhandlungen, die ihr voraudgingen, 
nie eine Entfernung vom monarchiſchen Princip im Sinne. Die 
Rechte, welche den Ständen ald Minimum zugefichert werden 
follten, find nad) den deßhalb vorgelegten Entwürfen von der 
Art, daß fie das nicht erichöpfen, was nad monarchiſchem 
Princip noch gewährt werden kann. Die preußiſch⸗-öſterreichiſchen 
Entwürfe räumen den Ständen bloß Berathung, und bloß für 
neue Steuern Zuftimmung ein, die Note des hannoöveriſchen 
Gefandten vom 21. Oftober 1814 und die der 29 Heineren 
Souveräne vom 16. November außerdem audy noch Zuftimmung 
zu Geſetzen und Beſchwerde beim Fürſten wegen Malverjation 
der Staatödiener. Es war debhalb auch fein Widerſpruch mit 
ihrer urjprünglichen Abficht, Daß die deutſchen Fürſten jeit 1819, 
da auswärtige Ereigniffe und inländische Stimmungen bedrohlich 
ichienen, die Aufrechthaltung des monarchiſchen Princips als 
ihre dringendfte Aufgabe fi) vorjeßten. Sie wollten zuerft 
gegen die Territorialdespotie des Nheinbundes die Nechte ber 
Unterthanen, und nachher gegen jene ungeläuterte Bewegung 
die Feftigkeit der Monarchie ftügen, und das ift völlig im 
Einflang. Nur darin liegt ein Widerſpruch, oder doch eine 
merfliche Abweichung von der zuerft betretenen Bahn, daß bei 
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der neu hinzugekommenen Aufgabe die alte zurüctrat, daß, wenn 
auch die früheren Intentionen nicht gejeßlich zurückgenommen 
wurden, doch die Energie der Ausführung nunmehr bloß dahin 
ging, Volfsbewegung abzuhalten, nicht auch einen öffentlichen 
Nechtözuftand zu befeitigen, dab nun bloß ein Marimum 
ſtändiſcher Rechte feitgejett wurde, dagegen die FeftieBung eines 
Minimums ſtändiſcher Rechte, die doch zuerft allein die Abficht 
war, unterblieb, demnach auch jede Einrichtung dem Art. 13. 
gemäß befunden wurde, welcher der Souverän den Namen 
Zandftände gab. Ein unbefangenes Urtheil wird jedoch aud) 
nicht außer Acht laffen dürfen, wie e8 damals mit der politifchen 
Bildung Stand. Als allgemeined Symbolum derfelben fann das 
von einem deutichen Bundestagsgelandten verfaßte „fonftitutio- 
nelle Staatörecht” betrachtet werden. Nach ihm gilt ed unter 
Anderem als eine ausgemachte Sache, daß der Thronfolger 
nicht von feinem Föniglichen Vater, jondern von einer Kommilfion 
der Volföverfammlung fonftitutionell erzogen werden müſſe. 
Wohin wäre man gelangt, wenn unter der Herrichaft diejer 
Yehren DOejterreih und Preußen „Konftitutionen” eingeführt 
hätten? Möge der Jeitpunft fommen, daß eine Energie nad) 
beiden Seiten hin möglid) werde, daß ein deutliched und volled 
Bewußtieyn fid) bilde, was fönigliche und was ſtändiſche Sphäre 
ſey, und damit eine Sicherheit, überall die eine tapfer zu be— 
haupten, ohne die andere zu überjchreiten! Mögen die volfs- 
herrichaftliche und die königliche Partei aufgehen in einer höheren 
Anſchauung des Staates ald des fittlich intellektuellen Reiches, 
in welchem die über dem Volk erhabene fittlihe Autorität, die 
der König ift, und das Volk jelbft ald fittliche Gemeinjchaft 
ihre nothwendige und feitbegrängte Stellung einnehmen. 
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Dreizehntes Kapitel. 
Die Landesvertretung nad 1848. 


$. 118, 


Sn den vorbergehenden Kapiteln, die faft unverändert 
nach der zweiten Auflage (1846) abgedrudt find, ift die Ent- 
wicelung der Inftitution der Yandeövertretung nach ihren ver- 
Ichiedenen Stadien und den ihnen entnommenen Principien 
und Streitfragen — privat- und ſtaatlich, ſtändiſch und reprä- 
ſentativ, monarchiſch und parlamentarifch — dargelegt. 

Seitdem erfolgte die Kataftrophe von 1848. Sie war 
ein weltgeſchichtliches Gericht zunächſt über den liberalen Kon: 
ftitutionalimug, dann über die Demokratie. ind nach dem 
andern ftürzte in Sranfreich zufammen, und über ihnen errichtete 
fich die abfolute Gewalt. Grade durch diefe Kataftrophe aber, 
welche in Sranfreich den Abſolutismus berbeiführte, ift Preußen 
in die Neihe der „Eonftitutionellen Staaten” d. i. der Staaten 
mit Landesvertretung und mit verbürgten Rechten der Unter: 
thanen eingetreten, und es ift ihm das Problem zugefallen, 
die bis jetzt unhaltbare Iuftitution in einer haltbaren Weile 
zu gründen. Wirklich gibt Preußen nunmehr dad Beifpiel, 
dab in einem großen, jelbftitändigen, nicht von außen geftüßten 
Reiche bei einer Yandeövertretung neuerer Art das monarchifche 
Princip beiteht, d. h. das Königthum die freie und mächtige 
Stellung behauptet, wie fie im vorigen Kapitel gezeichnet wurde. 
Auch hier wogten zwar zuerft in dem Chaos des Sommers 
1848 die Parteien der Nevolution durcheinander. Der demo- 
fratiihe Konftitutionalismus nach 1791 und der liberale Kon: 
ftitutionalismus nad 1830, den man nur durch vollftändige 
Ausſchließung alles königlichen Einfluffes zur „Wahrheit“ zu 
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nicht gejeßlich, aber durd) den Vorgang von 1844 feftgeftellt.”) 
Das Gefeh über die Minifteranflage, von der Regierung jelbit 
eingebracht und in der Zweiten Kammer von einer Minorität 
vergeblich befänipft, wurde in der Eriten Kanımer abgelehnt.’*) 
Zu diefen entjcheidendeu Zügen des monarchiſchen Principd trat 
num noch ein anderer hinzu: das iſt die Anerfennung eines 
Gebietes, in welchem der König allein jeine Gewalt übt ohne 
rechtlichen und ſelbſt ohne moraliihen Einfluß der Landes— 
vertretung, alfo dad Gegenftüd von 1640. Ein foldes ift 
hauptſächlich die Stellung zur evangelifchen Kirche. Während 
in England der König auch jein oberſt-biſchöfliches Recht durch 
die verantwortlichen Minifter üben muß, und ed je nady der 
Denkart diejer Minifter und ihrer Partei geübt wird, fo übt 
es der König von Preußen rechtli und moraliſch unabhängig 
von Kammern und Minilter. Auch die Ausſcheidung von 
Gegenjtänden des Provinzial-Landtags, welche, da diefer nur 
berathend ift, ihre legte Entſcheidung durch den König erhal: 
ten, fann man dahin rechnen. Durdy alles das, möge es mehr 
oder minder wichtig ſeyn, bewahrt doch der König eine Macht 
yerjönlihen Willens, und kann die ganze fonftitutionelle Vor: 
ftellungsweile, nad) weldyer der König nur anordnet, was die 
Miniſter beichließen, nicht Plab greifen. Zwar find die Aus: 
drucksweiſen von 1848, die in der DB. U. Stehen geblieben, 
feineöweged etwas Gleichgültiged. Auch find manche bedenf- 
liche Einrichtungen übrig. So 3. B. ift eine engere Begrän- 
zung für das Gebiet des Geſetzes zu vermiffen, daß nicht alle 


H Ueber den Antrag, geſetzlich einen ordentlichen, nur durch Geſetz 
abänderlichen und einen außerordentlichen Ausgabe - Etat feftzuftellen, der 
bis jetst die Zuſtimmung der [l. Kammer nod nicht erhalten, ſ. die Verb. 
der J. Kammer 14. Febr. 1852. 

**) Vergl. meinen Namens der Kommiſſion erftatteten Bericht und 
die Verhandlungen der I. Kammer von 1851. 
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und die Stände nur Sonderredhte vertraten, jondern Recht bes 
Königs und Recht der Landesvertretung durchdringen ſich zu 
einem und demfelben öffentlichen Beruf. Es ift im Weient- 
lichen, nad) Maaßgabe der Wiener Schlup-Afte, „Die gefammte 
Stantögewalt in dem Oberhaupte des Staated vereinigt, und 
der Souverän nur in der Ausübung beftimmter Rechte an Die 
Mitwirkung der Stände gebunden." Aber dieje beftimmten 
Rechte find eben von der Art, daß fie den Zuftand des Ge- 
meinwejend beitimmen, daB ed ein Zulammenmwirfen zweier 
Mächte für den Staat iſt. Es ift das der Rechtszuſtand, wie 
ih ihn 1845 formulirt und jeine Möglichkeit als ein Poftulat 
geftellt habe (ſ. o. $. 100 und 104). Er ift die thatjächliche 
MWiderlegung der Haller-Genz'ſchen Auffaffung, dab es 
feine Sandeövertretung monarchiſchen Charakter gebe außer 
der altlandftändischen. Nicht minder eine thatjächliche Wieder: 
legung der Auffaffung Macaulay's, daß aud der mittelalter- 
lichen Verfaffung (dem ſtändiſchen Königthum) nur zwei Wege 
feyen, entweder zur unumſchränkten Monarchie (Louis XIV.) 
oder zur jeßigen engliichen, das ift unterdrüdten Monardhie. 
Nun darf man allerdings einen Theil der Macht, melde 
der König unter der jeßigen Verfaffung behauptet, der reaftio- 
nären Strömung der Gefinnung nad) der Revolution zufchreiben, 
und infofern gibt der jeßige Zuftand Preußens nur einen Beweis 
ihrer Möglichkeit unter ſolcher Verfaſſung, nicht aber ihrer Dauer: 
haftigkeit. Allein der Hauptfache nach beruht die Macht des 
Königs doch nicht auf der bloßen Gefinnung, fondern auf jenen 
Einrichtungen, und beitänden fie nicht, jo würde die Oppofition 
dennoch diefelbe gebrochen haben. Ein großer Theil der Menfchen, 
nicht durch Ueberzeugung unverbrüchlich gebunden, oder unflar, 
ihlägt fi dahin, wo die Macht ift, und wäre der lebte Erfolg 
auf Seite der Oppofition zu erwarten, jo hätte fie wielleicht die 
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Majorität, "wie fie jet meiltens der König hat. Eben darum 
werden aber jene Einrichtungen auch in einer mehr vevolutionär 
erregten Zeit ein hinreichend ftarfer Wal jeyn, um die Macht 
der Krone zu behaupten, ja fie find von der Art, dab bei 
einem äußerſten Zujammenftoß der Ausgang vielmehr die Auf- 
bebung der Landesvertretung und nicht die Entkräftnng des 
Königthums ſeyn muß. Wenn es anders fonımt, jo liegt e8 
niht an den Einrichtungen, ſondern an Mißgriffen, durch 
weldhe auch die unumjchränfte Monarchie unterliegen kann, 
oder an weltgejchichtlichen Strömungen, denen feine Verfaffung 
einen Damm jeben fann. 

Eine weit größere Schwierigfeit ald die richtige Stellung 
zwijchen König und Landesvertretung aber tft die angemefjene 
Bildung der Yandeövertretung, durch welche felbit wieder haupt- 
ſächlich ihr Fortbeſtand bedingt ift. Für dieſes Problem, wenn 
es auch noch nicht gelöft iſt, kann doch aus der Erfahrung 
jeit 1848 eine bedeutende Einficht genommen werden, die 
jedody auf's Neue aus den Principien begründet werden muß. 


8. 119. 


Fragt man, welches gegenwärtig und namentlich in Deutich- 
land die angemejjene Zujammenjegung der Landesvertretung 
jey, fo ftebt vor Allem außer Zweifel die Cinrichtung der 
zwei Kammern oder Häujer. Die Einrichtung der drei 
Kurien gehört dem ältern Ständeweſen, die der Einen 
Kammer gehört der Revolution an. Seitdem in England das 
mittelalterliche Kurienivftem durchbrochen und die Kandeövertre- 
tung des neuen Staated aufzerichtet ift, geht denn auch die 
Einrichtung der zwei Kammern durch alle Staaten der gefitteten 
Welt, jo weit fie Landeövertretung haben. Die jämmtlichen 
fonftitutionelen Monarchieen Europa’8 haben fie in der oder 
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jener Geftalt fich angeeignet, und die es nicht tbaten, fommen 
nicht in Betracht; denn die franzöfiiche Verfaflung von 1791, 
die ſpaniſche von 1820, hatten nur ephemeren Beftand, und 
die deutichen Staaten, die zu Hein find, um den fchweren poli- 
tiihen Apparat der zwei Kammern zu ertragen, haben dod 
die Elemente eined Dberhaufed, die erblichen PVirilftimmen in 
ihre Eine Kammer aufgenommen. Aber auch das republifanijche 
Nordamerika ift dem engliſchen Borbilde in feiner Weile gefolgt. 
Somohl die Verfaffung der vereinigten Staaten, als die jedes 
einzelnen Staates, bat neben dem Repräfentantenhaus noch 
einen Eenat”). Dieſe Geftalt der Landesvertretung bat deb: 
halb ohne Zweifel ein inneres Gejeg und eine allgemeine 
Nothwendigkeit fir unfere Zeit. 

So wie die Kandeövertretung nicht mehr die Sonderredhte 
je der verichiedenen Etände wahren, jondern durchaus einen 
öffentlichen Beruf für das Ganze des Staated erfüllen fell, 
theilt fie ſich auch nothwendig nidyt mehr in die drei oder vier 
ſtändiſchen Körper, fondern in die zwei politiſchen Inſti— 
tutiomen: dad Dber- und Unterhaus. Sie beruhen ge: 
hichtlih wie nach ihrem Weſen auf dem Gegenjaß herr: 
I\haftliher und gemeiner (d. i. nicht: herrichaftlicher) 
Stellung. Das Oberhaus bildet urjprünglid) der eigentliche 
Herrenftand, die Träger jelbftitändiger und umfafjender 
obrigfeitliher Gewalt über eine Belißung, die Barone und 
wegen ähnlicher Nechte die Prälaten. So wie nun mit der 





*) In Pennſylvanien hatte man anfangs nur Eine Kammer errichtet, 
verleitet dur) den mehr blendenden als treffenden Epott Franklin's, 
daß ihm das Zweikammerſyſtem vorfomme, wie wenn man an einem 
Wagen ein Pferd vorn und eins hinten anſpanne, daß fie nad) entgegen- 
geſetzten Richtungen gehen. Aber auch bier, wie in einigen anderen 
Staaten, die daſſelbe verjuchten, fand man fi) bald zur Einführung des 
Senats bewogen. 
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berrichaft, Gleichheit, Auflöjung; denn jo irrig die Vorftellung 
ift, daß folder Andrang eben die Natur oder gar ber Beruf 
des Unterhaufes jey, jo kann doch das Unterhaus ihm, wenn 
er in der Bevölkerung entitebt, bei feiner Abhängigfeit von den 
Wahlen der Mafje, nidit den gleihen Widerſtand entgegen: 
legen, — andrerjeitd gibt e8, wenn ed feiner Aufgabe entipridht, 
jelbft den Antrieb zu Steigerungen und neuen Schöpfungen im 
Sinne der organischen Bande, der Zucht und der Einigung 
für große patriotiihe Zwede. Inöbejondere hat das Ober: 
haus noch den Werth der Vermittelung zwiſchen der Krone 
und dem Unterhauſe. Es ift der Krone näher durd die Ver- 
wandtichaft der Stellung und der Intereſſen, in ihm iſt bie 
Seite eined Rathes der Krone, im Unterhauje Die Seite eined 
Schutzes der Bevölferungd-Intereffen die vorherrſchende. Es 
ftärft darum die moraliiche Macht ded Unterhaufed gegen die 
Krone, und ift für die Krone bei Widerſtand gegen das Unter: 
haus eine Ableitung der Ungunft. Mit diefem Erfolg für den 
öffentlichen Zuftand, der fein eigentlichites Weſen ift, fichert ed 
doch immer auch den Klaffen, die ed umfaht, ihre eigenen 
Rechte und Intereſſen, vor Allem eben diefen ihren politischen 
Beruf, der jelbft ihr oberites Recht ift. Das ift die organiiche 
und rechtliche Bedeutung des Oberhauſes. Ueberdieß hat es 
noch die mechaniſche, dab es mittelit des Gegengewichts der 
beiden Kammern die Reife der Berathung fördert. 

Aud diefer Bedeutung des Oberhauſes fommt es auch, 
dab die Verleihung der Site wenigftend in großem Umfange 
vom König abhängen muß. Denn berrichaftliche Stellung 
fann im monarchiſchen Staate nur vom Fürften kommen, und 
ift darım Berufung durch den König für erblidhe und lebens 
länglihe Theilnahme an der Yandesvertretung ſchlechthin noth- 
wendig, ebenjo wie fie umgefehrt für temporäre Theilnahme 
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zulegt dazu, das Gewicht bloß auf die Zweizahl der Kammern, 
ohne alle Rüdficht auf deren Beichaffenheit, und namentlich die 
ariftofratifchen Beftandtheile ded Oberhauſes, zu legen, und 
daher beide Kammern aus demjelben Stoff der allgemeinen 
Volkswahlen zu bilden, wie in Franfreid nad) der Verfaffung 
von 1795 der Rath der Alten und nad der norwegifchen Ver: 
faffung das Fag- Ding bloß aus der gleihartigen Maffe der 
Deputirten für die Dauer des Reichstages auögeichieden wird. 
Auf diefe Weile aber wird ſelbſt jener mechaniſche Erfolg nicht 
erreicht; denn zwei Kammern, die aud demjelben Volkselemente, 
aud derjelben Partei zulammengejebt find, werden ſich gegen. 
jeitig an Weberftürzung wenig hindern. Snöbejondere auch der 
Schuß der Krone fann nur von einer Kammer, deren Mit- 
glieder nad) der eigenen Lebensſtellung ihr verwandt find, nicht 
von Errichtung zweier Kammern überhaupt erwartet werden”). 





fonftituwirende Berfammlung nur Eine Kammer feyn dürfe, weil es gelte, 
ohne Hemmung Mißbräude abzujchaffen. Für nachher aber zwei Kammern 
zu errichten, war da8 Streben einer bedeutenden Partei. Als Motiv hierzu 
führt der VBerichterftatter, Erzbiihof von Bordeaux, (27. Juli 1789) an: 
pour prevenir toute surprise et toute precipitation, pour assurer la 
maturite des deliberations, dann: que l’intervention du roi dans la k- 
gislation serait vaine, illusoire et sans force contre la masse irresistible 
des volontes nationales, portees par une seule chambre. Dabei wird 
jedoch bejonders hervorgehoben, daß die Theilung des gejetsgebenden Körpers 
in zwei Kanımern doit être sans egard aux distinctions d’ordre. Mou⸗- 
nier dagegen erkennt wenigftens das an, que les senateurs ct les repre- 
sentants devraient &tre dans une position differente afin de n’&tre pas 
animes des mêômes passions. Aehnlich Tally» Tolendal. Die Lebens 
länglichfeit oder längere Dauer foll den Unterfchied bilden. Das Alles 
fett eine aggregatiftiiche Volfsrepräfentation voraus. 

*) Uebrigens ift das eine Täuſchung, daß, wenn nur ein wahrhaftes 
und tüchtiges Oberhaus beftche, die Rechte und Prärogative der Krone 
geringer jeyn dürften. Das beftbeftellte Oberhaus kann keinen Wall gegen 
Andrang bilden, wenn nicht die Krone fhon in fi ſtark und felbftftändig 
if. Jedes ariftotratiihe Element für fi allein muß in der Gegenwart 
von der Mehrheit überwältigt werden, aber das Königthum iſt zu allen 
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unten, die Vorbildung der Söhne für die gewiſſe Tünftige 
Laufbahn, die Aehnlichkeit zur föniglichen Stellung und dadurch 
die befondere Fähigkeit zur DVermittelung zwiſchen Thron und 
Rolf. Deffenungeachtet ift e8 jet nicht mehr angemeffen, daf 
die erbliche Pairie den alleinigen, ja auch nur den Haupt⸗ 
beſtandtheil des Oberhauſes bilde. Denn fie ift nicht mehr 
dad Hauptelement der Macht im Lande. Es beitehen gegen: 
wärtig nirgend mehr einzelne Häufer, die gleich denen des frühern 
Herrenftandes an der Spitze zahlreiher Vaſallen und Unter: 
thanen eine Macht gegenüber der gefammten Bevölkerung böten, 
und dadurch geeignet wären, auch ein Haud gegenüber dem 
Haufe derjelben zu bilden. In England ift dad Haus der 
Lords durch ein überlieferted Anfehen von den Zeiten ber 
normänniihen Barone her getragen, und felbit dort wird ed 
je mehr und mehr machtlos gegen dad Haus der Gemeinen. 
Wo nun aber vollends ein Oberhaus nen gebildet wird, find 
die jetzigen erblichen Pairs, die nichts Andered vertreten ald 
ihre eigene Familie mit einem Fleinen Anhange, nicht im Ent- 
fernteften im Stande, das Gleichgewicht gegen die allgemeine 
Volkskammer zu bilden. Dazu haben joldhe Höchitgeftellten 
haufig grade wegen diefer ihrer Ohnmacht eine Verſuchung 
und Xengftlichfeit, ihre Popularität zu erhalten. Die ehedem 
Reichsſtändiſchen infonderheit find meilt Neulinge im Lande. 
Endlich it e8 bei neuer Bildung des Dberhaufes ein Mißſtand, 
wenn alle Mitglieder durch die gegenwärtige Regierung er: 
nannt werden, dad beeinträchtigt die Unabhängigfeit und bie 
Anerfennung der Unabhängigfeit, welche ein Hauptvorzug dieſer 
Inftitution ift. Es ift die Gemöhnung an die Montedquien’- 
Ihe, England abgezogene Theorie, daß man die erbliche Pairie 
ald das Weſen des Dberhaufed betrachtet, und ſich darin grade 
im Höchften fonjervativ bünft, obwohl diefe Snftitution in 
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von dem Herrenftand herab zur Ritterichaft, fo koͤnnen fie nicht 
ausgefchloffen werden, da fie von dieſer nicht gleichwie von 
jenem überragt werden. Ihr Abordnungd- oder Präfentationd: 
recht muß dann entweder von den Magiftraten oder von einer 
ſtädtiſchen Ariftofratie ded Reichthums und der Gewerkemadt 
geübt werden. | 

So ftehen ſich die beiden Weilen entgegen: die erfte 
Kammer, nach biöheriger fonjervativer Theorie und dem Beilpiel 
der Reitauration, aus erblichen Paird und perjönlicdhen, vom 
König auf Yebensdauer berufenen Notabilitäten, — die erfte 
Kammer mit ftändiichen Beltandtheilen, hauptiächlich einem ge: 
wichtigen ariftofratiichen Beftandtheil außer der erblichen Pairie, 
durch den Stand ſelbſt gewählt oder präjentirt. Jene fteht 
auf der geringen Macht weniger Familien und auf königlicher 
Ernennung, diefe hat ihre Wurzeln in den mächtigſten Ele 
menten des Landes. Dieſe allein gewährt deshalb noch jet, 
was jene in alten Zeiten gewährte, aber jet nicht mehr ver- 
mag: eine ftarfe konſervative Macht und eine ftarfe Stüße ber 
Krone. Dazu fommt nod, dab diefe Elemente (Ritterfchaft 
und Städte) und nicht ein neu zu freirender hoher Adel in 
unferen deutſchen Staaten die geichichtlich berechtigten Stände 
für die Vertretung find, und ihnen aljo auch vom rechtlichen 
Standpunft dieſer ihr politifcher Beruf, der ihnen in der 
alten Geftalt genommen ift, in der neuen Geftalt gewahrt 
werden muß. 

Es ift hiergegen fein Einwand, daß Nitterichaft und Städte 
ihren natürlihen Sig in Unterhaus haben; denn abgejehen 
davon, dab dad jet (bejonderd für die Nitterfchaft) nicht mehr 
der Fall ift, gehört es grade der Einrichtung der zwei Häufer 
im Unterjchiede von den Kurien an, daß derſelbe Stand, je in 
verjchiedener Weiſe, in beiden repräfentirt feyn fann. Lebend- 
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Es ift aber die politiihe Aufgabe, der Erften Kammer 
dad moraliſche Webergewicht über die zweite zu verſchaffen. 
Nach dem Syſtem des Liberalismus geht die Abftufung von 
unten nach oben: das Unterhaus joll die höchſte Macht, dad 
Oberhaus die geringere, der König die geringite ſeyn. Das 
richtige Verhältniß ift das grade umgekehrte. Der König joll 
die oberfte Macht, die größere nad) ihm das Oberhauß feyn. 
Das ift nun gar nicht denkbar bei einer Eriten Kammer nad) 
der gewöhnlichen Doftrin, die bloß auf königlicher Ernennung 
beruht, es Tann dagegen erreicht werden durd eine Erite 
Kammer, die zugleich auf die mächtigen Stände ded Landed 
fich ftüßt, wenn anderd auch die Intelligenzen (beider Par⸗ 
teten) ihr nicht fehlen. Auch muß fie biefür an Zahl der 
Mitglieder, die immerhin für Anfehen und feierlichen Cindrud 
von Belang ift, in einen entjprechenden Verhältniß zur andern 
Kammer Itehen*). 


*) Bergl. iiber das Alles meine Neden in der Erften Kammer vom 
22. Nov. 1849 und vom 5. März 1852 (f. jest Stahl's Reden. 1862, ©. 53 ff.). 
Unfer Antrag von 22.Nov. 1849 bei Revifion der Verfaſſung enthielt neben 
den erblihen Mitgliedern als Hauptelement 60 Abgeordnete der großen Land» 
eigenthülmer und 40 der größeren Kaufleute und Fabrikanten. Der Antrag fiel. 
Aber eine ähnliche Zufanmenfegung wurde jpäter durch königliche Propofition 
durchgeſetzt: außer den erblichen und einer ſehr beſchränkten Zahl lebens⸗ 
längliher Diitglieder 90 Abgeordnete der Höchftbefteuerten (thatfächlich 
der Pandeigenthilmer), 30 der Gemeinderäthe der größeren Städte. Das 
ift der Art. 65 der V. U. Als unn 1852 ftatt deffen Bildung der 
I. Kammer durch föniglihe Ernennung erblider und lebenslänglider Mit- 
glieder beantragt wurde (Antrag Heffter-Koppe, dem Vernehmen nad) 
bon der Regierung felbit begüinftigt), widerfegten wir uns dem, aber wir 
erflärten unſer Einverftändniß mit der durchgängigen Qualität der Erblidy- 
keit oder Lebenslänglichkeit und durchgängigen königlichen Berufung, wenn 
anders letztere zu einem beträchtlichen Theile auf Präfentation der betref- 
fenden Klaſſen erfolgte, jo wie unfer Einverftändniß damit, daß flatt des 
Maaßſtabes der Steuer der Maaßſtab beftimmter Qualitäten, „alter umd 
befeftigter Grundbefig” eintreten folle, endlich) mit dem unbegränzten Rechte 
des Königs, lebenslängliche Mitglieder auch ohne Dualififation zu berufen 
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der Ausführung zu unendliher Komplikation und zu völlig 
zufällig = willtührlicher Gruppirung. 

Aber auch auf der andern Seite fann eine zweite Kammer 
fich in der Gegenwart nicht bewähren, wenn nicht die ftändi« 
ſchen Elemente in ihr zur nationalen Einheit zufammenfchlieben. 
Daß gejonderte Berathung und Abftimmung der Stände — 
das Kurieniyftem — nicht mehr zuläjfig ift, liegt ſchon im 
Begriffe der zweiten Kammer. Aber aud) dad, wad man jeht 
ausfchlieglih unter ftändiiher Gliederung zu verfteben 
pflegt — daß die Vertreter von einem jeden der drei Stände, 
Nitterichaft, Städten, Yandgemeinden, bejonder8 (in der Regel 
zu drei gleichen Theilen) und aus ihrer eigenen Mitte ab- 
geordnet werden, wenn fie gleich nachher in der Kammer jelbft 
gemeinjan nad) Köpfen ftimmen — dürfte der jeßigen Aufgabe 
nicht allgenein, namentlich nicht in größeren Reichen genügen. 
Die ftändifche Gliederung in diefem Sinne empfiehlt ſich wohl 
noch für die Vertretung Fleinerer Bezirke (der Kreije, der Pro- 
vinzen), bei welden es ſich wirflid nur um ftändiiche Angeles 
genheiten (3.B. Wegebau, Armenbäufer, Feueraſſekuranz u. |. w.) 
und die DVergleichung der Stände über diefelben handelt, fie 
empfiehlt ſich aber nicht ebenjo für die Vertretung des ganzen 
Landed. Denn bier handelt es ſich durchgehende um allgemeine 
politiihe Fragen (Givil- und Kriminalgejeßgebung, Preſſe, 
Verhältniß zur Kirche u. |. w.) und für dieſe jollen grundſätzlich 
das Bewußtjeyn der nationalen Gemeinfchaft über das des 
Standed und die Priucipien über die Intereſſen über 
wiegen. Dem aber ift die ſcharfe Gegenüberftellung der Stände 
ein Hinderniß. Es tft insbeſondere von Nachtheil, daß die Ritter- 
ſchaft als ein abgejhloffener Stand die Eiferfucht der übrigen 
reizt und dennoch gegen ihre Mehrheit feine Macht des Wider: 
Itandes hat. Auch ift die Fähigkeit der bäuerlichen Vertreter 
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felben fteht noch aus, und fie fann überall nur nach ben 
bejonderen Zuftänden ded Landes, daher nur fraft einer ge 


werden, aber es foll ihnen dennoch dabei ein höheres Wahlrecht zulommen 
in der Art, daß fie von ſelbſt (geborene) Wahlmänner find, die Landge- 
meinden dagegen nur Wahlmänner abordnen, die dann mit ihnen zuſammen 
Eine Wahlverſammlung für den Abgeordneten zur Kammer bilden. Das 
wird feine volle Frucht bringen, je mehr im Faufe der Zeit die Eiferfucht 
zwifchen diefen beiden Klafien mit ihrem Anlaß ſchwindet. Die Ausführung 
geſchieht am richtigften in organischer Weile, daß die Schulgen eines Kom- 
pleres von Landgemeinden zufammtentreten und die Wahlmänner für bie 
Wahlverſammlung aus ihrer Mitte wählen, — dann läßt fi das Zabhlen- 
verhältniß zwiſchen Vertretung der Nitterihaft und der Landgemeinden 
nad) Maaßgabe ihres Antheils am Boden beftimmen; aber fie fann aud 
in der jet üblichen Weile durch Wahlberechtigungen der Individuen ge 
ihehen, dann muß aud den von der Ritterſchaft abhängigen Tagelöhnern 
als Staatsbürgern ihr Antheil an der Wahl gewährt werden. In beiden 
Fällen ift e8 angemeffen, auch der Geiftlichleit der öffentlichen Kirche 
(evangelifcher und Fatholiiher) ein befonderes Wahlrecht und Theilnahme 
an der Wahlverfammlung zu geben. Sie wilrde namentlid in der länd- 
lichen Wahlverſammlung eine moralifche Vermittelung und möglicherweile 
felbft eine numerische Enticheidung zwiſchen Nitterihaft und Bauernſchaft 
bilden. Für unzufagend dem geiftlichen Beruf mag man wohl die Wähl- 
barkeit aber nicht das Wahlrecht anjehen, und wenn man unter den re- 
präjentirten Klaffen eine bejondere Stelle für die Kapacitäten vermißt, fo 
ift e8 eben die Geiftlichleit, welder vorzugsweile diefe Stelle gebührt, da 
fie vor allen das geiftig »fittliche Princip vertritt. — Auch das preußifche 
Syftein der drei Vermögensklaſſen, jo wenig es im Grundfat korrekt und 
im Erfolg verbirgt ift, beruht auf jenen Gedanken, indem es der Land- 
ariftofratie außer ihrem eigenen unmittelbaren Stimmrecht in der erften 
Kaffe auch noch einen Antheil in der dritten Klaffe mittelft ihrer Macht 
über die Tagelöhner gibt, und nur dadurd hat es fi) bis jet bewährt, 
fo daß es ohne fihern Erfaß nicht aufzugeben ift. 

3) Bildung eines ariftofratifhen Wahlelementes in den 
Städten. Ein folhes gewähren entweder lebenslängliche Dlagiftraturen 
oder die Hervorragenden des Handels- und Gewerbftandes oder beide zu- 
ſammen. Auch hier fan die übrige Bevölkerung oder die Innungen durch 
Deputationen ſich betheifigen, auch Hier ift die Theilnahme der Geiftlidh- 
feit und allenfalls auch anderer Notabilitäten (Gymnafial-Direltoren, Be 
hördenvorftände) angemeffen. 

4) Beihränflung der Wählbarkeit auf die Höheren 
Klaffen. Das kann fo geichehen, daß zu Abgeordneten für die länd⸗ 
fie Bevölkerung nur ein Rittergutsbefiger (Knight), für die ftädtifche 
Bevölkerung nur eine Magiftratsperfon oder ein großer Gewerbtreibender 
wählbar if. Damit würde jedoch der ftaatsbürgerliche Gedanke der Ver⸗ 
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jelbft aber iſt nicht zweifelhaft: eine überwiegend ariſtokratiſche 


Kammer eine konſervative Macht zu ſichern, wie ſie bis jetzt kein anderer 
Plan verheißt. Er mußte fallen, da die Regierung ihm entgegen war. 

Dieſe Züge gebe ich blos als einen Beitrag für angemeſſene Bildung 
einer zweiten Kammer. Es können aber auch ganz andere Wege verſucht 
werden (3. B. Wahl durch die Kreisftände). 

Das Wahliyften der NReftauration fuchte gleichfalls eine ariftofratifche 
Kammer auf allgemein ftaatsbürgerlider Bafis. Die Eharte 1814 erfor- 
dert für die Wahlmänner direlte Steuer von 300 Fr., für die Deputirten 
von 1000 Fr. Nur ift Stadt und Land nicht unterfchieden. Das Projekt 
der Regierung von 1815 ging darauf, dem Minifterium den Einfluß auf 
die Wahlen zu fihern. Auf der erften Wahlftufe (Kanton) wurden ale 
geborene Wahlmänner (electeur de droit) berufen die 60 Höchſtbeſteuerten 
und eine große Anzahl von Kapacitäten und Funktionären (Pfarrer, Frie- 
densridhter, Präfidenten von Kollegien), auf der zweiten Wahlſtufe (Depar- 
tement) traten zı den Kandidaten der Kantone nod Hinzu die 60 direkt 
Höcjftbefteuerten des Departements, 10 hödhftbefteuerte Kaufleute und bo» 
here Funktionäre (Bifchöfe, Präfidenten höherer Kollegien, General⸗Proku⸗ 
ratoren.) Die chambre introuvable entrüftete fid) über Diefes Wahlgefet 
als über ein Unternehmen, die parlamentarifche Unabhängigkeit und freie 
Bolkerepräfentation zu vernichten und den adminiftrativen Fiberalismus zur 
Herrihaft zu bringen. Sie ihrerfeits unter Führung VBillele’s fehte 
ein Projekt entgegen, nad welchem alle dieje Funktionen und alle gebornen 
Wähler wegfielen, und die untere Wahl: Stufe alle umfaßte, die eine dis 
vefte Steuer von 80 Fr. zahlten. Mit dem Ietteren gedachte fie die Land» 
bevölferung, die in vielen Provinzen royaliftifh und dem Adel ergeben 
war, zu betheiligen In ihrem grundfäglichen Widerftand gegen allen mi- 
nifteriellen Einfluß und gegen alle electeurs de droit hatte fie Unrecht. 
Ein Einfluß der Regierung als folder, ohne Rückſicht auf ihre Principien, 
ift eine Nothwendigkeit in unfrer Zeit. Recht dagegen mag fie gehabt 
haben, in ihrem Widerftande gegen die 60 Höchftbefteuerten. Das gerin- 
gere Landvolf, das mit der Ariftofratie zuſammenſchließt, ift die konſer— 
vative Madt, und jene Mittelflaffe, welche damals minifteriele Partei 
war gegen die Royaliften, ift unter allen andern Umftänden liberale Op- 
pofition gegen das Minifterium. 

Das engliſche Wahliyftem vor der Reformakte war allerdings unre- 
gelmäßig und bedurfte einer Erweiterung. Aber abfurd und widerrechtlid 
erfcheint e8 nur nad dem Grundfage des gleichen Rechts auf Repräfentation. 
Der neuefte, wegen des Kriegs eiuftweilen zurücdgezogene Entwurf Ru ffelt’s 
fteht hinter dem Doltrinarismus der feftländifchen Liberalen nicht mehr 
zurüd, verbindet aber damit die detaillirtefte Berechnung der Wahlerfolge 
zu Gunften der Wighs. Sollte die Reform wirklich zu dieſem Punkt und 
dazu fo raſch fortfchreiten, fo ift es jehr zweifelhaft, ob ſich der Barla- 
mentariemus in England noch lange halten wird. 
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daß fie in der Erften Kammer, wo fie dad numeriſche Ueber: 
gewicht bildet, im enticheidenden Falle von der Krone mit Hülfe 
der anderen Elemente beftanden werden fann, und daß in der 
Zweiten Kammer ihre Abordnung durch die ganze Ländliche 
Bevölferung, mit der fie zuſammenſchließt, mit bedingt ift, da- 
mit fie in denselben Maaße, ald fie mit ihrem Intereſſe fih 
ifolirt, auch an ihrer Macht einbüße, daher wohl im Stande 
fey, die übrigen Klaffen in ber rechten Stellung gegen bie 
Krone und den geihichtlichen Nechtözuftand zu halten, nicht 
aber fie ihr jelbft dienftbar zu machen. Die Grundariftofratie 
fol durh die Emridhtung jelbit aus bloß ftändifcher zwar 
nimmermebhr zu liberaler aber zu höherer ſtaatsmaänniſcher 
Auffaffung erzogen werden. Auch ift dazu erforderlid, daß 
der Adel, der ja felbft wieder der Hauptbeitandtheil der Grund- 
ariftofratie iſt, ſowohl zu der nichtadeligen Nitterichaft als zu 
den höberen bürgerlichen Ständen auch gejellichaftlich in einem 
Bande der Anerkennung und der Gemeinfchaft ftehe. Nur im 
Bolfe, nicht den Volfe gegenüber kann und darf die Arifto: 
fratie noch ein Macht fein. Jede politiſche Auszeichnung 
derjelben heijcht eine Verjöhnung in der Eitte, und bei geſell— 
Ichaftliher Meberhebung oder Abichliekung des Geburtsadels, 
jtrengerer Anfpannung der Hofetifette ($. 30), ift vermöge 
des mwohlgegründeten Celbftgefühls der anderen Klaffen eine 
ſtark ariftofratifche Landeövertretung für die Dauer nicht zu 
halten, noch auch entipräde fie der Gerechtigkeit. Nicht 
alfo eine Obergewalt, ein numeriſcher unabwendbarer Aus- 
ichlag, jondern eine Führerſchaft der Ariftofratie ift es, 
was ich unter Schwerpunft derjelben verſtehe. Solche Führer: 
haft der Ariftofratie ift aber wohlbegründet. Sie ift ihrer 
Natur nach das politifch-Foniervativfte Element, und fie ıft in 
jeßiger Zeit dad einzige, dad ftändiich - forporativen Charakter 
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bewahrt hat, daher der nothwendige Mittelpunft für die fon- 
jervativen Elemente auch aus den andern Klaffen. Abgefehen 
von der Kirche ſammelt fih um fie in fpäterer Zeit Alles, 
was der Auflöjung widerfteht. So flüchtete in Rom zu Cä- 
ſar's und Pompejus Zeit Alles, was der alten guten Sitte 
und vaterländiichen Tradition anbing, in das Lager der Arifto- 
fratie. Wenn es nicht mehr möglich ift, die Grundariftofratie 
zum Schwerpunkt der Landesvertretung zu haben, fo ift es 
überhaupt nicht mehr möglih in größeren monardifchen 
Staaten eine Zandeövertretung zu haben. 


$. 122. 


Bon erjprießlihem Einfluß auf die Zweite Kammer tft 
audı die längere Dauer der Abordnung. Das mindert 
die Agitation und die Einbildung der Volfäherrichaft, gibt den 
Abgeordneten eine größere Selbftftändigfeit gegen ihre Wähler 
und gegen die Tageöprefle, und gibt der Regierung die Macht, 
eine loyale Kammer lange zu behalten, ohne fie an der Auf: 
löjung einer illoyalen zu hindern. Rathſam ift ed dann, die 
Auflöjung vor Ablauf der gejeglihen Friſt au mitunter in 
friedlicher Zeit vorzunehmen, damit fie überall nicht als Kon- 
flift mit der Kammer und nicht ald Appellation an das Bolt 
ericheine, Jondern als einfache Verwaltungsmaaßregel und 
Prärogative der Krone, wie fie auch nichte Anderes ald diejed 
urjprünglih in England war, bevor die Parteifämpfe dem 
König eine Friſt der Parlamentödauer jegten. Minder vath- 
jam find weitere Berufungsperioden. Sie find zwar 
förderlih für Erſparniß an Zeit: und Kraft Aufwand, aber 
vielleicht nachtheilig für die Bedeutung der Landesvertretung 
und ihr Einwachſen in den Staatsorganidmud ($. 123). Zür 
jenen Zwed ift vielmehr fürzere Dauer der Sitzungen 

ll. 2. 29 
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zu erftreben. Dazu gibt ed zwei Mittel, daß im Budget ein 
ftändiger Theil ausgeſchieden fei, der nicht wiederholt berathen 
wird, und daß die Regierung nur einzelne Geſetze, nicht Kobi« 
fifationen vorlege. Beides ift auch aus anderen Grünben ge 
boten”). 

$. 123. 


Ein Mangel und eine Schwäche der neuern Landesver⸗ 
tretung ift e8 unverkennbar, daß fie nirgend ald ergänzendes 
Glied in die Funktionen des Staatsorganismus eingreift. Sie 
ift bloß Kontrole ihnen gegenüber, nirgend ſelbſt ihr Träger 
und Organ. Darum, wenn fie gejeglid oder ungeſetzlich be 
feitigt wird, entiteht gar Feine Lücke, die Staatsmaſchine geht 
nad) wie vor ihren Gang, die Unterthanen werden nicht davon 
berührt. Es ift denn auch dazu nur die (negative) Anordnung 
ihrer Abjchaffung, nicht die (pofitive) Anordnung eined Erſatzes 
erforderlich. Ganz anders bei der ältern Landeövertretung. Sie 
hatte jelbit unentbehrlihe Funktionen; hörte fie auf, jo ftanden 
diefe ftill. So widerftanden in Preußen die Kreisftände Fraft 
diefed Altern Typus der Nevolution von 1848. E8 war fein 
anderes Organ da als fie, dad Kreiövermögen, die Feuerver⸗ 
fiherung u. j. w. zu bejorgen. Aber aud in England, wenn 
dad Parlament abgejchafft würde, träte fofort unſägliche Ver— 
wirrung ein. Für Eheſcheidung, Vewilligung von Gewerb⸗ 
monopolen, von Straßen, für Unterfuchungen und Erhebungen 


* Der Zeitverfhwendung dur das Uebermaaß der Amendemente 
fann vorgebeugt werden theils durch innere Kammer. und Barteidisciplin, 
theil8 durch die Regierung, indem fie bei unniigen Amendements die Zu⸗ 
rüdziehung der Gelege felbft erwarten läßt. Dagegen der Kammer redt- 
lich die Abänderung zu entziehen und fie auf Annahme oder Verwerfung 
en blo« zu beſchränken, ift gegen die Würde der Yandesvertretung, und 
Ihneidet nicht bloß wirkliche Verbefferung, fondern aud den erſprießlichen 
Einfluß freier Berathung ab (vergl. Montalembert 22. Juni 1852). 
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der mannigfachſten Art, ja für einen graßen Theil oberftrichter- 
liher Entſcheidungen gäbe es fein Organ. Diefe Schwäche 
der neuern Landeövertretung beruht nun im Wejentlichen 
allerdingd auf dem gefammten Typus unferer Einrichtungen, 
der Scharfen abftraften Theilung aller Funktionen. Aber wenn 
ed deßhalb auch nicht möglich ift, fie fofort und im Ganzen 
zu heben, jo iſt doch ein bedeutender Fortichritt zur organiſchen 
Durchdringung der Stellungen, zur Betheiligung der Landes: 
vertretung an den Verwaltungsfunktionen möglid. Es ift 
das nicht gegen ihr Weſen als Vertretung ($. 98), fo fie an- 
derd hierbei nicht vom König gelöft wird. So 3. B. könnte 
der Staatsrath in eine organische Verbindung mit der Kandes- 
vertretung, und zwar um das Anjehen der Erften Kammer zu 
erhöhen hauptjächlicy mit dieſer, gebracht werden, dab ber 
König blog Mitglieder der Erjten Kammer in denfelben beriefe 
(ähnlich wie er in England bloß Mitglieder des Parlaments 
als Minifter beruft), und zwar nur eine Feine Zahl als eigent- 
lihen Staatörath ernennte, die übrigen immer abwechſelnd und 
bejonderd für beftimmte Berathungen aus der Kammer aus- 
wählte, deigleichen die Behörde für Enticheidung der Kompe⸗ 
tenztonflifte nur aus ihren Mityliedern nähme. Dabei fönnte 
der Kammer, ja beiden Kanımern, für eine gewifje Zahl diejer 
Mitglieder ein Präfentationsrecht zufommen. Diefe und ähn- 
lihe Einrichtungen, die entichteden die Snftitution der Landes⸗ 
vertretung befeftigen, find jedoch nur dann am Orte, wenn die 
fihernde Bildung derfelben gefunden ift, jo dab ihre Fort— 
dauer überhaupt ald möglich und als heilfam verbürgt iſt. 


$. 124. 


Es ift bei dieſer Lehre von den Rechten und der Bildung 


der Kandeövertretung nicht etwa darauf abgejehen, fie bloß 
29* 
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unschädlich zu machen. Die Abficht ift feine geringere, als fie 
aus einer Macht der Zerjegung in eine Macht der Erhaltung, 
aus einer Anftalt der Auflehnung gegen das Föniglicdye Anfehen 
zu einer Anftalt der Befeftigung des königlichen Anſehens zu 
machen; daß fie wie ſonſt den revolutionären Fortſchritt je 
den geichichtlihen Zuftand vertrete und eine Bürgfchaft der 
Etetigfeit gewähre, daß ſie wie fonft der Nebenbuhler ber Krone 
fo der treue Wächter der Rechte der Krone jey, und daß fie 
bierdurh auch im Lande eine fonfervative Partei hervorrufe 
und ihr ald Mittelpunft und Wegweiſer diene. ine jolde 
monarchiſch-konſervative Landesvertretung würde auch nicht 
minder alö die liberale ein Schuß für die allgemeinen ftaats- 
bürgerlichen Rechte und Freiheiten jeyn, und von noch größerer 
Stärfe grade durch das Gewicht, dad ihr dieje Haltung verleiht. 
Sie würde diejelbe, ja eine noch größere Unabhängigfeit gegen 
die Krone behaupten, mit nichten zum bloßen willenlojen Wert: 
zeug derjelben herabſinken. Nur Fönnte ihr Widerftand immer 
nur gegen die Manbregeln, nie gegen die Macht der Krone 
gehen. Ueber Allem aber auch die ſtaatsmänniſche Gemiffen- 
haftigfeit und Ehre, nicht in den oberften Aemtern zu bleiben 
unter Verläugnung der eigenen Ueberzeugung und des öffentlich 
vertretenen Charakteis — dieje in England gewonnene fittliche 
Wahrheit, Die man füglich als die „Triebfeder“ (im Wion- 
teöquien’schen inne) der neuern ftaatlihen (funftitutionellen) 
Monarchie bezeichnen fünnte — darf durch joldye monarchiſch⸗ 
fonjervative Landesvertretung nimmermehr eingebüßt werden. 
Nur wird dielelbe unbedingt bloß auf die Grundjäße, dagegen 
auf die Maaßregeln nur bei hoher Evidenz und jchwerer 
Verantwortung und auf die Perſonal- und Koteriefragen (aud 
die Freunde als Amtögenoffen zu erhalten) niemals fich er- 
Itreden. Dadurch kann der König wohl genötbigt feyn, auf 
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den Dienit eines Manned zu verzichten, deffen Fähigkeit er 
gerne nützen möchte, auch wohl genötbigt jeyn, feinem Minifter 
in Dem und Jenem nachzugeben, und das ift ſachgemäß und 
nicht unmonarchiſch, aber er wird nie genöthigt feyn, Principien 
zu folgen, die er nicht ald die rechten erfennt, oder Männer 
zu betrauen, zu denen er fein Vertrauen hat. Sache des Königs 
ift Beides, das Herrchen und das Regieren, nur nicht das 
bloße Befehlen. Die Minifter zufammen und einzeln reprä- 
fentiren die Nothwendigfeit in der Sache, find darum nicht 
willeniofe Werkzeuge für die Ausführung ſeines Willens, fon- 
dern feine organiihe Ergänzung, und debhalb foll er eine 
Schranke an ihnen haben. Das ift das richtige Verhältniß. 
Dagegen das englifche ift ed, daß fie nicht eine Schranfe bed 
Königs als Merkzeuge, die nur im beftimmten Gange fidh 
gebrauchen laffen, jondern die ſelbſt bejtimmende Macht der 
Regierung find. 

Das ift die Fonftitutionele Monarchie und Kandeövertre- 
tung, von der ich fagte: „Sie joll die natürlide Reife der 
Berfaffung germaniiher Staaten jeyn, daher die Vollendung 
der alten reichsſtändiſchen Monarchie, nicht ihre Aufhebung.” 
Borbedingung derjelben ift freilich, daß die Loyalität, die überall 
der natürliche Sinn der Bevölkerung ift, nicht durch Lehre 
oder Ereigniffe gänzlich zeritört ift. Wenn der Rationalidmus 
und Liberalismus im Volke wudern, jo ift feine andere Ver: 
fafjung moͤglich als der Abſolutismus, trete er jofort ein oder 
nad) dem Zwilchenftadium einer revolutionären Phaje. 


— — — — — 


454 111. Abfchn. Die VBerfaffung des Staates. 


Vierzehntes Kapitel. 
Die abfolute Monardie 


8. 125, 


Unter abjoluter Monardie verfteht man jebt im 
techniichen Begriff diejenige, in welcher die öffentliche Ordnung 
(Gefebgebung und Staatshaushalt) allein vom Fürften be 
ftimmt wird, ohne die Schranfe und Garantie einer Landes: 
vertretung, und demzufolge audy die Verfaffung nicht jo durd- 
gebildet und nicht förmlich befeftigt ift, jedoch immerhin ftrenge 
Beobachtung der erlaffenen Gejeße, Unabhängigkeit Der Gerichte 
und geficherte Rechte der Unterthanen beitehen. Die abjolute 
Monarchie ift daher gänzlich verichieden von der Defpotie. 
Hier ift der Fürft in Perjon Richter, Herr über Leben und 
Permögen der Untertbanen, Eigenthümer ded Landes, alio 
unumihränfter Inhaber nicht bloß der gejeßgebenden, ſondern 
auch der richterlihen Gemalt, nicht bloß Ordner in der öffent: 
lichen, ſondern auch Gebieter über die Privatiphäre; wenn 
gleih auch da meift überfommene Gejeße und Sitten, und 
nantentlih die Neligion und der Priefterftand, feine Gewalt 
einigermaaßen ordnen und ermäßigen. Die Deipotie ruht 
auf einem knechtiſchen Geift der lnterwerfung, entjprechend 
bem Geifte der vordhriftlichen Religionen. Eie hat noch jetzt 
ihr Bereich im Orient. Im chriſtlichen Europa findet ſich als 
Staatsform nicht die Deſpotie, ſondern bloß die abſolute 
Monarchie. Es ſind hier aber zweierlei Phaſen derſelben zu 
unterſcheiden: die abſolute Monarchie auf Grund der Legi⸗ 
timität — die eigentliche abſolute Monarchie, und die 
abſolute Monarchie auf Grund der Revolution — der Im— 
perialismus. 
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des politifchen Zweckes gepflegt. Das Beamtenthum dient 
weniger den Zuftänden als der bloßen Befeftigung der oberften 
Gewalt, bildet nidt wie dert einen Stand felbftftändigen 
Geiſtes und felbftftändiger Ehre, und ift daher nicht ein Damım, 
Sondern grade ein Werkzeug ded Abjolutismuß*). 





*) Der Zug der Mechanik geht durch die ganze Verfaffung des Kon- 
fular- und Kaiferreihs. Sie ift das Werk von Sieyes und Buonaparte 
zufammen. Sieyes vertrat ſchon innerhalb der Republik von Anbegimm 
neben der volksherrſchaftlichen zugleich die mechaniſche Auffaffung, und 
nachdem zehnjährige Erfahrung feine anderen Illuſionen zerftreut hatte, 
blieb fie ihm allein übrig. Er fucht die Freiheit nicht mehr in der Herr- 
[haft des Volkswillens, fondern, unter äußerſter Gegnerichaft gegen dieſe 
Herrichaft, in der Theilung und Neutralifirung der Gewalt. In feinem 
Entwurf, welcher der Berfaffung des Jahres 8 zu Grunde liegt, treibt er 
nun diefe Theilung, die er immer anftrebte, auf's Aeußerſte. Er vertheilt 
nicht bloß die Tegislative und erefutive Gewalt an verſchiedene Organe, 
fondern theilt diefe beiden Gewalten wieder in ihnen felbft, gibt dem ge- 
fetgebenden Körper die Gewalt, die Geſetze zu befchließen, ohne die Gewalt, 
fie zu diskutiren, dem Tribunat die Gewalt, fie zu disfutiren, ohne fie zu 
beichließen, dem Großwähler die Gewalt, die höchſten Beamten für die 
Staateregierung zu ernennen, ohne allen eigenen Antheil an der Staate- 
regierung, dem Erhaltungsfenat die Gewalt, Geſetze wegen Berfaffungs- 
widrigkeit zu kaffiren und Perfonen zu ablorbiven, ohne die Gewalt, Geſetze 
zu geben oder zu adminiftriren. Es ift das die Täuſchung, daf eine Staate- 
gewalt, deren Urgane einzeln alle entweder machtlos oder völlig abhängig 
find, doch als Ganzes eine wirkliche Staategewalt ſeyn könne. Auch ohne 
einen Buonaparte hätte nach einen Naturgejeg diefe Verfaffung ſich fofort 
ſelbſt aufheben, nämlich entweder die Erefutivfunttionäre den Großmähler und 
abjorbirenden Ecnat befeitigen oder einer von Dielen die Exekutivfunktionen 
an fih reißen miffen. Aber anch die Bildung dev Organe für jene ver» 
ſchiedenen Funktionen ift vein mechaniſch, gelöft ebenfo fehr vom Volks⸗ 
willen als von allen ftändifchen und Forporativen Unterlagen. Die polls: 
vertretenden Körper werden zuerft von der proviſoriſchen Regierung (und 
zwar alle aus einen Deaterial) gemacht, und erhalten und kreiren nachher 
fich ſelbſt, ähnlich wie eine Wendeltreppe fi trägt. Insbeſondere ift diefe 
Art ariftofratifher Kammer, die in dem Erhaltungsjenat angeftrebt wird, 
rein mechaniſch gebildet, ohne Unterlage an Geburt oder Beſitz oder fonftige 
amtlihe Etellung. Dieß der Entwurf Sieyes'. — Buonaparte nun fuchte 
gleihfall® den Etaat auf Mechanik zu gründen, nur bat feine Mechanik 
ein anderes Ziel. Sieyes erftrebt dur fie die Freiheit und daher bie 
wechſelſeitige Paralyfirung, die Ohnmacht der Gewalt, Buonaparte umge⸗ 
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Entwidelung zu höherer Bildung und höherer Staatöform 
vor fih. — Der Imperialismus, wie er durch eine jchwere 
Schuld der Nation und eine [were Kalamität in Folge ber 
jelben herbeigeführt ift, jo hat er hierin ebenfofehr feine Recht⸗ 
fertigung für die Zeit und den bejondern Zuftand als feine 
Unbaltbarfeit im Grundfag und ald allgemeine bleibende Ord⸗ 
nung. Er ift die Rettung der Gejelichaft aus der Anarchie 
und aus der Zerftörung des demokratiihen Fanatismus, die 
Herftellung der äußern mechaniſchen Ordnung, er fchüßt die 
eriten unentbehrlidhiten Güter: Leben, Eigenthum, Familie, ge 
währt im Geifte der Revolution die Gewiffensfreiheit, läßt 
die Gerichtöverfaffung, wenn aud etwa der Souverän fie 
im Einzelnen für feine politiichen Zwecke durchbricht, body im 
Allgemeinen und im Grundfaß beftehen. Dieb gibt ihm einen 
Anſpruch auf den Dank der Geſellſchaft, und einen Titel der 
Gewalt, wenn gleich nicht dem Rechte der alten Dynalftie, fo 
doch dem wechjelnden Volföwillen gegenüber. Allein das öf- 
fentliche politiiche Leben hat im Imperialismus feine fittlichen 
Güter und fittlihen Beweggründe eingebüßt. Im Katferreiche 
find nicht die Züge monarchiſcher Tugend, die Hingebung und 
Pietät und der gewiffenhafte Gehorfam gegen eine gottgeheiligte 
Autorität, und nicht die Züge republifanijcher Tugend, der 
Eifer und die Pflihtftrenge für dad unverbrüchliche Geſetz oder 
das unverbrüchliche Recht des Volkes. Wenn audy die fittlichen 
Anlagen der Nation, namentlidy in Frankreich Ehre und Vater: 
landögefühl, noch auf langen Zeitraum fortwirfen, und ber 
Kriegäheld auch eine Ruhmeöbegeifterung und eine Hingabe 
aus Bewunderung entzündet; die fittlich-bindenden Mächte find 
aus dem Staatsweſen gewichen. Es ruht nur noch auf Noth, 
Nugen und Ehrgeiz. Ueber dem Allen ift das Befenntniß zur 
Revolution, indbejondere die Berfündung der Volksſouveränetät, 
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gewalt aufzurichten*). Diefe Wirkung hat der Buonapartismus 
in den Staaten des Rheinbundes gehabt, und die Indignation 
oder Nene darüber hat fi auf den Wiener Kongreßverhand⸗ 
lungen fund gegeben. Jetzt ift die Gefahr, daß etwa em 
mädhtigerer Staat ald jene dem Beiſpiel folge, da die kürzliche 
Neberwältigung einer furchtbaren Revolution ſcheinbar eine Ver: 
wandtichaft des Zuftandes bietet. Die legitimen abſoluten 
Monardieen, jo fie dem Imperialismus nachahmen, bedenken 
nicht, daß fie damit zu Gunſten augenblidliden Erfolges die 
Principien untergraben, auf denen fie ſelbſt ruben, und eine 
Macht zur Geltung bringen, die mit gleihem Recht auch einft 
gegen fie gekehrt werden kann. 


8. 127. 


Die abjolute Monarchie im eigentlihen Sinn ift eine 
allgemeine naturgemüße, darum befriedigende Verfaſſung nicht 
minder als die reichöftindiiche Monarchie. Sie ift nicht auf eine 
niedere Kulturftufe beichränft mie die Deipotie, Völker von der 
höchſten geiftigen und fittlihen Stufe können dennoch jehr 
wohl bei ihr beſtehen, und ift nicht ein bloßer Notbftand wie 
der Imperialismus, es ift ihr Weſen, durchaus auf fittlichen 
Fundamenten und Motiven zu ruhen. Sie fteht zurück hinter 
der Monardiie mit Yandeövertretung durch den geringern Grad 
politifcher Freiheit, aber fie braucht doch dieje Freiheit nicht 
überhaupt zu entbehren, und fie fann dafür andere Vorzüge, 
namentlich größere Energie der Regierung gewähren. An fid 
ift deßhalb die reichöftändiiche Verfaffung das Neichere, Voll 
fommnere; aber es fommt je bei einem jeglichen Staate auf 
die ganze Individualität jeined Zuftandes und feine Gefchichte 


*) Meine Rede vom 24. April 1855. 
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Einrichtungen. Dagegen find Wohlitand, Bildung, Sitte überall 
audy unter der abjoluten Monarchie gediehen, und insbeſondere 
die Macht des Staates ift, mit Ausnahme jenes Inſellandes, 
bloß unter der abjoluten Föniglihen Gewalt entporgeftiegen. 
Die Großmächte ded Feftlandes — Franfreih, Oeſterreich, 
Preußen, Rußland — find es nur dur die Einheit und 
Energie, die in diefer Staatöform liegt, geworben *). 

Auf der andern Seite hat aber audy die abfolute Monardhie 
zu verfchtedenen Zeiten, in den Epochen, da fie fich über die 
alte ſtändiſche Macht fiegreich feftießte, oder die Revolution 
niederichlug, eine wifjenjchaftliche Vertretung, gleichſam als 
Nefler der Weltbegebenheiten, gefunden, die fie für die allein 
zuläffige Staatöform erklärt, wenigftend für den monarchiſchen 
Staat die Unzuläffigfeit jeder rechtlichen Schranke bes Fürſten 
behauptet. En die Ausführungen von Filmer, Boffnuet, 
MWandelin”). Auch bei und hat diele Anficht feit 1848 
und furz vorher ihre Anhänger gefunden, und es gibt demnach 
eine Doktrin von der unbedingten Nothwendigfeit der abjoluten 
Monardie wie eine Doktrin von der abjoluten Nothwendigfeit 
der fonftitutionellen Monarchie. Sie fußt theild auf dem re 
Itgiöjen Grunde, daß der König als die von Gott gejehte 
Obrigfeit nicht durch Untertbanen rechtlich eingejhränft ſeyn 
fönne, theils auf dem politiichen Grunde, dab der Staat einen 
Dualismusd der Gewalt nicht ertrage. Beratbende Landes: 


*) Montalenmbert hat Nedt, daß er im Imperialismus keine 
Garantie für die katholifchen Intereffen findet; aber man kann ihm nicht 
beiftimmen, wenn er fie im Parlamentarismus Frankreichs, in der Kon- 
trole der Gewalten, in der YTandesvertretung, ſey fie wie fie fey, findet. 

**) Filmer Patriarchs or from the natural power of kings, 
Joannes Wandelini „juris regii avureudbvou et solutissimi cum 
potestate summa nulli nisi deo obnoxia“ etc. Bossuet politique 
tiree des propres paroles de la sainte Ecriture. 
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vertretung ift darum das Höchſte, was fie noch für vereinbar 
mit der Monarchie erfennt. — Auch dieſe Lehre ift nicht be= 
gründet. 

Aus der göttlichen Sanktion der königlichen Gewalt folgt 
nicht die Unbegrängtbeit ihred Umfangs ($. 75) und es tft 
ein Anderes, dab die Unterthanen nicht ihr Recht mit Gewalt 
gegen die höchſte Obrigkeit durchjegen dürfen, um ein Anderes, 
daß fie nicht ein Recht der Mitwirfung und Berhinderung 
gegen die höchſte Obrigkeit haben dürfen. SInöbejondere aber 
ift nicht göttlich geboten, wer Obrigfeit jeyn folle, daß ein Fürft 
und nicht ein Senat oder Komitien, dab der Fürſt allein und 
nicht in Ergänzung durch ein mitwirfendes zuftimmendes Parla- 
ment. So gut aljo die Republik eine religiöd-zuläffige Staats⸗ 
form it, ebenfo gut auch die eingefchränfte Monarchie. Der 
Irrthum rührt daher, daß man den Fürften als Stellvertreter 
Gottes auffabt*). Gotted Gewalt Tann allerdings nicht von 
menſchlicher Zuſtimmung abhängen. Aber dadurch, dab die 
Obrigkeit Gewalt von Gott hat, ift fie doch noch keinesweges 





*) &o Bossuet livre IV art. 1'prop. 1. 2 „l’autorite Royale est 


absolue ... .. Les jugements souverains sont attribu&s à Dieu möme, 
Ne jugez point contre le juge.... Il faut donc obeir aux 
Princes comme a la justice möme ... . ils sont des Dieux et parti- 


cipent en quelque facon à l’independance divine.“ Dann liv. 5 art. 4 
prop. 1: „la majeste est l’image de la grandeur de Dieu dans le 
Prince. La puissance de Dieu se fait sentir en un instant de l’ex- 
tremite du monde a l’autre, la puissance royale agit en möme temps 
dans tout le Royaume: elle tient tout le Royaume en état, comme 
Dieu y tient tout le monde. Considerez le prince dans son cabinet. 
De la partent. les ordres qui font aller de concert les magistrats et 
les capitaines, les citoyens etc. C’est l’image de Dieu, qui assis dans 
son tröne au plus haut des cieux fait aller toute la nature! — 
Bouffuet überfieht dabei nır, daß Gott das Alles in Perfon leiftet, der 
König aber mit Hülfe diefes großen Staatsorganismus, der aus vielen 
anderen Perfönlicdykeiten befteht und auf Gefeten ruht, die jedenfalls der 
jetige König nicht gegeben. 
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Ctellvertretung Gottes, und jelbit wenn fie ed wäre, jo wäre 
fie es doch nur ald die ganze Obrigfeit und als die in ihr 
felbft geordnete Obrigkeit, johin der Fürft in jeiner verfaffunge- 
mäßigen Ergänzung. — Ein Dualiswus der Gewalt aber wird 
nicht dadurch bewirft, daß unter dem Souverän und kraft jeiner 
eigenen Autorität andere Organe an der Ausübung der Gewalt 
Theil nehmen, wenn er anders durch fie nicht poſitiv gezwungen, 
fondern nur abgehalten, in jeiner Thätigfeit bedingt wird. Er- 
mäßigungen, ja jelbit unangemefjene Hemmungen der Gemalt 
find noch nicht Vernichtung ihrer Einheit. Solder Dualismus 
geht durch die ganze Natur, in allem organiidhen Leibe wirken 
außer der oberften mittelpunftlicdhen Kraft noch mannigfache 
Kräfte, haben die Glieder nicht bloß Nemonftration, fondern auch 
Mefiftenz, und zwar um je mehr, je höher der Organismus 
ift, und folder Widerftand im Staate dient grade für die Er- 
haltung und Stetigfeit. Der Vorwurf eined Dualismus der 
Staatögewalt, durd) den fie ſich ſelbſt aufhebt, trifft jelbft nicht 
die engliiche Berfafjung, denn troß der Theorie von Theilung 
der Gewalten ruht fie doch in der That auf Einer alleinigen 
Gewalt, der des Unterhaujes, welde Dberhaus und Köniz 
nur ermäßigen. Aranfreich allerdingd bot in feiner fonftitutio- 
nellen Verfaffung das Schauſpiel, daß ein doch noch nicht be- 
wältigtes Königthum und eine in den Kammern geſetzlich etablirte 
Oppoſition mit einander um die oberfte Macht rangen, und 
gegeneinander entgegegengeſetzte Ziele verfolgten. Allein das 
beruht nicht auf dem Weſen einer Yandesvertretung und ihres 
Rechts, zuzuftimmen und zu verfagen, jondern auf den faljchen 
Einrichtungen, welche den Kammern dad Uebergemwicht über den 
König geben, und der faljhen Yehre der Zeit, weldhe ihnen 
dieſes Mebergewicht als Gebot jeßt, und fie in allen Etitden 
nach Zielen treibt, die jede Regierung als jolche befämpfen ınuß. 
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So wie dagegen in den Einrichtungen die völlige Ausfichts- 
lofigfeit, dem König die Macht abzuringen, feftitebt, wird bie 
Landesvertretung gewiß nur ein mitwirfendes beſchränkendes 
Drgan, nicht eine zweite entgegengejeßte Gewalt; und je mehr 
die Ariome des Liberalismus gejunder Xehre weichen oder die 
Kammern fonjervative Elemente erhalten, defto mehr kommt e8 
auch für die einzelnen Maaßregeln zu einheitlihem Gang zwis 
Ichen Regierung und Kammern. Läge in dem Zuftimmungs- 
rechte der Landesvertretung wirklich eine Verletzung, fey ed 
der göttlihen Sanktion des Königthbums, ſey es der Einheit 
der Staatögewalt, fo läge eine ſolche dann nothwendig aud) 
in der rechtlichen Unabhängigkeit der Gerichte, in der rechtlichen 
Unantaftbarfeit des Lebens, Eigenthums und der Freiheit der 
Untertbanen, jo dürfte auch biefür der Mille des Königs nicht 
weiter als durd Gutachten und Borftellung beſchränkt jeyn. 
Einen grundjäglichen Einwand gegen die Kandedvertretung 
gibt ed alſo ſo wenig ald gegen die abjolute Monardie. 
Nur lafjen fi für die feftländiichen Reiche Zweifel gegen fie 
aus den gegebenen Zuftänden entnehmen. Es ift nämlich bei 
der fortzejchrittenen, jelbit berbeigeführten Entgliederung der 
Geſellſchaft jchwierig, eine wahrhafte Repräfentation des Landes 
zu finden, und ift um fo fchwieriger bei den herrihenden Wider- 
willen gegen jedes ariftofratiihe Gewicht in der Landeövertre= 
tung, ohne das dirjelbe nun einmal nicht beitehen fann. Ferner 
liegt darin felbft ſchon der größte Mangel, dab die Landes— 
vertretung, wie man fie aud) beftellen mag, ohne geſchichtlichen 
Beftand, etwas Neugemachtes ift, und dephalb weder in ihr 
felbft eine bindende und Haltung gewährende Weberlieferung, 
noch im Lande ein Bewußtjeyn der Nothwendigfeit hat. End- 
li bebarf es nach den auflöjenden Maahregeln, zu denen 
man fich jeit langem Zeitraum und am grellften 1848 verirt, 
11. 2. 30 
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vielfach einer Fräftigen und im Zuſammenhang überlegten 
Wiederherftellung, tie Landesvertretung aber, gleichwie fie 
durch ihr Mecht der Zuftimmung ein Hemmni der Nenerung 
und dadurch eine Macht der Erhaltung ift, kann eben dadurd 
auch zum Hemmniß dieſer Wiederherftellung werden. 

Dieb iſt das wirflide Sachverhälmiß, und man Tann 
deßhalb zwiſchen abteluter Monarchie und Monarchie mit Landes- 
vertreftung nit nach politiiher Doktrin, jondern nur nad 
richtiger Würdigung der beitimmten Zuftände in jeglichem 
Staate entſcheiden. 


g. 128. 


Daß Oeſterreich als geſammtes Reich feine andere Ber: 
faſſung haben kann als die abſolute Monarchie, kann kein 
Unbefangener verkennen. 

Die Zuſammenſetzung aus den verſchiedenartigſten Völkern 
und die noch tiefer jtebende Entwidelung mehrerer derjelben 
macht eine gemeinjame reichöftändiidhe Verſammlung ſchlechter⸗ 
digd unmöglih. Die Freiheit für Defterreich beſteht nicht in 
der allgemeinen Neichöverjammlung, jondern in der Gewähr 
der nationalen Gerechtſame und Sitten je für die verjchiedenen 
Kronlande. Auch in dieſen muß dag ſtändiſche Mecht, wenn 
gleih nicht in impertaliftiicher Weile niedergehalten, doch nad) 
den Rückſichten der militäriichen und poliſchen Ginheit ermäßigt 
ſeyn. Insbeſondere in den deutſchen Landen muß der Kaifer 
ſtark ſeyn, um die nicht= deutichen zu beherrſchen. Um de. 
willen braucht aber Defterreich, wie aus unjerer Darlegung 
folgt, feineöweges an Würde und Gefittung und Befriedigung 
hinter anderen Staaten zurüdzuftehen. 

Auch in Preußen find gewichtige Gründe für die abfolute 
Monarchie. Zu jenen allgemeinen Bedenken tritt bier hinzu, 
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fo wenig in den Kammern ald ehedem in der abjoluten Mo- 
narchie, und würde daher auch nicht weichen mit ihrer Beſei⸗ 
tigung. Was aber dad Land nad der Enttäufchung vom 
fonftitutionellen Syſtem erjehnt, einfache ftarfe, realen Gütern 
zugewendete Regierung, dem find die Kammern fein Hinderniß. 
Die Regierung, die diefen Meg mit Klarheit gebt, wirb an 
ihnen ein ergebenes Gefolge finden. Es bedarf, damit die de- 
ftruftive Oppofition machtlos jey, nur, daß die Regierung jelbit 
einheitlich fonjervativ jey. Auf der andern Seite möge man 
eine Snftitution, die man überſchätzte, als fie nicht beftand, doch 
nicht unterſchätzen, nachdem fie beiteht.. Für Gewähr ber 
Rechtsordnung, für Erprobung der Regierung an dem öffent: 
lichen fittlicheverftändigen Urtheil ift die Kandeövertretung natur- 
gemäß dad Organ, und eine gewille Befriedigung, ein Selbft- 
gefühl der Nation wird durch fie unläugbar gewonnen. Gie 
ift aber auch eine moraliihe Stärfung für die Regierung. Diefe 
darf auf die Kammern geftüßt Gejebe und Maabregeln wagen, 
die fie auf fich allein geftellt bei herrihendem Vorurtheil dem 
Lande zu bieten vielleicht Bedenfen trüge. Belonderd wo die 
Öffentliche Meinung einmal entwidelt ift und von der Regie 
rung berücdfichtigt wird, wie in Preußen längft vor der Kon- 
ſtitution geſchah, da ift e8 eine Wohlthat, ftatt ihrer verwor- 
renen Kundgebung durch die unberufenen, bürgichaftölofen 
Stimmen der Tageöpreffe, an der Landedvertretung ein ein- 
heitliches, legitimes und geordnetes Organ derfelben zu haben, 
damit fie nicht wie ein Geſpenſt überall drohe, ohne irgendwo 
greifbar zu jeyn. Für viele Maafregeln (3. B. die Unterdrückung 
der Diffidentenverfjammlungen, den Durchmarſch der Defterreicher 
nad) Holftein), weldhe ehedem die Preſſe zu fortdauernder 
Aufregung ausgebeutet hätte, wurde durch die Beleuchtung und 
Abftimmung in der Kammer die öffentliche Meinung beruhigt. 
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und zu geftalten. Hic Rhodus hic salta.. Am wentgften darf 
die momentane Gefinnung, die etwa gegen die Kammern ift, 
verleiten. Sie ſchlägt um, jo wie fie bejeitigt find, durch das 
geringfte Mißereigniß, ja auch ohne ein ſolches. Das wird 
darım am meiften Segen bringen, daß man in dem Zuftanbd, 
in weldyem man fidy befindet, jo er anderd nicht ſchlechthin vom 
Nebel ift, als dem providentiell gegebenen, dad Richtige thut. 
Gelingt ed nicht, aus den Kammern ein heilſames Clement zu 
bilden, fo ift für diefen Fall bei und an dem unverſehrten 
Recht der Krone die Macht der Hülfe und der Wiederherſtel⸗ 
lung aufbehalten*). 


$. 129. 


Iſt hiernach die abjolute Monarchie eine redhtöbegründete, 
oft allein mögliche, jeder andern Staatöform ebenbürtige, jo 
find die Bedingungen ihrer Wohlbeftelltheit ein nicht minder 
wejentlicher Gegenftand der Stantölehre als die der Tonftitu- 
tionellen Monarchie. Es find die folgenden: 

Die abjelute Monarchie muß für Recht und Freiheit durdy 
gleihmäßige Objervanz und überlieferte NRegierungsweife die 
Bürgichaft gewähren, weldye in der Eonftitutionellen Monarchie 
von der Zandeövertretung erwartet wird. Dahin gehört na= 
mentlih: prompte unabhängige Juſtiz, gefeglihe Schranken 
und Formen der Polizey, ordnungdmäßiger Gang aller Ver—⸗ 
waltung, dad Gegentheil deö tel est notre plaisir, Anerken⸗ 
nung der Perfönlichfeit, ihrer Eelbitftändigfeit und ihrer Ehre 
an den Unterthanen, Rüdfichtnahme auf das begründete öffent: 


— — — -ur 


*) Vergl. hierüber meine Reden in der I. Kammer vom 26. Ian. 1852 
und 24 Febr. 1853 (f. jetzt Stahl’8 Reden 1862 S. 17. 27). Weſentlich 
diefe Anfiht über die Stellung Preußens habe ich ſchon in der 1. Aufl. 
diefes Bandes 1837 ©. 302 u. 303 ausgeiproden. 
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dieſem Zweck vorgefchlagen, ift, wie oben ausgeführt wurde, 
feine Möglichkeit. Einerſeits kann man eine vom Yande ge 
wählte periodijch tagende Verſammlung nicht auf Rath und 
Gutachten beſchränken ohne Verlegung des Landes jelbit, 
und andrerſeits wird eine ſolche Verſammlung nicht hierauf 
beſchränkt bleiben, ihr Beirat) hat ſchon von ſelbſt eine Macht 
der Enticheidung, und fie wird auch leicht fih dad Recht ber 
Zuftimmung erringen, aljo der abjoluten Monarchie ein Ende 
madyen. Sondern die Inftitutionen einer moraliſchen Garantie, 
die fich für Die abjolute Monardie eignen, find die Vertretung 
der fleinen Kreile, Kreis: und Provinzialftände um 
der Staatärath. Diefe Organe find nad der Natur der 
Sache auf Beirath beichränft, ein Zuftimmungdredht der Kreid 
und Provinzialftände duldet ſchon die Einheit der Landes: 
regierung nicht, und der Staatörath ift jeiner Natur nad dazu 
da, zu rathen, gleichwie die Landeövertretung dazu da tft, zu 
bewilligen und zu verſagen. Es iſt daher feine Verlegung diejer 
Organe oder des Yandes, wenn fie auf Beirat) eingeichränft 
find, noch fünnen fie jemals fih das Recht der Zuftinmung 
erringen. Dieſe Iuftitutionen find deßhalb mit der abfoluten 
Monarchie völlig vereinbar und ohne alle Gefahr für ihren 
Beitand. Beide bedürfen aber dann der rechten Pflege. Die 
Kreid- und Provinzialftinde wären außer dem Beirath vorzitglich 
auch mit der eigenen Verwaltung der Angelegenheiten ihres Be- 
reiched zu betrauen, der Staatsrath wäre über die jegt gewöhn⸗ 
liche Art zu erweitern durch ftändifche Elemente, indem ber 
König außer den Notabilitäten ded Staatsdienſtes auch noch 
Notabilitäten des Grundbefites und der Induſtrie in denjelben 
beruft. Die Befragung des Staatsrathes Fann auch in der 
abfoluten Monardhie die formelle Vorbedingung für die Gül- 
tigfeit der Geſetze ſeyn. Außer dem weiten Kollegium des 
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Staatsraths könnte auch nod ein Geheimrath, aus wenigen 
Perjonen beftehend, für die höheren ſtaatsmänniſchen Fragen, 
namentlid) die äußere Politik, errichtet ſeyn. Diefe Snftitutio- 
nen fünnen zwar nicht die eigene Betheiligung des Volkes an 
den großen öffentlichen Fragen und die Belebung feines poli- 
tiſchen Selbftgefühld erjegen, die eben das Specifiſche der 
Yandeövertretung find, wohl aber gibt die freid- nnd provinztals 
ftändiiche Vertretung und Selbſtverwaltung doch für dieje en» 
geren Angelegenheiten eine Betheiligung und Gewähr, und 
gibt der Staatsrath die öffentliche Beruhigung, daß die Rüd- 
fihten des Staates und die Traditionen der Politif, die bis- 
ber dad Wohl des Landes gewirkt, erhalten bleiben”). Da⸗ 
gegen eine Volförepräfentation zum Schein, wie fie der Ime 
perialismus nicht entbehren durfte, ift für die legitime abjolute 
Monarchie nicht erforderlich und nicht heilſam. 


*) Es ift ſogar das mit der abfoluten Monardie wohl verträglich, 
daß felbft eine Macht rechtlicher Verhinderung gegen die königliche Anord- 
nung beftehe, wenn nur den König vorbehalten ift, fie durch auferordent- 
liche Entiheidnung zu befeitigen. So 3.2. konnte in der alten franzöſiſchen 
Monardie das Parlament dem Könige die Eintragung der Gejete, von 
der ihre Gültigkeit abhing, als rechtlich unzuläffig verfagen; aber es 
ftand dem Könige zu, nad wiederholter Verſagung perſönlich im Parla- 
ment zu erſcheinen und die Eintragung zu befehlen (lit de justice). Zu 
einem ähnlichen Erfolge würde die Deutung, welche die Minifter Karls X. 
dem art. 14 der Charte von 1814 gaben, geführt haben, daß der König 
die „zur Bollziehung der Gefege und zur Sicherheit des Staates 
erforderlihen Berordiuungen“ erläßt. Auch die Difpenfationsgewalt (dis- 
pensing power) des Königs von England, obwohl fie nur eine Ermäßi- 
gung der parlamentariihen Monardie war, wilrde in der Ausdehnung 
Jakobs II. eine ermäßigte abfolute Monarchie begründet haben. Alle diefe 
Ehattirungen und Uebergänge zeigen, daß abfolnte Monardie und Mo⸗ 
nardhie mit Landesvertretung, beide ächt gefaßt und wohl beftellt, nicht in 
ihrem innerften Weſen Kontrafte, fondern nur verihiedene Phafen der 
Einen europäifhen Monardie find. 
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Sunfzehntes Kapitel. 
Die Republit. 


8. 130. 

Die Republik ift die Staatöform, nach welcher die oberfte 
Gewalt (Souveränetät) der Geſammtheit zulommt, fey es 
der Gejammtheit einer bejondern Klaffe (Ariftofratie im 
weiteften Sinne) oder ded ganzen Volkes (Demokratie). 
Die oberfte Gewalt fommt aber auch in der Republif, jelbft 
der Demofratie, der Gejammtheit nicht ald Maffe der Einzelnen, 
ſondern in ihrer anftaltlihen Ordnung zu, fie ıft bei der arifto- 
fratifchen oder demokratischen Verfammlung, wie und injofern 
fie nach den Geſetzen über ihre Zufammenjegung, Verhandlung 
und Stellung zur Magiftratur wirffam ift. Auch die Republit, 
die Demofratie, beruht alfo nicht auf der „Volksſouveränetät.“ 
Auch in ihr ift der Staat über dem Rolfe, nit das Volt 
ütber dem Staat. Nur bierdurdy ift die Nepublif eine mögliche 
Staatöform. Denn es ift das Naturgeſetz, daß die Einheit 
herrſche und nur durch die anftaltlihe Trönung wird die Ge: 
ſammtheit zu einem einheitlichen und dauernden Subjeft. Diele 
fünftliche Einheit der Republif Tann jedoch die natürliche, 
lebendige der Monarchie nicht erjegen. Für's Erſte find die 
verſchiedenen Beſchlüſſe der Volksverſammlung nicht auf einander 
berechnet wie die des Könige, fie bejchließt Krieg, Bündniß, 
wählt Zeldherren, aber die ihre Stimme für den Krieg geben, 
wiffen dabei noch nicht, welches das Reſultat der Feldherrn- 
wahl oder der Abftimmug über das Bündniß ſeyn werde. 
Für's Andere ift die Volksverſammlung gar nicht vermögen), 
ihre Souveränetät vollftändig zu üben, fie bedarf der Magi— 
Itraturen, die nicht bloß Beamte find, wie in der Monarchie, 
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ſondern bis zu gewiſſem Grade felbft Träger der Souveränetät, 
Nepräjentanten des Staated. Es kann die Republik demnad 
gar nicht beitehen ohne Surrogate der königlichen Gewalt. 

Die Unterjchiede, die fi) in der auögebildeten Monarchie 
für die Vertretung finden, weil das Volk in ihr das Gehor- 
chende und VBertretene ift, müffen bier, wo es das Gelbit- 
berrichende ift, in der Souveränetät jelbft und der Theilnahme 
an ihr fich zeigen. Wie der Adel dort zuerit allein oder doch 
hauptſächlich den NReichötag bildet und dann erft die anderen 
Stände zur Theilnahme an demfelben gelangen, aljo ift in der 
Republik die Herrihaft zuerit ausfchließlih des Adels und 
gebt in ihrer Entwidelung fort zur Theilnahme der anderen 
Stände, ed rüdt dem Etande der Geburt ein Stand bed 
Reichthums nad, es tritt die zahlreiche Volksklaſſe in die 
Herrichaft ein unter verjchiedener Mifchung, fo entitehen die 
Unterfhiede von Ariftofratie, Zimofratie, Demokratie, bie 
Unterihiede der comitia curiata, centuriata, tributa, und 
zeigt die neuere Geſchichte in der Republik nicht minder ald 
in der Monarchie einen „ſtändiſchen“ und einen „repräfenta- 
tiven” Typus”). 


g. 131. 


Die Republik ift die naturgemäße Staatöverfaffung für 
fouveräne Gemeinden. Die Dertlichfeit und Gemeinde 
fordern gemäß ihren Aufgaben und Snterefjen die republifanifche 
Einrihtung, wie dad Land und der Staat gemäß den ihrigen 
die monarchiſche ($. 7). Wo nun eine Gemeinde, eine Stadt 
fouverän, ſohin zum Staate wird, tritt die ſtädtiſche Ein- 
richtung paffend und natürlih an die Stelle der politiichen. 


*) Tas ift wohl zu unterfheiden von dem, was id oben $. 63 
repräfentative Demokratie nenne. 
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In der Ausbildung, die fie hierzu noch bedarf und anninmt, 
wird fie dann zur republifanischen Staatöverfuffung. Die 
Republiken entftehen aus Städten, aus Gemeinden. Da jedod 
der Staat der Nation angehören fol, und nicht der einzelnen 
Etadt, jo erjcheint aud) nirgend eine ifolirte Republik, ſondern 
ift in einer Nation die republifaniihe Richtung, dann fondert 
fie fih im einzelne Städte zu Republifen; aber diefe Städte 
haben ein Band unter fidh, fie ericheinen ſelbſt wieder als 
Glieder einer größern Nepublif, wenigſtens wird dieſe Eini- 
gung als ihre Aufgabe von ihnen anerfannt. Die Republifen 
und falt nur die Republifen haben den innern Trieb zum 
Föderativitaant. Died Alles wird durd die Beilpiele der an- 
tifen Republifen, der Schweiz, Hollande, vollitändig und un- 
läugbar beitätigt. Aber nicht minder auch durch das Beiſpiel 
Nordamerifa’d. Die republifaniicdhe Verfaſſung Nord: 
amerifa’d bat ihren Grund und ihre Möglichkeit 
lediglich darin, dab dort (namentlih in Neu-England, 
dem Muſterſtaat Nordamerifa’s) die Staaten nicht durd 
Völker, wie in Europa, fondern durch Gemeinden 
gegründet find, wie denn auch nod) jebt eine anderwärts un- 
erhörte Independenz der Gemeinde befteht. Diejer jo ganz andre 
geſchichtliche Urſprung der Staaten entichied für die Dauer 
ihren völlig andern Charakter in den beiden Welttheilen. 
Ebenjo zeizt Nordamerika auch den allgemeinen repubikaniſchen 
Zug zum Föderativftant. Daraus leuchtet ein, wie ed ein 
gänzlich naturwidriger und deßwegen auch mißlungener Verſuch 
war, daß man aus Frankreich, einem Reiche, das von Anbe— 
ginn durch Völker und als Staat gegründet iſt, eine Republik 
und dazu eine einfache Republik in centraliſirter Weiſe machen 
wollte. Eine Republik Frankreich iſt ebenſo unnatürlich als 
etwa ein Königreich Nürnberg. 
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&. 132. 

Die Republik hat die Vorzüge der entwidelten geſetzlichen 
Ordnung, ohne die fie von vorn herein gar nicht beftehen 
fann, der Selbſtthätigkeit und des Selbitgefühl8 der Bürger, 
damit ihrer Erwedung zu politiichem Intereſſe, Gemeinfinn, 
Aufopferungsfähigfeit. Darauf beruht namentlih die glän- 
zende Periode der Bürgertugend in den NRepublifen des Alter: 
thums, weldye der Gegenitand der Bewunderung für alle 
Zeiten iſt, die man jedody freili nicht bloß der republifani- 
ihen Berfaffung, jondern auch der bejondern Sinnesweiſe 
diefer Völker zufchreiben muß. 

Dagegen leidet die Nepublit vor Allem an dem Mangel 
einheitlicher feiter Autorität und Gewalt. Sie bat darum 
nah außen in der Pegel (beionderd dazu begabte Staaten 
ausgenommen) weniger übereinftimniende und nachhaltige Kraft- 
entwidelung, und im Innern feine genügende Macht, die 
Stände und Parteien in Maaß und Schranfe zu halten. So 
führten in den antifen Republifen Adel und Volk den unaus⸗ 
gejegten Kampf um die DObergewalt, indem jener die anderen 
Stände auszuſchließen, diejes den Adel fich gleich zu machen, 
alje aufzuheben trachtete. In diejen Kampf befteht großen- 
theild das Leben und die Geſchichte dieſer Staaten, und ber 
Ausgang, da er ein für das öffentlihe Weſen nothiwendiges 
Glied tödtet, pflegte der Untergang oder Verfall der Republik 
zu ſeyn. Parteifampf, Bürgerkrieg, zuletzt Auflöfung der 
Ordnung galten daher al8 die furdhtbaren Gefahren der Re- 
publif. Darum und wegen des natürlichen Triebes der Staaten 
zur Monardyie war bei den ‚hervorragenden Männern ein 
Bewußtſeyn, dab fie und nicht die unfähige Menge zur Herr- 
ſchaft berufen ſeyen, und die Verſuchung, nad) höherer als gejeß- 
lidyer Gewalt zu ftreben, und umgelehrt war im Bolfe ein 
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Bewußtſeyn von der Leichtigkeit, die Verfaſſung umzuftoßen, 
und daher eine Eiferfudht gegen jeden Hervorragenden (Oftra- 
cismus). Es war in dieſen Republifen immerdar die Angft 
vor dem Königthum ald einem Mächtigeren, dem fie nicht ges 
wachſen find, wenn es fich in ihnen erheben will. Auch in den 
lombardiſchen, niederländiichen, ſchweizeriſchen Republifen zeigt 
fich ſolcher Parteikampf, er führt, wie noch die neueſte Geſchichte 
der Schweiz zeigt, zu Sturz und Wechſel der Regierung, zu 
Bürgerkrieg, während im monarchiſchen Staate diefer Kampf 
nicht ift oder doch durch die höhere Macht des Königthums 
am gewaltfamen Ausbruch verhindert wird und niemals zu der 
Höhe ded Vernichtungäfrieged getrieben werden fann. Aber 
auch abgejeben von diefem Nachtheil im Erfolg tft die Republik 
und inöbefondere die Demofratie an ihr ſelbſt eine minder 
reiche, minder vollitändige, daher audy infofern minder vollen- 
dete Staatöform als die Monarchie, wenigitend als die nad) 
allen ihren Elementen entwidelte Monarchie. Das eben, daß 
ihr das Königthum fehlt, john ihr Weſen als Republik, ift 
ihr Mangel; denn es fehlt ihr damit das erhabene Anjehen, 
die fihtbare Majeftät, der perjönlihe Mittelpunkt und Träger 
der Einheit und der Ehren der Nation, und dem entiprechend 
die fittlichen Beweggründe der Pietät, der perjönlichen Hin- 
gebung, der auch natürlichen Liebe zur Obrigkeit. 

Die Republik ift hiernach keineswegs die vollfommenfte 
Berfaffung, das Ideal ded Staates, die, wenn fie nur auß- 
führbar wäre, überall beitehen follte Nur der Sinn menfch- 
licher Selbitgenügfamfeit, der Prometheus-Stolz, derjelbe, der 
in der ſtoiſchen Tugend die fittlihe Vollendung fieht, fieht auch 
in der Republik die politiihe Vollendung. Im Gegentheil, die 
Monarchie ift die natürliche, die normale, und in ihrer vollen 
Ausbildung auch die höher geartete Verfaffung. Die Repubtif 
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andere Art der Gefittung begründeten. Das Befte und Wahrſte, 
was die Nepublif enthielt, ift in die Monardyie aufgenommen. 


$. 133. 


Die Triebfeder der Republik ift die Liebe für das geſetzlich 
geordnete Staatswejen, Treue gegen dad Geſetz, Hingebung 
für die öffentlichen Zwede und für die Mitbürger, Beſcheidung 
in den eigenen Streben nad) Macht und Reichthum, und Eifer 
gegen jede Uebermacht eines perſönlichen Willens, jede Ein- 
milchung jeiner Gunft und Neigung. Das verſteht Monteöquieu 
unter der „Zugend." Dad Mejen der republifanijchen Ge: 
finnung ift eben die Erfülltbeit von dem anftaltliyen Bande 
ded Stanted, wie das Weſen der monarchiſchen Gefinnung die 
Erfülltheit von dem perjünlichen Bande. Die neuere ftaatliche 
Monarchie, ſelbſt die ohne Landesvertretung, ftrebt Beides zu 
vereinigen, wie der vollfommene Staat wirklid auf Beides 
gebaut ift. 

Die Wohlbeſtelltheit der Republik erfordert vor Allem 
eine überfonmene, geichichtlicy befeitigte Verfaſſung. Das ift 
ein Erforderniß unter allen Staatöformen, aber grade am 
meiften derjenigen, in welcher die Ehrfurcht vor dem Geſetze 
den Mangel jtarfer Obrigfeit erfeßen fol. Die Stetigfeit der 
Entwidelung und die Heiligkeit des geſchichtlichen Rechts war die 
Stärfe der Verfafjung Roms, deßgleichen der zur Republik 
gravitirenden engliichen Verfaffung, und was den nordamerifanis 
Ichen Nepublifen am meiften Halt gibt, ift, dab ihre Verfaffung 
auf einer von England mitgebradhten Tradition ruht, daß deß—⸗ 
halb die drei Faktoren derjelben — governor, Senat und 
assembly — nicht bloß jo alt find wie die Gründung der 
Kolonieen, jondern nad der dortigen Vorftellung fo alt faft 
wie der anglo » normanniihe Stanını jelbit, und dadurch die 
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ritas senatus) bedingt ift. Vollends welche jelbitftändige Madt 
der Neyierung und welches Aniehen war bei ben hödhften 
Magiftraten Roms! Sie unterſchieden fih von Königen nicht 
durch den Inhalt, jondern nur dur die Dauer der Gewalt 
und durch die Mehrheit ihrer Träger. Dagegen ift es bie 
Schwäche Atbens, daß die Erefutive nicht vollftändig und 
foncentrirt genug bei der Magiftratur ift, jondern die Volke: 
verfaninilung zu einem großen Theil fie jelbft ausübt, 3. 2. 
über Arieden, Bündniß, Plan des Feldzugd befchlieft, bie 
fremden Gejandten empfüngt und vor ſich und gegeneinander ver: 
handeln läßt, alle Beamten, namentlicdy Richter, Geſandte wählt. 
In höchſter Weile ijt in Nordamerifa die Magiſtratur zu einem 
Surrogat fünigliher Gewalt auögebiltet. Man bat bier mit 
Bewuhtienn die Nerhältniffe der fonftitutionellen Monarchie 
Englands nachgeahmt, und der Präfident ded Kongreſſes (bez. 
der governor) übt daher alle monardiichen Aunftionen. Er 
ſchließt die Verträge (darunter auch Kriedend- und Bündniß— 
verträge), ernennt Geſandte, Miniſter, Konjuln, Nichter, Bee 
ante, Officiere unter Beiratb und Zuftimmung ded Senates, 
und kann fie allein ohne den Cenat beliebig wieder entfernen, 
mit Ausnahme der Michter. Sa jein Recht für die Gejeb- 
gebung ift zwar in der Korn geringer, aber im Erfolg wirk- 
famer als das des Königs von England. ein Veto ver: 
hindert nicht dag Gejeß unbedingt, aber macht wiederholten 
Beſchluß dejjelben in beiden Häuſern und in jedem mit zwei 
Drittel Stimmen erforderlid. Tas fommt in der Wirkung 
der Verhinderung meiftens gleich, und dafür übt der Präfident 
von Nordamerifa fein Veto wirflid und häufig, der König von 
England übt es nicht”). Gleichwie die Monarchie einen durd 


*) Eicht man auf das wirkliche Machtverhältniß, fo muß man ben 
Präfidenten von Nordanterifa nicht ſowohl dem König ala dem Minifterimm 
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die Republik weltgejhichtlidh begründeten Zug: den anftalt- 
lichen Charakter des Staated in fi aufnehmen muß, alſo 
fann die Republif nicht ohne Den monarchiſchen Zug der ftar- 
fen jelbititändigen Magiltratur beſtehen. Autorität über dem 
Volke und zugleich innere gliedliche Gejegmäßigfeit, das find 
die Grundpfeiler alles Staatsweſens. 


$. 134. 


Die Ariftofratie ift in der Regel der Anfang, die erfte 
Geſtalt der Republif. Cie gibt nady der allgemeinen Natur 
ded ariftofratiichen Elements den Etanten eine Gewähr der 
Drdnung, Erhaltung und Dignität, fraft deren fie durch 
Jahrhunderte beftanden und blühten. Die Schattenfeite ift der 
Drud auf das übrige Bolf oder doch die Demüthigung, Die 
hen in der yrundjäßlichen Ausſchließung von der Gewalt 
liegt. Montesquieu jagt daher mit Recht von der Ariftofratie, 
daß ihre Triebfeder, die Bedingung ihres Beſtandes, die Mä- 
Bigung des herrſchenden Standes ift. Eo hat der Sturz 
des ariftofratiichen Regiments gewöhnlich jeinen Grund darin, 
daß die Ariftofratie, ftatt ſich am Befige der politiichen Macht, 
als ihrem großen und ehrenden Beruf, genügen zu laffen, die- 
jelbe zu niederen pefuniären Vortheilen (3. B. in Rom) oder 
ſonſt zu Ueberhebung benußt. Die ariftofratiihe Verfaſſung 
bedarf aber im Fortgange der Zeit einer Mäbigung auch in 
den Einrichtungen, d. i. daß der Adel ein Band zu den übrigen 


von England vergleichen, und da ftellt ſich auch die wejentliche Ueberein⸗ 
fimmung heraus. Der Präfident hier und das Minifterium dort ver- 
walten, fo lange fie im Amte find, völlig unabhängig mit wirklich mo» 
nardifher Stellung, und nur dadurch ift die Republif in beiden Staaten 
möglid. Nur ihr Verbleiben im Aınte fteht unter der höhern Macht des 
Bolkes, die fih dort dur Abftinnmen im Parlament, hier durd die pe- 
riodiiche Wahl äußert, und dadurch iſt die Verfaſſung republikaniſch. 


31* 
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Klaffen (connubium) habe und Zuwachs aus ihnen erhalte, 
und daß den übrigen Klaffen, wenn fie beranreifen und fidh 
beben, auch ein gebührender Antheil an dem öffentlichen Weſen 
gewährt werde. Ein großes Vorbild dieſer Art ift die römifche 
Genturienverfaffung, durch weldye die vermöglicdden Klafien, 
welche durch ihre Ausrüftung den Kern der Kriegsmacht bil: 
beten, der Echwerpunft der Volksverſammlung wurden, aber 
der altberechtigte Adel dennoch durch feine beionderen Cen— 
turien, durch den Einfluß feiner Klienten, hauptſächlich aber 
durch die vorbehaltene Genehmigung des bloß patricifchen 
Senats feine mächtige Stellung behauptete. Dagegen Solon's 
Gejeßgebung in Athen vernichtete die Ariftofratie mit einem 
Schlage, ftatt fie zu ftüßen, indem fie im allgemeinen Grund» 
fat die Demofratie beritellte, und was fie an Vorzügen übrig 
ließ, größtentheild von den Geſchlechtern auf den Reichthum 
(tunpa) übertrug. 

Ein Zug ächt ariftofratiichen Weſens und eine ächte Stütze 
deſſelben ift e8 auch, dab die Fleineren Kreife im Etaate auf 
die perfönliche, nicht auf Die jächliche oder Iofale Jufammen- 
gehörigfeit gegründet werden, jo die alten vier Phylen Athens, 
die auf Abftammung berubten, jo im neuern Europa das 
Bürgerrecht, das fih nad dem Urſprung, nicht nach dem 
Mohnort beftimmt. Daß begründet felbjt in den unteren 
Kreifen eine Werthſchätzung der Sippihaft, Genoflenichaft, 
ſohin ein ariftofratiihes Gefühl. 


$. 135. 


Die Demokratie ift die ſchwächſte, bürgfchaftölofefte unter 
allen Berfaffungen. Außer der Unbeholfenheit und Schwer: 
Fälligkeit und dadurch Schwäche der Volkäherrichaft entfeffelt 
fie alle Xeidenjchaften und unedlen Triebfedern der Maſſe und 
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Staaten auch noch die Ueberweiſung der niederen Beſchäfti⸗ 
gungen an eine Sflavenmafje. Dennod haben audy dort bie 
hervorragendften Männer, vor Allen der größte, Waſhington, 
der Demofratie widerftrebt, und widerftrebt ihr noch jeßt eine 
Partei der Erhaltung, die von ihr die äußerfte Zerrüttung 
beforgt. Ueber dem Allen aber it die Dauer der amerifa 
niihen Verfaffung noch nit alt genug, um von der Haltbar- 
feit der Demofratie eine endgültige Probe zu geben. 

Es ift eine Grundfrage der Zeit, ob reine Demokratie 
möglich ift, d. b. eine Verfaſſung, in weldyer die Staatögenoffen 
von jelbit, kraft ihrer Perjönlichkeit, ohne alle Erforderniffe 
von Geburt, Stand, Grundbelit, Vermögen, und deßhalb 
auch alle glei an der gejeggebenden Verſammlung betheiligt 
find. Die Möglichkeit ſoll feineöweged geläugnet werden. 
Sollten denn wirflidy nur die äußeren Verhältniffe und nicht 
die Menjchen ſelbſt als politiihe Werthe gelten? Allein jene 
äußeren Berhältniffe find die natürlihen Bürgichaften 
der öffentlihen Stellung, und wenn fie fehlen, jo müffen eben 
dafür ſittliche Bürgſchaften gegeben jenn. Eine jolde 
fittlihe Bürgichait war in Lacedämon die öffentlihe Erziehung 
und Alles durchdringende Lebensordnung, in Nom die Genfur. 
Die höchſte fittlihe Bürgschaft ift der chriftlihe Glaube und 
als Wirkung und Kennzeichen deflelben die Kirchenzudt. Auf 
fie ijt die Urdemofratie Amerifa’s, die der Staaten von Neu 
England gegründet, und diejer Grumd ift noch feiter ald alle 
Erforderniffe von Cenſus oder Grundbefit. Die Tradition 
aud dieſem durch Chriſtenthum und Kirchenzucht getragenen 
Gemeinweſen, die Gewöhnung an Geſetzlichkeit und Gehorjam, 
bie von ihr ausging, ift vielleicht jelbit jeßt noch der jtärffte 
Kitt der amerikanischen Demokratie, 

Dagegen die reine Demokratie im übliyen Zinne, daß 
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die Menichen ohne Beides, ohne natürliche und ohne fittliche 
Bürgichaften, bloß kraft ihres menſchlichen Antlitzes an der 
\ouveränen Volfsverfammlung alle gleich betheiligt jeyen — 
dieje reine Demokratie ift für die Dauer ſchlechthin unmöglich. 

Alles was hier über Ariftofratie und Demokratie gejagt 
ift, hat, wie fi von jelbit veriteht, auch für Die monarchiſchen 
Staaten in Beziehung auf Landesvertretung und fonftige 
Macht unter dem Souverän feine volle Anwendung*). 


Sechzehutes Kapitel. 
Die öffentlide Meinung und die PBreffe**). 


$. 136, 


Als fittlich-intelleftuelle8 Reich ruht der Staat nothwendig 
auf dem Sittlich-intelleftuellen Bewußtſeyn der Nation, das nicht 
beſtimmte Organe und äußerlihe Abgränzungen derjelben bat, 
jondern als Ein geiftiged Element die Gemeinſchaft durchdringt. 
Diejes Element ift der nothwendige Träger des Staatöorganis- 
mus, eö Tann fein Staat beitehen und hat nie einer beftandben 
ohne dafjelbe. Aber daß ed zur Aktualität erhoben fey, d. h. 
dab ed nicht bloß den Staat im Ganzen, dad Anſehen jeiner 
Regierung ftüße und außerdem nur bei befonderen Kataltrophen 
hervortrete, jondern beftändig alle einzelnen Maaßnahmen be- 


*) Zur Charakteriſtik der verjchiedenen republikaniſchen Staatsformen 
vergl. beſonders Bluntſchli: Allgemeines Staatsrecht 1. Abth. S. 169f. 

**) Ich gebe dieſes Kapitel mit geringen Abweichungen, jo wie es in 
der 2. Auflage von 1846 fi findet, obwohl damals die Frage über Bei- 
behaltung oder Abihaffung der Cenſur nod ein Hauptgegenftand feyn 
mußte, und dieſe jet entichieden if. Nur einen Paragraph am Schlufſe 
babe ih in diefer 3. Auflage Hinzugefügt. 
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gleite, das iſt es, was wir ſpecifiſch die Macht der öffent— 
lichen Meinung nennen, und ed iſt das Eigenthümliche un- 
ferer Zeit, daß diejelbe bereitd in höherm Grade als je früher 
befteht, und daß ihre Entwidelung und Anerfennung als eine 
Forderung geftellt wird. 

Dieſe entwidelte Macht der öffentlihen Meinung bat eine 
Doppelte Bedeutung (T&Aos): für's Erſte, daß die Regierung 
genöthigt ift, fich beftändig an ihr zu erproben, und dadurch die 
fittlich-intelleftuelle Kraft und Richtung der Regierung ercitirt 
wird, indem ihre Lage jchwierig wird, wenn fie nicht entweder 
der öffentlichen Meinung genügt, oder ihr moralifh überlegen 
ift; für’8 Andere, daß das Volk jelbit, deſſen freie That der 
Staat ald ein fittlihes Reich jeyn ſoll, mit beftimmend und 
befeftigend für die Etaatölenfung wird. In beiderlei Hinfidt 
ilt fie eine höhere Nealifirung der Idee ded Staates als eines 
perſönlichen Reiches, daher ein wahrer Fortichritt der Zeit. 


8. 137. 


Allein die Macht der öffentlichen Meinung ift weder an 
und für fich ſelbſt und abgejehen von ihrem Inhalte Schon die 
Erfüllung der Staatsidee, noch darf fie zur ausſchließlichen 
oder allen andern übergeordneten Macht werden. Eondern 
daß nach wahrer Sitte und Einfidht regiert werde, ift ein noch 
höherer Zwed, als daß nad) oder mit der öffentlihen Meinung 
rezjiert werde, und der Staat als ein Gegebened, in feiner 
Kontinuität — die verfalfungsmäßige Autorität, das über: 
fommene Geſetz — ilt eine Macht, die, wie der Zeit nach früher, 
jo der Geltung nad) höher ift ald die momentane Volksmeinung. 
Der gefunde Zuftand ift deßhalb, daß die öffentliche Meinung 
entwidelt, rege fey, dadurch die ercitirende Kraft auf Die Re- 
gierung übe, daß fie aber die Negierung nicht überwältige, nicht 
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und eine Probe für die Regiernng zu ſeyn. Außerdem beban: 
delt fie nicht bloß dag Volk, dag ſelbſt mitbeſtimmend, das der 
Träger des fittlihen Reichs des Staates ſeyn foll, als bleß 
paſſives Objekt des Gehorſams, jondern mißachtet auch die 
wirklich in der Zeit gebotenen Ziele. Denn der allgemeine 
Drang der öffentlichen Meinung, wenn auch in ſeiner ausge— 
ſprochenen Geſtalt irrig, iſt doch nie ohne einen tiefer liegenden 
wahren Beweggrund; dieſen verborgenen Bildungstrieb der Zeit 
muß aber die Regierung als ihr Geſetz anerkennen, wenn fie 
auch ihren fertigen Lehren widerſteht, und ob fie ihm zu Hülfe 
gefommen, dad kann fie nur daran erproben, ob ihre Rejultate 
zuleßt die Gemüther befriedigen. Die berrihende Gefinnung 
iſt deßwegen nit bloß Stoff der Regierung, der als joldyer 
für den Gebrauch der Mittel ein Geſetz auflegt, ähnlich wie die 
RBeichaffenheit des Zöglinge dem Erzieher ein Gejeß auflegt, 
ſondern fie ift zugleich auch eine Duelle, um das Ziel jelbft 
vichti zu erfennen, und die Rückſicht auf fie ift dann nicht 
bloß ein Gebot der Klugheit, Tondern auch der Sitte, nämlich 
der menſchlichen Beicheidung, daß der berufene Herrſcher nicht 
bloß jein eigenes Artbeil über das Wahre und Erſprießliche 
walten laſſe, jondern die große (objektive) in der Zeit liegende 
Bewegung ald einen Xingerzeig der höhern Macht, der er 
dienen joll, bedente. 

Danach ift es die ächte Staatsweisheit, daß die Megierung 
feine Scheu babe, in den einzelnen Maafregeln und Zwecken 
der öffentlihen Meinung entgenenzutreten, ja vorübergehend 
gänzlich mit ihr zu zerfallen, aber nicht im Ganzen und für 
die Dauer fib von ihr Iöfe, nicht aufböre, einen Grund und 
Boten an ihr zu haben, — daß fie feit und unerſchrocken ſey, 
wo fie Beſtehendes gegen ihren falihen Andrang jchüßt, da⸗ 
gegen behutſam, ja ſich beicheidend, wo fie Neues einführen 
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unbedingte Steuervwerweigerung für den Notbfall, die parla⸗ 
mentarijche Regierung, das Schwurgericht, die möglichſte Stär- 
fung jedes Cinfluffes der Volfebewegung und Volksäußerung 
(Unbeichränftbeit der Volföverfammlungen, der Affociationen, 
der Petition). Ich Dagegen fordere für die Autorität die 
Stellung, der öffentlihen Meinung auch in den Principien 
widerftehen zu können, wo es underd Erhaltung, nicht eigene 
Neuerungsabſicht gilt. Dort fonımt in der That Alles im 
Etnate bloß auf Eine Macht zurüd, auf die Meinung der 
Mehrzahl oder der Agitation; ich will zwei Mächte, Die jelbit- 
jtändige, ja primäre der verfaſſungsmäßigen Obrigfeit, und erit 
al8 eine zweite die öffentliche Meinung. Sene ſoll durdy biete 
beichränft, abgehalten, aber nicht beftinnmt, gezwungen werden, 
dieſe Joll eine wirflihe Macht der Konjervation feyn. Dazu 
dienen die Bürgjchaften des monardiichen Principe. Hält man 
die Vergangenheit und den gegenwärtigen äußern Beſtand nicht 
für berechtigt gegenüber der innern Weberzeugung des jebigen 
Geſchlechts, ſo wird man Diele Berechtigung doch der Zufunft 
nicht völlig abſprechen können. Wenn aber die jebt Lebenden 
ohne Schranfe alles Beſtehende vertilgen Fünnen, wer bürgt 
dafür, daß fie Damit nicht dem zufünftigen ander und befjer 
überzeugten Gejchlechte jeine Erbſchaft unwiederbringlich ver: 
fürzen? Soll jede Spanne Zeit die unumſchränkte Verfügung 
baben über Einrichtungen, die als Güter und ald Band für 
alfe Generationen beitinmt find? Wenn dem aber fo ift, toll 
e3 nicht wünſchenswerth ſeyn, daß aud) daß Weberfommene 
und Beſtehende eine mächtige Vertretung in der Zeit habe? 
Auf dieſe Weile unterjcheidet fidy die Macht der üffentlichen 
Meinung, die aus der Auffaffung des Staates ald eines fittlichen 
Reiches — einer freien ſittlichen Gemeinſchaft unter einer ge: 
gebenen fittlihen Autorität — und die Macht ver öffentlichen 
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ichaften bis zu einem Grade entwideln, daß feine Regierung 
und feine Ordnung beftehen könnte. Diefe bedürfen daher 
des Schutzes gegen die Preſſe. Das wird nicht beftritten. 
Hinfichtlich der Art aber dieied Schutzes haben fich in ber 
Geſchichte zwei Syſteme von entgegengeſetztem Charafter auf: 
gebildet, das altfeftländiihe und das engliiche, und die Ent- 
ſcheidung zwifchen ihnen gehört zu den bewegteften politijchen 
Fragen unjres Zeitalters. 

Die Manfregeln der Obrigkeit gegen verderbliche Schriften 
entjtanden und erbielten ihre Ausbildung urſprünglich zum Schuße 
der Meligion, der Staat bedurfte ihrer noch nicht. Seit das 
Ehriftenthun zur herrſchenden Kirche geworden, galt es für 
nothwendig, wie die jchon im alten Rom üblidy gewefen, re: 
ligionswidrige Bücher zu verdammen, zu verbrennen und bei 
Strafe zu verbieten. Geübt wurde das zuerjt durch den Kailer 
(Konftantin gegen Artus), dann durd die geiftlihe Gewalt, 
durch die Koncilien, Später durch den Papſt. Als nun durd 
die Buchdruckerfunft die Verbreitung jo gewaltig wurde, daß 
das Verbot der Bücher und ihre Unterdrüdung nicht dagegen 
außreichten, bildete ſich — bejonders unter Alerander VI und 
Leo X. (1515) — die Anftalt der Cenſur, daß fein Bud ger 
drucdt werden darf ohne vorausgegangene Durchſicht und Ge: 
nehmigung (imprimatur) des geiftlichen Obern, die aud) aue- 
drücdlich dem Bude vorzudruden. Daneben beftanden aber 
die Strafen fort jowohl für die Verfafler religienswidriger 
Bücher als für die Leſer der verbotenen, wie bejonders die 
Inquifition fie handhabte; in leßteren ift die Veranlaſſung, 
daß von da an von der Nurie ein Verzeichniß derielben (index 
librorum probibitorum) gefertigt und publicirt wird, wie dieß 
auch vom Zridentinijchen Koncil angeordnet ift. — In Folge 
der Neformation wurde die Wenjur auch von der weltlichen 
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Macht eingeführt, doch hauptſächlich für kirchliche Gegenftände, 
nämlich in der Abficht, die erbitterte jchriftliche Befehdung der 
Relizionsparteien, welche alle künftige Ausſöhnung zu vereiteln 
drohte, zu hemmen. Die Reichsabſchiede von Nürnberg (1524), 
Speier (1529), Augsburg (1530) verordnen, daß feine Schrift 
gedrudt werde, ohne daß durdy die weltlihe und geiftliche 
Dbrigfeit dazu verordnete Perſonen fie eingejehen, daß der Druder 
und der Druckort genannt jeyn müflen u.1.w. Dieje Anord- 
nungen wurden dann in die jüngſte Polizeiordnung 1577 auf: 
genommen. Die Schriften, auf deren Unterdrüdung die Genjur 
ging, waren Anfangs der angeführten Abficht gemäß hauptſächlich 
Schmähſchriften (dabei hatte man aber die Schmähungen gegen 
die andere Konfejfion und deren Anhänger im Sinne), dody 
erwähnt der Reichsabſchied von Augsburg 1548 aud) die, melde 
„der Lehre der chriftlichen Kirchen und den Reichstagsabſchieden 
nicht gemäß befunden“, der weitphäliiche Friede verbietet Die 
Angriffe auf die Neligionöverträge des deutichen Reiches, die 
Wahlfapitulation Leopold’ II. endlich Alles, wad mit den 
ſymboliſchen Büchern beider Neligionen, den guten Sitten, 
der Ruhe und der gegenwärtigen Verfaffung des Reichs nicht 
vereinbarlid. — Die Meichögejeße wurden häufig von den 
Landesherren nicht vollzogen, daher wiederholt eingeichärft, 
auch oft ohne Erfolg. Häufig erließen fie aber auch jelbit 
Verordnungen über die Cenſur. Die Genjur wurde mitunter 
drückend ausgeübt — fo Elagt Moſer felbft über Zufäße, die ſich 
die Cenſoren erlaubten, — mitunter Dagegen die Ausſchweifung der 
Dreffe, wenn die Landesregierung fein Intereffe dabei hatte, 
geftattet. Namentlid wurde die Cenſur in verjchtedenem Geiſte 
geübt, je nad der Partei des Landesherrn, in Fatholiichen 
Ländern gegen proteftantiihe Schriften, in evangeliihen gegen 
katholiſche, jpäter in ergbiichöflihen gegen päpftlihe Schriften 
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13. B. mainziſches Verbot ter Schritten Bellarmin’s), in päpftlid 
geiinnten Yintern zexen die Schritten der Crüfepaliiten. Neben 
der Gen’ur teitant natürlich auch, te weit fie nech nötbig werden 
fonnte, nachfolgende Kenröfarien der Schriften und Beitrafung 
der Merfarter (nicht, wie bei Der fatbeliihen zeitlichen Genjur, 
auch ter Yeier), namentli waren die faiterlicben Fiskale ver: 
prlichter, wenn tie Yandeschrigfeiten ibre Schuldigkeit nicht Je: 
than, gegen Bücher und Veriaſſer bei den Meichögerichten ein- 
zuichreiten. Dafür war aber auch Beichwerde gegen ungeredhte 
Fenteren bei den Heichszerichten ftartbaft. Unter den Proteitan- 
ten entirann ich der Streit, ch eine Gentur in Beziebung auf 
Degmen nicht zegen Die Glaubensfreibeit fen. Die überbaupt 
die Firdlihe Auffict über Die Yebre verwarfen (Thomaſius), 
mukten um je mebr tie Gentur bierüber verwerten. Dagegen 
den Trud aufrübreriicher oeder fittenwidriger Schriften nicht 
zu geitatten, hielt man allgemein für netbwendig. Erſt in der 
Periode der „Aufklärung“ fam man dazu, fich gegen die Cenſur 
überbaunt zu ſträuben. Zeit Ende des rerigen Iabrbunderts 
wurden die Ztinnmen der Scriftiteller und ihnen folgend der 
öftentliben Meinung inmer lauter für Yretfreibeit. inter 
Die wichtigſten Erweiterungen zu Guniten derielben gebört die 
ihen Damals in manden Yindern verfügte, dab Die Genfur 
unterlaffen und blet eine polizeiliche Aufſicht über die Ver— 
breitung gedrudter Bücher, ſebin Beichlagnabhme der für 
ſchädlich befundenen geübt wurde. 

In England batte inzwiſchen die Sache einen andern Gang 
genommen. Das Uriprünglide it auch dert Die Cenſur und fie 
wurde dert grade in beionders gehälftger und unterdrückender 
Weile geübt. Schon unter den Plantagenets nämlich wurden 
ausnahmsweiſe gegen die Regel der Magna Charta Straffälle 
an den geheimen Rath gezogen. Daraus bildete Heinrich VII. 
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die Thatſache (ob der Angeklagte Urheber der Schrift und 
ihrer Verbreitung), fordern auch über den Rechtsbegriff, d. i. 
über die Dualififation der Schrift als Yibell zu urtheilen, wo⸗ 
durch denn eine freiere Bewegung der Preſſe entitand. Bon 
da an ift der Charakter der Preßfreiheit in England entſchie⸗ 
den. Nur damit die gerichtliche Verfolgung nicht vereitelt 
werde, dient dad von Pitt erwirfte Statut (1798) über An- 
gabe und Verantwortlichfeit des Verleger, Druders u. f. w. 
bei Zeitungen, das feitdem überall nachgeahmt wird. 

In Franfreih war die Prebfreiheit eine der eriten Fur: 
derungen und Thaten der Revolution. Aber fie erlay bald der 
Macht der jeweiligen herrichenten Partei, namentlich Napoleons. 
Erft die Reſtauration legte durch das Geſetz vom 9. Juni 1819 
ben Grund dazu, ihr durch angemeffene Vorfehrung gegen 
Mißbrauch eine dauernde Erijtenz zu fidhern, und die Suli- 
regierung vollendete dieſes Werk durd dad Geſetz vom 9. Eept. 
1835 *). Die Genfur ift durch die Charte von 1830 für immer 
ausgeichloffen, die Preife bloß unter die Jury geftellt. Die 
Sicherungen gegen die Preffe aber find gemäß den Gefeßen von 
1819 und 1835 die folgenden: 

Durchgebildete und ſtrenge Strafbeitimmungen über Ber- 
brechen, Vergehen und Webertretungen der Preſſe (bei. 1835) 
— jehr bedeutende Kautionen für die periodiihen Blätter (von 
50,000 — 120,000 Fr.) mit der Nebenbeftimmung, daß jeder 
Gerant jelbit Eigenthümer eined Dritteld der Kautionsſumme 
ſeyn muß (weil nur Eigentbum an die beitehende Ordnung 
fnüpft) — jolidariihe Haftung aller Betheiligten — Abgabe 


*) Auf diefen beiden verftändigen Gefeten beruhte das Inſtitut der 
Preffe in Frankreich, bis die Februarrevolution einen Zuftand zuerft der 
Zügellofigfeit, nachher der abfoluten gonvernementalen Beherrſchung der 
Preſſe herbeiführte. 
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Erfcheinung, nicht das innere Princip ausdrückt. Es gehört 
übrigens nicht bloß die Genjur dem Präventivſyſtem an, fondern 
auch die Beſchlagnahme, jelbit nad) längſt erfolgter Verbreitung, 
jo wie fie jelbititändig und nicht bloß als Folge ftrafridhter: 
lihen Erfenntnilfes gegen den Urheber ericheint. 

Die Charaktere der engliihen und der alten feſtländiſchen 
Preßeinrichtung fteben jich alſo jcharf einander gegenüber: jene 
iit reine Etrafrechteinftitut, diele reines Polizeyinftitut. Es 
find nun aber nicht bloß mannigfache Beſtimmungen innerhalb 
diejeg Grundcharakters möglich (3. B. ob das Preßgericht der 
Zury oder den NRichterfollegien zufonme), jondern auch Modi 
fifationen, durch welche das Inſtitut des einen Charakters fid 
dem andern annäbert. Solche Mopdififationen find in ber 
neuern Zeit zur Ausführung gefonmen. 

Eine Modifikation des engliichen reinen Strafrechtscharakters 
der Prefje nämlich ift die franzöſiſche Einrichtung, nad) welcher 
die Staatsbehörde vor Allen (au moment de la publication) 
ein Exemplar erbält und durch Auflage mittelſt des Richters 
die vorläufige Beſchlaguahme erwirken fann. Hier verbindet 
ſich die polizevliche Fürſorge mit der ftrafrehtlichen Behandlung. 
Auf der andern Eeite ift in neuerer Zeit eine Modififation des 
feſtländiſchen Polizeyſyſtems ausgeführt worden dadurch, daß 
gegen die polizeyliche präventive Thätigkeit Berufung frei ſteht 
an richterlichen bez. adminiſtrativ-kontentiöſen Spruch. Dahin 
gehört die Berufung an den Staatsrath wegen Beſchlagnahme 
von Büchern in einigen Jüddeutichen Etaaten und die Berufung 
gegen Cenſurverfügungen in Zeitblättern an ein bejonders dazu 
errichtetes „Obercenſurgericht“ in Preußen”). 


u — —— — — - 


*) Diefe Einrihtungen, die in der 2. Auflage näher beichrieben und 
beſprochen waren, haben jeßt, da fie überall der Preßfreiheit gewichen 
find, kein Intereſſe mehr. 
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Menn ſonach Modiftkationen der beiden Syſteme der Preffe 
möglich find, durdy die fie fi annähern, fo bildet doch immer 
ihr fundamentaler Gegenjaß eine unausfüllbare Kluft zwiſchen 
ihnen: nämlich dort feine Hemmung der Schrift ohne Strafe 
des Auterd, bier Verhandlung bloß um die Echrift. Die 
Drdnung der Preffe ift dort innmer eine Ordnung über Schuld 
eines Echriftiteller, bier immer eine Ordnung über Zuläffigfeit 
der Verbreitung einer Schrift. Die Enticheidung zwilchen 
beiden Wegen kann daher nicht umgangen werten. 

Das ftrafrichterlihe Syſtem der Preffe bezeichnet man nun 
ald Prepfreiheit, das entgegengefeßte als Mangel derfelben, 
und zwar mit Grund; denn wenn auch der Umfang der freien 
Mittheilung bei dem einen wie beim andern Syſtem davon 
abhängt, weldden Maaßſtab die gejeglichen Urtheiler über die 
Preſſe (Richter vder Cenſoren) anlegen, und deßhalb die Preſſe 
oft unter der Cenſur zügellos und unter dem Preßgericht 
unterdrückt ſeyn kann, ſo gewährt doch das ſtrafrichterliche 
Syſtem die beiden großen Begünftigungen: für's Erſte, daß 
eine Kundgebung des Gedanfend und damit eine Wirkung auf 
das Publikum (wenn aud nach franzöfiicher Einrichtung jehr 
beichränft) ſchlechterdings unhemmbar ift, jo wie der Autor die 
Strafe auf fi nehmen will; und für’d Andere, dab im Ber- 
hältniß zur Zeit und Lage der Dinge die Sphäre der Straf: 
barfeit des Autord nie jo weit ausgedehnt werden kann und 
wird wie die Sphäre der bloßen Unterdrüdbarfeit der Schrift. 


$. 139. 

Die jebt feſtſtehende Anficht, daß die Genfur der Taged- 
preffe ein jchlechthin und überall Verwerfliches, ein Unduld- 
bares jey, gehört zu der Einjeitigfeit des Zeitalterd, das überall 
bloß die Freiheit und nirgend die Autorität bedenft. 


502 111. Abſchn. Die Berfaffung des Staates. 


Man gründet die unbedingte Forderung der Preßfreiheit 
einmal vom privatrechtlichen Standpunft aus auf dad angeborne 
Recht des Individuums, feine Gedanken überall äußern und 
mittheilen zu dürfen (Bladftone — Erflärung der Menfchen- 
rechte von 1789). Allein ein unbefchränftes Recht diefer Art ift 
eine ebenfo willführliche Behauptung als überhaupt die unum⸗ 
Ichränfte Freiheit ded Menſchen, Alles thun zu dürfen, was nicht 
unmittelbar einem andern Menichen ſchadet. Es ift aber auch 
die Preffe nicht eine Gedanfenmittheilung wie andere, ſondern 
eine jolche, die fich jener wirfungsreichen Mittel der Verbreitung 
bedient, welche in den Anftalten der menichlichen Gemeinfchaft 
liegen. Wenn daher aud) der Einzelne ein Recht hätte, zu ſprechen 
was er wollte, auf den Gebrauch diejer Mittel dev Gemeinſchaft 
hat er doch fein angebornes Recht, diefen Gebrauch kann er 
daher nur in Anſpruch nehmen unter den Befchränfungen, welche 
die Nücficht auf den Wohlbeitand der Gemeinſchaft mit fidh 
bringt. Iſt dad präventive Verbot, Waffen zu tragen, nicht 
auch eine Beichränfung meines natürlichen Freiheits- und Eis 
genthumsrechts? und wer tatelt e8? Eodann gründet man da 
unbedingte Poftulat der Prekfreiheit vom politiihen Gefichts- 
punkt aus darauf, daß fie der Echlußftein des Fonftitutionellen 
Syſtems ſey. Die Preffe ſey nämlich die letzte höchſte Kontrole 
zugleich für die gejeßgebende und vollziehende Gewalt, und ed 
ſey daher widerjprechend nnd ungereimt, fie unter die Aufficht 
der Negierung zu ftellen, als derjelben Macht, iiber welche fie 
die Aufficht führen ſoll. Das Argument läßt ſich zurückgeben: 
es iſt ebenso widerjprechend, daß Diejenigen, die regieren follen, 
der Auffiht und Verunglimpfung der Negierten unterliegen 
ſollen, ohne Schutz als wieder ein Gericht durch Negierte (Jury). 
Als den nothwendigen Schlußſtein des Eonftitutionellen Syſtems 
fann man dephalb die Preßfreiheit nur dann betrachten, wenn 
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ja nicht bloß diefen überhaupt, jondern die unmittelbar vor- 
liegenden beionderen Interefjen und Negierungsmaaßregeln zum 
Gegenftande; die Macht aber, welche fie hiefür befißt, ift nad 
allgemeinem Iugeftändniß unberedyenbar. ine ſolche unaus— 
geießte öffentliche Rede über Die öffentlichen Zuftände in ftete 
bereit gehaltener Volksverſammlung ven folder thatfächlichen 
Gewalt fällt ſowohl nad) allgemeinen Begriffen als nach ber 
Rückſicht auf den Erfolg, wenn anders nicht jene ungeordnete 
Volksmaſſe, jondern die organiſch geordnete Regierung herrſchen 
joff, in die Sphäre der beauflichtigenden und vorbeugenden, 
nicht bloß der ftrafenden Thätigfeit des Staates. Die lebte 
faın auch die Nachtheile ihres Mißbrauchs nicht bejeitigen. 
Denn ed iſt faum möglich, bei einer allgemeinen Erregung der 
Tagesprefje den zahllojen Ueberihreitungen mit Anflagen nach⸗ 
zufommen, und bat cben dieje Nothwendigfeit, das Meifte un« 
geahndet zu laffen, noch überdieß zur Folge, daß der Maaßſtab 
für die richterlihe Beurtheilung des Preßmißbrauchs je länger 
je lojer wird. Selbft aber im Fall der Beltrafung wird (be 
ſonders bei öffentlicher Rechtspflege) das Anjehen der Regie— 
rung Dadurch untergraben, daß feine Verlegung Grgenftand 
öffentlicher Verhandlung tft, und wird die anflagende Megie- 
rung durch die Vertheidigung, der als jolcher weiter Raum 
zufonnmen muß, meiſt viel härter verunglimpft als durch das 
erite Vergehen. 

Dazu kommt un die wirflihe Richtung der Zageöprefie. 
Es handelt fi nämlidy bei der Cenſurfrage gar nicht bloß in 
abstracto um die möglichen Meinungen, die in der Preffe fi 
geltend machen fünnen und nicht beichränft werden Jollen, fondern 
um bie ganz beſtimmten Intentionen, welche die politiiche Tages⸗ 
preffe in der Gegenwart vorherrichend verfolgt. Diefe find 
unverfennbar die Abwerfung der geoffenbarten Neligion und der 
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Wir wollen darüber nit a priori urtheilen, ſondern die Ge 
Ichichte fol zeugen. In England und in Frankreich, rühmt 
man, beftehe die Preßfreiheit ohne Schaden. Alferdings, aber 
feit wann? Eben jeitdem jene Intention erreicht, der König 
verfaſſungsmäßig zum bloßen Diener der Volksmeinung ge: 
macht ift. Da bedarf es freilich Feiner Cenſur mehr. Seht 
da die Lefer und Bezahler der Blätter, die Bourgenifie, die 
Gentry, felbit die Regierung vorherrichend befiten, muß bie 
Preſſe Shen nach natürlihem Geſetz (um Abſatz und Anklang 
zu finden) die beitehende Drdnung vertreten und nicht fie zu 
ftürzen ſuchen. Ja es ift jet diefe herrichende Klaffe ſehr ges 
neigt, zwar nicht die Freiheit ber Preffe im Princip aufzugeben, 
wodurd man um dieje politische Etellung wieder fommen Fönnte, 
wohl aber fie in der Ausübung möglichft zu beichränfen. Hat 
nicht der König von Frankreich von der Volfdrepräjentatien 
die Septembergejeße erhalten? und bleibt dort nicht ein Mi- 
nifterium am Ruder, dem man vorwirft, Durch unverfafjungds 
mäßigen Einfluß auf das Schwurgeriht die Preffe zu be- 
ichränfen? Der dortigen Verfaſſung fönnte nur von einer 
andern Seite ber die Preßfreiheit bedrohlid) werden, nämlid 
wenn dad Proletarint den Belitern die Herrſchaft entreißen 
wollte und dafür feine Preffe in Schwung jeßte. Die Gefahr 
der Chartiſten- und Proletariatöpreffe ift aber für die Macht 
der Beier nidyt von derjelben Gefahr, wie die der liberalen 
Dreffe für die Macht des Königthums; denn einestheild kann 
das Proletariat jeiner Preſſe nicht in demjelben Grade Ein- 
fommen und Anerfennung veridhaffen, und andrerjeitö find die 
Befiter, die überdieß immer aud) den König hierin für fi 
haben, jelbit als Maſſe viel geficherter gegenüber dem role: 
tariat, ald der Monarch, der dem Bürgerthum gegenüber nichts 
hat als den Glauben an jeine Autorität. Der jebige Sturm 
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die Vertretung jeder politiihen Anficht und jedes Urtheild über 
die täglichen Ereiyniffe und Maabregeln frei ſeyn, abgehalten 
fol nur werden die leidenfchaftliche Aufregung und die Unehr- 
erbietung; und muß in' dieſer Hinficht jede religiöfe und anti: 
veligiöje Lehre ausgeſprochen werden fönnen, abgehalten fell 
nur werden der frivole Angriff und die Aufregung der niedern 
unbeichüßten Klaffen gegen den Glauben. Es iſt eben dieſe 
Marime, um deren willen in Deutichland jebt faſt allenthalben 
wilfenichaftliche Werke, Bücher, feiner Genfur unterliegen, und 
die Konfiskation, die gegen diejelben beiteht, in den jeltenften 
Fällen geübt wird. Kann man über religiöje Preßbeſchränkung 
flagen, menn die Werfe von Strauß und Feuerbach frei 
find? Bücher wirken allmählig im Großen und Ganzen den 
Entwicelungsgang der Ideen, der danı wieder Staat und 
Kirche beftimmt. Diejed wirklich geiftige Element foll nicht 
vorbeugender Einwirfung unterliegen und unterliegt ihr audy in 
Dentichland nicht. Dagegen Tayesblätter wirken augenblicklich, 
äußerlich, nicht Gedanfenbildung, Tondern Yeidenichaften und 
Thaten; beugt bier die Obrigfeit vor, jo überichreitet fie nicht 
ihr Gebiet. Damit füllt auch der Einwand weg, daß die 
franfhaften und irrthümlichen Richtungen audy ohne Preßfreibeit 
entitehen und fich verbreiten Das iſt nicht zu läugnen, und 
ihre Entitehung und Nerbreitung ſoll auch gar nicht gehemmt 
werden. Aber fie fommen ohne fie nicht plößlich zu der äußern 
Gewalt, mit der fie die Ordnung erſchüttern oder vollendd 
umftürzen, jo daß fie, ohne Zerſtörung zu hinterlaffen, auch ebenio 
mit der Zeit wieder bejeitigt werden fünnen. Es ift unmöglich, 
durd Arznei die Kranfheitdentwicelung mit allen Ericheinungen 
audzujchließen, wohl aber möglich, fie durch Arznei zu mildern 
und von dem edeliten Theilen abzuhalten, damit die Krije nicht 
den Körper zerſtört. Aehnlich verbält es ſich mit der Genjur. 
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ſtruktionen ftatt nach Geſetzen verfährt, ja der einzelne beftimmte 
Aft des Geniord ſogar von |pecieller Weifung der oberfien 
adminiftrativen Behörde bez. des Fürſten ſelbſt abhängt, dann 
ift der Einwand völlig begründet; aber dann kann ihm aud 
abgeholfen werden. Eine Lölung von „der Perjon des Könige“, 
und Unterftellung der Genjur an „felbititändige Behör— 
den“ habe ich deßhalb jchon in der erften Auflage (1837 ©. 230) 
ald Ausweg bezeichnet. Dieb ift jpäter in Preußen in einer 
durchgebildeten Weiſe verwirklicht worden durch das Ober: 
cenjurgericht. Indem die Genfur aufhört, bloße Polizey 
lache zu ſeyn und Adminiſtrativ-Juſtizſache wird ($. 138), 
kann der Vorwurf der Willführ ihr nicht mehr gemacht werden. 
Eine alfo beitellte Cenſur, deren geſetzlich ausgeſprochene Maxime 
niht Schuß gegen irrige Gedanfenentwidelung, fondern nur 
gegen Agitation ift, und die nicht polizeylich, Jondern adminiftrativs 
contentiöd geübt wird, ift deßwegen nichts weniger als eine 
unduldbare Cinrihtung. Trotz unzähliger Mipgriffe im Ein- 
zelnen, die nicht ausbleiben fönnen, wird ſie dennoch im Ganzen 
die Tagespreſſe in ihrer angemefjenen freien Haltung nicht ver- 
fümmern. Die freilinnigften Männer früherer Zeiten, ein 
Platon oder ein Euther, würden fie fogar für die ganz 
natürliche gehalten haben. Eie verhält fi) zu der englichen 
Prehfreiheit etwa wie ein mehr antifed zu einem mehr romans 
tiihen Drama. Dort ift der Etaat zum Princip gemacht, und 
den Individuen innerhalb feines nothwendigen Baues Freiheit 
gefichert, bier it die Freiheit ded Individuums zum Princip 
gemacht, unter Schranken, die bloß nad) ihm ſelbſt (ſeiner Schuld) 
bemeffen find, und es foll daraus ſich dennoch die Harmonie 
bed Ganzen erhalten. Das aber ift durchgehends der Unter: 
\chied des Charakters unferer feftländiichen, namentlich deutſchen 
Staaten gegenüber dem engliſchen. 
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digfte vollbringen, eingehen müßte, und daß der jchledtere 
Theil der Tagesichriftiteller nicht mehr gegen die wohlverdiente 
Strafe durd die Obhut der Cenſur gededt würde. Sa, iu 
man lieber etwas innerhalb der Gränze der Eicherheit bleibt, 
würde vielleicht ein ordentlich gehandhahtes Preßgericht beſſere 
Wirkung thun, ald ed gegenwärtig die Cenjur vermag. Ich 
fann danach feine rechtsphilejophiiche Nothwendigkeit der Preß⸗ 
freiheit amerfennen, ſondern nur bez. eine politiiche. Mähren? 
vielfach behauptet wird, die Preffreiheit ift in der Theorie der 
allein zuläjfige Zuftand, aber die Cenſur ift thatjächlich ein un- 
vermeidliches Uebel, jo jage ich umgekehrt: die Genjur iſt in 
der Theorie ein gerechtfertigter Zuftand, aber die Prebfreibeit 
wird thatjächlich ein unvermeidliches Wagniß, das aber aller: 
dings, wenn es gelingt, einen ohne allen Vergleich erfreilichern 
Zuftand bringt, ald der beftehende der Genfur ift. 

Die Bürgſchaften der Preßfreiheit aber wären die beiden: 
ein möglichft jeharf beſtimmtes und ftrenged Preßgeſetz (wie 
dad vom 9. Eepteniber 1835) und Richter über die Tages— 
preffe von ähnlicher Tunlität und Etellung wie das preußiſche 
Dbercenjurgeriht. Dazu die ſämmtlichen Beftimmungen ber 
franzöfiihen Preßgeſetzgebung. 

Immerhin aber bleibt e& der nothiwendige Gany, daß bie 
Cenſur erit dann gänzlich falle, wenn die Verfaſſungsverhält— 
niffe ihre fefte bleibende Drdnung erhalten haben. Man faßt 
gährenden Moft nicht in fchlotterige Schläuche, jonft zeriprengt 
er fie. Auch iſt hiſtoriſch die Preßfreiheit der Seftitellung der 
Verfaſſungsverhältniſſe überall nachgefolgt, nicht vorausgegans 
gen; fo in England, in Frankreich. 

Sp dürften dem deutichen Verfaſſungszuſtand zwei Weiſen 
entiprechen, je nachdem ſich die Verhältniſſe geitalten, entweder 
Cenſur unter den angegebenen Bürgichaften für die Kreiheit und 
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ichwebenden Frage über Prehfreiheit und Cenſur. Die Ka 
taftrophe, die ich ald Intention und Erfolg der Tagespreſſe 
bezeichnete, ift eingetreten. Das Königthum erlag dem Bürger- 
thum oder mittelft des Bürgerthums der Volksmaſſe, und nur 
durch die Gunft befonderer Umftände hat ed ſich wieder auf- 
gerichtet. Die Prebfreiheit, damald ein „unvermeidliches 
Wagniß“ ift nunmehr eine beitehende Einrichtung, und ed gilt 
von ihr in noch höherem Grade als von der Landesvertretung, 
daß es die Aufgabe tft, nicht fie zu befeitigen, fondern richtig 
zu pflegen, auf daß fie wirflid ein „ohne allen Vergleich er: 
freulicherer Zuftand ald die Cenſur“ ſey. Auch die Eicyerun- 
gen gegen die Prekfreiheit hat man in Deutjchland meiftens 
fo eingeführt, wie id) fie dort an der franzöfiichen Gefeßgebung 
rühmte, insbelondere die „vorläufige Beſchlagnahme“, dieſe 
„glüdlihe Verbindung polizeylicher Fürjorge mit der ftraf- 
rechtlichen Behandlung” ift eine Hauptſchutzwaffe gegen die Preſſe 
geworden. Das Schwurgericht für Preßvergehen, vor dem ich 
warnte, beftebt allerdings in Preußen (bie 1854), wenn auch unter 
einigen Einschränkungen. Seine Einführung für dad geſammte 
Strafverfahren machte das auch faſt unvermeidlih. Die außer⸗ 
den noch jeit Abichaffung der Genfur häufiger gewordenen und 
jelbft von den Kammern bewilligten Zuchtmittel — Verſagung 
des Poſtdebits, Entziehbung der Buchhändlerberechtigung, Unter- 
drüdung dev ganzen Zeitichrift bei wiederholter Berurtheilung 
—, möge die Bereinbarfeit derjelben mit dem ftrengen Begriff 
der Preßfreiheit auch mehr oder minder zweifelhaft jeun, find 
jedenfalld eine Beltätigung, daß die Preßfreiheit wirklich „ein 
Wagniß“ ift, und daß es nicht möglich ift, „der allgemeinen 
Erregung der Tagespreſſe mit (einzelnen) Anklagen nachzu— 
fommen”, jondern die mafjenhafte Erregung des öffentlichen 
Geiſtes auch in Mafje wirkende Waffen der Abwehr erheilcht. 
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danach die loyale, die Fonjervative Preffe zu pflegen, nicht 
die bloß gouvernementale, nicht Die Preffe, welde „bie 
einzelnen augenblicklichen Maakregeln der Regierung ftüßt, 
fondern welche jene Gefinnung fördert, auf welcher die Re 
gierung zu allen Zeiten doch allein beftehen kann.“ Das 
oberfte Mittel für Pflege der guten Preffe ift darum die Ge- 
währ ihrer Unabhängigkeit. Das erfordert nun freilid Sorz- 
falt und Selbftverläugnung der Regierung, und die Selbſt— 
verläugnung ift um jo größer, als die Regierung bei entgegen: 
gefebtem Verhalten, d. b. wenn fie die gute Preffe, die immer 
unpopulär ift, bei Konflikten mit ihr unterdrüdt, nicht bloß ihre 
eigene Maaßregel fördert, jondern dazu noch grade an Popue 
larität gewinnt. Deßwegen will das auch den Regierungen 
am wenigiten einleuchten. Aber diefe Eorafalt und dieſe 
Selbitverläugnung gehört zu den dringendften Anforderungen. 
Die unzähligen Blätter, Flugfchriften und Bücher, welche die 
tägliche Lektüre der Bevölkerung find, deren Gedanken fie wie 
ihre Lebensluft einathmet, find mit wenigen Ausnahmen das 
Gegentheil von dem, was ich eben ald die gute Preffe bezeich- 
nete. Sie machen es fih, nad) dem euphemiftifchiten Ausdruck, 
zur Aufgabe, das Syſtem von 1789 zu realifiren. Es ift das 
ein allmählig wirfendes WVerderben, und ihm Tann und foll 
nicht Durch Staatliche Diaakregeln — Cenſur, Beichlagnahme, ge- 
rihtlihe Verfolgung — gefteuert werden, dieje freien geiftigen 
Kräfte find nicht fahbar fir fo derbe Werkzeuge. Kann man 
den Sirocco durh Schlagbäume aufhalten? Dem entgegen 
bedarf es einer gleich geiftigen Macht, eines gleich Träftigen 
Haudes, der die verdünſtete Luft reinige. Solcher beilenden 
geiftigen Macht die Stätte zu öffnen, ihre Entwidelung zu für: 
bern, ift darum enticheidend für die Zukunft. Im früheren 
Zuftande wurde die Preffe kaum in dad Bereich der Regierungs- 
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hriftliche und die monarchiſche, namentlich nicht Die gleiche in 
Bekämpfung ihres Gegenſatzes. Man darf nidt meinen: weil 
die Polemik gegen den Demofratismus und Rationalismus 
unbegrängt frei fteht, jo müfle aud) in gleiher Weife die Po- 
lemik gegen die monarchiſche Loyalität und gegen den dhrift- 
lichen Glauben unbegrängt frei ftehen, oder aber auch jene 
beſchränkt werden, — ed dürfe gegen die Deutichfatholifen 
und Reformjuden nur in den Zone gejchrieben werden, als 
dieje wieder gegen Die chriftliche Kirche jchreiben dürfen —, 
was gegen die Nationalverfammlungen von 1848 erlaubt ift, 
fen es auch gegen die deutſchen Regierungen —, dürfe man über 
das Wahlrecht aller jelbftitändigen Cingebornen fpotten, jo 
auch über die Heiligfeit und Unverleglichfeit ded Königs. 
Privatmeinungen und Privatbeitrebungen find im Staate und 
in der Preſſe frei. Aber die öffentlichen SInititutionen ber 
Obrigkeit und der Kirche find nicht bloß frei, fondern gebei- 
ligt. Der Ton der Entrüftung, ded Hohned, die Sprache zur 
Erregung der Maffe ift gegen jene und unter ihnen felbit 
wechjeljeitig, aber nimmermehr gegen dieſe zuläjlig. 


Ziebzehntes Kapitel. 
Die Erflärung der Rechte. 


8. 142. 

Der Menſch hat dem Staate gegenüber nicht bloß Pflichten 
des Gehorfamd und der Yeiftung, jondern auch Rechte, und 
dieſe Rechte leiten fi nicht bloß von der Staatsordnung ber, 
fondern fie find in der höhern Ordnung der fittlihen Welt 
begründet, nicht minder ald das Anſehen des Staates ielbft. 
Die Staatdordnung gibt diefen Nechten ebenfo wie der Gewalt 
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Aber auch auf die Inftitutionen, weldde dem Staate un 
terthban find, dennod aber unverbrüchliche Rechte ihm gegen: 
über baben, jey es kraft unmandelbarer göttliher Ordnung, 
wie die Kirche, ſey es fraft natürlich geichichtlicher Ordnung, 
wie die Gemeinden und ſtändiſchen Korporationen, bat aus 
gleihem Grunde die Erklärung der Rechte je nach Bedürfniß 
fih auszudehnen. 

Dem Alterthum ift die Erklärung der Rechte fremd. Sie 
war nicht möglidy in den Dejpotieen des Orients wegen ber 
unbegrängten Herrichergewalt, nicht möglich in den griechiſchen 
Nepublifen, weil unbegränzte Hingebung an den Staat grade 
ihre innerfte Zriebfeder ift. Aber auch in Rom, wo der Bürger 
ein unabhängiges Gebiet von Privatrecht und Privatfreiheit 
hatte, war daffelbe doch nicht ald eine Forderung feines Rechts 
gegenüber der Staatsgewalt anerfannt und ausdrücklich betont. 
Es gab daher dem entſprechende Gelee (wie fie z. B. nad 
der Seceifion der Plebs auf den heiligen Berg gegeben 
wurden), aber nicht eine Erflärung der Nechte. Das Safte: 
ſankte lay zuleßt doch im Gejete, das man erwirfte, nicht in 
dem eigenen Recht, dad man zur Anerkennung brachte. Es 
war vielleicht ſchon dafjelbe im Erfolge aber nicht im Geifte, 
Die Erklärung der Rechte in dieſem ſpecifiſchen Einne, daß die 
Obrigkeit den Unterthanen nicht bloß unter ihr, ſondern als zugleich 
ihr gegenüber und gleichſam außer ihr ein Gebiet der Unverletz— 
lichkeit zuſichert gegen fich jelbft, ijt ein Erzeugniß des germantichen 
Geiſtes. Hier ijt der Menſch nicht bloß Theil im ardhiteftos 
niihen Bau des Staates, fondern von abjolut jelbftftändigem 


— 


die eigene Theilnahme an der Etaatsgewalt, bier bedeutet e8 die Berech⸗ 
tigung gegenüber der Staatsgewalt. Dort galt der Begriff nur für die 
beftimmite Etaateforn der Republik, bier für den Staat überhaupt in 
ieder Geftalt. 
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Befonderes hervorheben wollte, nur die betreffenden Urkunden 
(Freibriefe) zu beftätigen, ftellte dad engliihe Parlanıent eine 
Reihe beftinnmter Nechte und Freiheiten aus den Urkunden und 
dem Herfommen zujammen, und ließ fie jo außerhalb der ur 
iprünglichen Verbriefung unmittelbar nad ihrem Inhalt, eben 
damit aber auch in einer neuen, dem Lande günftigen Aud- 
legung und Feftießung vom Könige beitätigen, zuerft unter 
Karl I. (petition of right 1627), dann unter Wilhelm I. 
Das ift die berühmte „Erklärung der Rechte“ (bill and 
declaration of rights and liberties of tbe Subjects ete. 
1689), welche in England jelbft den Abſchluß macht und das 
Norbild für andere Neiche wurde. 

Zwei Züge find an diefer Erflärung der Rechte bejonders 
als bezeichnend hervorzuheben: Für's Erite enthält fie neben- 
einander Rechte des Einzelnen (z. B. Schwurgericht, Petitions— 
recht) und Rechte ded Parlaments (3. DB. feine Zuftimmung 
für Errichtung eined Heeres), Beides zujammen ift eben bie 
Untertbanenftellung gegenüber dem König. Für's Andere find 
ed lauter bereits beftehende, meift auch in früheren Urkunden 
verbriefte Rechte, und Die feierliche Erklärung derjelben hat nur 
die Veranlaſſung und den Zweck, daß fie beitritten oder miß— 
achtet worden, und nun auf's Neue verbürgt oder in zweifel—⸗ 
haften Punkten zu Gunſten des Landes entichieden werben 
ſollen. Die Verleßungen, weldhe zu der Deklaration veran- 
laßten, find ſogar ſelbſt in derjelben angegeben, und Rechte, 
Die nicht verleßt wurden, 3. B. Verſammlungsrecht, was man 
jet für ein Hauptrecht hält, find auch nicht in die Deklaration 
aufgenommen. Eben dadurd find Die zugelidherten echte 
durchaus pofitiv= rechtlich (concret) und die Zuficherung nad 
Sinn und Umfang völlig beitimmt und deutlich. 

Diejes enylifche Vorbild der Erklärung der Nechte haben 
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nun die Nordamerikaner, ald fie fi zu unabhängigen Staaten 
fonftituirten, befolgt, jedoch, vermöge des Einfluffes der philo- 
fopbiichen Gedanken der damaligen Zeit, in einer wefentlichen 
Abänderung. Sie haben aud den Rechten ded Unterthanen 
und ded Parlaments Rechte des Menſchen und Bürgerd 
gemacht, daher einerjeitd ſyſtematiſch richtig das auögefchieden, 
was Recht des einzelnen Staatöbürgerd, von dem, was At: 
tribution des Parlaments ift, andrerjeitö aber, außer mehreren 
jener konkreten praftifchen Rechte, die fie nad) ihrer angeftammten 
engliihen Natur doch immer vorzugsweiſe im Auge hatten, 
auch noch ganz allgemeine Lehrſätze oder Deduftionen von 
Staatöwegen ausgeſprochen, ald 3. B.: „Alle Menfchen find 
frei und gleich geboren, und haben gewiſſe natürliche, wejent- 
lihe und unveräußerlihe Rechte, worunter dad Recht gezählt 
werden muß, fi) des Lebens und der Freiheit zu erfreuen, 
Eigenthbum zu erwerben und nad Sicherheit und Glüdfeligfeit 
zu trachten.” „Die Regierung ift eingeſetzt für da8 Gemein- 
wohl, zum Schuß, zur Sicherheit, Wohlfahrt und Glückſelig— 
feit des Volks.“ Eine Parallele hierzu bietet dad ungefähr zur 
jelben Zeit, wiewohl unter ganz verjchiedenen Berhältniffen, 
abgefaßte preußige Allgemeine Landrecht. Solche allgemeine 
Beftimmungen, obwohl deren nicht jehr viele, und dazu noch 
die englifchen Nechte — Petitiond-, Verſammlungsrecht, Preß⸗ 
freiheit, Jury, Sicherung gegen Durchſuchung der Wohnung 
u. ſ. w. — enthält die Verfaffungs-Urfunde fait jedes Staates 
von Nordamerifa. Die Uniond: Urkunde felbft aber bat alle 
folche Rechte zuerft gar nicht aufgenommen; erſt jpäter (1791) 
wurden ihr durd; Amendementd mehrere, die von praftiicher 
Natur find, niemals jene allgemeinen Sentenzen, beigefügt. 
Die Uniond- Urkunde in diefer ihrer gegenwärtigen Geſtalt 
kann deßwegen durch ihre Nüchternheit und Verftändigfeit und 
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ihr Maaß als mufterhaft in der Art der Feftjeßung folder 
Rechte des Stantsbürgerd gelten. 

In der franzöfiihen Konftituante war man von jenem 
philoſophiſchen Borgange Nordamerika's entzüct und folgte ihm 
mit der ftärfften Uebertreibung. Während man ſich unausge⸗ 
feßt und feierlich verwahrte, nicht metaphyſiſche, ſondern nur 
praftiiche Rechte aufftellen zu wollen, ftellte man in der Cr. 
flärung der Nechte des Menjchen und Bürgerd obenan hohle 
und dazu verfehrte naturrechtlihe Deduftionen, 3. B.: „Die 
Freiheit befteht darin, Alles thun zu können, was einem An: 
dern nicht ichadet. Alto bat die Ausübung der natürlichen 
Rechte des Menſchen feine Gränzen ald diejenigen, welche ben 
übrigen Gliedern der Gejellichaft den Genuß diefer nämlichen 
Rechte fichern." In den wirklich praftiichen Feſtſetzungen aber 
enthält die frangöfiihe Erklärung ſtatt jener gefidherten Unter: 
thanenftellung, welde in der engliſchen gewährt ift, das Syftem 
der Auflöfung, das die Revolution unter Freiheit und Gleichheit 
verftand: Abichaffung Der Pairie, der Zünfte, Korporationen, 
Lehnsrechte u. |. w. Der Zitel von den Nechten ded Menſchen er: 
hielt nun durch alle die verjchiedenen Sharten hindurch mannig— 
fache Faſſungen; zuleßt in der Charte der Reſtauration ließ man 
den theoretiſchen Schwall größtentheils wey und beihränfte ji 
auf wenige praftiiche Beltimmungen, und ihren Beiſpiele folgten 
dann die deutichen Konftitutionen vor dem Jahre 1848. Sie 
enthalten gleichfalls einige allgememe oft nichtsſagende Senten⸗ 
zen, 3. B. Gleichheit vor dem Geſetze, und jodann einige praftiiche 
Nechte und Freiheiten, deren Werth großentheild davon ab: 
hing, ob außer dem betreffenden Paragraphen der Konititutien 
noch Geſetze beitanden, diejelben in angemeſſener und hbinrei- 
chender Weiſe zu fichern, 3. B. die Unverletzlichkeit des Eigen: 
thums, die Gewährleiftung des ordentlichen Richters. Auch 
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die deutiche Bundesafte enthält eine Erklärung der Rechte für 
die Unterthanen in allen deutichen Landen, zwar von ſehr ein- 
gefchränftem aber durchaus praftiich =juriftiihem Charakter, 
3. B. Freiheit der Audwanderung, Sicherung der drei In⸗ 
ftanzen, politiiche Gleichberechtigung der chriſtlichen Glaubens- 
genoſſen. 

Da kam die Kataſtrophe von 1848. In Folge derſelben 
wurde ſchon in den einzelnen deutſchen Landen die Erklärung 
der Rechte, bez. der Titel in der Verfaſſungs-Urkunde von den 
Rechten der Staatsbürger, durch neue Zugeſtändniſſe oft in's 
Ungemeſſene vermehrt, man befolgte dabei vielfach die belgiſche 
Konſtitution gleich als das neueſte Muſter, vollends aber wurden 
für das geſammte Deutſchland durch die Nationalverſammlung 
zu Frankfurt „die Grundrechte der Deutſchen“ ver— 
fündet, welche ſowohl an Ausdehnung als zum Theil an zer- 
ſetzender Wirfung Alles überbieten, was in diefer Art bis da- 
bin in der Gejchichte vorhanden war. Es find diefe „Srund- 
rechte der Deutichen“ eben nicht Geringered, als die vollftän- 
dige Durchführung des Principd der Märzbewegung *). 


8. 144. 


Das Ergebniß dieſer vor und liegenden gejchichtlichen 
Entwidelnng iſt das folgende: 

Es jollen Rechte der Unterthanen gegenüber der Staats⸗ 
gewalt anerkannt und unverbrühlid gewahrt ſeyn (3. B. Ge: 
wiflenöfreiheit, Schutz des Eigenthums, Freiheit der Auswan⸗ 
derung, gewiſſe Unverletzlichkeiten gegenüber der Kriminal- und 
Polizeygewalt, ein gewiljes Bereich freier öffentlicher Wirk: 


*) Die ausführlihde Nachweiſung defjen gibt meine Schrift: „Die 
deutſche Reichsverfaſſung nad) den Beichlüffen der deutſchen National» 
verfammlung u. f. w.“ (Juni 1849) ©. 62 f. 


596 IM. Abſchn. Die Verfaffung des Staates, 


ſamkeit von Preffe und Vereinen, deßgleichen Rechte ber Kirche. 
der Kommunen u. ſ. w.) 

Es iſt auch eine urkundliche Verbriefung dieſer Rechte — 
„Erklärung der Rechte“ — gut und erſprießlich, ſey ed ald 
beſonderer legislativer Akt oder als Titel einer Verfafſunze⸗ 
Urkunde, ſey es in Beſtätigung bereits beſtehender, in anderen 
Geſetzen präcifirter Nechte, oder in Erweiterung oder nener 
Verleihung. Jedoch müſſen immer die Nechte beftimmt (con: 
eret, pofitiv) und deutlich bezeichnet und begranzt und von ge 
genwärtiger Feſtſetzung ſeyn — nicht Doktrinen, allgemeine 
Grundſätze, Verheißungen (F. 83) — und ſoll die Erflärung 
nur einzelne Rechte enthalten, die eben bisher angefochten oder 
gar nicht gewährt waren, nicht eine erihöpfende Kodififation 
aller Rechte der Unterthanen. 

Die Rechte find nicht in dem Charakter zu erflären, dab 
fie ihre Geltung im Staate aus dent „Menichenrechte*, ftatt 
aus der Gewährung des Staates, und daher auch ohne, ja 
gegen die Geſetze des Staated ald „unveräußerlich und unver: 
jährbar“ haben, wohl aber in dem Charakter, daß fie Grund 
und Ziel in dent Mienichenrecht haben, d. i. nicht bloß in dem 
Schutze gegen Ingefeßlichkeit der Obrigfeit, jondern in ber 
Gewähr der vollen menschlichen Perjönlichfeit innerhalb der 
Staatsordnung. Sie haben daher in der Gegenwart nidt 
bloß die Bedeutung, daß der Fürft fie dem Lande gewährt 
wie ehedem, fondern auch, daß der Staat fie dem Staatsbürger 
gewährt. Demgemäß hat jest die Erklärung der Nechte füglich 
nur das zu umfaffen, was Hecht eines jeden Staatsbürgers, 
nicht gleich der engliſchen Deklaration auch das, was Recht der 
Landeövertretung ift. Denn Beides zujammen bezeichnet eben 
dad Recht des Landes gegenüber dem König, Erftered allein 
aber das Recht des Menjchen gegenüber den Staate. 
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Die Erklärung der Nechte darf die Gerechtiame und 
Freiheiten des Unterthanen nur als Feftfegungen innerhalb der 
Staatsordnung verfünden, jo dab die anderen Feftfeßungen 
der Verfaffung, z. B. über obrigfeitlicdye Gewalt, Kirche u. ſ. m. 
als gleich fundamental neben, ja über ihnen beftehen, wie in 
England. Es ift eine Verirrung, wenn die Rechte des Staats⸗ 
bürgerd als dad Fundament des Staates felbit verkündet 
werden, ſo dab alles Andere — Obrigkeit, Kirche u. f. w. — 
feine felbitftändige Geltung mehr bat, jondern nur nady ihnen 
bemefjen wird, wie ed in der frangöfiichen Erklärung heißt: 

„der Endzwed aller politiihen Gefellichaft ift die Er- 

„haltung der natürlichen und unverjährbaren Menſchen— 

„rechten, 
und dadurch auch wirklich andere Staatdorduungen (3. B. der 
Cenſus für das Aktiv-Bürgerrecht) in Zweifel gezogen wurden, 
ob fie den Menſchenrechten nicht entgegen, ja der ganze Bau 
der früheren Ordnung für unverbindlich galt, weil er fein 
Poſtulat der Menjchenrechte war. Es iſt ebenjo eine Berir- 
rung, wenn die Erklärung der Rechte die gefammte Staats- 
ordnung felbft umfaßt und feitjeßt, wie das in den „Grunde 
rechten der Deutſchen“ geſchehen tft, welche im Mefentlichen 
die Grundzüge des ganzen Gerichtöwejend, Schulwejend, der 
Landeöverfaffungen u. ſ. w. enthalten. 

Ihrem Erfolge nad foll die Erklärung der Rechte ein 
Schub des Menſchen gegen den Staat, aber nicht eine Preis- 
gebung des Staated an die Menjchen ſeyn. Es müfjen daber 
namentlich die Sicherungen gegen die Kriminal- und Polizey- 
gewalt nur ein Mittel für die Freiheit des einzelnen 
Untertbanen feyn, dab er nicht ungerecht Strafe oder Haft 
leide, nicht in feinen Beitrebungen von Willkühr und Be- 
Ichränftheit der Behörden abbänge; aber nicht, wie die Bewe—⸗ 
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gungöpartei ed anftrebt, ein Mittel für die Macht des 
Volkes als Maſſe, dab die Obrigkeit gegen Vereine und 
Berfammlungen nidyt einfchreiten, den Hochverrätbern und Auf: 
wieglern nichts anhaben könne, alfo ein Mittel, ungehindert 
Dppofition, ungehindert Revolution machen zu fönnen, daß 
dad Volk Herr über die Obrigfeit werde. Aber auch außer: 
halb diefed Bereich der mechaniſchen Ordnung darf der Schutz 
der perjünlichen Freiheit nicht jo ungemefjen jeyn, daß dadurd 
die Gemeingüter der Nation gefährdet werden. Ja dieſe Ge- 
meingüter müſſen vielmehr jelbft gleichfalld al8 ein Recht des 
Stantöbürgerd betrachtet werden, und eine wahrhafte Erklä— 
rung der Rechte dürfte deßhalb nicht, wie die feit 1789 bie 
jetzt, für ſolche Berhältniffe die Zerfegung, jondern die Erhaltung 
und die gegliederten Bande zufichern, jo 3. B. nicht die unbe: 
grängte Theilbarfeit und Veräußerlichkeit de8 Grundbefibes, 
londern vielmehr die Uneinziehbarfeit gewiſſer Höfe und die 
ausſchließliche Erbfolge, nicht die Allen gleiche Fähigfeit zum 
Lehramte, fondern die hriftlihe Schule u. |. w. Bedurfte fonft 
dad Land der Bürgichaften gegen die obrigfeitlihe Willkühr 
und die Enge der Einrihtungen und den Gewiſſensdruck, fe 
bedarf ed derjelben jeßt noch weit mehr gegen die Gefahr ber 
Anarchie, der Deltruftion, der Entchriftianifirung. 

Das find die allgemeinen Gefichtöpunfte für die Erflärung 
der Rechte. Welche Rechte aber im Bejonderen fie zufichern ſoll 
und in welchem Maaße, darüber kann Die Enticheidung nur 
aus der Natur des betreffenden Gegenftandes gefchöpft werden. 
Die Erörterung darüber ift denn auch in diefem Buche überall 
an ihrem Orte gegeben. Auch hängt das mit von der fitt- 
lihen Fähigfeit der Bevölferung ab (III. $. 11). 

Die Erklärung der Rechte und die Landeövertretung — 
das find die beiden Momente der Eonftitutionellen Monarchie. 
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Beides find politiihe Wahrheiten und Güter. Gleichwie die 
Landeövertretung nicht befeitigt, jondern aud einer Macht der 
Zerjegung und ber Auflehnung in eine Macht der Erhaltung 
und der Loyalität umgewandelt werden fol ($. 124), fo auch 
it e& die Aufgabe, niht auf die Garantieen des Rechts zu 
verzichten, jondern den Garantieen des falichen Rechts die 
Öarantieen des wahren Recdhtd an die Stelle zu feßen. 


Adytzehntes Kapitel. 
Das Bolk und die Lehre von ber Bollsfouveränetät. 


$. 145. 


Die Stellung des Volks, der Einzelnen wie der Geſammt⸗ 
maffe, ift, wie aus bisher Geſagtem erhellt, zunächſt die, daß 
ed dem Staate, diejer ethiichrechtlihen Drdnung, und deſſen 
verfaffungsmäßigen Obrigfeiten unterthan: ift. 

Der Souverän ſowohl ald das Gejeh (die Verfaſſung) 
haben ihr Anjehen nicht durdy das Volk, jondern über ihm 
und unabhängig von ihm. — Es iſt in der Monarchie der 
König eine jchlechterdings jelbitftändige erhabene Macht über 
dem Bolf, und ein König unter der Souveränetät ded Volks 
ein Ungedanfe*), und eine jolche ift nicht minder in der Re⸗ 
publit, auch in der Demvfratie, die geordnete Volksverſamm⸗ 
lung und die Magiftratur je nad ihren bejtimmten Sphären. 
Auch hier ift nur die verfaffungdmäßig Eonftituirte und ver- 








*) Das Lächerliche dieſes Gedantens hat Louis Philipp auf das 
Zrefflichfte gerligt, da er, wegen einer Bollsbewegung abgerufen und dann 
vom Ballon in den Saal zurüdgelommen, der beunruhigten Geſellſchaft 
verficherte: „es war nichts als der Souverän, der ein paar Worte mit 
dem König ſprechen wollte.” 


ll. 2. 34 


580 III. Abſchn. Die Verfaffung des Staates, 


faffungsmäßig thätige Verſammlung der Souverän, dad Bolt 
außerhalb diefer Berfammlung ebenfo gut ald in der Monardie 
bloß gehorchende Mafje*). — Ebenjo find Geſetz und Ber- 
fafjung eine Macht über dem Volke, bejtehen nicht als Aus—⸗ 
fluß des Volfswillend und können deßhalb nicht durch den 
Bolföwillen, fondern nur durch die verfaffungsmäßige Autorität 
auf dem von ihnen felbit bezeichneten Wege abgeändert werben. 

Dagegen hat aber dad Volk ebenjo fehr ein Recht auf 
diefe ethilchrechtliche Ordnung, als fie ihm eine Pflicht ift, und 
fol dazu eben die Vertretung des Volkes beiteben, aber es hat 
dieſes Necht nicht minder auch da, wo eine Joldye nicht befteht. 
Deßgleichen hat der Einzelne gegenüber dem Staate ein Recht 
\o gut als eine Pflicht, er ijt ebenfo gut Staatsbürger als er 
Unterthan iſt, und Sollen darum beftimmte Bürgſchaften der 
Unabhängigkeit der individuellen Eriftenz beftehen (ſ. vor. Kap.). 


8. 146, 


Das diametrale Gegentheil von diefer Stellung des Volks 
zu Obrigfeit und Geſetz ift die Xehre, die, Schon früher im Keime, 
zulegt von Noufjeau mit völliger Entichiedenheit aufgeftellt 
worden ift — die Lehre von der „Souveränetät des 
Volks.“ Nah ihr ift das Wolf nicht etwa bloß über dem 
König, jondern es ift über dem Staate, ftatt unter dem: 


*) Eo 3.2. mag die Zitrcher Revolution vom Septbr. 1839 durch 
die Noth der Umftände gerechtfertigt feyn, das ift eine andere frage von 
derfelben Art wie bei der franzöfiihen Julirevolution: aber principiell 
durch die republikaniſche Verfaffung, wie man es verſucht hat, weil bier 
der Bolfswille fouverän fey, kann fie ninnmermehr gerechtfertigt werden. 
Thatſächlich wird man freilich immer geneigter feyn, den Anfitand in der 
Republik gegen die andre Partei, die durch etlihe Stinimen mehr ihren 
Willen zum Geſetz erhob, zu entihuldigen, als den Aufftand in der Mo— 
narchie gegen das Königthum. Darin zeigt fidh eben die geringere Stärke 
diefer Regierungsform. 
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demſelben Sinne wurde der Konvent gezwungen, die Giron- 
diften zu unterdrüden u. j.w.*) Die Folge diefer Auffaffung 
ift dann, daß die beitehende Berfaffung in jedem Augenblid 
muthwillig geändert, daß fie aud) ohne Aenderung nicht be 
folgt wird, und daß nur der gejeßlofe jeweilige Volkswille 
Entſcheidung gibt gegen die Verfaffung: es ift die permanente 
Inſurrektion. In Franfreih gab und gibt es deßhalb jeit 
1789, da die Bolfsfouveränetät verfündet wurde — Die furze 
Periode der Reftauration ausgenommen — nur einen Rechts⸗ 
zuftand de facto. Und eben das wäre aud) das Loos Deutſch⸗ 
lands, wenn die Nationalverfammlung ihre Abficht erreicht 
hätte, die Neichöverfaffung fraft der Souveränetät ded deutſchen 
Volks gegen die redytmäßigen Obrigfeiten Deutſchlands feft- 
zuſetzen. 

Nun beruft ſich zwar ſchon Rouſſeau darauf, daß er 
nicht bloß die Freiheit, ſondern auch die Ordnung und das 
Anſehen des Geſetzes wolle**), und die ganze Partei des 
Liberalismud und der Nevolution jagt ihm das nach bis auf 
diejen Zag. Allein darin Liegt eben der Irrthum: das Geſetz, 


— — — — — 


*) Einen ſchauderhaften Beleg dieſer Vorſtellungsweiſe geben Buch ez 
und Rour in ihrem Werk über die franzöſiſche Revolution, da fie die Er- 
mordung don Foulon und Berthier durch den Pöbel erzählen und dann fort- 
fahren ...... En principe d’ailleurs, on n’osait pas dire, que ce ne 
fut pas la de la justice, puisqu'il était enseigne, que toute justice 
emane du peuple, et que c'était & lui a nommer les juges Allerdings 
wenn die Geſammtmaſſe von Frankreich Souverän ift, fo war auch jener 
beftialiihe Pöbel von Paris befugt, ſich fir feine Strede al8 Souverän 
zu betrachten, und wenn folder Souverän, das Volk, nicht an eine Ber- 
faſſung gebunden feyn ann, wie fol es an die Formen der Juſtiz ge- 
bunden ſeyn können? 

**) „Vous y verrez partout la Loi mise au dessus des hommes, 
vous y verrez partout la liberte reclamee, mais toujours sous l’autorite 
des loix, sans lesquelles la liberte ne peut exister.* Rousseau 
lettres de la Montagne VI. 
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der Journale und Vereine, oder an dem Stoß der Emente 
erfannt werden? Selbit bei allgemeiner Stimmgebung in den 
Urverfammlungen ift dad Ergebniß, da bis zu jeiner Feſt⸗ 
ftellung dur Tod und Nachrücken in das ftimmfähige Alter 
Veränderungen eintreten, nicht mehr der Wille des jebigen 
Volks. Es ift ferner die unabweisbare Konfequenz: wenn 
die Volksmajorität an die gegebene Obrigkeit und die Funda⸗ 
mentalgeſetze nicht gebunden ift, jo ift auch die Minorität und ift 
der Einzelne nicht an die Volfömajorität gebunden. Denn das 
Geſetz der Stimmenmehrheit ift ja jelbit ein ſolches Funda⸗ 
mentalgeſetz. Nicht aljo der Wille ded Volks, ſondern der 
Mille jeder Partei und jedes Einzelnen ift dann jouverän. 
Es ift endlich von vorn herein eine Unklarheit über den Bes 
griff der Sonveränetät, auf welden die Lehre gebaut ift. 
Denn Souveränetät it grade die Staatögewalt in ihrem Gen- 
trum, ald weldye fie die Zunftionen, wie fie fih nach den ver 
Schtedenen Richtungen entfalten, auf einheitliche Weife zuſammen⸗ 
faßt, beauffichtigt, leitet — fie fann nicht (nad) Rouffeau) ges 
trennt vom Gouvernement und außerhalb defjelben jeyn, jondern 
ift jelbit die innerfte bewegende Macht des Gouvernements. 
Souverän fann daher nur ein ſelbſtbewußtes, in fich einiges 
Weſen, fann im volliten Sinne darum nur eine Perfönlichfeit ſeyn. 
Selbit die Volksverſammlung in der Republif hat die Fähig— 
feit zur Souveränetät nur durch eine fünftlihe Nachbildung 
dieſer Einheit mittelft geordnneter Kormen und durch eine Er- 
gänzung an der natürlichen Perjönlichfeit der Magiftrate (8.133). 
Dagegen daß die Geſammtmaſſe der Einzelnen, aljo das Volt, 
grade außer der Einheit jeiner verfaffungämäßigen Ordnung, 
nad) der es bereitd Autoritäten unterworfen iſt, jouverän ſeyn 
ſoll, ift thatfählich unmöglid. Daraus geht hervor, daß man 
bei der Lehre der Volfsjouveränetät unter Souveränetät yar 
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Volks zum Staate, wie er oben auögeführt worden ($. 145), 
bezeichnen wir ald dad Princip der Legitimität. Diefes 
und nur dieſes ift der Gegenſatz gegen die Volksſouveränetät. 
Es drüdt aus, daß die rechtmäßige (legitime) Obrigfeit und 
Ordnung gottgeheiligt und dad Bolf an fie gebunden, ihnen 
untertban ift*). — Man fann aber diefen Grundſatz nad 


*) Da die Voltsfouveränetät nicht ein Princip über die Souveränetät 
im ftaatsrehtlihen Sinne, d. i. über die oberfte Gewalt innerhalb 
des Staatsorganismus, fondern über die Gewalt der Bollsmaffe aufer- 
halb und gegen den Staatsorganismus ift, jo kann ihr Gegentheil nicht die 
Fürftenfouperänetät ſeyn. Denn bei der Behauptung der Fürſten⸗ 
fouveränetät wird Souveränetät eben in jenem ſtaatsrechtlichen Sinne als 
die oberfte Gewalt innerhalb des Staatsorganismus, die Alles zufammen- 
faßt und leitet, genommen. Es fehlt alfo der Punkt der Vergleichung. 
So läßt denn auch die Souveränetät des Fürften Einſchränkung dur 
andere Organe des Staatsorganismus zu. Dagegen die Souveränetät des 
Volks, als dem Staatsorganismus entgegengejeßt, ift nothiwendig unum- 
ſchränkt und unbedingt. Das wird auch noch dadurd betätigt, daß bie 
Flirftenfouveränetät fih nur auf die Monardie, die Bollsfouveränetät da- 
gegen auf alle Arten der Verfaſſung erftredt. Der Gegenfaß der Fürſten⸗ 
fouveränetät ift nicht die Volksſouveränetät, fondern die Souperänetät 
der Komitier. — Es kann eben danadh nit an der Staatsfon- 
veränetät eine höhere Wahrheit über Volks- und ürftenfouveränetät 
gefucht werden. Diefe ift überhaupt gar Fein dentbarer Begriff. Denn 
eine Gewalt außer ımd gegen den Staatsorganismus wie im Begriff der 
Volksſouveränetät kann, wie einleuchtet, dem Staate nicht zugefchrieben 
werden. Aber auch die oberfte Gewalt im Staatsorganismus, die Allee 
zufammenfaßt und leitet, wie im Begriff der Fürſtenſouveränetät, fann un- 
möglih dem Staate zugeſchrieben werden, fondern nur einem beftimmten 
Organ, einem Tebendigen Weſen zukommen, dem dann die anderen Organe 
untergeordnet find. Die Frage ift eben, wer das Oberhaupt des Staates, 
wer das Centrum in den Funktionen des Etaates ift, und da kann man 
doch nicht antworten: der Staat. Man kann zwiſchen patrimonialem 
Princip und vollsherrihaftlihen Princip dag Staatsprincip ale die 
höhere Wahrheit aufftellen, wie ces in diefem Buche von Anbeginn ge 
ſchah, aber nimmermehr zwiſchen Fürftenfonvderänetät und Volksſouveränetät 
die Staatsſouveränetät. (Vergl. meine Recenſion Maurenbrecher's in den 
Richter'ſchen Jahrbüchern 1841.) — Es kann endlich nicht ein Unterſchied 
gemacht werden ie nach der Verfaſſung, daß die Volksſouveränetät 
in dem einen Staate gelte, in dem andern nicht. Die Gewalt 
innerhalb des Staatsorganismus kann je nad) der verſchiedenen Verfaſſung 
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dab der Staat nicht eine Gelellihaft der jeßigen Theilnehmer, 
fondern ein fittliche8 Reich über ihnen iſt. Diefer Gedaufe 
überhaupt und namentlid) dad Princip der Kontinuität feblt 
der herrichenden Vorſtellungsweiſe unſres Zeitalters für den 
Staat wie für die Kirde. Der Wille der Mehrheit der jeht 
Lebenden tritt ihr an die Stelle der ununterbrodyenen einheit- 
lichen SInftitution. Nach jener Auffaffung ift der Staat Einer 
durch alle Zeiten, nad) diejer zerfällt er in lauter Atome von 
Zeitmomenten, deren feined mit dem andern in Zufammenhang 
fteht,; denn der Staat des vorigen Augenblid8 bindet nicht 
dad Wolf ded gegenwärtigen Augenblidd. So ift Die neuere 
Stantölehre atomiftifch nicht bloß in Beziehung auf bie 
Menſchen, jondern au auf die Zeitmomente. 


$. 149. 


Dennod liegt der Lehre von der Volksſouveränetät eine 
Wahrheit zum Grunde, und fie zur Erfüllung zu bringen ift 
der Beruf der neuern Zeit. Es fol nämlih das Volk zwar 
nicht Souverän ſeyn, wohl aber Mitträger und Mitbürge 
des fittlihden Reichs, dad der Staat ift. Das äußert 
fih in der Würde des Volks, welche der Fürft anerkennen 
muß, gleihwie das Volk die Majeftät des Fürften. Es äußert 
fih in dem Rechte des Nichtgehordhend gegen geſetzwidriges 
Gebot (palfiver Widerftand), in den Rechte der Ablehnung 
jeder nit von ihm ſelbſt gebilligten Neuerung. Es äußert 
fih aber am meilten und vor Allem in der Entwidelung ber 
Gelbitthätigfeit des Volks, der Theilnahme an Geftaltung und 
Verbürgung des üffentlihen Zuftanded, in der Herftellung 
reichöftändiich = Tonftitutioneller Verfaffung und aud wo Diele 
fehlt, in der Macht der öffentlichen Gefittung und dem geord— 
neten, im öffentlichen Rechtsbewußtſeyn gegründeten Gang der 
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(die Gejammtheit derer, die äußerlich dem Kirchenverbande 
angehören) übrig behalten, in ihrem Willen die Kirche auf: 
gehen lafjen — das ift das Kollegialiyftem, das Analegon 
der Rolfsfouveränetät. 

Diefelbe wahrhafte Zeitforderung und dieſelbe Abirrung 
befteht denn audy auf dem politiihen Gebiete. Die Nation, die 
politiiche Gefammtgemeinde, ſoll aus paſſivem Gehorfam erhoben 
werden zu aftivem (freien felbftthätigen) Gehorſam. Sie ſoll 
jedeö neue Geſetz, das die höhere Autorität gibt und janktionirt, 
zugleich ſelbſt mit erzeugen, damit ed nicht bloß als Gebot über 
ihr, Jondern zugleich als Ausdruck ihres eigenen, fittlich ver 
ftändigen Willend beitebe; ftatt deſſen enthebt man fie bes 
Gehorſams gegen das beftehende Geſetz und die beftehenbe 
Autorität. Sie ſoll lebendiger Träger der ethiſchen Ordnung 
des Staated werden, ftatt deffen macht man ihren Willen 
zum Herrn der ethiihen Drdnung. Sie foll zu der ver 
faffungsmäßigen Obrigfeit, die über fie gebietet, emporgehoben, 
ihr verbrüdert werden, ftatt deffen ftellt man diefe unter fie. 
Das Kollegialivftem zernichtet die Kirche über der Gemeinte, 
die Volksſouveränetätslehre zernichtet den Staat über dem 
Volke. Da wird die Gemeinde und wird dad Volk felbft 
zum Herricher, und zum unumfchränften Herricher. 

Unfere Würdigung des Verhältniffes des Volks zum 
Staate erhält ihre tieffte Befeftigung an der dhriftlichen Welt: 
anſchauung. Gott will die Verklärung der Menſchheit, die 
Heiligen follen in Ehrifto mit Gott bereichen, und fie herrſchen, 
indem fie gehorhen. Mad im ewigen Neiche die Einheit bed 
Göttlich-Menſchlichen, das iſt in jenem Schattenbilde, dem 
änßerlichen zeitlichen Neiche ded Staates, die Einheit von 
Obrigkeit und Volk. SIene bleibt die höhere, aber diejes fol 
an der Herrichaft Theil haben. Die ethiichen Grundverhältniffe 
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bleiben in allen Stufen diefelben. Autorität und felbftthätiger 
(freier) Gehorſam, der Menſch Mitträger und Mitherporbringer 
der ethijchen Ordnung, unter der er fteht, das ift das Urgeſetz 
und das Endziel der fittlihen Welt. 


Nennzehutes Kapitel. 
Bon dem Rechte des Volles zur Empörung. 


$. 150. 


Empörung ift die Anwendung phyſiſcher Gewalt gegen 
die Obrigfeit, jey ed um beftimmte Vornahmen oder Unter: 
laffungen von ihr zu erzwingen, ſey e8 um fie jelbit abzu- 
ſetzen. Erſteres pflegt man auch ald aktiven Widerftand, 
letzteres als Empörung im beiondern und eminenten Sinne 
zu bezeichnen. Es iſt eine Kardinalfrage für den gelellichaft- 
lihen Zuftand und inöbejondere in unfrer Zeit, ob der Miß—⸗ 
braud) der Obrigfeit den Untertbanen dad Recht zur Empö- 
rung gibt. 

Die Empörung tft unftatthaft nah Gründen des Rechts. 
Denn fie tft nichts Andered ald geradezu die Umkehrung der 
rechtlichen Ordnung des Staates. Die Unterthbanen madyen 
ih durch fie zum Richter und zur höhern Gewalt über die 
Obrigkeit. — Das läßt fih nicht damit rechtfertigen, daß, 
wenn die Obrigfeit dad Band zu den Unterthanen, „den Ver⸗ 
trag”, verlett, auch die Unterthanen ihrerjeitd ed aufzuheben 
befugt feyen. Denn das Verhältniß von Obrigfeit und Unter: 
thanen ift nicht wie ein Vermögendvertrag oder ein Vertrag 
zwifchen zwei Völfern. Es ift nicht ein Verhältniß der Gleich: 
beit, dab jeder Theil richten dürfte, ob der andre dad Seinige 
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geleiftet, fondern ded Anjehens und Gehorfams, und ift nidt 
ein Verhältniß, das bloß unter dem Rechte der Beteiligten 
ftebt, jo daß jeine Aufhebung durch das unſchuldige Vol nur 
die jchuldige Obrigfeit träfe, jondern ein höheres, nothwendiges 
Band über beiden, das ebenjo fehr durch die Aufhebung ges 
troffen wird, als durch das Unrecht, das fie veranlaßte. Wenn 
daher aud die Obrigfeit die Drdnung ded Staates verleßt, 
fo folgt daraus mit nichten, daß die Unterthanen ihrerjeits 
auch wieder diefe Ordnung verlegen dürfen’), — Ebenſo 
wenig ift die Rechtfertigung begründet, daß die Obrigfeit, da 


—— 


*) „Sa, ſprichſt du; wie aber, wenn ein König oder Herr fi mit 
Eiden feinen Unterthanen verpflichtet, nach vorgeftellten Artikeln zu re 
gieren, und hält fie nicht und damit ſchuldig feyn will, auch das Regiment 
zu laſſen? Mie man jagt, daß der König zu Frankreich nad den Par: 
Jamenten feines Reichs regieren milffe, und der König zu Dänemark aud 
ihwören müſſe auf fonderlihe Artikel u. f. w. Hier antworte ih: Es ift 
fein und billig, daß die Obrigkeit nad Gefeten rvegiere und Diefelbigen 
handhabe, und nicht nad eigenem Muthwillen. Aber thue das no 
hinzu, daß ein König nicht allein fein Landredt oder Artikel gelobt zu 
halten, fondern Gott felbft gebeut ihm auch, er folle fromm ſeyn und er 
gelobt’8 auch zu thun. Wohlan, wenn nun folder König der keines Hält, 
weder Gottes Recht noch fein Landrecht, follteft du ihn darım angreifen, 
joldes richten und rächen? Wer hat es dir befohlen? Es müßte ja 
bie zwiſchen euch eine andere Obrigfeit kommen, die euch beide verhörte 
und den Schuldigen verurtheilte, fonft wirft du dem Urtheil Gottes nicht 
entlaufen, da er fpridt: die Rache ift mein, richtet nicht. — — — 
Wohlan, es jey allerdings aljo, der König (von Dänemark) ift ungeredt 
vor Gott und der Welt, und das Recht ftehet ganz auf der Dänen und 
Lübeker Seite. Das ift ein Stüd für fid. Ueberdies ift nun das an 
dere Stüd, daß die Dänen und Lübeker find zugefahren als Richter und 
Dberherren des Königs und haben jold Unrecht geftraft und gerochen, 
damit fi des Gerichts und der Nahe unterwunden. Hier geht nun 
Trage und Gewiffen ar. Wenn die Sache vor Gott fümmt, fo wird er 
nicht fragen, ob der König ungerecht oder fie gereht find, denn ſolches 
ift offenbar worden, jondern er wird fragen: Ihr Herren zu Dänemart 
und Lübel, wer hat folhe Rache und Strafe euch befohlen zu thun?“ 
Luther. (Walch'ſche Ausgabe, Theil 10, ©. 584, vergl. auch Theil 11, 
©. 2419.) 
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Die Empörung ift aber auch unftatthaft nach Gründen 
der Sittlichfeit und Religion. Ghriftliche Sitte gebietet, 
dad Unrecht lieber zu leiden als abzuwehren oder zu räden, 
ja ed unbedingt zu leiden, wo die Abwehr nur auf ungeieh- 
lihem Wege möglih ift. — Chriſtliche Sitte geftattet nicht bie 
Hebertretung eines göttlihen Gebotes ſelbſt für ben edeliten 
Zwed. Die Ermordung einer Schildwache oder eines fürft- 
lichen Kammerdienerd, die ſchuldlos und dem Frieden vertrauend 
ihren Dienft verjehen, oder des tyrannijchen Fürſten jelbft, ver: 
fällt dem ewigen Gerichte „du follft nicht tödten“, auch wenn 
die glänzendſte Aera des Vaterlandes dadurch begründet würde. 
— Chriftlihe Sitte geftattet nicht eigenmächtiged Handeln ohne 
Berufung, ed bat aber in der Staatdordnung Niemand die 
Berufung, fie gegen die Obrigkeit herzujtellen („wer bat folde 
Nahe und Strafe euch befehlen zu thun?). Darum fann 
aud Niemand die Uebel, die durch die Unterlaffung der Ems 
pörung eintreten, ſich als jeine Schuld beimefjen, weil Jeder 
fich jagen darf: die Empörung war nicht meined Amtes. Da: 
gegen die Uebel, die durch die Empörung eintreten, ſowohl ale 
dad Uebel, das fie ſelbſt als eine Gewaltthat ift, muß jeder 
ihrer Urheber als fein Werf und ſeine Echuld erfennen. — 
Chriſtliche Sitte geitattet nicht eigenmächtiges Vorgreifen gegen 
göttlihe Fügung, fie erfennt in den tyranniſchen Künigen die 
Züchtigung für die Srevel der Völker, und danad) ericheint 
die Empörung ald das unrechtmäßige Mittel, ein gerechtes 
Gericht zu vereiteln”). — Ueber dem Allen hat die chrijtlidhe 


*) „Iſt die Obrigkeit böſe, wohlan fo ift Gott da, der hat Feuer, 
Waffer, Eijen, Stein und ımzählige Weife zu tödten. Wie bald hat er 
einen Tyrannen erwürgt und er thät's auch wohl, aber unfere Sünden 
leiden's nit. Denn er fpridht im Hiob alio: „Er läßt einen Buben m- 
gieren um des Volkes Sünde willen.” Gar fein können wir fehen, daß 
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Nach diefer Lehre, wirft man ein, tft alle Berfaffung 
nußlos, und Gott hat feine Welt und Ordnung jchledht ver: 
forgt, indem zwar ein Reichthum von Geſetzen und Einrich⸗ 
tungen befteht, es aber von der Willführ eined Menjchen ab- 
hängt, alle8 dad umzuftürzen, und, wenn er ed thut, Niemand 
Pflicht und Recht hat, ihn zu verbinden. Es ift dem aber 
nicht fo. Die Empörung tft zwar rechtlich und nady chriftlichem 
Sittengebote unftatthaft; allein fie iſt thatſächlich die noth: 
wendige Folge der Tyrannei, und iſt als ſolche thatjächliche 
Folge in der göttlihen Defonomie und Weltlenfung allerdings 
begründet. Gott gibt feine Ordnung der Tyrannei eined Kö— 
nigs nicht preis; fondern er erhält fie in der einen oder in der 
andern Weile, je nachdem die Menſchen fidy dazu verſtehen. 
Seinem Willen nad erhält er fie auf lauterem, göttlidem Wege. 
Erfüllte das Volk fein Gebot, wären die Menſchen wie die 
Apoftel des Herrn, jo würden Recht und Gerechtigkeit auch 
ohne Empörung erhalten werden, gleichiwie die Kirche ohne 
Gewaltthat troß aller Unterdrücdung erhalten wurde. Gott 
ließe feine tyranniichen Könige zu, oder er würde, wenn bad 
Volk in der Duldung verharrte, zuleßt ſelbſt in's Mittel treten. 


will eine Billigkeit heraus zwingen. Aber doc fage ich meine Meinung 
darauf, daß nicht gleich ift mit einem Wahnfinnigen und Tyrannen. Denn 
der Wahnfinnige kann nichts vernilnftiges thun noch leiden, es ift auch 
feine Hoffnung da, weil der Vernunft Ficht weg ift. Aber cin Tyrann 
thut dennoch viel dazu: fo weiß er, wo er Unrecht thut, und ift Gewifien 
und Erkenntniß noch bey ihm, und Hoffnung aud, daß er fich möge 
beſſern. Es ift daher der Chrigfeit nicht zu wehren mit Srevel und Auf 
ruhr, wie die Römer, Griechen, Dänen und Schweizer gethan haben; fon- 
dern wir haben wohl andere Weife.” Luther ebendaf. Das Argument, 
das von Knor bis Macanlay fo beliebt ift, aus der Parallele des 
tyranniſchen und des wahnftunigen Fürſten, ift hiernach ſchon von Luther 
ſchlagend widerlegt. Karl J., Jakob II., Ludwig XVI. waren unbezweifelt 
nit wahnfinnig, wäre aber einmal die Gränze zweifelhaft, fo wäre das 
eben eine Ungewißheit in der Thatjache, nicht im fittlihen Gebot. 
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„Iſt die Obrigfeit böfe, wohlan fo ift Gott da, der hat Feuer, 
Waſſer . . . ." (Luther). Nun aber die Völker der göttlichen 
Heiligkeit nicht genügen, erhält Gott feine Ordnung nad) den 
Geſetzen der Welt, er läßt das Unrecht durch Gewalt bewäl- 
tigen, da fie es verjagen, ihm durch Duldung und Glauben 
obzufiegen, er gebraucht den Zorn der Völfer ald ein Mittel 
gegen das Unrecht der Könige, wie er die Tyrannei der Kö- 
nige gegen das Unrecht der Völker gebraucht, und erhält auf 
diefe Weile feine Ordnung und übt feine Zucht, ohne daß Die 
Begebenheiten und Thaten, durch die das vollbracht wird, 
dadurd) in Beziehung auf die Menfchen gerechtfertigt wären. — 
Danach ift denn nicht zu befürdhten, daß durch dieſe Kehre die 
Negenten die Crmuthigung zur Willkühr und Tyrannei er- 
hielten. Es wird den Negenten und den Unterthanen gefagt: 
„die Völker follen fich nicht empören,” ed wird ihnen aber 
nicht gelagt: „die Völfer werden ſich nicht empören." Im 
Gegentheil, jo oft ein König zu feinen Unterthanen ſprechen 
wird: „mein Vater hat euch mit Peitichen gezüchtigt, ich will 
euch mit Sforpionen züchtigen”, jo oft werden die Vöälfer von 
ihm abfallen, das ift der Lauf der Welt von jeher. Die Re- 
genten werden aber immerhin das zu erwägen haben, was 
da eintreten wird, nicht das, was da eintreten ſoll. Es ift 
leider nicht zu bejorgen, daß durch die chriftliche Erkenntniß 
die Empdrungen in der Wirflichfeit ausbleiben werden“). 


— — —— — — — 


*) „Ferner ſtehen die Tyrannnen in Gefahr, daß durch Gottes Ver⸗ 
hängen die Unterthanen ſich aufmachen und erwürgen und verjagen ſie. 
Denn wir lehren hier die, ſo recht thun wollen, welcher faſt wenig ſind; 
daneben bleibt gleichwohl der große Haufe Heiden, Gottloſen, Unchriſten, 
welche jo es Gott verhängt, ſich wider die Obrigkeit mit Unrecht ſetzen 
und Unglüd anrichten.” Luther. 


35” 
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8. 151. 

Ganz anders ald mit der Empörung verhält ed fidh mit 
dem pafjiven Widerftand. Der palfive Widerftand be- 
fteht darin, daß man nicht thut, was die Obrigfeit gebietet, 
nicht unterläßt, was fie verbietet, wie Die eriten Chriften, dem 
Gebote der Obrigfeit entgegen, den Gößen nicht opferten, ihrem 
Verbote entgegen die Predigt ded Evangeliumd nicht unter: 
lichen. Er unterfcheidet fi) ſonach wejentlih von dem aftiven 
MWiderftand; denn diefer ift ein Angriff auf die Gewalt ber 
Obrigkeit, eine Verhinderung ihrer Handlungen, jener nur eine 
Verſagung der eignen Handlungen, ded Unterlaffen® oder des 
Thuns. Er ift auch weſentlich verjchieden von Auffündigung 
ded Gehorſams, denn er widerfteht nur beitimmten Geboten, 
und entzieht fich nicht dem Anſehen der Obrigfeit überhaupt. — 
Der paſſive MWiderftand ift unter Umftänden ftatthaft, ja 
geboten. Denn der Menſch fteht nicht bloß und nidyt mit 
feinem gefamnten Handeln unter dem Stante, fondern zu: 
gleich unmittelbar unter Gott. Wenn daher das Gebot der 
Dbrigfeit gegen das Gebot Gottes geht, jo hat der Unterthan 
die Pflicht, ihr den Gehorjam zu verweigern nach dem Satze: 
„man muß Gott mehr gehordyen denn den Menſchen.“ (2. Moſ. 
1. 17; A. ©. V. 29.) Hiermit übt er auch gar feine Kin: 
wirfung auf den Staat, er richtet nicht über die Obrigfeit, 
vollzieht fein Urtheil an ihr, jondern er richtet nur über fein 
eigened Gewiffen. Wo nun aber die Gränze der Pflicht gegen 
das äußere Gebot der Obrigfeit und der Pflicht gegen das 
innere Gebot Gottes jey, das kann dem Menſchen unmöglich 
durch den Staat, weder durch feine Geſetze, noch durch jeine 
Dbrigfeit, fund werden, denn es iſt ja grade die Gränze bed 
Staates, jondern nur durch Gottes Gebot jelbit, wie er es in 
feinem Gewiſſen vernimmt. Es iſt die Macht der Perfünlichkeit, 
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die durch ihr ummittelbare Band zu Gott immer zugleich 
über dem Staate ift, an welcher die Autorität des Staates 
diefen Widerftand findet, nicht ift e8 ein MWiderftand in der 
Staatsordnung ſelbſt. So gilt auch bier die Negel: „gebet 
dem Kaiſer, was des Kaiſers ift, und Gott, was Gottes iſt.“ 
Was den Staat angeht, auf den Staat wirkt, Aenderung der 
Obrigkeit, Lähmung, Abtreibung ihrer Gewalt, in das darf 
Niemand eingreifen, der nicht durch die Ordnung des Staates 
dazu berufen iſt, da iſt die Obrigkeit des Staates abſolut die 
höchſte Autorität; hingegen was das eigne Handeln und Un⸗ 
terlaſſen der Unterthanen betrifft, da iſt Gottes Gebot und 
ſeine Stimme im Gewiſſen die höchſte Autorität. Ein Gebot 
Gottes iſt es nun aber auch, alle rechtliche Ordnung gewiſſen⸗ 
haft zu befolgen, und es fällt deßhalb auch das in's Bereich 
des paſſiven Widerſtandes, daß die Unterthanen ſich nicht für 
ungerechte Unterdrückung oder Aufhebung der geſetzlichen Ord⸗ 
nung als Werkzeuge gebrauchen laſſen ſollen (ſ. oben S. 309 
Note). Inwieweit dieſes auch für Beamte, Richter, Miniſter, 
Militärs gilt, entſcheidet ſich je nach der beſtimmten amtlichen 
Stellung; aber irgendwo eine Gränze hat die Pflicht bes 
Gehorſams für Alle*). 


*) Auch aus dem Grunde des eignen Rechts und der eignen Freiheit 
(3. B. bei widerrechtliher Steuererhebung, Entziehung verbürgter Geredht- 
ſame) darf der Obrigkeit der paffive Widerftand entgegengeſetzt werden, 
jedoch nicht in derfelben Art wie aus dem Grunde des göttlichen Gebotes. 
Der palfive Widerftand fiir das eigene Recht ift nur ein folennes Zeugniß 
wider das Unrecht und darf nicht weiter gehen, als eben die Obrigfeit 
felbft zu Anwendung des Zwanges zn nöthigen, dagegen der paffive Wi- 
derftand filr das göttliche Gebot ift eine Verſagung bes Gehorfams fir 
dieſes Bereich, der fich felbft dem Zwange der Obrigkeit zu entziehen das 
Recht hat. 
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8. 152. 

Wie erft die chriftliche Offenbarung die Verdammlichkeit 

der Empörung zur vollen Erfenntniß gebracht hat, fo findet 
fich auch erft in der chriftlichen Weltepodhe der Gegenſatz hierzu: 
ihre grundſätzliche Rechtfertigung und fittlihe Verherrlichung. 
Das heidniſche Alterthum bat nicht dieſes Bewußtſeyn der 
Schuld, darum auch nicht diefen Antrieb der Entichuldigung. 
Die Empörungen find dort häufig, aber von naiven Charafter, 
fie find die natürliche Hülfe gegen einen Drud oder die nafür 
lihe Befriedigung einer Leidenſchaft. Selbit die eier des 
Tyrannenmordes gilt nur dem rfolge, der Rettung des 
Staates, nicht einem politiichen Grundſatz. Aber audy noch im 
Mittelalter gehen die Empörungen gleichjam neben dem Chri- 
ftenthbum ber, das Gebot ift verfündigt, aber fie ſetzen fich 
nicht in Verhältniß zu ihm. Hier erſcheinen fie großentbeild 
nicht einmal ald Rettung des Staates, jondern ald Berthei- 
digung eignen guten Rechts. Sie find Ausfluß der Indepen- 
den; oder des ariftofratiihen Gleichheitägefühld gegenüber dem 
Könige (8. 77). Der Gedanke von Staat und von Obrigfeit 
(ES ouverän) ift noch nicht voll entwidelt. Erſt durch die Ne 
formation fam die Frage der Empörung wie alle Fragen 
hriftliher Eitte zur Bewuhtheit und Entiheidung. Die Res 
formation hat das göttliche Necht der Obrigkeit, ſelbſtſtändig 
von der Kirche, und daraud die unbedingte Verdammlichkeit 
der Empörung mit einer Nachdrücklichkeit und Gedanfendurd- 
bildung herausgeftellt, wie fie vorher nicht da gewefen. So 
Luther, Calvin, die ganze Phalanr evangeliicher Theologie. 
Dagegen beginnt auch jeit der Neformation von andrer Eeite 
die Empörung and Princip. Dad Unterjcheidende ber 
Empörungen von da an gegen früher ift ihr Uriprung in einer 
Unterfuhung der legten Gründe gejellichaftlidher Ordnung und 
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beliebiger Empörung. Denn Obrigfeit (gouvernement) 
ift ja nach ihr nichts Anderes ald ein Auftrag oder Befehl, 
den dad Volk ald jouveräner Gebieter gewiſſen Perjonen er: 
theilt, und — wad man Empörung nennt — Abſetzung der 
Obrigfeit nichts Andered als die Zurücknahme dieſes Befehls, 
die doch dem Gebieter, wann er will, zuftehen muß. Es ift 
der Begriff der Obrigfeit aufgehoben und damit auch der Be 
griff der Empörung. Die Umfehrung der Staatdorbnung, 
dab die Unterthanen ſich über die Obrigfeit jeßen, die in jeber 
Empörung ald Thatſache liegt, wird bier zur Idee der Staatd- 
ordnung ſelbſt. Eine Ermäßigung diejer Solgerichtigfeit der 
Lehre, aber im Erfolg von geringem Unterfchied, ift ed, wenn 
dad Recht des Volks zur Empörung auf den Fall der Ber: 
letung feiner Rechte bejchränft wird, wie ed die Konſti⸗ 
tution von 1793 audfpricht, und Lafayette bis an's Ende 
feines Lebens behauptete: „Wenn die Regierung die Mechte 
des Volks verlebt, fo ift die Infurreftion des Volks und jedes 
einzelnen Theils deffelben das heiligfte feiner Rechte und die 
höchſte jeiner Pflichten." Oder wie man es ſonſt audzudrüden 
pflegt: bat der Fürft den Vertrag verleßt, jo ift auch das 
Volk nicht mehr an denjelben gebunden. Durch diejen Grund: 
ta wird das Volk zwar nit wie dort der willführliche Ge- 
bieter, aber doch der jouveräne Richter über feine Obrigfeit. 
Hinter der alfo ermäßigten Lehre der Nevolution ftehen 
die Lehren, die aus der puritaniſchen und hierardhiichen We: 
wegung hervorgingen, nicht weit zurüd. Snnerhalb der refor- 
mirten Kirche wird dad Necht zur Empörung wegen Tyrannei 
von den Schriftftellern zur Zeit des religiößspolitiichen Kampfes 
audgeführt, jo von Budhanan, Milton, Sumbert Lan: 
guet”), indbefondere erhielt e8 feine energiiche und folgenreiche 
” ©. diefes Werts I. Band S. 292. 
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Außerdem zieht fi) no durch die katholiſche Theologie und 
Moral Schon vom Mittelalter her eine Lehre vom Tyrannen- 
morde, d. i. dem Rechte und der Pflicht jedes Einzelnen, ohne 
Form Rechtens, ja meuchlings den Tyrannen zu ermorden. 
Sie iſt aus der antifen Bildung übernommen, fam zu bejon- 
derer Anregung durch Joannes Parvus, und erhielt zuleht 
ihre äußerfte Bertretung in dem berüchtigten Buche des 
Jeſuiten Mariana. Auch fie fpielt bei dem Kampfe zwiſchen 
Königthum und Liga in Frankreich eine große Rolle theoretiſch 
und praktiſch“). Dieje einzelnen Richtungen und Parteien in 
der Kirche angehörigen Lehren von dem Rechte der Empörung 
und ded Tyrannenmordes dürfen jedody nimmermehr als die 
Lehre der Kirche jelbit, der veformirten oder der katholischen, 
Sondern nur ald Abirrungen von derjelben angeiehen werden. 


$. 158, 


Innerhalb der wahren chriftlihen Lehre von der Uner⸗ 
laubtbeit der Empörung findet ſich jedoch wieder eine Schat—⸗ 
tirung. Es ift nämlich eine Anficht, welche die Empörung aus: 
nahmlos verwirft. Sie ift befonderd geltend gemacht durch 
die bilchöfliche Kirche von England und die Tory's vor ber 
Entthronung Safob8 11. Die abjolute non-resistance war 
bis dahin das Schiboleth, diefer Partei. Eben das iſt im Ne 
fentlichen aud) der Standpunft Luthers““). Dagegen tft eine 


*) ©. die nähere Darftellung anch hierüber in meiner Schrift: „die 
fatholifhen Widerlegungen“ ©. 15 und 20. 

*) „.... Mir ift fein folder Fall vorkommen, da e8 billig wäre, 
fann auch jeßt diesmal feinen erdenken“ (ans der S. 545 cit. Stelle). Bloß 
in den Zifchreden Luther’s findet fi eine Aeußerung für Erlaubtheit der 
Empörung unter befonderen Unftänden. Allein abgejehen davon, daß au 
fie vielleicht andre Deutung zuläßt, kann eine den Tifchreden eines Mannes 
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andre Anficht, welche zwar gleichfalld die Unerlaubheit der 
Empörung gegen tyranniidhe Obrigkeit ald Grundfaß anerkennt, 
aber doch ihre Erlaubtheit ald Ausnahme für Außerfte Notb- 
fälle behauptet, wenn von der Obrigkeit die ganze rechtliche 
Ordnung umgeftürzt, die ganze phyſiſche oder ſittliche Eriftenz 
der Nation vernichtet wird. Als ſolchen Nothfall betrachtet 
man 3. B. das Unternehmen Jakobs UI., die ganze Staatd- 
verfafjung und Staatöfirdhe von England umzuftoßen. Noch 
weit mehr wäre ein folder die türkiſche Herrichaft über die Grie- 
chen, welche Xeben, Eigenthbum und weibliche Keufchheit gefähr- 
det. Das ift die Anficht vieler Ehriften, und vieler loyalen 
Männer, bejonderd nachdem die ftrengere der alten Tory's von 
ihnen jelbft 1688 durch die That verläugnet worden. Sie ift, in . 
weltmänniicherAuffaffung und von chriſtlichen Motiven entkleidet, 
durchgeführt von Burfe*). Site untericheidet ſich weſentlich von 
derjenigen, welche die Empörung aus „gerechten Gründen“ zus 
läßt (Bellarmin u.|.w.). Denn fie betont die Schen vor der recht- 
mäßigen Obrigfeit, die Pflicht, dad Unrecht zu dulden, und hält 
nur die Ausnahmsloſigkeit, wie bei manchen andern fittlichen 
Wahrheiten, jo auch hier, nicht für durchführbar. Sie rechtfertigt 
die Empörung nicht aus einem Recht des Volks oder Gebot 
der Etaatdordnung, wie Lafayette, Milton, Bellarmin, jondern 
nur kraft der Noth, nit als Grundjak, jondern als verein- 
zelte That. Sie befindet fi) daher auf dem Boden chriftlicher 


— 





abgelaufchte Aeußerung do wohl nicht in Betracht kommen gegen jene 
Unzahl beftimmter und erfchöpfender Auseinanderfegungen, die er felbft 
veröffentlichte und die alle aus einem Geifte find. 

%) „.... Wenn diefer jammervolle Zuftand gelommen ift, dann 
geben die Symtome der Krankheit auch ſelbſt die Arzneimittel an, Mar 
und verftändfich genug für die, welche die Natur ausrüftete, in verzwei- 
felten Nöthen dieſen letzten gefahrvollen bittern Trank dem zerriltteten 
Staat darzureichen.” 
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Principien, und befteht namentlidh fein praftifches Intereſſe, 
fie zu beftreiten. Dagegen darf man aber audy jene anf: 
nahmsloſe Berwerfung der Empörung nicht für unwürdig oder 
ungereimt erachten. Das erhellt aus obiger Ausführung (8.151). 
Denn es ift bei ihr nicht auf knechtiſche Unterwerfung abge: 
fehen, jendern daß der tyrannijchen Obrigfeit die Verweige— 
heit ded Gehorſams und das Zeugniß für Recht und Wahr: 
rung und das ftrafende Wort entgegengejeßt werde, nur nicht 
die förperlicye Gewalt, und fie fteht eben auf Glauben. Ber 
lebendige Gott Tann bei ihr nicht außer Rechnung bleiben. 
Wahrlich, wenn ein Volk es vermöchte, dad Unrecht zu leiden, 
und zugleich für dad Recht zu zeugen mit Hingabe bed Le— 
bend, jo würde ed damit alle Unterdrüdung überwinden, ſowohl 
durch die natürliche Wirkung moralifcher Größe, als durd 
den unmittelbaren Beiſtand Gottes, der ſolchem Glauben ver: 
beißen ift, und diefe Ueberwindung würde von Dauer fein, 
während die Empörung meilt nur von augenblidlihem Druck 
befreit, um in einen andern, vielleicht noch unerträglichern zu 
verfallen. Das hat au die Geſchichte beftätigt. Die Huge- 
notten griffen zu den Waffen und ihr Glaube ift in Frankreich 
unterdrückt bis zu dieſer Stunde. Die eriten Chriften ließen 
fih würgen, und ihr Glaube erlanjte den Sieg über die Welt. 

Der Streit, ob ed Ausnahmsfälle gebe, wo dennod bie 
Empörung fid) rechtfertigt, ift wie alle Kafniftif von geringerem 
Werth und faum zu enticheiden. Das ift gewiß: jene chrift- 
lihe Hingebung, welche dem Unrecht unbewaffnet nur durd 
dad Wort entgegentritt, ift heroijcher ald div Empörung. Eben 
deßhalb aber kann fie auch nicht wohl als allgemeine Forde— 
rung geftellt werden. Darum, wenn ein VBolf, zum Aeußerſten 
gebracht, zuleßt zur Gewalt greift, fo mögen Menſchen nicht 
darüber richten, daß ed gegen Gottes Gebot gejündigt habe. 
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8. 154.*) 

„Es it ein übles Ding in unferm Zeitalter, dat Revo 
Iutionen gemacht, daß fie ohne Noth gemacht werben, es ift 
ein noch weit übleres, dab fie gefeiert werden. Wie darf ein 
gefitteted Volk eine That förmlich für Verdienft erflären und 
mit öffentlicher Verherrlihung und Belohnung umgeben, welde 
die ewigen Gelege der menſchlichen Gejellichaft, das Urredt 
der Stanten zerftört und die Gefeße der Religion verleßt, durd 
die der Staat und feine Ordnung gewährleiftet und geheiligt 
ift! Die Empörung ift eine Verlegung göttlidher und menſch— 
liher Ordnung, ihre Feier aber ift ein Hohn gegen dieſe Orb: 
nung. Mag ed immerhin, wie bereits ausgeführt, Fälle geben, 
wo der Drang phyſiſcher oder fittlicher Noth jo gewaltig zum 
Aufftand treibt, daß ed feinem Menſchen geziemt, über feine 
Urheber zu richten, und der Erfolg ihn gleich wie eine Natur 
nothwendigfeit zu rechtfertigen ſcheint. ber niemals ift er 
darum an fich eine fittlih Tautere That, niemals hört er an 
ih auf, eine Zerftörung der unterften Fundamente der geſell⸗ 
Ihaftlihen Ordnung zu fein. Darum kann fein edfed Volt 
mit reinem, ungetheiltem Gewiſſen aus einer Empörung hervors 
geben, und wehe ihm, wenn es ob der Freiheit, die e8 errungen, 


tischen Fürften, dem Kaifer Gewalt entgegenzufegen, ergab. Die Redhts- 
gelehrten hatten den Fürſten begutachtet, daß fie nad) deutſcher Verjaſſung 
Mitobrigkeit und deßhalb hierzu berechtigt, ja zum Schutze der Unter- 
thanen fogar verpflichtet fein. Das war aud richtig für die Geſammt 
heit der Fürften, dem Kaijer und Neid) waren höchſte Obrigkeit, Sou- 
verän, in Deutichland, nicht fo Für die Landesherven einzeln. Luther 
überläßt mit vollen echt diefe Trage den Rechtsgelehrten und dem eignen 
Urtheil der Filrften, es war eine Frage der befondren Berfafjung, wer in 
Deutihland Obrigkeit jey, nicht die oberfte Frage hriftlicher Moral, ob 
man der Obrigleit fich widerjeßen dürfe. 

*) Zum Berftändniß des Nachfolgenden dient, daß es zuerft im 
Sommer 1848 veröffentlicht ift, ſ. meine Schrift: „Die Revol. und die 
tonft. Monardie.” 
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Aufitand vom 15. Mat und 24. Suni beftrafte, da man doch 
felbft fein Net nur aus dem Aufftand vom 24. Februar her- 
leitete, und ift nicht abzujehen, warum die Berliner Stadt: 
behörde nicht die Kämpfer am Zeughaufe, die für Die allgemeine 
Volfsbewaffnung aufftanden, ebenjo aufforderte, ſich zu le 
gitimiren, um ihre Belohnung in Empfang zu nehmen, wie 
damals die Kämpfer für bie übrigen Rechte des Volks. Meint 
man, die Revolution werde nicht ſiegen, wenn ſie nicht den 
Willen der geſammten Bevölkerung für ſich hat, ſo ſehe man 
eben auf das noch neue Beiſpiel, daß etliche hundert Männer, 
und wahrlich nicht der edelſten Sorte, Frankreich, das gar nicht 
daran dachte, die Monarchie über den Kopf weggenommen 
haben. Oder meint man, ed werde eben nur die ganz be⸗ 
ftimmte, in ihren Folgen von der Nation anerkannte Empörung 
gefeiert, nit aber die Empörung überhaupt, jo muß man 
fragen, wo denn die Norm ift und wo der Richter, um in dem 
Momente der That, auf den es allein ankommt, im Voraus 
zu wiffen, ob die Revolution die Anerkennung oder VBerwerfung 
finden werde? Hat ſich doch der offizielle Sprachgebrauch in 
ganz Europa bereits dahin feitgefeßt, daß man den Aufitand, 
wenn er befiegt wird, „Inſurrektion“, und wenn er fiegt, 
„glorreihe Nevolution“ nennt! Au diejer Reorganijation 
des mittelalterlidhen Fauſtrechts ift das aufgeflärte neunzehnte 
Jahrhundert angelangt! Und es bat fich dieſes Fauftredht, 
dad man für die öffentlichen VBerhältniffe ſanktionirt, auch be 
reits über die Privatverhältniffe ausgedehnt. Man fagte, die 
Bauern, weldhe ihre Grundherren zum Erlaß der Abgaben 
zwangen, hätten die Freiheit mißverftanden, fie haben fie feines: 
weges mißveritanden, fie haben fie nur auf ihre Verhältniſſe 
angewendet. Wenn den Fürſten durch Anzug der Mailen 
oder durch eine bedingte Steuerverwilligung, welche die be 
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des Lebens, des Eigenthums, die Freiheit, vor ber, wer Tann, 
ſich in's Ausland rettet, ja vor der felbft, was in Frankreich 
viel jagt, die Phraſe der glorreichen Februarrevofution ver: 
ftummt ift! Man ſuche das nicht in dem und jenem Grunde, 
in der Noth der Arbeiter, in den Mibgriffen Louis Philipps 
u. ſ. w, ed hat das Alle nur Einen Grund, der ift die poli- 
tiiche Entfittlihung; nichts Anderes aber tft die politijche Ent- 
fittlihung, al8 die Anerkennung und Feier der Revolution"*). 


$. 155. 


Sleihwie die Empörung einfache unbefangene Empörung 
oder aber grundjäßliche Empörung d. i. Revolution ift, ähnlich 
verhält ed fi) auch mit der Ufurpatien. Einfache Uſur⸗ 
pationen, dab ein gewaltiger Menſch das biöherige Herricher- 
haus verdrängt und ein neues gründet, gibt ed durch Die ganze 
Geſchichte, und auf Erden traf fie fein Gericht. Dagegen die 
Ufurpationen, die auf den Grundſatze der Revolution ihr 
Reich aufrichteten, und damit diefen perpetuirten, haben bis jetzt 
feine Dynaftie zu gründen vermocht. Grommell fonnte feine 
Macht nicht auf den Eohn fortleiten**). Napoleon und Louis 
Philipp mußten in eigner Perfon vom Thron Steigen, erfterer 


*) Staatsftreihe ftehen in einer gewiffen Parallele zur Empörung, 
fie kehren zwar nicht, gleich diefer, das Berhältniß von Obrigkeit und 
Unterthanen nm, aber fie gehen doch gegen die Rechtsordnung. Vergl. 
8. 90. Es ift ein Unterfchied, ob der Staatsftreicdh gegen eine geſchichtlich 
rehtsgewwurzelte oder gegen eine ephemere angeflogene Berfaffung geht, wie 
es ein Unterfchied ift, ob die Empörung gegen ein legitimes Königthum 
oder gegen eine Obrigkeit de facto geht. Dann ift entjcheidend der Eid, 
dann der Brnuch auf der andern Seite. 

**) Wilhelm III. gehört nicht in die Reihe. Er hat nicht den 
Srundfag der Revolution (Voltsfonveränetät) proflamirt, er hat nur eine 
Annäherung an denfelben, und auch diefe nur widerwillig begründet. Doc 
verlor anch er den Adoptiv- Erben, der zum Träger der neuen Ordnung 
erforen war. 
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der allgemeinen Stimmgebung. An dem Tage nun, an wel 
chem er in feiner neuen Würde mit einem pomphaften Auf: 
zuge von der Präfidentichaft des Senats Befit nahm, wurde 
bie Sigung der Hauptſache nach auf Die Zeichen monarchiſcher 
Huldigung verwendet. Nach diejen Keierlichfeiten, und wohl 
auch mehr als Eymbol der Regierung, wurden fünf Eenats- 
fonfulte präfentirt. Darunter war daß leßie, alfo das Ende 
diefer ſymboliſchen Sitzung, die Vereinigung der Inſel Elba 
mit dem franzöfilhen Staatögebiete*). Es ift ald wenn die 
Borjehung andeuten wollte, welches die leßte Folge diejed 
eriten Schrittes ſeyn werte. 

Es fommt mir bei diefem Allen nicht in den Sinn, ein 
Gejeß des göttlidhen Weltgerichts feftftellen zu wollen. Gottes 
Wege find unerforihlih und feine Barmberzigfeit und Lang—⸗ 
muth unbegrängt, und wir find nicht Urtheiler, wieweit gottes— 
fürdtige Führung des Negimentd eine Eühne für die Unrecht: 
mäßigfeit ſeines Urſprungs jeyn kann. Sondern id will nur 
eine Thatſache der Geſchichte feititellen; fie ſpricht mit einem 
wunderbaren Eindrud, dem man fid) nicht verichließen kann. 





*) Thiers histoire du consulat et de l’Empire 111. 555. 


Vierter Abſchnitt. 
Die Bermwaltung des Staates, 





Erſtes Kapitel. 
Das Militär. 


8. 156. 


Di. äußere Macht, durdy weldhe der Staat gegen feine Un- 
terthanen und gegen fremde Staaten jeine Herrichaft behauptet, 
ift eine nothwendige Seite deffelben als fittlichen Reiche, als 
beherrſchender Anftalt, ja die erite, das ift allen vorauögehende 
Seite, da aufihr alle Herrfchaft beruht. Die Staaten beginnen 
daher überall zuerft damit, kriegeriſche Macht zu bilden, und 
die Krieggmacht ift der ungebildeten Vorſtellung das Einzige 
oder doch Hauptjächlichfte, was fie bei Betrachtung eined Volks 
oder Staated in's Ange faßt. Diefe Macht ift nicht bloß 
Mittel der Erhaltung der öffentlichen Ordnung, fie ift zugleich 
auch an fich fittliche Bethätigung der Nation, indem fie auf 
äußerſter Aufopferung, fittlihem Muthe, unbedingter Hinge- 
bung an dad gegliederte Heer, ald Geilt des einzelnen Bürgerd 
wie des gefammten Heeres, ruht (j. o. ©. 145). 

Wenn der bürgerliche Berband des Staated ein organi- 
Icher ift, in welchem jedem Gliede (Gemeinde, Geyoſſenſchaft, 
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einzelne Menfchen) fein eigenthümliches in ihm entfpringendes 
und durd ihn beftimmtes Leben zukommt, fo tft der militärtiche 
Berband ein mechaniſcher; denn es ift bier bloß um die 
Wirkung ded Ganzen nad) außen zu thun, es kommen daher 
alle Theile bloß nach dem in Betracht, was fie hiefür ausrichten. 
Aus diefem Grunde gilt hier die unbedingte Subordination. 


S. 157. 


Der wahrhaft entwidelte Staat hat ein ſtehendes na=- 
tionales Heer, dad auf allgemeiner Waffenpflicht 
der Untertanen ruht und als ein ungetheilted Ganzes in allen 
feinen Gliedern unmittelbardem Souverän verpflichtet ifl. 
Die allgemeine Waffenpflicht ift darin wohlbegründet, daß es die 
Aufgabe (tEXos) des Staates ift, fih ald Macht zu behaupten 
und diefe Macht ald eine der Nation jelbft innewohnende und 
ald das Ergebniß ihrer fittlihen Hingebung für den Staat zu 
befißen, die Unterthanen aber ald Glieder dieſes fittlichen Ganzen 
die Aufgabe defjelben erfüllen müſſen. Es gibt feinen andern 
Rechtsgrund für die Kriegspflicht ald diefen, jeder andere würde 
auf unftatthafte Weiſe die Unterthanen ald außer der Nation 
und dem Staate befindlicy in bloßem Vertrags- oder ähnlichem 
Berhältniffe zu ihnen ftehend betrachten. Angriffd- und Ver: 
theidigungsftieg macht hierin feinen Unterfchied; denn beiderlei 
Kriege find gleich nothivendig für die Behauptung eines Staates 
als felbitftändiger Macht; willführliche Kriege aber widerftreiten 
überhaupt dem Wejen des neuern Staated und der politifchen 
Erfenntniß der Gegenwart. Der Unterjchied hatte fein Gewicht 
nur damals, ald noch die Vertheidigungskriege Volkskriege und 
die Angriffsfriege Privatfehden des Fürften waren, in der 
Periode der Gefolgihaftd- und nachher der Lehnskriege. Es 
fönnen denn auch heutzutage thatſächlich die Staaten ohne bie 
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Das Vaſallenheer des Mittelalter beruht, ftatt auf 
öffentlicher Pflicht, auf Privatpfliht und Privattreue. Das ift 
an fi) nicht da8 Gemäße, dab der Waffendienft auf einem 
beftimmten Befite ruht und Aequivalent beffelben ift, ftatt auf 
der nationalen Mitgliedfchaft ald folder. Der Erfolg aber ift, 
daß das Heer vom oberften Punkte bid herunter organiſch ftatt 
mechanisch gefügt ift, fo daß die Unteren zunächſt den Zwiſchen⸗ 
ftehenden felbftftändig verbunden find. Der oberfte Herr bes 
Heeres hat darum feine fichere Gewalt über das Ganze: folgt 
ihm jein nächſter Vaſall nicht, jo ift Die ganze untere Kette von 
dieſem aus mit abgefallen*), und die %olgeleiftung felbft ift 
nicht unbetingt, fondern beichränft ſich wie alle Privatpflicht 
auf beftimmte Gründe und fteht zuleßt im perjönlichen Ur» 
theil. So ebel und ſchön die Bande der Lehndtreue waren, 
fo fonnten fie doch nicht die Anforderung eines öffentlichen 
Heered erfüllen, die Staaten waren mit allen friegeriichen 
Kräften, die fie beſaßen, ohnmächtig, weil fie diefelben nicht zu 
Einer mechaniſch geeinten Heeresmacht fammeln, zu Einer 
Sejanımtwirfung fügen fonnten. | 

Dad Heer and fremden Söldnern (wie in den italies 
nischen Republifen) ift unwürdig. Das Volk büßt die Achtung 
ein, das nicht ſelbſt Träger der Macht ift. Dann fehlt aud 
hier die Einheit zwiichen Staat und Heer. Das Heer hat feinen 
moraliihen Impuls, der Staat feine Eicherbeit über fein Heer. 

Dad Heer, das fih auf Merbung gründet, ift zwar 


*) Eine Ordonnance Ludwig 8 des Heiligen verordnet: wenn ein Herr 
feine Mannen aufruft zum Kriege gegen den König, weil dieler ihm Recht 
verweigere (la justice de sa cour), fo foll der Vaſall ſich zuerft perſönlich 
an den König wenden, und wenn diefer nun wirklich erffärt, er gewähre 
fein Recht, man müffe ipm als Herrn gehorden, fo fol der Bafall feinem 
Herrn zum Krieg gegen den König folgen bei Verluft feines Lehns. Bou- 
lainvilliers histoire des anciens parlements de France p. 50. 
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Aeußerlich betrachtet wird fie jih mit der Einrichtung des all 
gemeinen Waffendienfted nicht jo leidyt verbinden als mit ber 
Einrichtung der Aushebung. An ſich aber gehört fie wie in 
ihrem Urjprunge, fo au in ihrer Bedeutung und Wirkung 
dem Principe der Volksſouveränetät oder Doch dem republifa 
niichen Princip an. Die Nationalgarde ift ihrem Begriffe 
nad) ein Heer des Volks, und daß fie in ihrer Bildung fich am 
den Gemeindeverband anjchließt, indem jede Gemeinde, namentlich 
jede Stadt, ihre eigne Heeredabtheilung bildet, daß die Offiziere 
großentheild durdy die Wahl der Gemeinen beftinmt werben, 
daß der Maire die nächſtauffordernde Behörde ift, macht fie 
auch thatfächlich zu einem Heere des Volks. Beim allgemeinen 
Waffendienſt ift auch jeder Bürger bewaffnet und Friegsgeübt, 
aber er ninımt am Heer in einer andern Ordnung, einem ans 
dern Zuſammenhang, ja an einem andern Orte Theil, ald am 
bürgerlihen Verbande. Die Nationalgarde dagegen ift nichts 
Anderes ald die bewaffnete Gemeinde ale ſolche. Much dort 
liegt in der Kriegsgeübtheit aller Bürger eine Macht des Volke, 
die eine deſpotiſche Regierung nie entwideln dürfte. Hier aber 
hat jede bedeutende Stadt, namentlicy Paris, ein organifirtes 
Heer, dad fie in jedem Augenblid nach ihrer Stimmung in 
Widerſpruch mit dem Willen ded Königs, ja jelbft des ganzen 
Landes in Bewegung zu jeßen vermag. Der erfte Gedanke 
bei Errichtung der Nationalgarde war, durch ein ſolches Heer 
des Volks den König zu bewältigen. Dann allerdings legte 
man ihr den mehr gemäßigten und jcheinbar neutralen Gebanten 
unter, in dem Momente, wo Durch Die Empörung alle Obrigfeit 
in Frage geftellt ift, einen Schutz für eben und Eigenthum zu 
gewähren. Aber es ift auch diejes charakteriftiich für die Ne 
volution: Schuß für Leben und Cigenthbum ohne 
Obrigfeit. Während nad) Gottes Ordnung der Schuß für 
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Leben und Eigenthum der Obrigkeit aufgetragen und durch 
den Gehorſam des Volks gegen die Obrigfeit bedingt und 
perdient ift, will man den Gehorſam des Volks gegen die 
Dbrigfeit aufkünden oder ausſetzen und dennoch Leben und 
Eigenthum geſchützt haben. 


$. 158. 


Der Einfluß der Landesvertretung hinſichtlich des Heeres 
darf nie auf die Befehligung des Heeres ſich beziehen, wie das 
in England vom langen Parlament für die Miliz in Anſpruch 
genommen war, aber ſeit Wiederherſtellung der Monarchie bis 
auf dieſen Augenblick verfaſſungsmäßig ausgeſchloſſen iſt, ſon⸗ 
dern nur auf die Exiſtenz oder die Bildung des Heeres. 
Dieſer Einfluß kann in Art und Grad verſchieden ſeyn. 
Dad engliſche Parlament bewilligt jährlich die Militärauto⸗ 
rität, d. ti. die Gelege gegen Meuterei, Defertion n. |. w. 
(bill of mutiny), ſohin die Möglichkeit, daß ein Heer beitebe. 
Die ungariſchen Stände bewilligen die Truppen ähnlich wie 
Steuern. Die älteren deutichen Stände hatten die Bewilli- 
gung überall für die Geldmittel, wenn fie ſolche zur Truppen- 
haltung aufbringen follten, häufig aber auch für die Werbung 
unter Unterthanen und für die Vermehrung der Truppen über 
das Kreiöfontingent. In Frankreich ift durch Gele (März 
1818 und März 1832), alſo mit den Kammern, dad ganze 
Konſkriptionsweſen, nicht blos die Dienſtpflicht, fondern aud 
dad ganze Verfahren bei der Aushebung (Refrutement) bis 
auf die Details, die Art der Liltenverfertigung, des perfönlichen 
Aufrufs, der Unterfuhung über förperlicdhe Unfähigfeit, deb- 
gleichen das Avancement feitgeftellt, und wird überdieß auch 
das jährlihe Kontingent mit den Kammern durch Geſetz be- 
ftimmt. Nah unſerm jeßigen deutichen Staatsrechte muß man 
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im Zweifel annehmen, daß die Beitimmungen über Bildung 
des Heered nur injoweit mit der Landesvertretung zu verein- 
baren find, als fie neue Unterthanenlaften gegen den Staat 
enthalten, Daher namentlich die Dienftpflicht jelbft oder die größere 
Ausdehnung derjelben, und die Einquartierungslaft, denn nur in⸗ 
fofern enthalten fie Rechtsgrundſätze ($. 112). Doc wird auch 
das Verfahren bei der Aushebung häufig Durch Geſetz beftimmt, 
weil doch mittelbar die Militärlaft des Staatsbürger von 
demjelben abhängt, ähnlih wie die Procekbeftimmungen ald 
Geſetze behandelt werden, weil da8 materielle Recht durch fie 
bedingt if. Dagegen die ganze Einrichtung des Heeres, bie 
Marimen des Avancementd, jo wie die Größe des Kontingents, 
aljo der thatfächlihe Gebrauch, den jedesmal die Megierung 
von der feititehenden Unterthanenpflicht macht, gehört; ala 
Ausflug der Regierungs- und nicht der Geſetzgebungsgewalt, 
bloß dem Souverän an. Ausnahmsgeſetze für bürgerliche oder 
peinliche Rechtsfälle gehören natürlich immer vor die Landes: 
vertretung; aber nicht in ihrer Eigenichaft als Militär-, fondern 
als Juſtizgeſetze. 
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Mie dad Heer allen dem Eouverän zur Befehligung 
zufommt, ja darin vor Allem die Etellung defjelben ald Sou— 
verän (als erefutive Macht) berubt, jo hat e8 auch nur ihm 
den Eid der Treue zu leiften. Daß fi) damit das Heer 
dem Souverän nicht ohne Gränze verpflichtet, liegt in unſrer 
ganzen Gefittung, ein Afjalfinengehoriam ift durdy fie audge- 
ſchloſſen. Das Militär läßt ſich troß des Eided nicht gebrauchen 
zu Handlungen, die außerhalb militäriiher Sitte und Ehre 
liegen. &8 würde fi) auch nicht gebrauchen laffen zum Um: 
fturz der Rechtsordnung. 
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eines folchen beftändigen (pofitiven) Berufes für die Verfaffung 
bat die (bloß negative) Berpflihtung, Verfaffungswidrigem den 
Gehorfam zu verjagen, ihre Rechtfertigung. Der Erfolg des Eides 
aber ift, dab der Gehorfam des Heered gegen den Souverän 
erft von der Prüfung der Berfuffungsmäßigkeit feiner Befehle 
abhängig, aljo in Frage geftellt, deßgleichen im Heere ſelbſt, 
je nad) dem Ergebniß jener Prüfung, Spaltung hervorgerufen 
wird. Damit aber ift die ganze Macht und Ordnung des 
Staates in Frage geitelt. Wenn Beamte den Dienft ver: 
jagen, fann der Fürft fich anderer bedienen, wenn dad Heer 
ihn verfagt, kann er nicht ein anderes berufen. Weicht dieje 
phyſiſche Macht im Staate, die alle Ordnung trägt, jo find alle 
Elemente, die ſchlechten und die guten, entfefjelt und folgen ihrer 
Willkühr. Die Macht ded Staates, die im Heere liegt, Tann 
daher nicht, gleichwie die Gejepgebung oder die adminiftrative 
Ausführung, von Ueberzeugungdprüfung und Enticheidung der 
Individuen abhängen. — Diefe Einfiht hat auch, in Frank: 
reich felbft, zu dem Grundſatze geführt, daß das Heer, ja auch 
die Bürgerwehr, nicht berathichlagen darf. Wenn ed aber 
nicht beratbichlagen darf, wie kann e8 zu einem vernünftigen 
Beſchluß und Entſchluß fommen, ob der fürftliche Befehl der 
Verfaſſung gemäß jey oder niht? Dem Militär die Berath- 
ichlagung über die Verfaſſungsmäßigkeit der Befehle verbieten 
und ed dennoch auf die Verfaffung beeidigen, aljo zur Ber: 
fagung gegen verfafjungäwidrige Befehle verpflichten, ift ein 
Widerſpruch in ſich felbit. 

Es iſt aber die Beeidigung des Heeres auf die Verfaſſung 
auch die höchſte Ungerechtigkeit gegen das Heer ſelbſt. Verſagung 
des Gehorſams iſt bei dem Heere nicht daſſelbe wie bei den 
Beamten, denn der Dienſt im Heere iſt nicht wie der des 
Beamten verzichtbar. Der Beamte, wenn er an der Geſetz⸗ 
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lichkeit empfangener Befehle zweifelt, legt fein Amt nieder ohne 
Pflihtverlegung. Aber der Soldat kann nicht feiner Militär- 
pflicht, gleichwie jener feinem Amte, entjagen, und der Offizier, 
der jeine Stelle niederlegt im Momente, da man feiner bedarf, 
wird zum Berräther. Der Ausweg, auf welden beim Ber: 
faffungseid der Beamten gerechnet ift, daß fie bei folchem 
Konflikt, und namentlich in zweifelhaften Fällen, gewiflenhaft 
ihr Amt niederlegen, ift aljo dem Heere verfagt. So fteht es 
denn durch den Verfaſſungseid zwilchen den beiden Gewiſſens— 
anlagen des Eidesbruchs und der Felonie, und den beiden 
gerichtlichen Anflagen des Hochverraths wegen Berfafjungs- 
verlegung und des Hochverraths wegen Verlegung des Ges 
horſams gegen den Fürften. Daß ift eine Lage von der höchſten 
innern ein und höchſten äußern Gefahr, vollends bet der 
Schwierigkeit, ja man möchte oft jagen Unmöglichfeit, über die 
Berfaffungsmäßigfeit fich ein fichered Urtheil zu bilden. Und in 
dieſe Lage jeßt man dazu Menſchen, welche nicht, wie die 
Beamten, die juriftiiche Beurtheilung zu ihrem Lebensberuf und 
täglichen Geſchäft haben, die in der großen Maſſe nicht einmal 
die Fragen, um die es fich handelt, zu begreifen vermögen! 
Wir haben in unjeren Tagen zwei Ereigniffe erlebt, welche 
nach zwei Seiten die Berwerflichkeit der Beeidigung des Heered 
auf die Berfaffung Klar herausftellten. Das eine, in Baden, 
bat gezeigt, wie fie zur Auflöjung aller Bande des Gehorjams 
und der Ordnung im Staate führt. Das andere, in Kur: 
beijen, auf welcher Seite man auch ftehen may, hat gezeigt, 
wie fie zur jchwerften Ungerechtigkeit gegen das Heer führt”). 


*) Bergl. die oben ©. 425. Note citirte Abhandlung des Grafen 
v. Arnim. 
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Bweites Kapitel. 
Die Finanzen. 


$. 160. 

Die Finanzwerwaltung hat zu ihrer Aufgabe, die Bermo- 
gensmittel für das Bedürfniß ded Staates zu gewinnen und 
fie an die betreffenden Berwaltungszweige abzugeben. Die 
Permögensmittel ded Etaated find aber folgende: 

1) Der Grundbefiß oder Grundertrag, der von Anfang 
an für den öffentlichen Bedarf ald Eigenthum des Fürften und 
in gewiffer Beziehung des Etaated vorbehalten ift, oder jpäter 
in diefer Eigenfchaft erworben wurde — die Domänen. 
Solcher urſprüngliche Vorbehalt hat jeinen Rechtsgrund darin, 
dab der Grund und Boden an erjter Stelle und urjprünglid 
der Nation in ihrer Einheit it, welche dad Land in Befib 
nimmt, und das Privateigenthum an demjelben erft durch die 
Zutheilung, Verleihung der Nation bez. ihrer Obrigfeit ent 
ſteht (III. S. 26). Die Domäne ift nad) deutichem Staats- 
recht zwar immer Eigenthum des Fürften, aber ein modi⸗ 
fieirte8 Eigenthum durch die nothwendigen Berwendungszwede 
und dad häufige Recht der Mitipradhe von Agnaten und 
Ständen. Sie tft jein öffentlihes Eigenthum, Fönnte 
man jagen. 

2) Die Bermögensquellen, welche die Natur in der be 
ſondern Weije gewährt, daß fie in großen foncentrirten Diaffen 
hervorfommen und fidy nicht in kurzer Frijt regelmäßig wieder 
erzeugen: Bergwerfe, Forſten, Flußerzeugniſſe u. |. w. Die 
Sorge für das allgemeine Bedürfniß und die Erhaltung dieſer 
Duellen für die künftigen Geſchlechter erheiſchen cd, daß ihre 
Gewinnung vielfach nicht dem Einzelnen überlaffen, jondern 
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dem Staate zurüdbehalten oder von ihm und unter feiner 
Dberaufficht dem Einzelnen verliehen werde. Dies ift die tiefere 
Rechtfertigung und dev Rechtsgrund ihrer Regalität. Auch 
manche künſtliche Produktion und mander Geſchäftsbetrieb find 
ihrer Natur nach vielleicht beffer beftellt in den Händen bes 
Staats ald der Einzelnen, 3. B. die Poſt. Doch kann der 
Staat nur jelde Geſchäfte treiben, die ein reelles Intereſſe 
für die Gemeinſchaft haben. Gänzlich unfittlih und unwürdig 
für ihn iſt das Lotto. 

3) Die Entgeltung, weldye der Staat für die einzelnen 
Zeiltungen der öffentlichen Anftalten von den beftimmten Indie 
piduen, die fidh ihrer bedienen, erhebt — die Gebühren: 
Gerichtsſporteln, Zaren, Stempel u. |. w. Ihre Angemefjenheit 
fann nur im Cingelnen beurtheilt werden. 

4) Die Steuern. 


g. 161. 


Der Rechtsgrund der Steuern, der Grund, daß der 
Staat befugt iſt fie aufzulegen, die Unterthanen verpflichtet fie 
zu entrichten, ift auch hier Schlechthin die Unterthanenichaft. 
Wie folder Geldaufwand im Weſen und Zwed des Staates 
mit Nothwendigfeit liegt, jo müffen auch feine Glieder ihn 
aufbringen. Die Nation gibt als ein .geijtige8 Ganzes die 
Mittel für ihren Beruf ald Staat, und jeder Einzelne muß 
geben, weil er Glied der Nation ift. Verwerflich ift auch bier 
der Rechtsgrund, daß die Unterthanen die Steuern ald Aequi— 
valent für den Schuß ihres Vermögend geben, gleich als 
Subjefte außer der Nation und dem Staate, mit diefen einen 
Kontrakt ſchließend. | 

Deßhalb richtet ſich auch die gerechte und angemefjene Art 
der Beiteuerung nicht nad) dem Princip des Affekuranz- 

ll. 2 37 
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Geſchäfts: — in dem Berhältnik ald mir Vermögen affekurirt 
wird, muß ich aud) Prämie bezahlen —, jondern nad) dem Weſen 
des Staates, nad) der eigenthümlichen Natur und dem inne: 
wohnenden Gejete des Nationalvermögend. Die Befteuerung 
bat danach ein doppelted Princip: fie ift beftimmt Durch das 
Berhältniß der vermögenerzeugenden Societät als 
eined organiihen Ganzen, und iſt beitimmt durch das Ver: 
hältniß des Einzelnen ald berechtigter Perfönlichfeit, die 
überall jelbft Zweck iſt. 

Dem erfteren Princip gemäß find die Steuern vor Allem 
von der vermügenerzeugenden Societät zu entnehmen, und ift 
die erfte Rückſicht derjelben der harmoniſche Zuftand der Er 
werbzweige und der Genußmöglichfeit. Es giebt nämlich ein 
Nationalvermögen oder ſociales Vermögen, dad nicht Summe 
des Vermögens der Einzelnen ift, fondern nur im Ganzen 
befteht, das urſprünglich und allein der Societät ift ald ein un— 
gejonderted aber auch ungebildeted, zum Theil ald bloße Moͤg⸗ 
lichfeit des beftimmten Vermögens, das erft zum Vermögen der 
gefonderten Einzelnen wird und in ihrem Beſitz erft beftimmte 
Geftalt erhält. Dieß tft die Möglichkeit ded Vermögenderwerbs 
und des Vermögendgenuffed, die eben nur in der Eocietät liegt. 
Denn die Möglichfeit des Vermögenserwerbs, d. i. die Mögr 
lichfeit, allgemeine Bermögenöwerthe zu erwerben — nicht bie 
die Früchte eined Grundſtücks zu genießen, ein Haus zu be 
wohnen, ſich ſelbſt Kleidung und Schuhe zu machen, fondern 
Durch fein Grundſtück, fein Haus, jeine Kleider: und Schuh— 
produktion die Mittel (Geld) zur Befriedigung aller jeiner 
Bedürfniffe zu erhalten — iſt offenbar ein ſociales Vermögen, 
ed hat fie nicht der Einzelne, nur die Gemeinſchaft hat fie und 
gewährt fie dem Einzelnen. Ebenſo iſt auch die Möglichkeit 
des Vermögensgenuſſes — d. i. durch jein erworbenes all 





580 IV. Abſchn. Die Verwaltung des Staates. 


Es ergiebt fi hieraus denn der Maaßftab der Be: 
fteuerung. Dieſer ift zunächſt nicht Die Größe des wirklichen 
Erwerbs des Einzelnen, jondern dad Verhältniß der verjdhie: 
denen Möglichkeiten des Erwerbes und Genuſſes im Staate und 
die Theilnahme des Ginzelnen an ihnen. Was die Erwerb: 
und Genußmöglichfeiten ſelbſt betrifft, jo müffen die Erwerb: 
zweige befteuert werden, je nachdem fie abgeben Fönnen, das 
beißt, daß nicht das werbende Kapital leide, und jo daß fie 
gegenfeitig int rechten Maaße bleiben, feiner durch den andern 
gedrückt werde und dadurd in die Gewalt des andern komme, 
und ed müffen die Genußartikel beiteuert werden, je nachdem 
fie es ertragen, d. h. daß noch die Möglichfeit fie anzujchaffen 
den Untertbanen verbleibe, und zwar um jo leichter, je noth⸗ 
wendiger und verftändiger (je weniger entbehrlich und luxuriös) 
dieſelben find, je mehr fie für die zahlreichere und ärmere Klafle 
Bedürfniß find. Was aber den Einzelnen betrifft, jo wird er 
befteuert direft, je nadydem er an der Mlöglichfeit Des Erwerbs, 
indirekt, je nachdem er an dem wirflihem Genufje Theil nimmt. 
Sp wird der Beſitzer größern oder beffern oder zur Ausfuhr 
gelegnern Yandes höher befteuert, weil er eine größere Möglichkeit 
des Erwerbs hat, gleichwiel ob er es gut oder ſchlecht beitellt, 
ob er eine beffere oder ſchlechtere Ernte, guten oder ſchlechten 
Abſatz wirflid gebabt bat. Der Gewerbmann, der Kaufnann 
wird höher beiteuert, je nachdem jein Gewerbe durch den Ort 
und Die Art und die Größe des Ktabliffements größere Mög: 
lichfeit des Cinfontmens bietet, ohne Rückſicht darauf, wie viel 
ed ihm durch ſeinen Fleiß, ſeine Geſchicklichkeit, jein Glück 
wirklich trägt. So ſind Pretioſen, die Jemand beſitzt, keine 
Erwerbsmöglichkeit, daher nicht zu beſteuern; aber Einführung 
und Verkauf der Pretioſen, als Gegenſtände des Genuſſes, 
wird mit Abgaben belegt. 
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Die Beſteuerung darf nit von dem Einfommen der In- 
dividuen ald ifolirter Eubjefte ausgehen, ſondern von dem 
großen Organismus der focialen Wirthſchaft. Es muß, im 
Grunde genommen, dad Beftreben der Finanz jeyn, fo weit 
möglich die Individuen nicht zu befteuern, fondern nur von 
dem Socialvermögen die nöthige Summe vorweg zu nehmen, 
bevor ed eben Privatvermögen wird, und da ed immer zugleid) 
ſchon Privatvermögen it, fo ift es eben die Kunft, nur den 
jocialen Beltandtheil ded Privatvermögend zu treffen und den 
privaten als jolchen frei zu laffen, was fid) daran erprobt, dab 
der Beiteuerte ſelbſt die Etener uicht empfinde, fondern fie im 
Publitum aufgehe. Eo wird die Grundfteuer nicht empfunden, 
wenn fie alt ijt, der Käufer, der Erbe bat dad Gut um fo 
viel wohlfeiler erhalten, iſt aljo gar nicht beiteuert, nur muß 
fie im Verbältniß zum Gutdertrage feyn, damit der Eigen- 
thümer auch die Arbeit, die er zugleich für den Stenerberedy- 
tigten leiftet, nicht empfinde. Die Konjumtiondftener wird nicht 
empfunden, wenn fie zu einem Minimum für dad Individuum 
wird. Dadurch iſt denn auch von jelbit alle Härte gegen den 
Unvermögenden ausgeichloffen, ohne daß man hiefür zur Chn- 
kommenſteuer jeine Zuflucht zu nehmen brauchte. 

Hierzu ift aber bei der Ausführung eine tiefer dringende 
Beobachtung erforderlih, um zu jehen, wie eine Steuer auf 
die Erwerbs- und Konſumtionsmöglichkeit wirft; durch bloßes 
folgerichtiges Schließen aus einem Princip, durd das bloße 
Rechenexempel, mit demfelben Duotienten in jedes individuelle 
Vermögen zu dividiren, fann hier nidht8 erfannt werden. Es 
darf fcheinbar ein Erwerbszweig überhoch beiteuert werden, wo 
ed ſich zeigt, daß er in der Lage ift, fidh wieder an den Ab- 
nehmern zu erholen, umgekehrt kann eine geringe Steuer zu 
hoch feyn, wenn fie auf dem Befteuerten laften bleibt oder ihn 
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gar noch in die Lage bringt, feine Erzeugniffe aus Noth zu 
gering loszufchlagen. Nicht wie die Steuer ſich arithmetiih 
zu meiner gegenwärtigen Vermögungsſumme verhält, ift das 
Entſcheidende, fondern wie fie id) dynamiih zu meinem fünf: 
tigen Vermögenderwerb verhält. Die rechte und angemefjene 
Beftenerung ruht deßhalb mehr auf nationalökonomiſchen als 
juriftiihen Rückſichten. 

Dieß ift der primäre Gefichtöpunft der Befteuerung, der 
aus der organiſchen Natur des jocialen Vermögens hergenommen 
und überall mehr auf den Fünftigen Erfolg der Vermögens— 
gewinnung als auf dem gegenwärtigen Beji gerichtet ift. Als 
jefundärer Gefichtöpunft tritt aber hinzu die Rückſicht auf das 
Verhältniß des Cinzelnen, da Jeden gleicher Antbeil an den 
öffentlichen Laſten treffe, ſohin die Nüdficht auf das wirkliche 
Ginfommen ded beftinnten Individuums. Diele 
Rückſicht beruht aufdem Princip der Gerechtigkeit; aber fie kann 
deffen ungeachtet, jelbit nach Gerechtigkeit, nur die fefundäre 
feyn. Denn das Vermögen des Einzelnen iſt niemals ijolirt, 
wie es niemals ein todtes ruhiges Befigthum ift, es iſt in 
fteter werbender Thätigfeit und daher in fteter Wed: 
jelwirfung mit den andern vermögenwerbenden 
Kräften begriffen. Es ift darum eine oberflächliche Gerech— 
tigkeit und Gleichheit, bloß die Summe des Beſitzes oder Fin- 
kommens ded Steuerbaren, und nicht jeine ganze Vermögens: 
jtellung, die Möglichkeit jeined Regreſſes an anderen, den Erfolg 
für jeinen Erwerbzweig, den Erfolg für jeinen Xebensbedarf 
durch die Wirkung der Steuer auf die Preije u. dgl. in Ans 
ſchlag zu bringen. 

Diejes jefundäre Princip, der Maaßſtab des Einkommens 
kommt zur Anwendung für's Erſte rein für fich in einer von 
Srwerbözweig und Konſumtion abjehenden Auflage — der 
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Perſonalſteuer (Familien--Wohnungs-, Klaſſenſteuer), die 
darauf berechnet iſt, das Vermögen in ſeiner Abſonderung und 
Ruhe zum Maaßſtab zu haben. Eine ſolche Auflage darf aber 
danach nur ergänzend ſeyn, nicht an die Stelle jener vor allen 
gebotenen treten oder auch nur den beträchtlichſten Theil des 
Etaatöbedarfd deden, und fie darf nur nach allgemeinen un- 
gefähren Klaffen erhoben werden, eben weil eine dem Verhältniß 
ded Privatvermögend adäquate Befteuerung nicht die Aufgabe 
iſt. Für's Andere fommt diejed Princip zur Anwendung, in- 
dem ed Das andere primäre durddringt, nämlich in der Art, 
daß bei den Erwerbfteuern zwar zunächſt und haupfſächlich, 
wie gezeigt, nur die Möglichkeit ded Erwerbs (die Bonität des 
Grundſtücks, die Art des Handwerks, ob Großhandel, Klein- 
handel) in Anjchlag kommt, aber zugleich doch auch auf den 
wirklichen Erfolg eines jeden Crwerbtreibenden (ob er ein 
reicher, ein mittlerer Kaufmann u. ſ. w.) bi8 zu gewiffem Grade 
Nücdlicht genommen wird*). 
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Seren allen geihichtlichen Beltand in größeren Staaten 
und gegen alle Bedingungen der Wirklichkeit und Ausführbarkeit 
ftellt die rativnaliftiihe Stantslehre die Bermögend- oder 
reine Einkommenſteuer als die vernunftmäßige auf und 
verwirft alle anderen als ungerecht, inöbefondere die indirekten. 


*) Die Beiträge für die Kirche find von ganz anderer Art als die 
für den Staat; die Kirche ift nit wie der Staat zugleich vermögen» 
erzeugende Societät, fie hat umd gewährt fein Vermögen und bat keine 
Bermögensgewinmung zu fördern, nimmt daher, wenn fie Beiträge bezieht, 
nit wie der Staat nur von dem Ihrigen, fondern diefe Beiträge find 
Opfer bloß aus dem eignen Vermögen der Gläubigen, zu welden fie ver- 
pflihtet find; hier ift defhalb eine Duote des Einkommens am Orte, der 
Zehnte an Früchten, Vieh u. |. w. 
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Mie fie nämlich Volk und Staat ald Aggregat einzelner Menſchen 
betrachtet, jo auch das Nationalvermögen bloß ald die Addition 
der Privatvermögen, die Summe des jährlichen Einfommens 
eines Jeden; es fehlt ihr auch nur der Begriff des National 
vermögens als uriprünglider Einheit, ald der Vermögenskraft, 
weldhe in dem Gemeinleben felbjt und nur in ihm liegt. ÖSie 
geht alſo davon aus, daß der Einzelne jein Vermögen unab: 
bängig vom Staate (außer ihm ftehend) erwerbe und nur für 
den rechtlichen und polizeilihen Schuß des jo erworbenen die 
Abgaben zahle. Der Grund der Steuern ift ſonach die Ent 
geltung für jenen Eduß, das ganze Verhältniß vollftändig 
eine Dienftmiethe (locatio operarum) zwiſchen Staat und 
Unterthan. Je mehr aber Einer Vermögen geihütt (affekurirt) 
erhält, deito mehr muß er Zind (Prämie) zahlen. Sede Abgabe 
aber für Erwerbsmöglichkeit und Genuß, da der Staat fie nidt 
gewährt, ift ungerecht, und jene große elementarijche Umſchließung 
und Mechjelbeziehung zwiſchen Nationale und Privatvernögen 
verichwindet, damit alle Rückſicht auf den Erfolg der Steuern 
für den fünftigen National: und Privatwohlitand. Man kann 
dieß die atomijtiihe Finanztheorie nennen. Selbſt nad 
Diefen ganz unpaſſenden privatrechtlichen Geſichtspunkte ift Die 
Theorie in ſich jelbft rechtlich nicht hultbar, da fie nach ihrem 
Princip gar nicht zu beitimmen vermag, ob die Steuern für 
und nad) der Größe des Vermögens oder des reinen Einkommens 
zu geben — (eine Stage, die fich nur nad) den höhern Gejeßen 
der Vermögenswirkſamkeit Löft), — ob ferner bloß für den 
Schutz des Vermögens oder auch für den der Perſon, und wie 
dann nad) diejen beiden Rückſichten auszuſcheiden, da die eritere 
ungleiche, die leßtere gleiche Beiteuerung fordert. Oder wollte 
man die reine Einkommenſteuer, abichend von Diejer Inter: 
legung eines Affefuranzgeichäfts, auf den allgemeinen Grundſatz 


2. Kapitel. Die Finanzen. 585 


der Gerechtigkeit oder Billigfeit gründen, daß die Steuerpflicht 
der Unterthanen eben je nad ihrer Leiſtungsfähigkeit 
ſich bemeffe, jo wäre fie auch danach nicht haltbar. Denn die 
Keiftungsfähigfeit wird doch nicht bloß durdy die Einnahme, 
Sondern zugleich au dur die Ausgabe, durch die noth— 
wendigen Bedürfniffe, beftinnmt. Es müßten alſo auch die 
Kaften, die Feder mit jeinem Einkommen zu beftreiten bat (Größe 
der Familie, Standesnöthigungen, Krankheit u. |. w.) für 
ihre Ermittelung in Anjchlag fommen, und wie ift das zu be- 
rechnen? Nicht einmal der Billigfeit entſpricht deßhalb die 
Einkommenſteuer. Es ift unmöglidh und nicht geboten, daß 
die menjchliche Einrichtung die Ungleichheiten der göttlichen 
Zutbeilung des Glücks aufbebe. Gleichwie die Gleichheit der 
Güter feine Forderung der Öeredhtigfeit und feine Möglichkeit 
ift, ebenjv auch die Gleichheit der Beltenerung in dem Sinne 
der reinen Cinfommenfteuer. In der Ausführung aber ftößt 
die reine Einfommenfteuer auf die in ihrer Natur jelbit lie 
genden, darum ganz unübenvindlichen Hinderniffe, daß das 
Vermögen und noch mehr das Einkommen ſich theild nicht 
fiher, theil8 gar nicht ausmitteln läßt — (wie viele Stände 
fönnen mit dem beiten Willen nicht jagen, wie viel fie im 
nächiten Jahre einnehmen werden oder in dem vergangenen 
oder feit zehn Sahren netto eingenommen haben) — und daß 
auch nur der Verſuch, ed irgend genau zu ermitteln (und wenn 
es allein der Rechtsgrund der Steuern ift, jo ift die genaue 
Ermittelung unabweislicd geboten), zu gewaltthätigen Ein- 
griffen in die Privatfreiheit und zu vielfacher Zerftörung des 
Wohlſtandes durch Veröffentlichung der Verhältniffe führt. 
Die fogenannte Gleichheit der Befteuerung, die 
zufolge und im Sinne jener Theorieen in neueren Konftitutionen 
verbeißen ift, ift eine Unklarheit, fie läßt es unbeitimmt, ob 
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die Unterthanen einer wie der andere oder ob fie je nach ihrem 
Kapitalvermögen, oder ihrer Erwerbmöglichfeit, oder ihrem 
wirklihen Einkommen, oder ihrer Leiſtungsfähigkeit (alfo Ein 
fommen und Ausgaben) zu beiteuern find, und fie ijt eine 
Ehimäre, dem Erfolge nad) eine Unmöglichkeit. Die Gleichheit 
der Befteuerung in dem Einne, wie fie bier verheißen wird, 
muß erft noch erfunden werden, und fie wird nicht erfunden 
werden ”). 


— — mn — 


*) Nach unſerer Auffaſſung von den Steuern beruht dieſelbe mit 
den anderen Staatseinnahmen (Domänen, Regalien) auf einem und dem⸗ 
felben Princip und Rechtsgrunde. Das ift der Vorbehalt und das Bor: 
wegnehmen aus dem Nationalvermögen fir den Staat. So find denn 
3.8. Domänen und Grundfterer im Innerften verwandter Natur. Dort 
behält fih der Staat von dem Grund und Boden des Landes einzelne 
Grundftüde in Ganzen, hier Ertragstheife an jedem Grundftitde vor. 
Aber allerdings ift dod) die Stener etwas Anderes als die Domäne, weil 
der Antheil des Staates bei ihr doch durd die Arbeit und Bewirthſchaf⸗ 
tung des jeweiligen Befiters aufgebradt werden muß und er in Berfon 
deßhalb das verhaftete Subjekt derfelben if. Die Grundfteuer bat def. 
halb eine doppelte Beziehung. Sie ift nad) der einen Seite eine wirkliche 
Stener, von jedem Befiter aus feinem Vermögen und mit perjönlicer 
Haftung aufzubringen, und ift nach der andern Seite ein Bodenantheil 
des Staates. Darum ift e8 nicht gleichgilltig, in welchem Verhältniß die 
Grundſteuer aufgelegt wird. Bei neuer Auflage ijt möglichſte Gleichheit 
erforderlich, bei noch nicht Tage erfolgter Auflage kann die Forderung der 
Erleihterung der Ueberſchwerten begründet ſeyn. Aber die allgemein umd 
unbedingt gejtellte Forderung der Grundfteuerausgleichung durch die ganze 
Monardie ift nicht begriindet. Da ift jene andre Seite in der Grund: 
fteuer zu bedeutend. Die Ausgleihung greift darum zu tief umd wider 
rechtlidy in beftehende Eigenthumsverhältnifje ein. Sie iſt nad) diejer Seite 
ähnlich, wie wenn man auch die Domänen je nad den veridhiedenen Bro 
vinzen ausgleichen wollte, in der einen Provinz einen Theil derfelben den 
Grundbefitern austheilte, in der andern fie durch Abtretung von jedem 
Grundbefig mehrte. An altfirirten Grundfteuerverhältniffen kann man 
deßhalb nicht rühren ohne Ungerechtigkeit und tiefe Schäden. 
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Drittes Kapitel. 
Die Polizei. 


8. 163. 

Die Polizei ift die VBerforgung ded Gemeinwohls. 
Eie hat das Gemeinleben nach allen feinen Beziehungen, feinen 
materiellen und feinen geiltigen, zu erhalten und nach feinen 
Zielen zu fördern. Sie ift deßhalb die Offenbarung der 
Weisheit des Staates, denn Weisheit ift die Macht und 
Intelligenz, welche die Fülle der mannigfachen Kräfte zur Ent- 
faltung und in gegenjeitiger Körderung zur Bollendung bringt. 
Diele Thätigfeit ded Staates ift nothwendig in jeinem Weſen 
begründet, jo wenig entbehrlich oder zufällig als die Zuftiz. 
Denn als ein Reich und als eine von Gott verordnete Lenkung 
der Menichen muß er dieje Weisheit zur Offenbarung bringen, 
ebenjo jehr als die Gerechtigfeit, und muß die Ziele, welche 
der menjchlichen Gemeinſchaft und mittelft ihrer den Einzelnen 
gejeßt find, anftreben. Die Polizei ift deßwegen aud jo früh 
in den Staaten vorhanden ald die Zuftiz (3. B. Sorge für 
Sitte, Erziehung, Religion). 

Die Polizei ift dad reichite Gebiet der Stantöverwaltung, 
was Ziel und Intereffe des menſchlichen Daſeyns iſt, gehört ihr 
an, und ift vorzugsweije fein pofitived Streben. Die Juſtiz 
ift nur erhaltend oder wiederherftellend und tritt nur im Falle 
der Berlegung ein, die Finanz bat ihre Beichränfung, ſoll nicht 
in’8 Unendliche gehen, das Militär ſoll bloß die Macht, nicht 
ohne Noth ihren Gebrauch enthalten. In der Polizei aber 
beſteht die eigentliche ftete politiiche Thätigkeit. Stete Entfal- 
tung, Förderung und Steigerung ift ihr Charakter, ed ift ihr 
Beruf, immer mehr die gemeinſamen Intereffen in ihr Bereich 
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zu ziehen, ſie in immer höherer Weiſe zu befriedigen. Ihre 
Thätigkeit iſt dieſer Aufgabe gemäß ſchöpferiſch und muß deß— 
wegen auch frei ſeyn. Nur Schranken dürfen ihr durch das Geſetz 
gezogen werden, aber den Inhalt ihrer Anordnungen und 
Thätigkeit darf das Geſetz nicht beſtimmen, ſondern der Geiſt 
und die freie Beurtheilung ihrer Lenker und Verſorger, welche 
alle konkreten Umftände und den Erfolg erwägen. 


8. 164. 


Nach den Mejen und der Beltimmung des Staates, wie fie 
oben (8.39) erörtert worden, fann aber nur da8 &enteinleben, 
nicht dag ded Kinzelnen, Gegenitand, nur dad Gemeinwohl, 
nicht das Wohl des Einzelnen, Aufgabe der Polizei jenn. Das 
Gemeinleben und Gemeinwohl ift aber nicht das Yeben und Wohl 
der ſämmtlichen Einzelnen für fich, Jondern in ihrer Gemeinichaft, 
daher der Einzelnen nur injoweit ald fie Glieder der Ge: 
meinfchaft find, nicht injoweit fie ein jelbftitändiges individuelles 
Daſeyn und Schickſal, ein jelbititändiges individuelles Ziel und 
Streben haben. So iſt ed Aufgabe der Polizei, daß öffentliche 
Sicherheit beitehe, dab die Nation an Wohlſtand und Bildung 
wachle, Sitte und Ehrbarfeit wahre. Dagegen dab der Einzelne 
vorſichtig und gejichert ſey (jein Zimmer ſchließe, nicht durch 
verdächtige Wälder reije), daß er im Wohlſtand ſey, daß er 
fih höhere Bildung erwerbe, daß er in dem Verhältniß zu feiner 
Familie, zu feinen Freunden fittlid, ſey, das ift feine Sache, 
dazu kann ihn Niemand anhalten. Wohl aber muß er jo weit 
ſich jelbft fichern Iaffen, als nöthig iſt zur allgemeinen Sicherheit 
(Bürgerwaden, Paßweſen ꝛc.); ev muß jo weit ſeinen Wohlſtand 
fürdern laſſen, als nöthig ift zum allgemeinen Wohlitande; er 
muß jo weit an den Bildungsanitalten Theil nehmen und jeine 
Kinder Theil nehmen laſſen als nöthig iſt, daß nicht Die Nation 
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in Barbarei bleibe; er muß fo weit Ehrbarfeit und Sitte üben 
als nöthig ift, damit das Bild der Sitte und Ehrbarfeit in 
der Nation gegenwärtig und lebendig bleibe. Auch unterliegt 
er ſelbſt für jein perſönliches Mohl der Fürſorge der Polizei, 
joweit es fi) um das handelt, was nad) dem menjchlichen Weſen 
unabweisbar, daher auch für Alle in gleicher Weile zum Wohle 
gehört, das Negative Nichtnichtieynfönnende), bei welchem feine 
Sphäre für individuelle Freiheit und Wahl ift. So z.B. wird 
der Einzelne aud) gegen jeinen Willen vom Tode errettet, e8 wird 
der Wahnfinnige untergebracht, der Arme auch gegen feinen 
Millen ernährt u. ſ. w. Es iſt demnach nicht etwa das Wohl 
(die Vollendung) der Anſtalt des Staates das Ziel der Polizei — 
das gehört in die Verfaſſung — ſondern der Menſchen, jedoch 
eben nur in ihrer Gemeinſchaft mit Ausſchließung des indivis 
duellen Wohles im eigentlihen Einne, für welches die Polizei 
unmittelbar nie jorgen darf, jondern nur mittelbar, foweit es 
im Gemeinwohl nothwendig enthalten ift. 

Nach derjelben Erörterung über dad Weſen ded Staates 
fann ferner die Polizei nur auf äußere Erhaltung, auf äußere 
Förderung gerichtet jeyn. Sie hat bloß Außerlid zu ordnen, 
zu verhüten, zu bejeitigen, durch äußere Mittel zu begründen 
und zu unterftüßen, den innern Born der Kräfte kann fie durch 
ihre Anordnung nicht erießen, ihm nicht gebieten. Dazu ift 
der Staat nicht verordnet, dazu hat er debhalb auch nicht das 
faftiiche Vermögen, ſondern das Gemeinleben innerlicdy zu weden, 
das ift immerhin bloß Gottes Sache, der Staat fann die Kräfte 
und Thätigfeiten nicht hervorrufen, er fann fie, wo fie vor- 
handen find, nur lenfen; er fann ihnen nicht pofitiv den Weg 
vorzeichnen, denn der ift durch ihren innern lebendigen Trieb 
vorgezeichnet, er kann ihnen nur den irrigen abjchneiden und 
durch Außere Anregung und Unterjtüßung dem wahren, wozu 
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die Natur treibt, zu Hülfe fommen. Die Polizei muß ſich wohl 
hüten vor dem Zuvielregieren, dab heißt eben davor, daß 
fie ihre Yenfung an die Stelle deffen jeßt, was gelenkt werden 
Soll, daß fie, ftatt da8 Gemeinleben, wie e8 aus dem Innern 
quilit, gewähren zu laffen und äußerlich zu fördern, felbft die 
Kräfte und Beftrebungen defjelben erzeugen und ihren Nerlauf 
im Voraus angeben will. Damit greift fie über die Beftimmung 
ded Staated, die in äußerer Förderung befteht, hinaus in 
dad Pereich des Schaffend und innern Lenfend, das nicht des 
Staates ift. Die Weisheit des Menſchen befteht darin, daß er 
die Gaben und Neizungen, die ihm von der Natur geworben, 
erfenne, fie läutere, von Verirrung abhalte und ihnen das Ziel, 
nach welchem fie jelbit drängen, gebe, nicht aber darin, daß er 
fich jelbft die rechten Gaben auddenfe und vorjchreibe, die er 
haben joll. Alfo auch die Weisheit ded Staates, — En 
3. B. muß die Polizei nicht Die Art des Nationalerwerbs vor» 
Ichreiben, Sondern diejen jelbft beitehen und gewähren laffen, wie 
ihn die natürliche Gelegenheit ded Landes gibt, und ihm nur 
zu Hülfe fommen. Sie muß die tüchtigen Lehrer anftelfen, 
frivole Lehrer abhalten, aber fie darf nicht den Gang der 
Wiſſenſchaft, nicht dem einzelnen Yehrer die Art des Unter: 
rihts und der Behandlung (3. B. durd) gejeßliche Lehrbücher) 
vorschreiben. Sie ſoll, wenn in dem Zeitalter bedeutendes 
Kunftgenie fih zeigt, die Außeren Mittel gewähren, daß ed 
fich äußere und erfülle, fie Toll nicht fi vorlegen, die Kunft 
zu fördern und einzuführen, wenn in der Zeit etwa fein 
Kunitgenie vorhanden ift u. dal. 


$. 165. 
Es iſt Das Weſen der Polizei jo außerft einfach für den 
unbefangenen Zinn, denn dab; der Staat das allgemeine Wohl 
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des Staates, die Hinderniffe zu bejeitigen, welche der allfeitigen 
Entwicelung des Individuums im Wege ftehen; die Hinderniffe, 
welche aus dem rechtöwidrigen Wollen und Handeln der an- 
deren Menichen entipringen, zu beleitigen, ſey Aufgabe der 
Juſtiz, diejenigen aber, die in der Uebermacht Außerer Umftände 
ihren Grund haben, Aufgabe der Polizei. Allein wie der 
Staat überhaupt nicht das Individuum unmittelbar als ſolches 
zum Zweck bat und nicht bloß Negatives leiftet (3. B. Hand» 
habung der Gerechtigkeit, Strafe, wad etwad ganz Anderes 
ift ald Sicherung gegen Verleßungen), jo audy die Polizei; es 
wäre auch gewiß nicht angemeflen, 3. B. die Gründung von 
Lehranftalten ald Beleitigung der Unfultur oder der Uebermadt 
äußerer Umftände, die der Bildung im Wege ſtehen, zu be- 
trachten, und wie iſt ed danach zu rechtfertigen, daß der Ein: 
zelne zu jeiner oder zu Anderer Entwidelung (alſo aus fittlichen 
Gründen) in feiner Freiheit bejchränft wird, da doch die Kon- 
fequenz dieſes Standpunfted ed fordert, daß bloß um der 
Freiheit felbft willen und zu feinem andern Zwed eine Schrante 
eintrete? Dieje Theorie führt auch dazu, daß gegen allen 
wirflihen Beltand und gegen die innere Natur der Sadye die 
Maaßregeln für die öffentlihe Eicherheit als Suftizgegenjtände 
betrachtet werden müffen. Es ilt ein wohlgegründetes Beltreben, 
die individuelle Sreiheit zu ſchützen gegen eine Fürſorge der 
Polizei, welche die einzelnen Menſchen auch gegen ihren Willen 
glücklich zu machen unternimmt. Das ergibt fi aber nidt 
daraus, daß die Polizei nur Negative zu leiten hätte, jondern 
daraus, dab fie unmittelbar bloß das Gemeinleben, nicht den 
Einzelnen als jolden, und deßhalb auch nur äußerlich zu fördern 
bat. — Die das Weſen der Polizei in Vervolllommnung der 
Menschheit, in Förderung der Sittlichfeit oder der zeitlichen 
Slüdjeligleit (3. B. Moſer) juchen, find von einer richtigen 
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den altorientalifchen und in den antifen Staaten die Polizei 
nur auf ihr höchſtes Gebiet, auf die Sorge für bie öffentlide 
Religion, die öffentliche Sittlichfeit und öffentliche Erziehung, 
bedacht, und auch in den früheren Zeiten der europäifchen Staaten 
war dieb, joweit der Staat überhaupt polizeilih thätig war, 
und noch mehr durd die Kirche, die bedeutendfte Angelegenheit. 
Seitdem aber die Sorge für das phyſiſche Wohl zu einer 
Aufgabe der Polizei geworden ift, wie dieß recht und nothwendig 
ift, jo hat fie jene höheren Ziele mehr als billig zurücigedrängt, 
jo daß jet die materiellen Sntereffen, die Eorge für Wohlftand 
(vor einiger Zeit auch die fir Mehrung der Bevölferung) bei: 
nahe das wichtigite Augenmerk in den meilten Staaten geworden 
find. — Außerdem haben fidy die geiftigen Intereffen, die Kör- 
derung der Bildung und Wiffenichaft, der Religion entfremdet 
und damit an ihrer wahren und höchſten Bedeutung eingebüft. 


$. 167. 


Die Polizer übt auh eine Strafgewalt. Dieb ift 
nicht etwad der Nechtöpflege Entnommenes, fondern liegt in 
ihrem eigenen Weſen. Da fie dad Gemeinleben nach feinen 
Zielen fördert, jo muß fie nidht bloß den, der nicht geherdt, 
zwingen, jondern auch den, der widerftrebt, züchtigen, durch 
Surht und Zufügung von Uebeln die Widerftrebenden zur 
Erreihung der Ziele beftimmen, die Unerlaubtheit der entgegen: 
gejebten Handlungen ihnen einschärfen. Das liegt im Weſen 
aller Lenfung, Förderung und Fortbildung. Wie der Hausvater 
zwar feine Strafgeredhtigfeit zu üben hat, aber doch die Seinigen 
nicht erziehen und fördern kann, ohne fie zu ftrafen, aljo aud 
in ihrer Weiſe die Polizei. — Die Polizeiftrafe ift aber danach 
auch von ganz anderer Art als die der Juſtiz. Ihre Bedeutung 
iſt nit Strafe im eigentlihften Sinne, fondern Züchtigung, 
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daß der ſich verging es Fünftig laffe, Abhaltung Anderer 
undNReprobation des Aergernifies, das ift reelle nachdrückliche 
Einſchärfung der Verwerflichfeit, und fie tritt nicht ein wegen 
Verlegung der Rechtsordnung, ſondern wegen Verletzung des 
Gemeinwohle, weil die Maafregeln, die für die öffentliche 
Sicherheit, den Wohlftand getroffen find, oder die öffentliche 
Sitte und Chrbarkeit u. dgl. verlegt wurden. Wenn einige 
Polizeiüibertretungen den Charakter der NRechtöverlegung zu 
haben jcheinen (3. B. Diebftahl ald Polizeiübertretung), jo tft 
dieb eben nur ſcheinbar. Denn die Geringfügigleit des Objekts 
macht eö bier, dab die Handlung nicht als eine Verlegung der 
Rechtsordnung, ein Auflehnen gegen die Herrichaft ded Staates 
angejehen werden fann, Sondern bloß von Eeiten ihrer Echyädlich- 
feit für das Gemeinwohl in Betracht fommt. Dieſe Webertre- 
tungen find aljo keinesweges Friminalrechtlihe Fälle, welche 
aus äußerer Zwecmäßigfeit den Polizeibehörden übertragen 
find, jondern fie find ihrer innern Natur nach Polizetüber- 
tretungen. Die Gränze aber bei ſolchen Verleßungen, wo fie 
diejen oder jenen Charakter haben, läßt fich für dieſen Fall, 
wo der Unterjchied ein quantitativer, nicht ein qualitativer ift, 
ſchlechterdings nur durch die pofitive Geſetzgebung feſtſetzen. 


g. 168, 


Man will neuerlich die Sicherheitspolizei (unpaſſend Rechts⸗ 
polizei oder Präventivjuftiz genannt) aus dem Gebiete ber 
Polizei abtrennen und in das der Zuftiz verweilen, weil fie 
Rechtsverletzungen abwende und die Abwendung joldyer 
eben die Natur der Nechtöpflege jey, wie denn aud) die frei⸗ 
willige Gerichtöbarkeit in ihr Gebiet, nicht in das der Polizei 
gehöre. Mit Unrecht! In der Rechtöpflege äußert ſich nur bie 
Gerechtigfeit des Staates, die Gerechtigkeit aber, deren Weſen 

28 * 


596 IV. Abſchn. Die Verwaltung des Staates. 


die Unwanbelbarkeit und tete Herrlichkeit des gefeßgeberiichen 
Willens ift, befteht nicht darin, daß das Geſetz nicht überichritten, 
mithin nicht darin, daß Rechte nicht verlegt werden, fondern 
darin, dab die gejeßliche Ordnung den Sieg behalte gegen den, 
der verlegt hat, alfo nad der Verlegung die Herrlichkeit des 
Stanted oder das Necht des Individuums wieder hergeftellt 
werde. Die Bivilrechtöpflege bat es deihalb nur mit der 
rechtlichen, nicht mit der faktiſchen Sicherung der Rechte zu thun. 
Daß auf dem Wege Rechtens dem Unterthban feine echte 
nicht verleßt, die Wiederheritellung nicht verfagt werde, ift ihr 
Bereih, dagegen daß die faktiichen Gefahren, die möglicher 
Weiſe den Rechten drohen, befeitigt werden, daß ift nicht Sache 
ber Gerechtigfeit des Staates, ſondern feiner Weisheit, nicht 
Sache der Rechtspflege, ſondern der Polizei. Auch die freiwillige 
Gerichtöbarfeit bezwedt nur gegen ſolche Verletzungen ficher 
zu Stellen, die durch Rechtsgeſchäfte, nicht die durch bloß faktiſche 
Handlungen entitehen. Daß die Geichäfte ded Vormundes in 
ihrer juriftiichen Nichtigkeit und juriftiihen Autorifirung nicht 
dem Pupillen ſchaden, dab die Dispofition des Teſtators, Die 
Kontrafte der Parteien nicht auf rechtlihem Wege umgeſtoßen 
werden, daß die Kreditoren nicht auf rechtlihem Wege um ihr 
Pfand fommen, das ift Sache der freiwilligen Gerichtsbarfeit. 
Dagegen daß ſich nicht Diebe in Wäldern und Stadtwinfeln 
aufhalten, daß die Thore und Thüren geichloffen werden, daß 
ih nicht ſtaatsgefährliche Gejellichaften bilden, das ift eine 
Borbeugung gegen bloß faftifche Gefahren, Sache der Polizei. 
Dad Eritere wird denn auch durch rechtliche Einrichtung und 
Behandlung geleiftet, da8 Lebte durch faktiſche Maaßregeln und 
faktiſche Aufmerkjamfeit; zum Erftern gehört juriftiiche Kenntniß 
und Genauigkeit, zu Lebterem Lebensklugheit und Berechnung 
des Erfolges, und hierin liegt die Urfache, daß ed auch äußerlich 
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unzwedmäßig wäre, jened den Polizei, dieſes den Zuftiz- 
Beamten zu übertragen. Die freiwillige Gerichtöbarfeit ift 
allerdings nicht unmittelbar eine Aeußerung der Gerechtigkeit, 
aber fie iſt ein bloß auf fie gerichtetes Mittel, infofern ein 
nothwendig ergänzendes Glied der Rechtspflege, wenn aud) 
nicht die eigentliche und lebte Aufgabe derfelben, fo doch in 
unauflöslichem Zufammenhange mit ihr. Sie deßhalb zur 
Polizer zu Stellen wäre ähnlid), wie wenn man die Aufnahme 
eined Beweiſes ad perpetuam rei memoriam in bie Polizei 
verweilen wollte. Wo die Rechtspflege eintreten fol, da muß 
ed fi) darum handeln, daß Semand gerichtet werde. Die 
freiwillige Gerichtöbarfeit richtet zwar nicht unmittelbar, aber 
fie bereitet für das, worüber künftig gerichtet wird oder ge- 
richtet werden fönnte, vor, damit dort gerecht gerichtet werde. 


Diertes Kapitel. 
Die Rechtspflege. 


8. 169. 

Die Rechtspflege ift Handhabung und ift Offenbarung 
der Geredtigfeit des Staates. 

Die Gerechtigkeit des Staated befteht aber darin, daß er 
die Herrichaft feiner eignen Ordnung, und daß er dad Recht 
der Unterthanen, das er zugefichert, aufrecht halte (I. S. 51). 
Sie tritt in Wirfjamfeit, wenn ſolches verlegt worden, ed mie- 
der herzuftellen gegen den Verleger. Dieß ift die Rechtöpflege. 
Sie hat es deßhalb nur mit den Handlungen der Einzelnen 
als foldhen zu thun, nicht mit Herftellung eined Zuftandes 
durch gemeinfame Thätigfeit, durch allgemeine Ausführung (mie 
3. B. Verfaſſungsvollzug). — 


598 IV. Abſchn. Die Verwaltung des Staates. 


Es find danach zwei Subjefte, deren Recht Die Rechtöpflege 
behauptet (vindicat), das des Staates ald der fittlichen ven 
Gott fanktionirten Ordnung auf Erden, und das der Menſchen. 
Das Recht diefer Ordnung aber ift ihre Herrichaft über bie 
Menichen, das Recht ded Menſchen hingegen nur jein eigner 
Schub in beftimmten Zuftänden und für beftimmte Objiekte. 
Daber befteht die Miederherftellung, wenn jenes verlegt ilt, 
in der Bewältigung, d. i. der Vernichtung oder tem Leiden 
des Verletzers, damit die Herrichaft der fittlichen Ordnung fid 
an ihm bemähre — in Strafe; dagegen die Wiederheritellung, 
wenn dieſes verletzt ift, darin, da dem Berechtigten feine Zuftände 
oder Objekte wieder werden, in Reſtitution ded Klägers, d. i. 
in Zurüdgabe, Leiſtung, Erſatz, Ehrenerflärung, Anerkennung 
eined Familienverhältniſſes. Jenes ift die Kriminal-, dieſes iſt 
die Eivil-Recdhtöpflege, jenes Die ftrafende, diejed die ſchützende 
Gerechtigkeit. 

Da der Gehorſam der Menſchen gegen den Staat und 
die Rechte der Menſchen in demſelben die Grundlage für den 
Staat und das eigentlich Sittliche deſſelben ſind, ſo iſt die 
Rechtspflege der höchſte, unentbehrlichſte und würdevollſte Zweig 
der Staatsverwaltung. In der unverbrüchlichen Handhabung 
der Gerechtigkeit beſteht vor Allem die Majeſtät und Heiligkeit 
des Staates. 
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Diefelbe Gerechtigfeit aber, welche die Herrichaft des 
Staated und die Befugniß der Unterthanen aufrecht hält gegen 
den Verleger, diefelbe muß zugleich das Necht deſſen aufrecht 
halten, gegen den fie jene wicderherzuftellen unterninmt. Denn 
der Schutz feiner Perfönlichfeit in ihrer Berechtigung gehört 
ja eben jo nothwendig zu ihrem eigenen Begriff und Weſen als 
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der Schuß der Herrihaft des Staates oder der Anfprücde 
andrer Perjönlichkeiten. Beide find unantaftbar, feines darf 
dem andern geopfert werden. Deßwegen kann Strafe oder 
Givilerefution gegen Keinen verhängt werden, als ſoweit er 
ſelbſt deſſen ſchuldig iſt. Iſt er aber fchuldig, fo tft 
Strafe und Givilerefution nicht eine Verlegung feiner Perjön- 
lichfeit und ihres Nechtes, Sondern vielmehr ihre Befriedigung. 
Denn indem er ein Glied der menſchlichen Gemeinfchaft ift, 
welche die fittlihe Ordnung will und handhabt, tft das Gefeb 
und die Geredhtigfeit, die ſolche Herftelung fordern, zugleich 
fein eigned Weſen und Wollen, nur entkleidet von feiner Will- 
führ, d. i. von feiner Perfönlichleit und Freiheit, ſoweit fie 
fidy feinen Weſen entfremdet haben. Seine wahre Perjönlichkeit 
fordert daher diefe Strafe und Erefution nidyt minder, als die 
öffentlihe Ordnung fie fordert”). Die Gerechtigkeit kann 
demnach jchlechterdingd fein andred Maaß haben als Schuld 
oder Unſchuld (Schuldigfeit oder Nichtichuldigkeit) des Be— 
ichuldigten. Fremd ift ihr alle Nüdficht auf öffentliched oder 
Privatwohl und ſelbſt auf den Vollzug der Gefebe, injofern 
er nicht in diefer Beziehung auf das Individuum, in feiner 
Schuld oder Schuldigfeit gegründet ift. Die abjolute Be— 
rechtigung der Perfönlichkeit, dab fie nur an ihr jelbit gemeflen, 
daß fie, wo es ſich um ihr Recht handelt, Feiner andern Macht 
unterworfen werde, die fie nicht zugleich als ihr eigned inne⸗ 
wohnendes Geſetz und Wefen anerkennen muß, ift dad Weſen 
der Gerechtigkeit, daher der Charafterzug ber NRechtöpflege. 
Demgemäß muß auch die Schuld nachgewiejen werden, fie darf 
nicht auf Vermuthung ſich gründen und fie muß ihm, dem 


*) Dies hat Kant mit tiefem fittlihen Ernft nachgewieſen; dieſelbe 
Anfiht führt auch Hegel aus. 
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Beichuldigten, felbft nachgewielen werden, er muß als Perjön 
fichfeit, fohin felbftthätig, der Macht des Staates, weldye die 
Gerechtigkeit handhabt, gegenüberftehen, daß er felbft fein Recht 
geltend mache, feine Unſchuld behaupte, die Angriffe wibderlege, 
alfo fih vertheidige, und er kann fo lange nicht der Gered- 
tigfeit mit ihren Folgen verfallen, ald ihm noch ein gegrün- 
deter Einwand übrig ilt. 

In welchem Gange aber Behauptung (oder Ermittelung) 
und Fäugnung der Schuld geltend zu mahen und gegeneinander 
abzumägen find, das kann, wie die redhtlihe Folge jelbft, 
gleichfalld weder nad) dem Willen des Herrſchers im Staate 
fid) richten, der in Beziehung auf feinen perjönlichen Willen 
und Entihluß eine Macht außer dem Beichuldigten ift, noch 
nad) der Willführ des Beichuldigten felbit, ſondern ausſchließlich 
nah dem Gejebe, ald dem gemeinjamen Velen jomohl des 
Staates und feines Herricherd wie ded Beichuldigten, als der 
Macht, die zugleich über ihm und in ihm ift. Das alfo geſetzlich 
beftimmte Verfahren ift der Proceß. Er ift ein Kampf zweier 
Mächte, der Macht des Staates und der Macht der von ihr 
jelbft geihüsten Perfünlichkeit ded einzelnen Menſchen nad 
Maaß und Beitimmung des ihnen Gemeinſamen, des Geſetzes. 
Wie er in dem ſpecifiſchen Wefen der Geredhtigfeit gegründet 
it, fo ift er auch das Eigenthümliche der Nechtöpflege im 
Gegenfate der anderen Sphären des Staated. Auch im 
Givilproceß, wo zunächſt dad Necht des Verletzten mit dem 
des Beklagten im Kampf ift, ilt e8 doch immer die Autorität 
des Staates, welche Jenem die Rechte verbürgt hat, und die 
er für fih in Bewegung lebt. Der Richter, nicht der Kläger, 
fordert den Beklagten zur Verantwortung. 
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von feined Gleichen gerichtet, jo wird er nad) jeinem eignen 
Maaße yerichtet, wie die Gerechtigkeit e8 fordert; denn der da 
richtet, fan immer nur fich jelbit zum Maaße nehmen. Er 
wird nicht gerichtet nad) dem Maaße eined Höhern, beffen 
Maaß die Stellung über dem Geſetz, nicht die unter dem Geſetz, 
und mehr der öffentlihe Beltand als die Empfindung des 
Individuums ift. Er wird aber aud) nicht gerichtet nach dem 
Maahe feiner eignen Perfönlichkeit, infofern fie völlig individuell 
und willführlich fi) von dem fittlichen Gehalte feines Weſens 
trennt. Die Richter find zwar eine reelle Macht über dem 
Beihuldigten, daher iſt ihre Macht feine andere als die des 
Herricherd jelbft, aber was ihr Gericht beitimmt, ift das, mas 
fie mit dem zu Richtenden ebenſo wie mit dem Herrfcher gemein 
haben, das Geſetz; fie find berufen ed zu handhaben wie Zener, 
berufen es zu empfangen und zu befolgen wie Diefer*). — 
Dieb ift denn auch der Grundgedanfe ſchon der römischen 
und noch mehr der germaniſchen Gerichtsverfaſfung. 
Nach ihm ift überall der Herriher und Geſetzgeber (König und 
feine Beamten bez. Magiftrat) von dem Gericht ausgeſchloſſen, 
und Männer, die font nicht herrichen über den Bejchuldigten 
— alſo feines Gleichen im weitelten aber eigentlihen Sinne — 
richten ihn. Bei den Römern der aus den Bürgern genommene 
judex. Im älteften germanifchen Zuftande war e8 die gefammte 
Gemeinde (Schöffen). Bei der ftrengen Sonderung der 
Stände, bei der ebenfo gut ungefehrt eine Ungerechtigkeit 


*) Es liegt dieß ganz allgemein im Weſen der Gerechtigkeit und des 
Gerichts. Deßwegen wird, wie die h. Schrift uns lehrt, nicht Gott der 
allmächtige Bater und Gejetgeber richten am jüngften Gericht, fordern 
der Sohn, der angethan ift mit der Macht des Vaters, der aber zugleich 
Repräfentant der Menihheit — feines Gleichen zu dem Menfcen, 
über den das Geriht ergeht — ift, der das Gefet empfangen bat zum 
Sehorfam wie der Menſch, der es aber gehalten hat ohne Sünde. 
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entftehen Fonute, daß der Gehorchende über den Gewalthaber 
richtete und jeine Intereffen an ihm geltend machte, richteten die 
Ipeciellen Standesgenoffen — eigentlidhe Pairdgerichte*). 
Endlich bei der Theilung ded Berufes und der Ausbildung der 
Geſetze richten ſolche Unterthanen, die ihr Leben der Kenntniß ber 
Gejeße und der Nedhtöpflege widmen und hierzu vom Staate 
(NRegenten) ausgewählt werden, infofern alfo ein ftändiges Amt 
befleiven — gelehrte Richter. Sie find auch feines 
Gleichen mit den Beichuldigten nad) jenem wahren Sinne 
dieſes Begriffes, und fie leiften mehr als die älteren Richter 
aus den Wolfe dadurd), daß fie größere Einfiht und Hebung 
des Urtheild haben, und dab die Gerechtigkeit die ausſchließliche 
Richtung ihres Lebens und die bejondere Ehre ihres Standes 
ift, auch jene eigne Reinheit und Unbeſcholtenheit fich in ihnen 
am beftimmteften darftellt, da ihr Xeben pofitiv im Handhaben 
des Geſetzes und der Gerechtigkeit beſteht. Jene wejentlichen 
Beſtimmungen des Gerihtd durch Seinesgleichen müffen 
aber auch bei ihnen Platz finden. Sie dürfen nicht zugleich 
außerdem eine Gewalt über die Unterthanen haben, die bloß 
nach Rückſichten gouvernementaler Zweckmäßigkeit geführt wird, 
oder dieſer Gewalt dienen (Trennung der Juſtiz und 
Adminiſtration)““) — es darf der Souverän feinen Einfluß 


*) Es iſt auch hier unter den Standesgeuoſſen feine andre Gleichheit 
gemeint als die, daß fie entweder dem Herrenftande oder dem allgemeinen 
Unterthanenftande angehören, ob reich ob arm, ob Bauer oder Kaufmann, 
macht nichts aus. 8 beftätigt ſich alfo Hiftoriih, daß es bloß auf 
Standesgleichheit in diefem weiteften Sinne bei der Gerechtigkeit ankommt. 

**) Das bezieht ſich jedoch nur auf die höheren Inftanzen. In der 
unterften Inſtanz, namentlid auf dem Lande, ift die Verbindung der 
Zuftiz und Adminiftration im Gegentheil natürlich) und erfprießlih. Dahin 
paßt die mehr patriarhaliihe Bereinigung aller obrigkeitlihen Funktio⸗ 
nen in Einer Behörde, und ift feine Gefahr für die Gerechtigkeit, da einer- 
feit8 Appellation für große Sachen freifteht, andrerfeits Straferkenntniffe 
ohnedieß den höheren Gerichten zukommen. 
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haben auf ihr Gericht von Rechtöwegen (feine Kabinetsjuftiz, 
Unabhängigkeit der Gerichte) — und damit er ihn nit 
thatfächlih habe, müffen die Richter in ihrer perfönlichen 
Stellung gefichert feun (Unentfernbarfeit der Richter). — 
Alle diefe Beftimmungen des neuern Staatsrechts beruhen alſo 
auf demfelben Grundgedanfen wie die älteren Schöffen und 
Pairögerichte. Die Richter richten jedoch nah allen diefen 
Arten der Ginrihtung immer nur in Vollmacht und unter 
Autorität ded Souveränd. Der Staat in feinem Repräfentanten, 
der Herricher ift eö immer, der die Gerechtigfeit übt, wenn er 
gleich aus Gerechtigkeit nicht felbit richtet. 

Die Unabhängigkeit der Gerichte vom Souverän gründet 
fih nad) diefem auf einen ähnlihen Gedanfen wie die 
Volksvertretung. Es iſt eine Mittelmacht zwiichen Herricher 
und Unterthan dadurd, daß fie die Stellung beider theilt, die 
Darſtellung ded reinen Weſens der Untergebenen, angethan 
mit der Macht des Herriherd. Auf einer ſolchen Mittelmadht 
beruht alle politiiche Freiheit, fie ift der tiefite Gedanke, das 
innerfte Urbild der ganzen Einrichtung der Staatsherrſchaft. 
Sie geftaltet fi aber anderd bei der VBolfövertretung und bei 
dem Gerichte gemäß dem Unterfchiede zwiichen Verfaffung und 
Nechtöpflege. 


$. 172. 


Durch diefe Unabhängigkeit der Nichter in ihren Urtheilen 
ift keineswegs eine Trennung der Gewalten, eine auf ſich jelbft 
ruhende rihterlihe Gewalt neben und außerhalb der Negierungs- 


oder fürftlichen (Gewalt gejeßt. Auch die richterliche Gewalt ift - 


durch und durch nichts Anderes als die Gewalt der Obrigkeit 
und zwar der Einen Obrigfeit (ded Eouveränd). Darum 
ernennt, ermächtigt, beauffichtigt der Souverän die Nidhter, 
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die Zeugen vorfordert, dad die Urtheile vollſtreckt, worin ja 
zuletzt die höchfte Erfüllung der Gerechtigkeit befteht, ſondern 
das ift Sache des ministere public. Es ift nicht das Gericht, 
welches in obrigfeitliher Fürſorge den Rechtsgeſchäften ber 
Parteien auf ihr Verlangen die richtige Anweifung und öffent: 
liche Beglaubigung verleiht zur Eicherung gerechter Nechts- 
pflege für die Zukunft, jondern das iſt Sache des Notariats. 
Die Urtheilsfindung ift Yo entblößt von aller obrigfeitlicen 
Gewalt. Darin kann nun mit nidten ein Vorzug vor der 
deutichen Suftizverfafjung erfannt werden. Es ift Damit ges 
trennt, was jeiner Natur nach untrennbar zufanımengebörig 
ift, und es beiteht danach fein Organ, welches ſchlechthin Ver: 
treter der Gerechtigkeit wäre. Die Gerichte find Das micht, 
denn ihnen fehlt die obrigfeitliche Fürſorge für Erfüllung der 
Gerechtigkeit, und dad ministöre public ift eg am allerwenig: 
ften, denn ihm fehlt die erjte Anforderung hierzu, die Unpar— 
lichkeit, e8 ift Anwalt des Gemeinwejend (der Gejellidhaft) als 
Partei, ed iſt Ankläger. Im der altgermaniichen Gerichtever: 
faffung war allerdings auch die Gerichtäbarfeit (obrigkeitliche 
Gewalt) und die Urtheilsfindung unterjchieden. Der Inhaber 
der Gerichtäbarfeit — Graf, Pfalzgraf, Kammerrichter — war 
nicht Urtheilsfinder. Allein da8 war nur eine Sonderung der 
Funktionen innerhalb des Gerihte. Der Inhaber der Ge 
richtöbarfeit — Graf, Kammerrichter — galt ſelbſt ale der 
Hichter, er ließ ſich nur den Urtheilsinhalt von den Beifigern, 
Schöffen juppeditiren, und war durchaus Organ der unpartei- 
lichen Gerechtigkeit, er war nicht wie die Staatsanmwaltichaft 
öffentlicher Anfläger. Das Gericht ald Ganzes diente ale 
der Gerechtigkeit und der gunzen Gerechtigkeit und nur der 
Gerechtigkeit. 
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Fünftes Kapitel. 
Die Gränze der Rechtspflege und der Verwaltung. 


8. 173. 


Die Regierung des Staates greift mit ihren Funktionen 
überall in die Nechtöpflege des Unterthanen, in jein Vermögen, 
in jeine freiheit, in jonft ihm bejonders zugeftandene Befugniffe, 
und muß bierbei nad) oder bez. innerhalb der Gefeße verfahren; 
ſonſt büßt der Staat feinen Charakter al8 Rechtsſtaat ein. 
Wenn nun der Unterthan behauptet, hierin gegen Geſetz und 
echt behandelt zu ſeyn, fo entiteht die Frage, wen die Ent- 
Iheidung zufommt, der Negierung jelbft (den Behörden, zuleßt 
dem Souverän) oder den Gerichten, und zwar jowohl bin- 
fichtlich der Entjeheidung vorher, ob der Eingriff geichehen dürfe, 
ald nachher, ob er rechtmäßig geichehen fen, oder aber Aufhebung 
bez. Wiederheritellung oder Entihädigung erfolgen müſſe. Nad) 
der Natur des Staates als eines fittlidhen Reichs, dem die 
Einzelnen ald Glieder angehören, kann nur er felbit, feine eigne 
beherrijchende Macht, johin die Regierung das Urtheil über die 
gefegmäßige Anwendung ihrer Funktionen haben, fie fann nicht 
für Vornahmen derjelben erft der Enticheidung der Gerichte als 
einer dritten Macht bedürfen, noch weniger fann fie ſelbſt der 
Macht der Gerichte, deren Verurtheilung, Befehl und Vollſtreckung 
unterliegen. Dächte man ſich einen Zuftand, daß über die Afte 
der Etaatögewalt, ſey es vor ihrer Bornahme, ſey es nachher, 
richterliche Enticheidung überall eintrete, wenn der Unterthan 
ſich auf Rechtsverletzung beruft, jo hätte damit der Staat auf: 
gehört, wirflid Staat, ein fittliched Reich über den Individuen 
zu jeyn, er würde jelbit eine bloße Privatpartei, feine Hands 
lungen verlören den Charakter einer höhern Autorität, es fäme 
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ihm fein Herricherrecht gegen den Unterthan nicht in anbrer Art 
zu ald dem Gläubiger feine Befugniffe gegen den Schuldner, 
und die Untertbanen hätten aufgehört, ergänzende Glieder bei 
Staates, dieſes fittlihen Ganzen, zu ſeyn, fondern ftänden ibm ale 
einem Subjefte außer ihnen als lo8getrennte, unabhängige, 
gleichartige Subjekte gegenüber. Die ältere Zeit hatte, wie unten 
näher angegeben werden joll, eine Annäherung an diefen Zuftant, 
aber auch nur eine Annäherung; vollig kann er nirgend beftehen, 
weil der Staat nirgend feine Natur ald Staat völlig verläugnen 
fann. Dagegen die Vollendung des ſtaatlichen Charafters in 
der neuern Zeit ftrebt auch die Annäherung an ſolchen Zuſtand 
von Grund aus aufzuheben. Ihr wirkſames Princip ift es, daß 
die Staatsregierung (bez. der Souverän), ald höhere fittlidhe 
Autorität über den Unterthanen, jelbft und allein die Enticheidung 
über gefeßmäßige Ausübung ihrer Funktionen gegen diejelben 
bat und weder vor den Sunftionen über deren Zuläffigfeit noch 
auch nach ihnen über deren Rechtmäßigkeit oder Entichädigungs- 
folge einer andern Autorität unterliegen fann. Dad was Ge 
genjtand der Verwaltung, der Autorität der Etaatöregierung 
ift, Tann demnach niemald, audy wenn Verlegung der Unter: 
thanenrechte behauptet wird, zur Juſtizſache werden. Beibe 
Gebiete find Ichlehterdings von einander unabhängig, und es 
gilt, für jedes die ihm gebührenden Gegenftände auszuſcheiden, 
d. 1. von vorn herein gu beftinnmen, welde Zuftände und 
Streitigfeiten durdy die verwaltende Thätigfeit der Neyierung, 
weldye dagegen durch die Richter geordnet und bez. entjchieden 
werden ſollen. Diefe Ausicheidung beruht auf Folgendem: 
Diejenigen Lebensverhältniſſe, in welchen es der primäre 
und abſolute Zwed ift, den einzelnen Staatsbürger 
bei dem ihm zufommenden Necht unverbrüdlich zu er- 
halten, bilden die Sphäre der Rechtspflege; Diejenigen Dagegen, 
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ihre Abgränzung gegenüber der Verwaltung im Allgemeinen 
nad) der Scheidung des Privatrecht8 und des öffentlichen 
Rechts. Denn im Gebiete ded Privatrechts, d. i. „in den 
Rechtöverhältniffen, welche dazu dienen, den einzelnen Menſchen 
zu befriedigen, fein Dafeyn zu vollenden“ (II. $. 45), iſt Die 
Erhaltung des Menichen bei feinem Rechte das Ziel, dagegen 
im Gebiete des öffentlichen Rechte, d. i. denen, „weldye dazu 
dienen, die Menjchen gemeinjam zu beherrichen, fie zu einem 
Geſammt-Daſeyn zu verbinden und dieſes als jolches zu 
vollenden”, ift eben diefer Gejammterfolg (und nicht die Ge: 
rechtigfeit, die Erhaltung ded Einzelnen bei einem Recht) das 
primär beitimmende Princip. Eine Ausnahme hiervon oder 
vielmehr nur eine Modififation wird ſich im nächſten $. ergeben. 
Das ift übrigens, wie ſich von felbit verfteht, hierbei einerlet, 
ob der Streit zwilchen Unterthan und Regierung geführt wird, 
oder aber unter den Unterthanen ſelbſt. Wo dieſe ihre Befugniffe 
gegen einander nicht auf ein Recht des privatrechtlihen Gebietes 
gründen, jundern auf eine Anordnung, welde die gemeinfame 
Thätigkeit für ein gemeinjames Ziel zu beherrichen die Abficht hat, 
aus der nur eine gejehliche Ermächtigung, injofern ein Recht 
für fie rejultirt, da it da8 Bereich der Hoheit, der Gemein- 
beherrihung. Auch die Enticheidung des Streites unter den 
Betheiligten iſt bier nichts Andered als die Nealifirung oder 
Aufrechthaltung der auf den Geſammterfolg berechneten Anord- 
nung und fällt deshalb an die adminiftrativen Behörden. Für 
ſolche administrative Enticheidung darf deßhalb der Ausdrud 
Adminiftrativjuftiz nicht gebraucht werden. Auf Suftiz, 
auf Handhabung der Gerechtigkeit, it es dabei zunächit nicht 
abgeſehen, jondern auf die rechte Erhaltung des gemeinjamen 
Zuftandes, wenn diefe auch durch Streitigfeiten Einzelner und 
deren Entſcheidung durchgeht. Wo die Gerichte jprechen, iſt 
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Religionsübung und dad Simultaneum nody gelte, wird Sache 
adminiftrativer Entſcheidung ſeyn, er betrifft Den öffentlichen 
Neligionszuftand oder den Mitbefig der ftreitigen Kirche ald eine 
öffentliche verfaifungsmäßige Stellung ; dagegen ihr Steeit, eb 
fraft Vertrags oder Herkommens an diefer Kirche ein Simultaneım 
beftehe und wie weit, gehört an die Gerichte, Da dag Kirchengebãude 
Gegenſtand eined Eigenthumsrechts der Gemeinde ift, und feine 
öffentliche Nothmwendigteit beiteht, daB eine beftiimmte Gemeinde 
auch eine Kirche haben müffe. Oder e8 bietet mitunter diejelbe 
Frage den doppelten Gefichtöpunft, und kann deßhalb die pofitive 
Geſetzgebung von denjelben leitenden Grundprincipien aud 
dennoch dafjelbe Verhältniß der einen oder der andern Kompe⸗ 
tenz überweilen. Es werden ſich aber doch immer überwiegende 
Gründe für das eine oder andre finden. So 35.8. find Erwerb: 
rechte (Agrifultur, Gewerbe, Handelbetrieb) zur Stellung und 
Eriftenz des Individuums jo weſentlich, daß bier der Gefichte: 
punkt der Erhaltung deffelben bei jeinem Rechte, die Gerechtigkeit, 
gewichtig hervertritt, dennod) ift grade der Ermerbbetrieb yanz 
bejonderd Gegenſtand einer höhern gemeinjamen Lenkung zu 
einen Gemeinerfolge des Wohlitandes und der Verforgung bes 
öffentlichen Bebdürfniffes. Das Gewerbweien hat nun nad 
neueren Einrichtungen häufig mehr den Charakter der öffent: 
lihen Ordnung als der privaten erworbenen Rechte erhalten. 
Die Ermädtigungen (Koncejfionen) werden jebt im Hinblid 
auf das Ganze ertheilt nad) Rüdjichten, die die gefanımte 
Gewerbthätigfeit berühren, die Befugniß des Einzelnen ift nur 
eine abgeleitete, ergibt fi nur aus dem in fich geichloffenen 
Gewebe des Ganzen. Darum urtheilt bei Streit über den 
Umfang der Sewerbfoncejlion u. dal. die Behörde, welche den 
allgemeinen Gewerbzuftand aufrecht zu halten hat, und nur 
diefe kann auch über den Einn, in welchem fie die Konceifion 
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Verwaltungsſache betrachtet. Ueber Indigenat, ob Jemandem 
Untertbanenrecht zuftehe, ob er es verloren (3. B. durch An: 
nahme fremden Dienftes) u. f. w., enticheidet in feinem deutjchen 
Yande das Gericht”). Nur die Adeldqualität ift noch in mehreren 
Yändern (in denen des entichieden neuern Charafterd auch fie 
nicht) Sache richterlicher Entiheidung. Hier könnte nun leid: 
falls eine Erweiterung des Nechtöweged eintreten, und fie wäre 
vielleicht naturgemäßer und für das politiihe Bedürfniß der 
Zeit befriedigender al8 die, welde gegenüber der Polizei und 
Finanzverwaltung ven vielen Ecdhriftitellern angeftrebt oder gar 
für geltendes Necht ausgegeben wird. Sie hätte ihre großen 
Vortheile jelbit in fonftitutionellen Staaten Deutichlande, weil 
die ſtändiſche Beſchwerde, durch welche die verfaffungsmäßigen 
Rechte geſchützt werden jollen, doch nad) deutihem Staatsrecht 
in das Urtbheil des Fürſten geitellt ift, vollends aber in den 
Staaten, in welchen Feine Stände mit Beichwerderecht beftehen 
und jo über diefe Fundamentalrechte des Untertanen bich 
durch die Verwaltung ohne Gegenhülfe entichieden wird. 
Dagegen gehören noch nach unſerer Ausicheidung un: 
zweifelhaft und ausnahmslos in das Gebiet der Quftiz die 
fiefaliihen ESaden Denn als Fiskus ift der Staat 
bloßer Private, juriftiiche Perjon, d. i. eben privates Vermoö— 
gengjubjeft, wie jeder Unterthan, und handelt es fi) bloß um 
das Mein und Dein, um Erhaltung des Rechts des einen oder 


*) Auch nah römiſchem Recht gehören nur der Streit über Yibertät 
und Ingenuität in das civilvechtliche Verfahren ale Präjudicialliagen, da- 
gegen nicht der Streit über Civität oder Nobilität. Mittelbar freilich er- 
fannte der judex aud ilber die Civität bei Ansprüchen, die davon ab- 
hängen (3. B. Teftamenten), wie auch bei unge; aber die Öffentliche Stel: 
fung ale civis, namentlih das jus suffragii, entfhied die Adminiftrativ- 
behörde, der Cenſor. In Frankreich dagegen erkennen die Gerichte über 
die Statusfragen, namentlich des Indigenats. 
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beionderd zugeftanden ift, z. B. bei Erpropriationen, oder daß 
fie aus allgemeinen Grundjäßen folgt. Inwiefern das letztere 
der Fall iſt, wird ſich fpäter noch ergeben. 

Dielen Erörterungen gemäß entſcheidet fich die Zuftändigfeit 
der Gerichte und Behörden nicht nad) der bloßen Natur deö 
verfolgten Anſpruchs, ob er am fi) betrachtet ein erworbenes 
Recht iſt, auf beftimmten Geſetzen beruht, ſondern zugleich nad 
der Natur des Verbältniffes, des Lebendgebieted, welchem er 
angehört oder für welches er in Frage fommt, ob es ein 
privatrechtliches bez. ein fiskaliſches oder aber ein üffentlid: 
rechtliche oder hoheitliches Verhältniß ift, welches den Gegen: 
ftand des Etreited bildet”). Ueber lehtered haben die Gerichte 
in der Regel (von Ausnahmen Ipäter) nicht zu enticheiden, 
auch wenn ein ganz beſtimmter geſetzlicher Anſpruch der Unter: 
thbanen verfolgt wird, 3. B. über Wahlberedtigung für bie 
Ständeverfammlung. So ift denn der Rechtsweg keinesweges 
zuläffig, wenn der Unterthan behauptet, daß er zu hoch in ber 
Steuer angelegt, daß fein Grundſtück falſch bonitirt fen”), dab 
er als einziger Sohn nad) dem Konifriptionsgejeß nicht bätte 


*) Es fanıı aber cin rein privatrechtliches Verhältniß acceſſoriſch im 
öffentlichen Rechtsgebiete beftehen, 3. B. der Beſoldungsanſpruch der Beam⸗ 
ten. Auch ift das nicht entfcheidend, ob das Recht aus einem privaten 
oder öffentlichen Titel entftanden ift, fondern welchen Gebiet es in feiner 
Wirkſamkeit angehört. Ebenſo wenig kommt es darauf an, ob die ange: 
wandte Norm dem Öffentlichen oder privaten angehört, fondern nur, ob 
das fraglihe NRehtsverhältmiß ihm angehört, nnd urtheilt der Richter 
felbft über eine öffentliche Qualität (3. B. hoher Adel) mit, wenn fie Vor: 
frage für einen privatredhtlihen Etreitgegenftand (3. B. Eucceffion in die 
Güter) ift. 

**) In Preußen ift zwar nad) der Regel des A. L. R. Thl. 11. Tit. 14. 
8. 79 fir das Steuerweſen der Rechtsweg zuläffig, wenn Jemand be. 
hanptet, daß er in der Beſtimmung feines Antheils über die Gebühr be- 
laftet fey. Aber die fpäteren Geſetze haben das für beſtimmte Stenern 
einzeln aufgehoben, fo daf wenig mehr von jener Regel übrig if. Simon 
Staateredht 11. 497. 
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liſchen, enticheiden die Gerichte, jo beiteht doch in erfterer Hinſicht 
eine bedeutende Ausnahme. Es gibt im Bereich der öffentlichen 
oder hoheitlichen Verhältniſſe ſolche Befugniffe der Staat 
bürger, in welche die betreffende Hoheitsausübung überhaupt 
nicht eingreifen darf. Wir fönnen fie eremte Rechte nennen. 
Kür ihren Schutz ift der Rechtsweg angemeffen, denn mit dielen 
Rechten fteht der Staatöbürger dem betreffenden Hoheitsrecht 
wirflich ald ein Gleicher gegenüber, ald ein ſolcher, der außerhalb 
deffelben fich befindet. Sie füllen dadurd aus der Verwaltung 
und ihren Zwecken völlig heraus, unterliegen deßhalb bloß dem 
Geſichtspunkt der Gerechtigkeit, ja können füglich als ein 
Privatrechtögebiet in der öffentlichen Sphäre betrachtet werden. 
Es ift auch bier nicht von erworbenen oder Privatrecdhten ber: 
haupt die Nede; in dieſe greift die Ausübung von Hoheitsrechten 
überall ein, und wo fie einzugreifen hat, da bat fie ed auch 
überall nur nad) ihrem Urtheil zu thun; fondern nur von aus: 
genommenen Rechten, von ſolchen, in die fie gar nicht eingreifen 
darf. Die Zuftändigfeit beitimmt fich bier nady dem Grund: 
faße: die Einwirfung der Staatöfunftionen in die ihr überhaupt 
entzogene Sphäre des Unterthanen ift Gegenftand der gericht: 
lihen Entſcheidung, nicht aber die rechtswidrige Behandlung 
des Untertanen in der ihr überhaupt unterworfenen Spbäre. 
Im erften Fall handelt es fi) um eine Einwirkung, melde der 
Staatsgewalt der Art nad) (in thesi) nicht zuftand, im letzten 
Fall nur um eine felche, die ihr bloß in der beſtimmten An- 
wendung (in hypothesi) nicht zugeftanden babe. So z. B. 
wenn das Steuergejeh ausipricht, daß Güter unter einem ge: 
wiffen Werthe nicht zur Steuer gezogen werden follen, und 
ein Gutsbeſitzer behauptet, jein Gut ſey durch zu hohe Anle: 
gung unter die fteuerbaren gezogen worden, fo ift dad Sache 
adminiftrativer Enticheidung, obwohl es ſich um das Privatredt 
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Ichlagen ift, wohl aber, wenn ich gegen eine verfaffunge- oder 
vertragsmäßige Steuerfreiheit zur Steuer herangezogen werde, 
denn dieſe ift ihrem Begriffe nad) eine Schranfe gegen die 
Finanzhoheit. Die Juden eines Yanded werden von der Finanz 
fammer zur Entrichtung einer bejondern Judenabgabe angehalten. 
Behaupten fie, daß diefe Abgabe ſich auf den fraglichen Fall 
nicht ausdehne, io ift das fein eremted Recht, behaupten fie 
hingegen, daß fie durch ein neuered Gejeh Die verfaffungsmäßige 
Eteuergleichheit mit den Chriften erworben haben, jo ift das 
ein eremtes Recht. Die Verweigerung, die Entziehung einer 
Gewerbfonceifion, die Abforderung höherer Gebühren für deren 
Ertheilung, die unrichtige Anwendung der Gewerbvorjchriften 
auh auf Inhaber realer Gewerbgeredhtigfeiten betrifft fein 
eremted Recht. Dagegen wenn ein jeldyer Inhaber als Kon- 
cejfionift behandelt, ihm als foldem die Ausübung des Ge 
werbes unterfagt, beichränft wäre, dann muß er den Rechtsweg 
haben, denn die Gewerbgerechtigfeiten find ja in diefem Punkte 
grade eine Schranke der gewerbpolizeilihen Thätigfeit. Der 
Streit über richtige Theilung der Gemeindegründe fann möglicher: 
weile Verwaltungsſache fen, dagegen der Streit, daß ein 
Grundſtück gar nit zur Gemeinde gehöre, betrifft ein von 
der Gemeinde: und bez. Stantspolizei eremted Recht. Einem 
Zuden wurde jein Brauereibetrieb gehemmt, weil ſolcher Juden 
geſetzlich nicht geſtattet ſey; läugnet er die richtige Anwendung 
des Geſetzes, ſo hat nur die Behörde zu entſcheiden, behauptet 
er aber, es ſey ihm ſolche Berechtigung bei ſeiner Einwande— 
rung beſonders verbürgt worden, ſo iſt das ein Rechtsſtreit. 
Das Konffriptionsgefeß, das da jagt, einzige Söhne ſollen 
nicht ausgehoben werden, gibt feine Exemtion von der Militär: 
aushebungsgewalt, jondern gibt nur diejer ſelbſt Vorſchriften, 
wie fie verfahren joll. Dagegen das Gejeh, daß die Söhne 
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Gebieten des Rechts ($. 173), denn dieſe Rechte gehören an 
fi) dem Privatrechtögebiet an, fie würden nur, infofern fie 
bier Gegenjtand der Ausübung des Hoheitsrechts find, in das 
öffentlihe Gebiet und außerhalb der richterlihen Kognition 
fallen, und das verhindert eben die Eremtion. 

Es Tann nun in einer Landesverfaſſung die Rückſicht auf 
das Deffentliche noch mehr überwiegen, jo daß auch jolche der 
individuellen Nechtöiphäre angehörige eremte Rechte der rid- 
terlihen Zuftändigfeit entzogen find, wenn fie nicht beftimmten 
Individuen für fich iſolirt, Jondern einer ganzen größern 
Klaſſe gemeinjam zufommen, weil außerdem durch die 
richterliche Entſcheidung der allgemeine Zuftand mit beftinmt 
würde. Danad) würden unter den angeführten Beiſpielen auch 
die verfaſſungsmäßige Freiheit der Suden von Ausnahmöſteuern 
und die Privilegien der Etandesherren und des Adels für den 
Militärdienft, obwohl es eremte Rechte find, nicht zu den ges 
richtlich verfolgbaren gehören. Das find Verſchiedenheiten und 
Abftufungen, die innerhalb der auf ftaatlihem Charakter rubenden 
Verfaffungen möglich jind. Die Zulaffung des Rechtsweges 
für jolhe ganze Klaffen zufonımende eremte Rechte, wie jeine 
Ausſchließung, Beides fann ald ein bewußter folgerichtig durch⸗ 
geführter Grundſatz beitehen, und das neuere ftaatliche Princip 
erheijcht weder das eine noch das andere, ſondern es erheiſcht 
nur, daß, wo überhaupt fein exemtes echt befteht, der Nechts- 
wer gegen adminiitrative Akte ausgeſchloſſen fen. 

Solche direkte Eremtionen beruhen denn auch nach Dielen 
Srörterungen nicht nothwendig auf beſonderen Gejeßen, 
auf Privilegien, vollends Standesprivilegien, ſondern ebenie 
ſehr auch auf allgemeinen Gejeßen, wie in den angeführten 
Beilpielen die väterliche Gewalt gegenüber der Konffription 
(und bez. die verfaffungsmäßige Gleichſtellung der Suden gegen- 
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ift ähnlich (um ein civilrechtliches Gleichniß zu gebrauchen), 
wie der Erbſchaftsklage gegenüber wohl der pro herede 
oder pro possessore Befitende haftet, nicht aber der aus 
einem ſpeciellen Titel (Eigenthum, Pfand) befitt. — Wie nun 
demnach dad bejondere, eremte Recht nicht nothwendig ein 
beſonderes Gejeß erfordert, ebenfo umgefehrt begründet das 
befondere Gele noch keinesweges ein eremted Necht und den 
Rechtsweg). 

2) Die indirekte (negative) Exemtion eines Rechts 
von der betreffenden Hoheitsausübnng. Dieß iſt wor Allem 
dann der Kal, wenn die Adminiftrativgewalt völlig außerhalb 
ihres Amtskreiſes handelt, alſo in einem Bereiche, in welchem 
fie in tbesi feine rechtliche Gewalt bat, in welcher der linter: 
than ihr nicht unterworfen iſt, 3. B. die Polizei erfennt eine 
längere Gefängniß- oder eine höhere Gelditrafe, als ihr 


Berjährung) Befreiung don einer foldhen Abgabe geltend machen will“, 
und Gefeß von 1842 „auf den Grund einer befondern gefeglihen Vorſchrifi 
oder eines ſpeciellen Rechtstitels.“ Aehnlich ftellt es fi auch in der 
Wiürtemb. Gefeßgebung heraus, daß ein auf fpecicllem Titel beruhendes 
Recht nicht als gleichbedentend mit erworbenem Recht oder Privarredt 
überhaupt verftanden wird, da e8 heißt: „der Geheimerath entfcheidet bei 
Rekurſen von den Berfügingen der Departements:Minifter, welche kein ani 
einem bejondern Titel beruhendes und alfo zu gerichtliher Behandlung fi 
eignendes Privatrecht betreffen. In einem ſolchen Fall find die Bor 
ftände des Obertribnnals beizuziehen“ Mohl 11. 50. Alfo gibt es 
Privatrechte, die nicht auf einem befondern Titel beruhen, und darum 
Minifterialverfilgungen gegenitber keinen Rechtsweg geftatten. 

*) Nah Preuß. Geſetz (1842) begründet auch die Berufung auf ein 
„befonderes Geſetz“ den Rechtsweg. So 3. B. wenn nah A. 8. 8. Ban 
eines Weges gefordert würde, und der Aufgeforderte beriefe ſich auf das 
abweichende Geſetz der Provinz, jo wäre der Fall des Rechtsweges ge: 
geben. Das ift ohne genügenden Grund. Wenn die Behörde überhaupt 
die Gejete anzumenden und über ihren Einn zu urtheilen bat, fo muf 
fie ebenfo gut über den Sim des Provinzialrehts und defien Berhältmiß 
zum Landrecht als über den Sinn des lebten zu erkennen haben. 
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behörde zu urtheilen. Iedenfalld aber muß bei ihnen nachher 
Entihädigung auf dem Rechtswege verfolgt werden koönnen. 
Die Entihädigung, die aus der Verlehung ſolcher eremten 
Rechte durch die adminiftrativen Verfügungen erwächſt, ift num 
anderer Art als die, welche bejonderd (5. B. bei Erpropria- 
tionen) garantirt ift. Sie beruht auf einem allgemeinen Titel, 
auf der Anerkennung einer Sphäre, in welcher die Adminiftrativ- 
gewalt nicht mehr Autorität ift, in Die fie nicht eingreifen joll 
und daher, wenn fie dennoch eingreift, eine Miderrechtlichkeit, 
eine Beichädigung begeht, wie ein Privater, und deßhalb aud 
gleich einem Eolden Entſchädigung ſchuldig iſt. Dort bat 
die Behörde von vornherein die Anerfennung des Rechts des 
Staatöbürgerd und fie nöthigt ihn nur, wozu fie geſetzlich be- 
fugt ift, zur entgeltlichen Abtretung defjelben, da ift von Feiner 
Verlegung die Rede. Hier erkennt fie das Recht nicht an, 
beabfichtigt ohne Entihädigung zu verfahren, begeht aljo eine 
Verlegung, und muß um dieſer willen entichädigen. Dort 
baftet der Fiskus aud einem Kontrakt (wenn dieß auch für den 
Untertanen fein freiwilliger, jondern ein notbwendiger Kon: 
traft ift), hier aus einer Rechtsanmaaßung. 


Untertbanenreht gegenüber der Verfaſſungs— 
handhabunn. 


Die Verfaffungsverbältniffe bilden grade vor allen andern 
das öffentliche Necht, das Bereich, in welchem der Unterthan 
nur als integrirended Glied den Ganzen des Staates einver: 
leibt, der Autorität feiner Gewalt unterworfen tft. Weber fie 
fann daher im Allgemeinen das Gericht Feine Zuftändigkeit 
haben. Wenn aud in diefem Bereiche mancherlei Eubjefte 
(Körperichaften, Verfammlungen, Nemter) dem Souverän oder 
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entichieden, und dad mit Grund'). Es kann wohl nicht ver- 
fannt werden, daß in dieſem Bereich grade zugeficherte Unter 
thanenrechte und zwar der ſtärkſten Art beftehen, auf denen ihre 
ganze ftaatöbürgerlihe Stellung beruht, Rechte, die man vor: 
zugsweiſe als eremt betrachten müßte, nicht ald eremt von ber 
Berfafjungshandhabung des Staates, denn von diefer gibt ed 
feine Eremtion, wohl aber ald eremt von der Verfaffungshant- 
habung durch die Staats behörde, durch die erefutive Gewalt. 
Aber eben in Anerkennung deſſen beſteht denn auch für dieſe 
Rechte ein Schutz gegenüber den Behörden, wenn gleich nicht der 
gerichtliche, nämlich der Schutz durch die Beſchwerde bei den 
Ständen. Wegen unrichtiger Anwendung der Adminiſtrativgeſetze 
(wegen falſcher Bonitirung von Grundftüden, unrichtiger Beur: 
theilung, daß der Wein verfälicht geweſen) kann derlintertban 
bloß die höchften Verwaltungöbehörden, die Stände dagegen 
gar nicht oder (je nach der Yandedverfaffung) höchſtens bei 
Zugrundlegung faljcher Normen angehen, er fann aber die 
Stände unbedingt angehen, wenn jeine verfaffungsmäßigen 
Rechte ihm entzogen werden jellen, wenn fein Indigenat, jein 
Adel, jeine Gerichtsbarkeit, ſein Wahlrecht nicht anerfannt wird, 
So beiteht für Unterthanenrechte gegenüber der Verwaltung 
überhanpt bloß die Entſcheidung durch die Verwaltung ielbft, 
für die eremten Nechte gegenüber der Verwaltung der Rechtsweg, 
für Die Verfaſſungsrechte gegenüber der Handhabung der Ver: 
fafjung die ftändiiche Beſchwerde. Es Fünnten nun allerdinze, 
wie wir bereitö bemerkt haben, jene verfafjungsmäßigen echte, 





*) Natürlich ift hier nicht von Proceffen die Rede, bei welchen diefe 
Punkte Präjudicialfragen, nicht der Streitgegenftand felbft find, z. B. 
Succeffionsftreit, bei dem es fih nm die Qualität des hohen Adels fragt. 
Sondern was den Gerichten entzogen ift, das ift der Ausſpruch über die 
Öffentliche Anerkennung der hohen Adelsqualität im Staate. 
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weile fund gibt, außerdem würde in völliger Umfehrung ter 
natürlihen Ordnung der Nichter zu einer höhern Macht über 
dem Geſetzgeber gemacht. Es gibt feinen Entihädigungsanfprud 
wegen eines rechtönufhebenden Geſetzes gleichwie wegen eines 
rechtsaufhebenden Negierungdaftes, jondern nur Entfchädigunge- 
anſprüche gemäß einem ſolchen Gelege und nad) Maaßgabe 
deffelben*). Auch ijt Feineäweges eine Rechtsvermuthung, dat 
der Geſetzgeber die Entihädigung zugebe, wenn er fie nidt 
ausdrücklich ausſchließt. Denn bejendere Zugejtändniffe fönnen 
überhaupt nie vermuthet werden, und ift indbejondere bei der 
Relevanz und der beitändigen Ventilirung der Entichädigunge: 
frage in jeßiger Zeit eine ſolche Vermuthung nicht zu rechtfertigen. 
Das Alles zilt aud nicht minder in dem Falle, Daß der Unter: 
than die jegt durch das Geſetz aufgehobenen Nedyte dereinft 
vom Staate jelbjt unter enerojem Titel erworben hat. Die 
beſondre Berüdfihtigung der onerod erworbenen Privilegien 
bei legislativen Reformen ift allenfalls (und ſelbſt das nicht 
unbedingt) eine Maxime der natürlichen Gerechtigkeit bes. 
Billigkeit, aber nicht des pofitiven Rechts, daher ein Motiv für 
den Gejeßgeber, nicht eine Entiheidungsnerm für den Richter. 
Denn der Gejepgeber fell überhaupt, wo nicht unabmweisbared 
Bedürfniß ihn nöthigt, erworbene Nechte nicht aufheben und 
noch weniger den aufgehobenen die Entſchädigung verjagen, 
jenen fie auch ohne onerofen Titel entftanden. Macht er aber 
von jeinem jus eminens in der härteften Weiſe Gebrauch und 
hebt beitebende Rechte ohne Entihädigung auf, jo kann ihm 
der Nichter nicht vorjchreiben, daß er für die oneros entftan- 
denen entihädige, und darf deßhalb der Nichter nicht zwiſchen 

*) Vgl. auch Preuß. Kabinetsordre 4. Dec. 1831. Würt. Verordnung 


13. Dec. 1812. Hannover. Staategrundgefeg von 1833 8. 37 u. 184 
3.39. Meiningifhe Verordnung 16. Juni 1829, und viele andere. 
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8. 175. 

Unjere Lehre ift demnad) dieſe: 

Nach ſtaatlichem Princip, wie ed ſich in Deutſchland überall 
theils herausgebildet hat, theils herauszubilden fucht, ift der 
Civil-Rechtsweg offen für Die Rechte in der Privatrechtäiphäre, 
nicht aber in der öffentlichen Rechtsſphäre, doch ift er es auch 
in der leßtern für die (Diveft oder indireft) eremten Nedte. 
Daß überall nur erworbene Rechte Gegenftand der Rechts: 
verfolgung jenen können, iſt dabei vorausgeſetzt. 

Dagegen iſt nun eine verbreitete Lehre die, daß das er- 
worbene Recht ſchlechthin dad Bereich der Nechtöpflege 


Beihädigung, weil es einen folhen Titel nicht gibt, und nicht aus dem Titel 
feiner eignen Vertragspflicht, weil diefer (der Konfenfus) ſich nicht auf den 
Fall legislativer Aendernugen des Rechtszuſtandes erftredt. Was zu der 
entgegengejeßten Anficht verleitet, ift der Gedanke, daß der Etaat auf Diele 
Weiſe feine Kontrahenten verlege. Allein er verlegt fie nicht mehr ale 
Diejenigen, fo von Privaten ähnliche Rechte erworben haben, und man 
kann kaum annehmen, daß er feinen anderen Unterthanen eine geringere 
Sicherheit ihrer Rechte ſchuldig ſey als feinen Kontrahenten. Iſt der Geſetz⸗ 
geber wirklich Gejetgeber und nicht debitor, fo ift nicht abzufehen, warım 
er anf feine Interthanen, die Bannrehte von anderen Berfonen oder 
Stiftungen gekauft haben, weniger Rüdfiht zu nehmen habe ala auf die, 
jo fie vom Fiskns gekauft haben. Der Grundfag, den Klüber hanpt- 
ſächlich aus dem Motiv aufftellt, „damit die Privatrechte vor willkührlichen 
Eingriffen gefihert, Zren und Glauben im Verkehr gehandhabt werden“, 
hat grade die umgekehrte Wirkung, daß der Staat eine fislalifhen Käufer 
bis auf das Kleinſte auf öffentliche Koften eutſchädigt, dagegen die große 
Mehrzahl der Interthanen, die untereinander gelauft haben, rechtlos läßt. 
Eben das gilt denn auch für die Dednktion Pfeiffer's (prakt. Ausf. IIL, 
285. 297. 472), der die Entihädigungsflage gegen den Staat wegen legis⸗ 
lativer Aufhebung von Rechten und Privilegien, die er felbft titulo oneroso 
verlichen, auf den naturrechtlichen Grundfag der „allgemeinen Rechts— 
gleihheit” gründet, wonad) „feinem Staatsbilrger eine größere Aufopferung 
als allen übrigen in gleicher Tage fih befindlichen zugemuthet werden 
darf.” Es beruht diefe Deduktion anf zwei irrigen Vorausſetzungen, daf 
die naturrechtliche Rechtsgleichheit hier überall Entſchädigung erheifche und 
daß der Richter den Gefeggeber meiftern dürfe, wenn er gegen das Natur. 
recht verftößt, oder nur überhaupt ſogenannte naturrechtliche Geſetze ohne 
pofitiven Anhaltspunkt zur Anwendung bringen dürfe (II. 8. 12). 
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(Gewerbfoncejfien, Baubewilligung), gegen die Rechte aus 
verfafjungsmäßigen Beltimmungen (Recht auf Haus: 
andacht, Necht, Petition und Beichwerde den Ständen zu über: 
geben, Auswanderungsrecht)“). Alles das iſt unter ſich wieder 
ftaatörechtlich jehr verjchteden. So namentlich die natürliche 
Freiheit fann in jedem Augenblick durch Afte der bloßen Ne 
gierungägewalt Verordnungen) rechtmäßig bejchränft werden, 
nicht jo ein Recht aus verfafjungdmäßigen Beftinnmungen. Aber 
das Kriterium der felbitftändigen Zugehörigkeit an das Indiri⸗ 
duum und der Werbürgung dieler Zugehörigfeit feblt bei allen. 
Die Folgen des erworbenen Nechtd find dann, diejer Selbit- 
ftändigkeit und Verbürgung eutſprechend, die beiden: für's Erite, 
dat Gejeße, welche über die Entſtehung joldyer Rechte abändernde 
Beſtimmungen treffen, nicht von ſelbſt auf die bereits entftandenen 
angewendet werden (feine rückwirkende Kraft haben), für's 
Zweite, dab, wenn ſolche Rechte aufgehoben werden, dieß eben 
nicht als bloße Nenderung des öffentlichen geſetzlichen Zuftandee, 
jondern als Abolition von Nechten (ale Konflikt des öffentlichen 
Zuftandes mit entgegenſtehender unentziehbarer Berechtigung) 
ericheint, ale Ansfluß der Ausnahmsgewalt (potestas eminens) 
des Staates, und deßhalb für den Gejehgeber die Rückſichten 
der Schonung eintreten, jüa ſogar and) eine Verwahrung, wenn 
gleich nicht wegen Unrechtmäßigfeit, jo doch wegen materieller 
Uingerechtigfeit laß greifen kann. So z. B. gälte in den 
neueren Staaten die Abänderung der ftädtiihen Werfafjung 
nicht als Abolition von Nechten, wohl aber die Abänderung der 


*, Im Privatrecht, da es lauter erworbene Rechte zum Gegenftand 
hat, ift das Änterefje bloß, ob im beſtimmten Kal das fragliche Recht er- 
worben worden, d. h. ob es aus dem Stadium der Möglichkeit bez. dee 
Anfalls in das Stadinum der Wirklichkeit und des Erwerbs übergegangen ſey; 
dagegen im Staatsrecht ift das Antereffe zugleich, ob ein Recht ilberhaupt 
feinem Inhalte nad) als ein erworbenes beftehen könne. 
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Erwerbsaft haben. Dieſes Kriterium ift höchftens richtig gegen 
über der natürlihen Freiheit, nicht richtig gegenüber Rechten 
aus verfaffungsmäßigen Beftimmungen oder aus obrigfeitlihen 
Ermächtigungen. 

Das Gebiet der erworbenen Rechte iſt hauptſächlich das 
Privatrechtsgebiet, weil hauptſächlich in dieſem nur der Einzelne 
eine von dem Geſammtzuſtande des Staates unterſchiedene ſelbſt⸗ 
ſtändige Rechtsſphäre einnehmen fol. So Eigenthum, Forderun- 
gen, Gewerbgerechtigfeiten. Aber es gibt auch im öffentlichen Rechte 
jelhe und muß foldhe geben, weil auch hier gewiffe Befugniffe 
grade in der Eigenſchaft als unentziehbar ſelbſtſtändiges Recht 
der Betheiligten am meiften der Anforderung der betreffenden 
Einrichtung entiprechen. So vor Allem ift das fürftliche Recht, 
das Recht amThron oder auf dieThronfolge ein erworbenes Recht. 
Deßgleichen pflegt die erbliche Pairie ein erworbenes Recht zu jenn. 
Es fünnen die Nechte der Landſtände ganz oder theilmweije den 
Charakter erworbener Rechte haben. Es kann die Ausũbung 
nothwendiger Hoheitsrechte, z. B. Gerichtsbarkeit, dem Adel, ja 
auch den Städten als erworbenes Recht zukommen, deßgleichen, 
wie ſchon angeführt, die Verfaſſung der Städte, deßgleichen das 
Indigenat, das Stadtbürgerrecht können erworbene Rechte ſeyn, 
auf welche ſpätere Geſetze von ſelbſt nicht rückwirken, und die 
nur durch Abolition mittelſt der potestas eminens entzogen 
werden können. Allerdings eine privatrechtliche Seite hat jedes 
erworbene Recht als ſolches, nämlich die Selbſtſtändigkeit der 
Befugniß, ihre Unterſcheidung, Abſonderung vom Ganzen des 
öffentlichen Zuſtandes iſt eben etwas Privates; aber deßhalb 
gehört fie doch ihrem Inhalte nach nicht der Privatrechtsſphäre 
an, unterliegt deßhalb auch jonft nicht den Grundſätzen dei 
Privatrechts, wie wir das namentlich binfichtlich der Fürftlichen 
Gewalt oben ($. 71) näher erörtert haben 
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So 3. B. wenn mid die Staatöbehörde zu body befteuert, 
mir mit Unrecht die Benußung einer Scheune verwehrt, den 
Wein ausgießt, jo verleßt fie mein Vermögen, mein Eigenthum, 
aljo erworbene Rechte des Privatrechtögebieted; aber fie ver- 
leßt fie in einer öffentlichen hoheitlihen Sphäre, in der Sphäre, 
in der fie eben Gegenſtand der Hobeitdausübung find, ja fie 
verleßt eigentlich nicht mein Eigenthum, jondern nur mein Recht, 
für finanzielle Auflage und politiihe Beſchränkung nur geſetz⸗ 
mäßig behandelt zu werden, was eben das öffentliche Recht 
des Bürger, fein Necht des Privatrechtögebietes ift. Allerdings 
ift auch das überall pofitive Anordnung, was ald öffentliches 
Gebiet den Gerichten entzogen, was ald Privatredhtögebiet ihm 
unterworfen jeyn foll. Aber der richtige leitende Gefichtöpunft 
ift nicht diefe Verbürgung und Selbititändigfeit der Berechtigung 
(dad jus quaesitum) allein, ſondern zugleich die Rechtsſphäre, 
indem jener ungeachtet, wenn es ſich um die öffentliche Sphäre 
handelt, die Gerechtigkeit nicht das allein beftinnmende Princip, 
fondern die Erhaltung des verfafjungsmäßigen Zuſtandes nicht 
minder die Abſicht ift. 

Ferner da im Gebiete des Hoheitsrechts die Eremtion von 
dem bejtimmten Hoheitsrecht das enticheidende Kriterium für 
Zuläjfigfeit des Nechtöweges ift, wie wir dieß nachgewiejen zu 
haben glauben, jo ift dadurch gleichfalls das Kriterium des 
erworbenen Rechts widerlegt. Denn wenn 3. B. bei einer 
gejegwibrigen Polizeiverfügung, die mich in meinem Eigenthum 
beichränft, der Rechtsweg im Allgemeinen nicht zuläſſig ift, 
dagegen zuläjlig, wenn diejelbe in diefer Sache gar nicht zu 
verfügen hatte, jo iſt doch das, was den Unterjchied begründet, 
nicht das erworbene Recht, da ſolches da und dort ſich findet oder 
bez. nicht findet. Es ift vielmehr die beitimmte Stellung zur 
obrigfeitliden Gewalt in dem beitimmten Gebiet ihrer 
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Funktion, nicht die allgemeine Natur eined Rechts als eines 
erworbenen, wovon die Kompetenzbeftimmung abhängt. Der 
Begriff ded erworbenen Rechts ift ein abjoluter, weil er bloß 
die Eigenjchaft eines Rechts an fich bezeichnet, e8 ift erworben 
in jeder Hinſicht oder gar nicht, und damit reicht man bier 
nicht aus. Dagegen der Begriff des eremten Nechts ift ein rela- 
tiver, er bezieht fih) auf eine gewifje Funktion der Staatöge- 
walt, von der ein Recht ausgenommen feyn joll. So z. B. 
ift mein Eigenthum ein ausgenommenes Recht gegenüber der 
unentgeltlichen Erpropriation, nicht aber gegenüber der Befteue- 
rung und der polizeilihen Beichränfung, ein erworbened Recht 
it es gegenüber dem einen wie dem andern. 

Die Attribution der erworbenen Redyte ift die rechtliche 
Anerfennung der (regelmäßigen) Unentziehbarfeit, nicht aber 
der Verfolgbarfeit vor dem Richter. 

Mad hier von dem Kriterium des erworbenen Nechtö ge- 
Sagt ift, gilt ebenfo von dem Kriterium des Privatrechts als 
(fubjektiver) Brivatberechtigung, wie es im Unterjchiede des 
(objeftiven) Brivatrechtögebietes von Vielen vertheidigt wird. 
Denn fie verftehen darunter eben nichts Anderes als jedes 
erworbene Recht und Fünnten daher ebenjv gut jagen „Beredh- 
tigung” wie „Privatberechtigung.* 

Will man das Kriterium des Rechtswegs bloß nad) der 
Beſchaffenheit der (jubjeftiven) Berehtigung ausdrüden, fo 
darf man nicht die erworbenen Nechte oder die Privatrechte 
im Sinne von erworbenen Rechten als ſolches bezeichnen, fondern 
nur die abjolute (ifolirte) Einzelberehtigung, d.i. die 
Rechte, bei welchen dad Individuum durchaus nicht als De- 
ftandtheil der Geljammtordnung, jondern abjolut und ifolirt ald 
Perſon bloß nady feinem Recht in Betracht fommt. Dieß fordert 
aber eben wieder eine nähere Beitimmung, wo Rechte in diejer 
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Eigenſchaft anerkannt find, und diefe ift nur durch dad (objektive) 
Nechtögebiet zu geben. Nämlich ſolche abjolute Einzel: 
berechtigung ift anerkannt für das Strafgebiet, für das Privat- 
rechtögebiet und für das öffentliche Gebiet in Beziehung auf 
eremte Nechte gegenüber der Berwaltung, außerdem nirgend. 
Das wohlerworbene Net überhaupt ift nicht immer eine folche 
abjolute Einzelberehtigung; denn ed kann auch ein wohlerwor: 
bened Recht im Hinblif auf die Gefammtordnung (al ein 
Bauftein der öffentlichen Verfaffung) beftehen und nad) der 
Würdigung diefer Gelfammtordnung bemefjen werden, und deB- 
halb auch von den Organen, welche diefe Gejammtordnung auf: 
recht halten, 3. B. die erbliche Pairie, das Thronfolgeredht. 


8. 176, 


Wenn nun nad) diejen Erörterungen auch in der öffentlichen 
Sphäre für gewiffe eremte Rechte der Unterthanen der Schuß 
gerichtlicher Behandlung und Enticheidung gewährt werden muß, 
fo ift Doch das ein ausnahmsloſer Grundjah, der im Staatlichen 
Princip liegt, daß die Staatsgewalt bez. die Berwaltungsbehörbde 
al8 foldye nie den Gerichten unterworfen ſeyn kann. Es ift 
deßhalb, wenn das ftaatliche Princip völlig realifirt werden joll, 
unzuläjfig, daß die Verwaltungsbehörde (irgend eine Polizei⸗, 
Finanz-, Militärftelle u. |. w.) als Verklagte von den Gerichten 
behandelt, vorgeladen, zur Streiteinlaffung aufgefordert werde, 
daß die Gerichte über fie Urtbeil Iprechen, ihr Handlungen oder 
Enthaltung von Handlungen oder Wiederbheritellung des vor- 
ausgegangenen Zultanded anbefehlen (mandata) und vollends 
Urtheil wider fie volljtreden. Eine ſolche Stellung fommt den 
Gerichten nur gegenüber dem Fiskus zu, d.i. dem Etaate als 
bloßer juriftiicher Perfon, alfo in der privatrechtlichen Sphäre, 
nicht aber gegenüber der Adminiftrativgewalt, d. b. dem Staate 
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als ſolchem, aljo in der öffentlicherechtlihen Sphäre, felbit da 
nit, wo es wirklich eremte Rechte der Unterthanen gibt. 
Sol daher im letztern Fall, wie wir dieß ald nothwendig 
gezeigt haben, dem Unterthanen der Schuß der Gerichte ge: 
währt werden, jo muß — das ftaatlihe Princip vollftändig 
vorausgejeßt — das auf anderen Wegen ald dur Verflagung 
und Berurtheilung der Abminiftrativgewalt erreicht werden, 
und zwar verjchieden je nach dem Gegenftand der Rechtsver⸗ 
folgung : 

Wird nur Entſchädigung wegen Verlegung des eremten 
Rechts gefucht, fo ift der einfache und in allen Staaten befolgte 
Weg die Klage gegen den Fiskus, nad) dem erörterten Grund: 
fate, dab der Fiskus für rechtöwidrige Akte der Adminiftrativ- 
gewalt haftet. Es wandelt fih der Rechtsſtreit gegen die 
Adminiftration um in einen fiöfaliihen Proceß. Hier wird 
denn wirklich nicht Die Staatöbehörde gerichtlich belangt und 
verurtheilt, ihr Vornahmen aufgelegt, fondern die juriftijche 
Perſon ded Staatövermögend. Auf diefem Wege laffen ſich 
aber eben auch nur Vermögendobjefte verfolgen, ja ſtreng ge- 
nommen nur Geldfummen, denn nur fie find ja Gegenftand 
einer Entſchädigungsklage. Andere Rechte, 3.B. das Recht einer 
Gemeinde oder eines Gutöheren, Märkte zu halten, ja felbft 
entzogene oder gehenımte Gewerbyerechtigfeiten, da fie nicht 
Gegenftand des Staatövermögend find, können nicht von oder 
gegen ben Fiskus verfolgt werden. Sit eine Gewerbgerechtigfeit 
widerrechtlich entzogen, jo fann nicht der Fiskus fie heraus- 
geben; denn fie ift fein Theil ded Staatövermögend, die Staatd- 
kaſſe bat nicht ein Magazin von Gewerbgeredhtigfeiten, in Die 
fie die eingezogene gelegt bat, und der Fiskus hat feine Ver- 
fügung über den Gewerbzuftand der Unterthanen, jondern vom 
Fiskus kann nur gefordert werden, daß er den, weldem die 

1l. 2. 41 
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Adminiftrativgewalt in fein eremted Recht eingegriffen hat, 
entichädige *). 

Wird nicht Entſchädigung, jondern ungeftörte Ausübung de 
ereınten Rechts gegenüber der Staatögewalt angeftrebt (das 
Gewerbe dennoch ausüben, die Märkte dennody halten zu dürfen), 
Yo kann demnach der gerichtliche Schuß nicht auf dem Wege des 
fisfalijchen Procefjes gewährt werden, jondern der natürlichfte 
Weg ift dann die urjpünglide Ueberweiſung des 
Nechtsverhältnifjes an die Gerichte, daß fie und nidt 
die Behörden dafjelbe von vorn herein zur definitiven Entjcheidung 
zu bringen, die Geſetze für daffelbe zu realifiren haben. Dad 
muß nun ſo geichehen, daß bei Berufung auf ein exemtes Necht 
entweder die Beichwerde im Suftanzenzug nicht an die höhere 
Verwaltungs, jendern au die höhere Juſtizſtelle gebt, oder 
\ofort die Behörde dieß ald Vorfrage dem Geriht überweilt 


*) Diefer Grundſatz ift bis jet in den dentihen Staaten allerdings 
noch nicht allgemein und vollftändig verwirkliht. Es findet fich (3.8 in 
Preußen) die Form des Berfahrens, daß, wenn die Polizei ein eremtes 
Recht verlegt, bei welchem es fid) nicht um Geld, fordern um umgeflörte 
Ausübung handelt (wie in den beiden angeführten Beifpielen), dennoch der 
Fiskns (oder die Polizeibehörde "als angeblihe Station des Fiskus) mit 
der Konfefforien- oder Negatorienklage belangt wird, und das 
Urtheil dahin lautet, Beklagter (Fiskus) habe das Recht oder die Frei— 
heit des Stlägers anzuerkennen u. |. w. Das ift begrifflich nicht zu be: 
gründen; demm der Fiskus ift es nicht, der die Treiheit des Klägers be: 
ftreitet und die Ausübung jeines Rechts hindert, fondern die Staatsgewalt. 
Ebenfo wenig ift nach ftaatlichen Princip die in neueſter Zeit in Kurheſſen 
getroffene Einrichtung zu begründen, daß ein Staatsanwalt beftellt ift, 
gegen den in ſolchem Kalle die Klage geitellt wird; denn gegen den Staat 
als jolden kann der Unterthan nit Magen und kann das Gericht feine 
gerichtliche Autorität geltend madhen. Das Geſetz, weldes das einführt: 
„Die Vertheidigung unferer Hoheite: und deßgleichen Staatsgerechtſame in 
ftreitigen Fällen vor Gericht gefhicht durd den Staatsanwalt“, fpricht 
eben das aus, was wir als umübereinftinmend mit dem nenern Staats: 
recht bezeichnen, daß die Hoheits- und Staatsgereihtfame als ſolche den 
Gerichten unterworfen feyen. 
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ichreitung ihrer Sphäre Einſprache gegen fie thun und den 
Konflikt erheben. Ebenſo wäre ed, wenn die Verwaltung gegen 
eremte Rechte (Gewerbgeredtigfeiten, Marftrechte), deren Be: 
ſcheidung den Gerichten gebührt, verführe, wenn Aushebung 
eined Ausländerd oder gegen ein (Itandeöherrliches) Militär: 
befreiungsprivilegium erfolgte u. dergl. Auch Staats- und 
Stadtbürgerrehte u. dergl. könnten den gerihtlihen Schuß, 
wenn fie ihn überhaupt erhalten follten ($. 173), nur in dieſen 
Formen erhalten. Auf diefem Wege wird nicht unter der 
falichen Benennung ald Fiskus die Staatsgewalt ſelbſt verur- 
theilt, und wird nicht das Koordinationsverhältniß zwiſchen 
Gericht und Behörde verlebt. Findet das Gericht den geftellten 
Antrag ded Staatdanwalts nicht begründet und erfennt dem 
Unterthan das beftrittene Necht wirklich zu, oder hebt eine nur 
von der Unterbehörde getroffene Verfügung auf, fo ift das 
feine Verurtheilung der Adminiftrativgewalt, durch welde fie 
unter die Gerichte geftellt würde, Sondern bloß der Ausſpruch, 
daß dad eingeleitete Verfahren nicht dad von ihr gemutbmanßte 
Reſultat gehabt, Ähnlich wie es Feine Verurtheilung der Polizei 
ift, wenn dad Kriminalgeriht einen ihm von derjelben über: 
wielenen Inquifiten frei Spricht, und Feine Verurtheilung der 
Stantsgewalt, wenn auf Appellation des Staatsanwalts das 
frühere Strafurtheil bejtätigt wird. Ebenſo wenig ift die Inter- 
cejlion des Gerihtd und die Erhebung des Kompetenzftreites 
eine Verurtheilung der Adminiftrativbehörde gegenüber dem 
Untertban durch das Gericht, fondern es ift der Streit zweier 
foordinirten Organe der öffentlichen Gewalt, der auf öffentlich 
rechtlichem Wege feine Entſcheidung erhält, nicht eine Nerur- 
theilung der Adminiftrativbehörde, jondern eine Abgränzung 
zwiſchen ihr und dem Gericht. Es müffen aud) in der öffent: 
lihen Ephäre die eremten Rechte der Unterthanen durd bie 


5. Kapitel. Die Gränze der Rechtspflege und der Verwaltung. 645 


Gerichtszuſtändigkeit geſchützt ſeyn; aber dieſer Schuß darf 
nicht in der Form beſtehen, daß das Gericht die eingreifende 
Verwaltung verurtheilt, als ein ihm untergebenes Subjekt, 
ſondern daß es, wo ein ſolches Recht inmitten liegt, den Fall 
an ſich zieht, die Verwaltung ausſchließt. Wo es ſich herausſtellt,. 
daß die Gerechtigkeit und nicht Gemeinordnung oder Gemeinwohl 
das beherrſchende Princip des Streitgegenſtandes iſt, da iſt die 
Realiſirung der Geſetze den Gerichten überwieſen, und fie vin- 
Dieiren nur ihr Bereich gegenüber der Verwaltung als koordi⸗ 
nirte Macht im Staate. Das Alles betrifft nun freilich nur 
die Form, aber in der Form drüdt fich bier eben ein Princiy 
aus, und deßwegen ift fie nicht gleichgültig, und die entfprechende 
Form des gerichtlichen Schutzes zu befiten ift ein Unterpfand, 
daß derjelbe nicht aud dem an ſich unbeltreitbaren Grundſatze 
der Koordination der beiden Staatsfunktionen verweigert oder 
entzogen werde. Es iſt die Erkenntniß des ftaatlichen Princips, 
welche 1790 das Geſetz hervorrief: 

„Que les juges ne peuvent troubler, de quelque 

„maniere que ce soit, les operations des corps 

„administratifs.“ 
Die Herausbildung der öffentlichen Beziehungen aus aller 
privatrechtlihen, darum gerichtlihen, Behandlung ift damit 
entjchieden. Aber ed wurde dagegen der gerichtliche Schug für 
die auch in der üffentlihen Sphäre ſich löfenden Unterthanen- 
rechte aufgegeben. Die Aufgabe ift e8 für diefen, im Geiſte 
des Öffentlichen Typus und des ftantlihen Princips jelbft, 
wieder feine Stelle und jeine Formen zu gewinnen. 


8. 177. 


Wenn dem ftaatlichen Princip der neuern Zeit gemäß Die 
beiden Funktionen, Zuftiz und Adminiftration, in völliger Unab- 
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bängigfeit und Koordination erhalten bleiben, jo führt das auf 
dad Bedürfniß einer neutralen Macht, um da, wo die Fälle 
die Beziehungen zu Beiden in ſich tragen, Die Entſcheidung zu 
geben. 

Nenn nämlich die Juſtiz eintritt, wo die Idee der Geredy 
tigkeit das beherrichende Princip ift (im Gebiete der privatrecht⸗ 
lichen oder der eremten Unterthanenredhte), und die Verwaltung, 
wo die Idee der öffentlichen Notbwendigfeit oder Nütlichkeit das 
beherrſchende Princip ift (im Gebiete der Ausübung der Hoheit: 
rechte), fo mag füglich ein Drittes da eintreten, wo beide Ideen 
in gleicher Weile felbititändig und abjolut beftimmende Princi- 
pien find, nämlich Behörden, die für Beides Sinn haben in 
judiciärer Stellung. Die ift der tiefere Gedanke der Admi— 
niftrativ- Iuftiz, dieſes Wort in einem weitern Sinne ge 
nommen, ald ed techniſch gebraucht wird. 

Der oberſte und vornehmfte Fall, dab diefe beiden Principien 
alfo Fonfurriren, ift eben die Konfliftsentjdyeidung unter 
ihnen jelbft. Bei dem Streit, ob eine Sache vor die Geridte 
oder die Behörden gehört, nıuß Gemeinordnung und Gemein: 
wohl, und muß die Gerechtigkeit, Beides in gleicher, Beides in 
abjeluter Weije leitender Beweggrund der Enticheidung jenn. 
Darum ſoll hier eine möglichft neutrale Behörde in judiciärer 
Stellung entiheiden. Daß die Gerichte allein über ihre Kom- 
petenz urtbeilen und die Verwaltung ſich dem fügen muß, wie 
das in Kurheffen beiteht, ift gewiß nicht naturgemäß. Damit 
ift ihnen die ygefanmte Staatsgewalt untergeordnet, und fie 
fünnen dieſelbe thatſächlich an fich ziehen. Es beruht das auf 
einer amftatthaften Umwandlung des proceffualiftiichen Grund: 
ſatzes, daß Das Gericht über feine Kompetenz vor anderen 
Gerichten auf Beitreitung der Parteien ſelbſt urtheilt, in den 
ſtaatsrechtlichen, daß es über jeine Kompetenz vor der Verwaltung 
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jelbft und auf amtlihe Einſprache derjelben zu urtheilen habe. 
Richtiger ift es, daß der Fürft die Entjcheidung gibt, wie das 
jegt für die deutihen Staaten die Regel bildet; denn der 
Souverän ift der Einheitspunft aller Gewalt im Staate, von 
dem beide Funktionen ihre Ermächtigung haben. Doch da der 
Fürst nichts unberathen thut, jo iſt es ſchon von Belang, ob 
er die Entiheidung bloß auf den Rath der Verwaltungs: 
(Erefutiv:) Behörde, d. i. der Minifter, erläßt, oder auf den 
Rath einer neutralen Behörde, welche den Sinn der Verwaltung 
und Rechtspflege gleichmäßig in ſich trägt. Es ift aber ein 
noch höherer Schuß der Unterthanenrechte und der innern 
Bedeutung der Staatöfunftionen noch entiprechender, dab bier, 
wo die Nechtöpflege, johin die Idee der Gerechtigkeit mit in 
Frage fommt, die Entiheidung von der Perjon des Fürſten 
ſich löje und einer jolchen Behörde in unabhängiger judictärer 
Stellung zufalle. 

Der zweite Fall ift der, wo Unterthanenrechte geltend gemacht 
werden, die zwar nicht ere mt find von der Adminiſtrativgewalt, 
aber doch eine beftimmte Berbürgung ihr gegenüber er- 
halten jollen, man könnte jagen, welche diejelbe equilibriren 
follen. Dahin gehören z. B. die Rechte hinſichtlich der Preſſe. 
Das Recht des Schriftſtellers und Buchhändlers iſt kein exemtes 
Recht (gleich einer Steuerimmunität u. dgl.), ſondern ſoll grade 
von der Adminiſtration behandelt, überwacht werden. Man 
will aber, daß daſſelbe nicht als bloßes Objekt der Adminiſtration 
ihrem Urtheil in Anwendung der Geſetze unterliege, gleichwie 
das Vermögen bei der Beſteuerung und die natürliche Freiheit 
oder die Ungeſtörtheit des Eigenthums bei Polizeiverfügungen, 
ſondern daß es als ein genau bezeichnetes und verbürgtes Recht 
fich gegen die Adminiſtrativgewalt vertrete. Es ſollen hier die 
Erhaltung der öffentlichen Ordnung und das Recht des Schrift—⸗ 
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ſtellers als gleichgewichtige Mächte in Betracht fonımen. Deb- 
halb tritt in vielen Etaaten die adminiftrativ-Tontentiöfe Behörde 
(Regierungstollegium, Staatsrath) ein bei Konfisfation von 
Schriften, in Preußen jetzt (1846) auch gegen die Cenſur. Ebenfo 
ift in Bayern und Würtemberg für Erpropriationen die Entichä- 
digungsfrage wie überall den Gerichten, dagegen die Enteignungss 
frage jelbit, bei Widerjpruch der Betheiligten, der adminiftrativ: 
fontenttöfen Enticheidung überwiejen. Wird dem Inhaber einer 
Gewerbgeredhtigfeit von der Polizeibehörde fein Gewerbe ges 
ſperrt, fo ift der Rechtsweg begründet, weil das ein von der Polizei 
exemtes Recht ift, jedody wenn die Sperre aus dem Grunde der 
Gefundheitögefährlichfeit erfolgte, jo wird das Gericht nur 
Entihädigung, nicht Aufhebung der Sperre erfennen fünnen, 
dagegen durch Die adminiſtrativ-kontentiöſe Behörde fünnte audy 
das Letzte erreicht werden. Diefe wägt das öffentliche Erfordernif 
und die Privatberechtigung gegen einander ab. In die Kategorie 
der adminiftrativ-fontentiöjen Sachen fünnen demnach niemals 
eremte Rechte gehören, mögen diefelben auf fpeciellen Privilegien 
oder auf allgemeinen Geſetzen beruhen, für dieſe gilt Der Rechtsweg 
unentziehbar. Welche Rechte aber unter den nicht eremten, alfo 
der Adminiſtration unterworfenen Rechten dieſe befondre Verbür— 
zung erhalten follen, läßt ſich nicht a priori beftimmen. Die 
Vermuthung it deßhalb auch nicht für das adminiftratin-fon- 
tentiöfe, jondern für das adminiftrative Verfahren’). Ein 





*) Auch fir mande Verfaſſungsberechtigungen, 3.8. Indigenat, Hci- 
mathsredht, wäre das adminiftrativ-kontentiöfe Verfahren geeignet, da diefe 
ja, wie ausgeführt, fogar dem Rechtsweg zuliehen. Nur für die fhlechtgin 
öffentlichen Berechtigungen auf dem Gebiete der Verfaſſung (3. B. Pairie, 
Wahlrecht) ift dafjelbe unmöglich, da diefe nicht den Einzelnen zum Zwecke 
haben, darum die Gerechtigkeit nie abfolut beftimmendes Princip if. Man 
hat in mehreren Staaten aud die Defraudationen bei indirekten Abgaben 
einem adminiftrativ-fontentiöfen Strafverfahren unterftellt. Aber das 
Strafverfahren foll immer nur der Juſtiz zulommen. 
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allgemeiner und wohlangemeffener Titel für daffelbe ift nad 
dem franzöfiihen Geſetz der Streit über Auslegung admi- 
niftrativer Normen. Wenn Gewerbberedhtigungen nicht auf 
eremten Rechten, jondern auf polizeilicher Koncelfion beruben, 
und deiwegen ber Streit über den Sinn der Gewerbeordnung, 
über den Umfang der Koncellion u. dgl., jey ed gegen die 
Behörde, ſey es unter den Gewerbtreibenden, der Admini- 
ftration zufällt, jo ift es offenbar aud eine Vergünftigung, 
wenn folder Streit nicht auf dem rein adminiftrativen Wege, 
fondern auf dem der Adminiftrativjuftiz entichieden wird. 
Dafjelbe gilt von Kulturſachen, foweit fie überhaupt als ad» 
miniftrative und nicht als wirkliche Juſtizſachen betrachtet 
werden dürfen. Ebenſo für Steuerfadhen, wenn es fich nicht 
um die Auömittelung der faktiihen Verhältniſſe (3. B. Bo- 
nitirung), fondern um den Sinn des Gteuergefeßed han⸗ 
delt. 

Der dritte Fall ift der, daß der allgemeine Erfolg von 
Reiftungen eine öffentlihe Nothwendigkeit ift, dagegen die 
Bertheilung unter die Einzelnen bloß nad Gerechtigkeit zu 
geihehen bat. Sp 3. B. bei Bertheilung einer NRepartitiond- 
fteuer, deren Geſammtſumme aljo feititeht, bei Streitigkeiten 
über Eintritt, Austritt, Beitragöpflicht zur Brandverficherung, 
über Konfurrenz zu Brücken- und Straßenbau, über firdyliche 
Baulaft. Es laffen ſich zwar bier jene beiden beſtimmenden 
Principien in zwei Fragen fondern, und die eine, dad was 
geichehen muß, der Adminiftration, die andere, wie der Einzelne 
beizutragen jchuldig, der Zuftiz überweifen, und wird dieſe 
Sonderung in der Regel gewiß dad Richtige feyn. Allein 
mitunter durchdringt ſich Beides fo, daß die Sonderung ſchwer 
durchführbar ift, und könnte daber für mehrere Berhältniffe 
diejer Art der adminiftrativ-fontentiöfe Weg den Vorzug ver: 
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dienen"). Diefer dritte Fall ift derjenige, bei welchem bie 
adminiftrative Behandlung am engften eingeſchränkt werden 
müßte, weil fie hier wirklich nicht ſowohl eine Bürgichaft gegen 
die Adminiftration, ald ein Surrogat für das nicht wohl durd: 
zuführende Suftizverfahren: ift. 

Unter den drei hier angegebenen Fällen unterjcheibet fi 
der erite wejentlich von den beiden anderen. Es ift nämlich bei 
ihm nicht ſowohl auf die Streitjahe unter den Parteien ab: 
gejehen, ald auf die Ausmittelung des öffentlichen Verfaſſungs⸗ 
verhältniffes, und findet deßhalb nad) franzöſiſcher Einrichtung 
ein Verfahren von Amtöwegen Statt, bei dem die Parteien 
bloß fafultativ mit Ausführungen zugelaffen werden, während 
bei den adminiftrativ-fontentiöfen Sachen eine nothwendige (und 
zwar als wejentlid) eine jchriftliche, ald binzufommend aber 
auch noch eine mündliche) Verhandlung unter ihnen eröffnet 
wird. Mai verfteht nım unter Adminiſtrativ-Juſtiz im 
engern techniichen Begriff nur die Källe, bei welchen ein förmliches 


—— — — — 


*) Z. B. Eine Gemeinde wird von der Polizei zum Weg: oder Brilden- 
bau aus öffentlichen Geſetze angehalten, und fie behauptet, daf nicht fie, 
jondern die benachbarte Gemeinde die pflichtige fey. Daß fie zunächft ge 
horfamen muß, ımterliegt feinen Zweifel, das ift rein adıniniftrativ. Ge— 
ftattete man ihr nun eine Entſchädigungsklage gegen den Fiokns, fo wider: 
ſpräche das, wenn fie feine befondre Befreinng behauptet, unſern erörterten 
Srundjägen, und wäre der Erfolg der, daß die Polizei vielleicht gegen alle 
Betheiligten Unrecht bekommt, jo die Zuftiz iiber öffentliche Verpflichtungen 
erfennt. Sie hätte alfo ihren Regreß gegen die andre Gemeinde zu nehnten. 
Fände nun aber die Juftiz nad) den Geſetzen itberhaupt keine Verpflichtung, 
jo wilrde fie die Hagende Gemeinde abweijen. Um diejes Zuſammenhangs 
der öffentlichen Nothwendigkeit und der privaten Berechtigung, bei welchem 
jedoch erſtere das Hauptſächlichſte ift, Könnte deßhalb hier das adminiftrativ- 
Eontentiöfe Berfahren geeignet feyn. Iu Preußen war friiher (1817) die 
Repartition fir den Chauffecbau rein adminiftrativ, nad dem Gefet von 
1842 ift der Negreß in dem angeführten Fall Iuftiziahe. Die Repartition 
bei Kirchenbanten ift Inſtizſache, aber das Gericht darf nur innerhalb der 
Gränze deffen, was die Verwaltung als öffentlich nothwendig ausgeiprochen, 
ertennen (Simon Staatsredht 1. 477). 
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Procekverfahren unter den Parteien eröffnet wird, und zählt 
deßhalb weder die Entjcheidung der Kompetenzkonflikte noch alle 
in der zweiten Kategorie angeführten Fälle unter denfelben. 
Der Gedanke des Inftituts ift aber doch in allen diefen Fällen 
derjelbe. Das bewährt fi darin, daß fie alle durch daffelbe 
Organ, das Träger dieſes Gedankens iſt, beichteden werben. 
Das ift nämlich in Franfreih der Staatsrath: eine oberfte 
Staatöbehörde, von deren Ratly und Bearbeitung grade alle 
Anordnung im Geiſte öffentlicher Nothwendigfeit und Nützlichkeit 
audgeht, und der für den beftimmten Fall rein judiciäre Stellung 
einninmt. Der Staatörath in diefer Stellung ift die abjolut 
neutrale Macht zwilchen dem Staat ald Staat (die Gerichte 
nehmen ihn nie ald Staat, jondern ald Partei) und den 
Hrivaten, zwiichen den Anforderungen des Gemeinwejens und 
denen der Gerechtigkeit gegen dad Individuum. 

Die franzöfiiche Auffaffung diejes Inſtituts ift eine weſentlich 
andere als fie hier ausgeführt wurde. Nach ihr ſoll die Ad- 
miniftrativ = Quftiz eintreten, wo bei einem Brivatredts- 
verhältniß das öffentlihe Intereſſe fonfurrirt. 
In diefem Begriff ift fie allerdings ein verwerfliches Inſtitut. 
Das konkurrirende öffentliche Sntereffe darf nie ein wirkliches 
Privatrehtöverhältnig dem ordentlichen Gang der Civilrechts- 
pflege entzichen, und es find diefem falfhen Begriffe zufolge 
in Franfreich wirklich eine Reihe von Gegenftänden dieſem Ver: 
fahren zugewieſen worden, welche nad) den Forderungen der 
Gerechtigkeit und der ftaatsbürgerlichen Freiheit an die Gerichte 
gehören, ald 3. B. Proceffe über Domänen, über Akkorde für 
öffentliche Arbeiten. Das find rein fisfaliiche, privatrechtliche 
Berhältniffe, bei welchen der Fiskus vor den Gerichten Recht 
nehmen muß. Wenn aud) bei öffentlichen Arbeiten (3.B. Feſtungs⸗ 
bau) eine Erawingung der Arbeit ſelbſt durch die Staatsautorität 
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(die adminiftrative Gewalt) mitunter gerechtfertigt ift, jo würde 
doch jedenfalls die Geld: und Entichädigungdforderung darand 
als Suftizjache gelten müflen. In Wahrheit aber joll das ad⸗ 
miniftrativsfontentiöfe Verfahren nihtfürPrivatrechtögegenftände 
wegen fonfurrirenden öffentlichen Interefjed, fondern für öf— 
fentlih vehtliche Gegenftände wegen konkurriren— 
der Privatberehtigung eintreten. Es ſoll nicht Juſtiz⸗ 
gegenſtänden den Charakter der Adminiſtration, ſondern es ſoll 
Verwaltungsgegenſtänden den Charakter der Juſtiz beigeſellen. 
Es iſt demnach weder die Verwerfung der franzöſiſchen Admi⸗ 
niſtrativ-Juſtiz noch ihre unbedingte Annahme zu billigen. Die 
unbedingten Gegner derſelben ſetzen eine Ausdehnung des Rechts⸗ 
weges voraus, wie ſie in Staaten des neuern Charakters nicht 
beſteht und nicht beſtehen kann, und unter dieſer Vorausſetzung 
wäre es allerdings durch und durch nichts Anderes als eine 
Entziehung des Rechtsweges. Die es unbedingt anpreiſen 
dagegen, ſetzen eine unzuläſſige Einſchränkung des Rechtsweges 
voraus, die ausnahmsloſe Zutheilung der ganzen öffentlichen 
Sphäre an die Verwaltungsbehörden. Weber das adminiftrativ: 
fontentiöje Verfahren, wie es ſich in Frankreich gebildet hat, 
gibt e8 Fein Urtheil in Bauſch und Bogen, jondern man fann 
nur je nad) den beitinmten Gegenftänden urtbeilen. So hat 
auch Die preußiiche Negierung, als fie für die ehedem franzöfi- 
hen Provinzen das Inſtitut aufhob, Die Gegenftänte defjel- 
ben theild der reinen Adminiftration, theils der reinen Suftiz 
jugewiefen. Nicht gegen das adıniniltrativ=Tontentiöje Ver: 
fahren, dieſe bloße Modififation in der adminiftrativen Sphäre 
muß man eifern, fondern gegen die zu große Ausdehnung der 
adminiltrativen Sphäre überhaupt. 

Wie die franzöfiihe Adminiftrativjuftiz durdy ihren Umfang 
ben Rechtsweg über Gebühr einfchräntt, fo entjpricht fie auch 
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in den Formen ihres Berfahrend nicht den Anforderungen 
unabhängigen Richterſpruchs. Sie ift vorberrihend Admini- 
ftration, Regierung. Der Staatsrath nämlich gibt hierbei nur 
Gutachten, und auf Grund derfelben erläßt der König Drdon- 
nanzen, die von einem Minifter Eontrafignirt ſeyn müffen, ſo— 
wohl bei Kompetenzfonfliften als bei adminiftrativ-fontentiöfen 
Streitigkeiten. Man findet dort die Bürgfchaft in der Verant- 
wortlichfeit ded gegenzeichnenden Minifterd und hält umgekehrt, 
indem man dieſes Gebiet ald adminifiratives betrachtet, jelbft- 
ftändige vichterlihe Enticheidung des Staatsraths für unver- 
einbar mit dem fonftitutionellen Eyftem, nämlich mit der Unab- 
hängigfeit der Verwaltung und ihrer Verantwortlichkeit. In 
Deutichland dagegen dürfte die Stellung der oberften admini⸗ 
ftrativ-fontentiöfen Behörde die jeyn, jelbit enticheidenden Sprud) 
zu erlaffen. Sie mühte wenn gleich nicht für alle hier auf: 
geführten Fälle, fe doc, für adminiftrativ = fontentiöfe Gegen- 
ftände im engern Sinn, d. i. die wirkliche Privatrechte zum 
Gegenftande haben, die Merkzeichen der Gerichte haben: eine 
gewille wenn aud nicht vollftändige Unentfernbarfeit der 
Richter, Ablegung ded Richtereides, beftimmte Procebformen 
und Nechtöfraft des Spruchs. Nach unſerm monardilchen 
Princip iſt die Furcht vor den Kammern nicht das allgemeine 
Schutzmittel von Recht und Wohl der Etaatöbürger, fondern, 
wo ed Rechte der Einzelnen gilt, finden wir e8 vielmehr in 
unabhängiger richterliher Entſcheidung. 


$. 178, 


In früherer Zeit und zwar in Deutichland bi zur Auflöfung 
der Neichöverfaffung, galt eine andere Abgränzung zwilchen 
Suftiz und Berwaltung. Die privatrechtliche Färbung, die jener 
Epoche eigen ift, brachte eine ohne allen Vergleich größere 
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Ausdehnung ded Rechtsweges mit fi. Bor Allem ftand damals 
der Landesherr felbit auch mit feinen Negierungöbefugnifien bis 
zu gewiffem Grade den Unterthanen nur ald Partei gegenüber. 
Diefe aus der Entitehung der Landeöhoheit hervorgegangene 
Stellung hat, fo lange das Reich dauerte, nie vollftändig auf- 
gehört. Deßhalb war vor den Reichögerichten der Rechtsweg 
gegeben gegen den Landeöherrn wegen feiner Regierungd- 
handlungen, ja felbit gegen jeine Gejeßgebung, wenn dieſe in 
erworbene Rechte eingriff, und nicht bloß auf Entichädigung, 
Sondern auf Zurücknahme des Hoheitsaktes. Der Landesherr 
wurde, wie jede andere Partei, vor dem Gericht als Beflagter 
behandelt, ihm Regierungshandlungen anbefohlen oder unterſagt. 
So wurden Staatöftreitigfeiten zwijchen Fürft und Ständen 
über verfaffungdmäßige Nechte in der Form der Nechtöpflege 
(des Civilproceſſes) entichteden. Ebenſo wurde die Ayppellation 
an die Neichögerichte wegen Polizeiverfügungen gewährt, wenn 
diefe dabei auch angewiejen waren, in ſolchen Fällen auf dad 
öffentliche Suterefje der Obrigkeit Nüdficht zu nehmen und nicht 
leichtlich den Sufpenfiveffeft zu geftatten*). Nicht minder aber 
wurden auch in Innern der Lande und unter den Untertbanen 
ſelbſt die Rechtöverhältniffe, welche wir jett als öffentliche, 
verfaffungsmäßige oder polizeiliche, betrachten, als Privat: 
berechtigung gefaßt und bei Streit durch richterliche Entſcheidung 
erledigt. So die Verfaſſungsſtreite zwiſchen den verſchiedenen 
Ständen (z. B. Ritterſchaft und Städten) über ihre Beitrags: 
pflicht, zwiſchen den adligen und bürgerlichen Gutöbefitern über 
Grade der Theilnahme am Landtage. So die Streitigfeiten 
unter den Handwerfen über Ausdehnung ihres Gewerbes, 
über die Befugniß Lehrlinge zu halten (wie dad die nothwendige 


— — 


*) J. R. 9. 8. 106. 
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Folge ift, wenn dad Gewerbweſen ald reine Privatberechtigung 
der Zunft oder ded Einzelnen aufgefaßt wird)*). Die Gerichtö- 
barfeiten des Adels, der Städte, die Ausübung fonftiger Ho- 
heitörechte, die ein Unterthan anſprach, alled dad war reine 
Juſtizſache. Der privatrechtliche Geſichtspunkt, dad Mein und 
Dein, ftellte fih für alle Verhältniſſe als der enticheidende 
dar”*). Es beiteht died zum Theil noch in vielen deutjchen 
Landen, am vollftändigften in Mecklenburg. 

Indeſſen troß dieſer privatrechtlichen Färbung fehlte auch 
dort nicht die Unabhängigkeit der Regierung von den Gerichten 
für daß öffentliche Gebiet, die unnachläßlich im Weſen des 
Stanted liegt. Abgeſehen davon, daß man je mehr und mehr der 
Polizei ein Jelbititändiges Bereich einräumte, in weldem das 
Unterthanenrecht nur auf ihrer Konceffion ruhe und deßhalb feine 
Nechtöverfolgung zulaffe, zeigt ſich dielelbe in Folgendem: 

Für's Erſte konnte der Landesherr wegen NRegierungd- 
bandlungen nur vor den Reichsgerichten, nicht, wie bei den 
fiskaliſchen Sachen, vor jeinen eignen Gerichten belangt werden. 
Damit ijt die Koordination, die wir oben zwiſchen Behörden 
und Gerichten defjelben Staates forderten, die Unmöglichkeit, 
dab ein Gericht Die oberite Behörde ald ſolche lade und ver- 
urtheile, vollftändig anerkannt. 

Für’d Zweite unterlag die Gewalt des Reichs, als welches 
damals doc) der eigentliche Staat war, in feiner ihrer Funktionen 


— m: 0. 


*, Was als Zunftordnung gegeben wurde, ward auch ſogleich, foweit 
es Vergünſtigungen für die Betheiligten enthielt, zu ihrem erworbenen 
Rechte, das fie gerichtlich verfolgten. So in dem Reichshofrathlichen 
Beicheid. 18. Sept. 1744 (Scheidemantel Repert. IV. 173). 

”) Sp z. B. ein Frankfurter Kaufmann klagte gegen einen Mainzer, 
dag er in Frankfurt unter der Firma eines dortigen Haufes Handel treibe 
gegen die ftädtifhe Ordnung. Die ward in Frankfurt und wird nod 
jetst nicht polizeilich behandelt, fondern judiciell. 
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der richterlichen Entſcheidung. Gegen Beichlüffe, Vornahme 
und Geſetze des Reichötaged gab es Teine Berufung auf er 
worbened Necht und feine Klage vor dem Reichsgericht, weder 
auf Unterlaffung ſolchen Aktes noch auf Entſchädigung. Die 
Reichsregierung konnte nie ver dad Reichsgericht geladen, von 
ihm verurtheilt werden. Auch was der Kater ohne die Stände 
durch feine Behörden audführte, ließ regelmäßig nur auf dem 
Verfaſſungswege (d. i. durch die Reihöverfanmlung), nicht auf 
gerichtlichem Wege Abhülfe zu, und ſelbſt Die Rechtsſtreitigkeiten 
unter den Parteien, wenn fie auf kaiſerlichen Adminiftrativaften 
(Snadenaften) berubten, fonnten meiltend nicht durch das 
N. K. G., jondern nur durch den Reichshofrath entichieden 
werden, der in vieler Hinficht (beſonders durch den weiten 
Umfang der bloßen Gutachten) einen admimiftrativsfontentiöjen 
Sharafter hatte. Eigentliche Staatsſachen waren überhaupt, 
mande ausdrüdlich (3.8. über Neichöfahnenlehn), den Reichs— 
gerichten entzogen. Endlich, wenn dad Reichskammergericht 
eine Streitjahe annahm, welde der Verwaltung angehörte, 
zeigte der Reichshofrath es dem Kaiſer an, und der Kaiſer 
rief die Sache ab, entichied aljo über den Kompetenzfonflitt. 
Für's Dritte war auch die Staatsverfaſſung der Territorien, 
joweit fie anderd ergänzender Beftandtheil der Neichöverfaffung 
(aljo der eigentlichen Staatsverfaſſung) war, der bloßen Zus 
ftändigfeit der Reichögerichte entzogen. Dazu diente Das Inftitut 
der Berufung an die Reichsverſammlung (recursus ad comitia). 
Es konnte nämlich der von Reichsgericht verurtbeilte Landesherr 
immer an den Reichstag appelliren. Dieſes Anftitut wurde 
von den Publiciften, ſelbſt von angefehenen, meilt nicht gehörig 
begriffen. Wie kommt der Neichötag, der Geſetzgeber in Deutſch— 
land ift, aud) dazu, Richter zu jeyn? Man wollte es alö eine 
hiſtoriſche Anomalie, ald Ueberreft oder Erſatz der unterlaffenen 
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8. 178. 

Die Theorie der frühern Zeit wurde natürlich von der 
Anſchauung ded damaligen Territorialſtaatsrechts mit feinem 
vorherrſchenden privatrechtlichen Typus beitimmt. Die „Rechts: 
verlegung” („verlegte oder ftreitige Rechte") jchlechthin galt 
darum als Kriterium ded Rechtsweges ohne Crwägnng ber 
Rechtsſphäre, in die fie jchlägt. So Mevius, Cramer, 
Struben u. ſ. w. Es fehlte zwar nicht an der Einficht, daß 
die öffentliche Verwaltung unabhängig von den Gerichten jeyn 
müffe, aber man glaubte, die Schwierigkeit durch die Unterjcheidung 
zu befeitigen, daß nicht die öffentliche Maabregel als foldye, fondern 
nur die Privatberechtigung dabei Gegenftand der richterlichen 
Entjcheidung jey*), ohne zu bedenfen, daß beides in Wechſel⸗ 
bedingung fteht, und die öffentlihe Maaßregel unausführbar ift, 
wenn dad Gericht ein entgegenftehended Privatrecht anerfennt. 
Seit Auflöfung des Reichs und Umgeftaltung der deutfchen 
Staaten im öffentlichrehtlichen Typus machte fih auch in der 
Theorie das ftaatliche Princip geltend. Man ſetzte das Kriterium 
nicht mehr in die bloße Berechtigung, Jondern in die Rechtsſphäre, 
nur die privatrechtliche, nicht die öffentlihe Rechtsſphäre fen 
den ®erichten untergeben. So zuerft Gönner”), Dann am 


— 





*) Mevius pars Ill. dec. 154: Proprie loyueudo causa non est 
politica, sed juridica, ubi non tam de usibus publicis quam de jure 
singulorum quaestio est. Quodeirca nec obsistit, quod praecipue re- 
prehenditur, magistratus circa regimen provinciae vel civitatis ex 
appellationibus impedimenta injici et publicas curas turbari. Nam 
eatenus ut consulant rei publicae juxta ordinationes politicas 
vel commoda publica, in judiecia non vocantur, sed tantum ut in- 
juriam intulisse arguantur. 

**) „Der Begriff von Juſtizſachen hat mit dem Umfturze der deutjchen 
Reich sverfaſſung wichtige Veränderungen erlitten; für denfelben entfcheidet 
Nechtsverlegung niht mehr allein, fondern die Qualität des Rechts 
nah feinem Objekte beſtimmt jenen Begriff.“ Gönner Entw. e. 
Geſetzb. Weiler ftelt den Grundfag auf, daß das Privatredt (d.i. 
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Prarid erlangt. Pfeiffer fucht dieſes Kriterium der ältern 
Theorie durch eine Modififation dem heutigen ſtaatsrechtlichen 
Bedürfnib anpaffend zu machen. Es ſoll nämlich für jede 
Privatberechtigung, d. i. für jeded erworbene Recht, der Rechte: 
weg ftattfinden auch gegen öffentliche Afte der Regierung, 
jedoch nicht, wie in ältrer Zeit, unbedingt gegen den Aft jelbit, 
Sondern in der Negel nur wegen der Entſchädigung. Dadurd 
werde einerjeitö die Negierung an feinerlei Ausführung im 
öffentlichen Intereffe verhindert, andrerjeits Feine Privatbered 
tigung ohne richterlihe Hülfe gelaſſen“). Danach geftattet 
Pfeiffer den Rechtsweg theild auf Entihädigung, theild jogar, 
wo das öffentliche Intereſſe es zuläßt, auf Rüdnahme ber 
Maaßregel in allen Ephären und gegen alle Funktionen des 
Staates, über Steuerpflicht und über dad Maaß derjelben, 
über jede unrichtige Anwendung der Polizeigejeße, wenn fie 
Vermögen entziehen, Eigenthum beichränfen, felbft wegen der 
Geſetzgebung, wenn fie Privatrechte verlegt”*). Selbſt das 
betrachtet Pfeiffer ald ein erworbenes oder Privatrecht, daß 
niemand ein größered Opfer für dad Gemeinwohl zu bringen 
braucht, ald die anderen unter feinen Mitbürgern, und Täßt 
gegen Geſetze, Die jolches enthalten, den Rechtsweg zu***). 


*) Prakt. Ausf. I. 224. 239. 240 und die ganze Abhandlung im 
dritten Bande. 

**) „Gegen die Bollziehung eines Geſetzes findet der Schuß der Ge- 
richte niemals ftatt, zur Abmwendung oder Aufhebung der durch die Voll⸗ 
ziehung bewirkten Verlegung individueller Rechte muß er ftets eintreten.“ 
11. 283, vgl. au ©. 311. 

***) Braft. Ausführung I. 242. II. 309. In Beziehung auf Geſetz⸗ 
gebung madt nun freilih Pfeiffer eine Ausnahme, die feine ganze 
Regel wieder aufhebt. Nämlich für Nechte, welche die Gefetgebung re- 
probirt, 3. B. Leibeigeufchaft, gutsherrliche Gerichtsbarkeit, foll Leine Ent- 
Ihädigung gefordert werden können. Soll das für alle Abolition von 
Rechten gelten im Gegenfage der bloßen Enteignung von Rechtsobjelten, 
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möglih. Daffelbe gilt für Handhabung der Feuer, der Baus, 
der Geſundheitspolizei u. |. w. — Damit bin ich weit entfernt, 
das Verdienft Pfeifferd um dieſe Lehre jchmälern zu wollen. 
Die entſchiedene Durchführung feiner Begriffe, und noch mehr 
die Vollftändigfeit, mit der er die mannigfadhen bier fich erge⸗ 
benden Berwidelungen darlegt, find ſchon ein ſolches, ein nicht 
geringere8 aber liegt darin, daß er für ben Rechtsſchutz (wenn 
auch nach unferer Darlegung nicht in der rechten Weije) das 
Wort ergreift, da in der entgegengelebten Lehre allerdings eine 
Gefahr Liegt, diefen über Gebühr einzufchränfen. 

Unterfucht man, wie die politiichen Parteien zu diefer Frage 
ftehen, jo ift der entichiedene franzöfiiche Liberalismus für bie 
Adminiftration — die Einihränfung der Juſtiz 1790 ging ja 
grade aus der revolutionären Bewegung hervor —, der deutſche 
Liberalismus dagegen für den Nechtöweg. Das tft fehr erklärlich. 
Der franzöfifche Liberalismus ruht auf der Volksſouveränetäte⸗ 
lehre (Rouffeau), auf dem ausſchließlichen Recht der Maffe, 
des Geſammtwillens, unter dem der Einzelne ohne Vorbehalt 


Seefiſche, und will fie nur als gefalzene verfteuern, indem er die zur 
Berjendung übliche Zubereitung für infalzung ausgibt. Die Behörde 
hält ihm die Fiſche zurück, bis er die Eteuer für frifche entrichten 
würde, und da der Kaufmann das nicht thut, fo gehen bei der warmen 
Witterung die Filche darüber zu Grunde. Darüber nimmt das O. A. ©. 
zu Kaffel eine Entfhädigungsflage an, und noch dazu legt es der 
Behörde den Beweis auf, daß die Fiſche nicht gefalzen, fondern frifch 
geweien. Gegen diefe Sentenz habe ich bedeutende Bedenken. Sie beruht 
nit bloß auf einem Princip, deffen Unhaltbarkeit ich gezeigt zu haben 
glaube, fondern felbft, wenn man dafjelbe zugeben wollte, enthielte fie doch 
eine unrichtige Anwendung defjelben. Denn wenigftens die vorläufige 
Ausführung der Zollgefege wird man doch der Zollbehörde zugeftchen. 
Deßhalb mußte der Kaufmann gehorfamen und dann auf Erfag Magen, 
und wenn er das nicht thut und die Behörde ihm fo lange die Seraus- 
gabe der Waare weigert, begeht fie feine culpa, feine mora, keine Befchä- 
digung, fondern hat fi) der Kaufmann nur felbft die Folgen zuzufchreiben. 
Sie hat ihm feine Fiſche nicht vorenthalten. 
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öffentliche oder private), die Berechtigung (ob ein exemtes 
Recht) und die Staatsfunftion (ob Adminiltration, Verfaſſungs⸗ 
bandhabung, Gejeßgebung) in gleiher Weile jede an ihrem 
Drte aufnehmen. 


8. 179. 


Bon der Auffaffung der Gränze zwiſchen Juftiz und Ber 
waltung, wie fie bier dargelegt ift, kann ich auch jet (in der 
II. Aufl.) nicht abgehen. In den ganzen Bau unjred Nechts- 
zuftandes paßt feine andre‘). Damit wird denn auch eben 
deßhalb der wefentlich abweichenden Einrichtung nicht entgegen: 
getreten, wie fie im ältern germaniſchen Rechtszuftande umd 
noch jeßt in voller Ausbildung in dem Englands fidy findet. 
Denn diefe ruhen eben auf einer ganz andern Grundlage. 

Unſre jebige Scheidung von Juftiz und Verwaltung ift 
zwar nicht eine Theilung der Gewalten, was ihr nur aus 
Unflarheit untergelegt werden Tann, wohl aber eine jcharfe 
Scheidung der Gebiete, die unjern ganzen öffentlichen Zuftand 
auch in anderen Beziehungen charakterifirt, und die, wenn 
gleich wohlbegründet, do nicht ald allgemein nothwendig er: 
achtet werden darf. So jheiden wir für das Bereich ftändi- 
cher Mitwirkung die inneren und äußeren Angelegenheiten, 
für die ältere Landſchaft war nur enticheidend, ob „des Landes 
Gedeih und Verderb“ in Frage fam. Wir jcheiden ſcharf 
Verwaltung und Vertretung; aber die Ältere Landichaft und 
das engliihe Parlament find nicht bloß Vertretung, fondern 
haben Funktionen der Verwaltung. Wir faffen unter Rechts: 
pflege Civil und Kriminal zuſammen, und fondern fie ſcharf 


— 


*) Eine neue Beweisführung für dieſelbe enthält meine Rede vom 
8. Februar 1854. 
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Nechtsweg gehört, ſondern der Richter trifft bier Eutſchei⸗ 
dung, wie bei und ein Adminiftrativbeamter. Eben darum 
ift e8 auch fein Eingriff in die Fönigliche Souveränetät, wenn. 
ber Richter alfo in den öffentlichen Verhältniſſen verfügt oder 
über Verfügungen der Kronbeamten erfennt. Denn er erfennt 
damit nicht über ded Königs Beamte, ſondern als des Königs 
Beamter, nicht als Drgan einer Rechtspflege, die mit den 
Kücfichten des öffentlichen Zuftandes (3. B. öffentliche Sicher: 
heit, Gefeblichfeit der Parlamentswahlen) gar nichts gemein 
bat, und bloß auf das Recht eined Verflagten oder eines 
jein Recht Berfolgenden zu ſehen hat, jondern jelbft als das 
Drgan des üöffentlihen Wohlftandes, des Töniglichen Rechts, 
der Sicherheit ded Gemeinweſens und der Landesverfaffung, 
als welcher er danach für das Alles, jedody nur nach der ftrengen 
Anweijung der Geſetze, zu forgen hat*). In ähnlicher Weiſe 
ift auch das Haus der Lords, welches oberiter Rath des Kö- 
nigs und ein after der Gejebgebung ift, zugleidy oberfter 
Gerichtshof. Auch bier ift alfo nicht die fcharfe Scheidung 
zwiſchen gefegebender und richterlicher Gewalt, und find Die- 
jenigen, die da als Gerichtshof Recht ſprechen, zugleich erfüllt 
von der Rückſicht des öffentlichen Wohlbeftandes, den fie auber- 
dem als politiiche VBerfammlung zu ihrer Aufgabe haben. Da: 





*) Deßhalb urtheilt auch in England der Gerichtshof in der That 
nicht itber die Organe der Verwaltung als eines andern Gebietes. Wo er 
über die Funktionen der Erelutivbeamten richtet, 3. B. Sheriff, da geſchieht 
es nicht als über ein andres Neffort, fondern als die Spige eben dieſes 
Reſſorts felbft, und daher nicht bloß, wenn fie Unterthanenrechte verlegen, 
fondern auch, wenn fie ihre Schuldigkeit, des Königs Frieden zu handhaben, 
verjänmen. Und wo wirklich verfchiedene Reſſorts mit föniglicher Autorität 
beffeidet nebeneinanderftehen, da find die Gerichte nicht Übergeordnet, fon- 
dern was ſich die Gerichte gegen das andere erlauben, das erlaubt fi 
auch dieſes wieder gegen fie, wie das z. B. der Fall mit Hanfard zeigt, 
wo die Königsbank den Druder des Parlaments, das Parlament dagegen 
die Schüßlinge des Gerichts verhaftete. 
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Beichaffenheit der jebigen Richter (etwa daß fie aus den 
Sraminirten, ftatt au8 den Beligenden und Vornehmen ge⸗ 
nommen werden), was diejer Erweiterung entgegenfteht, ſon⸗ 
dern ihre inftitutionelle Stellung, daß fie das Organ der 
Rechtspflege find, nicht das Organ des königlichen Friedens. 
Fragt man nun, welches an ſich der höhere Zuftand fen, 
der englifche oder der unfrige, jo möchte ed dafür feine Rang» 
ordnung geben. Da die Gebiete wirkli nur unterfchieden und 
entfaltbar find, aber im Leben ſich doch lebendig durchdringen, 
fo kann die Entfaltung, nad) welcher die Zunftionen gefchieden 
und verbunden werden, von mannigfacher Art feyn, und ift 
jedes in feiner Weiſe recht und heilſam, wenn nur die Grund» 
wahrheiten behalten find, was da und dort möglich ift. Sicher 
aber iſt ed, daß die engliſche Weiſe auf und nicht übertragbar 
ift, da fie ein durch und durch ineinandergreifendes Syſtem ift, 
von dem ſich nicht einzelne Stüde herausnehmen laffen, und 
da fie auf altgermanifchen Begriffen rubt, die unferm Be- 
wußtſeyn entſchwunden find. Es ift nicht möglich, die Funk— 
tionen, die der engliſche Richter ald Organ des königlichen 
Friedens übt, auf unſre bloße Juſtiz zu übertragen, nicht 
möglich, unſere Richter im engliſchen Sinne zu Organen des 
königlichen Friedens zu machen, nicht möglich, unſre erſte 
Kammer zugleich als oberſten Gerichtshof zu konſtituiren. 
Ueberdieß iſt ſolche Stellung des Richteramts auch kaum ver⸗ 
träglich mit dem ſtarken Königthum, deſſen wir bedürfen, ſie 
gehört dem Zuſtande an, daß dad Staatsweſen feinen Schwer⸗ 
punkt mehr im genofjenichaftlihen Zufammenhange der Nation, 
al8 in der Autorität über ihr hat. — Was bei und geichehen 
fann, um dad Heiljame der engliichen Einrichtung, die Sicher: 
beit gegen Berwaltungswillführ, und nad unſrer Weile ans 
zueignen, ift Folgendes: Die Ausdehnung ded Rechtsweges 
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mit verbundenen, behandelt werden, alfo in England nicht ihm 
öffentlicher Charakter dem bloßen perfönlidien Recht der Be— 
theiligten, bei und ihr geſetzlich rechtlicher Charakter nicht dee 
gouvernementalen Zwedmäßigfeit geopfert wird, fo ift der heil 
ſame Erfolg erreicht”). 


Sechstes Kapitel. 
Die Stellung des Richters zum Souverän und zu den 
Behörden. 


$. 180. 


Der Richter fteht unter der anordnenden Gewalt bed 
Souveränd, feiner gefeßgebenden Gewalt im weiteften (for 
malen) Sinne, d. i. welche die allgemeinen Regeln gibt, jowohl 
die Geſetze im engern und eigentlihen Sinn ald die Verord- 
nungen. Beides ift Norm der richterlichen Anwendung. Er 
fteht dagegen nicht unter den jpeciellen Verfügungen des Sou- 
veräng, die in irgend einen konkreten einzelnen Fall eingreifen. 
Anordnungen der erften Art muß er gehorchen, Verfügungen 
der leßtern Art ift er von Amtöwegen befugt und verpflichtet, 
nicht zu befolgen, und den Gang jeined Amtes durch fie nicht 
hemmen zu laffen. 

NRüdfichtlih allgemeiner Anordnungen (Gefete) hat ber 
Richter nach der richtigen Anficht nur über die Exiſtenz derjelben 

*) Es ift bier eine Stufenfolge: Die franzöſiſchen Gerichte haben 
bloß Urtheilsfindung, die deutfchen Gerichte haben noch dazu den obrig- 
feitlichen Charakter und die obrigkeitliche Fürforge für Handhabung der 
Gerechtigkeit, die englifchen Gerichte außerdem aud noch die Fürforge für 


öffentliche Sicherheit umd Ordnung, aber doch nur foweit als fie fireng 
auf geſetzlicher Vorſchrift (nicht auf bloßer Zwedmäßigkeit) beruht. 
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theil nicht darum, ob die Form zur Aufhebung eines in dieſer 
Eigenſchaft zweifelhaften Geſetzes vorhanden, fondern vielmehr, 
ob der Inhalt der Verordnung eine Aufhebung oder aber nur 
eine Ergänzung, Näherbeftimmung des Inhalts des Gejehes 
ift, und fußt deßhalb auch ſolches Urtheil überall auf materiellen, 
nicht auf formellen Beftimmungsgründen. Daß dieß ein ma= 
terielles Urtheil über die Rechtmäßigkeit des Geſetzes, und 
nicht ein formelles über die Eriftenz defjelben ift, beftätigt ſich 
auch noch dadurch: alle formelle Prüfung ift einfach und ficher, 
fo z. B. über die Kontrafignatur; und wo die Prüfung verwidelt, 
ſchwierig, zweifelhaft ift, da liegt ein materielles Urtheil vor; 
dab dieß aber bier der Fall, unterliegt gewiß feiner Frage. 
Ein materielle Urtheil aber über die Nechtmäßigfeit einer 
vom Souverän erlaffenen Norm Tann der Richter nicht haben. 
In dem einzelnen Nechtöfall darf der Eouverän fi) gar nicht 
und unter feiner Vorausſetzung einmifchen, hierin ift der Richter 
ihm gar nicht untergeben, darüber hat er deßhalb zu urtheilen; 
aber allgemeine Anordnungen, auch Verordnungen, die Normen 
für Nechtäftreite werden, hat der Sonverän in der beftimmten 
Gränze zu geben, und deßhalb kann denn auch der Ridhter 
nicht das höhere Urtheil iiber diefe Gränze haben. 

Der Erfolg, wenn der Nichter zu enticheiden hat, ob er eine 
Verordnung anwenden oder ald ungültig nicht berüchichtigen 
wolle, tft denn aud) eine gränzenloſe Verwirrung, da bier die 
Gränze fo zweifelhaft iſt, und ein beträchtlicher Theil der in 
die Rechtspflege einjchlägigen Verordnungen an dieſer Gränze 
liegt, um ſo mehr als der Richter, wie von Allen zugegeben 
wird, nur für den konkreten Fall die Verordnung nicht anwendet, 
ohne fie überhaupt außer Kraft zu ſetzen. Es gäbe 3.8. der 
Fürft eine Verordnung, welche für Eheproceſſe Die bisherige 
Kompetenz der Untergerichte aufhebt, und fie an die Obergerichte 

11. 2. 43 
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über da8 Erforderniß ftändiicher Zuftimmung zuzujchreiben. 
Aber dem ift nicht fo. Sondern die richterlihe Thätigkeit, das 
Rechtſprechen ruht ebenjo fehr auf Verordnungen als auf Ge⸗ 
jeßen, zum Theil ſchon nach franzöfiihem Staatsrecht und noch 
bei weitem mehr nad) dem unfrigen, indem ſowohl die Inftruf: 
tionen zu den Gejeßen, die doch immer felbftftändige Beſtim⸗ 
mungen enthalten, als die Verwaltungdnormen (3.8. Statuten 
für Eiſenbahn-, für Lebendverfiherungsgejellichaften, Anord⸗ 
nungen über die Führung der Rechnungen bei der Kommunul- 
verwaltung, über dad Verfahren bei Berfteigerung öffentlicher 
Arbeiten oder Lieferungen) direft oder indireft auch Normen 
zu Entiheidung von Nechtäftreiten werden, und felbft Anord⸗ 
nungen über dad Gerichtömejen in Deutichland je nach der 
Zandedverfaffung in dad Gebiet der Verordnungen gehören 
fönnen. Der Richter hat alfe, beſonders in Deutichland, nicht 
bloß die Gejete, Jondern auch die (Regeln enthaltenden) Anord- 
nungen der Regierungsgewalt, joweit fie in Nechtöverhältniffe 
einichlagen, anzuwenden. Debhalb wenn er urtbeilen darf, 
ob eine Verordnung nit hätte als Geſetz erlaffen werden 
müffen, jo urtheilt er damit nicht über die Form und daher 
bie Exiſtenz einer ihn bindenden Anordnung überhaupt, fondern 
er urtheilt, ob die Form, d. i. der Weg, die Norm zu erlaffen, 
gebraucht jey, die dieſem Inhalt entipricht, die für eine 
Anordnung diejed Inhalts erforderlich geweſen wäre, das 
aber ift ein materielles Urtheil. Es ift ein Urtheil über 
die rechtliche Befugniß des Souveränd für den fraglichen 
Gegenftand. Dan Fönnte zwar einwenden, der Richter urtheile 
damit nicht über die bindende Kraft der Verordnung an fidh, 
fondern nur, ob das biöherige Geſetz aufgehoben fey, diejes 
aber fönne nur in der Form „mit Zuftimmung der Stände“ 
aufgehoben werden. Allein in der That bewegt ſich das Ur: 
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theil nicht darum, ob die Form zur Aufhebung eines in dieſer 
Eigenſchaft zweifelhaften Geſetzes vorhanden, jondern vielmehr, 
ob der Inhalt der Verordnung eine Aufhebung oder aber nur 
eine Ergänzung, Näherbeftimmung des Inhalts des Geſetzes 
ift, und fußt deßhalb auch ſolches Nrtheil überall auf materiellen, 
nicht auf formellen Beftimmungsgründen. Daß dieß ein ma— 
terielles Urtheil über die Rechtmäßigkeit des Geſetzes, und 
nicht ein formelles über die Eriftenz deſſelben iſt, beſtätigt ſich 
auch noch dadurch: alle formelle Prüfung iſt einfach und ſicher, 
ſo z. B. über die Kontraſignatur; und wo die Prüfung verwickelt, 
ſchwierig, zweifelhaft iſt, da liegt ein materielles Urtheil vor; 
daß dieß aber hier der Fall, unterliegt gewiß keiner Frage. 
Ein materielles Urtheil aber über die Rechtmäßigkeit einer 
vom Sonverän erlaffenen Norm kann der Richter nicht haben. 
In dem einzelnen Rechtsfall darf der Souverän ſich gar nicht 
und unter feiner Vorausſetzung einmiſchen, hierin iſt der Richter 
ihn gar nicht untergeben, darüber hat er deßhalb zu urtheilen; 
aber allgemeine Anordnungen, auch Verordnungen, die Normen 
fir Nechtöftreite werden, hat der Souverän in der beitimmten 
Gränze zu geben, und deßhalb kann denn audy der Richter 
nicht dad höhere Urtheil über diefe Gränze haben. 

Der Erfolg, wenn der Richter zu entfcheiden hat, ob er eine 
Verordnung anwenden oder ald ungültig nicht berüdfichtigen 
wolle, ift denn auch eine grängzenloje Verwirrung, da bier die 
Gränze jo zweifelhaft iſt, und ein beträdhtlicher Theil der in 
die Mechtöpflege einjchlägigen Nerordnungen an diejer Gränge 
liegt, um fo mehr als der Nichter, wie von Allen zugegeben 
wird, nur für den fonfreten Fall die Verordnung nicht anwendet, 
ohne fie überhaupt außer Kraft zu jeßen. Es gäbe 3.9. der 
Fürſt eine Verordnung, weldhe für Eheproceſſe Die bisherige 
Kompetenz der Untergerichte aufhebt, und fie an Die Obergerichte 
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überträgt, was nad) deutſchen Berfaflungen häufig zweifelhaft 
feyn wird, ob ed ftändilcher Zuftimmung bedurft habe oder 
nicht. Darf der Richter nach jeinem Ermefjen derjelben die 
Anerkennung verfagen, jo Fann die Solge leicht die jeyn, daß 
die Klage nicht vom Untergeriht angenemmen wird, weil es 
bie Verordnung für verfaffungsmäßig, und nicht vom Ober: 
gericht, weil ed fie für verfaſſungswidrig hält. Oder eine 
Verordnung reducirte das bisherige Erforderniß von fünf 
Mitgliedern in einem Senate auf drei, oder jchaffte Die bie- 
herige jchwerfällige Art der Relationen ab, da könnten ſich 
Nichtigfeitsproceffe erheben, deren Ausgang feine Partei vor— 
audjehen würde. 

Die Hülfe gegen jolche Verwirrung wäre feine andere, ald 
jedesmal, wenn von Richtern Anftand genommen wird, die 
Stände anzugehen, nit zwar nothwendig um die Verordnung 
nunmehr zum Gejeß zu erheben, aber dedy um von den Ständen 
die Erklärung zu erhalten, daß fie zu Necht beitehe. Denn 
ſolche Erklärung wäre eben eine autbentiihe interpretation, 
daß der Inhalt der beftehenden Gejeße nicht dahin gehe, um 
von diejer Verordnung berührt zu werden, und einer folchen 
ift befanntli der Nichter unbedingt unterworfen"), deßwegen 
bin ich auch weit entfernt, gegen die von mir beftrittene Anficht 
den Einwand zu erheben, dab der Nichter dann gegen KFürft 
und Stände zufammen eine Verordnung verwerfen und ihr 
verfafjungsmäßiged Verhältniß gegen beider Willen beſtimmen 
fönne. Allein die Stände werden eine ſolche Erklärung nicht 
leicht geben. Der Erfolg ift daher nothwendig, daß entweder 


*) Wo die Stände auf bloßen Beirath beſchränkt find, fällt deßhalb 
die ganze Frage weg; denn hier trägt jede Königliche Verordnung, die ohne 
Beirat erlaffen wird, von felbft die authentifche Interpretation in ſich, 
daß der Umfang des Beirathe fid) nicht jo weit erftredt. 
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der Fürft, der den Ständen gegenüber fi) nichts vergeben will, 
der Sache ihren Lauf läßt, und die Richterfprüche fortwährend 
in toyaliftiiche und ſtändiſch gefinnte ſich theilen, oder aber der 
Fürſt die Verordnung an die Stände bringt, und nad) deren 
Willen fie ald Geſetz erläßt, wodurd denn das ganze Bereich 
der irgend beitreitbaren Verordnungen unter dad Zuftimmungs- 
recht der Stände geräth. Dieler letzte Erfolg, der überall der 
wahrjcheinlichite ift, verftößt aber offenbar gegen’ dad monar⸗ 
chiſche Princiy. Das Bereich freier Regierungsthätigkeit, das 
eine auf dieſes Princip gebaute Berfaffung tem Fürften vor- 
behält, würde ihm jo mittelbar durch die Emancipation der 
Gerichte wieder entzogen. 

Gegen unſere Behauptung, daß der Richter die verfafjungd- 
mäßige Statthaftigfeit der Verordnungen nicht zu unterjuchen 
habe, erhebt fid) nun aber nothwendig das Bedenken, daß dann 
umgefehrt der Souverän alled in die Sphäre der Verordnungen 
ziehen könne, und der Nichter zum Werkzeug des Deipotismus 
wirde. Er fünnte Verordnungen geben, daß wer tadelnde 
Artikel gegen die Negierung jchreibt, des Hochverraths ſchuldig, 
daß der katholiſche Priefter, der Meſſe leje, oder der Proteltant, 
der nicht die Hoftie anbete, Freiheitäftrafe leide, daß Ein Zeuge 
in Givil- oder Kriminalſachen vollen Beweis made. Allerdings 
fann er dad; aber er kann ebenjo gut feinen fiskaliſchen Beamten 
wirkſam befehlen, troß richterlicher Berurtheilung feine Zahlung 
zu leiften, oder jeinem Militär, eine ruhige Stadt belagert zu 
halten und von ihrem Verkehr abzujchneiden u. dgl. Ja er 
kann ſogar alle jene Verordnungen in der Form, „mit Zuftim- 
mung der Stände” erlaffen, wenn dieje auch nicht befragt wurden, 
oder durd) Verdrehung des ſtändiſchen Votums, und dann muß, 
was aud) die Vertbeidiger dev entgegengejeßten Anſicht zugeben, 
der Richter fie unbedingt anwenden. Es ijt eben da und dort 

43* 


676 | IV. Abſchn. Die Berwaltung des Staates. 


dad Außerfte vechtliche Mittel Fein anderes, ald die ftändijche 
Anklage gegen den fontrafignirenden Minilter, und wenn Diele 
in Deutfchland nicht beiteht oder nicht die Stärfe hat, wie etwa in 
England, fo ift eben damit die Berfaffung mehr auf dad Vertrauen 
in die Loyalität des Fürften, wie dort mehr auf das Vertrauen in 
die Loyalität des Parlaments gebaut. Es kommt aber nod) ein 
anderes hinzu. Wenn der Nichter auch nicht von Amtswegen 
über eine fürftlihe Verordnung urtheilen darf, um ihr die An— 
wendung zu verfagen, fo iſt er doch feinesweges perjönlich zum 
unbedingten Gehorjanı verpflichtet. Wie aller Gehorjam gegen 
den Eouverän eine Gränze hat, wo die Verweigerung defjelben 
(paſſiver Widerftand) eintritt ($. 75 u. 151. 11.8. 31), jo auch 
der des Nichterd. Bei erorbitunten Fällen, bei Verordnungen, die 
auch gar feinen verfaffungsmäßigen Anhaltspunkt mehr haben 
und die Berfaffung oder die Rechte der Untertanen bedrohen, ift 
der Nichter durdy jeinen Eid auf die Berfaffung verbunden, ſich 
nicht als Wollftreder gebrauchen zu laſſen“)). Das ift aber 
etwas ganz Anderes als ein amtliches Urtheil über die Statt: 
haftigfeit der Verordnung. Nicht das Gericht kann ſolche Ver: 
weigerung üben, fondern nur Die Nichter perjönlid), fie Fünnen 


*) Durch das ganze Net geht der Unterſchied defjen, was bloß faljche 
Anwendung wirklicher Rechtsgrundſätze ift, und deffen, was die Rechts— 
grundjäße felbft verlängnet (contra jus in thesi clarum). &o hat nad) 
manchen Gerichtsverfaffungen das Obergericht unter VBoransfegungen die 
sententia iniqua nicht zu reformiren, wohl aber die sententia nulla. Ebenjo 
ift zu umterjcheiden, ob der Filrft das verfaffungsmäßige Princip der Ber- 
ordnungen falſch anwendet, die Gränze zu weit zieht, oder Verordnungen 
völlig außerhalb dieſes Princips gibt. Indeffen darf hier der Richter auch 
im lettern Ball nicht von Amtswegen urteilen, ob das eine oder dag 
andere der Fall (gleihwie das Obergericht Über die Sprüche des Unter- 
gerichts), weil er itberhanpt nicht über dem Souverän ift, aber bei einem 
evidenten Fall der letztern Art hat er doch eine Gewiſſens und Eidespflicht, 
fih nicht als Werkzeug gebrauden zu Iaffen, während im erftern fein 
Gewiſſen dur die Verautwortlichkeit des Höhern völlig gededt ift. 


6. Kap. Die Stellung des Richters zum Souverän u. zu d. Behörden. 677 


fie nicht ftillichweigeud üben durch Nichtbeachtung der Verord— 
nung, jondern müffen dem Souverän im vorfommenden Fall 
die moraliihe Unmöglichfeit der Befolgung erklären, und fie 
fönnen nicht einen der Verordnung widerſtreitenden Spruch fällen, 
ſondern fönnen nur ihren Spruch verweigern. Solche Verweige- 
rung fann denn aud nicht unter dem Schirm der amtlichen 
Unverantwortlichfeit erfolgen, wie nach jener Anficht die Nicht- 
berüdfichtigung der Verordnung. &8 liegt aber darin dennoch 
ein Schutz aud für die Unterthanenrecdhte; denn wenn ein 
Richter wegen folcher Verweigerung von der Negierung vor 
Gericht geftellt wird, jo wird dieſes Gericht ihn zwar auch 
wieder nicht frei ſprechen fünnen, wohl aber gewifjenhaft in 
gleicher Meije feinen Richteripruch verweigern müffen. An 
Berlegenheiten würde ed aljo der Regierung in ſolchen Fällen 
nicht fehlen, wenn anders im Richterſtande die rechte Geſinnung 
herrſcht. Es ift die eine Schranfe gegen die fürftliche Gewalt 
und ein Schutz der Verfaffung und des Unterthanenrechts, die 
bloß auf moraliihe Verpflichtungen, nicht auf amtliche Befug- 
niffe gebaut ift; dieje zu begründen, dient eben der Berfaffungseid 
des Nichterd. Nach der entgegengefehten Anficht hingegen ſucht 
man eine mechaniche Eicherung, dab die Nichter über die 
Gültigkeit der Verordnung erfennen ohne Gefahr in Bequem: 
lichfeit*), wie etwa über die Gültigfeit einer Frauenbürgſchaft. 
Eine ſolche mechanische Macht gegen den Kürten fordert denn 
immer wieder eine weitere, um auch gegen fie zu fichern. Wer 
fichert gegen muthwillige Weigerung der Richter? Dagegen: 
daß moralifche Hebel im äußerſten Fall gegen die Autoritäten 
der Rechtsordnung ſchützen, ift das naturgemäße Gegengewicht, 


*) Was ich damals (1846) ausdrüdte: „ohne Gefahr in Be- 
quemlichkeit“ erhielt 1850 bei uns vom Miniftertiidh) aus den Aus- 
drud: „in Shlafrod und Pantoffeln Revolution machen.“ 
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das feinen Widerſpruch in ſich felbit enthält und nur als eine 
im Hintergrund ruhende Macht die äußerſte Ueberfchreitung 
verfaffungsmäßiger Ordnung verhindert, nicht aber ald täglicher 
Konflift der Autoritäten im Staate zur Schlichtung unter: 
geordneter Streitfragen auftritt. Findet man in der allgemeinen 
Vorausſetzung fürftlicher Foyalität, in diefer Außerften Verweige— 
rungspflicht der Nichter durch den Verfaffungdeid und bez. in der 
Perantwortlichfeit der Minilter feine hinreichenden Garantieen für 
Berfaffung und Unterthanenredht, ſo dürfte dielelbe doch cher 
noch in Errichtung eines Staatögerichtöhofes, der über die Ver— 
faffungsmäßigfeit der Verordnung allgemein gültig entjchtede, 
gejucht werden, und nicht in ſolcher Emancipation der Gerichte 
vom Suuverän. 

In Frankreich allerdings wird hierin der entgegengejeßte 
Grundſatz ausgeübt. Allein die dortige Verfaffung fteht eben 
aud) unter ganz anderen Bedingungen. Schon die logijdhe 
Zolgerichtigkeit aus der Lehre von den drei Gewalten, auf 
welche die frangöfiihe Verfaſſung gebaut ift, führt dazu, den 
König als erefutive Gewalt von der geſetzgebenden Gewalt 
völlig zu trennen, und die richterliche Gewalt zum Urtheiler zu 
machen, ob er hierin die Anordnung der erefutiven Gewalt oder 
nur der legislativen anzuerkennen habe, während nach dem 
deutjchen Principe der Souveränetät des Kürften und der un— 
getheilten Staatögewalt dev Richter dem Souverän untergeben 
ift, und in die Prüfung des innern Vorgangs, wie der Souverän 
feine verfafjungsmäßige Verpflichtung zu den Ständen als für 
die Geſetzgebung mitwirfenden Organen erfüllt habe, ſich von 
Amtöwegen nicht einmijchen fann, was der Gegenftand der 
vortrefflihen Ausführung von Linde ift. Noch entſcheidender 
aber iſt die Verſchiedenheit des eigentlichen Lebensprincips 
franzöfifcher und deutſcher Verfaſſung. Der Erfolg nämlich 
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des Grundſatzes der richterlichen Prüfung ift, wie wir gezeigt 
haben, nothwendig der, daß zuleßt die Kammern die hödhfte 
und unwiderftehliche Entſcheidung darüber erhalten, was Geſetz 
und was Berordnung ſey. Diejer Erfolg nun ift ebenjo jehr 
dem franzöfiichen Princip der Volfsjouveränetät oder doch ber 
parlamentariihen Regierung entiprechend, ald dem deutichen 
monarchiſchen Princip wideriprechend. Ueberdieß ift auch die 
Nechtsunficherheit, die ſonſt entiteht, wenn jeder Nichter über 
die Gültigfeit der Verordnung bei jedem Fall abfolut unge— 
bunden urtheilt, in Sranfreich wo nicht befeitigt jo doch gemil- 
dert Dur) die Einrichtung des Staatdanwaltd und des Kaffa- 
tionshofes, welche leßtere auch in dieſem Fall meilt eine 
gleihmäßige Praris wirft, und fo gewiffernaaßen biefür die 
Stelle eined Staatögerichtöhofes vertritt. 

Der franzöfiiche Grundſatz iſt alfo nad dem ganzen Geiſte 
der franzöfiichen Verfaffung nicht zu beitreiten. Deffenunge- 
achtet ift es nicht anzupreijen, daß in Frankreich die Gültig: 
feit allgemeiner Anorönungen in dem ungebundenen Urtbeil 
der Gerichte fteht, dagegen die Anwendung der allgemeinen 
Beltimmungen auf den fpeciellen Fall in unzähligen Fällen 
(Kompetenzkonflikte — adminiſtrativ-kontentiöſe Sachen in 
der großen Ansdehnung) umgekehrt in der rein perjönlichen 
Entſcheidung des Königs Itebt, während nad) der Natur der 
richterlichen Funktion grade das Umgekehrte feyn Jollte. 


$. 181. 


Den Entiheidungen ded Souveräns und den Verfügungen 
der Verwaltung gegenüber, wenn diefe in ihrem Wirfungöfreije 
handeln, fteht der Nichter zwar nicht in dem Verhältniß der 
Subordinatien, aber doch der Koordination, und diefe bringt ed 
ebenjo gut als jene mit fi, daß er in das Innere ihrer 
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Handlungen fih nicht einmilchen darf. Der Grundja gilt all: 
gemein für Beiordnung wie für Ueberordnung: Was dad eine 
Amt in feinem Kreije vollbracht hat, das iſt eine fertige Thatjache 
(fait accompli) und dadurch Norm für die Organe des andern 
Amts, deffen materielle Rechtsmäßigkeit fie nicht mehr zu unter: 
ſuchen haben. Die beftimmten Ausnahmsfälle, wo adminiftra- 
tive Verfügungen der richterlichen Kognition unterliegen, find 
oben erwähnt worden. Außer diejen aber muß der Richter 
Solche Verfügungen ald bindend und außer feiner Beurtheilung 
anerkennen. Eo 5. B. die DVerwaltungöbehörde hätte ihrem 
Wirkungskreiſe gemäß den von der Öemeinde gewählten Stadt- 
fämmerer beftätigt, und ed würde bei einem Proceß ald Prä- 
judicialpunft die Rechtmäßigkeit diefer Wahl beftritten, jo ift 
das nicht mehr Sache richterlihen Erfenntnifjes. 

Dagegen iſt ed der Koordination nicht entgegen, daß der 
Nichteradminiftrative Anordnungen oderVerfügungen nad) jeinem 
eignen Verſtändniß auslege und anmende, wo die erlaffende 
Behörde felbft weder fie authentiſch interpretirt, noch in dem 
beitimmten Fall geurtheilt hat, jey es, daß er den Streitgegenftand 
jelbft oder daß er eine jonjt nicht in feine Kompetenz gehörige 
Präjudicalfrage nach denjelben zu enticheiden hat. Die fran- 
zöfiiche Beftimmung, daß der Richter vorher bei der Bermal- 
tungsbehörde anfragen muß, um den Sinn der Verordnung 
oder Verfügung von ihr zu erfahren, ift nicht nöthig, um Die 
Unabhängigfeit der Verwaltung zu fichern, da fie ja, wenn fie 
will, eine bindende authentische Erläuterung geben kann, und 
verfürgt die Unabhängigkeit des Nichterd, denn es ift dann die 
Verſuchung zu nahe, Die Auslegung im Hinblid auf den vor- 
liegenden Fall einzurichten. — Keinesweges jedody find der 
Souverän oder die Verwaltung gehindert, in einer bereits 
rechtsanhängigen Sache ihre Enticheidung zu geben, wenn 
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folhe an fih in ihrer Kompetenz liegt. Denn die Litiöpen- 
denz jchließt die Einmiſchung des Fonfurrirenden Amtes nur 
aus bei gleichartiger Aemtern, nicht aber bei Aemtern von ver: 
ichiedener Funktion. Da bier die Aufgabe ded einen Amtes 
nicht erfüllt wird durch Die Wirkſamkeit des andern, jo kann 
es auchnicht durch fie ausgeſchloſſen werden. 

Nach altrömiſcher DVerfaffung war jedes Amt in feinem 
Kreife Souverän (II. 8. 97), daher das Urtheil ded Richters 
nicht an die Entiheidung der politiichen Behörde (3. B. des 
Genjor) gebunden und umgefehrt (etwa bei der Givitätäfrage). 
Der äußerſte Gegenjah dazu ift die franzöfiiche Verfaffung ; 
nach ihr jollen im Geiſte der ftrengften Centraliſation alle Akte 
aller Staatöorgane völlig in Einklang ſeyn, wie wenn fie von 
Einem Subjefte ausgingen. Deßhalb muß der Richter über 
den Sinn adminiftrativer Anordnungen anfragen, damit nicht 
eine fpätere Auslegung und Anwendung derſelben durch die 
Behörde und der zeitige Richterſpruch (alfo zwei Afte des 
Staates) ſich widerftreiten. Bei und beiteht hierin, wie ge= 
zeigt, eine gewiſſe Mitte. j 


Siebentes Kapitel. 
Die Strafredtspflege 
$. 182. 

Wie das fittliche Neich des Staates überhaupt ein nur 
äußerliches (rechtliches) ift (F. 36), jo auch feine Strafgerech— 
tigfeit. Seine Ordnung und Herrſchaft wird nur durch Äußere 
That verlegt — durch Verbrechen, und wird nur durch äußere 
förperlich zugefügte Strafe wiederhergeftellt. Aber dieje äußere 
Strafgerechtigkeit fann doch ihrem Weſen nach feine andre ſeyn, 
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ald die Strafgerechtigfeit überhaupt, alſo auch der innern 
(göttlichen) Etrafgerechtigfeit. Dieſes allgemeine Weſen ber 
Strafgerechtigfeit ift bereitö oben in den philoſophiſchen Grunt- 
lagen (1.8.54 flg.) ausführlich dargelegt. Ueberall ift es das 
unbedingte oberfte Gebot, daß der Uebertretung die Strafe 
folge. Weberall ift e8 der Gedanfe, daß, wenn der Menſch ſich 
vermißt, jeinen eignen Willen als ein höheres Neid, iiber der 
fittlihen Ordnung aufzurichten, die Herrlichfeit der fittlichen 
Ordnung wieder über ihm hergeftellt werden muß durch jeine 
Bewältigung, fein Leiden. Hier aber ift ed die Ordnung des 
Staates, die Rechtsordnung, die da in ihrer Herrlichkeit erhalten 
wird, und ed ift das bürgerliche Verbrechen, das fie verleßt, 
und die bürgerliche Strafe, die fie wieder aufrichtet. Dadurch 
unterjcheidet ſich die Strafe des Staates von der ſittlichen 
Strafe, die nur Gottes Sache iſt; denn der Staat ſtraft 
nicht die Sünde, ſondern das Verbrechen, und ſeine Strafe iſt 
keine ewige Verdammniß und kein Seelenſchmerz, ſondern ein 
zeitliches und äußerliches Uebel. 

Zu dieſer rechtlichen Strafe iſt der Staat befugt und ver— 
pflichtet, weil es ſein Weſen und ſeine von Gott ihm geſetzte 
Beſtimmung und ertheilte Vollmacht iſt, die äußere ethiſche 
Ordnung auf Erden zu handhaben. Als meunſchliche Verbin— 
dung für menſchliche Zwecke dürfte der Staat nimmermehr 
Strafe üben, Güter nehmen, die er ſelbſt nicht ertheilt hat, 
Leben und Freiheit, ſo wenig als irgend eine Privatgeſellſchaft 
auf Verletzung ihrer Statuten etwas anderes als Entziehung 
ihrer Vortheile, Ausſchließung aus ihrer Gemeinſchaft, ſetzen 
darf. Nirgend manifeſtirt ſich die Majeſtät des Staates ſo 
ſehr als in der Strafe, aber nirgend manifeſtirt ſich auch ſo 
ſehr, daß ſeine Macht von oben ertheilt iſt, und nicht von 
Menſchen. Eine theokratiſche Bedeutung ſoll damit der Strafe 
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fo wenig ald der Obrigkeit beigelegt werden, das tft, daß die 
beftinnmten Verbrechen, die der Staat verpönt, ald von Gott 
verpönt, die beitimmte Strafe, die er vollitredt, ald von Gott 
verordnet, zu gelten hätten. Aber die Vollmacht, dab der Staat 
überhaupt |traft und die ethilchen Grundgebote, nad) denen er 
ftrafen ſoll — es find hauptſächlich die gehn Gebote (II. $. 6 
S. 206) —, find von Gott, und der Schuldige muß in der 
Strafe erfennen und muß ihm gejagt werden fünnen, daß fie 
ihn trifft, weil er Gotted Gebot übertreten, und nach Gottes 
Sinrihtung in der Welt, von der Obrigkeit, die Gott zu diefem 
Zwede über ihn gejeßt. In diefem Sinne muß man mit den 
älteren Kriminaliften jagen, daß aud die bürgerliche Strafe 
zur größeren VBerherrlichung Gottes (ad majorem Dei gloriam) 
dient. Zodesftrafe und nicht minder lange dauernde Freiheits- 
ftrafe ohne dieſes Bewußtjein find eine Barbaret. 

Es zeigt fi damit auch im Strafrecht der innige Zufam- 
menhang der äußern Rechtsordnung und der innern fittlichen 
Welt. Der Staat ift fein abgeſchloſſenes Neich, ed ift die 
fittliche Ordnung ſelbſt, doch nur in ihrer äußern Geftaltung 
und Erjcheinung, deren Schirm ihm aufgetragen tft. Darum 
fallt zwar unter dad Verbrechen nur die Verlegung der Außern 
Drdnung; aber dieſe ift doch nur deßhalb Verbrechen, weil fie 
an der äußern Nechtöordnung zugleih die tiefiten fittlichen 
Gebote, die Gebote Gottes, verleht. 


$. 183. 


Dbwohl nun die Bedeutung der Strafe feine andere feyn 
kann, als die, daß fie die nothwendige Folge des Verbrechens 
iſt nach der Gerechtigfeit, obwohl es allein die Gerechtigkeit ift, 
durch welche fie gerechtfertigt, für die fie unmittelbar beftimmt 
ift, nad) welcher fie im Wejentlichen in Art und Maaß eingerichtet 
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feyn muß, fo dient doch die Strafe folgeweife auch noch für 
andere Zwecke, weil in jedem lebendigen Ganzen und je aud) 
im Staate die Thätigkeit der einen Kraft nothwendig auch auf 
die andere wirft. — Durd die Strafe oder, was ganz daffelbe 
ſagt, durch die Gerechtigkeit wird der Staat auch erhalten und 
gefichert gegen die Gefahr, die dad Verbrechen für ihn enthält, 
und wenn er die fittlihe Pflicht, die Gerechtigkeit zu bands 
haben, zu ftrafen, nicht erfüllte, müßte er aucd äußerlich und 
mechanisch zu Grunde gehen (Nothwehr). Die Strafe macht 
nicht bloß den übelften Theil der Bevölkerung, der ſich durd) 
perübte Verbrechen als jolchen bewährt, gänzlich oder für eine 
Zeit unſchädlich (Prävention), fondern, was bei weitem 
wejentlicher ift, fie hält die ganze Bevölferung durch Furcht vor 
der Strafe von Verbrechen ab (Abſchreckung), und bei ber 
Oberhand des Böfen im irdiichen Zuftande ift nur diefe Furcht 
vermögend, die Ordnung und Sicherheit für das Ganze und 
die Einzelnen zu gewähren”). Im gleicher Weile wird durd 
die Strafe und die Pflege der Gerechtigfeit auch die Sittlichkeit 
gefördert. Für's Erfte die Sitflichfeit des Verbrechers 
(Beſſerung), denn das äußere Leiden, das ihn ald ein ver- 
dientes trifft, muß ihn zur Befinnung und Befehrung bringen, 
wenn er nicht felbit hartnädig widerftrebt. Dieb gilt nicht 





*) Sie wirkt aber diefe Abfehredung weder durh ihre Vollziehung 
für ſich noch durch ihre Androhung fir fi; denn wen follte der Anblid 
der Strafe von Verbrechen abfchreden, wenn er nicht wüßte, daß fie aud 
ihn, wenn er Verbrechen begeht, treffen wird, und wen könnte die Ans 
drohung abjchreden, wenn ihr nicht die Vollzichung folgte? Was die 
Abſchreckung bewirkt, ift eben die nothwendige Folge der Etrafe auf das 
Verbrechen, die im Staate beftehen muß und wirklich befteht, und die deß— 
halb aud Feder kennt (don jelbft, nit aus der Androhung des gejchrie- 
benen Geſetzbuchs). Es ift nichts unpaffender als jene beiden Eeiten einer 
und derfelben Thatſache (Androhung und Vollziehung), die untrennbar zu» 
fanımengehören, alfo zu fondern, und das eine oder das andere zum 
Princip der Strafe zu maden. 
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etwa bloß von den Strafen, weldye den Verbrecher ſpäter dem 
bürgerlichen Leben wieder zurückgeben, jondern von fämmtlichen, 
namentlih aud von der Todesitrafe; fie vor allen hat außer 
ber Gerechtigkeit zugleich die Natur, dab fie geeignet ift, den 
Verbrecher zu befehren. Für's Andere die Sittlichfeit der 
Bevölferung. Denn die Strafe fchredt nicht bloß piycho- 
logiſch vom Verbrechen ab durch die Furcht vor dem finnlichen 
Uebel der Strafe, fondern fie erfüllt auch fittlich mit dem Be— 
wußtſeyn der Verdanmlichkeit ded Verbrechens und dem Abſcheu 
vor den ſündlichen Zriebfedern, die zu ihm führen”). Es be- 
währt ſich hierin, Daß der Stant ald Neid) äußerer Drdnung 


nn — — — — — 


*) Köftlin „Neue Reviſion der Grundbegriffe des Kriminalrechts“ 
©. 779 -787, macht es als eine bedeutende Förderung geltend, die er der 
philofophiichen Erkenntniß der Strafe gewährt, daß die Strafe nicht bloß 
objeftiv das Recht gegen feine Negation wiederherftclle, fondern auch in der 
Subjektivität des VBerbrechers das Verbrechen negire, d. i. die verbrederifche 
Gefinmung aufhebe durch Abfchredung und Befferung, was einen tiefern 
Sinn habe, als bei Hegel, der nur (fpinoziftiih) die Einficht des Verbrechers 
in die Gerechtigkeit dev Strafe, nicht feine Befferung fordere, dabei fertigt 
er mic) ab, der ich nad) meiner „religidjen Appretur” bloß das objektive 
Moment in ganzer Echroffheit „zun Ertrem” auebilde, fo den „Menfchen 
bloß als Accidenz" ſetze. — Es erhellt aber aus dein Text, der in allen 
diefen Stellen unverändert der der erften Aufl. ift, daß ich Sowohl jene 
Kantifh-Hegel’ihen Gedanken aufgenommen, als in der obenftehenden 
Stelle grade den Gedanken, den Köftlin als feine Erfindung rühmt, die 
Wirkung der Belehrung auf den Verbrecher, auf das Entſchiedenſte als 
Moment der Strafe geltend gemacht habe. Nun wird zwar das Haupt» 
gewicht daranf gelegt, daß Köftlin diefe Beziehung der Strafe auf den 
Verbrecher felbft auch ſpekulativ nachgewieſen. Allein daß das nur die je- 
fundäre Bedeutung der Strafe ift (alfo in der That nur ein Moment der- 
felben), gibt Köftlin felbft zu, und wenn es auf principielle Begründung 
diefer Doppelfeite der Strafe ankommt (als Strafe und als Zildhtigung), fo 
möchte diefelbe weniger durch Köftlin’s „ſpekulative“ (logiſche) Dednktion, 
daß die Strafe das Verbrechen ebenjo jehr im Verbrecher als im Staate 
logiſch negire, geleiftet werden, als durh die reale Auffafjung der 
ganzen fittlihen Welt, daß diefe itberall uranfänglih eine Verherrlichung 
des Schöpjers und feiner fittlihen Ordnung, und dennoch zugleich Wohl, 
Recht und Vollendung der Menfchen zu ihren abfoluten Zweck hat. 
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feyn muß, fo dient doch die Strafe folgeweile auch noch für 
andere Zwecke, weil in jedem lebendigen Ganzen und je aud 
im Staate die Thätigkeit der einen Kraft nothwendig auch auf 
die andere wirft. — Durd) die Strafe oder, mas ganz daſſelbe 
ſagt, durch die Gerechtigkeit wird der Staat auch erhalten und 
gefichert gegen die Gefahr, die das Verbrechen für ihn enthält, 
und wenn er die fittliche Pflicht, die Gerechtigkeit zu hand— 
haben, zu ftrafen, nicht erfüllte, müßte er auch äußerlich und 
mechaniſch zu Grunde gehen (Nothwehr). Die Strafe macht 
nicht bloß den übelften Theil der Bevölferung, der fi) durch 
verübte Verbrechen ald ſolchen bewährt, gänzlich oder für eine 
Zeit unſchädlich (Prävention), fondern, was bei weiten 
wejentlicher ift, fie hält die ganze Bevölkerung durch Furcht vor 
der Strafe von Verbrechen ab (Abfchredung), und bei ber 
Dberhand des Böſen im irdiſchen Zuftande ift nur diefe Furcht 
vermögend, die Ordnung und Sicherheit für dad Ganze und 
die Einzelnen zu gewähren”). Im gleicher Weile wird durd 
die Strafe und die Pflege der Gerechtigfeit auch die Sittlichfeit 
gefördert. Für's Erite die Eitflichleit des Verbrechers 
(Bejjerung), denn das äußere Leiden, das ihn ald ein ver- 
dientes trifft, muß ihn zur Befinnung und Befehrung bringen, 
wenn er nicht ſelbſt hartnäckig widerftrebt. Dieß gilt nicht 


*) Sie wirkt aber diefe Abfhredung weder durd ihre Vollziehung 
fir fih noch durch ihre Androhung für fih; denn wen follte der Anblick 
der Strafe von Verbrechen abjchreden, wenn er nicht wüßte, daß fie aud 
ihn, wenn er Verbrechen begeht, treffen wird, ımd wen könnte die An- 
drohnmg abichreden, wenn ihr nicht die Vollziehnng folgte? Was die 
Abſchreckung bewirkt, ift eben die nothwendige Folge der Strafe auf das 
Berbredhen, die im Staate beftehen muß und wirklich befteht, und die deß⸗ 
halb auch Jeder kennt (don jelbft, nicht aus der Androhung des gefchrie- 
benen Geſetzbuchs). Es ift nichts unpafjender als jene beiden Seiten einer 
und derfelben Thatſache (Androhung und Vollziehung), die untrennbar zu- 
fanmengehören, alfo zu fondern, und das eine oder das andere zum 
Princip der Strafe zu maden. 
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etwa bloß von den Strafen, welche den Verbrecher jpäter dem 
bürgerlichen Xeben wieder zurüdigeben, jondern von fämmtlichen, 
namentlih aud von der Todeöftrafe; fie vor allen hat außer 
ber Gerechtigkeit zugleich die Natur, daß fie geeignet tft, den 
Verbrecher zu befehren. Für's Andere die Sittlichfeit der 
Bevölferung. Denn die Strafe fchredit nicht bloß piycho- 
logiih vom Verbrechen ab durch die Furcht vor dem finnlichen 
Uebel der Strafe, Jondern fie erfüllt auch fittlich mit dent Be- 
wußtſeyn der Berdanmlichfeit des Verbrechens und dem Abſcheu 
vor den fündlichen Triebfedern, die zu ihm führen”). Es be- 
währt fi hierin, daß der Stant ald Neid) äußerer Ordnung 


— — — —— 


*) Köftlin „Neue Reviſion der Grundbegriffe des Kriminalrechts“ 
S. 779— 787, macht es als eine bedeutende Förderung geltend, die er der 
philofophiichen Erkenntuiß der Etrafe gewährt, daß die Etrafe nicht bloß 
objektiv das Recht gegen feine Negation wiederherftelle, ſondern auch in der 
Subjektivität des Verbrechers das Verbrechen negire, d. i. die verbrecheriſche 
Geſinnung aufhebe durch Abſchreckung und Belferung, was einen tiefern 
Sinn habe, al8 bei Hegel, der nur (fpinoziftiich) die Einficht des Verbrechers 
in die Gerechtigkeit der Strafe, nicht feine Befferung fordere, dabei fertigt 
er mich ab, der ich nach meiner „veligiöfen Appretur” bloß das objektive 
Moment in ganzer Echroffheit „zum Extrem” anebilde, fo den „Menſchen 
bloß als Accidenz jeße. — Es erhellt aber aus dem Text, der in allen 
diefen Stellen unverändert der der erften Aufl. ift, daß ic) ſowohl jene 
Kantiſch⸗Hegel'ſchen Gedanken aufgenommen, als in der obenftehenden 
Stelle grade den Gedanken, den Köftlin als feine Erfindung rühmt, die 
Wirkung der Belehrung auf den Verbreder, auf das Entſchiedenſte als 
Moment der Strafe geltend gemadt Habe. Nun wird zwar das Haupt- 
gewicht daranf gelegt, daß Köftlin diefe Beziehung der Strafe auf den 
Berbrecher jelbft auch ſpeknlativ nachgewieſen. Allein daß das nur die ſe— 
fundäre Bedeutung der Strafe ift (alfo in der That mr ein Moment ders 
felben), gibt Köftlin felbft zu, umd wenn es auf principielle Begründung 
diefer Doppeljeite der Strafe ankommt (als Strafe und als Züchtigung), fo 
möchte diefelbe weniger durch Köftlin’s „ſpekulative“ (logische) Deduktion, 
daß die Strafe das Verbrechen ebenjo fehr in Verbrecher als im Staate 
logiſch negire, geleiftet werden, als dur die reale Auffaſſung der 
ganzen fittlihen Welt, daß dieje itberall uranfänglich eine Verherrlichung 
des Schöpfers und feiner fittlihen Ordnung, und dennoch zugleid) Wohl, 
Recht und Vollendung der Menichen zu ihrem abjoluten Zweck bat. 
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und Gerechtigkeit eben dadurch zugleich Träger ift für die 
Sittlichfeit der Menfchen ($. 40). — Alles das ift aber, um 
mit Abegg zu reden, niht das Princip der Strafe, fondern 
nur Moment derjelben. Man fann ed immerdar auch als 
Ausflug der Gerechtigfeit betrachten, denn es iſt allerdings 
auch eine Forderung der Gerechtigkeit, daß dem llebertreter 
Raum und Veranlaſſung zur Buße, der Gemeinde (Nation) die 
reale Bekundung der Verwerflichfeit de8 Böſen und die War— 
nung, und daß dem loyalen Menichen Sicherheit gegen künf— 
tige Störung der Ordnung gegeben werde. Aber die Recht— 
fertigung ſowohl ald das ſpecifiſche Weſen der Strafe gebt 
aus allem dem dody nicht hervor, jondern nur aud der apo- 
diftiichen Forderung der Sühne ded Verbrechens. 


$. 184. 


Die relativen Strafrehtötheorieen haben alle 
den Grundfehler, daß fie den Menjchen, der beftraft wird, als 
ein Mittel behandeln, feine Freiheit verlegen, um cines künftigen 
Zweded der Gemeinfchaft willen, jey es ihm jelbft für fünftige 
Verbrechen zuvorzufommen (Präventiondtheorie), jen es 
die Anderen abzuſchrecken (Abichredungstheorie)*). Dieß 
ift abjolut gegen Necht und Geredhtigfeit. Es läßt fich auch 
nicht rechtfertigen dadurd), daß der Staat die Strafe vorber 
droht und nad) feinem Zwede drohen müſſe, denn das Recht 
des Staates, die Etrafe zu vollziehen, kann nicht davon ab- 
hängen, ob er dad Recht habe, fie zu drohen, jondern vielmehr 


*) Bon der ebenſo ſchwach begründeten ala unausführbaren Beffe- 
rungstheorie kann ohnedieß feine Rede feyn im Beziehung auf Begrün- 
dung der Strafe und Strafmaaß, obwohl in Beziehung auf die Vollziehung 
der Strafen und Behandlung der Sträflinge die Beſſerung derjelben mit 
der erfte Geſichtspunkt feyn muß. 
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umgefehrt, er fann nur dann ein Recht haben, fie zu drohen, 
wenn zuvor jein Recht erwielen ift, fie zu vollziehen. Man 
muß daher die Strafe nad) dieler Theorie zuletzt doch wieder 
aus Vertrag der Unterthanen (ftillichweigende Ueberein— 
funft bei Gründung des Staates) rechtfertigen, oder ald Noth- 
wehr des Etanted. Allein der Vertrag macht das an Sich 
Ungerechte nicht zum Rechte‘), und die Nothwehr ift, da das 
Verbrechen bereitö vollendet ilt, gegen den, dev es verübt bat, 
nicht mehr begründet. Daß fie deßhalb erlaubt ſeyn folle, 
weil ja der Verbrecher zuvor ſelbſt ein Unrecht gegen den 
Staat verübt hat, das jeßt die Nechtmäßigkeit der Strafe, die 
erft bewiefen werden ſoll, chen voraus, und zwar ald Vergel- 
tung, jo dab der Grund der Nothwehr ganz überflüffig würde. 
Meberhaupt aber erjchiene danach die Etrafe nicht ald ein 
rechtlich Nothwendiges, wie jeder Unbefangene fie doch 
als folches erkennt, jondern nur ald ein faktiſch Nöthiges, 
und deßhalb Erlaubtes, und der Verbrecher fünnte in der Strafe 
fein Gericht einer fittlihen Macht, das er verdiente, ſondern 
nur ein Erliegen unter einer äußern Gewalt erfennen”*). 


*) Ganz irrig ift die Anfiht, daß der Etaat nad Willkühr die Theil: 
nahme au ihm an irgend eine beliebige Bedingung knüpfen könne und 
deßhalb auch an Uebernahme der Strafe für den Fall der Verletzung. 
**, Hepp „Darftellung der deutſchen Strafrechtsſyſteme“ erkennt 
meine Lehre von den Principien des Strafrechts im Allgemeinen (unter- 
geordnete Ausftellungen im Einzelnen abgerechnet) al8 wahr an, behauptet 
aber, daß fie der Sache nady nichts Anderes, als die von ihm vertretene 
relative Theorie fey, die ic) durch eine andre (natürlid) dann unangeneffene) 
Ausdrucdsweife für eine abjolute Theorie ausgebe. Ich gebe gern zu, daß 
die abjolute Theorie in meiner Darftellung und die relative Theorie in der 
Läuterung, die ihr Hepp gegeben, in einem minder fehroffen Gegenſatz 
ftehen, als dieß fonft der Fall ift. Denn auf dev einen Seite findet meine 
Theorie, wie Hepp richtig hervorhebt, das Wejen der Geredhtigkeit und der 
Strafe nicht — gleich der Kant's und Hegel’8 — in bloßer logiſcher Kon: 
fequenz, in Erfüllung eines unperfönlihen Gedankens, ſondern in einem 
realen Erfolge unter umd für lebendige Perfönlichkeiten, iu Aufrechthaltung 
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Die abfoluten Strafthbeorieen — daß ift, daß die 
Strafe ſchlechthin um der Gerechtigkeit willen ift — find wieder 


einer realen ftttlihen Macht, zulett eines oberften heiligen perjönlichen 
Willens, und fällt damit der Anftoß weg, den Hepp fonft mit Recht an 
der abjoluten (logischen) Theorie nimmt, daß nad ihr Leben und Perfön- 
lichkeiten dem todten Gedanken, dem abftrakten Begriffe zum Opfer fallen 
(fiat justitia et pereat mundus). Auf der andern Seite unterfcheidet fi 
Hepp’s Lehre von den relativen Theorieen bis dahin auf das Rithnichfte 
dadurd, daß er den Zweck der Strafe nit in die Eicherung der Rechte 
der Individuen, fondern in die Sicherung des Staates als objeltiver mo: 
ralifher und redhtliher Ordnung jeßt, und deßhalb auch das Verbrechen 
nit auf die Verlegung der Rechte andrer Dienfchen beichräntt (VIII. n. 
I. 233), was denn offenbar der Strafe eine objektive Bedentung gibt, in 
der fie nicht ein bloßes Mittel für den (einzelnen: Menſchen, fondern für 
eine höhere ethifche Ordnung ift. Ungeachtet diefer gegenfeitigen Annäbe- 
rung hört aber dennod) meine Lehre nicht auf, eine abfolute und die Hepp's, 
eine relative Theorie zu jeyn, und bleibt dabei eine weſentliche unaus⸗ 
füllbare Differenz in der Sache, nicht bloß im Ausdrud, und grade Hepp 
läßt fih durch den gleichlautenden Ansdrud, daß der Zwed der Strafe 
die Erhaltung der Rechtsordnung jey, beftimmen die Verſchieden⸗ 
heit feines Sinnes zu überſehen. Nämlid nah Hepp's Lehre leiftet die 
Strafe die Erhaltung der Rechtsordnung durch das, was fie (als Erfolg 
außer ihr) wirkt (indem dadurch Fünftig Verbrechen unterbleiben), nad 
der meinigen durch das, was fie ift (nämlich die Beurkundung der höhern 
Gewalt der fittlihen Ordnung an den Verbrecher). Dort ift fie Verhü⸗ 
tung zufünftiger Störung, hier Wiederherftellung vergangener Störnng. 
Das zeigt ſich deutlih in der Aeuferung Hepp’s (S. IV): „Eönnte der 
Staat ohne Strafgewalt beftehen, fo müßte er die Beftrafung der Ber- 
brechen ebenjo gewiß dem eignen Gewiſſen des Menſchen und der göttlichen 
Borjehung überlaffen, als er dieß bei den Sünden und Laftern thut.“ Es 
ift alfo bloß die mehanifhe Wirkung der Strafe, daß außerdem der 
Staat zerfallen würde, die Hepp als ihre Redtfertigung gelten läßt, nicht 
ihre ethiſche Wirkung, daß fie an fi die Bewährung der Unverbrülch⸗ 
lichkeit und Herrlichkeit der Nechtsordnung ift. Wenn der Staat aud 
mechaniſch beftehen könnte ohne Strafgewalt, jo könnte er doch ſittlich nicht 
feyn ohne fie, er wäre ohne fie fein Reid) der Ordnung und zwar der 
Rechtsordnung. Sünde und Lafter zu ftrafen ift nicht feine Cache, nicht 
deßwegen, weil er auch ohne das beftehen kann, fondern defjwegen, weil er nicht 
ein Neid) der Sitte und der Heiligung ift, aber Verbrechen muß er ftrafen, 
weil er ein Reich des Rechts feyn fol. Die Eingenommenheit Hepp's aber 
gegen alle abſolute Straftheorie beruht auf einer Berkennung ihres reinen 
innerften Sinnes. Daß gibt fi fund in feiner Aeußerung (IV.): „denn 
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untereinander verjchieden, je nad) dem Begriff, den man mit 
der Gerechtigfeit verbindet. Nach Kant und Hegel ift das Weſen 
der Gerechtigkeit und der Strafe die logiſche Konjequenz, nad) 
der von mir (l. $. 54. 55) gegebenen Darlegung dagegen 
it e8 der unwandelbare Wille des perjönlichen Gotted und 
Herrn, feine heilige Welterdnung aufrecht zu halten. Das 
Rejultat für die bürgerliche Etrafrechtöpflege ſtellt ſich indeſſen 
in beiden Auffaffungen kaum verichieden, und der Mangel der 
eriteren ift nicht jowohl ein Mangel der Kriminaltheorie als 
des Geſammtſyſtems, obwohl es ein ſehr gewichtiges Wort ift, 
das Hepp*) gegen Hegel und deffen Schule ausſpricht: 
„Raubt die Hegel’ihe Philojophie, wenn fie in ihrer er- 
ftrebten Popularität erſt in die Kerfer gedrungen ſeyn wird, 
dem auf den Schaffot blutenden, oder zu lebendlänglicher 
Zuchthausſtrafe verurtheilten Werbrecher erit feinen Glauben 
an einen perjönlihen Gott und an Unfterblichfeit, wahrlid) der 
Geſetzgeber müßte ſchaudern, ſolche Strafen gegen feine Unter- 
gebenen zu verhängen.” So bedeutende Cinwürfe denn na- 
menflih gegen Hegel’ Straftheorie nody zu machen find, 


die Strafe ift (nach der abfoluten Theorie) für den Staat gar nit da, 
fondern fol im Staat nur eine, diefem fremde abjolute Idee realifiren.”“ 
Allein die Geredjtigkeit, deren Idee die Strafe realifirt, ift feine dem 
&taate fremde Idee, fondern feine eigne dee, die Idee der Unverbriich⸗ 
lichkeit feiner eignen Ordnung (1.8.40) Im Gegentheil, die Idee der 
Gerechtigkeit fest ein fittliches Reich voraus, kann nicht außerhalb eincs 
folden gedadt werden. Daß in Hegel’s abjoluter Theorie die Geredtig- 
feit nur die Konfequenz eines Gedanfens vor und außer dem Staate ift, 
fann nit als ein Einwand gelten gegen die abfolute Theorie an fid, 
und in ihrer wahren Bedeutung. Im der That aber ift dennoch Hepp’s 
Anihauungsweife zugleih von der abfoluten Theorie erfüllt, wenn er 
erflärt, er werde geftraft: quia peccatum est und nicht ne peccetur (I. 220), 
womit ſich aber eben fein Bekenntniß zur relativen Theorie nicht verein- 
baren läßt, da das gradezu der Begriff der abjoluten Theorie ift. 
* Strafredtötheorieen I—IV. 
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Die abfoluten Straftbeorieen — daß ift, daß die 
Strafe ſchlechthin um der Gerechtigkeit willen tft — find wieder 


einer realen fittlihen Macht, zulett eines oberften heiligen perfönlichen 
Willens, und fällt damit der Anftoß weg, den Hepp fonft mit Recht an 
der abjoluten (logiſchen) Theorie nimmt, daß nad ihr Leben und Perfön- 
lichkeiten dem todten Gedanken, dem abſtrakten Begriffe zum Opfer fallen 
(fiat justitia et pereat mundus). Auf der andern Seite unterjcheidet fi 
Hepp's Lehre von den relativen Theorieen bis dahin auf das Rilhmlichſte 
dadurch, daß er den Zweck der Strafe nit in die Sicherung der Rechte 
der Individuen, fondern in die Sicherung des Staates als objektiver mo. 
ralifher und rechtlicher Ordnung fett, und deßhalb auch das Berbrechen 
nit auf die Verlegung der Rechte andrer Menfchen befhräntt (VIII. n. 
I. 233), was denn offenbar der Strafe eine objektive Bedeutung gibt, in 
der fie nicht ein bloßes Mittel für den (einzelnen, Menfchen, fondern für 
eine höhere ethiiche Ordnung iſt. Ungeachtet diejer gegenfeitigen Annähe— 
rung hört aber dennod) meine Lehre nicht auf, eine abfolute und die Hepp's, 
eine relative Theorie zu feyn, und bleibt dabei eine wejentlihe unaus- 
füllbare Differenz in der Sade, nit bloß im Ausdrud, und grade Hepp 
läßt ſich durch den gleichlantenden Ausdrud, daß der Zwed der Strafe 
die Erhaltung der Rechtsordnung fey, beftimmen die Verſchieden⸗ 
beit feines Sinnes zu überſehen. Nämlid) nad Hepp’s Lehre leiſtet die 
Strafe die Erhaltung der Rechtsordnung durd) das, was fie (als Erfolg 
außer ihr) wirkt (inden dadurd fünftig Verbrechen unterbleiben), nad 
der meinigen durch das, was fie ift (nämlich die Beurkundung der höhern 
Gewalt der fittliden Ordnung an dem Verbrecher). Dort ift fie Verhü— 
tung zufünftiger Störung, hier Wiederherftellung vergangener Störmg. 
Das zeigt ſich deutlich in der Aenßerung Hepp’s (S. IV): „Könnte der 
Staat ohne Strafgewalt beftehen, jo müßte er die Beftrafung der Ber- 
brechen ebenjo gewiß dem eignen Gewifjen des Menſchen und der göttlichen 
Borfehung überlaffen, als er dieß bei den Sünden und Yaftern thnt.” Es 
ift alfo bloß die mehanifhe Wirkung der Strafe, daß außerdem der 
Staat zerfallen wilrde, die Hepp als ihre Rechtfertigung gelten läßt, nicht 
ihre ethifhe Wirkung, daß fie an fih die Bewährung der Unverbrüch— 
lichkeit und Herrlichkeit der Rechtsordnung if. Wenn der Staat aud 
mehanifch beftehen könnte ohne Strafgewalt, fo Fünnte er doch fittlich nicht 
ſeyn ohne fie, er wäre ohne fie fein Neich der Ordnung und zwar der 
Rechtsordnung. Sünde und Pafter zu ftrafen ift nicht feine Sache, nicht 
deßwegen, weil er auch ohne das beftehen Kann, fondern defgwegen, weil er nicht 
ein Reich der Sitte und der Heiligung ift, aber Verbrechen muß ex ftrafen, 
weil er ein Reich des Rechts feyn fol. Die Eingenommenheit Hepp's aber 
gegen alle abfolute Straftheorie beruht auf einer Verkennung ihres reinen 
innerften Einnes. Daß gibt fi fund in feiner Aenßerung (IV.): „denn 
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untereinander verjchieden, je nad) dem Begriff, den man mit 
der Serechtigfeit verbindet. Nach Kant und Hegel ift das Weſen 
ber Gerechtigkeit und der Strafe die logiſche Konjequenz, nad 
der von mir (l. $. 54. 55) gegebenen Darlegung dagegen 
iſt es der unmandelbare Wille des perjönlichen Gotted und 
Herrn, jeine heilige Welterdnung aufrecht zu halten. Das 
Rejultat für die bürgerliche Strafrechtöpflege ftellt ſich indeſſen 
in beiden Auffaffungen faum verſchieden, und der Mangel der 
eriteren ijt nicht jowohl ein Mangel der Kriminaltheorie als 
des Geſammtſyſtems, obwohl ed ein jehr gewichtiges Wort ift, 
dad Hepp*) gegen Hegel und deſſen Schule ausſpricht: 
„Raubt die Hegel'ſche Philojophie, wenn fie in ihrer er- 
ftrebten Popularität erft in die Kerker gedrungen feyn wird, 
dem auf den Schaffot biutenden, oder zu lebenälänglicher 
Zuchthausſtrafe verurtheilten Werbrecher erft feinen Glauben 
an einen perjönlichen Gott und an Unfterblichfeit, wahrlich der 
Geſetzgeber müßte ſchaudern, ſolche Etrafen gegen jeine Unter: 
gebenen zu verhängen.” So bedeutende Cinwürfe denn na— 
menflih gegen Hegel’ Straftheorie noch zu machen find, 


die Strafe ift (nad) der abjoluten Theorie) für den Staat gar nicht da, 
fondern fol im Staat nur eine, diefem frende abjolute Idee realifiren.“ 
Allein die Gerechtigkeit, deren Idee die Strafe realifirt, ift feine dem 
Staate fremde dee, fondern feine eigne Idee, die Idee der Unverbritd- 
lichkeit feiner eignen Ordnung (11.8. 40) Im Gegentheil, die Idee der 
Gerechtigkeit fett ein fittliches Reich voraus, kann nicht außerhalb eines 
folden gedacht werden. Daß in Hegel’s abjolnter Theorie die Geredtig- 
feit nur die Konfequenz eines Gedantens vor und außer dem Staate ift, 
kann nicht als ein Einwand gelten gegen die abjolute Theorie an fid, 
und in ihrer wahren Bedeutung. In der That aber ift dennoch Hepp’s 
Anſchauungsweiſe zugleih von der abfoluten Theorie erfüllt, wenn er 
erflärt, er werde geftraft: quia peccatum est und nicht ne peecetur (I. 220), 
womit ſich aber eben fein Bekenntniß zur relativen Theorie nicht verein- 
baren läßt, da das gradezu der Begriff der abjoluten Theorie if. 

*) Strafredtstheorieen I— IV. 

ll. 2. 44 


690 IV. Abſchn. Die Verwaltung des Staates. 


wenn man fie in ihrem ganzen tiefern Zuſammenhang be= 
tradhtet (1. S. 55), fo enthält fie doch ald Nejultat und für 
die äußere Betrachtung die abjelute Geredhtigfeitslehre mit 
voller Energie, und hat in diejer Eigenſchaft auf die Behand— 
lung des pofitiven Strafrechts, für die es eben bloß auf das 
Nefultat und nicht auf die Deduftion anfommt, eine ſtarle 
und wohlthätige Wirkung ausgeübt'). 


8. 185, 


Aus dem Weſen der Etrafgeredhtigfeit, wie ed bier aus— 
einandergefeßt worden, ergibt fidy auch der Begriff ded Ver— 
brechens und feine Abgränzung. Verbrechen iſt danad) die 
Verlegung gegen die Herrihaft von Recht und Etaat, als der 
äußern ethiihen Ordnung auf Erden. Es muß daher, um ein 
Nerbrechen zu begründen, die Rechtsordnung (und in ihr die 
Gebote Gottes für das Zuſammenleben der Menden) verleßt 
feyn, und zwar auf jolde Weife, dab dadurch ihrer Herrlich 
feit jelbft, d. i. der Macht des Staates fie zu erhalten, Trotz 
geboten ilt. Zur Rechtsordnung gehören aber die Integrität 
der Perjon, dad Eigenthum, die Ordnung der Familie, der 
Beitand des Staates und der Kirche. 


*) Es ift befonders Abegg, der fie hier fruchtbar gemadt Hat, und, 
was ein großes Verdienft ift, ohne weder Hegel's allgeineine philofophiiche 
(pantheiftiiche) Auffaffung, noch den fpekulativen Formelkram mit herein: 
ziehen. Nun find aber in nenefter Zeit Jünger aufgetreten, denen das 
nicht genügend, fondern das Heil darin zu liegen fcheint, daß das Krimi- 
nalreht au von Hegel’iher Weltanfhanung aus ımd in Hegel’; 
her Manier bearbeitet werde. Der Gewinn, den dieſe angeblid 
„wifienihaftliche” Behandlung bringt, ift jenes nnausgeſetzte Geklapper dee 
logifhen Apparats, das einen durch die Materien des Krintinalrechte be 
gleitet, jenes beftändige Sichielbftbefiihlen, ob man denn nod auf der Bahn 
der immanenten Begriffsentwicelung ſich befinde, jenes Auflöien alltäglicher 
Wahrheiten in eine befondere Terminologie. Es ift zu bedauern, wenn 
etwa ein wirkliches Talent und Streben in diejen Feſſeln verkommt. 
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Nicht in den Begriff des Verbrechend dagegen gehören die 
Unfittlichfeit und Sünde — die (Polizei:) Uebertretung — der 
Ungehorſam und das Civilunrecht. 

1) Die Unſittlichkeit und Sünde. — Die unfittliche 
und gottwidrige Handlung ald ſolche it fein Verbrechen und 
unterliegt nicht der Strafgerechtigfeit ded Staates, weil fie 
überhaupt nicht in den Beltand der Rechtöordnung eingreift. 
Es kann daher nady Umftänden wohl (polizeiliche) Züchtigung 
und Ahndung für fie angemefjen ſeyn zur fittlihen Förderung 
und zur NReprobation des Aergerniſſes durch den Staat, aber 
nicht Strafe zur Gerechtigkeit. So 3. B. können Pöllerei 
und Eauferei, Mißbrauch des Vertrauens, jchändlicher Verrath 
der Freunde, bösliche Verftellung u. dal. nie bürgerliche Ber- 
breden ſeyn. Co ift der falſche Schwur, injofern er nur 
die Neligion verleßt, bloß Eünde, höchſtens unter Umftänden 
polizeilich zu ahnden; aber injofern er die öffentliche Religions 
ordnung, den Eid als das gemeinfame Heiligthum der menſch— 
lichen Gejellichaft verlegt — der gerichtlihe Meineid — iſt er 
Berbredyen. Die Blasphemie ift Verbrechen nicht wegen der 
perſönlichen Verſündigung gegen Gott, aber auch nicht wegen 
der Verlegung gegen die Menjchen, die eine Kirchengejellichaft 
bilden, jondern wegen der Verlegung der öffentlichen Heiligung 
bes göttlichen Namend. Es iſt überall die Verlegung der 
göttlichen Gebote: „du jollft nicht tödten, du ſollſt nicht falſch 
Zeugniß geben, du jollft nicht den Namen Gotted eitel nen= 
nen u. |. w.“, nicht die Verlegung des Nechtd der Menjchen, 
welche dieje Handlungen zu Verbrechen ftempelt; aber doch 
nur die Verlegung derjelben, wie fie der menjchlichen Gejell- 
ſchaft anbefohlen find, wie als gemeinjane Ordnung fie aufrecht 
zu erhalten ihr aufgetragen tft”). Es unterfcheidet fi) aljo das 
7») Bergl. aud) 11. 9.4. S. 202 und ebendaj. die Note S. 204. Dief 

44° 
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Berbrechen auf das ftrengfte von der Unfittlichfeit und Sünde, 
wie überhaupt die Sphäre des Rechts von der der Sittlich— 
feit*). — Keineöweges aber gehören nur die Handlungen in 
den Begriff des Verbrechens, durch welche Rechte anderer 
Menihen verlegt werden. Wie fich die Rechtsordnung Jelbit 
nicht auf die Rechte anderer Menſchen beichränft, fondern den 
Beftand der Berhältniffe nach höherem Gebote zu ihrem Inhalt 
hat, aljo aud) das Verbrechen. &8 find deßhalb 3.8. die Ver- 
leßungen gegen die Drdnung der Familie (Ehebruch, Blutjchande, 
Polygamie) nicht minder bürgerliche Verbrechen als die gegen 
das Vermögen anderer Menſchen“). Ra felbit die Verbrechen, 


Alles ift allerdings abweichend von dem göttlichen Geſetze des alten Tefta- 
ments, nad) welchem nit bloß die Verletung der Rechtsordnung, fon- 
dern jeder Gräuel vor Gott ausgerottet werden foll aus der Gemeinichaft 
des Volles. Allein die Gemeinihaft des jüdiſchen Volks und die Einrich— 
tung des moſaiſchen Gefeßes war nicht bloß Staat, fondern zugleich aud 
Kirche, und eben diefer kirchlichen, nicht der politifchen Seite gehört der 
Gedanke an, daß der Gräuel ausgerottet werden müſſſe, die kirchliche Seite 
aber hat durch den neuen Bund eine weſentliche Umwandlung erlitten. 
Zwar ftcht der Gedanke noch ebenfo unverrückt feft, daß aus der Kirche 
der Gräuel ausgethan werden muß, allein dieß hat jetzt nicht mehr durd) 
Bertilgung des Frevlers zu geihehen, ſondern durch jeine Ansfchliegung 
aus der chriſtlichen Gemeinſchaft, durch welche er felbft auch zugleich an- 
gehalten wird, daß er Buße thue. 

*) So verdienftvoll Jarke den Gedanken der wahren Strafgered;: 
tigfeit gegen die herrſchenden Irrthümer vertheidigt, fo bringt er dod 
auch jeinerjeit& wieder einen Irrthum herein, indem er Verbrechen und 
Sitnde vermifht und es dann als etwas Zufälliges, bloß anf äußern 
Gründen Beruhendes erklären muß, daß der Staat die eine Sünde be: 
ftraft, die andre unbeftraft Täßt. 

**) Inden Fenuerbach, der wahrhaft der Nepräfentant des nenen 
philoſophiſchen Kriminalredhts ift, ganz folgeridhtig im Sinne und nad) den 
Grundſätzen des Naturrehts nur Berlegungen gegen andere Menſchen als 
Verbrechen anerkennen darf, fo wird er bei dem Miderfpruche mit dem 
wirklichen Zuftande zu den fonderbarften Answegen mit Nothwendigfeit 
fortgeführt, 3. B. daß er den Ehebruch als eine Verletzung gegen Treue 
und Glauben ans Vertrag behandelt, als wenn, der die Frau eines An- 
dern ſchwächt, gegen einen Vertrag handelte, der ihn binden Könnte, oder 
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welche zegen andere Menichen verübt werden, find nicht deh- 
wegen und dadurch Verbrechen, dab fie das Recht dieſes Men- 
fchen, jondern dadurch, daß fie in ihm die Rechtsordnung ver: 
legen‘). 

2) Die bloße Uebertretung oder „Polizeiübertre- 
tung.” — Auch eine Ueberſchreitung der äußeren Gebote des 
Staates kann nicht Verbrechen jenn, wenn fie nicht gegen die 
Geſetze ‘jener Rechtsordnung gerichtet ift, jondern nur gegen die 
Gebote des Etaated zur Förderung und zum gemeinen Belten. 
Darauf beruht die wohlbegründete Unteriheidung zwiichen 
Kriminal-Verbrechen oder Vergehen und bloßen Poli- 
zeiübertretungen. Meberjchreitung joldyer Gebote nämlich 
muß allerdings gezüchtigt werden, weil in Kolge der Rechts— 
orbnung (alfo mittelbar) Gehorſam gegen die beitimmten Befehle 
der Obrigkeit Pflicht ift, und damit in Zukunft nicht überfchritten 
werde, der Staat aljo die Zwecke erreichen könne, aber fie 
dürfen nicht beftraft werden, weil fie nicht (unmittelbar) die 
Rechtsordnung verlegen. Die Uebertretung ſolcher Gebote fallt 
daher in die Sphäre der Polizei und nicht der Nechtöpflege. 
So ift Alles, was Berlegendes gegen die Gebote zur Förderung 
des MWohlitandes, der Bildung, der Sanität, der allgemeinen 
Sicherheit u. |. w. geſchieht, bloße SPolizeiübertretung. Die 
Polizerübertretung trifft nicht die Rechtsordnung in ihrer Sub- 
ftanz, nicht die geheiligten Grundlagen und Grundverbindungen 
ded menschlichen Gemeinlebens (Leben, Eigenthum, Beitand des 





im bayerifhen Strafgefeßbude, daß die Blutfhande unter dem Geſichts⸗ 
punkte des Mißbrauchs einer gefeglichen Gewalt beftraft wird, Lot's 
Töchter müßten danach unbeftraft bleiben. — 

*) Daß die Tödtung eines zum Tode Verurtheilten nicht als Verbrechen 
des Mordes oder der Tödtung zu betradhten ſey, wie Feuerbach aud 
wieder von jenem Grundfage aus behauptet, weil der Verurtheilte fein 
Recht mehr habe auf fein Leben, ift alſo aud völlig unrichtig. 
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Staates), Sondern nur Zwede und Aufgaben, welche die menſchliche 
Gemeinichaft von diefen Grundlagen aus anjtrebt. Handlungen, 
welde nicht gegen diezehn Gebote, jondern nur gegen 
Anordnungen ded Staates find, fallen nit in die Kategorie 
der Verbrechen, fondern der Polizeiübertretung (II. $. 4). 

Ungeeignet dagegen ift die häufig angenommene Begriffe- 
beftimmung der Polizeiübertretung ald der gemeingefähr— 
lihen Handlungen. Dad Kriterium der Gefährlichkeit ift 
nämlid), wenn man ed auf die übertretende Handlung bezieht, 
durchaus ımrichtig, da dieſe nie um ihrer Gefährlichkeit, jondern 
immer um ihrer Geſetz-, johin Rechtswidrigkeit willen beftraft 
wird, und ift, wenn man ed auf den Inhalt und Zweck des 
übertretenen Gebotes bezieht, wenigſtens nicht durchaus zu— 
treffend, indem zwar allerdings mehrere der polizeilich Itrafbaren 
Handlungen um ihrer Gefährlichfeit willen verboten find, 3. B. 
Unterlaffung der Impfung, der Todtenbeſchau, Vagabundiren, 
aber doch ein ebenjo großer Theil der Polizei-Gebote und 
Verbote nicht die Abwehr irgend einer Gefahr, jondern pofitive 
Zwecke, als Wohlftand, Bildung, Eitte, zum Gegenſtand hat, 
3. B. Schulbeiud, Beobachtung öffentlicher Ehrbarfeit. 

3) Der Ungehorſam und dasKivilunredt. Selbſt 
Handlungen, weldye die Rechtsordnung verlegen, find nur dann 
Verbrechen, wenn fie der Herrichaft und Dem Anjehn des Staates 
Troß bieten. Dadurch unterjcheidet fich dad Verbrechen von 
dem bloßen Ungehorjam gegen die Rechtözejege (z. B. der 
Berfafjung) und dem Civilunrecht oder der Widerredhtlichkeit. 
Denn im Stante, da er nur ein Außerliches Reich iſt, bloß 
That nicht Gefinnung fordert, dürfen ed die Menjchen darauf 
ankommen laffen, daß der Staat fie zwinge, es ilt gegen ihn 
nicht (mie gegen Gott) eine Verlegung jener Herrlichkeit, wenn 
fie ihm nicht freiwillig geherchen, wenn fie jeine Gebote über- 
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treten. Eine jolde wird ed nur dann, wenn die Uebertretung 
von der Art ift, Daß die freche Verachtung der höhern Ordnung 
in ihr Sich Fund gibt. Dieß zeigt fi) aber in Folgenden: Das 
Verbrechen iſt immer ein pofitiver Eingriff in die öffentliche 
Rechtsordnung oder die Nechte Anderer, der Ungehoriam und 
dad Sivilunrecht nur ein negativer. Jenes iſt z. B. begründet 
durdy Aufhebung oderVereitelung von Berfaffungseinrichtun- 
gen (Aufruhr, Beitehung bei Wahlen), dieje durch Verweigerung 
der eignen Handlung (Nichterjcheinen in der Verſammlung, fort 
währende Ausübung eined nichtzuftändigen Standesrechtes); 
jened durch Entreißung (Diebitahl, Raub), dieje durch Vorent— 
haltung (Nichtherausgabe des Eigenthums, Nichtbezahlung des 
Darlehns); jenes durch Bildung falſcher Thatſachen, auf welchen 
Treue und Glauben beruhen (Kriminalbetrug, 3.B. wenn Jemand 
ih für einen Andern ausgibt, wenn er Urfunden fälſcht, fal- 
ſches Maaß und Gewicht bat), dieie durch Bemäntelung der 
beftehenden Thatſachen (Givilbetrug, z. B. falihe Vorſpiege— 
lungen zur Eingehung eines Geſchäfts, Verhüllung der Fehler 
eines Pferdes, Verläugnung der Laſten auf einem Haufe). — 
Ferner die verbrecheriſche Handlung iſt immer an ſich (in thesi) 
ſchon ihrer Form nach gegen das Recht, die bloß widerrechtliche 
iſt es unter den gegebenen Umſtänden (in hypothesi), könnte 
unter andern (oft ſehr zweifelhafter Beurtheilung) auch recht— 
mäßig ſeyn. So z. B. ſind Diebſtahl, Urkundenfälſchung an 
ſich und ſchlechterdings Unrecht, dagegen für Verweigerung der 
Heimzahlung eines Darlehns kann es rechtfertigende Gründe 
geben, für Verhüllung der Mängel des Kaufobhjekts iſt Feine 
genaue Gränze, in welchem (mehr oder weniger vortheilhaften) 
Zuftand e8 gezeigt werden, welche Seite bei der Beiprechung mehr 
hervorgehoben werden müßte. Es kann ſich aber nur in jenen 
Handlungen, die unter feiner Voraudfegung gerechtfertigt find, 
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ein Troß gegen die Herrichaft der Rechtsordnung beurfunden. — 
Endlich die verbrecheriſchen Handlungen find, wenigjtend ge- 
wöhnlich, von der Natur, daB fie darauf abzweden, dem Staate 
auch die Durchſetzung der gejeglihen Anforderung 
unmöglich, alfo ihn ohnmächtig zu madyen gegen den verbres 
cheriichen Willen, während die bloß widerrechtlihen hierauf nicht 
abzweden; 3. B. Nichtbezahlung eined Darlehne, Berläugnung 
der Paften bei einem Hausverkaufe, Webervortheilung bei einem 
Geſchäfte find gar nicht darauf abgejehen, dem Beichädigten die 
rechtliche Hülfe unmöglich zu machen, dagegen Diebftahl, Krimi: 
nalbetrug (Urkundenfälſchung, falſches Maaß und Gewicht) gehen 
wenigftend in der Negel darauf hin, die Beihädigung dem 
Beſchädigten gänzlidy oder doch jo lange zu verbergen, bie ihm 
die Gerichte felbft faum mehr helfen können, bei den jchwereren 
Verbrechen (Mord, Raub, Brandlegung) erhellt e8 von jelbft, 
daß fie auf einen unmwiederherftellbaren Schaden, auf Erreihung 
eines Erfolges zum Troße der Ordnung ded Stanted abzmeden. 

In diefer Weiſe unterjcheidet fi das Verbrechen von der 
Sünde und Unfittlichfeit, von der Poligeiübertretung, vom 
Ungehorſam und Civilunrecht. Doch verſteht es ſich auch hier 
wieder, daß damit überall nur das Princip des Unterſchiedes 
bezeichnet iſt, eine ſcharfe und genaue Gränze für die konkreten 
Handlungen aber nur durch die poſitive Legislation gegeben 
werten kann). 


*) Ich kann mich durch die neueſte Bearbeitung dieſer Lehre bei 
Köſtlin nicht bewogen finden, an meiner Begriffobeſtimmung des Ver— 
brechens Etwas zu ändern. Daß es ungeeignet iſt, mit Hegel den Betrug 
als eine eigne Klaſſe von Unrecht zwiſchen dem Civilunrecht und Verbrechen 
zu ſtellen, daß dafür aber der Begriff des Verbrechens gleich von vorn 
herein in ſeinem Verhältniß zur bloßen Uebertretung beſtimmt werden 
muß, hat Köſtlin ebenſo wie ich angenommen. Köſtlin's Unterſcheidung 
zwiſchen Civilunrecht und Verbrechen: „daß bei jenen die zwiſchen allge— 
meinen und beſondern Willen eingetretene Differenz noch nicht für den 
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8. 186. 
Die Strafe mub ein Uebel feyn, das ift ihr Begriff. 
Es gibt Feine Bewältigung des Willens in feiner Subftanz 


— — — — — 


beſondern Willen da iſt, dieſer vielmehr noch in dem guten Glauben be— 
harrt“, daß ſich letzterer noch „in ſeiner Einheit mit erſterm glaubt“ (S. 27 
n. ©. 30. 31) iſt nicht haltbar; denn dann müßten überall die erwieſene 
mala fides, der civilrehtlihe dolus, die bewußte Läugnung ı. |. w. als 
Berbrechen beftraft werden. Hegel jelbft ſetzt richtig den Unterfchied des 
bloßen Civilunrechts vom Berbreden in die Anerkennung des Rechts, 
das jenes noch enthält; aber er gibt nicht näher an, worin dieje Anerken⸗ 
nung fidh zeigt, was eben Gegenftand meiner Ausführung ift. Es hat and 
nad ihm den Anfchein, ale wenn er gleichfalls wie Köftlin die ſubjektive 
Redlichkeit dabei inmer voransfeße, indem er fagt: „fein Unrecht befteht 
nur darin, daß er das, was er will, fir das Recht Hält“ 8.86. Ebenſo 
unhaltbar ift Köftlin’s Begriffsbeſtimmung der Polizei-MUebertretung als des 
blog „mögliden Unrechts“, das „weil es nod nicht zu pofitiver 
Eriftenz gediehen ift, nicht Gegenftand einer Wiederaufhebung feyn, fondern 
nur die Thätigkeit der Vorbeugung und des Schutzes gegen fi) hervor» 
rufen kann“ (S. 31). Das ift eine unzuläffige Uebertragung des Cha- 
ratters, der den Polizeigefegen und auch mir theilweife zukommt, auf die 
Bolizeiübertretung. Der Zwed der Polizei als Inftitntion ift es, umd 
auch nur zum Theil, möglides Unrecht zu verhilten, aber das Polizei— 
vergehen ift nicht ein mögliches Unrecht, fordern ein wirkliches, und vielfach 
ift felbft der Zwed der Polizei-Inſtitution, alfo der Polizeiverbote nicht, 
ein Unrecht zu verhüten, fondern eine ſittliche Ordnung und Geftalt des 
Gemeinweiens zu erhalten oder doc zu erreihen. So 3. B. wer bie 
öffentliche Ehrbarkeit verlegt durd; Skandal, begeht doch offenbar kein 
mögliches, fondern ein wirkliches Unrecht, und felbft das Verbot des 
Standals will nit ein Unrecht verhüten, fondern eine ethifche Ordnung 
erhalten. Damit im engften Zufammenhange fteht Köftlin’s Eintheilung 
der Polizei in „Bormundichaftspolizei”, welche die Individuen zur ſpontanen 
Beforgung ihres eignen Wohle erhebt, „Hülfspolizei”, die fie in ihrer 
bereit8 vorhandenen ſpontanen Beftrebung hiefür nnterftiltt, und „Rechts: 
polizei, welche zur Aufgabe hat, das Einzel: und Geſammtwohl gegen 
mögliche Verletzungen zu fihern, die ihm theils durch Umftände und Ereig- 
niffe, welhe von der menſchlichen Willkühr niht abhängen(!), 
theils aber auch .... von den Handlungen der Cinzelwillen drohen“ 
(S. 6925. Auch hier ift die Polizei, ftatt nad) ihrem objektiven Inhalt 
und Zwed für das Leben (in Sicherheits-, Wohlftands-, Sitten-, Bildungs: 
polizei u. f. w.), nad) der völlig abftraften und untergeordneten Rückſicht 
ihrer Einwirkung auf das Individuum, ob fie diefes zur Thätigfeit antreibt 
oder die bereits thätige unterſtützt, aufgefaßt. Dazu kommt nod, daß das 
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oder der VPerjönlichkeit, ald fie leidend zu madyen. Daß der 
Merbrecher einen Schmerz habe, darauf ift e8 bei der Strafe 
abgejeben, wenn ſolches auch im Einzelnen nad) feiner bejondern 
Beſchaffenheit zufällig auöbleiben mag. Ein ſolches Uebel ift 
vor Allem die Vernichtung des Verbrechers — die Lebens— 
ftrafe; denn die Exiſtenz ilt das, was der Wille, die Perjön- 
Iichfeit vor Allem will, deffen Verluſt fir am ſchwerſten em- 
pfindet. Ein fernered Uebel ift die theilweije Vernichtung der 
Eriftenz und der förperlihe Schmerz: Verſtümmelung, Mar: 
tern, und im geringften Grade körperliche Züchtigung — die 
Leibesftrafen. Dann die Entziehung der äußern Welt mit 
der Befriedigung, die fie gewährt — die Kreiheitäftrafen, 
und die Entziehung der Achtung der Mitmenſchen, die ebenfo 
Bedingung unjerer Pebensbefriedigung ift — Ehrenftrafen. 
Das find im Allgemeinen die möglichen und in der Geichichte 
verwirflichten Arten der Strafe; inwiefern fie angemeffen find, 
ſoll Später unterjucht werden. 

Te größer oder geringer dad Verbrechen, die Auflehnung 
gegen die Herrlichkeit des Staates, deito größer oder geringer 
auch die Strafe, die Beurfundung der böhern Gewalt des Staates 
an der Perſon des Thäters. Die Gerechtigkeit fordert die 
Verhältnigmäßigfeit der Strafe mit derjelben Nothmwendigfeit 


dritte: Glied der Eintheilung, die Rechtspolizei, wieder auf einem ganz 
andern Fundament ruht, nämlich ihr Begriff iſt nicht die Wirkung auf die 
Handlungen der Individuen, ſondern auf den Erfolg, gegen irgend welchen 
Schaden, durch Menſchen oder Natur zu ſichern. Uebrigens iſt es an ſich 
ſchon eine ſtarke Inkonvenienz, unter den Begriff der Rechtspolizei 
die Verletzungen durch Naturereigniſſe zu zählen. Wenn man die ganze 
Rechtslehre dadurd finden will, daß man den Begriff des allgemeinen und 
befondern Willens in allen Graden und Arten der Entgegenfetung betrachtet, 
wie man etwa einen Beutel mit feinen Falten in alle möglichen Figuren 
bringt, dann find ſolche Verſchiebungen der Dinge, jelbft wenn man fie an 
ſich nad) natürlicher Anlage nnd natürlihem Blicke richtig würdigt, die 
unvermeidliche Folge. — 
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als die Strafe jelbit, weil fie in gleicher Meile unausbleibliche 
Herrichaft ded Staates und unantaftbare Sicherung der Perjon, 
ſoweit fie nicht ſchuldig ift, fordert. — Wäre die That für ſich 
allein Etwas, und würde die verbredheriiche That nach der 
Gerechtigkeit vernichtet, jo müßte ein Verbrechen wie dad andere 
beftraft werden, denn eind wie das andre muß abſolut aufge: 
hoben werden, dann hätte Drafon Nedt. Allein die That ift 
nur Etwas ald Aeußerung der Perfönlicdyfeit des Thäters, 
und in feiner, nicht in der That Bewältigung beiteht Gerech— 
tigfeitt und Strafe. Der Thäter aber ift noch Etwas außer 
diejer That, er ift in andrer Beziehung wieder im Gehorfam 
und der Achtung gegen den Staat, muß wenigftend in allen 
Beziebungen, fomeit er nicht dad Gegentheil bethätigt, jo an- 
genonmen werden. Eo lange alfo nicht die höhere und hödhfte 
Nichtadhtung der Herrichaft der Rechtsordnung von ihm beur- 
fundet worden, muß er aus Nüdliht auf dieje legitime Geſin— 
nung, die noch in ihm ift, geihüßt, vor Strafe bewahrt werden 
und fann der Strafe nur ſoweit unterliegen, ald in der be— 
gangenen That ein Grad diefer Auflehnung vorhanden ift. 
Deßhalb befteht eine Stufenfolge der Verbredhen und 
danadı der Strafen. — 

Da das Verbrechen wie jede That die doppelte Beziehung 
bat, die äußere des Objekts und der Wirkung, und die innere 
des Entichluffes, jo beftimmt fid) der Grad des Verbrechens nad) 
zwei Nüdfichten, nach der vbjeftiven Beichaffenheit der That 
und nad) der fubjeftiven Beſchaffenheit des Entſchluſſes, d. i. 
nach der Größe der Verletzung und nad der Größe der 
Berihuldung. 

Die Größe der Verlegung beruht: 

1) auf der Qualität des verlegten Gebotes und bez. Rechts, 

ob dieſes ein höheres, heiligers — (Werbredhen gegen das 
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Leben und gegen die Eriftenz des Staates, gegen die Integrität 
oder Freiheit der Perjon, gegen dad Eigenthum u. |. w., Dieb- 
ftahl, der die heiligen Schranfen des häuslichen Schutzes ge- 
waltiam durdhbricht — mit Einbruch — oder der das häus- 
liche Vertrauen mißbraudt, oder der an befriedeten Sachen 
verübt wird, im Verhältnig zum einfachen Diebftahl u. dgl.); 

2) auf dem Erfolg der verlegenden That — (Bollbrin- 
gung, Verſuch); 

3) auf der Urjächlichkeit der That (nicht des Millens) zu 
der Verlegung (Urheber — Gehülfe u. |. w.). 

Die Größe der Verihuldung beruht: 

1) auf dem Grade der Willensfreiheit, der vollen oder 
geminderten Zurechnung (I. $. 43); 

2) auf der Art der Willensrihtung (Abficht, Direkte, 
indirekte, Fahrläſſigkeit): 

3) auf der Stärfe und Intenfivität des verbredhe- 
riihen Willend (Prämeditation, Jähzorn, ruchloſe Freude an 
der That u. |. w.). 

Dieſer Stufenfolge der Verbrechen entipricht die Stufen: 
folge der Strafen. 

Das Leben des Menſchen ift das Höchfte, deſſen Schuß 
dem Staate aufgetragen iſt, der heiligfte Beftandtbeil und In— 
halt feiner Ordnung, denn es iſt das Höchſte, was der Menſch 
äußerlich verlegen Fan. Gott jelbft fann der Menich äußerlich 
nicht verlegen. Der Mord zernichtet aber das Ebenbild Gottes 
und ift darum das höchſte Verbrechen”). Deßwegen fordert 
der Mord auch die höchſte, die vollftändige Strafe: die Ver— 
nichtung des Verbrechers — die Todesſtrafe. Wer fid) zum 


*) Als Berbreden ift deßhalb der Mord viel ftärker ala Gottes— 
läfterung, als die Sunde gegen den heiligen Geift, wenn er aud als 
Sitnde oft hinter diefen zurüdftehen mag. 
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Herrn über das Leben aufgeworfen, gegen den fann die höhere 
Gewalt des Staated und der göttlichen Drdnung nur durch 
feine eigene Hinrichtung beurfundet werden. Der zeitliche Tod 
ift in die Hand des Staated gegeben, da er das zeitliche Reich 
Gottes ift, ald feine höchſte Strafe. — „Die Obrigfeit trägt 
dad Schwert nit umſonſt“ — und fie muß nad) der Gerech— 
tigkeit (bier ift nicht von der Gnade die Rede) unausbleiblich 
felgen auf die vollftändige (d. i. prämeditirte und gelungene) 
Verübung dieſes Verbrechens. Cine Gejeßzebung, melde auf 
den Mord nicht die Zodeöftrafe, jondern nur Freiheitäftrafe 
jeßte, würde dad Geſetz, welches dad Leben jhütt, nicht in 
feiner vollen Heiligkeit erhalten, alfo weit entfernt eine menſch— 
liche zu fen, würde fie im Gegentheil die Achtung vor dem 
Menfchenleben verläugnen, fie wäre eine ungerechte Gejeß- 
gebung *). 


nn — — — 


*) Die Einwendungen, die man gegen die Zodeöftrafe macht, paſſen 
auf alle Strafen. „Die Unterthanen können Über ihr Leben bei Eingehung 
des Staatövertrags nicht pacisciren.” (Beccaria) —- ebenjowenig über 
ihre Freiheit, zumal wenn fie fiir den größern Theil ihres Lebens ihnen 
entzogen werden fol. „Der Etaat kann das Leben nicht geben, darf es 
daher audy nicht nehmen.” Der Staat fann and) fein Jahr des eigent- 
lichen Lebens, der freien Thätigfeit und Gefumdheit, welche das Gefängniß 
entzieht, geben. Iſt der Staat bloß eine Gefellfhaft und feine Gewalt 
von den Menfchen, fo hat er keine Macht über das Leben, aber auch nicht 
über die Freiheit; ift ev aber von Gott, der da Herr ift über das Leben, 
das er gegeben, fo ift fein Grund ihm das höchfte Strafrecht abzulängnen. 
Ebenjowenig genügt die Argumentation gegen die ZTodesftrafe aus dem 
Standpunfte des Ehriftenthums, weil der neue Bund ein Stand der Gnade 
und nicht des Geſetzes und Gerichts fey, und durch das hriftliche Lebens⸗ 
princip ein Keim in die Menichheit gelegt fey, der notwendig zuletzt zu 
einem Reich der ſchönen Lebensfitte fi entfalten muß, in dem diefe 
Schauer feinen Raum mehr haben. Wenn das Ehriftenthum die Todesstrafe 
befeitigen fol, jo fann dich nur dadurch gefchehen, daß es die Urſache der: 
jelben, den Mord, befeitigt, und zu diefer Abfchaffung wollen wir freudig 
Amen jagen. Aber wenn der Deord bleibt, dennoch die Todesftrafe befei- 
tigen kann das Chriftenthyum um fo weniger, als e8 alle Gebote und fo- 
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Dem Morde gleih fteht Empörung, Hochverrath 
in feinem höchſten Grade; denn dieſes Verbrechen ift gegen 
die Eriftenz des Staates jelbit ald der Anftalt, weldye die 
ganze Nechtsordnung und aud das Leben jhüßt, gerichtet. 
Daß der Empörer einen neuen Staat, eine andere Obrigfeit 
an die Stelle derer, die er vernichtet, jeßen will, ift feine Eut- 
ſchuldigung; die beftehende ift geheiligt. — Kür andere Ver— 
brechen ift die Zodeöftrafe nicht gerechtfertigt, fie kann ent- 
ſchuldigt feyn als Nothrecht, aber nie geheiligt durch die For- 
derung der Gerechtigkeit”). 


nad das „du follft nicht tödten” nicht gelinder, fondern firenger nimmt, 
als es irgend außer ihm geſchieht. Das Chriftenthum ift nicht gekommen, 
die ethiſchen Gefege der Welt aufzuheben, jondern zu erfüllen. &o wenig 
das Chriſtenthum die Naturordnung aufhebt, daß Tod, Krankheit und 
Armuth beftehen in Folge der Sünde, fo wenig die ethifche Ordnung des 
Staates. Der Staat aber bleibt immer ein Neid des Geſetzes. Das 
Chriſtenthum verheißt auf Buße und Glauben wohl die Erlaffung der 
ewigen Strafe, aber nicht das Wegfallen aller zeitlichen Uebel. Ebenfo 
liegt e8 in riftlicher Sefittung, den venigen Verbrecher wieder als Glied 
der fittlihen Genteinshaft anzuerkennen, ihm nad beftandener Etrafe die 
Ehrenhaftigfeit wieder zu geben, die iiber die Perſon hinaus fi erftref- 
fende Strafe, als z. B. die Vermögensfonfisfation, die Ehrlofigleit der 
Kinder abzuschaffen; aber nicht die von der Gerechtigkeit für die bürger- 
lihe Ordnung gebotene Strafe felbft aufzuheben. Das göttlihe Gebot 
„wer Blut vergießt, deß Blut joll wieder vergoffen werden“, ift aud nicht 
etwa dem jüdifchen Volke, jondern lange vor der jüdifchen Zeit gegeben, 
und auch das neue Teftament jagt: „Die Obrigkeit führt das Schwert 
nicht unfonft.“ 

*) Weber die Abſchaffung der Todesftrafe in den Grundredhten der 
Deutſchen füge ih hier zwei Stellen aus meiner Schrift: „Die deutſche 
Reichsverfaſſung u. f. mw.“ bei: „Ueberdieß macht e8 einen eignen Eindrud 
... ., daß die Abfchaffung der Todesſtrafe, ftatt (wenn fie einmal gewollt 
wird) ein Geje oder vielmehr eine Weglafjung im Strafgefegbude zu 
feyn, bier als ein Grundreht ausgeiproden wird. Soll es ein Grund» 
recht des Deutfchen jeyn, daß, wenn cr gemordet wird, feinen Mörder 
nit die Hinrichtung trifft, oder ſoll e8 ein Grundrecht des Deutichen 
ſeyn, daß wenn er mordet, ihn nicht die Hinrichtung trifft? Iſt das 
deutfche Volk ein Aſſaſſinenvolk? ... .“ (S. 63.) — „Die Spite aber diefes 
Prineips ift die Abſchaffung der Todesftrafe. Schon wenn man diefe ganz 
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Erhöhung der Todesitrafe durch Martern, deßgleichen ver- 
ſtümmelnde Strafe find verwerflid. Solche Strafen durd 
Menjchen ausgeübt, find nicht von Rache rein zu halten, daß 
das Leiden des Verbrecherd zum hervortretenden Moment werde 
ftatt der Beugung feines Willend unter das Anjehen des Ge- 
ſetzes. Dann aber find diefe Feiden jo individueller Natur, 
daß fie nur für die moraliiche Gerechtigfeit und Etrafe und 


— — — — — 


vereinzelt betrachtet, ſo hat mit ihr der Staat die tiefſte Berechtigung nnd 
Berpflichtung aufgegeben, die ihn als Vertreter einer fittlihen Ordnung 
zukommt, die Handhabung der Gerechtigkeit auf Erden, insbefondere gegen- 
über der Verlegung des heiligften der ihn anvertrauten Güter, des menfd- 
lichen Lebens. Er tritt dadurch herunter in die profane Stellung einer 
bloßen wechjelfeitigen Verfiherungegeiellihaft für die beliebige Bewegung 
und den Wohlſtand Er madt fid eben damit nach Naturgefeten feine 
eigne Eriftenz unmöglich; er wilrde, wenn er nicht erfüllt, was jedes un- 
befangene menfchlihe Gemüth als Gebot erfennt, hervorrufen, daß es 
Andere erfüllen, und würden Blutrache und Bolksjuftiz an die Stelle der 
Strafrehtöpflege treten. Es hat deßhalb bis jet auch noch fein Bolf, 
wenn gleich in derjelben falfchen Lehre befangen, fo wenig praftiihen Sinn 
gehabt, ihre VBerwirflihung zu verſuchen. Nur für politifche Verbrechen 
hat man in Frankreich die Abjchaffung der Todesftrafe ausgefproden, und 
das ift natürlich, dem wo nicht mehr eine Autorität de jure, fondern nnr 
eine Autorität de facto vorhanden ift, kann man den Angriff auf fie auch 
nit mehr von Rechtswegen mit dem Zode beftrafen, es wird dafür defto 
häufiger thatfächlid im Straßenkampfe gefhehen. Nun aber in diefem 
ganzen Zufammenhange der Grundredite betrachtet, ift die Abfchaffung der 
Todesftrafe der Schlußftein in dem Syſtem des Schußes der Revolution 
gegen die öffentlihe Ordnung. Tagespreſſe, Plafate, demokratiſche und 
den Aufftand mmmittelbar verbreitende Vereine, unbedingt freie Volksver— 
famntungen in Maffe, die man doc nicht täglich wegen befonders „drin- 
gender Gefahr” unterfagen kann, bei Arretirumgen in Maffe nad einem 
Ausbruch die faft unausflihrbare Auflage der Ablieferung an die Gerichte 
nah 24 Stunden und des rihterlihen, mit Enfcheidungsgrinden verjehe- 
nen Befehls, und in Verbindung damit die Inverhaftbarfeit der Kammer- 
glieder ohne Zuſtimmung der Kammer, endlih Sicherung gegen die Todes- 
ftrafe und daher die zuverfäffige Ansfiht auf die Anmeftie - Anträge in 
den Kammern oder eine glüdlidyere Wiederholung des Aufftandes, — das 
ift die Eine zufammenhängende große März - Errungenschaft, welche durch 
diefe Partie der Grundrechte dem dentichen Volke und den deutichen Staa- 
ten verbürgt werden.“ (©. 67.) 
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tigfeit jelbft, fie liegt im Weſen der fittlihen Macht wie diefe, 
ift eine Herrfcheridee wie diefe. Der der Strafe verfallen ift, 
fann noch Gnade finden. Die Gnade Tann aber dem Scul- 
digen nicht von ſeines Gleichen werden wie das Gericht, ſon⸗ 
dern nur von dem Höbern, der die urjprünglide Machtvoll- 
kommenheit bat, und fie tft nicht Sache des Geſetzes — denn 
das Geſetz enthält bloß das Gericht — fondern einer freien 
Perjönlichkeit. Dieb ift das freie, an feine Form gebundene 
Begnadigungsrecht, weldes den Regenten (niemald den 
- Gerichten) zufteht. — Die Begnadigung ded Verurtheilten ift 
Kun ihrem Weſen nah ein Aft der Liebe zum Individuum, 
der Barmherzigkeit, die im Verhältniß zum Gefeße und zur 
Gerechtigkeit Gnade ift; aber eben nicht der bloßen Liebe und 
Barmbderzigfeit, fondern in unauflösliher Verbindung und 
Beziehung zur Gerechtigkeit. Die Begnadigung nämlidy kann 
zwar niemald von der Gerechtigkeit ſelbſt gefordert ſeyn, denn 
die Gerechtigkeit als ſolche enthält nicht die Gnade; aber die 
wahre Gerecdhtigfeit ift immer — wie das göttlidhe Urbild 
dieß zeigt — auch von der Gnade, wiewohl ald etwas von 
ihr Verſchiedenes, begleitet. Umgekehrt darf die Gnade, wies 
wohl fie aus einer eigenen felbitftändigen Duelle entipringt, 
doch die Gerechtigkeit nicht aufheben und verlegen. Die Be- 
gnadigung joll daher nur da eintreten, wo fih Anhaltspunkte 
finden, nicht zwar die Strafe ald minder gerecht zu bezeichnen 
— denn die Gerechtigkeit ſoll ja nicht durch die Gnade erfüllt 
werden — fondern die Forderungen der Liebe, die Rüdjicht auf 
das Individuum ald eben jo gewichtig neben denen der Ge— 
vechtigkeit zu erfennen. Solche find vor Allem die tiefer lie- 
gende fittlihe Empfänglichfeit des Verbrechers, durd die er 
feiner Perfönlichfeit nach einen Anziehungspunft für die Liebe 
und Gnade bietet, wenn er gleich jeiner That (und dem Ent- 
45” 
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ald worin fi) vor Allem die Majeftät ded Staates bewährt, 
ift befonderd bei der höchſten Strafe die Anforderung, ſonſt 
wenigſtens öffentliche Berfündigung der Straf. Die Ab- 
ſchreckung wird damit auch von ſelbſt erfolgen. Die Präven- 
tion wird eben durch Freiheitäitrafen im Gegenſatze zu Ver: 
ftümmelungen, alſo auch dadurch, daß das Gerechte geſchieht, 
erreicht. Eine Hauptrückſicht ift bier aber die Befjerung. 
* Die Sorge für die religiöfe Belehrung der Verurtheilten, und 
bei denen, die Freiheitsſtrafen leiden, auch für ihre Gewöhnung 
zur Arbeit und ihre Befähigung, dereinit beim Rücktritte in 
die bürgerliche Geſellſchaft ſich ehrlidy zu nähren, diefe Sorge 
ift eine der erften Pflichten der Menjchlichfeit und Aufgabe des 
Stanted. Die Strafe, and die Todesſtrafe abjchaffen kann 
das Chriftentyum nicht, aber die Befferung ald ein eben jo 
bedeutended Moment unftreben ald die Strafe, die Strafan- 
ftalten zu NRettungsanftalten machen, dad kann und joll das 
Chriſtenthum. Bis jeßt iſt es der Weg zu noch tieferem 
fittlihen Verfall, wenn Einer der Gerechtigkeit des Staates 
anbeimfällt, und ift darum mit Grund eine der ernftelten Be- 
ftrebungen der Menfchenfreunde und der Regierungen, bier 
Hilfe zu Schaffen. Das ift aber wieder die Karrifatur Diefer 
fittlihen Würdigung der Strafanftalten, wenn fie zu Induſtrie⸗ 
anftalten gemacht werden, jo daß das Erträgniß die Haupt: 
lade wird, die Arbeitsgeichiclichfeit Stellung und Behandlung 
beitimmt u. |. w. 


8. 187. 


Auch in dem äußern Reiche des Staates fo gut als in 
dem ewigen fittlihen Reiche kann nicht bloß die Gerechtigkeit 
bereichen, fondern ed muß in ihm die Gnade, die Liebe zum 
Individuum, in gleiher Weife ſich offenbaren wie die Gerech— 
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tigkeit jelbft, fie liegt im Weſen der fittlichen Macht wie diefe, 
ift eine Herricheridee wie diefe. Der der Strafe verfallen ift, 
fann noch Gnade finden. Die Gnade fann aber dem Scul- 
digen nicht von ſeines Gleichen werden wie dad Gericht, fon- 
dern nur von dem Höhern, der die urſprüngliche Machtvoll- 
fommenheit bat, und fie ift nicht Sache des Geſetzes — denn 
dad Geſetz enthält bloß dad Geriht — jondern einer freien 
Perjönlichkeit. Dieb iſt das freie, an feine Form gebundene 
Degnadigungdredht, welded den: Regenten (niemald ben 
Gerichten) zuftehbt. — Die Begnadigung des Verurtheilten tft 
nun ihrem Wejen nach ein Akt der Liebe zum Individuum, 
der Barmherzigkeit, die im Verhältniß zum Gejeße und zur 
Gerechtigkeit Gnade iſt; aber eben nicht der bloßen Liebe und 
Barmherzigkeit, jondern in unauflösliher Verbindung und 
Beziehung zur Geredtigfeit. Die Degnadigung nämlich kann 
zwar niemald von der Gerechtigkeit jelbit gefordert jeyn, denn 
die Gerechtigkeit als ſolche enthält nicht die Gnade; aber die 
wahre Gerechtigkeit ift immer — wie das göttlidhe Urbild 
dieß zeigt — auch von der Gnade, wiewohl ald etwad von 
ihr Verſchiedenes, begleitet. Umgekehrt darf die Gnade, wie: 
wohl fie aus einer eigenen felbftftändigen Duelle entipringt, 
doc) die Gerechtigkeit nicht aufheben und verleßen. Die Be- 
gnadigung joll daher nur da eintreten, wo ſich Anhaltspunkte 
finden, nicht zwar die Strafe ald minder geredht zu bezeichnen 
— denn die Gerechtigfeit ſoll ja nicht durch die Gnade erfüllt 
werden — fondern die Forderungen der Liebe, die Rückſicht auf 
das Individuum als eben fo gewichtig neben denen der Ge- 
vechtigfeit zu erkennen. Solche find vor Allem die tiefer lie 
gende fittlihe Empfänglichfeit des Verbrechers, durch die er 
jeiner Perfönlichfeit nach einen Anziehungspunft für die Liebe 
und Gnade bietet, wenn er gleich jeiner That (und dem Ent- 
45* 
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ichluffe, der ihn zu ihr trieb) nach vollftändig der Gerechtigkeit 
verfallen ift. Sie kann ſich zu erfennen geben dadurd, daß 
unbeilvolle Umftände ohne tief verbredheriiche Natur ihn zur 
That gebracht haben, daß er einer großen, vielleicht edlen 
Perfuhung (3. B. Elternliebe) unterlegen. In geringerem 
Grade aud die Rüdficht auf eine leidende und befonders wohl- 
verdiente (das will nicht jagen angejehene) Kamilie, 3. B. des 
ren Söhne alle für’d Vaterland gefallen. Gerechtigkeit und 
Gnade find danach nicht gleichartig, die Gründe beider können 
daher nicht gegeneinander berechnet werden. Es fünnen nur 
die Anforderungen beider da, wo Alles feine Einheit und fein 
gemeinſames Maaß hat, aljo auch die höchſte Gerechtigfeit 
und höchfte Barmherzigkeit geeint find, in dem Innerſten einer 
Perſönlichkeit — bier des Souveraindg — gegeneinander ab- 
gewogen und in dieſer höchften Inſtanz nad) einer unmittel- 
baren Ueberzeugung über fie entichieden werden. Die Gerech— 
tigfeit bleibt aber immerhin dadurch auch gewahrt, dab das 
Gericht über den Schuldigen geſprochen wird, daß der Arm, 
der ihn für feinen Frevel treffen joll, jchon erhoben ift und 
nur freiwillig durch diefelbe Macht und dafjelbe Anfehen, die 
er verleßt, zurücgehalten wird. Die Gnade wird auch in der 
Regel (Ausnahmsfälle müffen gelten, da bier Alles in Srei- 
heit des Regenten fteht) nur in Erlaffung der hödhften abſo— 
Iuten Strafe (Zodesftrafe) und Herabfegung der andern, nicht 
in gänzlicher Erlaffung aller Strafen beitehen. — Die Begna- 
digung ift alfo nicht eine willführliche Barmherzigkeit, fondern 
die an beftimmte Motive ſich anjchließt, der Monarch ſoll nicht 
grundlos begnadigen, und e8 ift nicht etwa Die hödhfte Feier 
des Begnadigungsrechts, wenn ein recht verruchter Verbrecher 
begnadigt wird, Damit die Gnade noch gewaltiger fey als die 
Gerechtigfeit und die Freiheit des Monarchen gewaltiger ald das 
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Geſetz. Sie iſt aber auch keineswegs ein bloßes Mittel für 
die Gerechtigkeit, Die materiellen Anforderungen derjelben zu 
befriedigen im Gegenſatzze gegen die formalen, obwohl fie 
dieß nebenbei auch leiftet, jondern fie hat ihren eigenthüm— 
lihen Boden im Gebiete der Liebe und Barmherzigkeit, und 
ed wäre nicht etwa eine vollfommene Einrihtung, wenn die 
Begnadigung danach auch einer ähnlichen Nothwendigfeit wie 
die Gerechtigfeit unterworfen und einer Behörde, die da an 
Normen gebunden ift, ftatt de8 Souveränd anvertraut oder 
doh an ihr Gutachten gebunden würde. Daß die Gnade 
nicht ein bloßes Mittel für die materielle Gerechtigkeit gegen 
das formelle Recht ift, erhellt auch ſchon daraus, daß bei freu- 
digen öffentlichen Ereigniffen Gnade geübt zu werden pflegt 
und unjer fittliche8 Gefühl daran nicht Anftop nimmt. Nach 
den Standpunkt der Gerechtigkeit, audy der nıateriellen, wenn 
die Gnade bloß auf ihr berubte, müßte man fragen: was bat 
die Geburt eined Kronprinzen oder der Sieg über den Feind 
mit Schuld und Strafe dieſes Verbrecherd zu fchaffen? — 


Berichtigung. 
Seite 553 Zeile 8 lies hört flatt Tief. 


Beilage. 


Nede über das Steuerveriweigerungsrecht. 
(Sn der 55. Sitzung der 1. Kammer am 16. Oltober 1849.) 


Der Artikel 108 der Berfaffungs-Urkunde von 5. December 1848 
(Art. 109 der jeßigen Verf.⸗Urk.) beftimmt: „Die beftehbenden Steuern 
und Abgaben werden forterhoben, und alle Beftimmungen der be- 
ftehenden Geſetzbücher, einzelner Gefete und Verordnungen, weldhe der 
gegenwärtigen Berfaffung nicht zumwiderlaufen, bleiben in Kraft, bis fie 
durch ein Gejeß abgeändert werden.” Diejer Artikel wurde vom 
erften Augenblid der Verkündung der Berfaffung an als eine Berletung 
des oberften conftitutionellen Grundſatzes der parlamentarifchen Steuer: 
verweigerung auf das Lebhaftefte beftritten. Die zweite Kammer, die ihn 
bei der Revifion der Berfaffung zuerft diskutirte, befhloß in ihrer Ziften 
Situng die Streihung defjelben, foweit er auf die Steuern und Abgaben 
ſich bezieht, nicht ohne den geiftig gewichtigen Widerftand einer Minorität 
(fiehe die Rede des Grafen Arnin-Boißenburg in diefer Situng). 
Die Kommiffion der erften Kanımer begutachtete, dieſem Beſchluß beizır- 
treten. Geringfügige Conceffionen follten der Regierung gemadt werden: 
Fortdauer des Budgets, bis die beiden Kammern fich einigen, und falls 
die Regierung fid) nicht mit ihnen einigt, noch auf ein Iahr. Das war 
die Situation, unter welder die nachſtehende Rede gehalten wurde. Sie 
bezieht fi) zu einem großen Theil auf die vorausgegangenen Reden gegen 
und die Rede Walter s fir dem Artikel. Ich gebe fie hier noch ale 
Beilage, weil fie die Erörterung über das Recht der jährlichen Stener- 
verweigerung an ihrem eigenen Faden vollftändig durchführt, und weil fie 
meine immer behauptete Weberzeugung zur Anwendung bringt: daß, Yaı- 
desvertretung vorausgeſetzt, in unſerer Zeit die confervative Lofung nicht 
ftändifch gegen vepräfentativ, fondern monardifch gegen par- 
lamentarifch ſeyn muß. 


Meine Herren! Das Recht, welches nıan dur dic Streihung des 
Art. 108 für die Kammern erftrebt, ift ein Hecht, nicht neue Steuern zu 
bewilligen, fondern die ſämmtlichen beftehenden Steuern jährlid) nen zu 
bewilligen, was denn in fih auch das Recht fchließt, die ſämmtlichen 
Steuern jährlich zu verweigern. Und es ift nicht blos ein Recht der 
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nen die Kammern nit der Regierung genug Berlegenheiten bereiten 
durch ihre Snterpellationen, durch ihre öffentlichen Verhandlungen? Haben 
fie nicht die Tagespreffe und das Schwurgericht zu Bundesgenoffen? Lind 
ift nicht das Alles getragen durch die Öffentliche Meinung, die fchon an 
fih und ohne das eine unberehenbare Macht ift? Dem Allen gegenüber 
wird eine legale Regierung unmöglich einen dauernden und von ihr felbfl 
verjchuldeten Zwieſpalt mit den Kammern zu unterhalten vermögen, fie 
wird nicht vermögen, Petitionen und Anträge der Stände ohne Grund 
unberückſichtigt zu Taffen, fondern fie wird vielmehr genöthigt fein, die 
Kammern bei gutem Willen zu erhalten. Ohne Steuerverweigerung wird 
zwar ein Minifterium, das unvolksthümlich Scheint, nicht fofort auf eine 
Adreffe der Kammern abtreten müffen, aber ein Minifterium, das wirklich 
unvolksthümlich ift, wird für die Dauer vom Könige nicht gehalten werden 
fönnen. Das bei einer legalen Regierung. Einer illegalen Regierung 
aber gegenüber, welche die Verfaffung brechen will, ſich nicht an fie kehrt, 
wird aud die Stenerverweigerung nicht ausreichen, und fagt man, gerade 
für diefen änßerften Fall folle fie eintreten, fo ift es daffelbe, als fagte 
man, es folle die Revolution eintreten, denn der illegalen Regierung gegen- 
über wird die Steuervermweigerung nothiwendig zur Revolution führen, und 
wenn ein anderer Redner fagte, lieber für ſolchen Fall die bewilligten 
Steuern ablaufen laſſen, als darauf zu verweijen, daß man die Fäuſte er- 
hebe, fo leugne ich das, denn die Fänſte zu erheben, fieht Jedermann ale 
etwas Unrechtes an, ja, wird von den Meiften abfolut verworfen, die 
Steuervermweigerung dagegen wird leicht als ein ganz regelrechtes Mittel 
gegen die Negierung betrachtet, fie macht nit den Eindrud der Revolu⸗ 
tion. Ja, e8 fönnte Teiht für fie Iemand den Ausſpruch Chathams, der 
heute bier angeführt wurde, anrufen: Was ih mir felbft erworben 
habe, darüber habe id) allein zu verfligen, und wenn id) der Regierung 
feine Steuern entrichte, jo ift das meine Sade, ich begehe damit feine 
Gewaltthat, fein Berbrechen. — Umgekehrt nun mit dem Rechte der Steuer- 
bermweigerung ift die Regierung ohne Macht über die Kammern, ohne 
Macht im Lande. Was hätte fic diefer alles niederwerfenden Gewalt noch 
entgegen zu ftellen? Dan fagt, das Heer. Eine legale Regierung bedarf 
aber eben der Steuern für das Heer. Es fteht niht Heer und Urkunde 
einander gegenüber, wie ein Redner es darftellte, es fteht gegenüber Heer 
und Geld, und ohne Geld giebt e8 auch fein Heer. Es folle, will der- 
jelbe Redner, durch diefes Recht Uebereinſtimmung zwifchen Regierung und 
Bolfsvertretern erzielt werden, fie wird aber dann nur dadurch erzielt, 
daß die Regierung thun muß, was die Volksvertretung fordert. Hat fie 
denn irgend noch einen Beweggrund, auf den Willen der Regierung ein- 
zugehen, wenn fie die ganze Negierung in ihrem Solde hat, und zwar 
auf jährliche Kilndigung? Ohne das, wurde gefagt, find die Anträge der 
Kammern blos Petitionen. Das heißt doch eben, die Kegierung muß fie 
nit abjolut gewähren; es ift alfo die Abſicht, daß die Negierung die 
Anträge der Kammern abjolut folle genehmigen müſſen, und was bleibt 
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der König der bloße Bollziehungs-Beamte der Wähler, der bloße gehor- 
fame Unterthban des fouverainen Volks. Das ift zuletzt der Kern der 
Sache. 

Darum kann man immerhin alle die Befugniſſe und Prärogative der 
Krone einräumen, das abfolute Veto, den Oberbefehl über das Heer, felbft 
über das nicht auf die Verfaſſung vereidigte Heer, die Ernennung der 
Beamten — mit der Stenerverweigerung hat man dennoch die Regierung 
in Händen, denn fie kann alle diefe Befugniffe nicht anders gebrauchen, 
denn eben nad dem Winke der Kammer. Sanctionirt fie nicht die bean- 
tragten Gefege, nimmt fie nicht die gewilnfchten Minifter oder gehordht fie 
diefen nicht, man befigt, wodurch man fie zwingen fann. Mein verehrter 
Herr Kollege hat Ihnen heute die Unterfchiede zwifchen dem abjoluten 
Beto des Königs und der Steuerverweigerung der Kammer auseinander: 
geſetzt. Dieſe Parallele ift wohl ohnedies erft aufgelommen, feitdem Die 
Urwähler ſich mit der conftitutionellen Theorie befchäftigen. Ich habe 
nod einen anderen Unterſchied Hinzuzufligen, den nämlich, daß das abjo- 
Inte Veto des Königs nicht gebraucht werden kann, dagegen das Recht der 
Stenerweigerung unter allen Umftänden in Anwendung kommen kann. 
Das abfolute Beto des Königs ift die ungeladene Piftole, das Steuerper- 
weigeruugsrecht ift die geladene Biftole. 

Wie die conftitutionelle Monardie in vielen Geiftern ſich abfpiegelt, 
ift der conftitutionelle König in der That blos ein Automat, den die Kam- 
mern ‚an dem unfichtbaren Faden der drohenden Steuerverweigerung in 
Bewegung jeten, der aber das Ausfehen hat, als wäre er ein fich jelbft 
beftimmender Menich, ja, ein freier Herriher. Es kann aber aud in der 
Wirklichkeit jo kommen, ja, e8 wird nicht unwahrjheinlicher Weife fo kom⸗ 
men. Ich gebe zu, die Kammern werden nidht bei jedem Konflikte und 
nicht für jeden Wunſch zu ihrem Donnerkeil greifen, gewiß aber werden 
fie zu ihrem Donnerkeil greifen filr die Durchſetzung des Prinzips, näm⸗ 
lid) des Grundſatzes, daß die Krone der Maiorität der Kaınmern fchledt- 
bin gehorjamen müſſe und gehorſamen werde. Das war der Gang in 
allen conftitutionellen Staaten mit Steuerverweigerung. Darım hat man 
e8 leicht, fi) darauf zus berufen, e8 werde ja nirgend in conftitutionellen 
Staaten von dem Stenerverweigerungsredte Gebrauh gemadt. Die 
Sache verhält fi) aber jo: es wird diejes Recht nur dann oder nur von 
dem Momente an nirgend gebraudht, wo die Krone fid dem Willen der 
Kammer gefangen gegeben hat, denn dann ift es eben nicht mehr nöthig, 
von ihm Gebraud) zu machen. Als Karl X. fi) weigerte, das unpopu- 
faire Minifterinm zu entlaffen, da drohten ihm die Kammer-Oppofition 
und die Preffe mit Steuerverweigerung ; das drängte ihn zu feinen Ordon- 
nanzen, die ihm den Thron Eofteten. Dagegen ſeitdem Ludwig Philipp 
förmlich und vehtlih die Obergewalt der Kammern anerlannte, denen er 
fein königliches Anſehen mehr entgegeuftellte, jondern blos die unkönigliche 
Intrigue, feitdent dachte man in Frankreich allerdings nicht mehr an das 
Steuerverweigerungsrecht. Wenn das Königthum befiegt ift, hängt man 
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die fiegreihe Waffe müßig in die Halle. Darum ift der Art. 108 bie 
Scheidelinie zwiſchen Scheinfünigthum und eingefhränktem Königthum, die 
Scheidelinie zwiſchen conftitutioneller Monarchie und verhüllter Republik. 

Darum, wenn das Geſetz vom 6. April wirklich das Steuerverweige⸗ 
rungsrecht in diefem Sinne enthielte, was in feiner allgemeinen Faſſung 
durchaus nicht liegt; fo jehr ih in allem Anderen dieſes Gefeß aner- 
fenne, in diefem Punkte könnte ich es nicht. Ich könnte als ein Vertreter 
des preußifchen Volkes die Erfüllung der Verheißung nicht acceptiren, 
durch welde der König das Scepter feiner Gewalt in andere Hände legte, 
und jo dem Volke feinen bedeutungsvollftien Schirm entzöge und das Fand 
jeinem Schickſale überließe. Ich könnte numöglid einwilligen, daß das 
Volk, weldyes die Revolution nicht gemacht und nicht gewollt hat, in fol- 
dem Grade für die Schuld derjenigen büße, welche fie gemacht haben. 

Es ift kaum dem nachzufolgen, wie man für die gegenwärtige Frage 
auf das uralte und allgemeine gerinanifche Recht der Steuerbewilligung, 
namentlih der deutſchen Landftände fi) berufen konnte Das ift eine 
ganz andere Sache. Dort handelte es fi) um einzelne Steuern, die nicht 
als integrivender Beftandtheil in einem wohlgeordueten Staatshaushalt 
eingriffen, die nicht durch Herkommen und Geſetz firirt waren, den diefe 
fonnten nirgend verweigert werden; in England nicht, und in Deutſchlaud 
nicht. Hier dagegen handelt es fih um Verweigerung des ganzen Staats» 
hanshaltse. Damals war e8 darum zu than, einen finanziellen Drud des 
Fürften abzuwehren, jebt, eine politijhe Gewalt zu erobern. Darum mag 
man fich nicht darliber täufchen, auf eine Erleichterung der Abgaben iſt 
e8 bei Streihung des Artifels 108 nit abgejehen, an eine folde denkt 
Niemand und kann Niemand denken; jondern es handelt ſich darum, wo 
die Gewalt im Staate ihren Sit; haben foll, wer die Minifter zu ernen⸗ 
nen, wer das Regierungsſyſtem zu beftimmen babe, ob König oder Kam- 
mern? Das ift die einfache Frage. 

Man hat nun Moderationen angebracht. Die Beſprechung der üibri- 
gen verfpare ich auf die fpecielle Debatte, jett führe ich nur die eine an, 
daß beide Kammern nur gemeinjam follen die Steuern verweigern können. 
Das Tiegt allerdings in der Natur unferer Kammern, da fie beide Wahl- 
kammern find. Allein das Ichilt die Krone nicht. Ob das Schwert über 
dem Haupte d38 Damokles an einem Haare oder an zwei Haaren hängt, 
wird feinen großen Unterſchied machen. Jedenfalls ift auch danad) die 
Allgewalt immer bei der VBollsvertretung. Wie leicht, ja wie gewöhnlich 
ift e8 eine und diefelbe Partei, die in beiden Kammern prävalirt. Wenn 
das nun aber eine ſolche Partei ift, die nicht, wie mein Vorredner jagte, 
das Land in den Abgrund ſtürzt, fondern die gemäßigt und befonnen es 
Schritt vor Schritt in den Abgrund führt, dann wilrde die Auflöfung 
um fo weniger helfen, da foldes nicht Iedem einleuchtet. Da hätte daher 
die Krone nichts Anderes zu thin, als conftitutionell gewiflenhaft dem 
feierlichen Grabzuge zu folgen. Dann aber wird das Steuerverweigerungs- 
recht feine verderblie Wirkung auf die Kanımern felbft in gleicher Weile 
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haben, mag es nun beiden zugleich oder jeder allein zulommen. Der Ber- 
ſuchung, welche in fo uuumfchränkter Macht Tiegt, würde auch die befte 
"Kammer nicht widerfiehen. Es ift deshalb dies Recht nicht ein Ventil, 
um den Unmuth gegen die Regierung abzuleiten, fondern eine Pumpe, um 
den Unmuth anzufammeln. Er erzeugt ſich amı Teichteften bei dem Gefühle 
der Weberlegenheit. Ich rechne dabei keineswegs auf ſchlechte Kanımern, 
und habe dabei nicht blos den Mifbraud im Auge. Sondern e8 ift ein 
Naturgefeß, wo Sie eine Kraft feten, da wird fie nicht ftill ftehen, bis fie 
das ganze Gebiet, auf das fie reicht, auch eingenommen bat. So kann 
ein mädtiger Staat gegenüber einem ſchwachen Staate, z. B. Rußland 
gegenüber der Pforte, wenn nicht dritte Mächte hindernd eintreten, diefen 
Heineren Staat gar nicht nnerobert laffen. Ebenſo können aber aud 
Kammern mit Steuerverweigerungsredt die Krone nicht ununterworfen 
laffen; fie müſſen dies nad dem Naturgefeke. 

Allem’ diefem wird nun aber entgegengefett, das Stenerverweigerungs- 
recht gehöre nothwendig zum conftitutionellen Syftem. Dies bat 
fih nun einmal feftgejeßt und wird allen Beweisgründen entgegenhalten 
als inappellable Autorität, und daher kommt es, daß aud Männer von 
der entichiedenften monarchiſchen Abficht in das willigen, was den Erfolge 
nad die Monardie aufhebt. Es ift, als wenn Gott in die Herzen der 
Menihen mit Flammenfchrift die Worte gefchrieben hätte: „conftitutionelles 
Syſtem“, als höchſtes Gebot, und es nun blos darauf anfomme, anszu- 
mitteln, was fie bedeuten. 

Wenn das Steuerperweigerungsrecht wirklich zum conftitutionellen 
Syſtem gehörte, jo wiirde ich mid) erdreiften, dieſes Syftem felbft als 
unvernänftig zu beftreiten, allein e8 gehört nicht dazu, und dieſes darzu- 
thun, geftatten Sie mir noch eine längere Ausführung. 

Die conftitutionelle Monardie hat einen doppelten Gegenfag: 
die abfolute und die ſtändiſche Monardie. Fällt nun unſere Ber- 
fafjung ohne Steuerverweigerung in das Eine oder das Andere? Ich 
glaube, in keines von beiden. Wo Kammern jährlich berufen werden 
müffen, wo fie die Zuftimmung zu allen Gejeten, zu allen Abänderungen 
des Staatshaushalts,; die Anklage der Minifter haben, da ift weder abfo- 
Inte, noch ftändifche, fondern conftitutionele Monardie. Ja im Gegen- 
theil, die Steuerverweigerung gehört nur dem ftändifchen Syſtem an und 
widerjpricht dem wahren conftitutionellen. Wo das ftändifhe Syſtem in 
feiner fchärfften Ausprägung beftand, da waren die Steuern, die herfömm- 
lihen ausgenommen, Sade der ftändifchen Willkür; aber daflir waren 
aud die Dormainen und Regalien Sache der fürftliden Willkür. Die 
Stände konnten zum Fürften fagen: wir wollen die Steuern einmal nicht 
bewilligen, wo Du Soldaten und Beamte herbelommft, da fiehe Du zu! 
Aber der Fürft konnte auch zu den Ständen fagen: Ich will einmal meine 
Domainen und Regalien nicht für die Landftraßen und Schulen verwenden, 
jondern fiir meine Jagden und Thierhetzen und die Verſchönerung meines 
Parks. Beides muß im conflitutionellen Syſtem fallen; der Fürft darf 
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Charakter und eine andere Wirkung. In England ift das Steuerverwei⸗ 
gerungstecdht ein unbeabficgtigter Heft des Mittelalters; auf dem Feftlande 
ward es das beabfihtige Mittel der Nevolution, das beabfidhtigte Mittel 
der Herabdriüdung der Könige. 

Man made fi nur Har, was in diefer ganzen Einrichtung liegt. 
Unter den jetigen Perhältniffen des Staatshaushaltes heißt das Steuer: 
vermweigerungsrehht nichts Anderes, als daß das Volk zu feinen Könige. 
ſpricht: Du mußt als Erelutivgewalt für das Heer, fiir Beamte, fir die 
Polizei, fir die Rechtspflege forgen, das ift Deine Pfliht; aber ob wir 
Dir die Mittel dazu gewähren, das ift in unferem Belieben. 9a, wollte 
man es formuliren, fo müßte man den Art. 108 ftehen lafien und nod 
meinen Vorſchlag über das ordentlihe Budget annehmen und dagegen 
einen neuen Artikel in die Verfaſſung aufnehmen, des Inhalte: „wenn 
die Kammer es beſchließt, jo muß das Minifterium abtreten und das Rr- 
gierungsfyftenn geändert werden. Uber die Krone hat den zweimaligen 
Appell an das Bolt.“ 

Ich will aber nicht mehr von dem Verhältniß der Krone ſprechen, 
fondern von dem Berhältnig des Staates und des Volkes, und da frage 
ih, wo, außer England, ein Staat Beftand und Gedeihen hatte unter dem 
conſtitutionellen Syſtem, welchen die Stenerverweigerung zu Grunde liegt? 
Sind nicht Franfreih, Spanien, Portugal, Neapel damit in das gräß- 
lihfte Elend gerathen? Das Meine Belgien, was bis jett nicht einmal 
die Probe der Regierung eines einzigen Königs überſtanden hat, wird 
man nicht als cin Beiſpiel anflihren wollen. Ueberdies finft der belgiſche 
Staat vielleicht nur deshalb nit zuſammen, weil ihn die fatholifche 
Kirche beim Arme Halt und ihm die Eiferfucht gegen die Nahbarftaaten 
als ein Ladeftod im Leibe ftedt. 

An England ift es bekanntlich jene mächtige in ſich geichloffene Arifto- 
fratie, auf welche dev Schwerpunkt der Gewalt vom Könige übergegangen 
if. Sie gewährt die Birgfchaften der Macht und der Ordnung, die fonft 
im König liegt, fie hevricht in beiden Häuſern und im Rande, fie bewilligt 
darum nur fid) felbft die Steuern, und es ift feine Gefahr, daß fic fi 
diejelben je verweigern werde. Ich frage aber, meine Herren, haben wir 
eine englifche Volkevertretung, daß wir uns mit einem König nad) eng- 
Yifher Weife begnügen könnten. Was haben wir überhaupt fiir eine Re- 
präfentation? Wir wiffen es jelbft nicht. 

Wird künftig unfre erfte Kammer aus den Yünfhundert-Thaler-Män- 
nern hervorgehen, oder aus den Provinzial - Vertretern, deren Unterlage 
uns noch unbekannt it? Wird die zweite Kammer hervorgehen aus dem 
Wahlgeſetz der drei Klaffen, mit dem wir bis jeßt erft ein Erperiment, 
und zwar unter dem Wegbleiben der Demokratie, gemacht haben? Wer: 
den beide Wahlgeſetze künftig denfelben Erfolg haben, wie jeßt, nad} der vor: 
angegangenen Anardie? Wird unfere Weisheit im Stande fein, ein Wahl: 
geleß zu finden, welches wirklich den Extrakt der Iutelligenz und der gu- 
ten Gefinnung ans dem preußiichen Volke heraushebt, oder werden wir 
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bei der Nivellirung aller Zuftände und dem herrfchenden Widerwillen ge- 
gen Alles, was ſich über der Fläche emporhebt, unjere Weisheit fir un- 
zureihend erflären müffen? Alles dies Tiegt im Nebel. Und diefem un- 
beftimmten, unbefannten Etwas, das wir die Repräfentation des preufi- 
ihen Volkes nennen, wollen Sie ein fo erorbitantes Recht einräumen, 
blos deshalb, weil das vielhundertjährige, felfenfefte, in feinem ganzen 
Wollen und Thun befannte englifche Parlament es befitt? 

Aber noh mehr! So ungewiß fonft unfere fünftige Repräfentation 
ift, das ift gewiß: das demokratiſche Element werden Sie ans ihr nit 
mehr verdrängen. Das Stimmredht jedes felbftftändigen Preußen wird 
ftehen bleiben, und viel ariftolratiiher werden Sie das Wahlgele nicht 
machen, und nun bedenken Sie wohl, meine Herren, dieje ganze conftitu- 
tionelle Syftem mit Struerverweigerung ift anfgelommen, als Ariftofratie 
oder Bourgeoiſie gegen die Krone kämpften, uud in diefem Augenblice 
tritt der zahllofe Stand der Beſitzloſen in die parlamentarifche Arena ein. 
Der Streit der Tory’s und Wighs, diefer ariftofratifhen Parteien Eng- 
lands, iſt ein bloßes ritterlihes Turnier, und jene parlamentarifchen 
Kegeln, daß die Minifter abtreten, wenn ihnen eine Stimme im Hauſe 
fehlt und was fouft hierher gehört, find nur die Gelege dieſes Turniers, 
und mit diefen Turniergefegen wollen Cie anslommen bei uns, wo ein 
Krieg der Parteien geführt wird, ja, vielleicht ein Vernichtungskrieg? 

Wie wird diefe zahlreiche Klaffe des Volkes und ihre Bertreter das 
Stenervermweigerungsreht gebraudhen? Wir haben ein Beijpiel in einem 
Falle erlebt, wo fie dies Recht noch gar nicht hatten. Meint man, wenn 
dies Recht erft legalifirt ift, werde e8 weniger gebraucht werden? 

Es wird die demokratiſche Bewegung nicht ftill ftehen, fo lange nicht 
ihr Ideal erfitllt ift, fo lange nicht die Morgenröthe ihrer Freiheit wie 
über Deffau, fo über ganz Deutfchland aufgegangen ift, und wird fie, fo 
lange auch nur eine Konzelfion noch rückſtändig ift, es unterlaffen, von 
einem foldhen Gewaltmittel Gebrauch zu mahen? Iſt etwa die Belchei- 
dung der Erbfehler der Demokratie? Darum, meine Herren, wenn Gie 
jett die Stenerverweigerung beichließen, fo beſchließen Sie nicht, wie etwa 
vor 30 und 40 Jahren, die conftitutionelle Monardie, fondern Sie be- 
Ichließen die Demokratie. 

Man fche wie die Dinge ftchen: die Bewegung, die im vergangenen 
Jahre uns in die Anardie ftürzte, ift nicht erlofchen, fie ift nur nieder- 
gehalten durch die Macht des Heeres; man fehe auf die Klubs, auf die 
politiſchen Afjociationen, auf die Tagesprefle, und man wird etwas zweifel- 
haft werden, ob jene „Kinderkrankheiten” der Freiheit wirklich überſtanden 
find. Ja, Deutichland wie Frankreich ift in der Gefahr einer allgemeinen 
Auflöfung, eines Zerfalles. Es ift, ald wenn uns der Marasmus drohte 
und ich weiß nidht, ob man den Marasmus zu den „Kinderfrantheiten“ 
rechnet. Wie mag man an einer Theorie fefthalten, welche vor 30 Jah⸗ 
ren zur Ausbildung gelommen ift, uud die Augen dagegen verfchließen, 
dag die Berhältniffe nun fo ganz andere geworben find? Die Flamme 
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ergreift ſchon unfere Kleider und wir fragen, wie jener fpanifche König 
nad) der Etikette, ob denn das conftitutionelle Syftem es auch erlaube, 
daß wir löſchen? 

Meine Herren! Es find jetst fechzig Tahre, daß von Frankreich aus 
das conftitutionele Syftem, welchem die Steuerverweigerung obligat ift, 
die Runde über Europa macht. Was man dabei von Theilung der Ge- 
walten und dergleichen jpricht, ift blos theoretifcher Kram. Die praftifche 
Effenz diefes Syſtemes ift nichts Anderes ale die Sonverainetät der 
Bourgeoifie, mwelder der Bürgerfönig blos Organ und Diener fein 
fol, das wollte Neder, welder der. Revolution erlag, das wollte die 
Oppofition von 1815 bis 1830, das glaubte man 1830 mit dem Inli— 
Königthum erreicht. Es ift das jenes Syſtem, das alle ftabilen Elemente 
Englands verjhmähte, die Ariftofratie, das Hiftorifche Hecht, die Macht 
der Kirche, und nur das Eine von England annahm, was mich eben das 
Schlechteſte dilnft, die Entfräftung des Königthums, die es noch übertrich. 
Es hat diejes Syſtem ethifh Feine Rechtfertigung, und natürlich feine 
Möglichkeit. Es ift die einzige Verfaſſung, von der man die Verficherung 
gab, daf fie eine Wahrheit werden folle, weil e8 die einzige ift, die nie— 
mals eine Wahrheit werden kann. Ihre Unmwahrheit konnte der Bürger: 
könig nur dadnrch neutralifiven, daß er ihr eine andere Unmwahrheit ent- 
gegenftellte, nämlich die Korruption der Bolfsvertretung. Jetzt ift dies 
Syftem thatſächlich nicht mehr auszuführen, weil die befitlofen Klaffen fich 
bereits in den Mitbefig mit dem Mittelftande gefett haben, und es ift fitt- 
lich gerichtet dur die gewaltige Nemefis, welche über das franzöſiſche 
Bolt ergangen. In dieſem Augenblick num follte e8 für uns gerathen 
fein, diefes Syftem als Modell für uns aufzuftellen und gerade in feinem 
gefährlichften Punkte? Es ift das conftitutionelle Syften in diefem Sinn, 
ih ſpreche es aus, ein ſechzigiähriger Irrthum Europa’s. Laffen Sie uns 
denjelben brehen! Heute ift der Tag, an welchem die große Völkerſchlacht 
begann, welche die Tyrannei der franzöfiihen Waffenmacht zerbradı. 
Möchte heute and der Tag fein, wo e8 gelänge, die Tyrannei der fran- 
zöfiihen Irrthümer zu zerbrechen ! 

Meine Herren! Befeftigen Sic die Autonomie des Volks in allen 
feinen Kreifen gegenüber einem mechanischen und ansgetrockneten Büreau— 
kratismus, befeftigen Sie die öffentlihe Ordnung dur die Zuftimmung 
der Rammern zu den Geſetzen, dur die Kontrole des Staatshaushalts, 
durch die Gewähr, daß der König nirgends perjönlich Heraustrete, fondern 
nur unter der Aegide der verantwortlichen Deinifter! Aber gewähren 
Sie auch der Krone die Stellung, die ihr gebührt, die Stellung einer ers 
habenen Macht, die nicht von jährlicher Bewilligung abhängt. Machen 
Sie nit aus dem Könige don Gottes Gnaden einen König von Onaden 
der Kammern. Es wird die Frucht haben, daß die Krone nit wie in 
anderen conftitutionellen Staaten in den Yall kommt, die Kammern zu 
forrumpiren; e8 wird die Frucht haben, daß die Krone ein mächtiger 
Schirm, ja, der allein möglide Schirm dem Lande ift gegen den nad» 
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drängenden Demofratismus und Kommunismus, und e8 wird die Frucht 
haben, da8 in der Heilighaltung des Königlichen Rechts die Heilighaltung 
aller Rechte und alles Befiges im Lande verbürgt ift. 

Eine alte Wahrheit jagt, daß man Reiche durd eben die Mittel ers 
hält, durch welche fie gegründet worden. Nun der preußiiche Staat ift 
gegründet und ift groß geworden durd Fürften von erhabener Herrſcher⸗ 
ſtellung, um welde fih das Volk fchaarte, nicht in mechaniſchem Gehor- 
ſam, fondern in freier Begeifterung; freie Begeifterung erichwang die 
Laften des fiebenjährigen Krieges; freie Begeifterung erhob fih in den 
Sahren 1813 bis 1815. Bewahren Sie diefes edle Band geiftig ſittlicher 
Abhängigkeit vom Volke, in welchem Preußens Könige immer geftanden 
haben und immer ftehen follen; wandeln Sie e8 nit um in das niedrige 
Band einer, finanziellen Abhängigkeit! 

Die Krone fteht wahrlich nicht fo dem Lande gegenüber, wie im ver» 
gangenen Jahrhundert in Frankreich mit zerrütteten Finanzen, mit desor- 
ganifirtem Heere, mit geſchwächtem Anjehen in Europa. Nein, fie darf 
fagen, fie bat den ganzen Schatz von Wohlftand, von Macht und Ehre, 
den fie von den Vorfahren überkommen, treu gepflegt und möglichſt ver- 
mehrt. Warum wollen wir uns denn nicht begnügen bei der Erweiterung 
der Volksrechte, bei dem mächtigen Yortichritte, welche unjere Berfaflung 
außerdem enthält. Iſt doch felbft ihre Tragweite gar nicht zu berechnen. 
Warum wollen wir dazu greifen, das Fundament felbft zu erſchüttern und 
den Schwerpunft der Macht anderwärts Hin zu verlegen. Sind wir in 
der Lage eines Berzweifelten, daß wir zu jolhem Wagniß greifen müßten? 

Meine Herren! Bewahren Sie dem König die Königliche Stellung. 
Während jett alle politiihen Elemente flüffig und im Gährungsprozeß 
find, fteht num der Thron feft, wie ein Kels im Meer, der den Stürmen 
trogt. Erhalten Sie ihm diefe Feftigkeit. Er ift der Hort, der Preußen 
retten wird in den gefahrvollen Zeiten, denen wir entgegengehen. Er ift 
die Befte, in welcher Dentſchland, das zerfplitterte, von Auflöfung bedrohte 
Dentſchland fi) dennoh jammeln muß; e8 wird nit anders kommen. 
Behalten Sie den Artikel 108. 


Drud von 3. #4. Starde In Berlin. 














